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Die  rechtliche  Natur  der  Biocicade. 

Von  Dr.  jnr.  Helnricli  Pohl,  Bonn. 

In  der  Völkerrechtswissenschaft,  besonders  in  der  zurzeit 
im  Vordergrunde  des  Interesses  stehenden  Lehre  vom  Seekriege, 
fehlt  es  in  den  meisten  Fragen  noch  an  festen  Stützpunkten, 
von  denen  aus  sich  die  Richtlinien  ffir  die  Lösung  der  zahl- 
reichen Streitfragen  gewinnen  ließen.  Unverkennbar  groß  ist 
die  Bedeutung  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  16.  4.  1856, 
von  unschätzbarem  Werte  das  Haager  Abkommen,  betreffend 
die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  vom 
22.  8.  1864  auf  den  Seekrieg.  So  sehr  aber  auch  beide  Er- 
rungenschaften, namentlich  die  letztere,  im  Interesse  der  Be- 
schränkung der  Schrecken  und  Schäden  des  Seekrieges  und  im 
Interesse  seiner  Humanisierung  zu  begrüßen  sind,  —  die  Will- 
kür im  Seekriegsrecht  ist  noch  groß.  Und  selbst  das  Wenige, 
was  bisher  erreicht  worden  ist,  wie  unfertig  ist  es  noch !  „Das 
Seerecht  besitzt  noch  zahlreiche  Lücken,  welche,  wie  die  Ver- 
hältnisse heute  liegen,  in  kritischen  Augenblicken  nur  zu  oft 
durch  Seemacht  ausgefüllt  zu  werden  pflegen.  Mit  einem 
Wort,  auf  dem  Gebiete  des  Seerechts  ist  der  Machtstandpunkt 
noch  lange  nicht  überwunden  worden  durch  den  Rechtsstand- 
punkt." i) 

Auch  die  Pariser  Seerechtsdeklaration,  die  dem  Nicht- 
eingeweihten  auf  den  ersten  Blick  klar  und  einfach  erscheinen 
mag, .  birgt  in  ihren  knappen  Sätzen  der  Zweifel  gar  viele  und 
ließ  manch  klaffende  Lücke.  Die  Folgezeit  hat  gelehrt,  daß 
sich  ernste  Schwierigkeiten  und  selbst  Konflikte  trotz  der  feier- 


^)  Ans  der  Rede  des  Staatssekretärs  des  Aaswärtigen  Amts  Graf 
V.  Büloto  in  der  Reicbstagsitzung  vom  19.  1.  00  lieber  diese  hochbedent- 
same  Kundgebung  s.  Niemeyer  in  der  DJZ  vom  1.  2.  00. 
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2  Pohl, 

liehen  Erklärungen  von  1856  wiederholt  einstellen  mußten,  daß 
die  Ungewißheit  in  den  durch  sie  geregelten  seerechtlichen 
Fragen  keineswegs  beseitigt  ist.  Hinsichtlich  der  Kaperei, 
von  der  die  Deklaration  sagt:  „sie  ist  und  bleibt  abgeschafft^, 
hat  es  an  Meinungsverschiedenheiten  und  leidenschaftlichen 
Erörterungen  auch  in  den  letzten  fänfzig  Jahren  nicht  gefehlt ; 
es  sei  nur  erinnert  an  die  durch  Erlaß  des  Königs  von  Preußen 
vom  24.  7.  1870  angeordnete  Einrichtung  einer  freiwilligen 
Seewehr,  die  allerdings  nicht  ins  Leben  getreten  ist.  Franzö- 
sischerseits  bezeichnete  man  eine  solche  Seewehr  als  organisierte 
Kaperei,  als  dem  Art.  1  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  stracks 
zuwiderlaufend.  Ob  mit  Recht,  kann  hier  nicht  untersucht 
werden;  jedenfalls  ist  die  weitere  Entwicklung  nicht  der 
französischen  Auffassung  entsprechende  Wege  gegangen.  Art.  2 
und  3  —  „Die  neutrale  Flagge  deckt  das  feindliche  Gut,  mit 
Ausnahme  der  Kriegskontrebande"  und  „Neutrales  Gut  unter 
feindlicher  Flagge,  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande,  darf 
nicht  mit  Beschlag  belegt  werden"  —  sind  Stückwerk,  da  der 
Begriff  der  Kriegskontrebande  nicht  bestimmt  worden  ist. 
Eecht  lakonisch  ist  auch  der  vierte,  die  Blockade  betreffende 
Ausspruch:  „Die  Blockaden  müssen,  um  rechtsverbindlich  zu 
sein,  wirksam  sein,  das  heißt,  durch  eine  Streitmacht  aufrecht 
erhalten  werden,  welche  hinreicht,  um  den  Zugang  zur  Küste 
des  Feindes  wirklich  zu  verhindern."  Wenn  darin  ein  großer 
Fortschritt  enthalten  ist,  so  ist  es  der,  daß  das  seegewaltige 
England  daran  Anteil  hat.  Im  übrigen  waren  bereits  viele 
Jahrzehnte  früher  viel  weitergehende  partikuläre  Völkerrechts- 
Sätze  über  die  Blockade  in  Geltung  gewesen.  Die  Deklaration 
an  die  Höfe  von  London,  Versailles  und  Madrid  vom  28.  2. 1780  *) 

^)  Siehe  hierüber  and  zum  Folgenden  insbesondere:  Bergbohm^  Die 
bewaffnete  Neutralität  1780-1783.  Berlin.  1884,  S.  137,  260,  261 ;  die  groß- 
zügige Darstellung  des  Blockaderechts  von  Ferdinand  v,  Martitz  in: 
Die  Kultur  der  Gegenwart.  Heransg.  von  Paul  Hinneberg.  Des  Oesamtwerkes 
Teil  II  Abt.  VIII.  Berlin  und  Leipzig.  1906.  S.  482  ff.,  488 ff.;  Haute feuille, 
Des  droits  et  des  devoirs  des  nations  neutres  en  temps  de  guerre 
maritime,  3^  id.  t.  IL  Paris.  1868.8.  176—274;  Cauchy,  I^  droit 
maritime  international,  t.  IL  Paris.  1862.  S.  195—203,  419—428;  das 
bedeutendste  und  erschöpfende  Werk  von  Faucßiillej  Du  blocus  maritime 
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hatte  das  Prinzip  aufgestellt :  ^daß  man,  um  näher  zu  bestimmen, 
was  einen  blockierten  Hafen  charakterisiere,  diese  Bezeich- 
nung ausschließlich  in  dem  Falle  gelten  lasse,  wo  infolge  von 
Vorkehrungen  der  den  Hafen  mit  nahe  genug  herangeführten 
und  dort  verweilenden  Schiffen  attakierenden  Macht  die  Ein- 
fahrt in  denselben  mit  augenscheinlicher  Grefahr  verbunden  ist.^ 
Dazu  fügte  die  sog.  zweite  bewaffnete  Neutralität  von  1800 
noch  die  Verpflichtung  des  Kommandeurs  des  Blockade- 
geschwaders, das  neutrale  Schiff,  welches  einzulaufen  beab- 
sichtige, von  dem  Blockadezustand  des  Hafens  zu  benach- 
richtigen. Eine  russisch-englische  Konvention  vom  17.  7.  1801 
verdunkelte,  ja  man  kann  fast  sagen:  hob  den  Grundsatz  der 
Effektivität  der  Blockade  nahezu  wieder  ganz  auf.  An  Stelle 
des  Passus:  „mit  nahe  genug  herangeführten  und  dort  ver- 
weilenden Schiffen*'  fand  es  diese  Konvention  für  hinreichend, 
wenn  die  Schiffe  vor  der  Einfahrt  des  Hafens  „festliegen  oder 
sich  nahe  genug  befinden^.  Die  maßlose  Erweiterung  des 
„Blockaderechts"  in  der  Zeit  von  1800  bis  1814  beseitigte 
vorübergehend  jedes  Seekriegsrecht,  bis  man  nach  der  napoleo- 
nischen  Sturmflut  in  zahlreichen  Handelsverträgen,  an  denen 
England  nicht  teil  hatte,  wieder  auf  das  System  der  bewaff- 
neten Neutralität  zurückgriff.  Erst  die  Bundesgenossenschaft 
mit  Frankreich  im  Krimkriege  führte  eine  Aenderung  in  der 
Haltung  Englands  herbei.  Es  einigte  sich  mit  Preußen, 
Oesterreich,  Frankreich,  Rußland,  Sardinien  und  der  Pforte 
auf  den  Grundsatz  der  Effektivität  der  Blockade,  widersetzte 
sich  aber  einer  genaueren  Abgrenzung  dieses  Begriffs,  wie  sie 
in  der  Deklaration  vom  28.  2.   1780  enthalten  gewesen  war. 
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2^  id.  Paris.  1899.  8.632—653;  Per  eis,  Das  internationale  öffentliche 
Seerecht  der  Gegenwart.  2.  Aufl.  Berlin.  1903.  S.  261— 278;  weitere  Literatur 
S.  bei  Fleischmann,  Völkerrechtsquellen.  Halle  a.  S.  1905.  8.  67,  und 
bei  BonfilS'Grah,  Lehrbuch  des  Völkerrechte.  Berlin.  1904.  S.  733,  734. 

1* 
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Immerhin  ist  der  Artikel  4  der  Seerechtsdeklaration  —  im 
Hinblick  auf  Englands  Beitritt  und  darauf,  daß  er  an  sich  von 
allen  zivilisierten  Staaten  entweder  ausdrücklich  angenommen 
oder  doch  als  verbindlich  behandelt  worden  ist  ^)  — ,  richtig 
verstanden  und  nach  Treu  und  Glauben  angewendet,  der  Ab- 
schluß der  barbarischen  Zeiten  des  blocus  surpapier,  wenigstens 
sollte  und  könnte  er  es  sein.  Leider  ist  der  Grundsatz  der 
EfEektivität  in  den  folgenden  Kriegen  manchmal  verletzt, 
namentlich  auch  zu  umgehen  versucht  worden.  Auch  in  der 
Theorie  herrscht  nur  über  wenige  Konsequenzen  des  an  sich 
unbestrittenen  Prinzips  Uebereinstimmung ;  nationale  Interessen 
scheinen  es  dem  einen  oder  andern  nicht  zu  gestatten,  mit  der 
erforderlichen  Unerbittlichkeit  und  Klarheit  die  sich  auf- 
drängenden unabweisbaren  Folgerungen  zu  ziehen. 

In  kaum  einer  Frage  des  Seekriegsrechts  aber  —  abgesehen 
von  der  Kriegskontrebande  —  tut  Klarheit  so  not  wie  im 
Blockaderecht.  Denn  die  Blockade  ist  „das  gewaltigste  Kriegs- 
raittel  im  Seekriege;  freilich  nur  für  den  Starken  verwendbar, 
aber  trotz  ihrer  militärischen  Passivität  von  verheerender 
Wirkung,  da  sie  nicht  allein  den  Handel  der  Neutralen  gänzlich 
unterbindet,  sondern  das  Wirtschaftsleben  des  Feindes  in  seinem 
Marke  zu  treffen  vermag."  ''^)  Man  geht  wohl  nicht  fehl,  wenn 
man  annimmt,  daß  sich  das  Interesse  am  Seekriegsrechte  in 
nicht  allzu  ferner  Zukunft  auf  das  Blockaderecht  konzentrieren 
wird.^)  Feste,  Mißdeutung  und  Mißbrauch  nach  Möglichkeit 
ausschließende  Regeln  über  dies  wichtigste  aller  Seekriegsmittel 
sind  also  ein  erstrebenswertes  Ziel,  dessen  Erreichung  hoffentlich 
die  Arbeiten  der  bevorstehenden  zweiten  großen  Haager  Konferenz 
um  ein  gut  Stück  näher  rücken  werden.*) 

1)  V.  Martitz,  S.  484;  v.  Lisst,  Das  Völkerrecht.  4.  Aufl.  Berlin. 
1906.  S.  24  and  S.  883,  wo  die  Seerechtsdeklaration  in  Uebersetzang  mit- 
geteilt ist. 

2)  v.Martitz,  S.  488. 

•'*)  So  Cauchy,  II  419;  a.  A.  Geffcken,  im  Handbuch  des 
Völkerrechts  von  t?.  Holtzendorff.  4.  Band.  1889.  S.  770.  üeber  die 
„uiiliti  actuelle  du  blocus"  äußert  sich  in  eingehenden,  sehr  interessanten 
Ausftthrungen  Cowi?»n,  S.  269— 286. 

*)  Ihr  Programm  ist  im  Einzelnen  noch  lücht  bekannt  gegeben. 
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Eine  ersprießliche  Tätigkeit  auf  den  allem  Anschein  nach 
in  absehbarer  Zeit  zu  einer  ständigen  Einrichtung  werdenden 
internationalen  Konferenzen  hat  nicht  in  letzter  Linie  die  klare 
Erkenntnis  der  theoretischen  Grundlagen  jedes  einzelnen  Rechts- 
instituts zur  Voraussetzung.  Hier  harrt  noch  ein  ungemessenes 
Feld  der  theoretischen  Durcharbeitung.  Die  juristisch-konstruk- 
tive Durchforschung  des  Völkerrechts  in  seinen  einzelnen  Ge- 
bieten vermag  jenen,  eine  allmähliche  Kodifizierung  eines  großen 
Teiles  des  internationalen  Rechtes  verheißenden  Konferenzen 
besser  vorzuarbeiten  und  sie  nachhaltiger  zu  fördern  als  ein- 
seitig rechtsgeschichtliche  Forschung  und  Erörterung  wirtschaft- 
licher und  politischer  Streitpunkte.  Je  mehr  die  begriffsbildende 
Jurisprudenz  die  Bemeisterung  der  unabsehbaren  Menge  von 
Erscheinungen  ermöglicht,  in  desto  ruhigeren,  und  sichereren 
Bahnen  wird  sich  die  Austragung  der  Interessenkämpfe  voll- 
ziehen können.  Und  das  gilt  nicht  zuletzt  vom  Blockaderecht. 
J)rum  war's  keine  müßige  Spekulation,  kein  unfruchtbarer 
Doktrinarismus,  wenn  die  Theorie  sich  immer  wieder  dem 
Problem  zuwandte,  wie  das  Blockaderecht  juristisch  zu  kon- 
struieren sei,  auf  welchem  Fundament  das  Blockaderecht  ruhe. 
Dieser  für  den  Ausbau  des  Blockaderechts  nicht  zu  unter- 
schätzenden Arbeit  haben  sich  die  französischen  Juristen 
besonders  angelegentlich  gewidmet;  sie  behandeln  meist  im 
Anfang  ihrer  Darstellung  des  für  die  Blockade  geltenden  Rechts 
yyle  fondement  juridique  du  blociis'^.  Nur  eine  solche  Unter- 
suchung kann  dem  Blockaderecht  die  richtige  Stellung  im 
System  des  Völkerrechts  anweisen.  Klarheit  hierüber  ist  auch 
für  denjenigen  unerläßlich,  der  sich  aus  Zweckmäßigkeits- 
gründen für  die  Einstellung  des  gesamten  Blockaderechts  in 
die  Lehre  von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Neutralen 
entscheidet.  Gelingt  es,  bis  zur  Wurzel  des  Blockaderechts 
vorzudringen,  so  ist  damit  eine  einwandfreie  Entscheidung  in 
den  vielen  Zweifelsfällen  gesichert,  die  in  jedem  Kriege  in 
stets  neuen  Wendungen  auftauchen  und  rechtlich  erfaßt  sein 
wollen.  Selten  gibt  ein  nachweisbares  Gewohnheitsrecht,  noch 
seltener  staatsvertraglich  fixiertes  Recht  eine  Antwort  auf  die 
einzelne  Zweifelsfrage.    Darum  gilt's,  den  Grundgedanken,  auf 
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den  die  wenigen  unbestrittenen  Blockaderechtssätze  zurück- 
zuführen sind,  zu  erforschen  und  klar  zu  stellen. 

Die  Mehrzahl  der  englischen  Völkerrechtstheoretiker  ließ 
es  sich  bisher  überall  da,  wo  ihnen  das  materielle  Interesse 
ihres  Landes  in  Frage  zu  stehen  schien,  wenig  angelegen 
sein,  dem  Seekriegsrecht  feste  wissenschaftliche  Grundlagen  zu 
schaffen.  Namentlich  hinsichtlich  des  Blockaderechts,  seiner 
rechtlichen  Natur,  dürfte  dieser  Vorwurf  auch  heute  noch 
begründet  sein,  wenn  anders  Fauchille,  Bonfils  und 
Comp  in  uns  recht  berichten.  Sie  geben  uns  das  Urteil  wieder, 
welches  G essner  vor  42  Jahren  fällte:  „Die  Wissenschaft 
und  die  großen  Interessen  der  christlichen  Zivilisation  haben 
für  die  englischen  Publizisten,  soweit  das  Seerecht  in  Frage 
kommt,  immer  nur  eine  nebensächliche  Bedeutung  gehabt;  ihre 
Hauptsorge  ist  es,  die  Ansprüche  ihres  Vaterlandes  auf  diesem 
Rechtsgebiete  zu  verteidigen.  Selbst  die  angesehensten  neueren 
Publizisten,  wie  Wildman,  Oke  Manning^  James 
Reddie  und  Phillimore  weisen  zur  Erklärung  des  Blockade- 
rechts lediglich  auf  die  Praxis  Großbritanniens  hin",  auf  die 
Entscheidungen  der  englischen  Prisengerichte.  ^) 

Dupuis^)  faßt  sein  Urteil  über  die  englische  Praxis  und 
Doktrin  des  Blockaderechts  dahin  zusammen :  „Pour  VAngleterre, 
le  bloctis  n*a  jamais  ete  autre  chose  qtie  la  justification  de 
l'interdiction  du  commerce  des  neutres  avec  Vennemi  au 
moyen  d'un  deploiement  de  forces  du  belligärant  denant  les 


^)  Gesaner j  Le  droit  des  neutres  sur  nter.  Berlin.  1865.  S.  147; 
Bonfils-Qrah,  Lehrbach  des  Völkerrechts.  Berlin.  1904.  8.  800; 
Fauchille,  S.  21;  Compin,  S.  6. 

^)  Charles  Dupuis,  Le  droit  de  la  guerre  maritime  d'aprds 
les  doctrines  anglaiscs  coutemporaines.  Paris.  1899.  S.  202.  Dupuis 
hat  zur  Grundlage  seiner  Darstellung  folgende  Werke  genommen  (s.  Priface 
XI) :  Sir  Robert  Ph illimore,  Commentaries  upon  international  law, 
3^  idition.  London.  1885.  T.  IIL  Holland^  A  manual  ofnaval prüse 
law,  London.  1888;  Sir  Travers  Twiss,  Le  droit  des  gens  ou  des 
nations  considerees  comnie  communautees  independantes,  T.  II;  Des 
droits  et  des  devoirs  des  nations  en  temps  de  guerre.  Paris.  1889; 
Hall,  A  treatise  on  international  law,  4^  Mition.  Oxford.  1895; 
T.J.  Lawrence,  The pr ine iplesof  international  law.  London.  1895. 
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pUices  späcialement  frapp^es  par  cette  interdiction,  La 
Prohibition  de  tous  rapports  avec  Vennemi  est  Vobjet  essenüel 
du  blocus;  le  deploiement  de  force  n'en  est  que  la  conditian 
gSnante  dont  ü  convieut  de  ne  pas  exagerer  Vimportance.'^ 
Nach  Lawrence  verlanget  das  internationale  Recht  für  das 
Vorliegen  einer  effektiven  Blockade  nur,  daß  der  Versuch,  in 
den  blockierten  Hafen  ein-  oder  aus  ihm  auszulaufen,  einer  offen- 
baren und  dringenden  Gefahr  aussetzt,  und  letztere  wird  nach 
englischer  Praxis  sehr  leicht  angenommen.^)  Das  englische 
System  umgeht  die  Effektivität,  Sinn  und  Worte  der  Pariser 
Seerechtsdeklaration  nicht  achtend.^) 

Eine  Abwägung  der  in  Frage  stehenden  Interessen  fährt 
den  besten  Kenner  des  Neutralitätsrechts,  den  schwedischen 
Legationssekretär  Richard  Kleen,^)  dazu,  dem  Blockaderecht 
die  juristische  Grundlage  völlig  abzusprechen.  Ihm  erscheint 
der  militärische  Vorteil  der  Blockade  heutzutage  nicht  mehr 
groß  genug,  um  der  Verletzung  der  Rechte  der  Neutralen  durch 
die  Anwendung  eines  solchen  Kriegsmittels  die  Wage  zu  halten. 
So  ist  es  ihm  unverständlich,  wie  die  Doktrin  ein  Angriffs- 
mittel sollte  rechtfertigen  können,  das  in  seinen  Wirkungen 
gegen  den  Feind  ebenso  zweifelhaft  wie  nur  indirekt  ist  und 
das  die  Neutralen  fast  ebenso,  wenn  nicht  noch  schärfer,  trifft 
wie  den  Feind.  —  Hier  liegt  eine  Verwechselung  dessen  vor, 
was  heute  Rechtens  ist,  und  dessen,  was  nach  Kleen's  Ansicht 
aus  allgemeinen  Gerechtigkeits-  und  Nätzlichkeitserwägungen 
für  die  Zukunft  als  richtiger  Rechtszustand  zu  erstreben  ist. 
Erkennt  doch  Kleen  selbst  an,^)  daß  das  Institut  der  Blockade 
nach  modernem  internationalem  Rechte  als  positiv  rechtsgültig 
besteht.  SoUte  da  die  Theorie  darauf  verzichten  dürfen,  nach 
einem  einheitlichen  Prinzip  für  die  zweifellos  geltenden,  in 
ihrer  Auslegung  allerdings  vielfach  strittigen  Sätze  des  Blockade- 
rechts zu  suchen?  Das  ganze  Blockaderecht  schlechthin 
negierend  würde  sie  die  ihr  obliegenden  Aulgaben  nicht  erfüllen. 


1)  Dupuis,  S.  203. 

2)  S.  V.  Martitz,  S.  490. 
<)  Kleen,  1551. 

*)  Kleen,  1544. 
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Wozu  kann  diese  einfach  ablehnende  Haltung  führen  als  zu 
einem  Verzicht  auf  wissenschaftliche  Vertiefung  des  nun  doch 
einmal  bestehenden  Blockaderechts  ?  Die  bisherige  Entwicklung 
des  Instituts  gibt  die  Fingerzeige  für  notwendige  Reformarbeit, 
die  nur  durch  Anknüpfen  an  das  bisher  Erreichte  wirksam 
gefördert  werden  kann.  Erst  wenn  der  Bestand  an  Rechts- 
sätzen über  die  Blockade  klar  gestellt  und  das  ihnen  zugrunde 
liegende  Prinzip  herausgefunden  ist,  sollte  man  diesem  aner- 
kannte völkerrechtliche  Grundsätze  gegenüber  halten  und  prüfen, 
ob  sich  jenes  Prinzip  im  Widerspruch  mit  ihnen  befindet.  Ist 
letzteres  der  Fall,  so  ist  damit  der  Beweis  erbracht,  daß  dem 
Rechtsinstitute  der  Blockade  noch  positive  Rechtssätze  fehlen, 
die  es  mit  allgemeineren  Forderungen  des  Völkerrechts  in 
Einklang  zu  bringen  vermögen.  Diese  fehlenden  Sätze  sind  zu 
formulieren,  ihre  Feststellung  durch  internationale  Vereinbarung 
ist  zu  erstreben.  Die  Blockade  als  Kriegsmittel  wird  sich  nie 
beseitigen  lassen,  ebensowenig  wie  der  Krieg  auf  hoher  See 
überhaupt,  so  sehr  er  auch  Neutrale  schädigen  oder  gefährden 
mag.  Schwerlich  werden  jemals  die  Seemächte  von  der  Handels- 
blockade Abstand  nehmen  wollen,  ^der  schärfsten  Form,  um 
mit  wirtschaftlichen  Mitteln  auszunutzen,  was  der  Erfolg  der 
Schlacht  dem  Sieger  zu  tun  gestattet.  *^^) 

Diejenige  Theorie,  welche  trotz  wiederholt  erhobenen 
Widerspruchs,  ja,  leidenschaftlicher  Bekämpfung  heute  noch  als 
die  herrschende  das  Feld  behauptet,  führt  die  aus  der  Tatsache 
der  rechtswirksamen  Blockade  sich  ergebende  Rechtslage  auf 
die  Kriegsnotwendigkeit  zurück. 

Auf  sie  hat  schon  Grotius  das  Blockaderecht  gegründet.-) 
y^Nam  si  tueri  me  non  possum  nisi  quae  mittuntur 
intercipiam,  necessitas  .  .  .  ius  dabit,  sed  sub  onere 
restitutionis  nisi  alia  causa  accedat  Qiwd  si  iuris  mei 
executionem  rerum  subvectio  impedierit,  idque  scire  potuerit 
qui  advexit,  ut  si  oppidum  obsessum  fenebam,  si  portus 


1)  C.  V.  Maltzahn,  Vize-Admiral  a.  D.,  Der  Seekrieg.  Leipzig.   1906. 
(Ans  Natur  und  Geisteswelt  99)  S.  107. 

2)  De  Jure  belli  ac  pacis  libri  tres.  l.  3.  c.  1,  V.   Vgl.  dazu  Kleen, 
I  545  und  Cauchy,  II  197. 
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da  US  OS,  et  iam  deditio  aut  pax  exspectabatur,  tenebitur 
üle  mihi  de  dafnno  culpa  dato,  ut  qui  debitarem  carceri 
exemit,  aut  fugam  eius  in  meam  fraudem  instnumt:  Et  ad 
damni  dati  modum  res  quoque  eins  capi  et  dominium  earum 
debiti  consequendi  causa  quaeri  poterit.  Si  damnum  nondum 
dederit  sed  dare  voluerit,  ius  erit  rerum  retentione  eum 
cogere  ut  de  futuro  caveat  obsidibus,  pignoribus  aut  alio 
modo,  Quod  si  praeterea  etndentissima  sit  hostis  mei  in 
me  iniustitia,  et  üle  eum  in  bello  iniqnissimo  confirmet,  iam 
non  tantum  civiliter  tefiebitur  de  damno,  sed  et  criminaliter, 
ut  is  qui  iudici  imminenti  reum  manifestum  ejcimit:  atque 
eo  nomine  licebit  in  eum  statuere  quod  delicto  convenit, 
secundum  ea  quae  de  poeni^  diocimus,  quare  intra  eum 
modum  etiam  spoliari  poterit.  Et  has  ob  causas  solent  a 
bellum  gerentibus  publica^  significafiones  fteri  ad  alias 
populos,  tum  ut  de  iure  causae,  tum  etiam  ut  de  spe 
probabili  iuris  eusequendi  appareat.  Hanc  autem  quaestionem 
ad  ius  naturae  ideo  retulimus,  quia  ejc  historiis  nihil 
comperire  potuimus  ea  de  re  iure  voluntario  gentium  esse 
constitutum.^  —  Wir  sehen,  Grotius  läßt  das  Interesse  des 
Kriegführenden  (si  tueri  me  non  poss^um  nisi),  die  necessitas, 
in  erster  Linie  entscheiden,  er  gibt  ihm  so  weitgehende  Rechte 
gegen  die  Blockadebrecher,  daß  diese  geineinen  Verbrechern 
gleich  behandelt  werden  können.  Der  Blockadebrecher  stört 
die  kriegerischen  Operationen,  er  stellt  ihren  Erfolg  in  Frage, 
also  darf  der  Kriegführende  ihm  sein  Gut  nehmen;  und  hat 
der  neutrale  Untertan  gar  einen  Feind  unterstützen  wollen, 
dessen  Sache  offenbar  ungerecht  ist,  so  kann  er  peinlicher 
Strafe  überliefert  werden.  Offenbar  ungerecht  aber  war  die 
Sache  des  Feindes  wohl  stets  nach  der  Praxis  der  anderen 
Kriegspartei ;  alles  was  dem  Belligerenten  schadet,  ist  ungereclit. 
Diese  weiteste  Ausdehnung,  welche  die  Theorie  der  Kriegs- 
notwendigkeit je  erfahren  hat,  überläßt  den  Neutralen  ganz  dem 
Ermessen,  ja,  der  völligen  Willkür  des  blockierenden  Staates. 
Historisch  dürfte  sie  einmal  durch  das  holländische  üeber- 
gewicht  zur  See  im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  ihre  Er- 
klärung finden;  sodann  aber  ist  ihr  Auftauclien  dem  Umstände 
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zuzuschreiben,  daß  zu  Grotius'  Zeiten  eine  effektive  Blockade 
wegen  der  damaligen  unvollkominenen  Art  der  Seerüstung  der 
'Staaten  nicht  durchführbar  war.  Die  holländische  Praxis  des 
ausgehenden  16.  und  des  beginnenden  17.  Jahrhunderts  brachte 
die  papieme  Blockade  ßlocus  aur  papier)  ^)  in  Schwung.  In 
ihrem  Kampfe  gegen  die  Spanier  hatten  die  Holländer  1584 
alle  flämischen  Häfen  für  blockiert  erklärt,  ohne  daß  dieser 
Erklärung  eine  wirkliche  Absperrung  der  Häfen  entsprochen 
hätte.  An  dieser  Praxis  hielten  sie  in  den  folgenden  Jahr- 
zehnten fest;  zwei  Ordonnanzen  von  1586,  eine  dritte  aus  dem 
Jahre  1622  und  eine  letzte  von  1624  sanktionierten  die  papieme 
Blockade.  So  entspricht  die  Auffassung,  die  Grotius  io 
seinem  1625  erschienenen  Werk  vertritt,  dem  holländischen 
Kriegsgebrauch  jener  Zeit,  der  auch  in  dem  vielgenannten 
Edikt  vom  26.  6.  1630  nur  scheinbar,  jedenfalls  aber  nur  teil- 
weise, aufgegeben  wurde.^)  Angesichts  der  mittlerweile  völlig 
veränderten  Verhältnisse  und  Anschauungen,  insbesondere  des 
nunmehr  feststehenden  Erfordernisses  der  Effektivität  der 
Blockade  scheidet  die  Begründung,  welche  der  Vater  des 
Völkerrechts  dem  Blockaderecht  gegeben  hat  und  welche  die 
Zulässigkeit  der  papiemen  Blockade  znr  Voraussetzung  nimmt, 
für  unsere  weitere  Betrachtung  aus.  Gleichwohl  entbehrt  sie  nicht 
des  Interesses,  da  auch  in  neuerer  Zeit  ähnliche  Versuche,  das 
Recht  einer  Scheinblockade  zu  statuieren,  nicht  ausgeblieben  sind. 

Worauf  gründet  sich  die  moderne  Theorie  der  Kriegsnot- 
wendigkeit, die  die  Grundlage  des  Blockaderechts  sein  soll? 

Ihre  Anhänger  sind  keineswegs  ausschließlich  deutsche  Publi- 
zisten, wie  man  nach  Bonfils-  Grah  anzunehmen  versucht  sein 
könnte.^)  Wir  begegnen  hier  vielmehr  neben  ihrem  Hauptvertreter 
G essner  und  Bluntschli  und  Ulltnann  u.  a.  Travers 
Twiss,  V.  Martens,  Bivier,  G.  Carnaeea  Amari,  Com- 
pin:  auch  Galiani  und  Cauchy  dürften  hier  zu  nennen  sein.*) 

1)  Auch  „blocus  fictif,  „blocus  de  cabinet",  „blocua  anglais"  genannt 

3)  Näheres  s.hei  Fauchille,  S.  80  und  Compin,  S.  21. 

«)  BonfilB-Grah,  S.  800,  801. 

*)  Vgl.  Kleen.lbib,  546;  Ulimann,  Völkerrecht.  1898. S. 330, d« auch 
Despagnet  sAs  Vertreter  der  Notwendigkeitstheorie  aufführt  Despagnet, 
Cours  de  droit  intern,  public.    2«  M.    Paris.  1899.  S.  634  bekämpft  sie. 
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Cr^^ÄW^r  begründet  die  Theorie,  daß  der  Titel  der  Blockade 
nur  in  der  Kriegsnotwendigkeit  liegen  könne,  wie  folgt:  Die 
Kriegsnotwendigkeit  muß  im  einzelnen  Falle  wirklich  gegeben 
sein,  um  die  Annahme  einer  rechtmäßigen  Blockade  zu  stützen ; 
die  bloße  Behauptung  einer  Notwendigkeit,  die  gar  nicht  vor- 
liegt, kann  nicht  genügen,  das  wäre  Willkür  und  Mißbrauch. 
Denn  die  Blockade  muß  wirksam  sein;  dann  ist  sie  aber  auch 
das  wichtigste  Mittel,  um  im  Seekriege  den  Erfolg  an  sich  zu 
fesseln  und  die  Wiederherstellung  des  Friedens  zu  beschleunigen. 
Darum  ist  sie  ein  notwendiges  Kriegsmittel,  und  diese  Not- 
wendigkeit, die  dazu  führt,  daß  den  Neutralen  der  Handels- 
verkehr mit  den  blockierten  Häfen  verboten  ist,  wurde  immer 
von  allen  Mächten  anerkannt  und  gab  von  keiner  Seite  zu 
irgendwie  erheblichen  Beschwerden  Anlaß.  Somit  ist  die 
Notwendigkeit,  den  Kriegführenden  ein  solches  Recht  zuzu- 
erkennen, genügend  nachgewiesen;  diese  Tatsache  und  die 
geschichtliche  Sanktion,  welche  das  Blockaderecht  erhalten  hat, 
sind  hinreichend,  um  ihm  eine  feste  Grundlage  zu  geben.^) 

Auf  dem  Umwege  über  eine  Fiktion  war  Galiani  schon 
1782^  dazu  gelangt,  die  Notwendigkeit  der  Einschließung 
eines  Platzes  als  den  entscheidenden,  diese  Kriegsmaßregel 
rechtfertigenden  Grund  hinzustellen.  An  und  für  sich  haben 
allerdings  die  Neutralen  ein  ebenso  notwendiges  wie  absolutes 
Recht,  auch  nach  Ausbruch  des  Krieges  mit  beiden  Belligerenten 
weiterhin  Handelsverkehr  zu  pflegen,  also  auch  mit  den  ein- 
geschlossenen Plätzen.  Dieser  Konflikt  der  sich  schroff  gegen- 
überstehenden Rechte  der  Kriegführenden  und  der  Neutralen 
könnte  nur  durch  Gewalt  zur  Entscheidung  gebracht  werden, 
wenn  sich  nicht  die  Neutralen  verpflichteten,  sich  für  die 
Dauer  der  Einschließung  jeden  Verkehrs  mit  dem  Platze  zu 
enthalten,*  um  den  Zweck  der  Kriegsmaßregel  nicht  zu  vereiteln ; 


»)  Gessner,  S.  151. 

*)  (Galiani) j  De'  doveri  de'  principi  neutrali  verso  i  princijti 
guerreggianti,  e  di  questi  verso  i  neutrali.  Nel  MDCCLXXXII,  capo 
IX  §  IL  Dazu  Kleen,  I  S.  547;  Gessner,  S.  152;  Hautefeuille, 
II  193,  194;  Cauchtfj  II  283  88.  —  Galiani' s  Werk  erschien  ohne 
Angabe  von  Dracker  und  Druckort. 


12  Pohl, 

dagegen  übernehmen  die  Kriegführenden  entsprechende  Pflichten, 
um  die  Anforderungen  einer  wirksamen  Absperrung  zu  erfüllen. 
—  Also  ein  Kompromiß,  bei  welchem  die  Kriegführenden  nur 
nehmen,  in  Wirklichkeit  aber  nichts  geben,  ein  Umweg,  den 
Gessner  wohl  nicht  zu  Unrecht  „ein  wenig  doktrinär'^  findet, 
ein  Kompromiß,  der  die  Notwendigkeit  als  Rechtsgrundlage  der 
Blockade  unbewiesen  läßt. 

Auch  Cauchy  wird  nicht  mit  Unrecht  zu  den  Anhängern 
der  Notwendigkeitstheorie  gezählt.^)  Er  sucht  sie  zu  vertiefen 
und  gelangt  von  interessanten,  aber  doch  wohl  unrichtigen 
Gesichtspunkten  zu  dem  Resultat,  daß  der  Vorwurf,  das  Recht 
der  Kriegsnotwendigkeit  schließe  eine  vernünftige  und  gerechte 
Beschränkung  des  Blockaderechts  der  Kriegführenden  aus, 
unhaltbar  sei.  Nach  Cauchy  sind  zwei  Arten  oder  Grade 
der  Kriegführung  zu  unterscheiden.  Die  erste  ist  der  Krieg 
im  weitesten  Sinne ;  man  sucht  und  bekämpft  den  Feind  überall 
wo  man  ihm  begegnet  und  wo  man  berechtigt  ist  zu  kämpfen. 
Die  zweite  Kriegsart  ist  der  „Belagemngs-  oder  Blockade- 
krieg", ein  lokalbegrenzter  Krieg,  der  seine  eigenen  Voraus- 
setzungen und  Regeln  hat.  Die  allgemeine  Kriegserklärung 
schließt  die  Erklärung  dieses  „Belagerungs-  und  Blockade- 
krieges"  keineswegs  in  sich;  zu  letzterem  bedarf  es  besonderer 
förmlicher  Anzeige.  Durch  die  Notifikation  der  Blockade  wird 
das  Kriegsrecht  nicht  nur  auf  den  blockierten  Hafen,  insbe- 
sondere auf  die  dort  befindlichen  feindlichen  Streitkräfte  erstreckt, 
sondern  auch  jedem  feindlichen  Untertan  im  blockierten  Gebiete 
wird  der  Krieg  erklärt ;  die  eingeschlossenen  Individuen,  ob 
Soldaten,  ob  Beamte,  ob*  Bürger,  sie  alle  werden  in  ihrer 
Gesamtheit,  so  lange  offene  Gewalt  oder  Hunger  sie  nicht  zur 
Uebergabe  zwingt,  von  der  blockierenden  Macht  als  Feinde 
behandelt.  Um  sie  zur  Aufgabe  des  Widerstandes  zu  zwingen, 
untersagt  sie  ihnen  jeden  Handel,  jede  Verbindung  mit  der 
Außenwelt.  —  Diesen  zwei  Arten  der  Kriegführung  entsprechen 
zwei  verschiedene  Grade  von  Pflichten  der  Neutralen.  Diese 
haben   sich   der  Einmischung  in   die  kriegerischen  Maßnahmen 

i)  Cauchy,  II  198,  199,  419.  Dazu  Gessner,  S.  161  und  Kleen, 
I  546. 
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ZU  enthalten;  das  trifft  in  beiden  Fällen  zu.  Die  zweite  Art 
steigert  aber  diese  Pflicht  und  hemmt  die  Bewegungsfreiheit 
der  Neutralen  in  viel  höherem  Maße.  Während  im  gewöhn- 
lichen Kriege  die  Beziehungen  zwischen  Neutralen  und  Krieg- 
führenden grundsätzlich  bestehen  bleiben,  würde  im  ,, Belage- 
rangs- und  Blockadekrieg"  die  Fortsetzung  dieser  Beziehungen 
die  ganze  kriegerische  Aktion  illusorisch  machen.  Ein  Verkehr 
mit  dem  blockierten  Hafen  ist  also  eine  Einmischung  in  die 
Feindseligkeiten  und  berechtigt  daher  die  blockierende  See- 
macht, die  blockadebrechenden  neutralen  Schiffe  anzuhalten  und 
zu  beschlagnahmen.  Dieses  Recht  setzt  voraus,  daß  der  Ver-^ 
kehr  tatsächlich  ganz  abgeschnitten^  daß  die  Blockade  effektiv 
ist;  sonst  wäre  eben  der  Blockadebruch  kein  Versuch,  eine 
rechtmäßige  Kriegsmaßregel  zu  vereiteln.  Daraus  aber  ergibt 
sich  für  ^  den  Fall,  daß  der  Kriegführende  zu  der  die  Neutralen 
in  höherem  Maße  einschränkenden  Kriegsart  übergeht,  eine 
Steigerung  seiner  Pflichten:  er  muß  die  Lasten  einer  effektiven 
Blockade  auf  sich  nehmen. 

Wir  finden  hier  dieselbe  Idee  zur  Rechtfertigung  der 
Notwendigkeit  als  Grundlage  des  Blockaderechts  wie  bei 
Galiani:  den  Gedanken  eines  Kompromisses  zwischen  den 
Interessen  der  Neutralen  und  der  Kriegsparteien.  Ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  von  CawcÄ^ '5  Ausgleichsversuch  dasselbe 
gelten  muß,  was  wir  gegen  Galiani  sagten,  ist  die  Ein- 
teilung in  Kriege  im  weitesten  Sinne  und  in  „Belagerungs- 
und Blockadekriege  "*  schon  um  deswillen  recht  bedenklich,  weil 
Land-  und  Seekriegsrecht  nach  dem  heutigen  Stande  des 
Völkerrechts  nicht  streng  genug  zu  trennende  Gebiete  sind; 
Blockade-  und  Belagerungsrecht  haben  eine  von  einander  unab- 
hängige Entwicklung  und  lassen  sich  nur  in  einzelnen  Punkten 
—  und  auch  da  ist  größte  Vorsicht  geboten  —  in  Parallele  stellen. 

Die  Kritik  der  Theorie  der  Kriegsnotwendigkeit  kann  sich 
also  unter  Beiseitelassung  des  GraZ/aw« 'sehen  und  des  eben 
erwähnten  Begründuhgsversuchs  im  wesentlichen  auf  eine  Prüfung 
der  Stichhaltigkeit  der  G  essner  'sehen  Argumente  beschränken. 

Wenn  Gessner's  Theorie  richtig  sein  soll,  so  muß  sie 
alle  geltenden  Blockaderechtssätze  decken;  es  darf  dann  kein 
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einziger  Satz  als  über  die  behauptete  Kriegsnotwendigkeit 
hinausgebend  und  durch  sie  nicht  erklärt  übrig  bleiben.  Aus 
einem  zutreffend  formulierten  Prinzip  müssen  sich  die  einzelnea 
unstreitigen  Rechtssätze  als  logische  Folgerungen  herleiten 
lassen.    Besteht  Gessner's  Theorie  diese  Probe? 

Um  zu  einer  sicheren  Antwort  auf  diese  Frage  zu  gelangen, 
dürfte  es  sich  empfehlen,  die  bisher  in  der  völkerrechtlichen 
Literatur  gegen  das  Prinzip  der  Kriegsnotwendigkeit  als  Grund- 
lage des  Blockaderechts  geltend  gemachten  Einwendungen  näher 
zu  würdigen.  Schon  jetzt  sei  bemerkt,  daß  manches  von  dem, 
was  gegen  Gessner  vorgebracht  worden  ist,  sicherlich  gegen 
Grotius,  der  die  Kriejjsnot wendigkeit  als  das  rechtliche 
Fundament  der  papiemen  Blockade  hingestellt  hat,  zutrifft, 
nicht  aber  gegen  die  moderne  Notwendigkeitstheorie. 

Ihr  entschiedenster  Gegner  ist  vielleicht  Fauchille,  der 
Verfasser  einer  breitangelegten  Monographie  über  das  Blockade- 
recht. Bonfils  hat  sich  ihm  vollständig  angeschlossen.  Beide 
halten  es  für  unmöglich,  aus  der  Kriegsnotwendigkeit  die 
einzelnen  geltenden  Blockaderechtssätze  logisch  zu  entwickeln.^) 
Diese  Theorie  setze  die  Willkür  an  die  Stelle  des  Rechts,  das 
Recht  der  Notwendigkeit  könne  weder  Schranken  noch  Gesetze 
haben.  Wenn  das  Interesse  der  Kriegführenden  —  dies  sei 
für  sie  „Notwendigkeit"  —  allein  ausschlaggebend  sei,  so 
würden  die  Rechte  der  Neutralen  gänzlich  dem  Ermessen  des 
Kriegführenden  anheimgegeben.  Es  sei  doch  nicht  angängig, 
die  Neutralen,  die  auch  der  Souveränität  nicht  darben,  dem 
souveränen  Willen  der  Kriegsparteien  zu  unterwerfen.^) 

Diese  Einwendung  geiit  entschieden  zu  weit.  Sie  vergißt, 
daß  Notwendigkeit  niciit  Willkür  bedeutet  und  daß  nach  aner- 
kanntem völkerrechtlichen  Grundsatz  die  Blockade  effektiv  sein 
muß.  Eine  effektive  Blockade  aber  —  die  allein  eine 
Blockade  ist  —  bietet  durch  die  Effektivität  an  sich  schon 
Garantien  gegen  schrankenlose  Willkür.  Ist  die  Blockade  in 
der   Tat   wirksam   erric.itet,    so   wird   der   blockierende  Staat 


1)  Fauchille,  S.2i  -27.     B-^n/ils^G    ,th,  rf.  801. 

2)  Eben^io  De.^p  ignet     v  li.t.     Bracher  in  Bevue  d.  dr,  intern, 
et  de  legisl.  cotnp.    18<.».    >')^  antt  e.     6.  57.». 
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nicht  nötig  haben,  ans  dem  Blockaderecht  etwas  anderes  her- 
znleiten  als  die  Befugnis,  ihre  direkte  Störung  zu  verhindern. 
Insbesondere  kann  ein  Vorgehen  nach  der  berüchtigten  „Theorie 
der  einheitlichen  Reise''  nicht  als  kriegsnotwendig  verteidigt 
werden ;  besteht  an  Ort  und  Stelle  eine  effektive  Blockade,  so  ist 
das  Absegeln  eines  Schiffes  von  einem  Hunderte  von  Seemeilen 
entfernten  Hafen  nach  dem  blockierten  Orte  noch  nicht  geeignet, 
das  Kriegsmittel  der  Blockade  kraftlos  zu  machen.  Also  ist 
die  Wegnahme  eines  solchen  Schiffes  weder  mit  dem  Erfordernis 
der  Effektivität  noch  mit  der  Kriegsnotwendigkeit  in  Einklang 
zu  bringen.  Die  Theorie  der  einheitlichen  Reise  kann  nur  die 
versteckte  Wiedereinführung  der  papiernen  Blockade  zum  Zweck 
haben,  und  eine  Praxis  nach  einer  solchen  jeder  Willkür  Tür  und 
Tor  öffnenden  Lehre  verstößt  gegen  Artikel  4  der  Seerechts- 
deklaration. Jeder  an  der  letzteren  beteiligte  Staat  würde  sich 
also  einer  Völkerrechtsverletzung  schuldig  machen,  wenn  er 
nach  dieser  verwerflichen  Theorie  verführe.  Leider  huldigen 
ihr  bis  in  die  neueste  Zeit  außer  England  noch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  die  an  der  Pariser  Seerechts- 
deklaration nicht  beteiligt  sind  und  sich  auch  sonst  m.  W. 
noch  nicht  durch  Staatsvertrag,  auf  diese  verpflichtet  haben. 
Die  Instruktionen,  welche  das  amerikanische  Staatsdepartement 
1898  für  die  Blockadegeschwader  vor  den  kubanischen  Häfen 
und  vor  Manila  erließ,  stellen  sich  zwar  auch  in  ihrem  zweiten 
Artikel  auf  den  Standpunkt,  daß  eine  Blockade,  um  effektiv 
und  rechtsverbindlich  zu  sein,  von  einer  Streitm9.cht  aufrecht 
erhalten  werden  muß,  die  hinreichend  ist,  um  die  Ein-  und 
Ausfahrt  gefährlich  zu  machen;  die  Konsequenzen  aus  diesem 
Grundsatz  werden  aber  nicht  vollständig  gezogen,  vielmehr 
wird  in  Art.  8  die  Theorie  der  einheitlichen  Reise  proklamiert.^) 
Diese  Lehre,  die  schon  in  dem  berühmt  gewordenen  holländischen 
Edikt  vom  26.  6.  1630  enthalten  war,^)  läßt  sich  durch  die 


1)  Diese  Instraktionen  sind  mitgeteilt  bei  Comp  in,  S.  133  ss. 

^  Vgl.  über  dasselbe  neuerdings  Charles  Dupuis,  Le  droit  de  la 
guerre  maritime  d'apris  les  doctrines  anglaises  contemporaines,  Paris. 
1899.  S.  182—186,  226-230.  S.  ferner  Heffter,  Das  Europäische  Völker- 
recht der  Gegenwart.    Berlin.    1844.    S.  258  n.  3;  i^aMcAt7/e,  S.  3öO  ss.; 
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Behauptung  der  Kriegsnotwendigkeit  eines  solchen  Vorgehens 
nicht  rechtfertigen,  sie  steht  mit  der  Theorie  der  papiernen 
Blockade  in  Einklang,  welcher  sie  auch  zu  danken  ist.  Jeder 
konsequente  Vertreter  der  Notwendigkeitstheorie  wird  die  Lehre 
von  der  einheitlichen  Reise  ebenso  entschieden  ablehnen  müssen, 
wie  dies  Fauchille  mit  Recht  getan. 

Ein  zweiter  von  Fauchille  vorgebrachter  Einwand  geht 
dahin:  Wenn  die  Kriegsnotwendigkeit  die  Quelle  ist,  welcher 
die  Blockaderechtssätze  entspringen,  so  hört  das  Recht  auf  und 
sind  für  die  Kriegspartei  nur  Interessenerwägungen  maßgebend; 
wenn  der  Kriegführende  es  also  nützlich  findet,  den  Handels- 
verkehr mit  dem  blockierenden  Hafen  nur  den  Untertanen 
dieses  oder  jenes  neutralen  Staates  —  mit  dem  er  nicht  auf 
gutem  Fuße  steht  —  zu  verbieten,  so  muß  das  nach  der  Not- 
wendigkeitstheorie als  zulässig  angesehen  werden. 

Dieses  Argument  ist  nicht  stichhaltig.  Wir  könnten  uns 
auch  hier  damit  begnügen,  darauf  hinzuweisen,  daß  Willkür 
und  Kriegsnotwendigkeit  verschiedene  Dinge  sind,  daß  kein 
noch  so  klares  Prinzip  vor  Mißbrauch  geschützt  ist.  Aber 
Fauchille' s  Behauptung  erweist  sich  auch  durch  folgende 
Betrachtung  als  hinfällig:  Unzweifelhaft  ist  es  eine  Rechts- 
pflicht der  neutralen  Staaten,  keinen  der  beiden  Kriegführenden 
vor  dem  anderen  irgendwie  zu  begünstigen ;  dem  entspricht  die 
Pflicht  der  Kriegspartei,  die  Untertanen  keines  einzelnen  neu- 
tralen Staates  besonders  den  schädigenden  Wirkungen  der 
kriegerischen  Operationen  auszusetzen,  lediglich  um  diesem 
einen  neutralen  Staat  gegenüber  die  Blockade  zu  anderen 
Zwecken  auszubeuten,  etwa  um  dessen  Konkurrenzhandel  bei 
dieser  Gelegenheit  empfindlich  zu  treffen.  Eine  so  mißbrauchte 
Blockade  würde  gegenüber  dem  geschädigten  neutralen  Staat« 
keine  rechtsgültige  Blockade  mehr  sein;  denn  die  Blockade 
wäre  in  einem  solchen  Falle  nicht  nur  gegen  den  Feind,  sondern 


Per  eis,  S.  273:  Fremonl,  S.  19  ss.  Im  Buchhandel  vergriffen  sind  die 
beiden  Monographien  von  Sir  Travers  Ttoiss,  La  thiorie  de  la  con- 
tinuiU  du  voyage  appliqu^e  ä  la  contrebande  de  guerre  et  aux  blo- 
CU8.  Paris.  1877  und  J.  C.  Bancroft  Davis,  Les  tribunaux  de  prises 
des  £tats-Unis.  Lettre  ä  Sir  Travers  Twiss,    Paris.     1878. 
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auch  direkt  gegen  diesen  neutralen  Staat  gerichtet.  Der 
benachteiligte  neutrale  Staat  müßte  dies  als  eine  feindselige 
Handlung  auffassen,  die  ihn  jeder  Neutralitätspflicht  entbindet; 
er  könnte  jede  Belästigung  oder  Aufbringung  eines  Schiffes 
seiner  Flagge,  die  unter  dem  Titel  des  Blockaderechts  erfolgte, 
als  Vergewaltigung  seiner  Untertanen  mit  Kriegserklärung 
beantworten.  Ein  Verfahren  gemäß  §  100  der  russischen 
Regeln  von  1869^)  würde  unter  Umständen  als  Verletzung  der 
Neutralität  der  nichtbevorzugten  Staaten  völkerrechtswidrig  sein. 

Einen  dritten  Einwand  gegen  die  Notwendigkeitstheorie 
hat  Fauchille  aus  Brocher's  Aufsatz  in  der  Revue  d,  droit 
intern,  et  de  Ugisl.  comp.  5'  ann4e  S.  675  entnommen:  y^Pour- 
guoi  permet'On  au  belligärant  d'aller  dans  la  defense  de 
ses  interSts  jusque  lä  et  pas  plus  loin?" 

Auch  dieser  Angriff  geht  fehl.  Das  Blockaderecht  bleibt 
nicht  hinter  dem  zurück,  was  die  Kriegsnotwendigkeit  gebietet, 
was  das  Interesse  der  Kriegspartei  an  der  wirksamen  An- 
wendung des  Kriegsmittels  der  Blockade  heischt.  Dies  ist 
eine  Folgerung  aus  einer  nachgerade  zum  Gemeingut  aller 
zivilisierten  Nationen  gewordenen  prinzipiellen  Auffassung  vom 
Kriege  und  den  Mitteln  zur  Erreichung  seines  Zweckes.  Und 
an  der  Richtigkeit  dieses  Urteils  ändert  auch  nichts  die  traurige 
Tatsache,  daß  in  neuester  Zeit  ab  und  zu  Stimmen  laut  werden 
die  jedes  Mittel,  welches  dem  Feinde  schadet  —  wenn  auch 
nur  ganz  indirekt  — ,  für  erlaubt  erklären.  Geradezu  widerlich 
ist  der  Cynismus  eines  Aube,  der  vor  zwei  Dezennien  sagte : 
„Der  Krieg  ist  die  Negation  des  Rechts  .  ."^)  Solcher  esprits 
affranchis  y^de  tout  excds  de  sensibilite  non  Justifi^e^,  —  so 
nennt  sie  Dupuis  mit  ironisierendem  Spott  —  erzeugte  unsere 
Zeit  leider  noch  ^  mehr.  Das  Zeitalter  des  dreißigjährigen 
Krieges  hätte  für  sie  sicherlich  gute  Verwendung  gehabt.  — 


^)  Fauchille,  S.  26:  Le  §  100^  dMare  que  des  navires  neutres 
peuvent  Stre  ßdmis  dans  un  port  ou  une  place  bloqude  apris  avoir 
obtenu  prealabletnent  ä  cet  ögard  une  d^clsion  du  gouvernement  qui 
opere  le  blucus  ou  du  commandunt  du  blocus. 

2j  yg\.  Revue  des  Deux-Mondes.  1882.  T.  L.  8.337  und  Dupuis, 
S.  346  und  S.  84  ss. 
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^Die  Kriegsparteien  haben  kein  unbeschränktes  Recht  in  der 
Wahl  der  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes."     Diese  Selbst- 
verständlichkeit des  Art.  22  der  Bestimmungen,  betr.  die  Gesetze 
und  Gebräuche  des  Landkrieges  der  Haager  ^Friedenskonferenz"^ 
gilt  auch   im  Seekriegsrecht,    obwohl  sie   nicht  durch  Staats- 
vertrag festgelegt  ist.    Trotzdem  heute  noch  feindliches  Privat- 
eigentum zur  See  gleichsam  vogelfrei  ist,  so  erlaubt  das  See- 
kriegsrecht doch  nicht  jede  Gewalttat  gegen  dasselbe,  die  über 
die  Konfiskation  hinausginge.    Was  aber  von  den  feindlichen 
Untertanen  und  ihrer  Habe  gilt,  das  gilt  in  verstärktem  Maße 
für  neutrale  Untertanen  im  Seekriege,  also  auch  im  Blockade- 
falle.   Ueber  die  Konfiskation  hinaus  würde  ein  Vorgehen  gegen 
den   Blockadebrecher,    der   nach  der  Aufforderung,   zu   halten, 
nicht  zu  entfliehen  versucht,  von  niemandem  als  kriegsnotwendig' 
bezeichnet  werden.    Es  kann  nicht  zugegeben  werden,  daß  sich 
nach  der  Notwendigkeitstheorie  dem  Blockaderecht  eine  noch 
größere   Ausdehnung   geben    ließe,    als   bislang  geschehen   ist. 
Im  Gegenteil:  Die   heute    noch   geltenden  Blockaderechtssätze 
gehen   über   die    Grenzen    dessen   hinaus,   was    die   wirksame 
Durchführung  der  Blockade  fordert.     Nur  dieser  letztere  Ge- 
sichtspunkt aber  dürfte  in  Betracht  gezogen  werden,  wenn  das 
Blockaderecht  für  dieses  oder  jenes  Vorgehen  der  Kriegspartei 
gegen  einen  neutralen  Untertan  als  Rechtstitel  angerufen  wird. 
Es  ist  unbestritten  Rechtens,  daß  dem  Blockierenden  ein  beim 
Durchbruchsversuch  festgenommenes  Schiff  als  gute  Prise  ver- 
fällt.    Ein  Prisengericht  bestätigt  die  Konfiskation  oder  hebt 
sie   auf.     Die   Kriegsnotwendigkeit   rechtfertigt   es,    daß    da^ 
Blockadegeschwader   das   aufgebrachte  Schiff  nötigenfalls  zum 
Sinken  bringt,  wenn  die  Situation  es  nicht  erlaubt,  den  Blockade- 
brecher zum  nächsten  Hafen  zu  schleppen.    Das  aufgebrachte 
Schiff  wird   sofort   Eigentum    des    blockierenden   Staates,    der 
damit   nach    Belieben   verfährt,    wenn    die   Entscheidung    des 
Prisengerichts    aus    militärischen    Gründen    nicht    abgewartet 
werden  kann.    Liegen  aber  solche  besondere  Verhältnisse  nicht 
vor   und   läßt  sich    auch   ohne   Vernichtung   des   Schiffes   der 
Blockadezweck  —  in  concreto  das  Fernhalten  des  Schiffes  von  der 
blockierten  Küste  —  erreichen,  so  ist  nicht  erfindlich,  inwiafem 
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die  militärische  Notwendigkeit  logisch  das  Recht  desBlockierendea 
zur  Folge  haben  muß,  das  blockadebrechende  Schiff  zu  annek- 
tieren. Die  Kriegsnotwendigkeit  allein  vermag  dieses  Stück 
von  völkerrechtlich  anerkanntem  Seebeuterecht  nicht  zu  decken; 
sie  würde  in  manchen  Fällen  höchstens  ein  Festhalten  und 
eine  Internierung  des  Schiffes  auf  Kosten  und  Gefahr  des  Eigen- 
tümers oder  Kapitäns  bis  zur  Aufhebung  der  Blockade  recht- 
fertigen. Der  Gedanke  der  Notwendigkeit  als  Grundlage  des 
Blockaderechts  kann  die  Annektierung  zu  dem  Zwecke,  weiteren 
Durchbruchsversuchen  vorzubeugen  oder  als  Abschreckungs- 
mittel zu  dienen,  nicht  halten.  Wären  solche  Mittel  nötig, 
so  müßte  es  im  gegebenen  Einzelfalle  mit  der  Effektivität  der 
Blockade  —  dieser  condicio  sine  qua  non  —  recht  bedenklich 
bestellt  sein.  —  Man  hat  das  Annektierungsrecht  damit  er- 
klären wollen,  der  Blockadebrecher  verliere  seine  Eigenschaft 
als  neutraler  Untertan  in  dem  Augenblicke,  wo  er  durch- 
zubrechen versuche,  und  werde  ipso  facto  einem  feindlichen 
Untertan  gleich,  dessen  Eigentum  zur  See  in  jedem  Falle  der 
Wegnahme  unterliege.  Auch  wer  dieses  Recht  der  Annektie- 
rung feindlichen  Privateigentums  zur  See  auf  die  Kriegsnot- 
wendigkeit als  Rechtsgrund  zurückführen  will,  kann  letztere 
de^shalb  noch  nicht  zur  Begründung  der  Kriegsnotwendigkeits- 
theorie im  Blockaderecht  heranziehen.  Es  ist  dies  lediglich 
eine  Fiktion,  die  sich  mit  außer  Zweifel  stehenden  völkerrecht- 
lichen Sätzen  in  Widerspruch  befindet.  Der  Blockadebrecher 
behält  seine  Staatsangehörigkeit  ununterbrochen;  sein  Heimat- 
staat läßt  ihm  trotz  des  Unternehmens,  die  Blockade  zu  brechen, 
seinen  Schntz  angedeihen,  wenn  die  blockierende  Macht  unter 
Außerachtlassung  anerkannten  Völkerrechts  das  Schiff,  seine 
Ladung,  insbesondere  wenn  sie  die  Besatzung  irgendwie  will- 
kürlich behandelt,  wenn  sie  z.  B.  ohne  daß  die  Gebote  des 
Krieges  es  dringend  fordern,  kein  prisengerichtliches  Verfahren 
stattfinden  läßt  oder  die  Besatzung  ungerechtfertigter  Weise 
festhält. 

Das  geltende  Blockaderecht  begnügt  sich  also  nicht  damit, 
dem  Kriegführenden  nur  solche  Rechte  zuzusprechen,  welche 
znr  Erreichung  des  Blockadezwecks  unumgänglich  notwendig 
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sind.  Eine  andere  Frage,  die  hier  nicht  weiter  erörtert  werden 
soll,  ist  die,  ob  nicht  bei  einer  künftigen  Ausgestaltung  bezw. 
Beschränkung  des  Blockaderechts  der  Gesichtspunkt  der  abso- 
luten militärischen  Notwendigkeit  heranzuziehen  wäre. 

Fauchille  sucht  gegen  Gessner's  Theorie  eine  eigene 
zu  behaupten,  die  ich  der  Kürze  halber  die  Neutralitätstheorie 
nennen  möchte.  Ihm  genügt  die  Fragestellung:  Entspriögt 
das  den  Neutralen  auferlegte  Verbot,  mit  den  blockierten  Plätzen 
Handelsverkehr  zu  pflegen,  dem  Recht  der  Kriegspartei  oder 
dem  Zustand  der  Neutralität  der  am  Kriege  nicht  beteiligten 
Staaten  ?  Ist  es  eine  von  der  Kriegspartei  der  gesamten  PYei- 
heit  des  neutralen  Handels  auferlegte  Beschränkung  oder  ist  es 
nichts  anderes  als  die  Erfüllung  der  Pflicht  der  Neutralen,  sich 
jedes  feindseligen  Aktes  zu  enthalten,  am  Kriege  nicht  teil- 
zunehmen ?^) 

Diese  Fragestellung  ist  zu  eng:  abgesehen  davon,  daß 
die  Blockade  nicht  nur  den  Handelsverkehr  abschneidet,  muß 
eine  befriedigende  Lösung  des  Problems  nicht  nur  das  Verkehrs- 
verbot selber,  sondern  auch  den  Charakter  und  die  Folgen  des 
Zuwiderhandelns  gegen  dieses  Verbot  erklärend  umfassen. 

Da  die  Annahme  der  Kriegsnotwendigkeitstheorie  die  Un- 
abhängigkeit der  neutralen  Staaten  negiere,  entscheidet  sich 
Fauchille  für  die  zweite  Alternative:  „Cur,  si  onconsidere 
comme  un  droit  des  helligirants  Vexclusion  de  commerce 
neutre  dans  la  circonstance  supposie,  on  arrive  n^cessaire- 
ment  ä  leur  dccorder  un  pouvoir  sur  les  neutres,  ä  enlever 
ä  ces  derniers  leur  ind^pendance,  et  on  aboutit  ä  cetie 
cons^quence  que  la  restriction  du  commerce  peut  itre  riglSe, 
modifUey  itendue  suivant  la  volo7ite  de  la  nation  en  guerre. 
Si  au  contraire  c'est  un  devoir  des  peuples  pacifiques,  üs 
sont  dans  V Obligation  de  le  remplir  et  sHls  ne  le  fönt  pas, 
ils  peuvent  y  Stre  contraints  par  la  force  des  armes,  seul 
m^yen  coercitif  legitime  entre  les  nations  libres,  mais  leur 
ind^pendance  reste  entiere,^^)  Ich  sehe  nicht,  inwiefern  die 
nach   Ansicht  des  Belligerenten  kriegsnotwendige  Verhängnng 

i)  Fauchille,  S.  18. 
2)  Fauchille,  S.  19. 
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der  Blockade  ein  Angriff  auf  die  Unabhängigkeit  und  Integrität 
der  neutralen  Staaten  sein  sollte.  .  Fauchille  selbst^)  konsta- 
tiert doch  ausdrücklich,  daß  die  Blockade  eine  Kriegsmaßregel 
ist,  die  sich  direkt  gegen  den  Feind  richtet  und  die  Neutralen 
nur  indirekt  trifft;  mit  demselben  Rechte  könnte  man  alle 
militärischen  Operationen,  die  in  ihren  Wirkungen  indirekt 
auch  neutrale  Staaten  und  deren  Angehörige  berühren,  auf  die 
Pflicht  der  Neutralen  zurückzuführen,  sich  jeder  Einmischung 
in  die  Feindseligkeiten  zu  enthalten.  —  Es  dürfte  aus  einer 
Parallele  zwischen  dem  Recht  des  Kriegführenden,  Kriegs- 
Kontrebande  mit  Beschlag  zu  belegen,  und  den  aus  dem  Tat- 
bestand der  Blockade  sich  ergebenden  Rechtsfolgen  kaum  ein 
Argument  zugunsten  der  Neutralitätstheorie  zu  gewinnen  sein.^) 
Denn  der  blockierende  Staat  verbietet  und  verhindert  nicht 
nur  die  Einfuhr  von  Sachen,  die  dem  blockierten  Platze  den 
Widerstand  erleichtern,  sondern  er  untersagt  jede  Einfuhr  und 
auch  jedes  Auslaufen  von  Schiffen,  in  letzterer  Hinsicht  ab- 
gesehen von  der  bei  Verhängung  der  Blockade  üblicher  Weise 
gewährten  Frist.  Die  Analogie,  welche  Fauchille  hier  an- 
nehmen möchte,  ist  nicht  vorhanden.  Kriegskontrebande  sind 
nur  für  die  feindliche  Kriegführung  bestimmte  Gegenstände. 
Bei  der  Blockade  aber  ist  nicht  nur  die  Zu-  und  Ausfuhr 
solcher  Gegenstände  abgeschnitten,  sondern  der  blockierte 
Küstenstrich  oder  Hafen  ist  gegen  das  Ein-  und  Auslaufen  von 
Schiffen  überhaupt  abgesperrt.  Das  ergibt  sich  aus  dem  Wort- 
laut des  Art.  4  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  und  wird  auch 
von  Fauchille  selbst  des  näheren  ausgeführt.^)  Der  Unter- 
schied zwischen  der  Beschränkung  des  neutralen  Handels  hin- 
sichtlich der  Kriegskontrebande  und  der  durch  die  Blockade- 
verhängung  bewirkten  ist  also  nicht  nur  derselbe,  der  zwischen 
einer    „interdiction  plus   etendue    et    une   plus   restreinte^ 

1)  Fauchille,  S.  16. 

2)  Fauchille y  S.  19:  „II  existe  (Tailleurs  une  sinulitu^e  bien 
grande  entre  la  restriction  du  commerce  neutre  relative  ä  la  contre- 
bände  de  guerre  et  celle  qtii  a  trait  au  blocus;  et  la  contrebande  de 
guerre  —  cela  est  admis  presque  universelleinent  aujourd^hui  — 
constitue  un  devoir  du  neutre." 

3)  Fauchille,  S.  243. 
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besteht.  Diese  ganze  Analogie,  auf  welche  Fauch iUe^)  ziem- 
liches Gewicht  zu  legen  scheint  und  die  vor  ihm  schon  Cauchy 
feststellen  wollte^),  ist  nach  allem  keine  glückliche  und  muß  schon 
aus  dem  Grunde  als  wenig  sachfftrderlich  bezeichnet  werden, 
weil  das  Recht  der  Kriegskontrebande  in  Theorie  und  Praxis 
zu  dem  Unsichersten  und  Umstrittensten  im  ganzen  Völkerrecht 
gehört. 

Aus  der  Neutralitätstheorie  sollen  sich,  wie  Pauchille 
hat  nachweisen  wollen,  alle  Blockaderechtssätze  ableiten.  80 
folge  aus  ihr  der  Satz,  daß  die  Blockade  mit  ihrem  Verkehrs- 
verbote allen  Neutralen  gegenüber  in  gleicher  Weise  bestehe, 
während  die  Notwendigkeitstheorie  es  gestatte,  daß  der 
blockierende  Staat  je  nach  Interesse  und  Laune  die  Angehörigen 
dieses  oder  jenes  neutralen  Staates  von  dem  Verkehrsverbot 
ausnehme.  Gewiß  hat  Fauchille  darin  Recht,  daß  die 
Blockade  nicht  dazu  benutzt  werden  darf,  um  einen  guten 
Freund  zu  fördern,  gegen  die  Angehörigen  eines  weniger  be- 
freundeten Staates  aber  die  aus  der  Blockade  fließenden  Rechte 
scharf  zur  Durchführung  zu  bringen.  Diese  Wahrheit  folgt 
aber,  wie  bereits  in  anderem  Zusammenhang  bemerkt  wurde, 
aus  allgemeinen  Neutralitätsrechtssätzen  und  kann  auch  aus 
der  Kriegsnotwendigkeitstheorie  hergeleitet  werden.  Die  Blockade 
ist  begrifflich  eine  vollständige  Absperrung,  die  wirksam  sein 
und  unterschiedslos  durchgeführt  werden  muß.^) 

Die  Pflicht  der  Neutralen,  an  dem  Kriege  nicht  teil- 
zunehmen, ist  nach  Fauchille  auch  deshalb  als  Rechtsgnmd 
für  die  Blockade  anzunehmen,  weil  die  Verletzung  der  Blockade 
und  deren  Rechtsfolgen  sich  so  in  ungezwungener  Weise  recht- 
lich erklären  lassen :  der  Blockadebrecher  verletzt  die  Pflichten 
der  Neutralität  und  verzichtet  mit  seinem  Versuche  auf  seine 
iEigenschaft   als  Neutraler.  —  Die  Unrichtigkeit  dieses  Satzes 


1)  Fauchille,  8.19. 

«)  Cauchy,  II  201. 

«)  Preuß.  PrisenreglemeDt  yom  20.  6.  1864  (GS  1864  8.  869  ff.)  §  22: 
^ Jedes  Schiff,  ohne  Unterschied  deT  Nationalität,  welches  die  Blockade 
zu  durchbrechen  versucht,  ist  aufzubringen  und  als  gute  Prise  tjam^ 
sehen ..." 
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liegt  auf  der  Hand.  Die  Neutralität  erzeugt  yölkeirechtliche 
Rechte  und  Pflichten  nur  zwischen  Staaten.  Ein  Einzelner 
kann  keine  völkerrechtlichen  Neutralitätspflichten  verletzen. 
Im  übrigen  ist  die  Annahme,  daß  der  Blockadebrecher  auf 
seine  Eigenschaft  als  Neutraler  verzichte,  als  eine  Fiktion 
bereits  oben  abgelehnt  worden;  der  neutrale  Staat  hat  gegen 
den  blockierenden  Staat,  der  ein  neutrales  Schiff  beim  Durch- 
bruchsversuch weggenommen  hat,  einen  völkerrechtlichen  An- 
spruch darauf,  daß  über  die  Aufbringung  im  prisengerichtlichen 
Verfahren  verhandelt  werde.  Er  schützt  seine  Angehörigen 
auch  nach  dem  Blockadebruch. 

Eine  weitere  Folgerung  aus  seiner  Neutralitätstheorie  zieht 
Fauchille  dahin,  daß  die  neutralen  Staaten  alle  diejenigen 
Beziehungen  mit  einem  blockierten  Hafen  fortsetzen  können, 
welche  die  Widerstandskraft  des  blockierten  Staates  nicht  ver- 
mehren ;  es  sei  völkerrechtlich  unzulässig,  daß  der  Kriegführende 
solche  Beziehungen  untersage;  denn  sie  verstießen  nicht  gegen 
die  Neutralität.  —  Diese  Konsequenz  ignoriert  den  bestehenden 
Rechtszustand  nach  verschiedenen  Richtungen  hin.  In  den 
wenigsten  Fällen  würde  selbst  der  unparteiischste  Mensch  mit 
einiger  Sicherheit  beurteilen  können,  ob  durch  diese  oder  jene 
Durchbrechung  des  Verkehrsverbots  mit  dem  blockierten  Hafen 
die  Widerstandskraft  des  blockierten  Kriegführenden  vermehrt 
wird  oder  nicht.  Die  völkerrechtliche  Praxis  geht  dahin,  daß 
jedenfalls  das  neutrale  Schiff  oder  seine  Regierung  über  diese 
Frage  nicht  zu  entscheiden  berufen  ist;  einzig  maßgebend  ist 
hier  das  Ermessen  des  blockierenden  Staates  bezw.  des  Ober- 
kommandierenden des  Blockadegeschwaders,  soweit  sich  mit 
dem  Blockadezustand  Exemtionen  überhaupt  vereinigen  lassen. 
Nicht  einmal  die  Kriegsschiffe  neutraler  Staaten  haben  das 
Recht  freier  Bewegung  im  Blockadebereich;  „ihre  Zulassung 
hängt  von  dem  Ermessen  der  blockierenden  Kriegsmacht  ab"^.^) 
Daran  ändert  auch  nichts  der  Umstand,  daß  in  mehreren  Kriegen 
den  neutralen  Kriegsschiffen  das  Einlaufen  in  den  blockierten 
Distrikt  gestattet  worden  ist ;  damit  erkannte  der  Kriegführende 


h  Pereis,  S.  263. 
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keine  völkerrechtliche  Pflicht  an,  er  betrachtete  das  vielmehr 
y^as  a  matter  of  couriesy^}) 

Die  aus  der  Fauchille' sehen  Theorie  gezogenen  Folge- 
rangen sind  zum  Teil  mit  geltendem  Recht  nicht  in  Einklang 
zu  bringen.  Die  Neutralitätstheorie  ist  jedenfalls  eher  als  die 
Notwendigkeitstheorie  geeignet,  Willkürlichkeiten .  des  Krieg- 
führenden zu  rechtfertigen.  Denn  wenn  die  Blockade  die 
neutralen  Staatsangehörigen  nur  soweit  bindet,  als  sie  sich 
nicht  in  Feindseligkeiten  einmischen,  so  ist  damit  für  die  Be- 
stimmung des  ümfangs  der  Rechte  der  blockierenden  Kriegs- 
partei nichts  gewonnen.^  Pflichtmäßiges  Ermessen  der  Not- 
wendigkeit aber  ist  nicht  Willkür.  Wie  energisch  sich  auch 
Fauchille  gegen  die  Gessner'scYie  Theorie  gewandt  hat,  so 
unterscheidet  sich  doch  seine  Auffassung  im  letzten.  Ende  kaum 
von  ihr.  Liegt  nicht  in  den  von  ihm  gegen  Hautefeuille 
betonten  Prinzipien  eine  Anerkennung  der  Notwendigkeitslehre? 
Fauchille^)  sagt:  „P  En  matiire  de  blocus  maritime  ü  ne 
peut  s'agir  de  la  conqu4te  du  territoire  ennemi,  il  y  a 
plutöt  occupation  müitaire  de  ce  territoire  par  la  flotte 
belligärante.  20  L'occupation  müitaire  ne  transporte  pas 
au  bellig^ant  une  entiire  souveraineti  sur  les  lieujc  occupes, 
eile  lui  donne  seulement  le  droit  de  prendre  les  mesures 
n^cessaires  pour  assurer  la  securitS  et  pour  arriver  aujc 
fins  de  la  guerre,"  Comp  in  ^)  hat  nicht  so  ganz  Unrecht, 
wenn  er  meint,  daß  Fauchille' s  Theorie  im  Grunde  auf  die 
Notwendigkeitstheorie  hinauslaufe;  uns  scheint  gar,  sie  unter- 
scheidet sich  von  der  Notwendigkeitstheorie  in  der  Gestalt, 
wie  sie  Fauchille  irriger  Weise  auffaßt,  nicht  im 
geringsten. 


^)  Per  eis  y  ebenda;  er  teilt  den  §  10  ^et  Instructions  to  blockading 
vessels  and  cruisers  mit,  die  antenn  20.  6.  1898  vom  Marinedepartement 
zu  Washington  erlassen  wurden:  „The  men-of-toar  of  neutral  powers, 
should,  as  a  matter  of  courtesy^  be  allowed  free  passage  to  and  from 
a  blockaded  port" 

2)  Gegen  Fauchille  auch  Compiti,  S.  12  ss. 

3)  Fauchille,  S.  28. 
*)  Compin,  S.  12. 
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In  dem  Bestreben,  dem  Recht  der  Blockade  eine  möglichst 
sichere  Basis  zu  geben,  welche  insbesondere  dem  Erfordernis 
der  Effektivität  in  jeder  Richtung  gerecht  zu  werden  und  der 
dies  mißachtenden  englischen  Theorie  und  Praxis  den  rechtlichen 
Boden  zu  entziehen  vermöge,  gelangte  Hautefeuille  (II,  S.  177) 
zur  Entwicklung  einer  neuen  Theorie,  der  sog.  Eroberungs- 
theorie. Sie  hat  in  Frankreich  vielfach  Zustimmung  gefunden, 
wird  aber,  soweit  ich  sehe,  neuerdings  von  den  meisten  Autoren 
abgelehnt;  obwohl  im  ganzen  mit  Recht  als  verfehlt  beiseite 
geschoben,  enthält  sie  in  ihrer  Begründung  doch  einen  schätzens- 
werten Versuch,  das  Kriterium  der  effektiven  Blockade  zu  be- 
stimmen. 

Hautefeuille  geht  von  dem  Gedanken  aus,  daß  das 
wirksamste  Mittel  zur  Erreichung  des  Kriegszweckes  die  Er- 
oberung feindlichen  Staatsgebietes  ist.  Der  Kriegführende 
muß  sich  der  Städte,  Festungen  und  Häfen  des  Feindes  be- 
mächtigen, und  zumeist  wird  er  sich  genötigt  sehen,  zu  belagern 
und  zu  blockieren.  Das  Recht  des  Kriegführenden,  sich  dieser 
Mittel  zu  bedienen,  ist  unbeschränkt  und  absolut.  Macht  er 
von  diesem  Rechte  Gebrauch,  belagert  oder  blockiert  er  eine 
Stadt  oder  einen  Hafen,  so  legt  er  um  diesen  Ort  mehr  oder 
weniger  beträchtliche  Streitkräfte,  die  er  auf  dem  feindlichen 
Boden  aufstellt.  Dieser  Teil  des  feindlichen  Gebietes  ist  bereits 
erobert ;  der  Kriegführende  ist  im  faktischen  Besitz  eines  Teiles 
des  feindlichen  Landes.  Die  Gewalt  des  Souveräns,  die  dieser 
über  die  von  seinen  Soldaten  besetzten  Gebietsteile  ausübt,  ist 
von  der  gleichen  Natur  und  dem  nämlichen  Umfange  wie 
diejenige,  welche  er  in  seinem  eigenen  Staate  besitzt.  Denn 
die  Eroberung  gibt  ihm  alle  Rechte  der  Souveränetät,  so  lange 
er  fortfährt,  das  mit  Gewalt  genommene  Gebiet  in  Besitz  und 
unter  dieser  seiner  Gewalt  zu  halten,  so  lange  er  es  nicht 
freiwillig  oder  vom  Feinde  gezwungen  verläßt.  Daraus  ergibt 
^ich  für  den  Eroberer  die  Gesetzgebungsgewalt  in  dem  eroberten 
Gebiete,  also  auch  die  Gewalt,  den  Fremden  die  Erlaubnis  zu 
gewähren  oder  zu  versagen,  dieses  (jebiet  zu  durchziehen.  Es 
.liegt  in  der  Macht  des  Eroberers,  hier  jede  Art  von  Handel 
zu  dulden  oder  zu  verbieten.     Wenn  dies  Recht  nicht  bestände, 
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wenn  die  Fremden  frei  mit  dem  eingeschlossenen  Platze  Handel 
treiben  dürften,  würde  der  Handel  sich  als  unüberwindliches 
Hindernis  dem  Bestreben  entgegenstellen,  den  Widerstand  der 
Eingeschlossenen  zu  brechen  und  er  würde  alle  Anstrengongea 
des  Kriegführenden  illusorisch  machen.  —  Diese  Grandsatze 
wendet  Hautefeuille  auf  die  Seeblockade  an:  Der  Krieg- 
führende hat  von  dem  Augenblicke,  wo  er  einen  Hafen  de« 
Feindes  blockiert  hat,  einen  Teil  des  feindlichen  Gebietes 
erobert,  „/a  mer  territoriale*',  das  Küstenmeer,  soweit  er  es 
mit  hinreichenden  Streitkräften  besetzt  hält;  er  hat  das  Recht, 
in  diesem  eroberten  Gebiete  diejenigen  Gesetze  zu  geben^  die 
seiner  Ansicht  nach  am  geeignetsten  sind,  seine  Pläne  zu 
fördern,  und  folglicli  auch  allen  fremden  Schiffen  zu  verbieten, 
es  zu  durchfaliren,  um  mit  dem  blockierten  Hafen  Handel  zu 
treiben.  Dieses  Recht  ist  für  den  Kriegführenden  ebenso  unbe- 
schränkt wie  dasjenige,  kraft  dessen  er  in  seinem  Staate  dea 
Fremden  den  Handel  schlechthin  oder  einen  einzelnen  Handek- 
zweig  verbieten  kann.  Darum  kann  er  nicht  nur  ein  solchem 
Verbot  erlassen,  sondern  auch  die  Strafe  für  seine  Ueber- 
tretung  festsetzen  und  vollstrecken;  denn  der  Ort,  wo  eine 
solche  Uebertretung  begangen  wird,  steht  unter  seiner  Juris- 
diktion. So  leitet  sich  die  Blockade  ab  von  einer  Befugnis 
der  Kriegführenden,  von  ihrem  Rechte,  in  dem  eroberten  Küsten- 
meer alle  Souveränetätsrechte  auszuüben,  also  auch  die  sonst 
den  Angehörigen  anderer  Nationen  regelmäßig  gewährte  Be- 
fugnis, Transithandel  zu  treiben,  nicht  zu  gewähren  und  diesem 
Verbot  Strafbestimmungen  hinzuzufügen  und  die  —  auch  in 
den  meisten  Zollgesetzen  ausgesprochene  —  Strafe  der  Konfis- 
kation zu  vollstrecken. 

Diesem  Konstruktionsversuch  .ffaw^e/*ew///e'Ä  stellen  sich 
bei  näherer  Untersuchung  so  zahlreiche  und  schwere  Bedenken 
entgegen,  daß  kaum  ein  einziges  Glied  der  ganzen  G^danken- 
kette  unangefochten  bleiben  kann.  Schon  der  Ausgangspunkt 
Hautefeuille' $  ist  nicht  annehmbar.  Die  Blockade  hat  nicht 
nur  den  Zweck,  den  blockierten  Hafen  oder  Küstenstrich  zu 
erobern.  Die  Absperrung  vom  Seeverkehr  soll  nicht  allein  den 
blockierten  Küstenstrich  treffen,  sondern  die  Kraft  des  Feinde« 
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im  ganzen,  sein  gesamter  Handelsverkehr  mit  neutralen  Mächten 
soll  nach  Möglichkeit  abgeschnitten  werden.  Die  Blockierung 
kann  ferner  lediglich  aus  dem  Grunde  geschehen,  um  feindliche 
Kriegsschiffe,  die  sich  in  einen  Hafen  geflüchtet  haben,  für  die 
Dauer  des  Krieges  außer  Aktion  zu  setzen,  ohne  daß  die 
blockierende  Macht  die  Absicht  oder  überhaupt  ein  •  Interesse 
daran  hätte,  den  Hafenplatz  durch  die  Einschließung  zur  üeber- 
gabe  zu  zwingen.  —  Eine  weitere  Unrichtigkeit  ist  die,  daß 
nach  Hautefeuille  das  Blockadegeschwader  auf  feindlichem 
Staatsgebiet,  —  als  solches  faßt  er  das  Küstenmeer  auf  — 
stationiert  sind.  Das  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr, 
welche  für  die  Blockadeschiffe  ein  Angriff*  von  der  Küste  aus 
mit  sich  brächte,  in  den  meisten  Fällen  nicht  geschehen.  Das 
Blockadegeschwader  wird  sich  in  der  Regel  außerhalb  der 
Küstengewässer,  deren  Charakter  als  Staatsgebiet  der  Ufer- 
staaten übrigens  vielfacli  verneint  wird, ^)  aufhalten  müssen,  schon 
aus  dem  (irunde,  weil  das  Küstenmeer  nur  soweit  reicht  wie 
die  Tragweite  der  Strandbatterien.  Diesen  letzteren  Einwand 
hat  sich  Hatitefeiiille  selbst  gemacht  und  auszuräumen  ver- 
sucht; die  blockierenden  Schiffe  könnten,  das  müsse  zugegeben 
werden,  auf  dem  freien  Teile  des  Meeres,  außerhalb  der  Trag- 
weite der  Strandgeschütze,  aufgestellt  sein.  Immerhin  beherrsche 
auch  in  einem  solclien  Falle  die  Artillerie  der  Blockadeschiffe 
das  Küstenmeer  und  sichere  ihnen  die  Herrschaft  über  diesen 
Teil  des  feindlichen  Staatsgebiets  in  der  gleichen  Weise,  wie 
früher  die  feindlichen  an  Land  aufgestellten  Geschütze  dem 
Feinde  diese  Herrschaft  sicherten.  Haute feuille  übersielit 
dabei,  daß  da«  Küstenmeer  sowohl  vom  Lande  aus  wie  von 
den  (Jeschützen  des  Blockadegeschwaders  bestrichen  werden 
kann,  daß  somit  die  blockierende  Macht  keine  ausschließliche 
Gewalt  über  dasselbe  ausübt. 

Aber  Hautefeuille   geht   noch  weiter:    Die    auf   hoher 
See  vor  dem  blockierten  Hafen   aufgestellten  Schifte  —  die   so 


^)  Vgl.  über  die  rechtliche  Natur  des  Küstenmeeres  v.  Liszt,  Das  Völker- 
recht. Berlin.  1906.  S.  85ff.  and  die  zahlreich  dort  und  bc^i  Per  eis,  S.  171!. 
angegebene  neuere  Literatur;  Sloerk,  in  v.  Holtzendorffs  Handbuch 
des  Völkerrechts.    2.  Bd.    Hamburg.    1887.     S.  453f.;  Z>e«j?ff^«c<,  S.  444; 
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nahe  beieinander  sich  aufhalten  müssen,  daß  ihr  Feuer  jedes 
Schiff  in  Gefahr  setzt,  das  ihre  Linie  zu  durchbrechen  versucht 
—  unterwerfen  der  Herrschaft  ihres  Souveräns  die  besetzte 
Zone  in  ganz  derselben  Weise,  als  wenn  sie  dem  Feinde  ge- 
hört hätte  und  diesem  abgenommen  wäre.  Der  Kriegführende 
hat  das  unbestreitbare  Recht,  in  diesem  seiner  Jurisdiktion 
unterworfenen  Räume  Gesetze  zu  erlassen;  die  Angehörigen 
neutraler  Staaten  sind  verpflichtet,  diesen  Gesetzen  ebenso  zu 
gehorchen,  wie  sie  sich  den  Befehlen  jedes  Souveräns  zu  unter- 
werfen haben,  in  dessen  Gebiet  sie  wohnen  oder  dessen  Gebiet 
sie  durchziehen  wollen. 

Gegenstand  der  Eroberung  kann  nach  anerkannten  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  nur  feindliches  Staatsgebiet  sein; 
Hautefeuille  dagegen  weiß  von  einer  Eroberung  von  Teilen 
des  freien  Meeres.  Diese  ist  mit  dem  heute  unangefochtenen 
Prinzip  der  Meeresfreiheit  unvereinbar.  Der  Erwerb  der  Ge- 
bietshoheit über  ein  Stück  des  Meeres  ist  schon  aus  Gründen 
rein  tatsächlicher  Natur  unmöglich;  ein  dauerndes  Gewalt- 
ausüben wäre  wohl  unausführbar.  Keine  blockierende  Macht 
denkt  daran,  den  zeitweilig  in  seiner  Gewalt  stehenden  Teil 
der  hohen  See  als  erobertes  Territorium  anzusehen.  In  dem 
Begriff  der  Eroberung  aber  liegt  der  Wille  des  Siegers,  das 
gewonnene  Gebiet  für  sich  auf  immer  zu  behalten ;  die  Blockade 
ist  eine  Kriegsmaßregel,  die  nur  der  Erreichung  eines  be- 
stimmten Zweckes  dienen  soll,  und  keine  dauernde  Einrichtung. 
Staatliche  Funktionen  in  der  Weise  auszuüben,  wie  dies  der 
Souverän  im  Staatsgebiete  tut,  kommt  der  blockierenden  Macht 
gar  nicht  in  den  Sinn.  Sie  will  nur  ein  völkerrechtlich  er- 
laubtes Kriegsraittel  anwenden,  und  stellt  dieses  gegen  ver- 
suchte Eingriffe  sicher.  Andere  als  militärischen  Zwecken 
dienende  Maßregeln  ergreift  sie  nicht  oder  wird  sie  wenigstens 
meist  nicht  ergreifen;  ob  nicht  in  einem  einzelnen  Punkte  das 
Völkerrecht  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  zuläßt,  kann  hier 
vorläufig  unerörtert  bleiben. 


Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.  I.  Bd.  2.  Anfl.  1895. 
S.  107:  , Das  Küstenmeer  gehört  zum  Staatsgehiet",  ebenso  Georg  Meyer- 
Anschütz,  Lehrbuch  des  Deutschen  Stctatsrechts.    6.  Aufl.     1905.    S.  716. 
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Eroberung  und  Erwerb  der  Gebietshoheit  können  dem 
Blockaderecht  nicht  als  juristische  Basis  dienen.  Und  doch 
muß  damit  gerechnet  werden,  daß  das  Blockaderecht  nur  inner- 
halb des  Blockadebereichs  besteht,  daß  Blockadebruch  nur  in 
diesem  möglich  ist  und  ein  geglücktes  Durchbrechen  der  Blockade- 
zone das  Schiff  frei  macht.  Hautefeuille  scheint  mit  der 
Beziehung  des  Blockaderechts  auf  eine  beschränkte,  in  der 
Gewalt  des  Blockadegeschwaders  stehenden  Fläche  des  offenen 
Meeres  die  Lösung  nicht  in  falscher  Richtung  gesucht  zu  haben. 
Die  Erkenntnis,  daß  man  das  ganze  Rechtsinstitut  auf  diese 
„territoriale"  Grundlage  stellen  muß,  ist  der  dauernde  Gewinn, 
den  die  Haute feuiirsche  Theorie  trotz  der  falschen  Quali- 
fizierung der  Blockadegewalt  gebracht  hat.^) 

Bei  Ortolan^)  und  Desjardins^)  findet  sich  derselbe 
Irrtum  wie  bei  Hautefeuille:  Die  Vorstellung  einer  vor- 
übergehenden Souveränetät  des  blockierenden  Staates  im 
Blockadebereich.  „II  y  a  lieu  d'appliquer  ä  Vegard  du 
territoire  maritime^  par  analogie  avec  ce  gut  se  passe  dans 
la  guerre  sur  terre  ä  l'egard  du  territoire  continental,  lors 
de  Voccupation  d'une  province  en?temie,  le  principe  que 
Voccupant  prend  la  place  du  souverain  du  lieu  dans  Vexercice 
de  la  souverainete'.^  Diese  Substituierung  der  einen  Souveräni- 
lÄt  für  die  audere  soll  nach  Ortolan  die  Gründlage  der  Rechte 
der  Blockademacht  sein.  Dabei  ist  vorausgesetzt,  daß  die 
blockierenden    Schiffe    im    Küstenraeer    sich    aufhalten.      Der 


^)  Gegen  Hautefeuille  haben  sich  vor  allem  ausgesprochen:  Fau- 
chille,  S.  27—31,  Despagnet,  S.  634,  Compin,  S.  6—9,  Kleen, 
I  648,  549,  G.  Carnazza  Amari,  S.  23—26,  Ullmann,  S.  330. 

^)  Th,  Ortolan,  Jiigles  internationales  et  diplomatie  de  la  mer, 
A^id,    Paris.     1864.    T.  II  S.  329. 

^  Desjardins]  Droit  commercial  maritime.  T.  I  S.  49.  So  schon 
Azuni,  Sistem^a  universale  dei  principi  del  diritto  marittimo  delV 
Europa,  2^  ed.  Trieste.  1796.  Amari  nennt  S.  19  als  weitere  An- 
hänger der  Eroberangs-  bezw.  Soaveränetätstheorie  den  Franzosen  Massi, 
den  Portugiesen  Testa,  die  Italiener  Casanova,  Vidari,  Sandonä,  Schiat- 
ierellu.  Hautefeuille,  II  193  zitiert  als  mit  ihm  übereinstimmend: 
Hübfier,  Cocceius,  de  Rayneval,  MassS,  Ortolan,  Galiani,  Lampredi, 
Azuni. 
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Widerlegung,  welche  Ortolan  und  Desjardin^  von  Fau- 
c kille  und  Compin  zu  teil  geworden  ist,  haben  wir  nichts 
hinzuzufügen :  ^,11  y  a  exag^ation,  ä  tiotre  avis,  ä  pretendre 
que  la  simple  occupation  fnateriefle,  fait  essentielfement 
provisoire,  entraine  la  souverainete  sur  le  territoire  occupe, 
Cette  souveraipiete  . . .  ne  peut  s'etablir  que  sur  les  territoires 
conquis  d^finitivement  La  mer  ne pouvant  itre  lobjet  dune 
conquite,  ce  n'est  donc  pas  comme  souverain  que  le  belli" 
gerant  peut  avoir  le  droit  de  bloais}) 

Ist  schon  die  von  Ortolan  herangezogene  Analogie  mit 
dem  Bechtsinstitut  der  Okkupation  aus  dem  Landkriegsrecht 
an  sich  nicht  unbedenklich,  —  Land-  und  Seekriegsrecht  sind 
heute  immer  nocli  scharf  gegeneinander  abzugrenzende  Gebiete  — , 
so  zeugt  eine  andere  von  Brocher^)  dem  römischen  Recht 
entnommene  von  einem  geradezu  unglücklichen  Doktrinarismus. 
Er  stellt  privatrechtliche  Begriffe  ohne  weiteres  in  Parallele 
mit  völkerrechtlichen:  „Le  droit  de  blocus  a  sa  catise,  san 
principe  genärateur  dans  les  necessites  de  la  guerre,  dafis 
rinteret  qu'ont  les  belligerants  a  faire  respecter  leurs  Opera- 
tions militaires.  . .  Mais  les  belligerants  n'ont  pa^s  le  droit 
de  faire  tout  ce  que  reclame  leur  interet.  Ici  comme  ailleurs, 
le  droit  c'est  linterM  particulier  dans  les  limites  dans 
lesquelles  il s'accorde  avec  linterSt  ge'näral,  II  s'agit  de  la 
haute  mer,  qui  appartient  en  commun  ä  toutes  les  nations, 
Celles-ci  en  usent  comme  les  partictdiers  usent  des  voies 
jyubliques;  eile  ne  peuvent  pas  s'exclure  les  unes  les  autres, 
mais  elles  peuvent  demander  de  nitre  pa^  trotiblies  dans 
leur  jouissance.  Nous  sommes  en  prisence  d'un  cas  non  de 
propriete,  mais  de  possession,  Si  le  blocus  remplit  les 
conditions  prescrites,  il  est  reconnu  regulier:  les  neutres 
confisques  pour  Vavoir  viole  ne  pourront  pas  s'adresser  ä 
leurs  souverains  pour  obtenir  satisfaction,  II  y  a  donc  un 
comtnencement  de  reconnaissance  sociale;  nous  n'en  sommes 
donc  plus  ä  la  possession  naturelle,  ä  la  dätention. . .  Cest 

1)  Compin,  S.  10.    Aehnlich  Fauchille,  S.  32. 

2)  Rev.  d.  droit,  intern,  et  d.  legisl.  comp,    1873.    S.  575.    Gegen  ihn 
Fauchille,  S.  34  ss.;  Compin,  S.  11;  Despagnet,  S.  636. 
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du  cöte  de  la  possessio  ad  interdicta  que  Vanälogie  doit 
etre  chercMe,^  Daß  bei  der  Blockade  etwas  der  römischen 
possessio  ähnliches  vorliege,  daß  die  Natur  der  Dinge  hier  wie 
dort  ähnliche  Rechtssätze  hervorgerufen  habe,  will  Brocher 
des  näheren  aus  den  Konsequenzen  nachweisen,  die  aus  seiner 
These  sich  herleiten  lassen  und  mit  geltenden  Blockaderechts- 
sätzen übereinstimmen  sollen:  Effektivität,  Notifikation,  die  für 
eine  momentane  Unterbrechung  der  Blockadelinie  geltenden 
Regeln,  alles  erklärt  sich  so  bis  ins  Einzelne  ganz  zwanglos. 
Z.  B. :  „Lorsque  le  bloct^s  cesse  momentanement,  et  qu'on  le 
retablit  dans  un  bref  dälai,  on  admet  que  Vanden  blocus 

tta  pas  cesse'  d'ea^lster ^)    Le  mSme  principe  se  retrouve 

en  droit  romain  en  mattere  de  possession  d'immetibles.  Une 
possession  ritablie  apres  aimr  ete  interrompue  corpore 
d'une  maniere  temporaire  sans  Vavoir  jamais  ete  animo, 
est  censee  n'avoir  jamais  discontinue^  ^) 

Die  den  römischen  Bürgern  zustehenden  Klagerechte  zur 
Sicherung  der  freien  Kommunikation  auf  öffentlichen  Wegen 
könnte  man  u.  E.  auch  als  Analogie  zugunsten  der  Neutralen 
anrufen,  welche  den  Kriegführenden  in  der  Störung  des  freien 
und  gleichen  Gemeingebrauchs  entgegentreten  könnten.  Dieses 
«Klagerechf*  würde  allerdings  nicht  gegeben  sein,  wenn  der 
neutrale  Staat  seine  Einwilligung  zu  einem  sein  „  Benutzungs- 
recht "^  zeitweise  ausschließenden  Grebrauch  gegeben  hätte. 
Darum  verlangt  denn  auch  Brocher  die  Einwilligung  des 
neutralen  Staates.  Diese  ist  aber  keine  völkerrechtliche  Voraus- 
setzung einer  rechts  wirksamen  Blockade.  Die  Stellung  der  neutralen 
Untertanen,  die  einen  Blockadebruch  unternehmen,  bleibt  übrigens 
bei  Brocher  ohne  jede  Analogie,  geschweige,  daß  er  für  sie 
eine  rechtliche  Grundlage  zu  gewinnen  versucht  hätte.  Es 
würde  zu  weit  führen  und  wenig  sachförderlich  sein,  wollte 
man  einer  solchen  geistreichen  wissenschaftlichen  Exkursion 
ins  Land  der  Analogien  sich  anschließen;  wir  begnügen 
uns,    zu    sagen,    daß    die    Heranziehung   von    —    mehr    oder 


1)  Vgl.  Ullmann,  S.331. 

2)  Brt^cher,  S.  576. 
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weniger^)  zutreffenden   —   Analogien   keine   juristische    Kon- 
struktion ist. 

So  hat  denn  keiner  der  bisherigen  Lösungsversuche  zu  eineni 
befriedigenden  Resultat  geführt.  Sie  alle,  mit  Ausnahme  des- 
jenigen von  Brocher,  enthalten  Gesichtspunkte,  die  für  die 
Konstruktion,  oder  wenigstens  für  eine  künftige  Reform,  nicht 
unwesentlich  sind.  Die  Kriegsnotwendigkeitstheorie 
überträgt  ein  Prinzip,  das  im  Landkriegsrecht  zweifellos  gilt,  ^) 
auf  das  nach  moderner  Kulturanschauung  noch  von  starker 
Willkür  durchsetzte  Seekriegsrecht;  die  absolute  militärische 
Notwendigkeit  bestimmt  und  begrenzt  heute  noch  nicht  in  jeder 
Richtung  die  Rechte  der  kriegführenden  Seemächte.  Zunächst 
müßte  das  ganze  Beuterecht,  das  feindliches  Privateigentum  zur 
See  durchweg  dem  seemächtigen  Feinde  ausliefert,  restlos  ver- 
schwinden. Die  Neutralitätstheorie  besagt  für  das  Maß 
von  Rechten,  welches  dem  blockierenden  Kriegführenden  zusteht, 
so  gut  wie  nichts  und  kommt  kaum  über  die  nicht  einwandfreie 
Behauptung  hinaus,  daß  neutrale  Untertanen  sich  jeden  Eingriffs 
in  die  kriegerischen  Aktionen,  also  auch  die  Blockade, 
zu  enthalten  verpflichtet  seien.  Welchen  Umfang  die 
Kriegsmaßregel  der  Blockade  annehmen  darf,  bleibt  zudem  völlig 
dem  Belieben  des  Belligerenten  überlassen.  Die  Hautefeuille'- 
sehe  und  Or^o/an 'sehe  Erklärung  haben  versucht,  die  Effek- 
tivität der  Blockade  auf  die  Herrschaft  über  den  Blockade- 
bereich zu  gründen  und  dieses  Herrschaftsrecht  als  die  Grund- 
lage des  ganzen  Rechtsinstituts  hinzustellen.  Diesem  Gedanken 
ist  durchaus  beizupflichten;  wenn  Hautefeuille  und  Ortolan 


1)  Darüber  s.  Fauchille,  S.  36;  Compin,  S.  11:  „M.  Brocher 
de  la  FUchkre  fait  deriver  le  droit  de  blocus  d'une  possession  speciale, 
ad  interdicta.  Cette  opinion  n'est  pas  plus  eocacte  que  les  pr^ce- 
dentes,  car  il  est  bien  certain  qu*on  ne  peut  pas  plus  poss^der  la  mer, 
c'est-ä'dire  la  ditenir  d'une  manUre  permanentey  que  Von  ne  peut 
avoir  un  droit  de  propri^tä  sur  eile.''  —  Fauchille,  Compifiy 
Despagnet  stellen  mit  Recht  die  Brocher' sehe  Theorie  neben  die 
Hautefeuille' s  und  Ortolan's,  während  Amari,  S.  20,  sie  der  Notr 
wendigkeitstheorie  gleichsetzt. 

2)  S.  das  Werk  von  A.  Zorn,  Das  Kriegsrecht  za  Lande  in  seiner 
neuesten  Gestaltung.    Eine  kritische  Untersuchung.    Berlin.     1906. 
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mit  ihrer  Konstruktion  auf  so  energischen  und  fast  allgemeinen 
Widerspruch  gestoßen  sind,  so  dürfte  das  zum  größten  Teil  der 
falschen  Qualifizierung  jenes  Rechtes  des  Blockierenden  über 
das  beherrschte  Seegebiet  zur  Last  zu  legen  sein. 

Die  Effektivität  kann  nur  dann  gegeben  sein,  wenn  ein 
Teil  des  Meeres  (die  Blockadezone,  der  Blockadebereich)  derartig 
von  blockierenden  Schiffen  und  deren  Geschützen  beherrscht 
wird,  daß  ein  Durchbruch  —  wenn  auch  nicht  absolut  unmög- 
lich —  so  doch  mit  augenscheinlicher  Gefahr  ^)  verbunden  oder 
nur  unter  Anwendung  besonderer  List  oder  unter  Ausnutzung 
ganz  besonderer  Verhältnisse  (wie  Nebel,  Unwetter  und  dergl.) 
möglich  ist.  Dieser  Satz  ist  das  Ergebnis  einer  langen  Ent- 
wicklung, die  mit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  zu  einem 
vorläufigen  Abschluß  gekommen  ist.  Er  ist  der  Erfolg  eines 
beharrlichen  Ringens  der  Seemächte  zweiten  Ranges  um  Be- 
seitigung der  örtlich  unbegrenzten  und  daher  den  Handel  und 
freien  Verkehr  auf  allen  Weltmeeren  hemmenden  und  lahm- 
legenden Anwendung  des  Blockaderechts  im  alten  Sinne,  das 
im  Grunde  nichts  anderes  bedeutete  als  die  völlige  Untersagung 
jeden  neutralen  Handels  mit  dem  Feinde.  Art.  4  der  Seerechts- 
deklaration sollte  die  „englische  Blockade"  beseitigen,  die  Be- 
lästigung und  Aufbringung  neutraler  Schiffe  in  großer  Ent- 
fernung vom  Blockadebereich  unter  dem  Titel  des  Blockade- 
rechtes fortan  unmöglich  machen;  er  ist  eine  der  englischen 
Seemacht  abgerungene  Konzession  an  das  internationale  See- 
kriegsrecht. Eine  Lokalisierung  der  Blockade,  eine 
Beziehung  des  Blockaderechts  auf  einen  bestimmten  Teil  des 
Meeres,  sollte  dem  Grundsatz  der  Meeresfreiheit,  den  das  alte 
Blockaderecht  manchmal  nahezu  suspendiert  hatte,  in  möglichst 
weitgehender  Weise  zugunsten  des  neutralen  Handels  wahren. 
An  Ort  und  Stelle  muß  die  militärische  Gewalt  des  Krieg- 
führenden zur  See  derartig  fest  gegründet  sein,  daß  sie  hin- 
reicht, den  Zugang  zur  Küste  wirklich  zu  verhindern. 

1)  Prenß.  Prisenreglement  yom  20.  6.  1864  §  20:  „Ein  Hafen  gilt  als 
blockiert,  wenn  er  durch  ein  oder  mehrere  Kriegsfabrzenge  dergestalt  ge- 
sperrt ist,  daß  ein  Handelsschiff  ohne  augenscheinliche  Gefahr  der  Auf- 
bringung in  den  Hafen  nicht  einlaufen  oder  aus  demselben  nicht  auslaufen  kann.'' 
Ebenso  Art.  27  d.  Instruktionen  d.  japanischen  Marineministers  vom  7. 9. 1894. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffenü.  Recht.    XVI.  H 
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Die  Lokalisierung  des  Blockaderechts  war  die  Tendenz 
dB!  Entwicklung  bis  1856.  Nach  der  Effektivität  der  Blockade 
bemißt  sich  jetzt  der  Bereich  ihrer  Wirksamkeit.^)  Die  Blockade- 
zone ist  ein  Stück  des  Meeres,  das  weder  Staatsgebiet  ist,  noch 
für  die  Zeit  der  Blockade  als  res  communis  omnium  dem 
allgemeinen  Verkehr  offen  steht.  Der  blockierende  Staat  erwirbt 
über  diese  Zone  keine  Gebietshoheit ;  denn  seine  ausschließliche 
Herrschaft  ist  der  Natur  der  Blockade  als  einer  Kriegsmaßregel 
entsprechend  nur  eine  vorübergehende. 

Auf  die  absolute  Militargewalt  des  blockierenden  Staates 
über  die  Blockadezone  ist  das  ganze  Blockaderecht  zu  gründen. 
Die  Blockade  beginnt,  sobald  diese  absolute  Gewalt  erkennbar 
konstituiert  ist,  und  endet,  sobald  das  Blockadegeschwader 
dieses  Gebiet  —  nicht  nur  infolge  höherer  Gewalt,  Verfolgung 
eines  Blockadebrechers  usw.  —  verläßt. 

Ein  Blockadeverbot  ist  also  völkerrechtlich  wirksam  nur 
in  dem  wirklich  beherrschten  Blockadebereich.  Daraus  ergibt 
sich  als  notwendige  Folgerung  auch  die  örtliche  Be- 
schränkung der  Auferlegung  der  Blockadebruchs- 
folgen; sie  ist  „an  die  Oertlichkeit  gebunden". 2)  Nur  der 
Versuch  einer  direkten  Durchbrechung  des  einschließenden 
Gürtels  ist  Blockadebruch.  Ist  der  Blockadebrecher  —  trotz 
Effektivität  der  Blockade  —  glücklich  durchgekommen,  so  ist 
er  außerhalb  dieses  der  absoluten  Militärgewalt  des  blockierenden 
Staates  vorbehaltenen  Meeresteils  und  kann  später  wegen 
dieses  Durchbruchs  nicht  mehr  zur  Rechenschaft  gezogen 
werden. 

Der  Kriegsnotwendigkeitstheorie  wurde  entgegengehalten, 
sie  vern;Löge  es  nicht  zu  decken,  daß  der  blockierende  Staat 
sich  nicht  mit  der  Sequestration  des  aufgebrachten  Schiffes  be- 
gnüge. Nimmt  man  die  absolute  Militärgewalt  statt  der 
militärischen  Notwendigkeit  als  Grundlage  an,  so  ist  die  Weg- 
nahme des  blockadebrechenden  Schiffes  als  einer  guten  Prise 
hinreichend   begründet.      Das   blockierende   Geschwader   hätte 

1)  V.  Mar  atz,  S.  489. 

2)  v^Martitz,  S.  490;  er  nennt  den  Blockadebruch  nentralit&ts- 
widrig,     Ueber  den  Bioekadebruch  vgl  besonders  FremonVs  Schriftchen. 
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das  Schiff,  velches  durchzubrechen  versuchte,  auch  durch  seine 
Artillerie  zum  Sinken  bringen  können,  wenn  sonst  die  Auf- 
rechterhaltung der  Effektivität  in  der  ganzen  Blockadelinie 
gefährdet  erschienen  wäre.  Letzteres  wird  aber  meistens  der 
Fall  sein,  wenn  das  blockierende  Schiff  das  blockadebrechende 
verfolgt,  um  es  wegzunehmen.  Das  Völkerrecht  mißbilligt  die 
Wegnahme  nicht  und  verneint  auch  die  Fortdauer  der  Effek- 
tivität im  Falle  einer  solchen  Verfolgung  nicht;  dagegen  darf 
der  Blockierende  den  Führer  und  die  Besatzung  des  Blockade- 
brechers nicht  bestrafen.  Er  hat  nur  ein  Repressivrecht ^), 
das  ihm  die  Annektierung  des  Schiffes  und  seiner  Ladung  ge- 
stattet. Die  völkerrechtliche  Beschränkung  der  in  der  absoluten 
Militärgewalt  liegenden  Repressivgewalt  gegenüber  den  Per- 
sonen, die  sich  der  absoluten  Militärgewalt  widersetzt  haben, 
steht  dem  Charakter  dieser  Gewalt  als  einer  absoluten  nicht 
entgegen.  Auch  die  militärische  Gewalt  über  erobertes  feind- 
liches Land,  welches  der  Sieger  seinem  Staate  einverleiben 
wird,  hat  diesen  absoluten  Charakter,  ungeachtet  der  völker- 
rechtlichen Beschränkungen,  die  dem  Sieger  auferlegt  sind. 
Es  bedarf  wohl  keiner  ausführlichen  Verwahrung  dagegen,  daß 
mit  diesem  Satze  eine  Analogie  mit  dem  Rechtsinstitut  der 
Okkupation  nicht  behauptet  werden  soll;  es  handelt  sich  hier 
lediglich  um  eine  nähere  Kennzeichnung  der  „absoluten  Militär- 
gewalt". Die  „Absolutheit"  sagt  hier  wie  dort  nichts  anderes, 
als  daß  jede  andere  Staatsgewalt  ausgeschlossen  und  der  Sieger 
bezw.  der  Blockierende  in  dem  eroberten  Territorium  bezw.  in 
dem  Blockadebereich  prinzipiell  alle  Gewalt  und  alle  Rechte 
hat,  daß  stets  sein  freies  Ermessen  entscheidet,  sofern  nicht 
im  Einzelnen  ihn  beschränkende  Völkerrechtssätze  in  Geltung 
sind.  Die  absolute  militärische  Gewalt  im  Blockadebereich 
gestattet  dem  Blockierenden,  alle  militärisch  notwendigen  Maß- 
nahmen zu  ergreifen,  darüber  hinaus  gibt  sie  ihm  ein  Repressiv- 
recht, das  den  Rahmen  des  militärisch  Notwendigen  sprengt 
und  ein  Stück  alten  Blockadß-Beuterechts  darstellt.  Als  Straf- 
anspruch kann  dies  Repressivrecht  nicht  charakterisiert  werden, 
weil  der  Blockadebruch  kein  Delikt  ist. 


^  Ebenso  Ulimann,  S.  331,  332. 

3* 


36  Pohl, 

Damit  sind  wir  genötigt,  zu  der  neuerdings  in  dankens- 
werter Weise  von  Rekm^)  aufgerollten  Frage  Stellung  zu 
nehmen:  Ist  der  Blockadebruch  ein  völkerrechtliches  Delikt? 
Oder,  wie  man  sie  auch  formulieren  kann :  Besteht  eine  Rechts- 
pflicht von  neutralen  Untertanen,  den  Blockadebefehl  des 
Kriegführenden  zu  respektieren? 

Der  Heiraatstaat  des  neutralen  Untertanen  hat  ihm  den 
Blockadebruch  nicht  verboten  und  ist  dazu  auch  völkerrecht- 
lich nicht  verpflichtet.  Das  Individuum  macht  sich  also  seinem 
Staate  gegenüber  durch  einen  Blockadebruch  nicht  strafbar. 
Es  wird  dem  Heimatstaate  nicht  in  den  Sinn  kommen,  den 
Blockadebruch  als  ^eine  feindliche  Handlung"  gegen  einen  „be- 
freundeten Staat"  aufzufassen  und  zu  ahnden.  Er  ist  lediglich 
gebunden,  zu  dulden,  daß  seinen  Angehörigen  die  Blockade- 
bruchsfolgen treffen;  er  darf  ihm  seinen  Schutz  nicht  ange- 
deihen  lassen,  solange  der  Kriegführende  die  ihm  gegen  die 
neutralen  Staaten  obliegenden  Pflichten  nicht  verletzt.  Wenn 
nun  aber  der  Untertan  sich  durch  den  Blockadebruch  keiner 
nach  seinem  heimischen  Rechte  strafbaren  Handlung  schuldig 
macht,  wie  ist  es  dann  zu  erklären,  daß  die  verfassungsmäßige 
Pflicht  des  Staates  zur  Gewährung  des  völkerrechtlichen  Schutzes 
gegenüber  dem  Auslande ^j  nicht  Platz  greift?  Dieser  staats- 
rechtliche Zweifel  erledigt  sich  durch  Annahme  eines  Ge- 
wohnheitsrechtes. 

Auch  ein  Delikt  gegen  das  Völkerrecht  (oder  wie  andere 
sagen:  ein  völkerrechtliches  Delikt)^)  liegt  nicht  vor.  Das 
Völkerrecht  reprobiert  den  Blockadebruch  nicht,  sondern  be- 
handelt dies  Unternehmen  als  ein  reines  Spekulationsgeschäft- 
Ware  er  eine  „Neutralitätswidrigkeit"*),  eine  Verletzung  von 

^)  Rehm,  üntertÄnen  als  Subjekte  völkerrechtlicher  Pflichten,  in 
Kohl  er'  s  Zeitschrift  far  Völkerrecht  und  Bnndesstaatsrecht.  I.  Bd.  1.  Heft. 
8.  53  ü. 

^)  Art.  3  Abs.  6  der  Verfassung  des  Deutschen  Reichs:  ,Dem  Aaslande 
gegenüber  haben  alle  Deutschen  gleichmäßig  Anspruch  auf  den  Schatz  des  Reichs." 

3)  z.  B.  Gareis,  Institutionen  des  Völkerrechts.  2.  Anfl.  Giessen. 
1901.  S.  257;  s.  die  bei  v.  Martitz,  Internationale  Rechtshilfe  in  Straf- 
sachen, Bd.  I,  S.  60,  angegebene  Literatur. 

^)  v.Martitz,  S.  490. 
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Neutralitätspflichten  durch  den  Untertan  des  neutralen  Staates, 
so  ergäbe  sich  eine  eigentümliche  Rechtslage:  eine  von  Erfolg 
gekrönte  Neutralitätswidrigkeit  eines  neutralen  Staates,  d.  h. 
ein  Verhalten,  welches  den  einen  Kriegführenden  fördert,  wäre 
ein  Delikt;  dagegen  wäre  der  einem  neutralen  Untertan  ge- 
glückte Blockadebruch  kein  Delikt.  Also  ein  doppeltes  Maß 
bei  der  Beurteilung  derselben  Sache.  Hier  wie  dort  handelt 
es  sich  doch  um  Verletzung  wirklicher  oder  angeblicher 
„Pflichten".  —  Vermag  Rehm,  der  eine  völkerrechtliche  Natur 
der  Blockadeverpflichtung  neutraler  Staatsuntertanen  annimmt, 
den  Völkerrechtssatz  zu  erklären,  daß  ein  glücklich  die  Blockade 
durchbrechendes  Schiff  frei  wird?  Man  pflegt  allerdings  zu 
argumentieren :  ein  solcher  Blockadebrecher  hat  eben  bewiesen, 
daß  die  Blockade  nicht  effektiv  war.  Selbst  angenommen,  diese 
Behauptung  sei  zutreffend,  so  bleibt  der  Fall  noch  unerklärt, 
daß  das  Blockadegeschwader  oder  ein  einzelnes  dazu  gehöriges 
Schiff,  durch  Sturm  oder  Nebel  gezwungen,  sich  kurze  Zeit 
entfernt  und  ein  neutrales  Schiff  die  Gelegenheit  benutzt  und 
unbemerkt  glücklich  zum  Hafen  oder  von  diesem  aus  auf  das 
freie  Meer  gelangt.  Nach  der  herrschenden  Lehre,  welche 
auch  die  Praxis  •  für  sich  hat,  hört  in  einem  solchen  Falle  die 
Blockade  nicht  auf,  effektiv  zu  sein.  Der  Satz:  der  einzelne 
geglückte  Durchbruch  erweise  die  Nichteffektivität  der  Blockade, 
ist  überdies  unter  allen  Umständen  abzulehnen,  da  er  mit 
Art.  4  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  schlechterdings  unver- 
einbar ist.  Denn  zum  Begriff  der  effektiven  Blockade  gehört 
nur,  daß  augenscheinliche  Gefahr  vorliegt,  nicht  absolute  Un- 
möglichkeit eines  Durchbruchs.  ^) 

Rehm  begründet  den  völkerrechtlichen  Deliktscharakter 
des  Blockadebruchs  damit,  daß  er  sagt,  die  Herrschaft,  die  ein 
Staat  kraft  Völkerrechts  außerhalb  seines  Gebietes  ausübe,  sei 
eine   völkerrechtliche;    es    liege    „völkerrechtliches    Imperium'* 


^)  S.  hierzu  besonders  Comp  in,  S.  201:  „Ce  n'est  pas  parce  que 
quelques  navires,  gräce  ä  leur  rapiditö,  ä  Vobscurite  de  la  nuit  ou 
ä  un  tir  defectueux  des  caisseatix  du  blocus,  parviendraient  ä  forcer 
ce  blocus.  Sans  etre  captur4s  quHl  faut,  comme  Vont  fait  quelques 
auteurs,  tneconnaitre  Vexistence  de  Veffectivite  de  ce  blocus."    . 
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vor,  wenn  er  den  Untertanen  dritter  Staaten  verbiete,  einen 
blockierten  Hafen  anzulaufen.  Was  Rehm  völkerrechtliche 
Herrschaft  nennt,  ist  nichts  anderes  als  staatliche  Gewalt,  die 
hier  als  absolute  Militärgewalt  wirksam  ist  und  sich  in  völker- 
rechtlich zulässiger  Weise  gegen  jedermann  Nachachtung  ver- 
schafft. Es  ist  gewissermaßen  eine  militärische  Diktatur,  die 
jedem  Fremden  den  Aufenthalt  und  die  Durchfahrt  untersagt, 
ohne  über  die  militärischen  Gründe  irgend  jemandem  Rechen- 
schaft geben  zu  müssen.  An  und  für  sich  kann  er  auf  Grund 
seiner  absoluten  Militärgewalt  auch  Maßnahmen  gegen  die 
Besatzung  des  blockadebrechenden  Schiffes  ergreifen;  das 
moderne  Völkerrecht  verwirft  nur  jede  Bestrafung  derselben. 
Ein  Blockadebruch  ist  die  Nichtachtung  des  Befehls  der 
absoluten  Militärgewalt,  nicht  eines  Völkerreclitssatzes.  Das 
Völkerrecht  überläßt  es  dieser  Militärgewalt,  im  einzelnen 
Falle  den  Befehl  zu  erlassen  und  ihm  Nachdruck  zu  geben. 
Eine  Rechtspflicht  des  Individuums  gegenüber  diesem  Befehls- 
recht besteht  völkerrechtlich  nicht ;  dem  Befehlsrecht  entspricht 
eine  Duldungspflicht  der  neutralen  Staaten,  keine  Gehorsams- 
pflicht des  Blockadebrechers.  Dieser  riskiert  einen  Vermögens- 
verlust, es  steht  bei  ihm,  ob  er  den  Befehl  respektieren  oder 
das  Schiff  mit  Ladung  als  Einsatz  bei  dem  Glücksspiel  wagen 
will.  Seinem  Leben  und  seiner  Freiheit  droht  nichts,  wenn 
er  dem  verfolgenden  Kriegsschiffe  sich  widerstandslos  ergibt. 
Sucht  er  dagegen  mit  Anwendung  von  Gewalt  die  Aufbringung 
zu  vereiteln,  so  ist  er  einem  gemeinen  Verbrecher  gleich  der 
Gewalt  des  Blockierenden  völlig  preisgegeben,  der  ihn  an 
Leib  und  Leben  strafen  kann. 

Ist  der  Blockadebruch  2)  ein  Delikt  im  Sinne  des  Staats- 
rechts des  blockierenden  Staates?  —  Jellinek^)  erklärt  mit 
Recht  eine  direkte  Verletzung  des  Völkerrechts  durch  den  Ein- 
zelnen für  nicht  möglich,  der  einzelne  könne  stets  nur  eine 
innerstaatliche  Vorschrift   übertreten.     Die    kriegspolizeilichen 

*)  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte.  2.  Anfl. 
Tübingen.     1905.    S.  327  f. 

2)  Hier,  wie  überall,  wo  vom  Blockadebruch  gehandelt  wird,  kommt 
selbstverständlich  nur  ein  Unternehmen  von  Privatschiffen  in  Betracht. 
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Vorschriften  über  die  Blockade  seien  für  den  konkreten  Fall 
staatsrechtlicher  Natur,  insofern  sie  Wirkungen  auf  neutrale 
Untertanen  äußern.  „Das  Völkerrecht  schafft  gleichsam  den 
Bechtsinhalt,  das  materielle  Element  dieser  Bestimmungen,  die 
dem  einzelnen  jedoch  als  Befehle  der  fremden  Staatsgewalt,  in 
deren  Herrschaftsbereich  er  sich  eventuell  begibt,  entgegen- 
treten.'* Ich  glaube,  man  muß  hier  unterscheiden:  Befehl  der 
fremden  Staatsgewalt  im  Blockadebereich  und  innerstaatliche 
Vorschrift.  Darauf  läuft  auch  Behm's^)  Polemik  gegen 
Jellinek  hinaus;  sie  betont,  daß  die  durch  Staatsrecht  be- 
stimmte Gewalt  des  Staates  ihre  Grenzen  an  seinem  Gebiet 
und  seinen  Angehörigen  hat.  Vor  dem  Forum  des  Staatsrechtes 
des  blockierenden  Staates  ist  die  Blockadezone  kein  Staats- 
gebiet. Ein  Delikt  gegen  das  innerstaatliche  Recht  ist  der 
Blockadebruch  nicht.  Das  erhellt,  wenn  man  sich  den  Fall 
vergegenwärtigt,  daß  ein  neutrales  Schiff  die  Blockadelinie 
glücklich  durchbricht  und  den  nächsten  Hafen  des  blockierenden 
Staates  anläuft.  Dieser  darf  den  Blockadebruch  nicht  als 
strafbare  Handlung  ahnden,  sondern  muß  ihn  einem  Eingriff 
in  die  militärischen  Aktionen  dritter  Staaten,  geschehen  auf 
staatsfremdem  Gebiet,  gleichachten.  Eine  Delictsnatur  nach 
innerstaatlichem  Recht  (des  blockierenden  Staates)  kann  dem 
Blockadebruch  nicht  zugeschrieben  werden,  weil  lediglich  ein 
Repressivrecht  der  militärischen  Macht  an  Ort  und  Stelle,  im 
Blockadebereich,  existiert.  Das  prisengerichtliche  Verfahren 
konstatiert  nur,  ob  das  Repressivrecht  in  den  völkerrechtlichen 
(irenzen  geblieben  ist. 

Der  Blockadebruch  ist  also  kein  Delikt  im  eigentlichen 
Sinne,  weder  ein  völkerrechtliches  noch  ein  gegen  die  durch 
Staatsrecht  bestimmte  Gewalt  des  blockierenden  oder  des  neu- 
tralen Staates  gerichtetes.  Eines  völkerrechtlichen  Delikts 
würde  sich  der  aufbringende  Staat  schuldig  machen,  wenn  er 
das  aufgebrachte  Schiff  und  dessen  Besatzung  anerkannten 
Völkerrechtsregeln  zuwider  behandeln  wollte,  und  der  neutrale 
Staat,  wenn  er  einem  Untertan,   gegen  den  der  aufbringende 


*)  Rehm,  a.  a.  0. 
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Staat  innerhalb  der  völkerrechtlich  gebotenen  Grenzen  geblieben 
ist,  seinen  völkerrechtlichen  Schutz  angedeihen  lassen  wollte, 
um  ihn  vor  den  regulären  Folgen  des  Blockadebruchs  zu  be- 
wahren. Dem  Befehlsrecht  des  blockierenden  Staates  in  dem 
Blockadebereich  entsprechen  nur  Rechtspflichten  der  neutralen 
Staaten,  nicht  ihrer  Untertanen.  Den  Handlungen  der  letzteren 
gegenüber  nimmt  in  dem  Falle,  daß  sie  den  Blockadebefehl 
nicht  respektieren,  das  Völkerrecht  denselben  Standpunkt  ein 
wie  das  Staatsrecht  der  neutralen  Staaten:  Die  Untertanen 
sind  einer  selbstgewählten  Gefahr  ausgesetzt;  der  Blockade- 
bruch ist  eine  Spekulation,  kein  Angriff  auf  die  militärischen 
Streitkräfte  des  blockierenden  Staates. 

Ist  die  Zurückführung  des  Blockaderechts  auf  die  absolute 
Militärgewalt  im  Blockadebereich,  welche  m.  E,  allein  dem 
heutigen  Stande  des  Blockaderechts  entspricht,  eine  befriedi- 
gende Lösung  in  dem  Sinne,  daß  sie  die  Anforderungen  erfüllt, 
die  an  ein  ideales  Völkerrecht  zu  stellen  wären?  Die  Antwort 
kann  nur  lauten :  Nein.  Die  absolute  militärische  Notwendigkeit 
muß  wie  im  Landkriegsrecht  auch  im  Seekriege  als  Maßstab 
für  die  Rechtmäßigkeit  aller  militärischen  Operationen  ge- 
nommen werden,  wozu  freilich  wegen  der  besonderen  Art  des 
Kriegsmittels,  das  den  neutralen  Handel  außerordentlich  schwer 
trifft,  eine  genaue  Umschreibung  der  Blockadezone  als  unent- 
behrliche Ergänzung  treten  müßte.  Diese  Abgrenzung  wäre 
in  der  diplomatischen  Notifikation  stets  anzugeben.  Die  mili- 
tärische Notwendigkeit  würde  eine  Spezialnotifikation  in  allen 
Fällen  zur  Pflicht  machen,  wo  das  sich  nähernde  neutrale 
Schiff  nicht  offenbar  Kenntnis  von  dem  Bestehen  der  Blockade 
hat  und  nicht  sogleich  den  Dnn-hlrnjcli  vt^rsucliL  Kim  Ver- 
bindung der  Notwendigkeitstheorii^  und  <lts  lii^ni  ItuHieftuitlt' 
sehen  Erklärungsversuch  zugnirnls'  Iie^*'t^iidert  Gedankens,  daß 
das  Rechtsinstitut  der  Blockatir  eim^  territoriale  Uru^dlÄgt^ 
hat  und  haben  muß,  ergäbe  eiiieit  iThfi^lii-hen  Rerlit^rastitnd 
Angesichts  dieser  doppelten  Biiri::tsrh(ifT  knnrjte  dif  abt;*^ 
Militärgewalt  unbedenklich  zu  puwy  luiliesclininkten  Htra 
im  Blockadebereich  ausgestalt(4  werden.  Das  hu 
Repressivrecht  ist  einerseits   kein  Straf  recht, 
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es  über  das  militärisch  Notwendige  hinaus.  Sind  die  genannten 
Garantien  nicht  zu  erreichen,  so  wäre  eine  staatsvertragliche 
Fixierung  des  Blockaderechts  auf  der  Grundlage  der  absoluten 
Militärherrschaft  in  der  fest  umgrenzten  Blockadezone  wünschens- 
wert. Denn  sie  gewährleistet  wenigstens  in  vollem  Umfange 
die  Effektivität  der  Blockade  und  wahrt  damit  indirekt  auch 
das  Interesse  der  neutralen  Staaten  und  ihrer  Untertanen;  sie 
wird  dem  Grundsatz  des  Art.  4  der  Pariser  Seerechtsdeklaration 
in  jeder  Beziehung  gerecht  und  schließt  jede  Umgehung  des- 
selben aus. 

Recht  pessimistisch  denkt  mancher  —  nicht  nur  in  Deutsch- 
land —  wenn  die  Frage  aufgeworfen  wird,  ob  sich  in  einem 
künftigen  Seekriege  alle  Mächte  des  zu  Paris  gegebenen  Wortes 
werden  erinnern  wollen,  insbesondere  das  seegewaltige  Briten- 
reich. Wird  es  dem  Erfordernis  der  Effektivität  der  Blockade 
völlig  gerecht  werden,  oder  wird  das  frivole,  oft  gehörte: 
„Might  is  rightf^  jedwede  Gewalttat  und  jede  Vergewaltigung 
des  Art.  4  rechtfertigen  müssen?  England  hat  bisher  zur 
Beseitigung  des  tiefwurzelnden  Mißtrauens  nicht  allzuviel  getan. 
Kaum  waren  einige  Jahre  seit  Unterzeichnung  der  Deklaration 
von  1856  verflossen,  als  im  englischen  Parlament  ihre  Bestim- 
mungen für  unausführbar  erklärt  wurden;  man  behauptete 
damals,  diese  Artikel  versetzten  der  englischen  Seeherrschaft 
den  Todesstoß.  Keiner  der  Minister,  von  denen  einer  selbst 
die  Deklaration  mitunterzeiclmet  hatte,  erhob  seine  Stimme 
zu  ihrer  Verteidigung.  „Ainsi  donc^,  schrieb  Hautefeuille^) 
im  Jahre  1868,  „les  autres  puissances  sont  prevenues  ä 
Vavance,  la  Grande-Bretagfw  se  trouvera  dafis  la  nicessiU 
de  violer  la  dMaration  de  1856,"  Darum  redete  er  einem 
dauernden  bewaffneten  Neutralitätsbündnis  aller  Seemächte 
gegen  England  das  Wort,  und  als  glühender  Patriot  hegte  er 
den  Wunsch,  Frankreich  an  der  Spitze  dieser  „heiligen" 
Allianz  zu  sehen.  —  Wenn  nicht  alle  Zeichen  trügen,  ist 
England  neuerdings  einer  ernsten  Mitarbeit  an  der  inter- 
nationalen   Regelung    des    Seekriegsrechtes    auf    der    zweiten 


1)  llautefeuille,  I,  Discours  pröliminaire  S.  XXXI. 
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Haager  Konferenz,  die  lioffentlich  insbesondere  auch  in  der 
Geschichte  des  Blockaderechtes  epochemachend  sein  wird,  nicht 
abgeneigt.^)  Gerade  im  Blockaderecht  wird  es  von  entscheidender 
Bedeutung  sein,  ob  England  von  seiner  traditionellen  Stellung 
abzugehen  gewillt  ist.  Hier  ist  vor  allem  der  Beweis  zu  er- 
bringen, daß  das  1856  gegebene  Wort  aufrichtig  gemeint  war ; 
wird  der  Grundsatz  der  Effektivität  in  allen  seinen  Konsequenzen 
rückhaltlos  anerkannt,  so  muß  eine  internationale  Verständigung 
über  das  Blockaderecht  erreicht  werden  können.  Das  Deutsche 
Reich  wird  seine  Unterstützung  nicht  versagen,  wo  immer  es 
gilt,  feste  Grundsätze  über  seerechtliche  Fragen  in  die  völker- 
rechtlichen Beziehungen  einzuführen;  seine  Interessen  am  See- 
kriegsrecht ,.decken  sich  mit  den  Prinzipien  des  Völkerrechts.*'-) 


^)  Zorn  in  der  Deutschen  Juristen-Zeitung.  XI.  Jahrg.  Nr.  19, 
8p.  1046;  ebenda  Eyck  über  den  Brief  des  Lordkanzlers  Baron  Lorebum 
an  die  Times  (veröffentUcht  in  der  Nnmmer  vom  14.  10.05).  Niemeyer 
in  der  „Marine- Rundschau*"  1906  S.  1103!!.,  besonders  S.  1106.  —  Das  Pro- 
gramm der  bevorstehenden  Seerechtskonferenz  ist  m.  W.  im  einzelnen  noch 
nicht  bekannt  gegeben.  Zorn  schreibt  im  „Recht^,  Nummer  v.  10.  1.  07, 
S.  11:  „Eine  neue  Haager  Konferenz  soll  die  bis  vor  karzem  als  ganz  aus- 
sichtslos  betrachtete  Aufgabe  angreifen,  auch  das  Seekriegsrecht  grundsätzlich 
und  in  humaner  Weise  zu  kodifizieren."  —  Eine  Einigung  über  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Neutralen  wird  ohne  eine  Regelung  des  Blockaderechts 
unmöglich  sein. 

2)  Niemeyer  in  der  Deutschen  Juristen-Zeitung.  V.  Jahrg.  Nr.  3; 
Rede  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amts  Graf  v.  Bülow  in  der 
Sitzung  des  Reichstags  vom  19.  1.  00. 


In  welchem  Umfange  gilt  im  Verhältnisse  des  Deutschen 

Reiches  zu  der  Schweiz  das  völkerrechtliche  Prinzip 

der  Spezialität?') 

Von  Laodgerichtsrat  Dittmann  in  Nürnberg. 

Der  II.  Strafsenat  des  Reichsgerichts  hat  in  der  Ent- 
scheidung vom  8.  2.  1898  (Entsch.  i.  St.  S.  30,  440)  den  Satz 
entwickelt :  Ein  von  der  Schweiz  nach  Deutschland  ausgelieferter 
Verbrecher  kann  auch  wegen  einer  anderen  Tat,  als  wegen 
derer  die  Auslieferung  stattgefunden  hat,  verfolgt  werden,  falls 
es  sich  um  ein  in  dem  deutsch-schweizerischen  Auslieferungs- 
vertrage vorgesehenes  Verbrechen  oder  Vergehen  handelt.^) 

Die  Begründung  dieser  Entscheidung  gipfelt  darin,  daß 
der  völkerrechtliche  Grundsatz  der  Spezialität  der  Auslieferung 
in  seinem  vollen  Umfange  zwar  in  den  deutschen  Auslieferungs- 
verträgen mit  Großbritannien,  dem  Kongostaat  und  den  Nieder- 
landen ausdrücklich  statuiert  sei,  daß  aber  der  mit  der  Schweiz 
abgeschlossene  Vertrag  einer  solchen  Bestimmung  ermangle  und 


^)  Aasliefernngsvertrag  des  Deutschen  Reiches  mit  der  Schweiz  vom 
24.  1.  1874  RGBl  1874,  115  ff.  Schweizerisches  Bandesgesetz  betr.  die  Ans- 
liefemng  gegenftber  dem  Aaslande  vom  22.  1.  1892  (abgedr.  Ztsch.  II  202). 
Literatur:  Lammaachj  Auslieferangspflicht  and  Asylrecht;  v.  Martitz, 
Die  internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen;  v.  Bar,  Lehrbuch  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Straf  rechts;  Grosch,  Das  deutsche  Auslieferungs- 
recht S.  25,  S.  249«.;  Delius,  Ztsch.  V  529,  XVI  187;  derselbe  in  Goli- 
datnmer's  Archiv  f.  Straf  recht  39,  112. 

3)  Auf  demselben  Standpunkte  stehen  der  I.  Strafsenat  in  Entsch.  i.  8t. 
S.  31,  234  (deutsch-belgischer  Fall)  und  ohne  nähere  Begründung  für  den 
deutsch-italienischen  Vertrag  v.  Bar,  Note  8  zu  §  73,  Lammasch,  S.  786, 
wogegen  für  den  deutsch-italienischen  Vertrag  Reichskanzler  und  preußischer 
Justizminister  in  Preuß.  JMBl  1878  S.  137  und  der  III.  Strafsenat  in  Entsch. 
i.  St.  S.  29,  270,  ferner  für  den  nun  aufgehobenen,  gleichfalls  einer  ausdrück- 
lichen  Bestimmung   ermangelnden    preußisch-niederländischen   Auslieferungs- 
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daß  aus  diesem  Schweigen  des  Vertrags  einerseits,  andererseits 
aus  dem  Umstände,  daß  der  Vertrag  die  Verfolgung  des  Aus- 
gelieferten wegen  politischer  und  wegen  der  im  Vertrage  nicht 
mit  Auslieferungscharakter  bekleideten  Delikte  ausdrücklich 
verbiete,  argumento  e  contrario  der  oben  wiedergegebene 
ßechtssatz  zu  folgern  sei.  Diese  Beweisführung  scheint  nicht 
einwandfrei  zu  sein.  Das  Prinzip  der  Spezialität  hat  in  der 
Theorie  des  Auslieferungsrechts  wenigstens  in  der  kontinentalen, 
solange  als  ein  Axiom  gegolten,^;  daß  noch  die  Entscheidung 
des  III.  Strafsenates  des  Reichsgerichts  vom  21.  12.  1896  bei 
Auslegung  des  deutsch-italienischen  Vertrags  ohne  weiteres 
„von  der  schon  nach  dem  allgemeinen  völkerrechtlichen 
Grundsatze  der  Spezialität  der  Auslieferung  unzulässigen  Ver- 
folgung wegen  einer  anderen  Straftat,  als  wegen  derer  die 
Auslieferung  erfolgte",  spricht.  Man  wird  daher  das  Schweigen 
eines  schon  1874  abgeschlossenen  Auslieferungsvertrages  über 
jenen  Punkt  von  dem  Standpunkt  *  der  1874  herrschenden  An- 
schauungen aus  wohl  eher  dahin  interpretieren  dürfen,  daß  die 
Verfasser  des  Vertrags  den  Grundsatz  der  Spezialität  in  dem 
Vertrage  gerade  deshalb  nicht  erwähnt  haben,  weil  sie  ihn  für 
selbsverständlich  hielten.  Die  Tatsache  aber,  daß  der  deutsch- 
englische Vertrag  das  reine  Spezialitätsprinzip  mit  besonderer 
Schärfe  zum  Ausdruck  bringt,  gründet  sich  einfach  darauf, 
weil  die  englische  Regierung  im  Hinblick  auf  die  ihr  durch 
die  Extradition  Akt  vom  9.  8.  1870  Preliminary  Abs.  3,  Ziff.  2 


vertrag  vom  17.  11.  1850  der  Feriensenat  des  Reichsgerichts  in  Urteil  vom 
29.  8.  1888  (Preuß.  JMBl  1889  S.  120)  die  im  Texte  entwickelte  Auffassung 
vertreten.  Zu  dem  deutsch-belgischen  Fall  sei  bemerkt,  daß  v.  Martitz, 
II  51  ff.  der  Nachweis  gelungen  sein  dürfte,  daß  auch  das  belgische  Aus- 
lieferungsgesetz vom  l.  10.  1833  von  der  Basis  des  Spezialitätsprinzips  aus- 
ging; freilich  hat  diese  Erkenntnis  in  Belgien  nicht  immer  bestanden  und 
insbesondere  nicht,  wie  die  bei  v.  Martitx^  II  51  angeführten  belgischen 
Min.-Entschließungen  beweisen,  in  der  dem  deutsch-belgischen  Vertrage  un- 
mittelbar vorausgehenden  Zeit.  Es  bleibt  daher  allerdings  zweifelhaft,  welche 
Intention  die  belgische  Regierung  bei  dem  Vertrage  von  1874  in  unserer 
Materie  verfolgte. 

^)  S.  die  Zitate   bei  Lammasch ^  S.  747,   insbesondere  die  1880  auf- 
gestellten Thesen  des  Institut  de  droit  international. 
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(abgedruckt  bei  Grosch,  S.  140)  auferlegten  Pflichten  genötigt 
war,  diese  Klausel  speziell  in  den  Vertrag  einzurücken.  Der 
deutsch-englische  Vertrag  beweist  also  weder  für  noch  gegen 
die  Wünsche  und  Absichten,  welche  die  deutsche  Regierung 
bei  Abschluß  des  Vertrags  mit  der  Schweiz  hegte.  Die  Ver- 
schiedenartigkeit  endlich,  der  erst  1890  bezw.  1896  entstandenen 
deutschen  Verträge  mit  dem  Kongostaat  und  den  Niederlanden 
kann  doch  unmöglich  zur  Auslegung  des  viele  Jahre  früher 
geschlossenen  deutscli-schweizerischen  Vertrags  herangezogen 
werden.  Noch  weniger  beweiskräftig  dürfte  das  in  der  Ent- 
scheidung des  I.  Strafsenates  vom  7.  7.  1898  in  den  Vorder- 
grund gerückte  Argument  aus  dem  ausdrücklichen  Verbot  der 
Verfolgung  des  Ausgelieferten  wegen  politischer  und  wegen  der 
keine  Auslieferungsqualität  tragenden  gemeinen  Delikte  sein. 
y.Die  Geltung  jenes  Satzes, ""  sagt  letztere  Entscheidung,  indem 
sie  das  konsequent  durchgeführte  Spezialitätsprinzip  meint, 
^würde  die  Aufzählung"  —  nämlich  der  politischen  und  der 
nicht  mit  Auslieferungscharakter  versehenen  gemeinen  Delikte  — 
^zwecklos  machen".  Die  Entscheidung  meint  also,  man  hätte, 
wenn  man  wirklich  von  dem  reinen  Spezialitätsprinzip  aus- 
ging, docli  nicht  eigens  die  Verfolgung  der  Ausgelieferten  wegen 
der  soeben  genannten  Handlungen  zu  verbieten  brauchen,  denn 
nach  jenem  Grundsatze  könnte  ja  der  ausliefernde  Staat  seine 
Zustimmung  zu  der  nachträglichen  Verfolgung  eines  Ausge- 
lieferten wegen  solcher  Begangenschaften  jeweils  von  Fall  zu  Fall 
versagen.  Allein  jene  Vertragsklausel  statuiert,  worauf  zuerst 
V.  Martite,  II  54,  hingewiesen  hat,  die  Unmöglichkeit  der 
Verfolgung  wegen  der  politischen  und  der  gemeinen,  nicht  Aus- 
lieferungsqualität tragenden  Delikte  für  alle  Fälle,  also  auch 
für  den  Fall,  daß  die  ausliefernde  Regierung  der  Verfolgung 
des  wegen  eines  wirklichen  Auslieferungsdeliktes  Ausgelieferten 
wegen  eines  politischen  oder  eines  gemeinen  Nichtauslieferungs- 
deliktes  hinterher  zustimmen  sollte;  die  erwähnte  Klausel  ist 
daher,  auch  wenn  man  dem  Vertrage  das  reine  Spezialitäts- 
prinzip unterlegt,  keineswegs  zwecklos,  sondern  rechtlich  und 
politisch  bedeutsam;  sie  macht  den  Ausgelieferten  von  dem 
Ermessen  der  Regierung,  welche  ihn  ausgeliefert  hat,  bezüglich 
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der  erwähnten  Delikte  unabhängig  und  schützt  umgekehrt  die 
ausliefernde  Regierung  vor  der  unter  Umständen  peinlichen 
Stellungnahme  zu  dergleichen,  hienach  nicht  mehr  wohl  denk- 
baren Ersuchen  der  anderen  Regierung  um  nachträgliche  Zu- 
stimmung zur  Verfolgung  wegen  eines  Nichtauslieferungsdeliktes. 

Zudem  scheint  uns  die  Anwendung  des  argumentum 
e  contrario  wegen  des  oft  etwas  unsicheren  Ergebnisses  gerade 
für  die  Auslegung  internationaler  Verträge,  bei  denen  doch 
sonst  das  Prinzip  der  strikten  Interpretation  gilt,  nicht  un- 
bedenklich zu  sein.  Für  den  deutsch-schweizerischen  Vertrag 
aber  scheint  sie  jedenfalls  um  so  weniger  zulässig,  weil  gerade 
die  Schweiz  schon  1863  in  dem  Falle  Delafield  —  Lammasch, 
747  —  mit  Italien  wegen  des  damals  freilich  schweizerischer- 
seits  verneinten  Spezialitätsprinzips  in  Differenzen  geraten  war, 
sonach  erhöhten  Anlaß  gehabt  hätte,  eine  etwa  beabsichtigte 
Negation  des  von  ihr  in  dem  Falle  Delafield  schließlich  zu- 
gestandenen Spezialitätsprinzips  positiv  feststellen  zu  lassen. 
Hiefür  wäre  wohl  auch  der  Umstand  in  Betracht  gekommen, 
daß  die  für  die  Schweiz  so  naheliegende  französische  Praxis 
schon  seit  dem  französischen  Ministerialzirkular  vom  5.  4.  1841 
— '  s.  Lammasch,  753  und  v.  Martitz,  II  52  —  das  Speziali- 
tätsprinzip, abgesehen  von  bloßer  Kontumazialverfolgung,  an- 
genommen hatte. 

Gesetzt  aber,  die  Auslegung,  welche  der  II.  Strafsenat 
dem  deutsch-schweizerischen  Vertrage  gab,  lasse  sich  wirklich 
mit  den  Bestimmungen  des  Vertrages  selbst  vereinigen,  so 
muß  auffallen,  daß  die  Begründung  des  mehrgenannten  Er- 
kenntnisses des  schweizerischen  Bundesgesetzes,  betreffend  die 
Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande  vom  22.  1.  1892  mit 
keinem  Worte  gedenkt.  Dieses  Gesetz  bestimmt  nämlich  in 
Art.  7: 

„Die  Auslieferung  ist  stets  an  die  Bedingung  geknüpft, 
daß  der  Ausgelieferte  für  keine  andere,  vor  der  Stellung  des- 
Auslieferungsbegehrens  begangene  Handlung  verfolgt  oder  be- 
straft werden  darf,  als  für  die,  um  deren  Willen  die  Aus- 
lieferung erfolgt  ist,  und  für  damit  zusammenhängende  Hand- 
lungen, es  sei  denn,  daß  der  Ausgelieferte  und  sein  allfälliger 
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Verteidiger  oder  Rechtsbeistand  ausdrücklich  einwilligen,  oder 
daß  der  Aasgelieferte  während  eines  Monats  nach  seiner  end- 
gültigen Freilassung  von  der  Möglichkeit,  das  Gebiet  des  er- 
suchenden Staates  zu  verlassen,  keinen  Gebrauch  gemacht  hat. 

Der  Bundesrat  kann  auf  erneutes  Begehren  des  ersuchenden 
Staates  gestatten,  daß  der  Ausgelieferte  wegen  einer  früher 
begangenen,  im  ersten  Auslieferungsbegehren  nicht  angeführten 
strafbaren  Handlung  verfolgt  oder  bestraft  werde. 

Der  Bundesrat  kann  seinerseits  auf  die  in  Abs.  1  erwähnte 
Bedingung  eingehen,  wenn  im  entsprechenden  Fall  das  Aus- 
lieferungsbegehren von  der  Schweiz  gestellt  wird." 

Die  Frage,  ob  diesem  Gesetze  gegenüber  dem  deutsch- 
schweizerischen Vertrag  bei  Zugrundelegung  der  —  freilich 
nicht  unbestrittenen  —  reichsgerichtlichen  Entscheidung  eine 
Bedeutung  zukommt,  dürfte  zu  bejahen  sein.  Zwar  versteht 
sich  von  selbst,  daß  der  Auslieferungsvertrag  als  solcher  durch 
den  einen  Kontrahenten,  hier  die  Schweiz,  weder  geändert 
noch  in  für  den  andern  Teil  verbindlicher  Weise  authentisch 
ausgelegt  werden  konnte.^)  Die  Bedeutung  des  schweizerischen 
Gesetzes  liegt  vielmehr  auf  einem  andern  Gebiete.  Man  mag 
in  der  Auslegung  des  fraglichen  Vertrags  mit  dem  Reichs- 
gericht darüber  einig  sein,  daß  der  Vertrag  an  sich  dem 
Deutschen  Reiche  nicht  verbietet,  den  Ausgelieferten  wegen 
eines  in  dem  Auslieferungsbegehren  nicht  angeführten  soge- 
nannten Auslieferungsdeliktes  zu  verfolgen.  Auf  der  andern 
Seite  aber  müssen  Verpflichtungen,  welche  die  Schweiz  in  Durch- 
brechung des  Asylprinzips  für  genauumschriebene  Voraus- 
setzungen eingegangen  hat,  strikt  interpretiert  werden.^) 
Wenn  nun  die  Schweiz  sich  verpflichtet  hat,  einen  Deutschen 
wegen  einer  als  Auslieferungsdelikt  sich  qualifizierenden  Tat, 
welche  laut  Art.  7  des  Vertrags  genau  substanziiert  werden 
muß,  —  selbstverständlich  nach  vorgängiger  Kognition,  ob  die 


^)  Wie  auch  der  schweizerische  Bandesrat  in  dem  Kreisschreiben  Yom 
22.  1.  1892  (Schweiz.  Bund.-Bl.  1892  IV  S.  31  ff.,  auch  abgedr.  Ztsch.  II  511) 
ausdrücklich  anerkannt  hat. 

^)  Für  strikte  Interpretation  der  Auslieferungsverträge  mit  Entschieden- 
heit R.  Q.  i.  St.  S.  XII  383. 
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SO  substanziierte  Tat  sich  wirklich  als  Auslieferangsdelikt  dar- 
stellt —  an  die  deutschen  Behörden  auszuliefern,  so  mögen 
diese  an  sich  nicht  gehindert  sein,  den  Ausgelieferten  wegen 
anderweiter  Auslieferungsdelikte  —  eventuell  sogar  nach  Weg- 
fall des  dem  Auslieferungsverfahren  zugrunde  liegenden 
Deliktes  durch  Einstellung  des  diesbezüglichen  Verfahrens  — 
zu  verfolgen ;  kein  positives  Vertragsverbot  steht  dem  entgegen. 
Aber  ebenso  gewiß  hat  die  Schweiz  ihrerseits  durch  die  dem 
Vertrage  gegebene  Passung  sich  nicht  des  Rechtes  begeben, 
das  Asylrecht  aufrecht  zu  erhalten,  soweit  nicht  positiver 
Vertragsinhalt  es  durchbricht,  daher  die  Auslieferung  auf  die 
in  dem  ursprünglichen  Auslieferungsbegehren  angeführten 
Delikte  ausdrücklich  zu  beschränken  und  zu  verlangen,  daß 
bezüglich  aller  weiteren  dem  Beschuldigten  zur  Last  gelegten 
Delikte  der  schweizerischen  Behörde  behufs  Prüfung,  ob  sie 
wirklich  Auslieferungscharakter  besitzen,  die  in  Art.  7  des 
Vertrags  bezeichneten  Unterlagen  vorgelegt  werden;  mit 
anderen  Worten,  die  deutsche  Behörde,  welche  den  Ausge- 
lieferten wegen  eines  anderweiten  als  des  im  ursprünglichen 
Auslieferungsbegehren  angeführten  Auslieferungsdeliktes  zu  ver- 
folgen gedenkt,  hat  die  Ermächtigung  der  schweizerischen  Be- 
hörde hiezu  nachzusuchen.  Die  schweizerische  Behörde  ist 
natürlich  kraft  des  Vertrags  verpflichtet,  die  Ermächtigung 
zur  Verfolgung  zu  erteilen,  falls  die  Prüfung  der  Unterlagen 
ergibt,  daß  wirklich  Auslieferungsdelikte  in  Frage  stehen. 

Stellt  man  sich  auf  diesen  Standpunkt,  so  hat  der  deutsche 
Richter,  da  alle  schweizerischen  Auslieferungserklärungen  mit 
der  Schranke  der  Spezialität  abgegeben  werden,  nach  all- 
gemeinen völkerrechtlichen  Prinzipien,  wo  nicht  sclion  nach 
positiver  Norm\)  die  Begrenzung  der  Auslieferungserklärung 
zu  beachten;  er  darf  also  den  Ausgelieferten  wegen  einer 
anderen  Tat,  als  wegen  derer  die  Auslieferung  geschehen,   nur 


1)  Mit  Recht  wünscht  Delius,  Ztsch.  XVI  187,  reichsgesetzliche 
Regelung  dieser  gleichfalls  viel  umstrittenen  Frage;  das  bayerische  Gesetx 
vom  16.  4.  1868  (GBl.  1868  S.  633)  bestimmt  ausdrücklich:  Einziger  Artikel: 
„Ist  eine  in  einem  fremden  Staate  sich  befindende  Person  mehrerer  straf- 
baren Handlungen  angeschuldigt  und  hat  die  Staatsregierung  dem  um  Aus- 
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dann  verfolgen,  wenn  die  Verfolgung  schweizerischerseits  in 
Anwendung  des  Art.  7  Abs.  2  des  schweizerischen  Bundes- 
gesetzes gestattet  wird.  Sohin  führt,  wenn  nicht  schon  die 
Auslegung  des  deutsch-schweizerischen  Auslieferungsvertrags 
an  sich,  jedenfalls  der  Inhalt  der  auf  Grund  desselben  schweize- 
rischerseits abgegebenen  Auslieferungserklärungen  zu  dem 
Schlüsse,  daß  für  die  Auslieferungen  aus  der  Schweiz  nach 
Deutschland  das  Prinzip  der  Spezialität  in  dem  oben  ange- 
deuteten Sinne  gilt. 

Schließlich  sei  die  Bemerkung  gestattet,  daß  eine  allfalsige 
Abweichung  von  der  auch  vom  Reichskanzler  und  Preuß.  Justiz- 
ministerium vertretenen  Anschauung  des  III.  Strafsenats  mit 
Rücksicht  auf  das  in  Italien  —  s.  Lammasch,  749,  753  — 
herrschende  Spezialitätsprinzip  unzweifelhaft  auf  energischen 
Widerspruch  italienischerseits  stoßen  würde.  Hält  man  aber 
einmal  an  dem  Spezialitätsprinzip  für  den  deutsch-italienischen 
Vertrag  fest,  so  würde  es  zu  einem  gewiß  unerträglichen 
Widerspruch  führen,  wollte  man  den  bezüglich  dieser  Materie 
nur  redaktionell  abweichenden  deutsch-schweizerischen  Vertrag 
anders  als  den  deutsch-italienischen  Vertrag  handhaben.^) 


liefemng  angegangenen  Staate  die  Zusicherung  erteilt,  daß  eine  strafrecht- 
liche Verantwortlichkeit  wegen  einzelner  dieser  strafbaren  Handlungen  nicht 
eintrete,  so  dürfen  die  Gerichte  bei  der  strafrechtlichen  Verfolgung  und  Ab- 
urteilung des  Ausgelieferten  die  in  der  Zusicherung  begriffenen  Reate  nicht 
berücksichtigen." 

1)  Von  Interesse  wäre,  auch  für  den  deutschen  Juristen,  ob  die 
schweizerischen  Gerichte  den  Vertrag  im  Sinne  des  Spezialitätsprinzips  oder 
umgekehrt  handhaben ;  yielleicht  nimmt  ein  schweizerischer  Leser  dieser  Zeit- 
schrift hiezu  das  Wort. 
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Studien  aus  dem  internationalen  Verwaltungsrecht. 

I. 

Die  religiöse  Kindererziehung. 
Von  Dr.  Marl  llfeaineyer,  Privatdozent  in  München. 

Vorbemerkung. 
Der  Verfasser  dieser  Zeilen  nimmt  an,  es  gebe  ein  inter- 
nationales Verwaltungsrecht  als  besonderen  Zweig  der  staatlichen 
Rechtsordnungen.  Nicht  im  Sinne  eines  Rechts,  welches  für 
die  verwaltende  Tätigkeit  der  internationalen  Gemeinschaft 
gälte;  noch  weniger  eines  Sammelsuriums,  das  die  Sätze  zu- 
sammenträgt, in  welchen  das  einzelstaatliche  Verwaltungsrecht 
von  Ausland  und  Ausländern  spricht.  Sondern  als  ein  genaues 
Gegenstück  zum  internationalen  Zivilrecht,  gleich  diesem 
bestimmt,  die  Grenzen  staatlicher  Tätigkeit  gegenüber  der 
gleichartigen  Tätigkeit  anderer  Staaten  zu  ziehen,  dort  in 
privaten,  hier  in  öffentlichen  Angelegenheiten  —  Zuständigkeits- 
lehre, die  in  Ermangelung  ausdrücklicher  gesetzlicher  Normierung 
ihre  positive  Geltung  aus  der  Eigenart  des  geordneten  Ver- 
hältnisses und  seiner  dadurch  bedingten  Festlegung  im  Raum 
ableitet.  Verfasser  ist  seit  langen  Jahren  damit  beschäftigt, 
Material  für  ein  internationales  Verwaltungsrecht  in  dem  hier 
vermeinten  Sinn  zusammenzubringen,  und  er  hofft,  einen  vor- 
läufigen Abschluß  seiner  Ergebnisse  in  absehbarer  Zeit  vor- 
legen zu  können.  Um  in  die  Art  der  beabsichtigten  Behandlung 
einzuführen,  sollen  einige  Stücke  des  besonderen  Teils,  zunächst 
aus  dem  Abschnitt  Staatskirchenrecht,  hier  zum  voraus  veröffent- 
licht werden;  bei  der  Wichtigkeit,  welche  gerade  den  Vor- 
schriften über  religiöse  Erziehung  betrübender  Weise  in  deutschen 
Landen  immer  noch  zukommt,  mag  der  behandelte  Gegenstand 
auch  unabhängig  von  dem  Zusammenhang,  der  seine  Erörterung 
veranlaßt  hat,  einiges  Interesse  finden. 
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1.   Die  Bekenntnisordnung   als  öffentliches  Recht. 

Wenn  in  diesem  Zusammenhang  von  religiöser  Kinder- 
erziehung gehandelt  wird,  so  stößt  das  von  vornherein  auf 
die  Streitfrage:  gehören  die  Bestimmungen  über  religiöse 
Kindererziehung  dem  Privatrecht  oder  dem  öffentlichen  Recht 
an  ?  Indessen  eine  Fragestellung  in  solcher  Allgemeinheit  wäre 
völlig  unstatthaft.  Es  ist  möglich,  daß  ein  Staat  dabei  auf 
sein  Privatrecht  abstellt,  es  ist  möglich,  daß  dieselben  Ange- 
legenheiten in  einem  anderen  Staat  nur  dem  öffentlichen  Recht 
angehören,  und  es  können  die  Vorschriften  desselben  Staates 
zum  Teil  mit  dem  Privatrecht  in  Verbindung  gesetzt,  zum  Teil 
in  sein  öffentliches  Recht  aufgenommen  sein. 

a)  Es  kann  sein,  daß  ein  Staat  die  Erziehung  in  einem 
bestimmten  Bekenntnis  von  sich  aus  zwingend  vorsclireibt.' 
Solche  Bestimmungen  sind  als  ein  Erbe  der  Religionsspaltungen 
vergangener  Jahrhunderte  vielfach  zu  finden,  und  sie  sind  — 
gerade  innerhalb  Deutschlands  —  ganz  außerordentlich  mannig- 
faltig gestaltet ;  setzt  sich  doch  Preußen  allein  in  dieser  Hinsicht 
aus  neun  verschiedenen  Rechtsgebieten  zusammen.^)  Zuweilen 
ist  es  das  besondere  Verhältnis  des  Staats  zu  einer  oder  einer 
Anzahl  bestimmter  Konfessionen,  welches  dazu  führt,  den 
Kindern  einen  Bekenntniszwang  aufzuerlegen:  in  Mecklenburg- 
Schwerin  dürfen  Kinder  lutherischer  Eltern  vor  der  Konfirmation 
nicht  katholisch  werden ;  die  skandinavischen  Staaten  verpflichten 
die  Eltern  evangelischen  Glaubens,  ihre  Kinder  in  diesem  Be- 
kenntnis zu  erziehen,  Schweden  und  Norwegen,  wenn  auch  nur 
ein  Eltemteil  der  Staatskirche  angehört,  und  es  gestattet  Däne- 
mark nichtevangelischen  Eltern  eine  Abweichung  von  ihrem 
Bekenntnis  nur  zu  gunsten  der  Staatskirche;  Rußland  ver- 
langt, daß  die  Kinder  aus  einer  Mischehe  zwischen  Christen 
und  NichtChristen  christlich  erzogen  werden,  bei  Mischehen 
zwischen  Orthodoxen  und  anderen  Christen  der  andersgläubige 


1)  Zar  Rechtsrergleicbang  Karl  Schmidt,  Die  Konfession  der  Kinder 
nach  den  Landesrechten  im  Deutschen  Reiche  1890  (hinsichtUch  des  Standes 
der  Gesetzgebung  zum  Teil  yeraltet,  jedoch  fortdauernd  von  erhebUcher  Be- 
deutung); Geiger j  Die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  im  Deutschen 
Reiche  1903. 

4* 
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Teil  sich  verpflichte,  die  Kinder  orthodox  erziehen  zu  lassen; 
in  Oesterreich  und  in  Ungarn  wird  Erziehung  in  einer  staat- 
lich anerkannten  Konfession  gefordert.  Viel  häufiger  aber  ist 
es  die  Glaubenszugehörigkeit  der  Eltern  schlechtweg,  durch 
welche  das  Zwangsbekenntnis  bezeichnet  wird.  Und  zwar 
werden  eheliche  Kinder  manchmal  in  der  Weise  geteilt,  daß 
Söhne  der  Konfession  des  Vaters,  Töchter  der  Konfession 
der  Mutter  folgen,  wie  das  Bayern,  Mecklenburg -Schwerin, 
Oesterreich,  Ungarn  vorschreiben;  anderwärts,  im  Geltungs- 
bereich der  preußischen  Deklaration  vom  21.  11.  1803,  im 
Königreich  Sachsen,  Sachsen-Weimar,  Braunschweig  soll  die 
Konfession  des  Vaters  maßgebend  sein,  während  für  un- 
eheliche Kinder  zumeist  die  Glaubenszugehörigkeit  der  Mutter 
den  Ausschlag  gibt,  immerhin  aber  in  Bayern,  in  Sachsen 
unter  Umständen  auch  diejenige  des  Erzeugers  in  Betracht 
kommt.  Dabei  treffen  die  österreichischen  Bestimmungen 
Vorsorge  für  Kinder  jeglicher  Herkunft,  die  deutschen 
Vorschriften  regelmäßig  nur  für  Kinder  verschiedengläubiger 
Eltern,  vielfach  nur  für  die  Kinder  aus  Mischehen  zwischen 
Angehörigen  bestimmter  Bekenntnisse,  oder  es  beschränken  sich 
die  Zwangsbestimmungen  überhaupt  nur  auf  einzelne  Punkte, 
wie  in  Baden,  wo  lediglich  für  die  erziehungsberechtigte  Mutter 
vorgeschrieben  ist,  daß  eine  Aenderung  des  Bekenntnisses  der 
Kinder  staatlicher  Genehmigung  bedürfe.  Das  Maß  des  Zwanges, 
welcher  geübt  wird,  die  Kinder  dem  bezeichneten  Bekenntnis 
zuzuführen,  ist  gleichfalls  verschieden.  Zuweilen  handelt  es  sich 
um  völlig  unabänderliche  Vorschriften ;  in  Oesterreich  beispiels- 
weise, das  verbietet,  Kinder  einer  ungemischten  Ehe  in  einem 
anderen  Bekenntnis  als  dem  der  Eltern  zu  erziehen,  in  Däne- 
mark, welches  dasselbe  Verbot  für  Angehörige  der  Volkskirche 
aufstellt ;  Sachsen,  Braunschweig,  Mecklenburg-Schwerin  kennen 
staatliche  Dispensation.  Zumeist  indessen  wird  dem  Willen 
der  Beteiligten  Spielraum  gewährt,  sowohl  bei  der  ersten 
Einreihung  des  Kindes  in  ein  Bekenntnis,  wie  auch  für 
einen  späteren  Uebertritt.  So  gestatten  Bayern,  Sachsen, 
Mecklenburg -Schwerin,  gestatten  Oesterreich  und  Ungarn, 
die   skandinavischen  Staaten   unter  gewissen  Voraussetzungen 
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Abweichungen  durch  Vertrag  der  Eltern.  Die  preußische  De- 
klaration von  1803,  Braunschweig  versagen  solchen  Verträgen 
die  Anerkennung,  und  es  ist  dafür  in  dem  beteiligten  Gebiet 
Preußens  dem  Vater  eine  Abweichung  freigelassen,  solange  die 
Mutter  einverstanden  ist,  über  des  Vaters  Tod  hinaus  aber  nur, 
wenn  er  das  Kind  zuvor  ein  Jahr  in  der  Konfession  der  Mutter 
hat  unterrichten  lassen,  während  Braunschweig  eine  abweichende 
Erklärung  des  Vaters  zwischen  Geburt  und  Taufe  des  ersten 
Kindes  zuläßt.  Aber  auch  hier  wieder  Beschränkungen  an  allen 
Enden:  Oesterreich,  Ungarn,  Sachsen-Weimar,  Braunschweig, 
Schweden,  im  wesentlichen  auch  Dänemark  stellen  nur  das  Be- 
kenntnis des  Vaters  oder  der  Mutter  zur  Wahl ;  Ungarn,  Sachsen- 
Weimar,  Braunschweig,  und  mit  einer  kleinen  Erweiterung  Oester- 
reich verlangen,  daß  die  Wahl  für  alle  Kinder  gleichheitlich  getroffen 
werde ;  Ungarn,  Sachsen-Weimar,  im  Ergebnis  auch  Braunschweig, 
erklären  die  einmal  getroffene  Wahl  für  regelmäßig  unabänderlich. 
Dazu  kommt  in  manchen  Gesetzgebungen  eine  Schonzeit,  wonach  für 
ein  gewisses  Lebensalter  jede  Aenderung  der  Glaubenszugehörig- 
keit untersagt  sein  soll,  ohne  Unterschied,  ob  die  Aenderung 
auf  einer  Wahl  der  Eltern  beruhen  würde  oder  die  Folge  eines 
Glaubenswechsels  der  Eltern  oder  einer  Veränderung  im  Personen- 
stande des  Kindes  wäre;  so  in  Bayern,  Königreich  Sachsen, 
Sachsen -Weimar,  in  Oesterreich  und  Ungarn,  Schweden  und 
Norwegen.  Verschieden  ist  ferner  der  Umfang,  in  welchem  der 
Staat  in  die  Glaubensverhältnisse  der  Minderjährigen  eingreift: 
man  wird  es  als  regelmäßigen  Inhalt  solcher  Vorschriften  zu 
betrachten  haben,  daß  der  staatliche  Zwang  sich  auf  die  Mit- 
gliedschaft des  Kindes  in  einer  Glaubensgesellschaft  bezieht; 
Bayern  und  Oesterreich,  zum  Teil  auch  die  skandinavischen 
Staaten  gehen  (nach  einer  in  Bayern  allerdings  stark  ange- 
fochtenen Rechtsprechung)  so  weit,  den  Minderjährigen  zur 
Teilnahme  am  kirchlichen  Leben  seiner  Konfession  zu  nötigen. 
Verschieden  endlich  ist  auch  die  Energie,  mit  welcher  der 
Staat  seine  Zwangsvorschriften  zur  Durchsetzung  bringt:  in 
Sachsen,  in  Braunschweig,  bei  Angehörigen  der  Volkskirche 
auch  in  Dänemark  wird  ihre  Einhaltung  von  Amts  wegen 
überwacht,  in  Bayern,  in  Oesterreich  sind  Private  und  Geist- 
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liehe  befugt,  das  Einschreiten  der  Verwaltungsbehörden  an- 
zurufen; in  Preußen  dagegen  fehlt  es,  für  eine  Durchsetzung 
der  für  den  Vater  verbindlichen  Vorschriften  an  jeglichem 
Zwangsmittel,  es  ist  nicht  ausgemacht,  ob  solche  gegenüber  der 
Mutter  bestehen,  welche  die  elterliche  Gewalt  besitzt,  und  in 
jedem  Fall  bleibt  die  Durchführung  der  Vorschriften  über 
religiöse  Erziehung  dem  Vormundschaftsgericht  überlassen. 

Dieser  Gesamtbereich  des  Staatszwanges  in  Glaabenssachen 
nun  aber  gehört  dem  öffentlichen  Recht  an.  Daß  es  sich  dabei 
um  zwingende  Vorschriften  handelt,  die  dem  öffentlichen  Interesse 
dienen,  würde  freilich  noch  nicht  genügen,  ihnen  das  Gepräge 
des  öffentlichen  Rechts  zu  verleihen;  auch  wo  der  Staat  ein 
Zinsmaximum  festsetzt,  besteht  eine  zwingende  Vorschrift  im 
öffentlichen  Interesse,  deren  Anwendung  dennoch  dem  Zivilrecht 
verbleibt.  Aber  dort  ist  es  ein  Privatmann,  der  Empfänger 
des  Darlehens,  dem  aus  der  Festsetzung  des  Zinsmaximums  ein 
subjektives  Recht  erwächst.  Wo  immer  dagegen  der  Staat  die 
Erziehung  in  einem  bestimmten  Bekenntnis  fordert,  da  besteht 
eine  Verpflichtung,  der  Glaubensgesellschaft  anzugehören,  dem 
Staat  gegenüber,  es  ist  nicht  das  Kind,  das  einen  Anspruch 
auf  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten  Konfession  gegen  seinen 
Erzieher  hätte,  sondern  der  Staat,  der  einen  solchen  Anspruch 
gegen  das  Kind  oder  seinen  Erzieher  besitzt.  Der  Staat  macht 
sein  imperium  über  die  ihm  Unterworfenen  geltend;  er  übt 
Bekenntniszwang  gegen  das  Kind,  genau  wie  er  ihn  auf  Grund 
seines  Reformationsrechts  vormals  gegen  Erwachsene  geübt  hat, 
die  beide,  Reformationsrecht  und  das  besondere  Recht  der 
religiösen  Kindererziehung,  denn  auch  geschichtlich  aus  derselben 
Wurzel  entstanden  sind.  Das  Erziehungsrecht  hört  damit 
nicht  auf,  eine  Angelegenheit  des  Privatrechts  zu  sein,^)  aber  es 
wird  beiseite  geschoben,  wo  der  Staat  unmittelbar  ein  Rechts- 
verhältnis zwischen  sich  und  dem  Kinde  aufrichtet ;  es  verliert 
seine    Bedeutung,    wo    der    Staat   den   Erziehungsberechtigten 

^)  Der  bayrische  Verwaltungsgerichtshof,  welcher  der  öffentlichrecht- 
lichen  Natur  dieser  Bestimmungen  sonst  durchaus  angemessen  Rechnung 
trägt,  hat  sich  gelegentlich  (Sammlung  5,  179)  irre  machen  lassen  durch 
wenig  glückliche  Ausführungen  v.  Sarweys  (das  öffentliche  Recht  und  die 
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nötigt,  ihm  den  Inhalt  zu  geben,  der  durch  ein  präjudizielles 
Verhältnis  des  öffentlichen  Rechts  zwischen  dem  Staat  und 
dem  Erziehungsberechtigten  bestimmt  wird.  Das  gilt  auch  für 
Preußen,  dessen  Gerichte  den  privatrechtlichen  Charakter  dieser 
Bestimmungen  besonders  nachdrücklich  hervorheben.^)  Der  Sach- 
verhalt wird  hier  durch  zwei  Umstände  verschleiert,  den 
Mangel  einer  ausreichenden  Sanktion  der  staatlichen  Vorschriften, 
und  die  Beschränkung  staatlichen  Eingreifens  auf  die  Vormund- 
schaftsgerichte. Aber  es  ist  selbstverständlich,  daß  ein  Rechts- 
verhältnis nicht  darum  dem  Privatrecht  angehören  muß,  weil 
Zwangsmittel  zu  seiner  Durchführung  nicht  zu  Gebote  stehen. 
Und  wenn  die  Ueberwachung  der  Vorschriften  über  religiöse 
Erziehung  dem  Vormundschaftsgericht  übertragen  ist,  so  besorgt 
das  Gericht  hier  Geschäfte  der  inneren  Verwaltung,  ähnlich 
wie  in  Preußen  auch  die  Behandlung  des  Austritts  aus  der 
Kirche  den  Gerichten  zugewiesen  ist/-^) 


Verwaltungsrecht^flege  296  f.) :  die  religiöse  Erziehung  gehöre  ihrem  inneren 
Wesen  nach  dem  httrgerlichen  Recht  an,  und  wenn  auch  yerfassungsgesetz- 
liche  Bestimmungen  darüber  bestehen,  so  ändere  dies  doch  nichts  an  dem 
inneren  Wesen  dieses  Rechts,  es  werde  dadurch  nicht  zu  einem  politischen 
oder  staatsbürgerlichen  Recht. 

1)  Oberlandesgericht  Frankfurt,  J.  f.  Entsch.  d.  KG  14,  434;  KG  Ztsch. 
10,  54  (hier  weitere  Verweisungen);  15,  325;  16,  312. 

^  Die  regelmäßige  Tätigkeit  des  Yormundschaftsgerichts  hat  wie  alle 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  zur  Voraussetzung,  daß  ein  Satz  des  Zivilrechts 
vorhanden  ist,  welcher  die  Behörde  zur  Mitwirkung  beruft,  und  erst  inner- 
halb dieses  Rahmens  greift  das  Öffentliche  Recht  ein,  um  der  Behörde  die 
Durchführung  der  ihr  vom  Zivilrecht  Übertragenen  Aufgabe  zu  ermöglichen. 
Die  Obervormundschaft  ist  vom  BGB  zur  Mitwirkung  bei  der  Erziehung 
berufen  neben  einem  Vormund  und  besitzt  demgemäß  obrigkeitliche  Macht 
über  den  Vormund,  die  sie  durch  Geldstrafen  und  Entlassung  betätigen 
kann:  vielleicht  auch  neben  der  elterliche  Gewalt  besitzenden  Mutter,  und 
es  könnte  —  auf  Grund  eines  ungeschriebenen  Satzes  des  Landesrechts  — 
in  Angelegenheiten  der  religiösen  Erziehung  statthaft  sein,  daß  die  Behörde 
ihren  Willen  durch  Einschränkung  der  elterlichen  Gewalt  und  Aufstellung 
eines  Pflegers  zur  Durchsetzung  brächte.  In  jedem  Fall  aber  kann  eine 
solche  zivilrechtliche  Mitwirkung  zur  Erziehung  nur  mit  einer  obrigkeitlichen 
Gewalt  nach  innen,  gegen  Vormund  und  Mutter,  verbunden  sein.  Und 
wenn  die  preußischen  Vormundschaftsgerichte  die  Befugnis  für  sich  in  An- 
spruch nehmen,  über  das  Bekenntnis  der  Kinder  nicht  bloß  Anweisungen  an 
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Oeffentlichrechtlich  bleibt  solche  Ordnung  aber  auch  dort,  wo 
dem  Willen  der  beteiligten  Privatpersonen  Einfluß  gewährt 
wird  —  nicht  nur,  weil  diese  Verfügungen  von  privater  Seite 
dem  staatlichen  Zwangsgebot  eine  Grenze  ziehen,  sondern  auch, 
weil  sie  ihrerseits  neue  Rechte  für  den  Staat  begründen. 
Wenn  in  Braunschweig  der  katholische  Vater  bei  Geburt  des 
ersten  Kindes  erklärt,  daß  seine  Kinder  protestantisch  werden 
sollen,  wenn  in  Bayern  die  Eheleute  verschiedener  Konfession 
einen  Vertrag  schließen,  daß  sämtliche  Kinder  dem  Bekenntnis 
der  Mutter  zu  folgen  hätten,  so  erwächst  aus  der  so  getroffenen 
Ordnung  ein  Anspruch  des  Staates,  daß  diese  Bestimmung  ein- 
gehalten werde ;  die  private  Verfügung  begründet  ein  öffentliches 
Recht,  zum  Teil  ähnlich  wie  der  Strafanspruch  des  Staates 
zuweilen  von  dem  Antrag  des  Verletzten  abhängig  gemacht  ist.^) 

Noch  aber  besteht  unter  Umständen  ein  zweiter  Grund, 
der  nötigt,  die  Vorschriften  über  religiöse  Kindererziehung  in 
das  öffentliche  Recht  einzureihen:  wenn  Glaubensgesellschaften 
beteiligt  sind,  welche  die  Stellung  von  Körperschaften  des 
öffentlichen  Rechts  haben,  und  staatlich  anerkannte  Rechte  dieser 
Körperschaften  auf  Mitgliedschaft  oder  aus  der  Mitgliedschaft 


Vormund  und  Mutter  zu  geben,  sondern  rechtskräftige  Entscheidungen  zu 
treffen,  welche  das  Kind  und  das  beteiligten  Religionsgesellschaften  binden, 
so  muß  das  auf  einer  hoheitlichen  Ueberwachung  des  Bekenntnisstandes  be- 
ruhen, zu  welchem  sie  Staatskirchenrecht  beruft,  dann  üben  sie  Religions- 
polizei ! 

^)  Völlig  andere  Bedeutung  hat  der  Vertrag  der  Ehegatten  über  religiöse 
Erziehung  innerhalb  eines  Systems,  die  Yon  der  Erziehungsfreiheit  des  Vaters 
ausgeht.  Hier  ordnet  der  Vertrag  eine  Familienangelegenheit  und  erzeugt 
(wenn  überhaupt)  Ansprüche  des  andern  Vertragsteils,  die  im  Zivilrechtsweg 
verfolgbar  sind.  So  folgerichtig  auch  die  Würdigung  der  Verträge  in 
Württemberg,  dessen  Praxis  die  bestehenden  Vorschriften  im  Sinne  der 
Erziebungsfreiheit  umdeutet.  Sollte  freilich  die  Anordnung  des  württem- 
bergischen Religionsedikts,  die  Kinder  i, werden  in  der  Religion  des  Vaters 
erzogen",  wörtlich  genommen  werden  müssen,  dann  wäre  auch  hier  eine 
Zwangsvorschrift  gegeben;  und  wenn  trotzdem  abändernde  Verträge  als 
Zivilsachen  zu  behandeln  wären,  so  würde  das  noch  eine  Verschärfung  dieser 
Zwangsvorschrift  bedeuten:  der  Staat  duldet  zwar  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen eine  Abweichung  von  seiner  Regel,  ohne  doch  dieser  Abweichung 
den  Schutz  der  Verwaltung  zu  gewähren. 
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in  Frage  kommen.  Neben  den  Staat,  vielleicht  sogar  an  seine 
Stelle,  tritt  unter  Umständen  als  Träger  der  öffentlichrechtlichen 
Ansprüche  auf  Bekenntnisfolge  eine  Glaubensgesellschaft.  Aller- 
dings ipso  Jure,  durch  die  bloße  Anordnung  des  Gesetzes,  wird 
nach  unseren  Rechten  niemand  Mitglied  einer  Religionsgemein- 
schaft; es  bedarf  hier  stets  eines  besonderen  Eintritts^),  und 
auch  ein  Recht  auf  Eintritt  wird  den  Glaubensgesellschaften 
nach  den  deutschen  Gesetzgebungen  nicht  zuzusprechen  sein. 
In  Oesterreich  dagegen  wird  anerkannt,  daß  mit  der  Verwirk- 
lichung der  gesetzlichen  Voraussetzungen  den  Glaubensgesell- 
schaften ein  Recht  auf  den  Eintritt  der  betroffenen  Personen 
zusteht,  und  auch  für  Deutschland  kommt  ein  selbständiger 
Anspruch  der  Glaubensgesellschaft  auf  das  Kind  jedenfalls  dann 
in  Frage,  wenn  Streit  entsteht  über  das  Bekenntnis  eines 
Kindes,  das  durch  Aufnahme  bereits  Mitglied  der  Gesellschaft 
geworden  ist.  Wo  aber  der  Staat  zu  einer  Erzwingung  des 
kirchlichen  Lebens,  des  Kirchenbesuchs,  des  Empfangs  der 
kirchlichen  Gnadenmittel  seine  Hilfe  leiht,  da  sind  wiederum 
öfientlichrechtliche  Ansprüche  einer  Körperschaft  des  öffentlichen 
Rechts  gegeben.  In  Oesterreich  geht  die  Theorie  soweit,^)  aus 
den  staatlichen  Vorschriften  über  Bekenntniszwang  ausschließlich 
Rechte  der  Glaubensgesellschaften  abzuleiten,  und  es  scheint 
das  in  der  Tat  mit  dem  dortigen  Rechtszustand  vereinbar. 
Für  die  deutschen  Gesetzgebungen  dagegen  wäre  eine  solche 
Auffassung  nicht  durchführbar  —  wem  sollten  hier  Rechte  auf 
Einhaltung  des  Gesetzes  entstehen,  solange  das  Kind  einer 
Glaubensgesellschaft  noch  nicht  zugewiesen  ist?  —  und  es 
kann  hier  nur  nach  Lage  des  Falles  ein  subjektives  Recht  einer 


^)  Die  Frage,  ob  die  staatliche  Bekenntnisordnong  unmittelbar  die 
MitgUedschaft  in  der  beteiligten  Glanbensgesellschaft  begründet,  ist  eine 
Anslegungsfrage,  und  ihre  Bejahung  staatsrechtlich  nicht  von  vornherein 
ausgeschlossen.  Indessen,  um  von  anderen  Gründen  abzusehen,  eine  solche 
Auffassung  würde  dazu  führen,  die  Kinder  vom  Augenblick  der  Geburt  an 
einer  Glaubensgesellschaft  zuzuweisen,  die  christlichen  Kirchen  also  nötigen, 
Ungetaufte  als  Mitglieder  anzuerkennen,  und  das  wird  man  nicht  als  gewollt 
vermuten  dürfen. 

2)  v.Hussarek  in  Grünhufs  Ztsch.  23,  631. 
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Glaubensgesellschaft  neben  dem  Recht  des  Staates  auf  Erfüllung 
seiner  Forderungen  angenommen  werden. 

Eine  letzte  Frage  in  diesem  Zusammenhang,  die  für  spätere 
Ausführungen  präjudiziell  ist,  geht  dahin :  wer  ist  der  Schuldner 
in  dem  auf  die  religiöse  Erziehung  gerichteten  Rechtsverhältnis, 
dessen  Gläubiger  Staat  oder  Kirche  sind?  Selbstverständlich, 
es  handelt  sich  um  den  Glauben  des  Kindes,  für  den  hier 
Zwangsvorschriften  erfassen  werden.  Allein  das  Interesse,  das 
der  Staat  an  dem  Bekenntnis  des  Kindes  nimmt,  kann  juristisch- 
technisch eine  doppelte  Gestalt  annehmen:  es  kann  zu  einer 
Verpflichtung  des  Kindes  selbst  führen,  die  erst  mittelbar,  in 
der  Vollstreckungsinstanz,  den  gesetzlichen  Vertreter  des  Kindes 
berührt,  das  Kind  soll  nach  der  staatlichen  Norm  dem  oder 
jenem  Bekenntnis  angehören,  die  oder  jene  kirchliche  Handlung 
vollziehen;  es  kann  die  staatliche  Vorschrift  aber  auch  an  den 
Erziehungsberechtigten  gerichtet  sein,  er  unmittelbar  soll  ver- 
pflichtet werden,  die  Erziehung  des  Kinde«  in  einem  bestimmten 
Bekenntnis  zu  bewirken.  Eine  ausdrückliche  Antwort  wird 
man  kaum  irgendwo  in  den  Gesetzen  suchen  dürfen.  Wenn 
den  Eltern  eine  Abweichung  von  der  staatlich  aufgestellten 
Regel,  zumal  durch  Vertrag,  freigegeben  wird,  so  deutet  das 
auf  einen  Zwang  gegen  die  Eltern,  der  hier  gemildert  werden 
soll;  wenn  die  Gesetze  ein  ünterscheidungsalter  vorsehen,  von 
dessen  Erreichung  an  das  minderjährige  Kind  seinen  Glauben 
selbst  wählen  kann,  so  deutet  das  auf  einen  Zwang  gegen  das 
Kind,  der  damit  sein  Ende  finden  soll.  Und  in  der  Tat  dürfte 
es  mangels  besonderer  Gegengründe  als  die  zutreffende  Aus- 
legung der  einzelnen  Gesetze  anzusehen  sein,  daß  sich  die 
staatlichen  Zwangsvorschriften  sowohl  gegen  den  Erziehungs- 
berechtigten als  gegen  das  Kind  wenden.  Es  darf  angenommen 
werden,  daß  der  Staat  seinen  Vorschriften  diejenige  Gestalt 
geben  wollte,  in  der  ihre  Durchführung  am  besten  gesichert 
erscheint.  Das  trifft  aber  offenbar  dann  zu,  wenn  die  aufge- 
stellte Verpflichtung  eine  doppelseitige  ist,  wie  denn  auch  der 
nah  verwandte  Schulzwang  —  die  Zulässigkeit  von  Polizei- 
strafen gegen  beide  Teile  beweist  es  —  sich  vielfach  gegen 
den  Erziehungsberechtigten  und  gegen  den  Schüler  richtet. 
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b)  Kaum  irgendwo  ist  die  Ordnung  der  religiösen  Erziehung 
so  vollständig  geschehen,  daß  sie  verbindliche  Vorschriften  für 
jeden  möglichen  Fall  vorsähe,  und  besonders  in  Deutschland 
beschränken  sich  diese  Anordnungen  zumeist  auf  Kinder  aus 
gemischten  Ehen.  Für  den  nicht  geordneten  Teil  aber  bleibt 
es  nicht  bei  einem  Vakuum.  Wenn  der  Staat  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  Zwang  vorschreibt,  so  wird  es  regelmäßig  sein 
Wille  sein,  daß  in  den  Fällen,  auf  welche  jene  Voraussetzungen 
nicht  zutreffen.  Zwang  nicht  statthaben  soll.  Wenn  die  bayrische 
Verfassung  bestimmt,  daß  Kinder  aus  gemischten  Ehen  je  nach 
dem  Geschlecht  der  Konfession  von  Vater  und  Mutter  zugeteilt 
werden,  so  ist  dabei  nicht  darauf  vergessen  worden,  auch  das 
Bekenntnis  von  Kindern  ungemischter  Ehen  zu  ordnen,  sondern 
es  war  die  Absicht  der  Verfassung,  solche  Fälle  von  Zwang 
freizulassen;  neben  die  sonstigen  Vorschriften  der  Verfassung 
über  religiöse  Kindererziehung  tritt  der  Satz:  in  den  vom 
Gesetz  nicht  bezeichneten  Fällen  kommt  die  Bestimmung  des 
Bekenntnisses  dem  Erziehungsberechtigten  zu.  Und  so  heißt 
es  beispielsweise  in  Art.  110  des  hessischen  AG  z.  BGB  in 
ausdrücklicher  Formulierung:  „ergibt  sich  aus  den  Vorschriften 
des  Art.  109  nicht,  in  welchem  Bekenntnis  das  Kind  zu 
erziehen  ist,  so  entscheidet  derjenige  über  das  Bekenntnis  des 
Kindes,  welchem  das  Erziehungsrecht  zusteht''.  Es  ist  also 
eine  zivilrechtliche  Befugnis,  in  deren  Ausübung  das  Bekenntnis 
hier  seine  Gestaltung  erfährt,  und  an  diesem  zivilrechtlichen 
Charakter  des  Erziehungsrechtes  ändert  auch  der  Umstand 
nichts,  daß  seine  Betätigung  in  das  öffentliche  Recht  zurück- 
wirken kann;  der  Erziehungsberechtigte  bestimmt  im  Rahmen 
seiner  Befugnisse  die  Staatsangehörigkeit  und  die  Glaubens- 
zugehörigkeit seines  Zöglings.  Aber  freilich,  die  Ausübung  der 
zivilrechtlichen  Erziehungsgewalt  ist  nur  das  letzte  sichtbare 
Stück,  welches  auf  die  Bekenntnisbestimraung  einwirkt.  Ilir 
muß  ein  anderer  Rechtssatz  vorausgehen,  eben  derjenige,  welcher 
besagt,  daß  es  der  Erziehungsberechtigte  sein  soll,  welcher 
nach  Lage  des  Falles  über  die  Bekenntnisbestimmung  zu  ent- 
scheiden hat.  Diese  Voraussetzung  aber  ist  öffentlichen  Rechts  ! 
Wenn  ein  Staat  bei  gemischten  Ehen  die  Bezeichnung  des  Be- 
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kenntnisses  selbst  vornimmt,  bei  ungemischten  Ehen  dagegen 
seine  Bezeichnung  einer  Privatperson  tiberläßt,  so  ist  in  beiden 
Fällen  das  staatliche  imperium  beteiligt,  auch  die  Negative, 
daß  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ein  Bekenntniszwang 
nicht  statthaben  soll,  bedeutet  eine  Abgrenzung  der  Rechte  der 
Staatsgewalt. 

Die  Rücksicht  auf  spätere  Erörterungen  nötigt,  hier  noch 
eines  eigentümlichen  Mischsystems  zu  gedenken,  welchem  der 
bayrische  Verwaltungsgerichtshof  gelegentlich  Einfluß  vergönnt. 
Auch  der  Verwaltungsgerichtshof  erkennt  an,  daß  jene  Fälle 
religiöser  Kindererziehung,  für  welche  die  Verfassung  besondere 
Vorschriften  nicht  vorsieht,  nach  den  einschlägigen  Zivilgesetzen 
zu  entscheiden  seien ;  enthalte  das  hiernach  maßgebende  Gesetz 
aber  Zwangsvorschriften  über  religiöse  Kindererziehung,  so 
haben  diese  zur  Anwendung  zu  gelangen.^)  Eine  solche  Auf- 
fassung ist  meines  Erachtens  nicht  haltbar.  Wenn  einmal  fest- 
steht, daß  die  Bestimmung  des  Bekenntnisses  dem  Zivilrecht 
überlassen  bleibt,  so  muß  die  Vorfrage,  ob  öffentlichrechtliche 
Beschränkungen  bestehen,  zuvor  schon  gelöst  und  verneinend 
entschieden  worden  sein.  Es  sind  fest  bestimmte  Sätze  des 
Zivilrechts,  auf  die  dabei  verwiesen  wird:  wer  Träger  der 
Erziehungsgewalt  innerhalb  der  Familie  ist,  und  unter  welchen 
Modalitäten  diese  Gewalt  ausgeübt  werden  kann;  daß  dieselbe 
Rechtsquelle  außerdem  noch  Rechtssätze  öffentlichrechtlichen 
Inhalts  umfaßt,  auf  die  nicht  verwiesen  ist,  kann  keinen  Ein- 
fluß üben.  Dem  Internationalisten  ist  die  Verwirrung,  .die  aus 
einer  mangelnden  Scheidung  der  angezogenen  Teile  eines  Ge- 
setzes erwächst,  geläufig  aus  der  Lehre  von  der  Rückverweisung; 
wenn  das  internationale  Privatrecht  auf  die  Zivilgesetze  eines 
Landes,  etwa  über  Erbrecht,  verweist,  so  sind  es  dessen  Vor- 

1)  Sammlung  5,  138;  vgl.  auch  12,  442.  Dieselbe  Forderung  kehrt 
wieder  11,  433  und  18,  227  bei  Auslegung  der  Verfassungsvorschrift,  daß 
Abweichungen  von  der  gesetzlichen  Ordnung  der  religiösen  Erziehung  durch 
£hevertrag  zu  erfolgen  hätten:  über  die  Form  des  Ehevertrags  entscheide 
das  maßgebende  Zivilrecht;  enthalte  dasselbe  aber  besondere  Vorschriften 
über  die  Form  von  Verträgen  über  religiöse  Kindererziehung,  so  müßten 
diese  zur  Anwendung  kommen.  Dagegen  schon  v.  Seyäel^  Staatsrecht^ 
3,  504«. 
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Schriften  über  Erbrecht,  nicht  auch  die  öffentlichrechtlichen 
Bestimmungen  über  internationales  Privatrecht,  welche  aus  der 
angezogenen  Gesetzgebung  zur  Anwendung  gelangen.  Es  be- 
stünde nur  etwa  die  Möglichkeit,  den  Gedanken,  von  welchem 
der  Verwaltungsgeiichtshof  ausgeht,  so  umzuformen :  die  Zwangs- 
vorschriften, welche  der  Gesamtstaat  für  die  religiöse  Erziehung 
gibt,  sind  nicht  erschöpfend  und  können  demgemäß  durch  solche 
der  örtlichen  Rechtsquellen  noch  ergänzt  werden.  Das  würde 
freilich  staatsrechtlich  und  internationalrechtlich  eine  wesent- 
liche Verschiedenheit  bedeuten:  die  Zwangsvorschriften  des 
örtlichen  Rechts  kommen  dann  nicht  deshalb  zur  Anwendung, 
weil  sie  einer  Rechtsquelle  angehören,  die  der  Gesamtstaat  für 
zivilrechtlich  maßgebend  erklärt,  sondern  sie  gelten  von  sich 
aus  und  vermöge  derjenigen  Unterwerfungsgründe,  welche  zur 
räumlichen  Geltung  eines  öffentlichrechtlichen,  nicht  eines 
privatrechtlichen  Rechtssatzes  führen.  Doch  auch  diese  üm- 
deutung  des  ursprünglichen  Gedankens  scheint  mir  mit  der 
Absicht  der  bayrischen  Verfassung  nicht  vereinbar;  die  Frage, 
ob  Zwangsvorschriften  Platz  greifen,  ist  von  der  Verfassung 
erschöpfend  beantwortet  und  kann  nicht  noch  einmal  einer 
zweiten  Lösung  unterstellt  werden. 

c)  Nicht  anders  als  in  den  vorstehend  erörterten  Fällen  aber 
liegen  die  Dinge  da,  wo  ein  Staat  dieEntscheidungüberdieGlaubens- 
zugehörigkeit  völlig  in  die  Hände  des  Erziehungsberechtigten  legt, 
in  Frankreich,  England,  Italien,  den  Niederlanden,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  aber  auch  in  einer  Anzahl 
deutscher  Rechtsgebiete  wie  Hamburg,  Bremen,  Elsaß -Loth- 
ringen. Auch  diese  Staaten  alle  stehen  unmittelbar  oder  mittelbar 
unter  den  Nachwirkungen  vergangener  Zeiten,  in  welchen  eine 
solche  Freiheit  der  Bekenntnisbestimmung  nicht  gegeben  war, 
sie  haben  die  Bekenntnisbestimmung  dem  Erziehungsberechtigten 
nicht  zufällig,  losgelöst  von  aller  geschichtlichen  Tradition^ 
übertragen,  sondern  in  bewußter  Verneinung  eines  Zwanges, 
der  einstmals  auch  für  sie  bestand.  Auch  nach  den  Gesetzen 
dieser  Staaten  ist  darum  die  Staatsgewalt  beteiligt,  insofern 
ihr  eine  Zwangsbestimmung  des  Bekenntnisses  versagt  ist;  der 
Satz,  daß  über  die  religiöse  Erziehung  der  Erziehungsberechtigte 
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entscheide,  ist  auch  hier  öffentlichen  Rechts.  Das  ist  zumal 
in  der  Schweiz  mit  aller  Deutlichkeit  formuliert  worden. 
Art.  49  der  Bundesverfassung  besagt:  „Niemand  darf  zu  einer 
Teilnahme  an  einer  Religionsgenosseuschaft  oder  an  einem 
religiösen  Unterricht  oder  zur  Vornahme  einer  religiösen  Hand- 
lung gezwungen  werden,  lieber  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder  verfügt  der  Inhaber  der  väterlichen  oder  vormundschaft- 
lichen Gewalt." 

d)  Ein  Erzeugnis  der  Kämpfe  um  Brechung  des  Bekenntnis- 
zwanges ist  auch  die  Festsetzung  eines  „Unterscheidungsalters", 
es  wird  auf  die  Vollendung  des  14.,  16.,  18.  Jahres  oder  auch 
die  Erreichung  der  Volljährigkeit  abgestellt  als  die  Grenze, 
welche  den  Vorschriften  über  religiöse  Kindererziehung  ein 
Ende  setzt  und  dem  Selbstbestimmungsrecht  des  Jugendlichen 
Raum  gibt.  Auch  hier  nun  die  Frage:  handelt  es  sich  dabei 
um  Geschäftsfähigkeit  im  Sinne  des  Zivilrechts  oder  um  andere 
Dinge?  Auch  hier  ist  eine  einheitliche  Antwort  angeschlossen. 
Vor  allem,  die  Festsetzung  eines  Unterscheidungsalters  wendet 
sich  nach  zwei  Seiten,  als  Beginn  der  Selbstbestimmung,  als 
Ende  fremden  Einflusses.  Wo  eine  bestimmte  Altersgrenze 
vorgesehen  ist  als  Voraussetzung  für  den  selbständigen  Aus- 
tritt aus  einer  Glaubensgesellschaft  oder  für  den  Eintritt  in 
eine  solche,  da  ist  zu  unterscheiden,  ob  der  maßgebende  Staat 
Austritt  und  Uebertritt  als  Angelegenheit  des  öffentlichen 
Rechts  behandelt.  Trifft  dies  zu,  so  muß  auch  die  Alters- 
grenze, welche  er  für  diese  Rechtshandlungen  voraussetzt,  dem 
öffentlichen  Recht  angehören,  nicht  anders  als  die  vorge- 
schriebenen Formen  einer  solchen  Handlung,  die  Erklärung  bei 
Gericht,  vor  dem  Pfarrer  u.  dergl.  Erklärt  sich  der  Staat 
dagegen  am  konfessionellen  Leben  als  unbeteiligt,  so  käme  die 
Mitgliedschaft  in  einem  Verein  des  Privatrechts  in  Frage,  die 
Bestimmung  des  Alters,  in  welchem  Austritt  und  Eintritt  selbst- 
ständig vorgenommen  werden  können,  wäre  eine  Frage  der 
Geschäftsfähigkeit  des  bürgerlichen  Rechts  —  aber  freilich, 
der  Staat,  der  die  Glaubenszugehörigkeit  sonst  nicht  zur  Staats- 
sache erhebt,  wird  auch  Sondervorschriften  über  den  Beginn 
der  religiösen  Selbstbestimmung  zu  treffen  kaum  veranlaßt  sein. 
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Die  Erreichung  des  Unterscheidungsjahres  beendigt  die 
Rechte,  welche  bisher  fremden  Gewalten  über  das  Kind  zuge- 
standen waren.  Waren  das  Rechte  des  Staats  oder  der  Kirche, 
welche  zur  Erziehung  in  einem  bestimmten  Bekenntnis  nötigten, 
so  muß  auch  die  Vorsehung  eines  ünterscheidungsjahres  als 
Endigungsgrund  für  diese  Rechte  dem  öffentlichen  Recht  ange- 
hören. War  dagegen  die  Bestimmung  des  Bekenntnisses  dem 
Erziehungsberechtigten  überlassen,  so  ist  hier  ein  Doppeltes 
ins  Auge  zu  fassen.  Die  Entscheidung  des  Erziehungsberechtigten 
beruht,  wie  früher  festgestellt,  auf  zweifachem  Rechtsgrunde, 
auf  dem  Satz  des  öffentlichen  Rechts,  daß  auch  die  konfessionelle 
Erziehung  dem  Erziehungsberechtigten  überantwortet  sein  soll; 
und  auf  der  privatrechtlichen  Ausübung  dieser  Erziehungsgewalt. 
Wenn  nun  eine  Gesetzgebung  die  religiöse  Selbstbestimmung 
auf  einen  Zeitpunkt  festsetzt,  der  vor  Erreichung  der  Voll- 
jährigkeit fällt,  so  könnte  dieser  Satz  an  jeden  der  beiden  Be- 
standteile des  konfessionellen  Erziehungsrechts  Anschluß  nehmen. 
Er  könnte  besagen,  von  Erreichung  des  14.  Lebensjahres  an 
soll  die  elterliche  oder  vormundschaftliche  Gewalt  in  konfessio- 
nellen Angelegenheiten  ihr  Ende  finden;  es  liegt  insoweit  eine 
Emanzipation  und  damit  eine  Angelegenheit  des  Zivilrechts 
vor.  Es  könnte  die  Festsetzung  eines  Unterscheidungsalters 
aber  auch  bedeuten :  die  Voraussetzung  für  das  privatrechtliche 
Bestimmungsrecht  der  Familie,  der  Satz  des  öffentlichen  Rechts, 
daß  über  den  Glauben  des  Kindes  der  Erziehungsberechtigte 
entscheidet,  soll  nicht  mehr  gelten,  wenn  das  Kind  ein  be- 
stimmtes Alter  erreicht  hat,  es  wird  als  eine  Angelegenheit 
der  Gewissensfreiheit  betrachtet,  daß  von  Erreichung  eines 
gewissen  Alters  ab  der  Jugendliche  seinen  Glauben  selbst 
bestimmt.  Dann  ist  ein  Satz  des  öffentlichen  Rechts  gegeben: 
über  das  Glaubensbekenntnis  entscheidet  bis  zu  14,  16  Jahren 
der  Erziehungsberechtigte,  von  da  ab  der  Jugendliche  selbst. 
Erwägt  man  nun  aber  die  inneren  Gründe,  die  zur  Aufstellung 
eines  Unterscheidungsalters  führen,  so  kann  die  Entscheidung 
nicht  zweifelhaft  sein.  Aus  der  Eigenart  der  elterlichen  Gewalt 
erwächst  kein  Grund,  sie  nach  allen  anderen  Richtungen  fort- 
dauern zu  lassen,   sie  aber  gerade   in   Glaubenssachen    schon 
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früher  zu  beschränken;  offenbar  ist  es  die  Rücksicht  auf  die 
Gewissensfreiheit,  welche  dem  Jugendlichen  ein  Selbstbestim- 
mungsrecht einräumt.  Nicht  mittelbar,  weil  die  elterliche 
Gewalt  insofern  ein  Ende  findet,  soll  der  Jugendliche  zu  einer 
eigenen  Entscheidung  gelangen,  sondern  unmittelbar,  weil  es 
die  Gewissensfreiheit  fordert,  daß  ein  einigermaßen  Erwachsener 
seine  Glaubensangelegenheiten  selbst  ordne.  Und  daraus  folgt: 
auch  wenn  eine  Gesetzgebung  die  konfessionelle  Kindererziehung 
dem  Erziehungsberechtigten  überträgt  und  damit  dem  Privat- 
recht überläßt,  gehört  die  Pestsetzung  eines  Unterscheidungs- 
alters dem  öffentlichen  Recht  an,  und  nur  mittelbar,  wie  auch 
sonst  vielfach,  wird  durch  Begründung  eines  Rechtsverhältnisses 
des  öffentlichen  Rechts  in  Rechtsverhältnisse  des  Privatrechts 
eingegriffen,  die  damit  nicht  vereinbar  sind.  Um  wiederum 
auf  die  Verfassung  der  Schweiz  zu  verweisen,  Art.  49,  der 
von  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  handelt,  überträgt 
die  religiöse  Kindererziehung  dem  Erziehungsberechtigten,  von 
Erreichung  des  16.  Jahres  an  abei:  soll,  eine  Folge  der  ver- 
fassungsmäßigen Gewissensfreiheit,  die  Entscheidung  dem  Jugend- 
lichen zustehen. 

Und  nunmehr  kann  auf  die  örtlichen  Grenzen  eingegangen 
werden,  welche  der  staatlichen  Einflußnahme  in  Sachen  der 
religiösen  Kindererziehung  gezogen  sind;  zunächst  auf  die 
Zwangsvorschriften,  welche  die  Freiheit  des  Erziehungsberech- 
tigten beschränken. 

2.    Bekenntniszwang. 

Ausdrückliche  Zuständigkeitsvorschriften. 

Die  erste  Sorge  ist  natürlich  auch  hier,  festzustellen,  wie- 
weit der  Sachverhalt  etwa  einer  ausdrücklichen  gesetzlichen 
Regelung  unterstellt  ist.  Die  Ausbeute  allerdings  ist  spärlich. 
Eine  umfassende  Regelung  enthielt  §  2  des  sog.  Toleranzantrags, 
der  dem  deutschen  Reichstag  am  23.  11.  1900  vorgelegt  wurde: 
„In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  der  Eltern  sind  für  die 
religiöse  Erziehung  eines  Kindes  die  landesrechtlichen  Vor- 
schriften desjenigen  Bundesstaates  maßgebend,  in  dessen  Bezirk 
der  Mann   bei   Eingehung   der   Ehe   seinen  Wohnsitz   hatte.** 
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Doch  haben  die  Antragsteller  diesen  Vorschlag  in  der  Folge 
fallen  lassen,  um  an  Stelle  der  Landesgesetze  einheitlich  für 
ganz  Deutschland  des  Erziehungrecht  des  BGB  der  kon- 
fessionellen Bestimmung  zugrunde  zu  legen,  und  eine  Wieder- 
aufnahme des  Antrags  von  anderer  Seite  blieb  ohne  Erfolgt). 
Im  Königreich  Sachsen  und  in  Braunschweig  finden  sich  Ge- 
setzesbestimmungen für  den  besonderen  Fall  eines  Wohnsitz- 
wechsels, der  die  Eltern  nach  Abschluß  ihrer  Ehe  in  das  Land 
führt.  Das  sächsische  Gesetz  vom  1.  11.  1836  §  9^  verordnet 
nämlich:  ,.Bei  Eltern,  welche  sich  erst  künftig  in  das  König- 
reich Sachsen  wenden,  wird  dasjenige  zur  Anwendung  gebracht, 
welches  die  gesetzliche  Verfassung  des  Landes  wo  die  Ehe 
geschlossen  worden,  hierüber  mit  sich  bringt,  dafern  sie  nicht 
nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  (§  7  u.  8)  ein  anderes 
unter  sich  festsetzen".  Ganz  ähnlich  verlangte  ein  braun- 
schweigisches  Gesetz  vom  10.  5.  1867  von  zuziehenden  Ehe- 
leuten eine  Erklärung,  „wie  es  bezüglich  der  religiösen  Er- 
ziehung der  Kinder,  welche  sie  besitzen,  nach  den  Gesetzen 
des  Landes,  in  welchem  ihre  Ehe  geschlossen  wurde,  zu  halten 
isf,  eine  Vorschrift,  die  seither  ersetzt  worden  ist  durch  §  5 
des  Gesetzes  vom  29.  9.  02 :  „Wenn  Eheleute  verschiedenen  Be- 
kenntnisses oder  aus  einer  gemischten  Ehe  nachgebliebene 
Witwer  oder  Witwen,  welche  Kinder  unter  14  Jahren  besitzen, 
im  hiesigen  Land  ihren  Wohnsitz  nehmen,  so  sind  für  die  Er- 
ziehung ihrer  Kinder,  und  zwar  sowohl  derer,  welche  schon 
vorhanden  sind,  als  auch  derer,  welche  etwa  noch  aus  bestehen- 
der Ehe  hervorgehen,  die  Gesetze  desjenigen  Landes  maßgebend, 
in  dem  die  Eheleute  ihren  ersten  Ehewohnsitz  haben.**  Man  wird 
unbedenklich  annehmen  dürfen,  daß  die  sächsische  und  die 
frühere  braunschweigische  Bestimmung  die  Gesetze  des  Ehe- 
schließungsortes für  den  Fall  eines  Wohnsitzwechsels  deshalb 
als  maßgebend  erklärt  haben,  weil  sie  dies  Recht  auch  unab- 
hängig  von   einem    Wohnsitzwechsel   für  anwendbar  gehalten 


1)  Heiner ^  Der  sogenannte  Toleranzantrag  (Archiv  für  katholisches 
Kirchenrecht  82  u.  84)  1,  152,  153,  682,  829.  Eine  Abgrenzung  der  Gel- 
tnng  des  deutschen  gegenüber  anßerdeutschen  Rechten  ist  auch  bei  dem  Ter- 
änderten  Standpunkt  der  AntragsteUer  erforderlich  geblieben. 

Zeitichrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Becht.    XVII.  T) 
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hatten.  Indessen  die  Praxis  dieser  Länder  (über  das  neuere 
braunschweigische  Gesetz  sind  Erfahrungen  noch  nicht  bekannt 
geworden)  hat  diese  Folgerung  nicht  gezogen,  sondern,  von  dem 
gesetzlich  geregelten  Sonderfall  abgesehen,  völlig  andere  Grund- 
sätze zur  Anwendung  gebracht.  Erwähnung  mag  hier  auch 
§  2  des  norwegischen  Grundgesetzes  finden:  „Die  Einwohner, 
welche  sich  zur  evangelisch-lutherischen  Religion  bekennen, 
sind  verpflichtet,  ihre  Kinder  in  derselben  zu  erziehen".^) 

Mangeln  nun  aber  gesetzliche  Anordnungen,  so  ist  auch 
hier  die  Auslegung  berufen,  der  staatlichen  Tätigkeit  nach  der 
Eigenart  des  Sachverhalts,  in  den  sie  eingreifen  soll,  die 
Grenzen  zu  ziehen. 

3.    Gesetze  und  Behörden. 

Wie  überall  im  Bereich  staatlicher  Rechtsordnung  und  ins- 
besondere im  Umkreis  des  öffentlichen  Rechts  gilt  es  zunächst, 
den  zuständigen  Staat,  nicht  die  anwendbaren  Gesetze  aufzu- 
suchen. Erst  muß  der  Staat  festgestellt  sein,  der  berufen  ist, 
ein  Interesse  wahrzunehmen,  und  dann  erst  kommt  in  Fra^e, 
wieweit  er  Gesetze  bereitstellt,  dem  von  ihm  anerkannten  In- 
teresse feste  Grenzen  zu  geben.  Hat  ein  Staat  aber  ein  Interesse 
dem  er  Beachtung  schenkt,  als  unmittelbare  Staatsangelegenheit 
erklärt  und  in  das  öffentliche  Recht  erhoben,  so  müssen  auch 
Behörden  vorhanden  sein  —  Verwaltungsbehörden  oder  auch 
Organe  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  —  welche  sich  mit  der 
Besorgung  dieser  Staatsangelegenheit  befassen.  Und  damit  er- 
gibt sich  auch  für  den  Bereich  der  Zwangsvorschriften  über 
religiöse  Kindererziehung  der  Gegensatz  der  im  Verhältnis  von 
Staat  zu  Staat  zuständigen  Behörden  und  des  im  Verhältnis  von 
Staat  zu  Staat  anwendbaren  Rechts.  Der  Unterschied  der 
beiden  Fragen  ist  schon  von  Schmidt'^)  berührt  worden,  und 
es  ist  insbesondere  die  Rechtsprechung  des  bayrischen  Ver- 
waltungsgerichtshofs, welche  bei  Streitigkeiten  über  religiöse 
Erziehung  sorgfältig  unterscheidet,  ob  die  räumlichen  Beziehosgen 


^)  Die  Verfassung  unterscheidet  Indeaanere  und  Borgere.  Vgl. 
über  diesen  Unterschied  allerdings  auch  Aschehoug,  Staatsrecht  ron 
Schweden  und  Norwegen  120  f. 

2)  a.  a.  0.  441  f. 


Studien  aus  dem  internationalen  Verwaltungsrecht.  g7 

des  Falls  eine  Zuständigkeit  der  bayrischen  Behörden,  und  ob 
sie  eine  Anwendbarkeit  der  bayrischen  Gesetze  begründen.^) 

Aber  die  Zuständigkeit  der  Behörden  eines  Staats  und  die 
Anwendung  seiner  Gesetze  über  religiöse  Erziehung  sind  gleich- 
mäßig ein  Ausfluß  des  Umstandes,  daß  ein  Staat  unter  be- 
stimmten örtlichen  Voraussetzungen  auf  das  Bekenntnis  eines 
Kindes  seine  Hand  legt.  Und  beide  werden  darum  regelmäßig 
parallel  gehen,  wie  dies  denn  auch  «ScÄmid^  und  die- bayrische 
Rechtsprechung  annehmen.  Es  ist  nutzlos  und  widerspricht 
allem  Brauch,  wenn  der  Staat  seine  Behörden  eingreifen  läßt 
in  öffentlichrechtliche  Verhältnisse,  die  nicht  ihm  gegenüber, 
sondern  im  Verhältnis  zu  einem  andern  Staat  bestehen.  Und 
es  bedeutet  eine  empfindliche  Lücke,  wenn  eine  öffentlich- 
rechtliche Verbindlichkeit  gegenüber  einem  Staat  begründet  ist, 
aber  es  mangeln  die  Behörden  in  diesem  Staat,  die  Erfüllung 
der  Verbindlichkeit  unter  ihre  Aufsicht  zu  nehmen. 

Immerhin  zeigt  die  Praxis  auch  solche  Erscheinungen.  In 
Oesterreich  halten  sich  die  Verwaltungsbehörden  für  berechtigt 
und  verpflichtet,  auch  ausländische  Kinder  der  Konfession  zu- 
zuführen, der  sie  nach  Gesetz  angehören,  materiellrechtlich  aber 
wenden  sie  die  österreichischen  Vorschriften  nur  auf  Inländer 
an.  Eine  Frau  sächsischer  Staatsangehörigkeit  wohnt  in  Inns- 
bruck, ihr  evangelisches  Kind  ist  auf  Wunsch  der  Mutter  zum 
Katholizismus  übergetreten ;  der  Verwaltungsgerichtshof  2)  erklärt 
diesen  Uebertritt  in  einem  Erkenntnis  vom  13.  2.  1891  für 
nichtig,  wiewohl  er  nach  österreichischem  Recht  statthaft  ge- 
wesen wäre,  da  ihn  das  sächsische  Recht  im  gegebenen  Fall 
nicht  zulasse.  Der  Zweifel,  ob  denn  die  österreichischen  Behörden 
überhaupt  einzuschreiten  hätten,  wo  das  österreichische  Ver- 
waltungsrecht sich  an  einem  Fall  für  unbeteiligt  erklärt,  scheint 
nicht  erwogen  worden  zu  sein. 

In  Preußen  ist  die  Zuständigkeitsfrage  bei  Anordnungen 
über  religiöse  Erziehung  wiederholt  Gegenstand  gerichtlicher 

1)  Entscheidungen  vom  18.  4.  1884,  27.  5. 1887, 19.  6.  1889,  23.  10.  1889 ; 
21.1.1891,  17.3.1897  Sammlung  6,  179;  9,  19;  11,  433  u.  17;  12,  449, 
18,  227. 

*)  Erkenntnisse  15,  147. 

5* 
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Erwägung  gewesen.  Beschlüsse  des  Karamergerichts  vom 
29.  7.  1898  und  18.  1.  06^)  verneinen  diese  Zuständigkeit  in 
sorgfältigen  Ausführungen,  aber  freilich  nur  darum,  weil  nach 
Lage  des  Falls  jeweils  die  Zuständigkeit  zur  Errichtung  einer 
Vormundschaft  in  Preußen  mangelte,  ausgehend  von  der 
unseres  Erachtens  mißverständlichen  Auffassung,  als  handle  es 
sich  bei  der  polizeilichen  Ueberwachung  des  Glaubensbekennt- 
nisses durch  die  Vormundschaftsgerichte  um  eine  Aufgabe,  welche 
diesen  Behörden  im  Rahmen  ihrer  durch  das  Zivilrecht  veran- 
laßten  Tätigkeit  zukomme.  Und  wenn  nur  eine  Zuständigkeit 
zur  Vormundschaftsführung  in  Preußen  begründet  ist,  dann 
schreiten  die  Behörden  dort  auch  auf  Grund  ausländischer  Gesetze 
über  religiöse  Erziehung,  auch  zur  Durchsetzung  von  Zwangs- 
vorschriften dieser  Gesetze  ein,  ohne  ihre  Zuständigkeit  hierzu 
weiter  in  Bedenken  zu  ziehen. 

4.    Persönliche  oder  räumliche  Begrenzung? 

Die  Scheidung  von  Recht  und  Zuständigkeit  kann  für  das 
folgende  beruhen  bleiben.  Die  Nachforschungen  gelten  schlecht- 
weg dem  zuständigen  Staat,  soweit  nicht  unter  besonderen 
Voraussetzungen  des  anzuwendenden  Rechtes  besonders  zu  ge- 
denken ist.  An  die  Spitze  aber  tritt  nunmehr  die  Frage,  ob 
den  Staaten  bei  der  Ausübung  der  Religionspolizei  über  Kinder 
eine  personale  oder  eine  territoriale  Herrschaft  zugeteilt  werden 
soll.  Das  Material,  welches  die  Praxis  hierüber  zutage  ge- 
fördert hat,  ist  wenigstens  für  einige  Staaten  außerordentlich 
reichhaltig,  und  es  wird  zweckmäßig  sein,  den  tatsächlich  be- 
stehenden Rechtszustand  für  die  wichtigeren  Staaten  gesondert 
zu  verfolgen. 

Von  den  preußischen  Gerichten  wird  die  religiöse  Kinder- 
erziehung einhellig  als  eine  Angelegenheit  des  Privatrechts 
betrachtet,  und  das  anzuwendende  Gesetz  demgemäß  dem  Per- 
sonalstatut entnommen.  Das  Personalstatut  selbst  allerdings 
wurde  bis  zum  Inkraftreten  des  BGB,  in  verschiedenen  Teilen 
Preußens  verschieden,  bald  durch  die  Staatsangehörigkeit,  bald 
durch  den  Wohnsitz  bezeichnet,  und  so  hat  man  auch  für  die  reli- 


1)  Ztsch.  10,  54 ;  16,  304. 
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giose  Erziehung  in  Rheinpreußeii  das  Recht  des  Heimatstaates 
der  Familie  zugrunde  gelegt  ^),  im  Bereich  der  Kollisionsnormen 
des  preußischen  Landrechts  und  des  gemeinen  Rechts  aber  regel- 
mäßig die  Gesetze  des  Wohnorts  zum  Ausgangspunkt  genommen.  ^) 
Immerhin  fehlt  es  selbst  hier  nicht  an  gelegentlicher  Anwendung 
der  heimatlichen  Gesetze^),  und  seit  dem  1.  1.  00  verweist 
die  Rechtsprechung  übereinstimmend  auf  Art.  19  EG  z.  BGB, 
wonach  das  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Eltern  und  ehelichen 
Kindern  den  Gesetzen  des  Staats  unterworfen  sei,  dem  der  Er- 
ziehungsberechtigte angehört*).  In  der  Begründung  allerdings, 
welche  für  die  Anwendung  dieser  Gesetze  geltend  gemacht 
wird,  fehlt  es  nicht  an  leisen  Schwankungen.  Ein  Beschluß 
des  Oberlandesgerichts  Frankfurt  vom  18.  10.  1894  erklärt  „die 
Rechtsnormen  über  die  Erziehung  minderjähriger  Kinder  nach 
dem  Tode  des  Vaters  sind  ein  Teil  des  Vormundschaftsrechts. 
Ist  eine  Vormundschaft  an  einem  Orte  nach  den  Gesetzen  dieses 
Orts  zu  Recht  eingeleitet,  so  ergreift  das  daselbst  geltende 
Vormundschaftsrecht  die  gesamten  Rechtsbeziehungen  des  Mündels" 
und  damit  auch  dessen  religiöse  Erziehung;  die  Rücksicht  auf 
die  Führung  der  Obervormundschaft  im  Lande  soll  es  also  sein, 
welche  die  inländischen  Gesetze  über  religiöse  Erziehung  zur 
Geltung  gelangen  läßt.  Das  Kammergericht  dagegen  betont 
die  Stellung  des  Erziehungsberechtigten  und  erklärt  demgemäß 
in  einer  Reihe  von  Beschlüssen^)  das  preußische  Recht  auf 
ausländische  Familien  für  unanwendbar,  auch  wenn  über  die 
Kinder  eine  Vormundschaft  in  Preußen  geführt  wurde. 

1)  KG  29.  7.  1898,  Ztsch.  10,  54. 

2)  OLG  Frankfurt  10.  12.  1883  bei  Schmidt,  452;  18.  10.  1894 
Jahrb.  f.  Entsch.  d.  KG  14,  434;  KG  23.  11.  05  und  5.  4.  06,  Ztsch.  16,  312 
u.  320.  Vgl.  auch  die  Regierungen  Liegnitz  und  Frankfurt  a.  0.  bei 
Schmidt y  448 3.  Die  beiden  letztgenannten  Beschlüsse  des  KG  sprechen 
hier  wenig  geeignet  von  einer  Geltung  des  „  Territorialitätsprinz  ips"  nach  dem 
früheren  Recht  Preußens,  da  doch  Wohnsitzrecht  in  seiner  Eigenschaft  als 
Personalstatut  zur  Anwendung  gelangen  sollte. 

3)  Regierung  Merseburg  3.  10. 1860  bei  Schmidt,  448 3;  LG  Hildes- 
heim 6.  12. 1888,  ebenda  61 ». 

*)  KG  26.  7.  04,  18.  1.  06,  5.  4.  06,  vgl.  auch  23.  11.  05,  Ztsch.  15,  325; 
16,  304,  320,  312. 

5)  29.  7.  1898;  26.  7.  04;  18.  1.  06;  5.  4:  06. 
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Ganz  anders  in  Bayern.  Zwar  hatte  die  ältere  Ministerial- 
praxis  auch  hier  an  der  Geltung  der  zweiten  Yerfassungsbeilage 
für  Inländer  und  nur  für  diese  festgehalten  ^),  der  Verwaltungs- 
gerichtshof indessen  hat,  seitdem  er  die  Rechtsprechung  über 
religiöse  Eindererziehung  an  sich  genommen,  seinen  Ent- 
scheidungen gleichmäßig  ein  „Territorialprinzip"  zugrunde  ge- 
legt^). Die  erste  dieser  Entscheidungen  argumentiert  noch 
etwas  zaghaft :  es  handle  sich  bei  der  Bestimmung  der  religiösen 
Erziehung  durch  die  Eltern  nicht  um  ein  politisches  oder  staats- 
bürgerliches, sondern  um  ein  Privatrecht  der  Eltern,  die  bayrische 
Verfassung  aber  stelle  Fremde  und  Bayern  für  das  Privatrecht 
grundsätzlich  gleich,  für  die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches 
werde  diese  Gleichberechtigung  auch  durch  Art.  3  der  Reichs- 
verfassung vorgeschrieben ;  und  überdies  hätten  die  Vorschriften 
der  bayrischen  Verfassung  über  Religionsübung  nach  den  Worten 
der  Verfassungsurkunde  und  des  Religionsedikts  für  alle  „Ein- 
wohner" des  Königreichs  zu  gelten.  Gleich  die  nächste  der 
angeführten  Entscheidungen  aber  erklärt  ohne  Umschweif  „mit 
der  Wohnsitznahme  einer  Person  in  einem  fremden  Staatsgebiet 
tritt  dieselbe  vermöge  des  Prinzips  der  Territorialgewalt  in  die 
Rechtssphäre  des  betr.  Staates  ein,  nimmt  abgesehen  von  be- 
sonderen staatsbürgerlichen  Verhältnissen  an  der  Gemeinschaft 
der  dortigen  öffentlichen  Rechtsordnung  Anteil"  —  woneben 
allerdings  auch  die  beiden  anderen  Beweisgründe  von  der 
fremdenrechtlichen  Gleichstellung  der  Inländer  und  Ausländer 
und  von  dem  Wortlaut  der  Verfassungsbestimmungen  sich  ge- 
legentlich wiederholen.  Die  bayrische  Literatur  hat  sich  dieser 
Rechtsprechung  vorbehaltlos  angeschlossen.*^)  v.  Seydel  bringt 

1)  Entschließungen  des  Ministeriums  des  Inneren  vom  20. 1.  1843,  des 
Ministeriums  des  Inneren  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  vom 
29.  10.  1857  und  17.2.1871  bei  Günther,  Amtshandbuch  für  die  prote- 
stantischen Geistlichen  des  Königreichs  Bayern,  neue  Aufl.  29,  31,  32. 

2)  Entscheidungen  vom   18.  4.  1884,  27.  5.  1887  (abweichend  hier  noch 
die  erste  Instanz),   19.  6.  1889,   21.  1.  1891,   17.  3.  1897   Sammlung  ö,  179; 
9,  19;  11,  433;  12,   449;  18,   227.     Ebenso   eine   nicht  veröffentBAtft : 
Scheidung  vom  11.  4.  1894. 

3)  V.  Seydel,  Staatsrecht'-^  3,  501 28;  Krais,  Handh 
Verwaltung 3   1,    343;   Reger-Byroff ,    Verwaltung 
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die  Abgrenzung  mit  der  Gebietshoheit  in  Verbindung,  nnd 
Oertmann  fügt  bei,  daß  daran  auch  durch  die  Einführung 
des  Staatsangehörigkeitsprinzips  in  das  internationale  Privat- 
recht des  BGB  nichts  geändert  worden  sei,  denn  für  die  dem 
Landesrecht  vorbehaltenen  Materien  dürften  auch  selbständige 
Kollisionsnormen  aufgestellt  werden. 

Erklärt  sich  der  Unterschied  der  preußischen  und  der 
bayrischen  Rechtsprechung  aus  dem  Umstand,  daß  der  polizei- 
liche Charakter  solcher  Zwangsvorschriften  über  das  Bekenntnis 
der  Kinder  in  Preußen  mehr  verschleiert,  in  Bayern  unverhüllt 
zutage  tritt,  so  versagt  diese  Erklärung  gegenüber  der  Rechts- 
anwendung im  Königreich  Sachsen,  dessen  Gesetze  den  polizei- 
lichen Charakter  gleichfalls  nachdrücklich  aufgeprägt  besitzen 
und  dennoch  von  der  Praxis  personal  angewendet  werden.  Das 
sächsische  Recht  gilt  für  sächsische  Staatsangehörige,  auch 
dann,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Ausland  haben  ^).  Auf  Aus- 
länder aber  gelangen  die  sächsischen  Vorschriften  regelmäßig 
nicht  zur  Anwendung^)  —  nach  Kloss^)^  weil  sie  als  Durch- 
brechung der  verfassungsmäßig  gewährleisteten  Gewissensfreiheit 
engste  Auslegung  zu  finden  hätten.  Ja  selbst  die  Vorschrift 
über  Wohnsitzwechsel,  die  oben  mitgeteilt  wurde,  wonach  bei 
einer  im  Lauf  der  Ehe  erfolgenden  Verlegung  des  Wohnsitzes 
nach  Sachsen   die  Gesetze  des  Eheschließungsortes  maßgebend 


Oertmann,  Bayrisches  Landesprivatrecht  (1903)  597;  Scherher ,  Recht- 
liche Stellung  der  Ausländer  in  Bayern  (1897)  60  u.  a. 

^)  Für  sächsische  Staatsangehörige,  die  ihren  ersten  Ehewohnsitz  außer 
Landes  haben  und  später  nach  Sachsen  ziehen,  vgl.  unten  S.  72  Anm.  1. 
Für  sächsische  Staatsangehörige,  die  ihren  Wohnsitz  später  außer  Landes 
nehmen,  Kreisdirektion  Budissin  bei  Schmidt,  448^.  Dagegen  sieht  auf 
den  Aufenthaltsort  der  Person  eine  Entscheidung  der  Kreisdirektion  Leipzig 
vom  29.4.1868,  Schmidt,  3112. 

2)  Note  des  sächsischen  Ministeriums  des  Aeußeren  vom  13.  1.  1890, 
mitgeteilt  in  der  oben  S.  67  Anm.  2  angeführten  Entscheidung  des  öster- 
reichischen Verwaltungsgerichtshofs ;  Stadtrat  Dresden  14.  11.  1887,  Erlaß  des 
Kultusministeriums  vom  26. 6. 1888,  Kreisdirektion  Leipzig  (Kultusministerium) 
25.11.1870  bei  Schmidt,  4442,  3102,  3111.  Weitere  Entscheidungen 
unten  S.  72  Anm.  2.  Eine  Verfügung  der  Kreisdirektion  Leipzig  vom 
16.  7.  1869,  Schmidt,  328 2,  verweist  auf  den  Wohnsitz  außer  Landes. 

3)  Sächsisches  Landesprivatrecht  (1904)  299. 
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sein  sollten,  wird  schlecht  und  recht  diesem  Personalsystera  ein- 
verleibt. Die  Vorschrift  soll  nicht  Anwendung  finden  auf 
Sachsen,  die  ihren  ersten  Wohnsitz  in  der  Fremde  hatten  und 
sich  später  im  Königreich  niederlassen,  denn  für  Sachsen  gilt 
von  Anfang  an  sächsisches  Recht  ^).  Sie  soll  nach  manchen 
Entscheidungen  aber  auch  nicht  gelten  für  Ausländer,  die  ira 
Lauf  ihrer  Ehe  in  Sachsen  Wohnsitz  nehmen  und  dabei  Aus- 
länder bleiben  2),  während  in  anderen  Fällen  gleicher  Art  jener 
§9  allerdings  zur  Anwendung  gebracht  wurde  ^),  und  es  ver- 
bleibt so  als  unbestrittenes  Anwendungsgebiet  der  Bestimmung 
nur  der  Fall,  daß  ein  Ausländer,  vordem  mit  seiner  Familie 
auswärts  wohnhaft,  bei  seiner  Niederlassung  in  Sachsen  die 
sächsiche  Staatsangehörigkeit  erwirbt. 

Aus  Württemberg  ist  nur  eine  Entscheidung  bekannt  ge- 
worden, in  der  württembergisches  Recht  angewendet  wurde  auf 
Kinder,  die  zwar  ihren  Aufenthaltsort  auswärts,  aber  Staats- 
angehörigkeit und  W^ohnsitz  in  Württemberg  hatten.'*)  Für 
Baden  verweisen  Dorner  und  Seng^)  unter  der  Herrschaft 
des  neuen  Zivilrechts  auf  Artt.  19,  20  EG  z.  BGB,  ganz  ebenso 
wie  Kisch^)  für  Elsaß-Lothringen.  In  Sachsen-Weimar  erklärt 
ein  Schreiben  des  Staatsministeriums  vom  26.  10.  1889*) 
das  Recht   des   ersten  Ehewohnsitzes   für  verbindlich,    soweit 


^)  Kreisdirektion  Leipzig  29.  6.  1874  (Kaltnsministeriam),  Erlasse  des 
Kultusministeriams  11.  7.  1884,  6.  2.  1885,  8.  2.  1889,  Stadtrat  Dresden 
22.  7.  1887  bei  Schmidt,  3232,  3251,  3595.  3593  3202. 

2)  Erlaß  des  Kultusministeriums  vom  2.  8.  1877,  Schmidt,  3303; 
wohl  auch  Kultusministerium  28.  4.  1873,  13.  5.  1876,  4.  4.  1887,  Kreis- 
direktion Leipzig  26.  9.  1873,  Stadtrat  Dresden  11.  6.  1879  und  3.  12.  1888 
bei  Schmidt,  3302,  3301^  3291,  328*,  328^,  3292  Hierher  vermutlich 
auch  Kreisdirektion  Leipzig  27.4.  1886,  Schmidt,  320^ 

3)  Drei  Verfügungen  der  Kreisdirektion  Leipzig  vom  22.  5.  1867,  eine 
solche  vom  17.  9.  1869,  Schmidt,  326^,  327 *,  .3283,  3273  üeberein- 
stimmend  wohl  auch  Verfügungen  derselben  Behörde  vom  22.  1.  1858, 
16.  12.  1862,  20.  5.  1865  bei  Schmidt,  3262,  327 1,  326i. 

^)  Waisengericht  Stuttgart  19.  12.  1885  bei  Schmidt,  4541. 
^)  Badisches  Landesprivatrecht  (1906)  659.     Ebenso    schon  Dorne r 
Badisches  Ausführungsgesetz  zum  BGB  (1902)  16. 

®)  Elsaß-Lothringisches  Landesprivatrecht  (1905)  933. 
7)  Schmidt,  423. 
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nicht  zwingende  Gesetze  von  Sachsen- Weimar  entgegenstehen. 
Ein  Mecklenburg-Schwerinsches  Amtsgericht  ^)  wendet  mecklen- 
burgisches Recht  auf  Inländer  an,  auch  wenn  sie  im  Ausland 
ihren  Wohnsitz  haben.  In  Braunschweig  schließlich  hat  man 
die  früher  erwähnte  Vorschrift  des  Gesetzes  von  1867,  welche 
zuziehenden  Eheleuten  das  Recht  des  Eheschließungsortes  vor- 
behält, so  wenig  verallgemeinert  wie  in  Sachsen,  vielmehr  genau 
wie  dort  die  Bestimmung  selbst  in  ein  abweichendes  System 
aufgenommen  und  sie  mehrfach  nicht  angewandt,  wo  die  Zu- 
ziehenden Ausländer  waren  und  auch  bei  der  Niederlassung  in 
Braunschweig  geblieben  sind.^)  In  anderen  Fällen  allerdings 
hat  man  die  in  jenem  §  11  vorgeschriebene  Erklärung  auch  von 
Ausländern  verlangt  oder  doch  entgegengenommen,  die  im  Lande 
ihren  Wohnsitz  nehmen^),  Ausländer  im  Land  auch  sonst  der  Herr- 
schaft des  Wohnsitzes  unterworfen*)  und  es  hat  das  neue  Gesetz 
von  1902  —  aus  einer  Zeit,  in  der  für  das  Reich  privatrechtlich 
die  Staatsangehörigkeit  zur  Ordnung  der  persönlichen  Angelegen- 
heiten berufen  worden  war  —  bei  einer  Niederlassung  im  Land 
nach  Abschluß  der  Ehe  das  Recht  des  ersten  Ehewohnsitzes 
für  maßgebend  erklärt. 

Eingehendere  Mitteilungen  über  die  Rechtsanwendung  stehen 
auch  für  Oesterreich  zu  Gebote.  Zunächst  hat  hier  Kirch- 
lehn  er  ^)  den  Geltungsbereich  des  Gesetzes  vom  25.  5.  1868, 
dessen  erster  Abschnitt  die  religiöse  Erziehung  ordnet,  in  Er- 
örterung gezogen  und  sich  für  dessen  Anwendbarkeit  auch  auf 
Ausländer  ausgesprochen.     Wenn  die  üeberschrift  des  Gesetzes 


1)  Zwei  Schreiben  von  1888,  Schmidt,  4562. 

2}  Herzogliches  Konsistoriam  13.  3.  1869,  Stadtmagistrat  Holzminden 
in  Fällen  von  1870  und  1888  bei  Schmidt,  426 S  427. 

3)  Zwei  Erlasse  des  Herzogl.  Konsistoriums  vom  7.  2. 1888,  Schmidt, 
431 3  u.  ^  (bei  einem  dritten  Erlaß  vom  gleichen  Tage,  Schmidt,  431  ^ 
ist  die  Staatsangehörigkeit  nicht  mitgeteilt);  ein  FaU  in  Holzminden  1869, 
Schmidt,  427. 

*)  Der  zweite  der  angeführten  Erlasse  des  Konsistoriums  vom  7.  1.  1888 
(Schmidt,  431^)  verlangt  von  einem  Sachsen  in  Holzminden,  Dispensation 
von  den  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Braunschweig  nachzusuchen,  ohne 
allerdings  au!  seinem  Verlangen  zu  bestehen.   Vgl.  über  den  Fall  unten  S.  105. 

^)  Oesterreichische  Zeitschrift  für  Verwaltung  (1878)  11,  141 !. 
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nur  von  den  interkonfessionellen  Verhältnissen  der  „StaÄtsbürger" 
spreche,  so  sei  das  nicht  im  Sinn  einer  Beschränkung  auf  die 
Staatsangehörigen  gemeint;  auch  das  Staatsgrundgesetz  erkläre 
persönliche  Freiheit  und  Hausrecht  als  Rechte  der  Staatsbürger, 
und  doch  gelten  diese  Gesetze  auch  zugunsten  der  Ausländer. 
Eine  Verbindlichkeit  des  Gesetzes  von  1868  für  Ausländer 
stehe  jedenfalls  bei  den  späteren  Abschnitten,  den  Bestimmungen 
über  Gottesdienst,  Seelsorge,  Begräbnisse,  Feiertage  außer  Zweifel, 
für  den  zweiten  Abschnitt  des  Gesetzes,  Uebertritt  zu  einem 
andern  Bekenntnis,  werde  in  einer  Ministerialverordnung  von  1869 
die  Zuständigkeit  ausdrücklich  für  unabhängig  erklärt  von  der 
Staatsangehörigkeit  der  Beteiligten.  Auch  andere  Gesetze  wie 
dasjenige  über  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  von  1874 
§  35  stellen  auf  den  Wohnsitz  ab,  und  es  habe  denn  auch  die 
Praxis  das  Gesetz  von  1868  schon  mehrfach  auf  die  religiöse 
Erziehung  von  Kindern  ausländischer  Familien  angewendet. 
Verfasser  nennt  den  nicht  näher  mitgeteilten  Bescheid  einer 
Statthalterei  und  eine  Entscheidung  des  Kultusministeriums 
vom  7.  5.  1877 :  ein  Ausländer  hatte  sich  für  konfessionslos 
erklärt  und  beanspruchte  gleichen  Bekenntnisstand  für  seine 
Kinder;  die  ünterinstanzen  hatten  einer  solchen  Bekenntnisfolge 
auf  Grund  österreichischen  Rechts  die  Anerkennung  verweigert, 
und  das  Ministerium  nahm  von  einer  gleichen  Maßregel  nur 
deshalb  Abstand,  weil  der  Austritt  aus  dem  früheren  Bekenntnis 
noch  vor  der  Niederlassung  der  Familie  in  Oesterreich  erfolgt 
war.  Auch  Vesqtie  von  Püttlingen  erklärt  in  seinem  Hand- 
buch des  in  Oesterreich-Ungarn  geltenden  internationalen  Privat- 
rechts- S.  164  die  konfessionellen  Gesetze  Oesterreichs,  auch  die 
Vorschriften  über  die  Bestimmung  der  Religion  des  Kindes  durch 
die  Eltern,  für  anwendbar  auf  Inländer  und  Ausländer,  schreibt 
aber  freilich  S.  246  hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung  das 
Gegenteil,  da  die  Handlungsfähigkeit  des  Vaters  nach  den  Ge- 
setzen seines  Heimatlandes  zu  beurteilen  sei^).  Wo  nun  aber 
die  Praxis  sich  mit  der  Geltung  dieser  Vorschriften  für  Aus- 

1)  Für  Ungarn  soll  nach  S.  247  ebenda  dasselbe  gelten,  „msofern  .  . 
nicht  etwa  das  kirchliche  Recht  apodiktische  Vorschriften  den  in  Ungarn 
für  mehrere  Glaubensgenossenschaften  bestehenden  kirchlichen  Gerichten  vor- 
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länder  ex  professo  zu  befassen  hatte,  hat  sie  in  der  Folge 
einen  abweichenden  Standpunkt  eingenommen.  In  Wien  wohnende 
Preußen  jüdischen  Glaubens  wollten  ihre  Kinder  taufen  lassen: 
eine  Entscheidung  des  Kultusministeriums  vom  31.  3.  1881 
erklärt  dies  gegen  die  Meinung  der  Vorinstanzen  für  statthaft, 
wiewohl  es  nach  österreichischem  Recht  nicht  zulässig  sei;  es 
handle  sich  hier  um  einen  Ausfluß  der  „persönlichen  Fähigkeit" 
der  Eltern,  die  nach  §  37  BGB  dem  heimatlichen  Recht  unter- 
stehe^). Und  ebenso  hat  in  einem  schon  oben  S.  67  Anm.  2 
erwähnten  Erkenntnis  vom  13.  2.  1891  der  österreichische  Ver- 
waltungsgerichtshof entschieden  (in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Kultusministerium,  aber  wiederum  gegen  die  Vorinstanzen): 
„Das  religiöse  Bekenntnis  zählt  zu  jenen  Qualitäten  einer  Person, 
welche,  soweit  es  sich  um  das  weltliche  Rechtsgebiet  handelt, 
sowohl  in  privat-  als  in  staatsrechtlicher  Beziehung  für  die 
Rechtsfähigkeit  der  einzelnen  Person  von  Bedeutung  sind.  In 
dem  Bereich  der  staatlichen  Gesetzgebung  erscheint  .  .  das 
Religionsbekenntnis  nur  .  .  zu  dem  Zweck  einbezogen,  um  das 
Rechtsverhältnis  der  einzelnen  Religionsgesellschaften  zum  StaÄt 
und  gegeneinander  abzugrenzen.  Dieser  Bedeutung  des  Religions- 
bekenntnisses entspricht  es,  wenn  die  Entscheidung  konkreter 
Fälle  nach  dem  Prinzip  der  Staatsangehörigkeit  erfolgt,  welches 
in  den  §§  4  und  34  BGB  seine  Anerkennung  gefunden   hat" ; 


schreiben  sollte,  welche  Vorschriften  dann  auch  auf  Ausländer  angewendet 
werden  müßten.*  Durch  die  Eherechtsreform  des  Jahres  1894  ist  dieser  ganze 
Rechtszustand  in  Ungarn  geändert  worden. 

1)  Journal  8,  236.  Entsprechend  dem  Ort  der  Veröffentlichung  ist  die 
Entscheidung  weiteren  Kreisen  bekannt  geworden  und  wird  gebilligt  von 
v.Bar^  Theorie  und  Praxis  1,  533^,  da  es  sich  um  einen  Ausfluß  des 
elterlichen  Rechts  handle;  von  Fiore-Antoine,  droit  intern. privö,  weil 
bei  Ausländem  der  Staat  nicht  eingreifen  könne,  solange  innerhalb  der 
Familie  Einverständnis  bestehe;  von  Weiß,  traite  th^orique  et  pratigtie, 
4,  143,  weil  derlei  Gesetze  eine  Familienangelegenheit  betreuen,  denn  es  gelte 
dabei  nur,  ärgerliche  Auseinandersetzungen  innerhalb  der  Familie  abzu- 
schneiden. Dagegen  wird  die  Entscheidung  von  Protitchy  de  lapuissance 
paternelle  en  droit  int.  privd  (1892)  86  ff.  als  prinzipwidrig  getadelt,  es 
handle  sich  hier  um  die  öffentliche  Ordnung,  und  §  140  BGB  bezeichne  die 
Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  noch  ausdrücklich  als  „politisches", 
somit  als  ein  (territorial  geltendes)  Polizeigesetz. 
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überdies  sei  das  Gesetz  vom  25.  5.  1868  nur  zur  Regelung  der 
interkonfessionellen  Verhältnisse  der  „Staatsbürger"  erlassen, 
und  außerdem  werde  —  es  handelte  sich  im  gegebenen  Fall  um 
sächsische  Staatsangehörige  ~  den  Oesterreichern  in  Sachsen 
Gegenseitigkeit  gewährt. 

Endlich  die  Literatur,  die  sich  unabhängig  von  einer  be- 
stimmten Rechtsordnung  äußert.  Was  zunächt  Schmidt  angeht, 
dessen  Nachforschungen  nicht  wenige  der  vorstehend  benützten 
Materialien  zu  danken  sind,  so  erklärt  dieser  Schriftsteller  *)  alle 
die  deutschen  Landesgesetze,  die  von  konfessioneller  Erziehung 
handeln,  für  anwendbar  auf  Inländer  und  Ausländer;  wenn  be- 
hauptet werde,  daß  nach  der  neuesten  Rechtsentwicklung  nicht 
auf  den  Wohnsitz,  sondern  auf  die  Staatsangehörigkeit  ent- 
scheidendes Gewicht  zu  legen,  so  gelte  das  vielleicht  für  Rechts- 
fähigkeit und  Handlungsfähigkeit,  aber  nicht  für  das  Familien- 
recht, das  hier  in  Frage  stehe,  und  jedenfalls  sei  die  neueste 
Rechtsentwicklung  nicht  zu  berücksichtigen  bei  der  Auslegung 
von  Gesetzen,  die  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts 
erlassen  worden  sind.  Auch  der  andere  der  Schriftsteller,  welche 
die  religiöse  Erziehung  rechtsvergleichend  behandelt  haben, 
Geiger  (S.  127  ff.)  erklärt  —  wiewohl  inzwischen  das  EG  z.  BGB 
in  Kraft  getreten  war  —  den  Wohnsitz,  nicht  die  Staatsan- 
gehörigkeit für  maßgebend ;  er  beruft  sich  auf  einen  entsprechen- 
den Beschluß  des  Berliner  Landgerichts  I  über  den  Geltungs- 
bereich der  Vorschriften  über  Austritt  aus  der  Kirche,  auf  die 
Rechtsprechung  des  bayrischen  Verwaltungsgerichtshofes,  Aeuße- 
rungen  der  Literatur,  und  es  folge  dies  Ergebnis  für  Angehörige 
anderer  deutscher  Bundesstaaten  auch  aus  der  Gleichstellung  der 
Reichsangehörigen,  welche  Art.  3  der  Reichsverfassung  vorschreibe. 

Unter  den  Vertretern  des  internationalen  Privatrechts  hat 
V,  Bar  sich  für  die  Anwendung  des  Personalstatuts  der  Eltern 
ausgesprochen,  weil  es  sich  auch  bei  der  Bestimmung  des 
Glaubensbekenntnisses  der  Kinder  um  Erziehung  handle  ^)  \  ühei- 
einstimmend  ^öÄm*^).     Auch  Weiss^)  behandelt  die  religiöse 

ij  6.  441  ff.  1890  geschrieben. 

2)  Theorie  und  Praxis  1,  533;  Lehrbuch  85. 

^)  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  58. 

•*)  Tratte  theorique  et  pratique  4,  142  ff. 
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Erziehung  als  Ausfluß  der  väterlichen  Gewalt  und  damit  als 
Angelegenheit  des  Heiniatstaates ;  das  sei  auch  nicht  anders 
bei  Zwangsvorschriften  wie  jener  österreichischen,  welche  bei 
einer  Mischehe  die  Kinder  nach  dem  Geschlecht  teilt,  sie  be- 
zwecken lediglich,  ärgerliche  Auseinandersetzungen  innerhalb 
der  Familie  abzuschneiden,  Gewissensfreiheit  und  öffentliche 
Ordnung  seien  dabei  nicht  im  Spiel.  Für  Fiore^)  sind  diese 
Dinge  als  Ausfluß  der  väterlichen  Gewalt  zunächst  ebenfalls 
dem  Personalstatut  unterworfen;  indessen  wenn  der  Heimat- 
staat die  Erziehungsfreiheit  beschränke  wie  in  Oesterreich,  so 
handle  es  sich  dabei  um  politische  und  Polizeigesetze,  welche 
über  die  Grenzen  dieses  Staates  nicht  hinaüswirken  könnten, 
und  wenn  solche  beschränkende  Vorscliriften  im  Aufenthalts- 
staat bestünden,  so  ergreifen  sie  als  Polizeigesetze  auch  den 
Ausländer;  nur  freilich,  bestehe  innerhalb  der  ausländischen 
Familie  im  Inland  Uebereinstimmung  über  die  Art  der  religiösen 
Erziehung,  so  könne  das  inländische  Recht  dem  nicht  entgegen- 
treten. Schließlich  Protitch^  der  in  einer  sehr  verständigen 
Pariser  Dissertation  über  die  väterliche  Gewalt  im  inter- 
nationalen Privatrecht  auf  die  Frage  zu  sprechen  kommt-): 
der  Inhalt  der  Erziehungsgewalt  und  damit  auch  die  religiöse 
Erziehung  stehen  zunächst  allerdings  unter  den  heimatlichen 
(iesetzen;  wo  immer  aber  besondere  Vorschriften  über  die 
religiöse  Erziehung  erlassen  sind,  da  handelt  es  sich  um  Staats- 
kirchenrecht, um  politische  Gesetze,  bestimmt,  den  religiösen 
Frieden  im  Staat  aufrechtzuerhalten,  und  es  gelten  darum  solche 
(iesetze  qicht  über  die  Staatsgrenzen  hinaus,  ergreifen  ihrerseits 
aber  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Ordnung  auch  Ausländer 
die  im  Lande  wohnen,  ohne  daß  eine  Durchbrechung  dieses 
Satzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

So  gewähren  also  Theorie  und  Praxis  in  buntem  Wechsel 
den  Zwangsvorschriften  des  Inlands  bald  personale,  bald  terri- 
toriale Begrenzung.  Was  aber  soll  gelten,  wenn  nacli  Maßgabe 
dieser  Abgrenzung  die  Gesetze  des  Inlandes  keine  Anwendung 


^)  Fiore-Antoine,  droit  int.  prind  2,  126  ff. 
2)  a.  a.  0.  80  ff. 
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finden;  für  Ausländer  im  Inland  insbesondere,  wenn  das  In- 
landsrecht nur  für  die  eigenen  Staatsangehörigen  gilt?  Die 
vorgenannten  Schriftsteller,  die  Praxis  in  Preußen,  in  Oester- 
reich  formulieren  hier  anstandslos  eine  Kollisionsnorm  nach 
Art  der  im  internationalen  Zivilrecht  üblichen:  die  religiöse 
Kindererziehung  steht  unter  Heiraatrecht,  für  Ausländer  somit 
unter  ausländischem  Recht,  und  es  trägt  die  Praxis  dieser 
Staaten  auch  kein  Bedenken,  Zwangsvorschriften  der  fremden 
Gesetze  im  Inland  zur  Durchführung  zu  bringen,  selbst  da,  wo 
das  eigene  Recht  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  keinen 
Zwang  vorsieht^).  Im  Königreich  Sachsen  gilt  diese  Folgerung 
mindestens  nicht  als  selbstverständlich.  Zeigt  eine  Musterung 
des  für  Sachsen  besonders  reichhaltigen  Materials,  daß  die  Aus- 
ländereigenschaft der  Beteiligten  hier  regelmäßig  nur  dann  in 
Betracht  gezogen  wird,  wenn  eine  Freiheit  von  Zwangsvorschriften 
des  sächsischen  Rechts  begründet  werden  soll,  so  gehen  eine 
Anzahl  Entscheidungen  soweit,  auszusprechen,  die  Beteiligten 
sind  Ausländer  und  eben  deshalb  frei  von  Beschränkungen ; 
nicht  Anwendung  ausländischen  Rechts,  sondern  Entbindung 
von  jedem  staatlichem  Zwang  in  Glaubenssachen  soll  die  Un- 
anwendbarkeit  der  sächsischen  Gesetze  zur  Folge  haben  ^). 

Eine  kritische  Stellungnahme  nun  zu  der  Frage,  ob  derlei 
Vorschriften  persönliche  oder  territoriale  Herrschaft  zukomme, 
ist  ziemlich  gleichbedeutend  mit  der  Entscheidung,  ob  es  sich 
hier  um  Privatrecht  oder  um  öffentliches  Recht  handelt.  Es 
wurde   oben   versucht,   nachzuweisen,    daß  Zwangsvorschriften 


^)  Vgl.  für  Oesterreich  oben  S.  67 ;  !ar  Preußen  Bekanntmachung  der 
Regierung  Merseburg  3.  10.  1860  bei  Schmidt,  448 3;  auch  die  Beschlüsse 
des  KG  vom  29.  7.  1898,  26.  7.  04,  18.  1.  und  5.  4.  06  Ztsch.  10,  54;  15,  325; 
16,  304  u.  320  verweisen  ohne  Einschränkung  auf  die  Anwendung  auslän- 
dischen Rechts. 

^)  Kreisdirektion  Leipzig  nach  Entscheid  des  Kultusministeriums 
25.  11.  1870,  Erlasse  des  Kultusministeriums  28.  4.  1873,  13.  ö.  1876,  2.  8. 1877 
bei  Schmidt,  311 S  330^  330^  330».  Vgl.  auch  Schmidt  selbst  325. 
Mit  diesen  Schwankungen  dürfte  es  auch  zusammenhängen,  wenn  —  Kloß, 
Sächsisches  Landesprivatrecht  304^  —  noch  die  neueste  Ministerialprazis 
darüber  schwankt,  ob  bei  Ausländem  Verträge  über  religiöse  Erziehung 
anerkannt  werden  sollen. 
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aber  religiöse  Erziebnng  nicht  unmittelbar  das  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  Erziehungsberechtigten  und  Zögling,  sondern 
ein  präjudizielles  Verhältnis  zwischen  dem  Erziehungsberech- 
tigten (oder  Zögling)  und  dem  Staat  zum  Inhalt  haben,  daß  sie 
Staatskirchenrecht,  nicht  Privatrecht  bedeuten.  Ist  das  aber 
richtig,  so  entfällt  die  wesentlichste  Stütze  für  eine  personale 
Begrenzung,  denn  eine  Angelegenheit  der  elterlichen  oder  vor- 
mundschaftlichen Gewalt,  wie  sie  das  internationale  Zivilrecht 
dem  Heimatstaat  zuweist,  ist  dann  nicht  mehr  in  Frage.^)  Auf 
dem  Boden  des  öffentlichen  Rechts  aber  kann  eine  Personalität 
der  Gesetze  über  religiöse  Erziehung  nicht  wohl  vertreten 
werden.  Sie  versagt  für  Inländer  im  Ausland,  denn  es  mangeln 
dem  Staat  regelmäßig  alle  Machtmittel,  seinen  Willen  jenseits 
der  Grenzen  zur  Durchsetzung  zu  bringen,  und  er  kann  nicht 
darauf  zählen,  daß  das  fremde  Land  von  sich  aus  die  Ver- 
pflichtung eines  Ausländers  gegen  seinen  Heimatstaat  erzwänge. 
Für  den  Ausländer  im  Inland  aber  ergibt  sich  bei  einer  personalen 
Anwendung  dieser  Gesetze  eine  empfindliche  Lücke.    Die  Vor- 


1)  Was  sonst  für  eine  personale  Abgrenzung  jener  Vorschriften  vor- 
gebracht wurde,  ist  von  sehr  geringer  Erheblichkeit.  Man  hat  versucht,  sie 
deshalb  zur  Familiensache  zu  stempeln,  weil  ihr  einziger  Zweck  sei,  Un- 
frieden in  der  Familie  zu  yerhflten;  und  doch  verlangen  sie  Geltung,  auch 
wenn  die  sämtlichen  Familienmitglieder  übereinstimmend  dne  Abweichung 
vom  Gesetz  wünschen.  Der  österreichische  Verwaltungsgerichtshof  will  auf 
die  Staatsangehörigkeit  sehen,  weil  die  ^Rechtsfähigkeit"  auch  in  staatlicher 
Beziehung  unter  den  heimatlichen  Gesetzen  stehe;  indessen,  die  Verwechslung 
Ton  Rechtsfähigkeit  und  Handlungsfähigkeit  bei  Seite,  daß  es  eine  persön- 
liche Fähigkeit  gäbe,  die  auch  im  öffentlichen  Recht  den  heimatlichen  Ge- 
seteen  unterstellt  wäre,  beruht  auf  einer  Verkennung  des  öffentlichen  Rechts, 
Ton  der  an  anderer  Stelle  noch  su  reden  sein  wird.  Und  wenn  das  Erkennt- 
nis annimmt,  dem  Zweck  solcher  Gesetze,  das  Rechtsverhältnis  der  einzelnen 
Beligionsgesellschaften  zum  Staat  und  gegeneinander  abzugrenzen,  entspreche 
es,  wenn  die  Entscheidung  nach  dem  Prinzip  der  Staatsangehörigkeit  erfolge, 
80  beschränkt  sich  das  auf  die  Behauptung.  Die  Feststellung  desselben 
Urteiis,  dafi  es  sich  im  gegebenen  Fftll  um  den  Angehörigen  eines  Staates 
bandle,  der  anch  seinerseits  über  religiöse  Erziehung  nach  Staatsangehörig- 
keit entscheide,  ist  bedeutungslos.  Und  der  Hinweis  auf  den  Umstand,  daß 
das  einschlägige  österreichische  Gesetz  nach  seinem  Wortlaut  sich  nur  auf 
die  ,8tiM^bürger'  besiehe,  war  schon  vorher  von  Kirchlehne r  widerlegt 
worden. 
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Schriften  über  religiöse  Erziehung  gründen  sich  vornehmlich 
auf  das  Interesse  des  Staats,  den  Frieden  unter  den  ver- 
schiedenen Bekenntnissen  im  Land  zu  bewahren,  zuweilen 
auch  auf  sein  Interesse  an  der  Kirchentreue  der  Bevölkerung 
oder  auch  an  der  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Bekenntnis. 
Nach  allen  diesen  Richtungen  aber  hat  er  dasselbe  Interesse 
an  Inländern  und  Ausländern  im  Staate,  auch  Ausländer,  die 
im  Inland  wohnen,  sind  Mitglieder  der  Glaubensgesellschaften 
des  Inlands.  Nun  bliebe  ja  freilich  der  Hinweis,  daß  die 
religiösen  Verhältnisse  ausländischer  Familien  im  Inland  nicht 
notwendig  der  rechtlichen  Ordnung  entbehren  müßten,  vielmehr 
eben  darum  auf  sie  das  Recht  des  Heimatstaates  angewendet 
werden  solle.  Indessen  vergegenwärtige  man  sich  die  Be- 
deutung solcher  Anwendung  der  fremden  Gesetze.  Es  ist  nicht 
wie  im  internationalen  Zivilrecht,  wo  die  Anwendung  fremder 
Gesetze  ein  Rechtsverhältnis  derjenigen  Rechtsordnung  unterstellt, 
der  es  innerlich  zugehört.  Wenn  ein  Staat  in  den  Bekenntnis- 
stand einer  ausländischen  Familie  von  sich  aus  mit  Zwang  ein- 
greift, so  erklärt  er  damit  ein  eigenes  Interesse  an  diesem 
Bekenntnisstand;  er  begi'ündet  ein  öffentlichrechtliches  Ver- 
pflichtungsverhältnis der  Familie  sich  gegenüber  und  bemißt 
nur  den  Inhalt  der  Verbindlichkeit  nach  einer  Ordnung,  die  er  in 
fremdem  Recht  vorfindet.^)  Die  gleichartige  Verpflichtung,  sich 
bei  der  religiösen  Erziehung  staatlichen  Eingriffen  zu  fügen, 
legt  er  allen  Einwohnern  im  Land  auf,  aber  er  gebraucht  zweierlei 
Maßstab,  das  eigene  Recht  für  die  eigenen  Staatsangehörigen, 
für  die  Fremden  die  fremden  Gesetze.  Nun  soll  es  gar  nicht 
weiter  betont  werden,  daß  solche  Vorschriften  über  Bekenntnis- 
zwang sehr  empfindlicher  Natur  sind,  daß  das  Mindestmaß  von 
Zwang,  wie  es  im  Staat  zugunsten  der  Kirche  geübt  wird,  von 
dem  anzuwendenden  fremden  Recht  nicht  stark  unterboten 
werden  darf,  sollen  die  kirchlichen  Interessen  des  Landes  sich 
nicht  gefährdet  fühlen,  und  daß  insbesondere  sein  Höchstmaß 
nur  wenig  überschritten  werden  darf,  um  als  Bedrohung  der 
Gewissensfreiheit  Aergernis  zu  erregen  —  schon  die  Duplizität 

1)  Vgl.  einstweUen  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissen^ 
Schaft  23,  457. 
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des  Maßstabs  der  gleichen  Verpflichtung  ist  anstößig  und  ent- 
behrt der  inneren  Begründung.  Es  darf  aber  auch  nicht  über- 
sehen werden,  daß  die  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung 
nur  einen  Ausschnitt  aus  der  Gesamtheit  staatlicher  Vorschriften 
über  das  Glaubensbekenntnis  bilden,  die  ihrerseits  eine  unzweifel- 
haft räumliche  Geltung  besitzen,  und  gleich  der  nächste  Schritt 
weiter  bringt  die  preußische,  sächsische,  österreichische  Praxis 
in  Widerspruch  mit  sich  selbst,  wenn  sie  sich  genötigt  sieht, 
die  inländischen  Vorschriften  für  eine  Glaubensänderung  der 
Erwachsenen  auch  auf  Ausländer  im  Inland  zur  Anwendung 
zu  bringen,  üebt  der  Staat  Religionspolizei,  so  übt  er  sie  wie 
alle  Polizei  einheitlich  über  die  ganze  Bevölkerung;  auch  die 
Vorschriften  über  religiöse  Kindererziehung  müssen  territoriale 
Geltung  besitzen. 

5.   Die  maßgebende  räumliche  Anknüpfung. 

Sind  es  sonach  räumliche,  nicht  persönliche  Unterwerfungs- 
gTünde,  welche  die  Zuständigkeit  zu  Eingriffen  in  die  religiöse 
Erziehung  begründen,  so  bedarf  es  immer  noch  einer  genaueren 
Feststellung,  welcher  Art  die  räumlichen  Anknüpfungen  sein 
müssen,  um  eine  Unterworfenheit  unter  die  örtliche  Staatsgewalt 
mit  sich  zu  bringen.  Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Feststellung 
ergibt  sich  insbesondere  gegenüber  einem  Argument,  das  der  bay- 
rische Verwaltungsgerichtshof  gern  verwertet,  die  Territorialität 
der  bayrischen  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  darzutun, 
und  das  auch  bei  Geiger  Aufnahme  gefunden  hat:  daß  schon  die 
bayrische  Verfassung  die  Gleichheit  der  Inländer  und  Ausländer 
vor  dem  Gesetz  festgestellt  habe,  und  daß  diese  Gleichstellung 
für  Angehörige  anderer  deutscher  Bundesstaaten  durch  die  Reichs- 
verfassung noch  besonders  gewährleistet  sei.  Die  Dinge  liegen 
hier  genau  wie  bei  den  Zwangsvorschriften  über  den  Austritt  aus 
der  Kirche,  deren  Anwendbarkeit  auf  Ausländer  ein  Berliner 
Urteil  mit  denselben  Gründen  vertreten  hat:  die  Gleichstellung 
der  Inländer  und  Ausländer  räumt  ein  denkbares,  aber  freilich 
imaginäres  und  von  niemand  behauptetes  Hindernis  aus  dem 
Wege,  daß  etwa  Ausländer  keinen  Vorteil  aus  den  Rechtsein- 
richtungen des  Inlands  ziehen  dürften  und  deshalb  auch  von 
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seinen  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  ausgeschlossen 
wären.  Aber  sie  besagt  nichts  über  die  Grenzen  der  staatlichen 
Zuständigkeit  zu  solchen  Eingriffen.  Wenn  Inländer  und  Aus- 
länder vor  den  Bekenntnisvorschriften  der  bayrischen  Verfassung 
gleichstehen,  so  kann  das  nicht  heißen,  daß  diese  bayrischen 
Bestimmungen  nunmehr  unterschiedslos  für  Inländer  und  Aus- 
länder gelten  wollen,  auch  für  französische  Familien  in  Frank- 
reich ;  sondern  es  bedarf  offensichtlich  neben  der  fremdenrecht- 
lichen Gleichstellung  noch  einer  besonderen  Verbindung  mit 
Bayern,  um  dessen  Gesetze  zur  Anwendung  gelangen  zu  lassen. 

Derartige  räumliche  Anknüpfungen  sind  denn  auch  schon 
mancherlei  versucht  worden.  Die  früher  erwähnten  Gesetze 
von  Sachsen  und  Braunschweig,  gelegentlich  auch  die  Praxis  ^), 
haben  auf  das  Recht  des  Eheschließungsortes  verwiesen ;  und  doch 
ist  die  Wahl  des  Eheschließungsortes  eine  Zufälligkeit,  der  eine 
innere  Verbindung  mit  dem  zu  regelnden  Sachverhalt  mangelt, 
sofern  der  Ort  der  Eheschließung  nicht  gleichzeitig  als  Wohn- 
sitz der  Ehegatten  in  Betracht  kommt.  Da  und  dort  hat  man  auf 
den  Geburtsort  der  Kinder  sehen  wollen,  um  das  anwendbare  Ge- 
setz zu  bestimmen  ^) ;  aber  auch  hier  bedeutet  der  Ort  der  Geburt 
eine  Zufälligkeit,  die  des  Zusammenhangs  mit  den  Vorschriften 
über  religiöse  Erziehung  entbehrt,  sofern  an  diesem  Ort  nicht 
der  Wohnsitz  der  Beteiligten  begründet  war. 

In  der  Tat,  es  ist  der  Wohnsitz  der  Beteiligten,  an  den 
ganz  regelmäßig  gedacht  wird,  wo  man  eine  territoriale  Be- 
grenzung der  Gesetze  über  religiöse  Erziehung  für  richtig  er- 
klärt, die  Beziehung,  die  tatsächlich  die  entscheidende  ist,  das 
Eingreifen  der  Staatsgewalt  auszulösen.  Nur  kommt  dabei  nicht 
die  persönliche  Seite  des  Wohnsitzes  in  Frage,  seine  Eigen- 

1)  LG  Limburg  16.  2.  1885  (Schmidt,  4542)  läßt  unentschieden,  ob 
der  letzte  Wohnsitz  des  verstorbenen  Vaters  oder  das  Recht  des  Ehe- 
schließungsortes  das  maßgebende  Recht  bestimme. 

2)  LG  Hanau  14.  9.  1889  (Schmidt,  455 1)  läßt  offen,  ob  der  gegen- 
wärtige Wohnsitz,  der  erste  Ehewohnsitz  oder  der  Geburtsort  der  einzelnen 
Kinder  den  Ausschlag  zu  geben  habe.  Der  bayrische  Verwaltungsgerichts- 
hof 15.  2.  1884  (Samml.  5,  138)  schwankt  zwischen  dem  Ort,  an  dem  ein 
uneheliches  Kind  geboren  und  in  Pflege,  und  dem  gegenwärtigen  Wohnsitz 
der  Mutter. 
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Schaft,  primär  oder  subsidiär  das  Personalstatut  zu  bestimmen; 
denn  handelt  es  sich  bei  der  Zwangsordnung  der  religiösen  Er- 
ziehung nicht  um  Familiensachen,  nicht  um  Privatrecht,  so  ist 
auch  einer  Verwendung  des  Personalstatuts  der  Boden  entzogen  ^). 
Sondern  es  ist  die  räumliche  Seite  des  Wohnsitzes,  der  Ort,  der 
den  Mittelpunkt  des  bürgerlichen  Lebens  einer  Person  bedeutet, 
in  dessen  öffentliche  Anschauungen  sie  sich  einfügen  muß,  der 
Ort  insbesondere  auch,  durch  dessen  Vermittlung  jemand  in  das 
religiöse  Leben  des  Staats  eingeführt  wird.  Wer  im  Staat  wohnt, 
ist  seinen  Gesetzen  über  religiöse  Erziehung  unterworfen. 

Die  Folgen  einer  Veränderung  des  Wohnsitzes,  ein  Aus- 
einanderfallen des  ersten  Ehewohnsitzes,  des  Wohnsitzes  zur 
Zeit  der  Geburt  der  Kinder,  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  des  staat- 
lichen Eingriffes  in  den  Bekenntnisstand  können  zunächst  noch  un- 
erörtert  bleiben.  Eine  offene  Frage  dagegen  ist  hier  noch  die: 
hat  der  Staat  Zwangsrechte  nur  über  diejenigen  Personen,  die 
im  Staatsgebiet  ihren  Wohnsitz  haben,  oder  darüber  hinaus? 
Vorübergehend  Anwesende  werden  dabei  ohne  weiters  auszu- 
scheiden sein,  sie  treten  nicht  in  organische  Beziehungen  zu  dem 
kirchlichen  Leben  des  Inlands,  und  es  setzt  der  Begriff  der 
Erziehung  schon  seiner  Natur  nach  die  Möglichkeit  einer  länger 
dauernden  Einwirkung  auf  den  Zögling  voraus.  Bei  längerem  Auf- 
enthalt allerdings  an  einem  Ort,  der  verschieden  vom  Wohnsitz  ist, 
zumal  bei  dem  praktisch  wichtigsten  Falle,  daß  ein  Kind  fem 
von  dem  Wohnsitz  seiner  Eltern  (oder  dem  Sitz  der  Vormund- 
schaft) erzogen  wird,  liegen  die  Dinge  anders.  Die  sächsische 
Praxis  hat  in  derlei  Fällen  geschwankt'-^).    Der  bayrische  Ver- 


^)  Wäre  es  freiUch  die  Eigenschaft  als  Personalstatut,  welche  den 
Gesetzen  des  Wohnorts  in  deutschen  Partikularrechten  die  Herrschaft  über 
die  religiöse  Erziehung  verleiht}  so  würde  solche  Vorschriften  aach  der 
Umstand  nicht  vor  einem  Einbruch  des  reichsrechtUchen  Staatsangehörigkeits- 
prinzips schützen,  daß  es  sich  bei  der  reUgiösen  Erziehung  um  eine  „vor- 
behaltene Materie '^  handelt  (Oerttnann).  Denn  allgemeine  Kollisions- 
normen der  Partikularrechte,  wie  diejenige,  daß  das  Personalstatut  durch 
den  Wohnsitz  bestimmt  wird,  sind  durch  das  abweichende  Reichsrecht  durch- 
aus beseitigt  worden. 

^  Kreisdirektion  Leipzig  29.  4. 1868  (Schmidt,  311^  wendet  säch- 
sisches Recht  an   auf  ein  in  Leipzig  erzogenes  Kind  von  Eltern,  die  in 
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waltungsgerichtshof  erklärt  die  bayrischen  Behörden  für  zu- 
ständig, die  bayrischen  Gesetze  für  anwendbar  auf  eine  Doppel- 
waise, die,  in  Preußen  bevormundet,  in  einem  bayrischen 
Waisenhaus  Aufnahme  gefunden  hatte').  Schmidt  (S.  442, 445) 
will  bei  einem  Auseinanderfallen  des  Wohnsitzes  der  Eltern 
und  des  Aufenthaltsorts  der  Kinder  ausschließlich  die  Behörden 
des  Wohnsitzes  für  zuständig  erklären,  ausschließlich  das  dort 
geltende  Recht  zur  Anwendung  bringen,  soweit  die  Gesetze 
des  Aufenthaltsortes  nicht  absolut  zwingender  Natur  seien ;  nur 
bei  Waisen,  die  anderwärts  bevormundet  werden,  könne  „dar- 
über gestritten  werden",  ob  die  Gesetze  des  Orts  der  Vormund- 
schaft oder  des  Aufenthaltsortes  der  Kinder  zur  Anwendung 
zu  gelangen  hätten.  Auch  Geiger  (S.  128)  erklärt  in  solchem 
Fall  nur  den  gesetzlichen  Wohnsitz  der  Kindes  für  maßgebend. 
Und  doch  scheint  es  mir  nicht  möglich,  der  Fiktion,  welche 
den  Wohnsitz  der  Kinder  an  jenen  des  Erziehungsberechtigten 
knüpft,  hier  eine  derart  ausschließende  Bedeutung  einzuräumen. 
Die  religiöse  Erziehung  geht  in  Wirklichkeit  an  dem  Ort  vor 
sich,  wo  das  Kind  sich  zur  Pflege  befindet,  und  es  ist  nicht 
denkbar,  daß  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  der  Zu- 
ständigkeit ermangeln  sollten  gegenüber  einer  Erziehung,  die  im 
Gebiet  des  anordnenden  Staates  tatsächlich  stattfindet. 

Ja  es  könnte  sich  sogar  fragen,  ob  in  solchen  Fällen  auch 
nur  kumulativ  eine  Zuständigkeit  am  Wohnsitz  des  Erziehung- 
berechtigten  angenommen  werden  kann,  denn  die  oben  gegen 
eine  personale  Begrenzung  vorgebrachten  Bedenken:  daß  der 
anordnende  Staat  kein  Mittel  habe,  seinen  Willen  gegenüber 
dem  auswärts  befindlichen  Kinde  durchzusetzen,  gelten  auch  hier. 


Habana  wohnhaft  waren.  Ein  Erlaß  des  Rultasministerinms  Tom  26.  6.  1888 
(Schmidt y  3102)  verweist  für  ein  Kind  preußischer  und  in  Preußen 
.wohnender  Eltern,  das  in  Dresden  erzogen  wurde,  auf  die  Gesetze  des 
Heimatstaates.  In  einer  Verfügung  der  Kreisdirektion  Leipzig  16.  7.  1869 
(Schmidt,  328*^)  handelte  es  sich  um  das  Kind  eines  in  Preußen  domizi- 
lierten, in  Sachsen  Torübergehend  angestellten  Postbeamten,  und  es  wurde 
auf  das  Recht  des  Wohnsitzes  abgestellt. 

3)  Entscheidung  vom  21.  1.  1891,  Samml.  12,  449.  Eine  Entscheidung 
vom  15.  2.  1884,  Samml.  5,  138,  läßt  offen,  ob  es  bei  unehelichen  Kindern 
auf  das  Recht  des  Pflegeorts  anzukommen  habe. 
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Immerhin  sprechen  auch  für  sie  ausreichende  Gründe :  das  Kind 
ist  vermöge  seines  fiktiven  Wohnsitzes  Mitglied  einer  Glaubens- 
gesellschaft am  Ort  des  Erziehungsberechtigten,  und  die  persön- 
lichen Pflichten  der  Erziehungsberechtigten  hinsichtlich  des 
Bekenntnisses  seines  Zöglings  stehen  auch  unter  dem  dortigen 
Recht.  Es  hat  denn  auch  der  bayrische  Verwaltungsgerichts- 
hof seine  Rechtsprechung  ergänzt  durch  ein  Erkenntnis,  in 
welchem  er  die  bayrische  Zuständigkeit  in  Anspruch  genommen 
hat  über  ein  uneheliches  Kind,  dessen  Mutter  in  Bayern  wohn- 
haft war,  das  in  Bayern  bevormundet  wurde,  aber  in  Berlin  die 
Schule  besuchte^).  Und  in  dem  vorerwähnten  Falle,  in  dem 
eine  preußische  Waise  in  einem  bayrischen  Waisenhaus  erzogen 
wurde,  hatte  das  preußische  Vormundschaftsgericht  auch  seiner- 
seits die  Ordnung  des  religiösen  Bekenntnisses  nach  preußischem 
Recht  in  Anspruch  genommen^. 

Noch  muß  indessen  hier  eines  Zuständigkeitsgrundes  be- 
sonderer Art  Erwähnung  geschehen.  Wird  im  allgemeinen  die 
Mitgliedschaft  in  einer  Glaubensgesellschaft  öffentlichen  Rechts 
und  in  ihren  örtlichen  Abteilungen  nur  durch  den  Wohnsitz 
erworben,  so  ist  dabei  doch  auch  der  Grundbesitz  im  Lande  nicht 
ohne  jede  Bedeutung;  insbesondere  werden  solche  „Forensen", 
welche  in  der  Gemeinde  begütert  sind,  aber  nicht  Wohnsitz 
haben,  vielfach  zu  kirchlichen  Abgaben  herbeigezogen.  Beruht 
diese  Abgabenpflicht  der  Forensen  (soweit  nicht  ein  privat- 
rechtlicher Titel  besonderer  Art  in  Frage  kommt)  auf  einer 
unmittelbaren,  durch  den  Grundbesitz  vermittelten  Eingliederung 
in  einen  öffentlichrechtlichen  Verband  des  Inlands,  so  ist  es 
von  der  anderen  Seite  gesehen  der  Staat  der  belegenen  Sache, 

^)  Plenarentscheidung  vom  23. 10.  1889  Samml.  11,  17,  allerdings  mit 
der  Begründung,  daß  es  sich  hier  nur  um  einen  vorübergehenden  Aufenthalt 
des  Kindes  in  Berlin  handle.  —  Eine  entsprechende  Bechtsauffassung  scheint 
auch  dem  Beschluß  des  bayrischen  Obersten  Landesgerichts,  Blätter  für 
üechtsanfcendung,  60,  286,  zugrunde  zu  liegen. 

2)  Vgl.  auch  Waisengericht  Stuttgart  19.  12.  1885  (Schmidt,  454 1), 
es  solle  auf  die  Kinder  eines  in  Stuttgart  verstorbenen  Vaters,  die  mit  der 
Mutter  nach  Bayern  verzogen  waren,  württembergisches  Recht  Anwendung 
finden,  „da  die  Kinder  sowohl  ihr  Domizil  im  rechtlichen  Sinne  in  Stuttgart 
hätten,  als  auch  württembergische  Staatsangehörige  seien''. 
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welcher  den  Steueranspruch  der  Kirche  gegen  den  Porensen 
mit  seiner  öffentlichen  Gewalt  bekleidet,  demgemäß  auch  die 
Voraussetzungen,  insbesondere  auch  das  vorausgesetzte  Be- 
kenntnis feststellt,  welches  den  Anspruch  erzeugt.  Zumeist  nun 
wird  ein  Staat  kaum  Veranlassung  haben,  deshalb,  weil  er  die 
Bekenntnisangehörigen  zu  Abgaben  verpflichtet,  auch  die  Frage 
der  Bekenntniszugehörigkeit  selbst  besonders  in  Erwägung  zu 
ziehen.  Aber  nach  einer  Richtung  haben  Forderungen  der  Ge- 
wissensfreiheit zu  einer  solchen  Verbindung  geführt.  Erhebt 
der  Staat  den  Steueranspruch  der  Kirche  zum  staatlichen  Gebot, 
so  gewährt  er  dem  Pflichtigen  dafür  die  Möglichkeit  jederzeitigen 
Austrittes  aus  der  Kirche  und  anerkennt  demgemäß  —  es  wird 
davon  an  anderer  Stelle  zu  handeln  sein  —  bei  Forensen  einen 
Austritt,  wenn  er  auch  nur  den  Anforderungen  der  fco?  rei  sitae 
Gentige  tut.  Folgerichtig  durchgeführt  aber  wird  dieser  Gedanke 
bei  unselbständigen  Personen  dazu  führen  müssen,  auch  die 
Vorschriften  welche  das  Recht  der  belegenen  Sache  über  reli- 
giöse Erziehung  enthält,  zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  sie, 
von  dem  Gedanken  der  Gewissensfreiheit  ausgehend,  einen  Aus- 
tritt aus  dem  besteuernden  Bekenntnis  ermöglichen  oder  schon 
von  vornherein  den  Eintritt  in  dasselbe  vermeiden.  In  Bayern 
gelten  katholische  Forensen  als  kirchenbaupflichtig;  angenommen, 
ein  katliolisches  Ehepaar  (bayrischer  Staatsangehörigkeit) 
wohnt  in  Sachsen  und  erzieht  sein  Kind  protestantisch,  das 
Kind  aber  besitzt  Grundstücke  in  Bayern,  so  wäre  es  völlig 
unbillig,  das  Kind  als  katholisch  für  abgabenpflichtig  zu  er- 
klären, da  zwar  nach  bayrischem  Recht  den  Eltern  ungemischter 
Ehe  freigelassen  ist,  ihr  Kind  einem  abweichenden  Bekenntnis 
zuzuführen,  nicht  aber  nach  dem  Recht  des  sächsischen  Wohn- 
sitzes. Darf  in  solchen  Fällen  aber  dem  Recht  des  Steuerorts 
Verbindlichkeit  zugeschrieben  werden,  so  würde  damit  neben 
Wohnsitz  und  Aufenthalt  ein  Gnmdbesitz  des  Kindes  im  Lande 
als  selbständiger  dritter  Tatbestand  treten,  der  geeignet  ist, 
eine  Zuständigkeit  zur  Ordnung  der  religiösen  Erziehung  zu 
begründen,  nur  freilich  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Tat- 
beständen eine  lediglich  ergänzende  Zuständigkeit,  welche  die 
Geltung  des   sonst   maßgebenden  Rechts    unberührt   läßt;    ein 
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Austritt  nach  den  Gesetzen  des  Wohnsitzes  müßte  am  Steuerort 
auch  dann  anerkannt  werden,  wenn  er  nach  den  Gesetzen  des 
Steuerorts  nicht  statthaft  wäre.^) 

6.   Die  entscheidende'persönliche  Beziehung. 

Schon  die  vorausgehenden  Erwägungen  haben  auf  die 
Möglichkeit  einer  weiteren  Verschlingung  des  Problems  hin- 
gewiesen: wenn  nämlich  —  bei  einer  Zugrundelegung  des 
Heimatprinzips  —  Eltern  und  Kinder  verschiedenerlei  Staats- 
angehörigkeit besitzen,  wenn  —  im  Rahmen  des  Territorial- 
prinzips —  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  der  Beteiligten  ausein- 
anderfallen. Bei  welcher  Person  muß  die  vorausgesetzte 
Beziehung  zum  Inland  vorhanden  sein,  um  die  inländischen 
Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  anwendbar  erscheinen 
zu  lassen,  bei  Eltern,  Kindern,  Vormund?  Der  Standpunkt,  den 
Literatur  und  Praxis  einnehmen,  ist  auch  hier  sehr  wechselvoll . 

Was  das  Verhältnis  zwischen  Eltern  und  ehelichen  Kindern 
betrifft,  so  stellen  sich  auf  Seite  der  Eltern  zunächst  diejenigen, 
welche  (darüber  gleich  unten)  einheitlich  das  Recht  des  ersten 
Bhewohnsitzes  oder  auch  das  Recht  des  Eheschließungsortes  zu- 
grunde legen.  Und  ebenso  hat  die  privatrechtliche  Auffassung, 
welche  in  der  religiösen  Erziehung  einen  Ausfluß  der  elter- 
lichen Gewalt  sieht,  schon  v,  Bar  und  Böhm  veranlaßt,  das 
Personalstatut  des  Vaters  für  maßgebend  zu  erklären.  Es  gilt 
dies  insbesondere  auch  gemäß  Art.  19  des  Einführungsgesetzes 


^)  Noch  weiter  zn  gehen  in  der  Annahme  einer  Zuständigkeit  im  Staat 
der  belegenen  Sache  wird  kaum  zulässig  sein.  Die  Möglichkeit,  dem  Steuer- 
pflichtigen im  Hinblick  auf  seinen  Grundbesitz  schlechtweg  die  Erziehungs- 
ordnung des  Inlandes  aufzuerlegen,  wird  schon  dadurch  abgeschnitten,  daß 
eine  durch  Grundbesitz  vermittelte  Zugehörigkeit  zum  Pfarrverband  nur  für 
die  kirchliche  Steuerpflicht  Bedeutung  hat,  aber  nicht  unbeschränkte  Mitglied- 
schaft in  der  Pfarrgemeinde  gewährt.  Aber  auch  da,  wo  die  religiöse  Er- 
ziehung nur  für  die  Beurteilung  einer  Abgabenpflicht  im  Inland  in  Frage 
kommt,  kauQ  nicht  etwa  gefordert  werden,  die  Vorfrage  des  Bekenntnis- 
standes vorbehaltslos  dem  Recht  des  Steuerorts  zu  unterwerfen.  Auch  für 
den  Staat  der  belegenen  Sache  ruht  der  örtliche  Schwerpunkt  des  Bekenntnis- 
standes am  Wohnsitz  der  Person,  und  es  bedarf  eines  besonderen  Grundes 
wie  der  Rücksicht  auf  die  Gewissensfreiheit  im  Inland,  um  ihn  zu  einem 
selbständigen  Eingriff  in  die  Bekenntnisordnung  zu  veranlassen. 
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zum  deutschen  BGB,  soweit  nicht  ^)  der  Sonderfall  vorliegt,  daß 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit  der  Eltern  erloschen,  die  des 
Kindes  jedoch  in  .Bestand  geblieben  ist.  Dagegen  erklärt  es 
ein  älterer  Beschluß  des  Kammergerichts  für  nicht  ausreichend 
zur  Anwendung  preußischen  Rechts,  wenn  nur  die  verwitwete 
Mutter,  nicht  auch  das  Kind  die  preußische  Staatsangehörigkeit 
erworben  hat.^)  Ganz  ebenso  wurde  derselbe  Fall  einmal  in 
Sachsen  entschieden  3),  und  umgekehrt  sächsisches  Recht  an- 
gewendet auf  Kinder,  die  zur  Pflege  in  Leipzig,  deren  Eltern 
in  Amerika  wohnten.^) 

Aehnliche  Schwankungen  bei  unehelichen  Kindern,  soweit 
das  Verhältnis  zwischen  Mutter  und  Kind  in  Frage  steht.  In 
einem  mecklenburgisch-preußischen  Rechtsfall  ^)  wurde  von  den 
Gerichten  beider  Länder  die  Staatsangehörigkeit  des  Kindes 
entgegen  jener  der  Mutter  für  maßgebend  erklärt.  Der  bayrische 
Verwaltungsgerichtshof  hat  einmal  den  Aufenthalt  des  Kindes 
im  Ausland  für  unbeachtlich  gehalten,  da  die  Mutter  in  Bayern 
wohnhaft  und  staatsangehörig  sei,  übrigens  auch  das  Kind  selbst 
hier  seinen  gesetzlichen  Wohnsitz  habe.^)  Schmidt  (S.  455) 
spricht  sich  für  das  Wohnsitzrecht  der  Mutter  aus,  und  es  be- 
vorzugt diese  Seite  insbesondere  auch,  wer  vom  privatrecht- 
lichen Standpunkt  aus  Art.  20  EG  z.  BGB  entscheiden  läßt. 

Steht  das  Kind  aber  unter  Vormundschaft,  so  kommen  mit 
dem  Recht  des  Vormunds  und  mit  den  für  die  Obervormundschaft 
geltenden  Gesetzen  noch  weitere  Momente  des  Zweifels  in  Frage. 
Daß  die  für  die  Vormundschaftsbehörde  verbindlichen  Gesetze 
den  Ausschlag  zu  geben  hätten,  erklären  Beschlüsse  des  (kur- 


1)  Betont  vom  KG  26.  7.  04,  Ztsch.  15,  325. 

^  29.  7.  1898,  Ztsch.  10,  54.  In  einem  preußischen  Rechtsfall  bei 
Schmidt,  455^,  würde  abwechselnd  und  nebeneinander  au!  den  gegen- 
wärtigen Wohnsitz  der  verwitweten  Mutter,  au!  denjenigen  der  Kinder,  auf 
den  ersten  Ebewohnsitz  und  auf  den  Geburtsort  der  einzelnen  Kinder  verwiesen. 

3)  Kreisdirektion  Leipzig  25.  11.  1870,  Schmidt,  3111. 

4)  Kreisdirektion  Leipzig  29.  4.  1868,  Schmidt,  3112. 

5)  Schmidt,  4562. 

6)  23. 10.  1889,  Samml.  11,  17.  In  dem  Erkenntnis  vom  15.  2.  1884, 
Samml.  5,  138  wurde  die  Frage  offengelassen,  ob  es  au!  den  Wohnsita  der 
Mutter  oder  den  Geburt s-  und  Pflegeort  des  Kindes  ankommen  solle. 
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hessischen)  Oberappellationsgerichts  Kassel^),  des  Oberlandes- 
gerichts Frankfurt  2),  in  der  Annahme,  daß  die  Vorschriften  über 
religiöse  Erziehung  einen  Teil  des  Yormundschaftsrechts  bildeten ; 
das  Kammergericht  dagegen  verweist  in  einer  Reihe  von  Ent- 
scheidungen^) entgegen  dem  Recht  des  Vormundschaftsgerichts 
auf  die  Gesetze,  welche  für  den  Erziehungsberechtigten  maß- 
gebend sind,  und  der  bayrische  Verwaltungsgerichtshof  erklärt 
die  von  der  auswärtigen  Vormundschaftsbehörde  nach  dortigem 
Recht  gestellten  Forderungen  für  unbeachtlich  mit  Rücksicht  auf 
die  inländischen  Beziehungen  des  Kindes.^)  Ja  selbst  die 
Person  des  Vormunds,  seine  Staatsangehörigkeit,  sein  Wohnsitz 
werden  gelegentlich  beigezogen;  es  handle  sich,  hatte  die  Polizei- 
direktion München  einmal  erklärt,  bei  der  religiösen  Erziehung 
um  die  rechtliche  Stellung  des  Vormunds,  und  der  Verwaltungs- 
gerichtshof hat  dem  nur  entgegengehalten,  daß  „auch"  der 
Rechtsstand  des  Kindes  in  Frage  komme.  In  dem  schon  er- 
wähnten kurhessischen  Falle  hingegen  hatte  das  Oberappellations- 
gericht Kassel  entschieden,  daß  es  (gegenüber  den  Rechten  der 
Obervormundschaft)  gleichgiltig  sei,  wenn  der  Vormund  seinen 
Wohnsitz  außer  Landes  verlege;  und  auch  das  Kammergericht ^) 
hat  den  Wohnsitz  des  Vormunds  für  unbeachtlich  erklärt. 

Unsere  eigene  Stellungnahme  zu  all  diesen  Fragen  ist 
durch  frühere  Ausführungen  vorgezeichnet.  Werden  zunächst, 
wie  unseres  Erachtens  erforderlich,  die  privatrechtlichen  Er- 
wägungen sämtlich  beiseite  geschoben,  die  Wirkungen,  welche 
sich  aus  einem  staatlichen  Eingriff  in  den  Bekenntnisstand  der 
Kinder  ergeben,  als  öffentlichrechtliche  Verpflichtungen  fest- 
gehalten, so  hängt  die  Lösung  offenbar  an  der  Frage,  wen 
solche  staatliche  Vorschriften  verpflichten  wollen.  Wir  haben 
uns  oben  (S.  58)  bemüht,    die  Antwort  zu   geben:    die  Ver- 

1)  Elvers,  Archiv  für  praktische  Rechtswissenschaft  (1859)  6,  92. 

2)  18.  10. 1894,  Jahrb.  d,  KG  14.  434. 

3)  Vgl.  darüber  oben  S.  69  Anm.  5. 

*)  21.  1.  1891,  Samml.  12,  449.  In  einer  Entscheidung  vom  23.  10.  1889, 
Samml.  11,  17  wird  der  ümsUnd  zur  Begründung  der  bayrischen  Zustän- 
digkeit mitverwertet,  daß  die  Obervormundschaft  über  das  Kind  in  Bayern 
geführt  werde. 

5)  Beschluß  vom  29.  7.  1898,  Ztsch.  10,  54. 


90  Neumeyer, 

pflichtung  gelte  regelmäßig  sowohl  dem  Erziehungsberechtigten, 
als  dem  zu  erziehenden  Kinde.  Ist  diese  Annahme  aber  richtig, 
so  folgt  daraus:  die  Zuständigkeit  eines  Staats  zu  Eingriffen 
in  die  religiöse  Erziehung  wird  kumulativ  begründet,  sowohl 
wenn  die  erforderliche  Verknüpfung  mit  dem  Inland  auf  selten 
des  Erziehungsberechtigten,  als  auch  wenn  sie  auf  selten  des 
Zöglings  vorliegt.  Steht  der  Zögling  unter  Vormundschaft,  so 
kommt  als  Erziehungsberechtigter  dabei  diejenige  Stelle  in  Be- 
tracht, welche  bei  einer  Meinungsverschiedenheit  der  an  der 
Erziehung  Beteiligten  das  entscheidende  Wort  hat. 

Abweichendes  gilt  nur  für  den  Zuständigkeitsgrund  des 
längeren  Aufenthalts  und  des  Grundbesitzes  im  Land.  Es  wurde 
oben  ausgeführt,  daß  eine  Zuständigkeit  dem  Staat  nicht  ver- 
sagt werden  könne,  in  dessen  Bereich  das  Kind  zwar  nicht 
den  Wohnsitz  hat,  aber  tatsächlich  seine  Erziehung  empfängt. 
Ein  solcher  Aufenthalt  ohne  Wohnsitz  aber  wirkt  selbstver- 
ständlich zuständigkeitsbegründend  nur  auf  Seiten  des  Kindes, 
nicht  auch  auf  Seiten  des  Erziehungsberechtigten;  der  Er- 
ziehungsberechtigte, der  sich  ohne  den  Zögling  im  Land  befindet, 
seinen  Wohnsitz  aber  anderwärts  hat,  tritt  in  kein  Pflicht- 
verhältnis zu  dem  Staat  des  Aufenthaltsorts.  Und  wo  mit 
Rücksicht  auf  die  kirchliche  Abgabenpflicht  ein  Grundbesitz  im 
Inland  zur  Annahme  der  Zuständigkeit  führt,  da  muß  es  da^ 
Bekenntnis  des  Abgabepflichtigen  sein,  das  durch  die  in- 
ländischen Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  beeinflußt 
werden  kann,  des  Kindes  also  und  nicht  etwa  seiner  Gewalthaber. 

7.  Anwendung  ausländischen  Rechts. 
Tatbestände,  welche  der  Zuständigkeit  des  Inlands  ent- 
sprechend den  vorstehend  entwickelten  Grenzen  nicht  unterfallen, 
sind  für  die  Religionspolizei  des  Inlands  bedeutungslos ;  es  wird 
auf  sie  nicht  etwa  in  Ermangelung  des  inländischen  aus- 
ländisches Recht  angewendet,  es  wird  auch  zur  Durchführung 
einer  im  Ausland  begründeten  Ordnung  der  religiösen  Erziehung 
keine  Rechtshilfe  geleistet,  ein  fremder  Staatswille  vermag  die 
religionspolizeilichen  Behörden  des  Inlands  nicht  in  Tätigkeit 
zu  setzen.     Und  doch  ist  damit  nicht  ausgeschlossen,  daß  Vor- 
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Schriften,  welche  das  Ausland  über  religiöse  Erziehung  trifft, 
im  Inland  zur  Anwendung  gelangen  können.  Nicht  in  dem 
oben  (S.  80)  berührten  Sinn  als  Maßstab  für  die  Wahrung  in- 
ländischer Interessen,  sondern  als  die  Norm,  nach  der  diese 
Angelegenheiten  im  Ausland  behandelt  werden;  nämlich  dort, 
wo  das  Inland  seinerseits  Rechtssätze  irgendwelchen  anderen 
Inhalts  aufstellt,  für  deren  Anwendung  die  Zugehörigkeit  zu 
einem  bestimmten  Bekenntnis,  bei  Kinder  demgemäß  ihre  Ein- 
reihung in  dies  Bekenntnis  auf  Grund  der  Vorschriften  über 
religiöse  Erziehung,  vorausgesetzt  wird,  wo  es  also  der  Wille 
des  Inlands  ist,  Rechtsfolgen  eintreten  zu  lassen,  wenn  das  Be- 
kenntnis im  Ausland  eine  bestimmte  Ordnung  erfahren  hat. 

Nicht  in  allen  Fällen  allerdings,  in  welchen  ein  Rechtssatz 
die  Bekenntniszugehörigkeit  als  Tatbestandsmerkmal  verwertet, 
wird  eine  Auslegung  angebracht  sein,  welche  eine  Bekenntnis- 
zugehörigkeit gerade  nach  Maßgabe  des  Staatskirchenrechts 
voraussetzt.  Wenn  die  Ausübung  des  Rechts  auf  einen  Be- 
gräbnisplatz von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Konfession  abhängt, 
so  wird  man  dabei  vielleicht  an  den  Bekenntnisstand  zu  denken 
haben,  wie  er  beim  Ableben  der  Person  tatsächlich  gewesen 
ist,  nicht  wie  er  nach  Staatskirchenrecht  hätte  sein  sollen ;  ein 
Kind,  das  bei  seinem  Tod  der  katholischen  Kirche  angehört 
hat,  wird  auf  dem  katholischen  Friedhof  zu  beerdigen  sein, 
auch  wenn  es  nach  den  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung 
hätte  protestantisch  erzogen  werden  sollen.  Oefter  indessen 
wird  in  Rechtssätzen,  welche  an  die  Zugehörigkeit  zu  einem 
Bekenntnis  anknüpfen,  der  Bekenntnisstand  als  Rechtsbegriff 
gedacht  sein.  Im  Bereich  der  konfessionellen  Ehegesetzgebung 
beispielsweise  wird  nur  die  rechtmäßige  Bekenntniszugehörigkeit 
Wirkungen  zu  üben  vermögen.  Wer  hier  als  „Katholik"  oder  „Jude  "^ 
zu  gelten  hat,  soll  in  derlei  Vorschriften  nicht  selbstständig 
bestimmt  werden ;  sie  setzen  die  Frage  bereits  als  gelöst  voraus 
von  Seiten  der  maßgebenden  Rechtsordnung,  bei  unselbständigen 
Personen  demgemäß  von  selten  der  Rechtsordnung,  welche  über 
die  religiöse  Erziehung  zu  befinden  hat.  Und  wenn  eine 
Zuständigkeit  des  Inlands,  das  Bekenntnis  zu  bestimmen,  im 
gegebenen  Fall  nicht  besteht,  so  wird  als  Bekenntnisgenosse 
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im  Sinn  jener  Vorschriften  derjenige  zu  betrachten  sein,  welchen 
die  nach  den  Zuständigkeitsanschauungen  des  Inlands  berufene 
fremde  Gesetzgebung  dazu  erklärt.  In  Oesterreich  ist  es  den 
Katholiken  verboten,  einen  geschiedenen  Ehegatten  zu  heiraten; 
wünscht  ein  18  jähriges  Mädchen,  in  Sachsen  wohnhaft  und 
staatsangehörig,  einen  geschiedenen  Protestanten  zu  heiraten, 
so  ist  die  Eheschließung  in  Oesterreich  unzulässig,  wenn  das 
Mädchen  auf  Grund  der  sächsischen  Gesetze  katholisch  erzogen 
wurde,  auch  dann,  wenn  die  Anwendung  österreichischen  Er- 
ziehnngsrechtes  zu  einem  andern  Ergebnis  geführt  hätte. 

Dieselbe  Bechtslage  besteht  insbesondere  auch  für  einen 
Fall,  der  hier  schon  früher  erörtert  wurde,  für  die  Erhebung 
kirchlicher  Abgaben  von  Forensen.  Wer  bekenntniszugehörig 
ist,  muß  die  vorgeschriebenen  Abgaben  entrichten.  Die  voraus- 
gesetzte Bekenntniszugehörigkeit  aber  ist  dabei  notwendig  als 
Rechtsbegriff  gedacht,  der  seine  Ausfüllung  von  der  maßgebenden 
Gesetzgebung  erhalten  soll.  Zuständig  hierfür  kann  auch  bei 
Forensen  die  lex  fori  sein,  insofern  auf  den  Bekenntnisstand 
die  Grewährleistung  jederzeitigen  Austrittes  einwirkt ;  im  übrigen 
aber  wird  die  dingliche  Unterworfenheit  unter  die  Steuergewalt 
des  Orts  der  belegenen  Sache  davon  abhängig  gemacht,  daß 
eine  persönliche  Zugehörigkeit  zum  Pfarrverband  desselben 
Bekenntnisses  am  Wohnsitz  besteht,  und  es  kann  damit  auch 
hier  zur  Anwendung  ausländischen  Rechts  über  religiöse  Er- 
ziehung kommen. 

Die  Anwendung  des  präjudiziellen  Rechts  ist  glatt,  wenn 
der  tatsächliche  und  der  von  der  zuständigen  Rechtsordnung 
geforderte  Bekenntnisstand  übereinstimmen.  Fallen  die  beiden 
auseinander  —  und  sie  können  insbesondere  auch  dadurch 
auseinanderfallen,  daß  das  Inland  eine  andere  Rechtsordnung 
für  zuständig  erklärt  als  diejenige,  nach  welcher  sich  die 
Beteiligten  gerichtet  haben  —  so  wird  es  wichtig,  daß  (vgl. 
oben  S.  57)  die  Anwendung  des  maßgebenden  Rechts  nicht 
ipso  jtire  zum  Mitglied  der  bezeichneten  Glaubensgesellschaft 
macht,  vielmehr  einen  besonderen  Eintritt  in  sie  voraussetzt. 
Bei  einer  Spaltung  des  tatsächlichen  und  des  geforderten  Be- 
kenntnisses ergibt  sich  somit  die  Nötigung,  die  Verweisung  des 
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Inlands  entweder  auf  jenes  Bekenntnis  zu  beziehen,  welchem 
der  Beteiligte  rechtswidrig  angehört  hat,  oder  auf  dasjenige, 
welchem  er  rechtmäßig  hätte  angehören  sollen.  Gerade  dort 
aber,  wo  die  Bekenntniszugehörigkeit  in  dem  verweisenden 
Rechtssatz  als  Präjudizialpunkt  eigens  ausgeschieden  und  einer 
besonderen  rechtlichen  Regelung  vorbehalten  wird  —  und  nur 
dieser  Fall  interessiert  im  gegenwärtigen  Zusammenhang  — 
wird  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  es  auf  die  rechtliche  Be- 
urteilung des  Sachverhalts  ankommen  solle,  und  es  wird  die 
Verweisung  unter  solchen  Umständen  wohl  auf  das  Bekenntnis, 
wie  es  kraft  Rechts  sein  müßte,  zu  beziehen  sein.  Besitzt  die 
Tochter  eines  in  Oesterreich  wohnenden  Sachsen  in  Bayern 
Grundstücke,  so  ist  sie  hier  entsprechend  den  österreichischen 
Gesetzen  als  katholisch  kirchenbaupflichtig,  wenn  der  Vater 
protestantisch  und  die  Mutter  katholisch,  auch  dann,  wenn  sie 
in  Oesterreich  auf  Grund  des  dort  geltenden  Heiraatprinzips 
entsprechend  dem  sächsischen  Recht  protestantisch  erzogen  wird. 

8.  Statutenwechsel. 
Der  wichtigste  Fall,  bei  welchem  die  Bekenntniszugehörigkeit 
als  Präjudizialpunkt  behandelt  werden  muß,  ergibt  sich  im 
Bereich  der  religiösen  Kindererziehung  bei  einem  „Statuten- 
wechsel". Wurde  früher  ausgeführt,  daß  es  regelmäßig  Wohn- 
sitz und  Aufenthalt  sind,  welche  einen  Staat  zur  Ordnung  der 
religiösen  Erziehung  berufen,  so  kann  es  doch  sein,  daß  die 
maßgebende  Anknüpfung  im  Lauf  der  Zeit  wechselt,  daß  die 
Familie  während  der  Dauer  der  Erziehung  den  Wohnsitz  von 
einem  in  ein  anderes  Rechtsgebiet  verlegt,  daß  —  für  Staaten 
von  Belang,  die  ein  Heimatprinzip  zugrunde  legen  —  die 
Staatsangehörigkeit  der  Familie  sich  ändert.  Gerade  hier 
bergen  sich  Fragen,  die  praktisch  von  besonderer  Bedeutung 
sind,  deren  ungeeignete  Lösung  zu  schweren  Aergernissen  führt, 
und  die  wiederholt  schon  die  Gesetzgebung  in  Bewegung  gesetzt 
haben.  Ein  Berliner  verlegt  seinen  Wohnsitz  nach  München; 
sollen  die  Töchter,  welche  bisher  nach  preußischen  Gesetzen 
dem  Bekenntnis  des  Vaters  gefolgt  sind,  nunmehr  nach  bayrischem 
Recht  dem  Bekenntnis  der  Mutter  folgen  müssen  ?  Ein  Familien- 
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vater  hat  in  Hannover  die  dort  vorgeschriebene  Erklärung  ab- 
gegeben, daß  die  Kinder  in  einem  von  dem  seinigen  abweichenden 
Bekenntnis  erzogen  werden  sollen;  kann  die  Erklärung  auch 
in  Sachsen  Anerkennung  finden,  dessen  Recht  für  Abweichungen 
nur  Verträge  der  beiden  Eltern  vorsieht,  aber  auch  diese  nach 
ümfluß  einer  bestimmten  Zeit  nicht  mehr  gestattet? 

Das  durchgreifendste  Mittel,  auftauchende  Härten  zu  be- 
seitigen, scheint  es  zu  sein,  wenn  man  die  Rechtsordnung,  die 
bei  Entstehung  des  Familienbandes  maßgebend  war,  auch  bei 
dem  Uebertritt  in  eine  andere  Rechtsordnung  für  fortdauernd 
anwendbar  erklärt.  Aus  diesem  Gedanken  heraus  haben  Sachsen 
und  Braunschweig  die  früher  (S.  65)  mitgeteilten  Gesetze 
erlassen,  welche  bei  zuziehenden  Familien  auf  die  religiöse 
Erziehung  das  Recht  des  Eheschließungsortes,  in  Braunschweig 
neuerdings  das  Recht  des  ersten  Ehewohnsitzes  zur  Anwendung 
bringen,  und  eben  deshalb  hatte  in  seiner  ersten  Fassung  auch 
der  sogen.  Toleranzantrag  auf  die  Vorschriften  des  ersten  Ehe- 
wohnsitzes verwiesen.  Aber  freilich  die  sächsische  Praxis  hat 
jenen  wohlgemeinten  Satz  um  den  größten  Teil  seiner  Wirkung 
gebracht,  indem  sie  ihn  auf  das  Prokrustesbett  des  Heimat- 
prinzips spannte  und  ihn  —  es  war  davon  schon  oben  (S.  71) 
die  Rede  —  weder  auf  Inländer  anwendet,  die  ihren  Wohnsitz 
von  auswärts  nach  Sachsen  verlegen,  noch  auch  immer  auf 
Ausländer,  die  in  Bewahrung  dieser  Eigenschaft  nach  Sachsen 
ziehen;  und  auch  in  Braunschweig  ist  man  zum  Teil  ähnlich 
verfahren.  Ohne  gesetzlichen  Anhalt  hat  sich  die  Praxis  bisher 
nur  vereinzelt  zugunsten  des  ersten  Ehewohnsitzes  ausgesprochen,^) 
in  gleichmässiger  Uebung  nur  in  Sachsen-Weimar.^)  Wohl 
aber  hat  Schmidt  (S.  444,  446  ff.)  einer  solchen  einheitlichen 
Beurteilung  in  sorgfältigen  Ausführungen  Freunde  zu  werben 
gesucht.  Bei  ehelichen  Kindern  soll  es  grundsätzlich  auf  das 
Recht  des  ersten  Ehewohnsitzes  ankommen ;  dies  Recht  bestimme 


1)  LG  Frankfurt  a.  M.  15.  11.  1888,  Schmidt,  4543;  AG  ffildesheim 
2.  9.  05,  Ztsch.  16,  313.  —  Entscheidungen,  welche  die  Frage  offen  lassen, 
mangeln  auch  hier  nicht.  So  LG  Limburg,  Schmidt,  454 2;  LG  Hanau. 
Schmidt,  455 1. 

^}  Schreiben  des  Staatsministeriums  26.  9.  1889  bei  Schmidt,  423. 
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allgemein  über  die  durch  die  Ehe  begründeten  Rechte  und 
Pflichten,  und  es  werde  eine  Verpflichtung,  ihre  Kinder  zu 
erziehen,  für  die  Ehegatten  schon  durch  den  Abschluß  der  Ehe 
begründet;  bei  unehelichen  Kindern  könne  an  der  sinngemäß 
zu  fordernden  Einheit  des  Bekenntnisstandes  der  Familie  aller- 
dings nicht  festgehalten  werden,  und  es  müsse  hier  für  jedes 
Kind  das  Wohnsitzrecht  zur  Zeit  seiner  Geburt  maßgebend 
bleiben.  Aber  freilich  die  fortdauernde  Anwendung  dieser 
Gesetze  auch  am  späteren  Wohnsitz  könne  Hindernissen  be- 
gegnen; wenn  sie  nämlich  —  auch  die  Rechtsanwendung  in 
Sachsen-Weimar  legt  darauf  Gewicht  —  zu  absolut  zwingenden 
Vorschriften  des  neuen  Rechts  in  Widerspruch  treten.  Es  ist, 
auch  wenn  etwas  verschleiert,  die  allbekannte  Klausel  der 
„öffentlichen  Ordnung",  auf  die  hier  abgestellt  wird.  So  handelt 
es  sich  nach  Schmidt  um  zwingende  Gesetze,  wenn  im 
preußischen  Landrecht  Erziehungsverträge  für  unstatthaft 
erklärt  sind,  wenn  dritten  Personen  ein  Widerspruch  versagt 
ist,  solange  die  Eltern  über  die  Erziehung  einig  sind,  wenn 
gegen  die  Bestimmung  des  Vaters  Zwang  ausgeschlossen  wird, 
eine  Aenderung  des  Bekenntnisses  nach  dem  Tode  des  Vaters 
verboten  ist.  Aber  nicht  alle  Vorschriften,  welche  Privatwillkür 
ausschließen,  seien  darum  zwingend  in  dem  hier  vermeinten 
Sinne.  Die  Ergebnisse  einer  solchen  Ausdehnung  seien  unan- 
nehmbar; es  könne  aber  auch  nicht  in  der  Absicht  der  Gesetze 
liegen,  an  die  bloße  Gebietsveränderung  einen  Bekenntniswechsel 
zu  knüpfen,  und  so  verblieben  der  Ordnung  des  vordem  maß- 
gebenden Rechts  beispielsweise  die  Form  und  zeitliche  Zu- 
lässigkeit  eines  vor  der  Uebersiedelung  geschlossenen  Erziehungs- 
vertrages oder  seine  Errichtung  für  Kinder,  deren  Alter  nach 
dem  Recht  des  späteren  Wohnsitzes  einen  Vertrag  ausschließen 
würde. 

V.  Bar  hat  sich  grundsätzlich  für  eine  Wandelbarkeit  des 
Rechts  der  religiösen  Erziehung  ausgesprochen,  entsprechend 
der  Wandelbarkeit,  welche  für  das  elterliche  Erziehungsrecht 
überhaupt  gelte  ^),  und  es  hat  sich  auch  die   deutsche  Praxis 


^)  Theorie  nnd  Praxis  1,  632;  Lehrbuch  85. 
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ganz  überwiegend  auf  diesen  Standpunkt  gestellt.  ^)  Jedoch  ist 
das  nicht  im  Sinn  einer  schrankenlosen  Durchsetzung  des  letzten 
Rechts  gemeint.  Schon  v,  Bar  bemerkt,  daß  „die  nach  dem 
früheren  Personalstatut  giltig  getroffenen  Bestimmungen"  im 
Zweifel  aufrecht  erhalten  bleiben,  ein  Vertrag,  auch  wenn 
solche  Verträge  nach  den  Gesetzen  des  neuen  Wohnortes  nichtig 
wären.  Ein  Beschluß  des  Kammergerichts  *^)  macht  sich  diese 
Aeußerung  zu  eigen ;  und  ein  weiterer  Beschluß  dieses  Gerichts- 
hofs ')  erklärt  die  Befolgung  des  früheren  Rechts  für  ausreichend, 
als  ein  Preuße  an  seinem  vormaligen  Wohnsitz  Braunschweig 
nach  Maßgabe  der  dortigen  Gesetze  vor  dem  Stadtmagistrat 
erklärt  hatte,  seine  Kinder  sollten  dem  Bekenntnis  der  Mutter 
folgen,  während  das  Recht  der  Provinz  Hannover,  wohin  die 
Familie  in  der  Folge  ihren  Wohnsitz  verlegte,  eine  derartige 
Erklärung  vor  dem  Amtsgericht  fordert,  der  Vater  aber  inzwischen 
gestorben  war,  ohne  eine  Erklärung  vor  Gericht  abgegeben  zu 
haben.  Auch  der  bayrische  Verwaltungsgerichtshof  teilt  diese 
Rechtsanschauung.  Einige  Erkenntnisse  ^)  wenden  auf  die  ent- 
schiedenen Fälle  bayrisches  Recht  deshalb  an,  weil  der  streitige 
Vertragsschluß,  die  angefochtene  Aenderung  des  Bekenntnisses 
erst  nach  der  Aufenthaltnahme  in  Bayern  erfolgt  seien,  und  es 
wird  in  einer  ganzen  Reihe  von  Urteilen  daran  festgehalten, 
daß  die  Form  eines  vor  dem  Wohnsitzwechsel  geschlossenen 
Vertrags  den  vor  der  Aenderung  geltenden  Gesetzen  entsprechen 
müsse.  ^)   üebereinstimmend  hat  auch  schon  eine  österreichische 

^)  Vgl.  außer  den  im  folgenden  anzuführenden  Entscheidungen  noch 
Regierungen  Liegnitz  und  Frankfurt  a.  0.  hei  Schmidt,  448';  OLG  Frank- 
furt 10.  12.  1883,  Schmidt,  452;  KG  6.  4.  1886  Jahrb.  6,  53;  AG  Orb 
3.  8.  1889,  Schmidt,  454^;  LG  Köln  9.  6.  1898  Ztsch.  10,  55;  bayrischer 
VQH  10.  6.  1881  Samml.  3.  83;  21.  1.  1891  Samml.  12,  449;  11.  4. 1894  (nicht 
yeröffentlicht).  Das  LG  Köln  a.  a.  0.  nnd  ein  Beschluß  des  KG  vom  23. 11. 05 
(s.  unten)  begründen  die  Wandelbarkeit  des  Rechts  der  reUgiösen  Erziehung 
gleichfalls  mit  der  Wandelbarkeit,  welche  für  das  Erziehungsrecht  überhaupt 
gelte. 

2)  Vom  29.  7.  1898  Ztsch.  10,  54. 

3)  23,  11.  05  Ztsch.  16,  312. 

*)  Vom  18.  4.  1884,  27,  5.  1887  Samml.  5,  179 ;  9, 19. 
5)  Erkenntnisse  vom  19.  6.  1889,  3.  11.  1889,  17.  3.  1897,  23.  IS.  08. 
22.  6.  04  Samml.  11,  433  und  141;   18,   227;  25,  138  und  381 
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Ministerialentschließung  ^)  entschieden,  daß  eine  Konfessionslos- 
erklärung des  Vaters,  die  vor  der  Wohnsitznahme  in  Oesterreich 
erfolgt  ist,  die  Kinder  mitumfasse,  wiewohl  die  österreichische 
Praxis  eine  Bekenntnisfolge  in  solchem  Fall  sonst  für  unstatt- 
haft erklärt,  da  „die  Gültigkeit  und  Tragweite  dieses  Aktes  als 
bereits  feststehend  nicht  mehr  nach  österreichischem  Recht  fest- 
zustellen kömmt". 

Eine  Würdigung  dieser  Verhältnisse  vom  Boden  des  öffent- 
lichen Rechts  aus  wird  zunächst  wiederum  die  privatrechtlichen 
Gesichtspunkte   auszuscheiden  haben,   die   Frage,    ob   aus  der 
Eheschließung   eine  Erziehungspflicht   den   künftigen   Kindern 
gegenüber  erwächst,   die  Zweifel,  ob  das  maßgebende  Gesetz 
für  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Eltern  und  Kindern  nach 
internationalem  Zivilrecht  als  wandelbar  zu  erachten  ist.  Aber 
schon  die  Aufstellung  einer  bloßen  Kollisionsnorm  muß  zu  leb- 
haften Bedenken  führen,  nicht  nur,  wo  sie  sich  schlechtweg 
zugunsten  des  ersten  Ehewohnsitzes  ausspricht,  sondern   auch 
wenn  sie  in  Anerkennung  eines  Statutenwechsels  dazu  gelangt, 
zwar  auf  Tatbestände   seit  dem  Wohnsitzwechsel  das  gegen- 
wärtig geltende  Recht,  auf  Tatbestände,  die  sich  vorher  ereignet 
haben,  aber  das  Recht  des  früheren  Wohnsitzes  anzuwenden. 
Wir  vermögen  nicht  anzuerkennen,  daß  die  Behörden  des  In- 
lands neben  der  Anwendung  inländischen  Staatsrechts  auf  in- 
ländische Verhältnisse    auf  Grund  der  Unterworfenheit  einer 
Beziehung  unter  ausländische  Staatsgewalt  ausländisches  Staats- 
recht anzuwenden  hätten,  und  es  ist  nicht  denkbar,  daß   dies 
Verhältnis,  unmittelbar  ausgeschlossen,  vermöge  eines  Statuten- 
wechsels mittelbar  hergestellt  werden  könnte;  die  inländischen 
Behörden  befassen  sich  grundsätzlich  nur  mit  den  öffentlich- 
rechtlichen  Beziehungen  des  Inlands. 

Dabei  wird  es  allerdings  trotzdem  erforderlich  bleiben,  die 
Herrschaft  des  Inlands  abzugrenzen  nicht  nur  nach  Seiten  des 


BÄyern   n*^  ■>  i.^hjnuiA-  abgeschlossen, 

tJ«^  P^  iö  ^chmi  Dicht  genügte. 

i^tmickmke  Zeitschrift 
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Raumes,  der  eine  Beziehung  unter  die  staatliche  Hoheit  zieht, 
sondern  auch  nach  Seiten  der  Zeit,  die  ein  Verhältnis  seiner  Ge- 
walt unterstellt;  die  Möglichkeit  der  Negative,  daß  eine  Beziehung 
der  zeitlichen  Herrschaft  eines  Staates  nicht  unterstellt  ist, 
nötigt  auch  für  das  internationale  öffentliche  Recht  zu  einer 
Festsetzung  seiner  zeitlichen  Geltung.  Und  als  Maßstab  wird 
auch  hier  dienen  müssen,  ob  der  rechtserzeugende  Tatbestand 
während  der  Dauer  der  staatlichen  Herrschaft  sich  zuge- 
tragen hat.  Welches  indessen  der  maßgebende  Tatbestand 
ist,  der  eine  Rechtsfolge  auslösen  soll,  bedarf  bei  den  Vor- 
schriften über  religiöse  Erziehung  einer  genaueren  Feststellung. 
Wenn  Sachsen  die  Einreihung  in  das  verbindliche  Bekenntnis 
zur  Amtssache  erklärt,  wenn  Bayern  der  Geistlichkeit  ein 
Ueberwachungsrecht  einräumt,  wenn  Oesterreich  das  Kind  zur 
aktiven  Teilnahme  am  kirchlichen  Leben  nötigt,  so  sind  das  Folgen 
der  gegenwärtigen  Zugehörigkeit  des  Kindes  zu  einer  Glaubens- 
gesellschaft des  Inlands;  wer  in  den  Bereich  der  Staatsgewalt 
eintritt,  wird  damit  auch  der  Geltung  dieser  Sätze  unterworfen.^) 
Aelmlich  wo  das  Kind  gegen  einen  Glaubenswechsel  geschützt 
wird,  wenn  es  ein  gewisses  Lebensalter  erreicht  hat,  zur 
Kommunion  oder  Konfirmation  gelangt  ist;  der  Schutz  wird 
dem  reiferen  Alter  gewährt,  gleicliviel  warum  ein  Kind  sein 
Bekenntnis  erworben  hat,  und  damit  ohne  weiteres  anwendbar 
auf  Kinder,  die  in  den  Machtkreis  des  Staates  eintreten.  Wenn 
andererseits  Oesterreich  vorschreibt,  daß  Kinder  einer  unge- 
mischten Ehe  kein  anderes  Bekenntnis  als  das  ihrer  Eltern 
haben  dürfen,  wenn  Braunschweig  bei  Mischehen  gleiche  Wahl 
für  alle  Kinder  fordert  wenn  Ungarn  die  getroffene  Wahl  für 
unabänderlich  erklärt,  so  sind  das  Beschränkungen  mit  Rück- 
sicht auf  die  Einheitlichkeit  des  Bekenntnisstandes  in  der 
Familie,  die  hinfällig  werden,  sobald  die  Beteiligten  übertreten 
unter  die  HeiTschaft  eines  anderen  Staates,  der  an  einer 
solchen  Einheitlichkeit  nicht  festliält. 


1)  Eine  gesetzliche  Vorschrift,  welche  auf  die  religiöse  Erziehung  schlecht- 
weg die  Vorschriften  des  ersten  Ehewohnsitzes  zur  Anwendung  bringen  will, 
schießt  schon  deshalb  über  das  Ziel. 
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Zweifel  erwecken  hier  nun  aber  gerade  die  wichtigsten 
der  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung,  jene,  welche  allgemein 
angeben,  welchem  Bekenntnis  ein  Kind  zuzuführen  ist.  Wenn 
das  bayrische  Religionsedikt  vorschreibt,  daß  bei  Mischehen  die 
Söhne  der  Religion  des  Vaters  „folgen",  die  Töchter  in  dem 
Glaubensbekenntnis  der  Mutter  „erzogen"  werden  sollen,  so 
möchte  man  allerdings  glauben,  daß  in  derlei  Bestimmungen 
Vorschriften  für  einen  Dauerzustand  gegeben  werden,  daß 
ihr  Sinn  ist:  solange  die  Mutter  einen  Glauben  bekennt, 
soll  ihn  auch  die  Tochter  bekennen,  und  daß  sie  demgemäß 
anwendbar  werden,  sobald  eine  Familie  ihren  Wohnsitz  nach 
Bayern  verlegt,  ohne  Rücksicht  wie  das  Bekenntnis  der 
Tochter  vordem  geordnet  war.  Es  ist  möglich,  daß  eine  der- 
artige Gesetzesvorschrift  den  dauernden  Bekenntnisstand  der 
Familie  im  Auge  hat,  aber  nicht  selbstverständlich  und  auch 
nicht  wahrscheinlich.  Es  ist  möglich,  daß  es  gerade  die  Art 
der  Verteilung  der  Kinder  ist,  die  einen  Staat  zum  gesetzlichen 
Einschreiten  veranlaßt;  wenn  Rußland  bei  Mischehen  eines 
orthodoxen  und  eines  anderen  christlichen  Ehegatten  die 
orthodoxe  Erziehung  der  Kinder  vorschreibt,  so  mag  dazu  eine 
Bevorzugung  des  orthodoxen  Bekenntnisses  geführt  haben,  die 
sich  unbedingt  durchsetzen  will,  auch  bei  Kindern,  die  erst 
später  unter  die  Herrschaft  der  russischen  Gesetze  gelangen. 
Zumeist  aber,  und  in  Deutschland  wohl  regelmäßig,  wird  es 
zunächst  der  Wunsch  sein,  daß  eine  feste  Ordnung  bestehe, 
welche  die  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung  hervorruft; 
dem  Zank  der  Konfessionen  soll  durch  eine  feststehende 
Regelung  ein  für  allemal  vorgebeugt  werden,  und  wenn  der 
Staat  diese  Ordnung  so  vornimmt,  wie  sie  nach  seiner  Auf- 
fassung am  angemessensten  ist  —  er  muß  einer  solchen  Ordnung 
den  oder  jenen  Inhalt  geben  —  so  ist  es  doch  nicht  der  Zweck 
seiner  Vorschriften,  gerade  dem  Maßstab  der  Verteilung,  dessen 
er  selbst  sich  bedient,  in  seinem  Machtgebiet  die  unbedingte 
Anerkennung  zu  verschaffen.  Dann  ist  es  aber  die  Einreihung 
in  ein  Bekenntnis  als  einmaliger  Vorgang,  nicht  das  Be- 
kenntnis der  Kinder  als  Dauerzustand,  welche  den  Gegenstand 
der  rechtlichen  Regelung  bildet,  und  wenn  dieser  Vorgang  sich 

7* 
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abgespielt  hat,  bevor  die  Beteiligten  in  den  Machtkreis  eines 
Staates  eingetreten  sind,  so  kommen  dessen  eigene  Vorschriften 
über  die  Ordnung  des  Bekenntnisstandes  nicht  mehr  zum  Züge. 
Es  soll  nicht  verschwiegen  werden,  daß  manche  Gesetzes- 
bestimmungen zu  Zweifeln  Anlaß  geben,  ob  sie  als  Vorschriften 
über  den  Eintritt  oder  als  Vorschriften  über  die  Zugehörigkeit 
zu  einem  Bekenntnis  gemeint  sind.  Allein  die  Mißstande, 
welche  eine  Auffassung  als  Dauervorschrift  mit  sich  führt,  sind 
so  schwer,  die  Nötigung  zu  einem  Glaubenswechsel,  die  damit 
verbunden  sein  kann,  lediglich  infolge  der  Ortsveränderung,  ist 
so  anstößig,  daß  der  Auslegung  die  gebieterische  Pflicht 
erwächst,  bei  ihren  Ergebnissen  die  Forderungen  der  Billigkeit 
zu  beachten. 

Die  Anwendung  dieser  Sätze  auf  Sonderakte,  Dispensationen, 
Verträge,  Erklärungen,  welche  die  allgemeinen  Vorschriften  über 
die  Einreihung  in  ein  Bekenntnis  modifizieren,  mag  der  späteren 
Erörterung  vorbehalten  bleiben.  Noch  aber  bedarf  hier  ein 
anderer  Punkt  der  Klärung.  Die  Behörden  wenden  auf  Vor- 
gänge, die  sich  vor  der  Wohnsitznahme  im  Inland  (vor  dem 
Erwerb  der  inländischen  Staatsangehörigkeit)  zugetragen,  das 
Recht  des  früheren  Wohnsitzes  (des  vormaligen  Heimatstaates) 
an,  gebrauchen  Zwang,  diesem  Recht  Beachtung  zu  verschaffen. 
Und  doch  handelt  es  sich  bei  den  Zwangsvorschriften  des  früheren 
Wohnsitzes  um  ein  Pflichtenverhältnis,  das  die  Familie  nur 
jenem  Staat  gegenüber  bindet,  für  den  Staat  des  neuen  Wohn- 
sitzes um  eine  Beziehung,  die  ihm  fremd  ist  und  seine  Behörden 
nicht  zur  Tätigkeit  berufen  kann? 

In  der  Tat,  wenn  ein  Berliner  mit  seinen  Kindern  den 
Wohnsitz  nach  München  verlegt,  und  die  Töchter  folgen  auch 
hier  nach  preußischem  Recht  dem  Bekenntnis  des  Vaters,  wenn 
die  bayrischen  Verwaltungsbehörden  berufen  werden,  einen  über 
das  Bekenntnis  entstehenden  Streit  zu  entscheiden,  und  dem 
Urteil  zur  zwangsweisen  Verwirklichung  zu  verhelfen,  so  ist  es 
nicht  eine  preußische,  sondern  eine  bayrische  Angelegenheit, 
mit  der  sie  sich  befassen.  Nicht  das  Pflichtenverhältnis,  in  dem 
die  Familie  zu  Preußen  steht,  sondern  der  gegenwärtige  Religions- 
stand in  Bayern  ist  es,  der  die  Behörden  zur  Tätigkeit  ruft. 
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Durch  die  Wohnsitznahme  in  Bayern  sind  die  Töchter  Mitglied 
einer  bayrischen  Religionsgesellschaft  geworden,  dies  Verhältnis 
bildet  den  Gegenstand  staatlicher  Einmischung.  Sie  sind  aber 
Mitglieder  derjenigen  Religionsgesellschaft  geworden,  der  sie 
bei  ihrem  Eintritt  in  Bayern  rechtmäßig  angehört  haben.  Und 
deshalb  haben  sich  die  bayrischen  Behörden  auch  um  den 
früheren  Rechtszustand  zu  bekümmern.  Es  ist  keine  Kollisions- 
norm, die  einfach  für  frühere  Vorgänge  das  Recht  eines  fremden 
Staats  für  anwendbar  erklärte,  nicht  der  Wille  Preußens,  das 
Bekenntnis  in  bestimmtem  Sinn  zu  ordnen,  dem  nun  auch  in 
Bayern  Rechnung  zu  tragen  wäre.  Sondern  es  ist  ein  Satz 
des  bayrischen  Rechts,  daß  zuziehende  Fremde  der  Glaubens- 
gesellschaft eingereiht  werden,  der  sie  entsprechend  nach  dem 
Recht  des  früheren  Wohnsitzes  angehört  haben.  Es  bedeutet 
einen  Präjudizialpunkt  nach  dem  Recht  Bayerns,  wie  die  Kon- 
fessionszugehörigkeit nach  dem  Recht  des  früher  zuständigen 
Staats  beschaffen  war,  und  darum,  nach  dem  Willen  Bayerns, 
bedarf  es  einer  Prüfung  des  öffentlichrechtlichen  Verhältnisses, 
in  dem  die  Beteiligten  gegenüber  Preußen  gestanden  waren, 
und  ist  dies  Verhältnis  auch  in  Bayern  nach  preußischen  Ge- 
setzen zu  beurteilen.^) 

Die  präjudizielle  Verweisung  geht  auf  das  Bekenntnis, 
welchem  die  Beteiligten  nach  dem  Recht  des  früher  zuständigen 
Staats  angehört  haben.^)  Für  die  Bemessung  dieser  Zuständigkeit 
aber  gibt  es  keine  transzendenten  Normen,  der  Staat  kann  da 


^)  Entsprechend,  wo  das  Inland  zuständig  wird,  ohne  daß  ein  Uehertritt 
in  eine  Glanbensgesellschaft  des  Inlands  stattfindet.  Wenn  eine  Familie  in 
Berlin  ihren  Wohnsitz  hat,  und  eine  Tochter  kommt  znr  Erziehung  nach 
München,  so  behält  die  Tochter  das  Bekenntnis  des  Vaters  deshalb,  weil  das 
Kind  am  Erziehungsort  an  dem  kirchlichen  Leben  desjenigen  Bekenntnisses 
teilnimmt,  dem  es  bei  der  Verbringung  in  das  Inland  angehört  hat;  also  auch 
hier  die  präjudizielle  Verweisung  au!  den  Bekenntnisstand,  wie  er  nach 
fremdem  Recht  sich  gestaltet  hat.  Die  gleiche  Lösung  wäre  auch  dann  ge- 
geben, wenn  man  mit  einigen  Schriftstellern  annehmen  müßte,  daß  bei  einem 
Wohnsitzwechsel  nicht  notwendig  ein  Uebertritt  in  die  entsprechende  Glaubens- 
gesellschaft des  neuen  Wohnortes  statthaben  müsse,  und  es  hätte  jemand  von 
diesem  Vorbehalt  Gebranch  gemacht. 

2)  Oder  kraft  Rechtens  hätten  angehören  sollen.    Vgl'  oben  S.  92  f. 
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nur  die  Begrenzung  seiner  eigenen  Zuständigkeit  2nim  Maßstab 
nehmen  und  ihn  auf  die  Tätigkeit  anderer  Staaten  übertragen, 
ähnlich  wie  im  Zivilprozeß  ausländische  Urteile  vollstreckt 
werden,  wenn  der  urteilende  Staat  nach  inländischen  Gesetzen 
die  Zuständigkeit  besessen  hat.  .  Ein  Sachse  hat  in  Oesterreich 
gewohnt  und  verlegt  den  Wohnsitz  nach  Bayern ;  man  wird  in 
Bayern  das  Bekenntnis  der  mitzugewanderten  Kinder  nach 
österreichischem  Recht  bemessen  müssen,  wiewohl  Sachsen  und 
Oesterreich  ihrerseits  vom  Heimatprinzip  ausgehen. 

Die  Grenze  zwischen  der  Anwendung  des  neuen  und  des 
alten  Rechts  wird  nach  dem  Vorstehenden  bestimmt  durch  den 
Zeitpunkt  des  ersten  Eintritts  in  eine  Glaubensgesellschaft. 
Fällt  dieser  Eintritt  in  die  Zeit  nach  der  Wohnsitznahme  im 
Inland,  so  hat  über  die  Zuteilung  zu  einer  Glaubensgesellschaft 
ausschließlich  das  Recht  des  Inlands  zu  befinden;  ist  das  Kind 
bereits  mit  einem  Bekenntnis  ins  Land  gekommen,  so  entscheiden 
über  die  rechtmäßige  Einreihung  in  dies  Bekenntnis  die  früheren 
Gesetze.  Die  Praxis  der  deutschen  Gerichte  weicht,  wie  unten 
bei  Erörterung  der  Erziehungsverträge  auszuführen,  von  dieser 
Grenzbestimmung  zum  Teil  erheblich  ab.  Sehr  nahe  dagegen 
kommen  ihr  die  beiden  braunschweigischen  Gesetze  von  1867 
und  1902,  welche  die  fortdauernde  Geltung  des  früheren  Rechts 
davon  abhängig  machen,  daß  vor  dem  Zuzug  der  Eltern  ins 
Land  ein  Kind  geboren  wurde. 

9.  Dispensationen,  Verträge,  Erklärungen  im 
besondern. 
Wenn  in  den  vorausgehenden  Ausführungen  untersucht 
wurde,  ob  die  Zwangsvorschriften  über  religiöse  Erziehung 
personal  oder  territorial,  nach  den  Verhältnissen  des  Zöglings 
oder  des  Erziehungsberechtigten  zur  Anwendung  kommen,  ob 
bei  einem  Statutenwechsel  altes  oder  neues  Recht  zur  Geltung 
gelangt,  so  haben  sich  diese  Untersuchungen  zunächst  auf  die 
allgemeinen  Rechtssätze  bezogen,  welche  berufen  sind,  das 
streitige  Bekenntnis  zu  ordnen.  Neben  dieser  allgemeinen  Ord- 
nung durch  Rechtssätze  aber  ist  mannigfach  eine  Abweichung 
für  den  einzelnen  Fall  nachgelassen,  sei  es  durch  einen  Ver- 
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waltungsakt  der  Behörden,  sei  es  durch  eine  Rechtshandlung 
von  Privaten:  Dispensation,  Verträge  der  Eltern,  Erklärungen 
des  Vaters  bedürfen  noch  einer  Einreihung  in  jene  Grundsätze. 
Bedeuten  nun  aber  Dispensation,  Vertrag,  Erklärung  eine  Ab- 
weichung von  der  Ordnung,  die  für  einen  Fall  sonst  maßgebend 
wäre,  so  muß  ihre  Wirksamkeit  abhängen  von  der  Anwendbar- 
keit eben  der  Ordnung,  die  sie  für  den  einzelnen  Fall  durch- 
brechen. Der  Grundsatz  ist  einfach,  seine  Durchführung  im 
einzelnen  kann  zu  Schwierigkeiten  fähren. 

a)  Dispensationen  von  Vorschriften  über  religiöse  Erziehung 
müssen  in  dem  Staat  erteilt  werden,  dessen  Herrschaft  die  Er- 
ziehung unterworfen  ist.  Wohnt  ein  Sachse  in  Bayern,  so  wird 
er  sich  hier  vergeblich  auf  eine  Dispensation  berufen,  die  ihm 
in  Sachsen  gewährt  wurde;  denn  Bayern  nimmt  bei  den  im 
Land  wohnenden  Familien  die  Ordnung  des  Bekenntnisses 
durchaus  für  sich  in  Anspruch.  Hatte  aber  die  Familie  zuvor 
in  Sachsen  ihren  Wohnsitz  und  ist,  nachdem  sie  eine  Dispensation 
erlangt,  nach  Bayern  verzogen,  so  wird  auch  der  neue  Wohn- 
sitz dieser  Befreiung  Rechnung  zu  tragen  haben,  das  Kind  ist 
mit  dem  durch  die  Dispensation  bestimmten  Bekenntnis  ins  Land 
gekommen. 

Verwickelter  liegen  die  'Dinge  da,  wo  ein  Staat  sich  auf 
den  Boden  des  Heimatprinzips  stellt  und  auf  Ausländer  im  In- 
land deren  heimatliches  Recht  anwendet.  Der  Braunschweiger 
sachsischen  Wohnsitzes  steht  in  Sachsen  unter  braunschweigischen 
Gesetzen.  Eine  Dispensation  aber  von  beengenden  Vorschriften 
hat  er  zunächst  in  Sachsen  nachzusuchen.  Die  überraschende 
Aufstellung  wird  einleuchten,  wenn  man  sich  die  Tragweite 
solcher  Kollisionslösungen  klarmacht.  Wenn  Sachsen  auf  Aus- 
länder im  Inland  die  ausländischen  Gesetze  über  religiöse  Er- 
ziehung anwendet,  so  geschieht  das  nicht,  weil  der  Heimatstaat 
dieser  Personen  zuständig  wäre,  den  Sachverhalt  seinerseits  zu 
ordnen,  es  handelt  sich,  wie  früher  gezeigt  wurde,  um  ein 
öffentlichrechtliches  Verhältnis  des  Ausländers  zu  Sachsen,  und 
nur  das  Maß  seiner  Verpflichtungen  gegen  den  sächsischen  Staat 
findet  dieser  für  gut  nach  dem  Maßstab  zu  bemessen,  der  im 
gleichen  Fall  zwischen  dem  Ausländer  und  seinem  Heimatstaat 
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verwendet  würde.  Es  liegt  in  Wahrheit  also  eine  sächsische 
Angelegenheit  vor,  und  Sachsen  muß  darnach  auch  befugt  sein, 
im  Wege  der  Dispensation  auf  sie  einzuwirken.  Daneben  aller- 
dings könnte  in  Frage  kommen,  ob  nicht  eine  Dispensation  im 
Heimatstaat  am  Wohnort  gleichfalls  anzuerkennen  wäre.  Freilich 
nicht  deshalb,  weil  der  Heimatstaat  von  sich  aus  Zuständigkeit 
besäße,  in  das  Verhältnis  abändernd  einzugreifen.  Allein  wenn 
ein  Staat  in  die  Ordnung  der  religiösen  Erziehung  die  Ein- 
richtung der  Dispensation  eigens  aufnimmt,  so  geschieht  das 
regelmäßig  darum,  weil  seine  Zwangsbestimmungen  ungewöhn- 
lich scharf  sind,  ihre  Anwendung  auf  ungeeignete  Fälle  aber 
durch  besonderen  Yerwaltungsakt  nachgelassen  werden  soll. 
Der  Inhalt  der  allgemeinen  Vorschriften  und  die  Möglichkeit 
einer  Dispensation  von  ihnen  bilden  sonach  ein  organisches 
Ganzes,  und  es  darf  vielleicht  angenommen  werden,  daß  die- 
selbe materiellrechtliche  Verweisung,  welche  auf  die  Anwendung 
des  heimatlichen  Rechtes  hinweist,  auch  eine  Dispensation  in 
diesem  Staat  mitumfaßt. 

Ganz  ähnlich  liegen  die  Dinge  bei  einem  Statutenwechsel, 
wenn  nach  der  Niederlassung  im  neuen  Rechtsgebiet  eine  Dis- 
pensation erwirkt  werden  soll.  Auch  hier  steht  das  Bekenntnis 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Wohnsitzes,  hier  muß  über  die 
nachgesuchte  Befreiung  entschieden  werden.  Empfängt  aber 
der  Bekenntnisstand  am  neuen  Wohnsitz  seine  Regelung  durch 
die  Gesetze  des  früheren  Wohnorts,  so  geht  die  Verweisung 
auf  Rechtssätze,  die  nach  materiellem  Recht  dispensabel  sind, 
und  es  mag  dann  auch  eine  Befreiung,  die  in  jenem  Staat 
tatsächlich  gewährt  wurde,  Anerkennung  finden,  zumal  da  die 
Gesetze  des  neuen  Wohnsitzes  möglicherweise  die  Einrichtung 
der  Dispensation  gar  nicht  vorsehen. 

Ein  beträchtlicher  Teil  dieser  Fragen  ist  bei  einem  in 
Braunschweig  verhandelten  FalP)  praktisch  geworden.  Ein 
protestantischer  Sachse  hatte  in  Dresden  eine  Katholikin  ge- 
heiratet, verlegt  seinen  Wohnsitz  nach  Braunschweig  und  macht 
hier    entsprechend     dem    mehrerwähnten    braunschweigischen 


1)  Schmidt  431 ->. 
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Gesetz,  welches  zuziehenden  Familien  das  Recht  des  Ehe- 
schließongsortes  vorbehält,  Anzeige,  daß  er  seine  Kinder  katho- 
lisch erziehen  wolle.  Bezüglich  des  ältesten  legt  er  eine  Dis- 
pensation des  Königs  von  Sachsen  vor,  die  Anerkennung  findet, 
bezüglich  der  beiden  jüngeren  aber  verlangt  das  Konsistorium 
Dispensation  „im  hiesigen  Lande^.  Der  Vater  bezieht  das  miß- 
verständlich auf  Sachsen  und  sucht  dort  um  Dispensation  nach, 
die  verweigert  wird,  da  im  vorliegenden  Fall  nach  sächsischem 
Recht  ein  Vertrag  unter  den  Ehegatten  zulässig  sei,  dem  der 
gewünschte  Inhalt  gegeben  werden  könne.  Ein  solcher  Vertrag 
wird  nun  von  einem  preußischen  Amtsgericht  beurkundet  und 
schließlich  auch  in  Braunschweig  anerkannt. 

b)  Wo  eine  Gesetzgebung  den  Ehegatten  die  Befugnis  ein- 
räumtj  Verträge  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  ab- 
zuschließen, da  kommt  solchen  Verträgen  juristisch  eine  doppelte 
Bedeutung  zu.  Das  Gesetz  gestattet  den  Eltern,  auf  Grund  des 
Vertrags  von  den  allgemeinen  Vorschriften  über  religiöse  Er- 
ziehung abzuweichen,  und  es  bindet  die  Eltern  wechselseitig  an 
die  vereinbarte  Abweichung,  zuweilen  endgültig,  jedenfalls  aber, 
solange  sie  nicht  unter  sich  zur  Einigung  über  eine  Abänderung 
des  Vertrags  gelangen.  Was  nun  zunächst  diese  Bindung  be- 
trifft, so  kann  sie  als  eine  Wirkung  in  die  Zukunft  nur  solange 
zur  Geltung  kommen,  als  die  Rechtsordnung  überhaupt  maß- 
gebend bleibt,  welche  die  Bindung  vorschreibt.  In  der  bay- 
rischen Pfalz  konnten  bis  1900  Erziehungsverträge  nur  vor  der 
Eheschließung  vereinbart  werden;  verlegten  die  Eheleute  ihren 
Wohnsitz  aber  nach  München,  so  ist  damit  auch  der  neuerliche 
Abschluß  von  Verträgen  zulässig  geworden.^)  In  diesem  Zu- 
sammenhang erlangen  auch  Bestimmungen  wie  die  des  preußischen 
Landrechts,  der  Hannoverschen  Verordnung  von  1826  Bedeutung, 
welche  den  Abschluß  von  Erziehungsverträgen  ausdrücklich 
untersagen.  Wenn  ein  sächsisches  Ehepaar  unter  Erwerb  der 
preußischen  Staatsangehörigkeit  den  Wohnsitz  von  Dresden  nach 


1)  Eine  Entscheidung  des  bayrischen  Verwaltungsgerichtshofs  vom 
3.  11.  1889  Samml.  11,  141  schwankt,  ob  es  hier  au!  das  Recht  des  ersten 
oder  des  zweiten  Wohnsitzes  ankommen  solle.  Eine  solche  vom  22.  6.  04 
Samml.  25,  384  entscheidet  sich  für  das  Recht  des  neuen  Wohnsitzes. 
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Berlin  verlegt,  so  kann  ein  in  Sachsen  abgeschlossener  Er- 
ziehungsvertrag in  Preußen  keine  Anerkennung  finden.  Aller- 
dings nicht  deshalb,^)  weil  ein  solches  Verbot  des  Vertrags- 
schlusses von  besonders  „zwingender"  Bedeutung  wäre;  allein 
das  Verbot  bezweckt,  dem  Erziehungsberechtigten  die  dauernde 
Freiheit  der  Bekenntnisbestimmung  vorzubehalten,  und  muß 
darum  maßgebend  werden,  sobald  die  Familie  in  dies  Rechts- 
gebiet eintritt. 

Ihren  Schwerpunkt  indessen  hat  die  Zulassung  von  Er- 
ziehungsverträgen auf  der  andern  Seite:  daß  auf  Grund  des 
Einverständnisses  der  Eltern  Abweichungen  von  den  allgemeinen 
Zwangsvorschriften  über  religiöse  Erziehung  überhaupt  zulässig 
werden.  Insoweit  bilden  die  Vorschriften  über  Verträge  einen 
unlöslichen  Teil  der  Gesamtbestimmungen  über  religiöse  Er- 
ziehung und  schöpfen  ihre  Verbindlichkeit  eben  daraus,  daß 
die  Rechtsordnung,  welche  ihre  Zulässigkeit  erklärt,  auf  den 
im  Vertrag  vorgesehenen  Fall  zur  Anwendung  gelangt.  Auch 
die  Verträge  beziehen  sich  demgemäß  auf  das  Subjektions- 
verhältnis der  Beteiligten  unter  eine  bestimmte  Staatsgewalt. 
Wenn  aber  diese  Staatsgewalt  fremde  Gesetze  zur  Richtschnur 
der  eigenen  Forderungen  nimmt,  so  haben  die  Verträge  — 
anders  als  Dispensationen  —  ihren  Platz  ausschließlich  auf 
Seiten  der  angewandten  Gesetze.  Es  bildet  einen  Teil  ilires 
materiellrechtlichen  Inhalts,  daß  diese  Gesetze  durch  Vertrag 
abgeändert  werden  können;  der  Abschluß  solcher  Verträge 
aber  als  Vorgang  ist,  von  Privaten  vorgenommen,  ohne  staats- 
rechtliches Interesse,  während  die  Gewährung  der  Dispensationen 
eine  selbständige  Ausübung  der  Staatsgewalt  bedeutet. 

So  ist  also  die  Wirksamkeit  von  Erziehungsverträgen 
grundsätzlich  nach  denjenigen  Gesetzen  zu  beurteilen,  welche 
auch  ohne  Abschluß  eines  Vertrags  zur  Anwendung  gelangen 
würden.  Wo  inländisches  Recht  gilt,  kann  auch  über  Verträge 
nur  inländisches  Recht  entscheiden/^)    Gelangen  im  Inland  aber 

1)  fcio  Schmidt  447. 

'^)  Beachtenswert  Verfügungen  der  Kreisdirektion  Leipgig  29.  6.  und 
7.  8.  1874,  Schmidt  3232.  Entsch.  des  bayrischen  Verwaltungsgerichtshofs 
vom  18.  4.  1884,  3.  11.  1889  (anders  die  erste  Instanz),  22.  6.  04  Samm- 
lung 5,  179;  11,  141;  25,  384. 
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ansländische  Gesetze  zur  Anwendung,  so  sind  im  gleichen  Um- 
fang auch  Erziehungsverträge  diesen  Gesetzen  zu  unterstellen. 
Das  gilt  auch  dann,  wenn  die  Einrichtung  der  Verträge  zwar 
in  den  ausländischen  Gesetzen  zugelassen,  dem  Inlandrecht 
aber  unbekannt  ist,^)  sofern  nur  die  Vorschriften  dieses  Rechts 
Aber  Abänderlichkeit  der  Bekenntnisbestimmung  das  Ergebnis 
nicht  beeinflussen.  Wenn  ein  sächsisches  Ehepaar  in  Berlin 
wohnt  und  hier  dem  sächsischen  Recht  unterstellt  wird,  so  hat 
der  preußische  Richter  auch  einem  Erziehungsvertrag  der  Ehe- 
gatten Rechnung  zu  tragen. 

Die  Regel,  daß  ein  Erziehungsvertrag  unter  denjenigen 
Gesetzen  steht,  welche  für  die  Erziehung  auch  ohne  seinen 
Abschluß  gelten  würden,  bewährt  sich,  wenn  ein  Staat  auf 
Ausländer  im  Inland  deren  heimatliche  Gesetze  anwendet. 
Freilich  auch  nur  dann,  wenn  er  sie  dem  heimischen  Recht 
unterstellt.  Es  wurde  früher  (oben  8.  78)  der  eigentümlichen 
Schwankungen  gedacht,  welche  in  dieser  Hinsicht  der  sächsischen 
Praxis  eigen  sind;  zum  Teil  unterwirft  sie  die  religiöse  Er- 
ziehung in  ausländischen  Familien  deren  heimatlichen  Gesetzen, 
zum  Teil  erklärt  sie  ihnen  gegenüber  den  sächsischen  Staat 
für  unbeteiligt.  Dem  entspricht  es  denn  auch  vollständig, 
wenn  sie  Erziehungsverträge  zum  Teil  (nach  den  ausländischen 
Gesetzen)  anerkennt,  zum  Teil  ihnen  rechtliche  Bedeutung 
abspricht. 

Die  Regel  von  dem  für  Erziehungsverträge  maßgebenden 
Recht  empfängt  ihre  wesentliche  Bedeutung  bei  einem  Statuten- 
wechsel. Ist  ein  solcher  Vertrag  vor  der  Wohnsitznahme  im 
Inland  geschlossen  worden  und  vor  diesem  Zeitpunkt  zum  Voll- 
zug gelangt,  so  bleibt  das  Kind  unter  der  vorgesehenen  Ord- 
nung, und  es  muß  bei  einer  Prüfung  seines  Bekenntnisstandes 
im  Inland  ein  solcher  Vertrag  nach  allen  Richtungen  auf  Grund 
des  vor  der  Wohnsitznahme  geltenden  Rechts  beurteilt  werden. 
Die  bayrische  Praxis  hat  diesen  Satz  besonders  für  die  Form 


^)  Zutreffend  angenommen  in  dem  oben  mitgeteilten  Brannschweiger 
FaU  (wobei  freilich  die  Anerkennung  eines  Vertragsschlusses  in  PreuBen  mit 
dem  angewendeten  sächsischen  Recht  nicht  mehr  vereinbar  ist).  Ebenso 
V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  I,  533 f 
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der  vor  dem  Zuzug  geschlossenen  Verträge  durchgeführt/)  aber 
freilich  zuweilen  mit  Gründen,  die  Bedenken  erwecken.  Das 
bayrische  Religionsedikt  fordert  (nach  der  herrschenden  Aus- 
legung) für  Erziehungsverträge  die  Gestalt  von  Ehevertragen, 
deren  Giltigkeit  „sowohl  in  Rücksicht  ihrer  Form  als  der  Zeit 
der  Errichtung  lediglich  nach  den  bürgerlichen  Gesetzen"  zu 
beurteilen  ist.  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  hat  der  Ver- 
waltungsgerichtshof wiederholt^)  Vereinbarungen  über  die 
religiöse  Kindererziehung  für  unbeachtlich  erklärt,  die,  vor  der 
Niederlassung  in  Bayern  abgeschlossen,  zwar  den  Vorschriften 
des  früheren  Wohnsitzes  über  Eheverträge,  aber  nicht  jenen 
über  Erziehungsverträge  entsprochen  haben.  Die  Entscheidungen 
sind  mißlich,  da  die  bayrische  Verfassung  an  jener  Stelle  doch 
unzweideutig  auf  die  Vorschriften  über  Eheverträge,  nicht  auf 
irgend  welche  andere  Bestimmungen  der  maßgebenden  Rechts- 
ordnung verweist.^)  Vor  allem  aber:  daß  Erziehungsvertrüige 
die  Form  von  Eheverträgen  haben  sollen,  ist  eine  Vorschrift 
des  materiellen  bayrischen  Rechts;  wie  kommt  Bayern  dazu, 
diese  Vorschrift  anzuwenden  auf  Verträge,  die  zur  Zeit  ihrer 
Errichtung  und  ihres  Vollzugs  einer  anderen  Rechtsordnung 
unterstellt  waren?  —  Dieselbe  Lösung,  wo  die  zeitliche  Zu- 
lässigkeit  einer  Vereinbarung  eingeschränkt  ist.*)  In  der 
bayrischen  Pfalz  konnten  bis  1900  Erziehungsverträge  nur  vor 
Abschluß  der  Ehe  errichtet  werden;  ein  dem  entgegen  ein- 
gegangener Vertrag  vermag  im  rechtsrheinischen  Bayern  nicht 
anerkannt  zu  werden,  auch  wenn  die  Eheleute  später  ihren 
Wohnsitz  dorthin  verlegen. 


1)  Vgl.  oben  S.  96,  Anm.  5.    Ebenso  Schmidt  451. 

2)  Sammlung  11,  433;  18,  227. 

3)  Vgl.  darüber  oben  S.  60,  Anm.  1. 

^)  Ebenso  Schmidt  451.  Wenn  Schmidt  das  Beispiel  anführt,  daß 
Eltern  an  ihrem  Wohnsitz  Nürnberg  einen  Vertrag  über  ihre  bereits  6  J&hre 
alten  Kinder  abschließen  und  dann  den  Wohnsitz  nach  Sachsen  verlegen,  so 
ist  die  Entscheidung,  daß  der  Vertrag  auch  in  Sachsen  anzuerkennen,  aller- 
dings zutreffend.  Aber  nicht,  weil  es  sich  um  eine  Vorschrift  über  die  zeit- 
liche Zulässigkeit  von  Verträgen  handelt,  sondern  um  den  Schutz  älterer 
Kinder  gegen  einen  Olaubenswecbsel,  der  jeweils  der  herrschenden  Rechts- 
ordnung unterstellt  ist. 
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Eine  wesentliche  Verschiedenheit  dagegen  trennt  uns  von 
der  herrschenden  Anschauung  hinsichtlich  des  Zeitpunktes 
dieser  Abgrenzung.  Es  wird  bei  Verträgen  das  maßgebende 
Becht  ganz  allgemein  darnach  bestimmt,  ob  der  Vertrags- 
seh  laß  Yor  oder  nach  dem  Statutenwechsel  stattgefunden  hat.^) 
Und  doch  besitzen  solche  Erziehungsverträge  noch  keinen  selbst- 
ständigen Inhalt,  der  staatlichen  Schutzes  bedürfte;  sie  sind 
zunächst  nur  Modifikationen  staatlicher  Rechtssätze,  die  erst 
dann  für  den  Staat  Bedeutung  erhalten,  wenn  auch  die  von 
ihnen  modifizierten  Rechtssätze  zur  Anwendung  gelangen  würden : 
wenn  es  sich  darum  handelt,  entsprechend  dem  Vertrag  ein 
Kind  dem  vereinbarten  Bekenntnis  zuzuführen.  Die  Frage 
wird  vor  allem  praktisch,  wenn  Brautleute  einen  Erziehungs- 
vertrag vereinbaren  und  vor  der  Geburt  eines  Kindes  den 
Wohnsitz  ändern.  Der  aufnehmende  Staat  wendet  auf  die 
religiöse  Erziehung  das  frühere  Recht  nur  dann  an,  wenn  ein 
Kind  bereits  mit  einem  Bekenntnis  ins  Land  kommt,  denn  nur 
dann  erhebt  sich  die  Präjudizialfrage,  welches  dies  Bekenntnis 
gewesen  ist.  Auf  Kinder,  welche  erst  im  Inland  einer  Glaubens- 
gesellschaft zugeführt  werden,  kann  einzig  das  Recht  des  In- 
landes zur  Anwendung  kommen  und  nur  das  Recht  des  Inlands 
kann  bestimmen,  wie  weit  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
eine  Abweichung  von  seinen  Vorschriften  durch  Vertrag  zu- 
lässig ist. 

c)  Andere  Gesetzgebungen  kennen  an  Stelle  der  Verträge 
eine  rechtsförmliche  Erklärung  über  die  religiöse  Erziehung 
von  Seiten  des  Vaters.  Auch  hier  ist  mit  solchen  Erklärungen 
zuweilen  eine  Bindung  für  die  Zukunft  verknüpft,  und  das 
Kammergericht  ^)  hat  zutreffend  entschieden,  daß  über  die  Ab- 
änderlichkeit  einer  solchen  Erklärung  im  Falle  eines  Wohnsitz- 
wechsels das  neue  Recht  zu  entscheiden  habe. 

Im  übrigen  aber  ist  auch  hier  die  Erklärung  vor  allem 
als  eine  Abweichung  von  den  sonst  geltenden  Rechtssätzen  zu 
würdigen,  und  es  gilt  auch  hier,  daß  ihre  Wirksamkeit  davon 

1)  Für  Vertragsschlüsse  nach  dem  Statutenwechsel  die  oben  S.  106, 
Anm.  2  angeführten  urteile  des  bayrischen  Verwaltangsgerichtshofs. 

2)  Beschluß  vom  23. 11.  05  Ztsch.  XIV  312. 
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abhängt,  ob  die  Rechtsordnung,  welche  sie  zuläßt,  auf  den  Fall 
überhaupt  zur  Anwendung  kommt.  Das  Kammergericht  hat  in 
dem  eben  angeführten  Fall  richtig  angenommen,  daß  eine  vor 
dem  Eintritt  in  das  preußische  Rechtsgebiet  abgegebene  Er- 
klärung den  Formvorschriften  des  vordem  geltenden  Rechts 
entsprechen  müsse.  Aber  freilich  auch  hier  bleibt  zu  beachten, 
daß  es  nicht  der  Zeitpunkt  der  Erklärung  ist,  welcher  das 
zeitlich  maßgebende  Recht  bezeichnet,  sondern  daß  es  der  Ver- 
wirklichung des  ausgesprochenen  Willens  bei  Geburt  eines 
Kindes  bedarf,  um  einer  vor  der  Aenderung  des  Wohnsitzes  ab- 
gegebenen Erklärung  die  Wirksamkeit  für  das  Inland  zu  sichern. 
d)  Ein  Gesichtspunkt,  welcher  das  Recht  der  Verträge  and 
Erklärungen  beeinflussen  könnte,  ist  zu  besonderer  Erörterung 
zurückgestellt  worden,  die  Frage,  ob  etwa  auf  die  Form  dieser 
Rechtshandlungen  der  Satz  locus  regit  actum  Anwendung 
finden  dürfe.  Er  wird  von  Schmidt  (S.  451)  beigezogen,  um 
darzutun,  daß  die  Forragültigkeit  von  Verträgen,  welche  vor 
einem  Wohnsitzwechsel  geschlossen  wurden,  unter  dem  früher 
geltenden  Recht  stehe,  ^)  und  der  eben  angeführte  Beschluß  des 
Kammergerichts  ruft  ihn  an,  als  eine  Erklärung  über  das 
Bekenntnis  am  früheren  Wohnsitz  Braunschweig  vor  der  Ver- 
waltungsbehörde abgegeben  wurde,  während  das  Recht  des 
späteren  Wohnsitzes  Hildesheim  Erklärung  vor  Gericht  fordert, 
mit  der  ausdrücklichen  Begründung,  daß  es  sich  dabei  „nicht 
so  um  die  Zulässigkeit  einer  Regelung  der  religiösen  Erziehung 
durch  Reclitsakte,  als  vielmehr  um  deren  Form"  handle.  Der 
bayrische  Verwaltungsgerichtshof  ^)  prüft  die  Wirksamkeit  eines 
Erziehungsvertrags,  der,  nach  einem  Wohnsitzwechsel  geschlossen, 
einen  vorher  vereinbarten  Vertrag  abgeändert  hatte,  und  ver- 
weist bezüglich  seiner  Form  auf  jene  Regel,  wiewohl  im 
übrigen  dahingestellt  bleibt,  ob  die  Zulässigkeit  eines  zweiten 
Vertrages  nicht  fortdauernd  unter  den  Gesetzen  des  ersten 
Wohnsitzes    stehe.      Und    wenn    spätere    Entscheidungen    des 


1)  Wenn  aber  der  Vertrag  während  der  Herrschaft  des  früheren  Hechtes 
an  einem  andern  als  dem  Wohnort  der  Beteiligten  geschlossen  wurde? 

2)  Entsch.  vom  3.  11.  1899,  Sammlang  11,  141. 
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Gerichtshofes^)  von  einer  Verwendung  des  Grundsatzes  ab- 
sehen, weil  er  nach  bayrischem  Recht  auch  bei  Eheverträgen 
nicht  Anwendung  finde,  so  ist  diese  Einschränkung  jedenfalls 
gegenwärtig  hinfällig  geworden,  wo  auch  für  Eheverträge 
Art.  11  des  EG  z.  BGB  maßgebend  ist.^ 

Dagegen  bemerkt  ein  ungenannter  bayrischer  Verfasser^) 
einmal,  der  Satz  locus  regit  actum  könne  auf  Erziehungs- 
verträge keine  Anwendung  finden,  „er  paßt  nicht  auf  Gesetze, 
die  aus  Rücksichten  vormundschaftlicher  Obhut  oder  überhaupt 
des  allgemeinen  Besten  besondere  Formvorschriften  aufstellen". 
Und  was  dort  unbestimmt  empfunden,  kann  hier  bestimmt  formuliert 
werden:  es  handelt  sich  bei  einer  Zwangsordnung  des  Bekennt- 
nisses um  öffentliches  Recht,  für  das  öffentliche  Recht  aber  ist 
der  Satz  nicht  zu  gebrauchen.  Er  ist  nicht  zu  gebrauchen, 
wenn  er,  wie  meistens,  als  Kollisionsnorm  gedacht  ist,  denn  es 
gibt  im  Bereich  des  öffentlichen  Rechts  keine  Kollisionsnormen. 
Aber  auch  wo  ihm  nur  die  Bedeutung  einer  materiellrechtlichen 
Verweisung  zukommt,^)  kann  ihn  eine  vernünftige  Auslegung 
nicht  auf  Verträge  und  Erklärungen  über  religiöse  Erziehung 
ausdehnen,  da  doch  Beschränkungen  der  Staatsgewalt  in  Frage 
sind,  deren  Möglichkeit  ein  Staat  nicht  leicht  der  Bestimmung 
eines  fremden  Staates  überlassen  wird. 

10.   Bekenntnisfreiheit. 
Die   gesamten    im   vorstehenden    gegebenen   Ausführungen 
haben  die  Abgrenzung  solcher  staatlicher  Ordnungen  zum  Gegen- 


1)  Vom  17.  3.  1897,  vgl.  auch  jene  vom  23.  12.  03,  Sammlung  18,  227; 
25,  138. 

2j  So  auch  von  der  PfordteUj  Blätter  für  administrative  Praxis  bOy 
185,  mit  dem  Bemerken,  es  gentige  nunmehr  die  Einhaltung  der  lex  loci 
actus  gemäß  Art.  11 1  Satz  2  EG.  „Es  ist  daher  nicht  nötig,  auf  die  ver- 
zwickte Frage  einzugehen,  wie  sich  die  Anwendung  des  ziemlich  unklar 
gehaltenen  Satzes  1  a.  a.  0.  gestaltet".  Wenn  aber  der  geschlossene  Ver- 
trag den  Anforderungen  der  lex  loci  actus  nicht  entspricht? 

3)  Blätter  für  administrative  Praxis  35,  388. 

^)  In  dem  Sinn,  daß  gerade  das  an  sich  anzuwendende  Gesetz  es  vor- 
zieht, seine  Vorschriften  nach  dem  zu  bemessen,  was  am  Errichtungsort 
vorgeschrieben  ist.  Vergl.  darüber  Zitelmann,  Internationales  Privat- 
recht 2,  143  ff. 
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stand,  welche  bei  der  Erziehung  der  Kinder  Bekenntniszwang 
üben.  Wie  aber  sollen  sich  nun  Gesetzgebungen  voneinander 
abgrenzen,  welche  Bekenntnisfreiheit  gewähren?  Die  Literatur 
ist  einstimmig  in  der  Antwort,  daß  hier  das  Personalstatut  zu 
entscheiden  habe.  ^)  Und  doch  kann  dem  nur  mit  Vorbehalt 
zugestimmt  werden.  Es  wurde  oben  (S.  61  f.)  versucht,  dar- 
zutun, daß  es  auch  bei  diesen  Gesetzgebungen  das  öffentliche 
Recht  ist,  welches  dem  Erziehungsberechtigten  die  Freiheit 
tiberträgt,  die  Konfession  des  Kindes  nach  seinem  Ermessen 
zu  bestimmen.  Die  Möglichkeit  aber,  Bekenntnisfreiheit  zu  ge- 
währen, hat  ein  Staat  zunächst  nur  da,  wo  er  auch  Bekenntnis- 
zwang üben  konnte;  auch  die  Vorschrift,  daß  über  das  Be- 
kenntnis der  Erziehungsberechtigte  zu  entscheiden  habe,  gilt 
territorial  für  die  Familien,  die  im  Land  ihren  Wohnsitz  oder 
längeren  Aufenthalt  haben.  2)  Nur  freilich  wird  dieser  Grund- 
satz das  Bestreben  haben,  seine  Geltung  nach  zwei  Richtungen 
auszudehnen.  Wo  die  Bekenntnisfreiheit  zum  verfassungs- 
mäßigen Recht  erhoben  ist,  da  wird  sie  zuweilen  gleich  den 
übrigen  politischen  Rechten  allen  „Staatsbürgern"  zugesichert 
sein,  und  es  muß  dies  dann  auch  bei  der  Kindererziehung  zur 
Geltung  gelangen.  Und  andererseits,  sofern  das  Inland  in  die 
Lage  kommt,  sich  mit  dem  Bekenntnis  der  Kinder  aus  solchen 
Familien  zu  befassen,  welche  im  Inland  Wohnsitz  oder  Auf- 
entlialt  nicht  besitzen,  so  mag  die  Bekenntnisfreiheit  hier  als 
ein  Kulturwert  von  solcher  Bedeutung  betrachtet  werden,  daß 
es  durchaus  unzulässig  erscheint,  einem  im  zuständigen  Staat 
geübten  Zwang  Anerkennung  zu  gewähren,  und  es  wäre  alsdann 
die  „öffentliche  Ordnung'',  die  zu  einer  Anwendung  des  Satzes 
führt,    daß    die    religiöse    Erziehung    Sache    des    Erziehungs- 

1)  Vgl.  V.  Bar,  Böhm,  Fiore,  Protitch,  Weiß,  Kisch, 
Dorner  und  Seng  a.  a.  0.  (oben  S.  76  f.,  72).  Jedoch  bemerkt  Protitch 
83  f.,  daß  die  Gewährleistung  der  Gewissensfreiheit  in  Frankreich  der  „öffent- 
lichen Ordnung"  und  dem  „öffentlichen  Recht  Frankreichs"  angehöre  und 
demgemäß  Zwangsvorschriften  des  Personalstatuts  von  der  Anwendung  auf 
Ausländer  im  Inland  ausschließe. 

^)  Der  Ausnahmefall  der  Forensen  (vgl.  oben  S.  85  ff.)  mag  auch  hier 
praktisch  werden,  sofern  nur  die  Abgaben,  zu  denen  ihr  Grundbesitz  ver- 
pflichtet, dem  öffentlichen  Recht  angehören. 
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berechtigten  ist.  Wird  die  Abgrenzung  damit  möglicherweise 
in  der  Negative  verschoben,  derart,  daß  Inlandsrecht  zur  Geltung 
gelangt,  wo  es  sonst  nicht  gelten  würde,  so  bleibt  daneben 
doch  sein  positiver  Anwendungsbereich  unverändert;  auch  Aus- 
ländem im  Inland  gewährt  das  öffentliche  Recht  die  Befugnis, 
über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  frei  zu  bestimmen. 
Ist  allerdings  die  Vorfrage  gelöst,  daß  über  die  Konfession 
der  Erziehungsberechtigte  zu  entscheiden  habe,  so  tritt  nun- 
mehr das  internationale  Zivilrecht  und  damit  das  Personalstatut 
in  seine  Rechte:  wer  der  Erziehungsberechtigte  ist,  und  welchen 
Inhalt  sein  Erziehungsrecht  besitzt,  bestimmt  das  heimatliche 
Recht  der  Familie.  Das  wird  vornehmlich  praktisch  bei  einer 
Frage,  die  zwar  für  das  gesamte  Erziehungsrecht  gestellt  werden 
kann,  aber  doch  tatsächlich  nur  mit  Rücksicht  auf  die  religiöse 
Erziehung  vorzukommen  pflegt:  ob  nämlich  das  freie  Erziehungs- 
recht des  Berechtigten  durch  Vertrag  eingeschränkt  werden 
kann.  Auch  hier  also  handelt  es  sich  um  Erziehungsverträge 
der  Ehegatten,  aber  ihre  Struktur  ist  eine  völlig  andere  als 
dort,  wo  solche  Verträge  im  Rahmen  einer  Zwangsordnung  des 
Bekenntnisses  vorkommen.  Dort  handelt  es  sich  um  die  öffent- 
lichrechtliche Befugnis  der  Eltern,  die  öffentlichrechtliche  Ord- 
nung des  Bekenntnisstandes  zu  modifizieren,  hier  ist  die  Mög- 
lichkeit einer  zivilrechtlichen  Beschränkung  der  vom  Zivilrecht 
gewährten  Erziehungsfreiheit  in  Frage.  England  erklärt  solche 
Verträge  für  unstatthaft,  in  Frankreich  ist  ihre  Zulässigkeit 
kontrovers,  in  Württemberg  sind  sie  ausdrücklich  zugelassen.  ^) 
Einem  Württemberger  in  Straßburg  gewährt  das  französische 
Staatsrecht  die  Befugnis,  das  Bekenntnis  seiner  Kinder  zu  be- 
stimmen, das  württembergische  Privatrecht  ^)  bindet  ihn  an  einen 
Vertrag,  den  er  darüber  mit  seiner  Ehefrau  abgeschlossen  hat. 


1)  Nach  Keichsrecht  freilich  dürfte  in  Deutschland  das  Erziehangsrecht 
unverzichtbar  sein,  allein  der  Vorbehalt  des  Art.  134  EG  z.  BGB  deckt  auch 
diese  partikulare  Abweichung.    Yergl.  im  übrigen  oben  S.  56  Anm.  1. 

^)  Auch  im  Verhältnis  der  deutschen  Bundesstaaten  zueinander  werden 
derlei  privatrechtliche  Besonderheiten  des  Familienrechts  in  entsprechender 
Anwendung  der  Artt.  14,  19  EG  z.  BGB  durch  die  Staatsangehörigkeit  be- 
stimmt.   Vergl.  §§  22,  80,  1322,  1723,  1936  BGB. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Recht.    XVII.  H 
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Dieselbe  Rechtslage  besteht  aber  auch  in  jenen  Staaten, 
welche  zwar  Zwangsvorschriften  über  die  konfessionelle  Er- 
ziehung besitzen,  diesen  Zwang  aber  auf  Tatbestände  bestimmter 
Art  beschränken,  für  die  übrigen  Fälle  die  religiöse  Erziehung 
freigeben.  Auch  hier  ist  es  ein  Satz  des  öffentlichen  Eeehts, 
daß  in  den  von  den  Einschränkungen  des  Gesetzes  nicht  be- 
troffenen Fällen  der  Erziehungsberechtigte  über  das  Bekenntnis 
der  Kinder  verfügen  soll,  und  auch  dieser  Satz  gilt  für  die 
Familien,  die  im  Land  wohnen  oder  längeren  Aufenthalt  haben 
—  diesmal  sogar  in  völliger  Eeinheit,  ohne  die  oben  in  Er- 
wägung gezogenen  Verschiebungen.  Ist  es  darnach  aber  der 
Erziehungsberechtigte,  dem  das  öffentliche  Recht  die  Ent- 
scheidung über  das  Bekenntnis  zuweist,  so  obliegt  es  auch  hier 
dem  Zivilrecht  und  zwar  nach  deutscher  Rechtsanschauung 
regelmäßig  dem  im  Heimatstaat  geltenden  Zivilrecht,  den 
Träger  der  Erziehungsgewalt  und  den  Umfang  seiner  Befugnisse 
zu  bezeichnen. 

Daran  muß  auch  festgehalten  werden  gegenüber  eigentüm- 
lichen Entscheidungen  des  bayrischen  Verwaltungsgerichtshofes.  \) 
Es  handelte  sich  um  Fälle,  für  welche  die  bayrische  Verfassung 
Zwangsvorschriften  nicht  aufstellt,  weshalb  „die  einschlägigen 
zivilgesetzlichen  Grundsätze  und  Vorschriften"  zur  Anwendung 
gelangen  sollten;  die  hiedurch  bezeichnete  Rechtsordnung  aber 
wurde  in  ihren  Zwangsvorschriften  über  religiöse  Erziehung 
zur  Anwendung  gebracht.  Es  waren  in  den  verhandelten 
Fällen  zufällig  Bekenntnisordnungen  in  Frage,  die  innerhalb 
Bayerns  galten;  wie  aber,  wenn  das  maßgebende  Zivilrecht 
ein  außerbayrisches  ist?  Ein  österreichisches  Ehepaar  katho- 
lischer Konfession  wohnt  in  München  und  wünscht  seine  Kinder 
protestantisch  zu  erziehen;  die  bayrische  Verfassung  gibt  das 
Bekenntnis  der  Kinder  aus  ungemischten  Ehen  frei,  überläßt  die 
Bestimmung  also  dem  Zivilrecht ;  für  zivilrechtliche  Erziehungs- 
fragen gilt  seit  1900  Heimatprinzip,  für  Oesterreidier  in 
Bayern  also  österreichisches  Recht;  soll  das  in  Oesterreich 
bestehende  Verbot,  Kinder  einer  ungemischten  Ehe  einer  ab- 


1)  Vom  15.  2.  1884,   ygl.  auch  23.  12. 1890  Samml.  ö,  138;   12,  442. 
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weichenden  Konfession  zuzuführen,  nun  auch  in  Bayern  zur 
Durchsetzung  gelangen?  Obwohl  doch  gerade  der  bayrische 
Verwaltungsgerichtshof  an  der  Territorialität  solcher  Zwangs- 
ojdnungen  festhält?  Es  wurde  schon  oben  (S.  60 f.)  versucht, 
die  Mißverständnisse  aufzudecken,  welche  einem  solchen  Ver- 
fahren zugrunde  liegen.  Es  ist  Sache  des  bayrischen  öffent- 
lichen Rechts,  festzustellen,  daß  auch  für  Oesterreicher  in 
Bayern,  die  in  ungemischter  Ehe  leben,  Erziehungsfreiheit 
besteht,  und  es  hat  das  österreichische  Zivilrecht  dann  weiter 
zu  bestimmen,  wer  zum  Träger  der  Erziehungsgewalt  berufen 
ist,  und  wie  er  seine  Befugnisse  auszuüben  hat. 

11.  Bekenntnisfreiheit  und  Bekenntniszwang 

nebeneinander. 
Ein  Problem  besonderer  Art  ergibt  sich  nun  aber  dort,  wo 
sich  die  Bekenntnisfreiheit  des  einen  Staats  und  der  Bekenntnis- 
zwang eines  andern  Staats  kreuzen.  Wäre  es  wirklich  richtig, 
daß  eine  „privatrechtliche "  Ordnung  des  Sachverhalts  unter 
Personalstatut  stünde,  so  möchten  sich  allerdings  schwer  zu 
lösende  Fragen  ergeben,  wenn  etwa  ein  Franzose  in  Oesterreich 
weilt.  Indessen,  auch  wo  ein  Staat  Bekenntnisfreiheit  gewährt, 
haben  wir  versucht  zu  zeigen,  ist  sein  öffentliches  Recht  be- 
teiligt; der  Satz  des  öffentlichen  Rechts,  welcher  die  Bekenntnis- 
bestimmung dem  Erziehungsberechtigten  überträgt,  hat  grund- 
sätzlich denselben  Geltungsbereich  wie  eine  Regelung,  welche 
Erziehung  in  einem  vorgeschriebenen  Bekenntnis  anordnet, 
und  wenn  im  Bereich  der  Staaten,  welche  Bekenntniszwang 
üben,  ausnahmsweise  auf  das  öffentliche  Recht  eines  andern 
Staates  abgestellt  wird,  sei  es,  weil  es  sich  um  Ausländer 
handelt,  oder  im  Falle  eines  Statutenwechsels,  so  schiebt  sich 
auch  hier  eine  Anwendung  des  Satzes,  daß  nach  dem  maß- 
gebenden Staatsrecht  der  Erziehungsberechtigte  zu  entscheiden 
hat,  völlig  glatt  in  das  Gefüge ;  die  sächsische  Praxis  hat  ^) 
in  diesem  Sinne  schon  französisches,  italienisches,  christlich- 
türkisches Recht  zur  Anwendung  gebracht.     Wenn  umgekehrt 


1)  Ifach  der  DarsteUung  Schmidts  328 ^  3263,  3274. 
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in  einem  Staat  mit  Bekenntnisfreiheit  ausnahmsweise  darauf 
verwiesen  wird,  wie  das  Bekenntnis  von  einem  fremden  Staat 
geordnet  wurde,  so  besteht  auch  hier  an  und  für  sich  kein 
Unterschied,  ob  dieser  fremde  Staat  ebenfalls  Freiheit  gewährt, 
oder  ob  er  Zwang  braucht;  wenn  eine  österreichische  Familie 
nach  Italien  zieht,  der  Vater  protestantisch,  die  Mutter  katho- 
lisch, und  die  Töchter  haben  nach  österreichischer  Ordnung 
den  Glauben  der  Mutter,  so  wird  auch  Italien  die  Mädchen  als 
katholisch  gelten  lassen.  Nur  freilich  eine  Durchsetzung  der 
fremden  Ordnung  entgegen  dem  Willen  des  Erziehungsberech- 
tigten wird  sich  alsdann  mit  der  öffentlichen  Ordnung  des  In- 
lands zumeist  nicht  vertragen ;  wenn  in  dem  genannten  Beispiel 
die  Töchter  in  Oesterreich  im  Widerspruch  mit  dem  dortigen 
Recht  protestantisch  erzogen  worden  wären,  so  wird  sich 
Italien  kaum  verpflichtet  fühlen,  sie  bei  einer  Uebersiedelung 
als  Katholiken  zu  behandeln. 

Einen  neuen  Faktor  hingegen  bringt  eine  Gewährung  der 
Bekenntnisfreiheit  damit,  daß  nunmehr  auf  das  privatrechtliche 
Erziehungsrecht  und  seine  privatrechtlichen  Schranken  verwiesen 
wird,  und  daß  damit  auch  international  eine  neue  Rechtsordnung 
zum  Zuge  kommen  kann.  Praktisch  wird  die  Frage  wiederum 
bei  privatrechtlichen,  die  Erziehungsfreiheit  beschränkenden 
Verträgen  der  Ehegatten,  die  sich  auch  hier  als  die  crtix  der 
Materie  bewähren.  Es  kann  ein  Staat  Bekenntniszwang  üben, 
aber  gewisse  Tatbestände  von  Zwang  frei  lassen ;  so  entscheidet 
in  Bayern  bei  ungemischter  Ehe  der  Erziehungsberechtigte. 
Wenn  nun  eine  französische  katholische  Familie  in  Bayern 
Wohnsitz  hat,  so  bestimmt  das  Recht  des  bayrischen  Wohn- 
sitzes, daß  die  Konfessionsbestimmung  dem  Vater  zukommt, 
das  Recht  des  französischen  Heimatstaats  dagegen,  ob  eine 
Beschränkung  der  Erzielmngsgewalt  durch  Vertrag  statthaft 
ist.  Möglicherweise  auch  steht  ein  Tatbestand  in  einem  Staat 
zwar  an  und  für  sich  unter  Zwangsordnung,  aber  eine  Ver- 
weisung auf  fremdes  Recht  —  auf  die  öffentlichrechtliche 
Regelung  im  Heimatstaat,  auf  das  Recht  am  früheren  Wohnsitz 
—  führt  zur  Bekenntnisfreiheit  und  damit  zu  der  Notwendigkeit, 
die  zivilrechtlicli  maßgebenden  Gesetze  gesondert  zu  bestimmen. 
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Ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  wohnt  in  Sachsen;  die 
Konfession  seiner  Kinder  kann  er  dort  nach  heimatlichem  Recht 
frei  wählen;  ob  er  diese  Freiheit  durch  privatrechtlichen  Ver- 
trag beschränken  kann,  hat  (nach  Art.  27  EG  z.  BGB)  das 
sächsische  Zivilrecht  zu  entscheiden.  Ein  Braunschweiger 
verlegt  den  Wohnsitz  mit  seinen  Kindern  von  Württemberg 
nach  Bayern ;  man  wird  in  Bayern  die  ößentlichrechtliche  Frage 
für  die  Zeit  vor  der  Uebersiedelung  nach  württembergischem 
Recht  beantworten  und  darnach  Erziehungsfreiheit  annehmen; 
für  die  privatre'chtliche  Frage  dagegen,  ob  sich  der  Erziehungs- 
berechtigte durch  Vertrag  wirksam  beschränken  kann,  wird 
man  braunschweigisches  Recht  zugrunde  legen  und  darnach 
einem  in  Württemberg  abgeschlossenen  Vertrag  die  Anerkennung 
versagen. 

Dabei  wird  nun  allerdings  gerade  der  Punkt  manchmal 
Schwierigkeiten  bereiten,  ob  das  maßgebende  Zivilrecht  be- 
schränkende Verträge  zuläßt.  Die  Auslegungsfrage,  ob  solche 
Vereinbarungen  statthaft  sind  in  einem  Staat,  der  Bekenntnis- 
freiheit gewährt,  interessiert  in  diesem  Zusammenhang  nicht. 
Wohl  aber  die  andere  Frage,  wie  ihre  Statthaftigkeit  privat - 
rechtlich  beurteilt  werden  soll,  wenn  nur  das  öffentliche  Recht 
des  beteiligten  Staates  Bestimmungen  über  ihre  Zulässigkeit 
vorsieht.  Es  ist  nun  nicht  möglich,  die  Statthaftigkeit  privat- 
rechtlicher und  die  Statthaftigkeit  öffentlichrechtlicher  Er- 
ziehungsverträge ohne  weiteres  als  getrennte  Dinge  hinzunehmen. 
Handelt  es  sich  bei  privatrechtlichen  Verträgen  darum,  ob  die 
Rechtsordnung  eine  dauernde  Bindung  des  Erziehungsberech- 
tigten an  seinen  einmal  ausgesprochenen  Willen  gestattet,  so 
wird  eben  dies  Moment  auch  im  öffentlichen  Recht  benutzt: 
eine  Abweichung  von  der  staatlichen  Zwangsordnung  des  Be- 
kenntnisses wird  zugelassen,  wenn  der  widerstrebende  Wille 
des  Erziehungsberechtigten  stark  genug  ist,  sich  einer  dauernden 
Bindung  in  der  Richtung  jener  Abweichung  zu  unterwerfen. 
Die  Möglichkeit  einer  dauernden  Bindung  gegenüber  dem  andern 
Ehegatten  wird  also  auch  in  solchen  Fällen  anerkannt;  sie  wird 
nur  nicht  mit  privatrechtlicher  Klagbarkeit  ausgerüstet,  da  sie, 
hinaufgerückt  in  den  Bereich  des  staatlichen  Imperium,  mit  der 


118  Neumeyer, 

stärkeren  Sanktion  des  öffentlichen  Rechts  bekleidet  ist.  Wo 
das  öffentliche  Recht  dieses  Staates  aber  nicht  mehr,  und  nur 
sein  Privatrecht  beteiligt  ist,  da  wird  es  gestattet  sein,  den 
Schluß  a  majori  ad  minus  zu  machen  und  einer  Vereinbarung 
der  Ehegatten  in  Ermangelung  des  öffentlichrechtlichen  den 
privätrechtlichen  Schutz  zuzusprechen.  Wenn  ein  Bayer  in 
Württemberg  wohnt  und  nach  dem  Recht  dieses  Staats  Bekenntnis- 
freiheit genießt,  so  kann  er  entsprechend  den  bayrischen  Ge- 
setzen seine  Erziehungsfreiheit  durch  Vertrag  bieschränken,  so- 
fern er  in  Mischehe  lebt,  dagegen  nicht  (nur  für  Mischeben 
sind  in  Bayern  Verträge  vorgesehen),  wenn  seine  Ehe  eine  un- 
gemischte ist.  Es  bleibt  bei  solcher  Umformung  zu  beachten, 
daß  die  Vorschrift,  welche  Erziehungsverträge  für  statthaft 
erklärt,  dadurch  von  einer  öffentlichrechtlichen  zu  einer  privat- 
rechtlichen wird ;  sie  ändert  damit  auch  ihren  Örtlichen  Geltungs- 
bereich und  gilt  nicht  mehr  territorial,  wie  es  die  Einfügung 
in  das  Staatskirchenrecht  verlangt  hatte,  sondern  personal,  wie 
es  für  Familienangelegenheiten  des  Zivilrechts  gebräuchlich  ist. 
Die  gleichzeitige  Würdigung  eines  und  desselben  Verb*ags 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Rechts  und  des  Zivil- 
rechts kann  nicht  vorkommen.  Wenn  ein  württembergisches 
Ehepaar  ungemischter  Ehe  in  Bayern  wohnt  und  hier  einen 
Erzielmngsvertrag  vereinbart,  so  steht  dieser,  da  die  bayrische 
Verfassung  als  die  maßgebende  öffentliche  Rechtsordnung  in 
solchem  Fall  freie  Bekenntnisbestimmung  zuläßt,  ausschließlich 
unter  württembergischem  Zivilrecht.  Lebt  dasselbe  Ehepaar  in 
gemischter  Ehe,  so  kommen  die  Zwangsvorschriften  des  bay- 
rischen öffentlichen  Rechts  zur  Anwendung,  und  sie  können 
nur  nach  Maßgabe  des  bayrischen  öffentlichen  Rechts  durch 
Verträge  modifiziert  werden ;  wird  keine  Erziehungsfreiheit  an- 
erkannt, so  ist  auch  die  Frage  ihrer  Einschränkbarkeit  gegen- 
standslos, und  auch  württembergische  Gerichte  hätten  den  Sach- 
verhalt nach  diesem  Maßstab  zu  beurteilen.  Dagegen  kann 
allerdings  ein  Wechsel  des  Wohnsitzes  einen  bisher  öffentlichrecht- 
lich zu  behandelnden  Vertrag  für  die  Zukunft  unter  die  Würdi- 
gung des  Privatrechts  stellen  und  umgekehrt.  Verlegen  im  letztge- 
nannten Falle  die  württembergischen  Eheleute  später  ihren  Wohn- 
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sitz  von  Bayern  nach  Württemberg,  so  wird  der  in  Bayern  ent- 
sprechend dem  dortigen  öffentlichen  Recht  geschlossene  Vertrag 
zwar  in  Württemberg  Anerkennung  finden  können  für  die  Zeit 
bis  zur  Verlegung  des  Wohnsitzes,  eine  fortdauernde  Bindung 
des  Erziehungsberechtigten  aber  wird  er  gemäß  dem  nunmehr 
entscheidenden  Zivilrecht  nur  dann  erreichen,  wenn  er  auch  den 
Erfordernissen  des  württembergischen  Rechts  Genüge  tut.  Wenn 
umgekehrt  ein  württembergisches  in  Mischehe  lebendes  Ehepaar 
seinen  Wohnsitz  von  Württemberg  nach  Bayern  verlegt,  so  wird 
ein  vorher  geschlossener  Vertrag  für  die  Zeit  nach  der  Nieder- 
lassung nur  dann  Wirksamkeit  erlangen,  wenn  er  zugleich  die 
Anforderungen  des  bayrischen  Rechts  erfüllt;  neben  einer  fort- 
dauernden Bindung  des  Mannes  erlangt  der  Vertrag  nunmehr 
die  Aufgabe,  Rechte  des  bayrischen  Staats  abzugrenzen,  und 
dem  kann  er  nur  in  Unterordnung  unter  die  bayrischen  Gesetze 
entsprechen. 

Wenn  sich  die  Bekenntnisfreiheit  des  einen  Staats  und  der 
Bekenntniszwang  eines  andern  Staats  kreuzen,  so  können  Zweifel 
auch  noch  nach  anderer  Richtung  auftauchen,  hinsichtlich  der 
Zuständigkeit  zur  Entscheidung,  und  hinsichtlich  des  einzu- 
schlagenden Verfahrens.  Gleichmäßig  gilt  hier  zunächst  der 
Satz,  daß  für  einen  Eingriff  in  öffentlichrechtliche  Verhältnisse 
eines  andern  Staats  die  Zuständigkeit  mangelt.  Das  bedeutet 
für  Staaten,  welche  Bekenntniszwang  üben,  daß  den  Verwaltungs- 
behörden und  anderen  Stellen,  welchen  die  Religionspolizei  über- 
tragen ist,  eine  polizeiliche  Betätigung  versagt  bleibt  gegenüber 
Personen,  die  der  Botmäßigkeit  dieses  Staats  nicht  unterstehen. 
In  Ländern,  welche  das  Bekenntnis  freigeben,  kommen  (von  den 
Vormundschaftsbehörden  abgesehen)  nur  die  Zivilgerichte  in  die 
Lage,  sich  mit  Beschränkungen  der  Bekenntniswahl  zu  befassen, 
und  sie  hätten  ihre  Zuständigkeit  ebenfalls  abzulehnen,  wenn 
etwa  die  Mitgliedschaft  in  einer  öffentlichrechtlichen  Körper- 
schaft des  Auslands  Gegenstand  der  Entscheidung  wäre.  Anders, 
wo  ein  zivilrechtlicher  Anspruch  zu  ihrer  Entscheidung  steht. 
Hier  bildet  es  jedenfalls  nach  deutscher  Rechtsanschauung 
kein  Hindernis,  wenn  das  Urteil  von  der  Lösung  einer  Vorfrage 
des    öffentlichen    Rechts,    auch   des   öffentlichen   Rechts    eines 
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andern  Staates,  abhängt.  Wenn  etwa  ein  dem  Privatrecht  an- 
gehörender Kultusverein  des  Auslands  im  Inland  gegen  ein  Kind 
Klage  erhebt  auf  Entrichtung  von  Vereinsbeiträgen,  so  bedarf 
es  dabei  einer  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  das  beklagte 
Kind  Mitglied  des  klagenden  Vereins  ist,  und  dafür  muß  das 
öffentliche  Eecht  des  Auslands  den  Ausgangspunkt  bilden.  Die 
Zuständigkeit  der  Zivilgerichte  wird  aber  auch  nicht  dadurch 
eingeschränkt,  daß  die  Streitsache  materiell  unter  einem  fremden 
Zivilrecht  steht;  ein  Gericht  des  Inlands  kann  auch  unter  Aus- 
ländern entscheiden,  ob  das  Erziehungsrecht  durch  Vertrag  ein- 
geschränkt werden  darf.  Und  eine  solche  Erstreckung  der 
Zuständigkeit  kann  auch  für  St^^aten  praktisch  werden,  welche 
die  Bekenntniswahl  polizeilich  beschränken.  Ein  württembergi- 
sches Ehepaar,  wohnhaft  in  Stuttgart,  der  Vater  protestantisch, 
die  Mutter  katholisch,  vereinbaren,  daß  ihr  Kind  bei  dem  Bruder 
der  Mutter  in  München  "katholisch  erzogen  werden  solle;  eine 
Klage  aus  dem  Erziehungsvertrag  kann  vor  den  Gerichten  in 
München  zuständigerweise  gestellt  werden. 

Vor  den  Gerichten  allerdings,  und  nicht  vor  den  Verwaltungs- 
behörden. Bayern  und  andere  Staaten  schreiben  für  Streitigkeiten 
über  religiöse  Kindererziehung  den  Verwaltungsrechtsweg  vor ;  die 
Anwendbarkeit  dieser  Vorschriften  aber  wird  für  einen  solchen 
Staat  Hand  in  Hand  gehen  mit  der  Anwendbarkeit  seines  materiellen 
Rechts  über  religiöse  Erziehung.  Zwar  kommen  auch  innerhalb 
des  Verwaltungsrechts  Diskrepanzen  vor,  derart,  daß  sich  der 
Geltungsbereich  der  materiellrechtlichen  und  prozeßrechtlichen 
Anordnungen  nicht  völlig  decken;  allein  der  Zusammenhang 
zwischen  lea?  und  forum  ist  hier  enger  als  im  Zivilrecht.  Die 
Verwaltungsrechtspflege  ist  nicht  wie  die  Zivilrechtspflege  eine 
materielle  Wohlfahrtseinrichtung  des  Staats  zugunsten  seiner 
Bewohner,  sondern  sie  ist  eine  Hilfstätigkeit  zur  Kontrolle  der 
subjektiven  Berechtigungen  dieses  Staats.  Sie  umfaßt  deshalb 
nach  Möglichkeit  alle  die  Fälle,  in  welche  die  Staatsgewalt 
dort  zu  Lande  eingreift,  aber  auch  nur  diese  Fälle.  Für  An- 
gelegenheiten, welche  der  Hoheit  dieses  Staats  örtlich  nicht 
mehr  unterstehen,  wird  auch  die  Verwaltungsrechtspflege  mangels 
besonderer  Gegenbestiramungen  nicht  zuständig  sein.     Lautet 


Studien  aas  dem  internationalen  Verwal tangsrecht.  121 

deshalb  eine  Vorschrift  wie  die  bayrische,  welche  für  Streitig- 
keiten über  religiöse  Erziehung  den  Verwaltungsrechtsweg  vor- 
schreibt, auch  ganz  allgemein,  so  ist  sie  doch  mit  Rücksicht 
auf  die  örtlichen  Grenzen  des  materiellen  Verwaltungsrechts 
zu  beschränken,  und  da  die  Zuständigkeit  der  Zivilgerichte, 
wie  gezeigt,  weiter  reichen  kann,  so  besteht  auch  kein  Hindernis, 
den  Zivilrechtsweg  zuzulassen  in  Fällen,  für  welche  der  Ver- 
waltungsrechtsweg nicht  vorgeschrieben  ist.  Erwähnt  mag 
aber  auch  noch  werden,  daß  derlei  Fragen,  so  theoretisch  ihre 
Erörterung  klingen  mag,  der  Praxis  des  Lebens  keineswegs 
fernbleiben.  Dem  bayrischen  Verwaltungsgerichtshof  lag  einmal 
der  Fall  vor,^)  daß  ein  württembergisches  Ehepaar,  in  gemischter 
Ehe  lebend,  seinen  Wohnsitz  in  Bayern  genommen  und  hier 
einen  Erziehungsvertrag  errichtet  hatte ;  der  Vater  wünscht  von 
seinen  Verbindlichkeiten  loszukommen,  und  erklärt  nun  den 
Vertrag  für  ungültig,  weil  er  dem  württembergischen  Recht 
nicht  entspreche;  in  seiner  Ermangelung  aber  wolle  er  über 
die  Erziehung  kraft  seiner  privatrechtlichen  Erziehungsgewalt 
verfügen  und  beantrage,  alle  Einwendungen  auf  den  Zivilrechts- 
weg zu  verweisen  —  worauf  denn  freilich  der  Gerichtshof  nicht 
eingegangen  ist. 

12.  Konflikte. 
Einer  Erörterung  bedürfen  in  diesem  Zusammenhang 
schließlich  noch  die  Konflikte,  die  sich  (auf  Grundlage  des 
Bekenntniszwanges  oder  der  Bekenntnisfreiheit)  aus  einer  ver- 
schieden bemessenen  Zuständigkeit  der  Staaten  ergeben  können. 
Es  mag  sein,  daß  keiner  von  mehreren  beteiligten  Staaten  die 
Zuständigkeit  für  Ordnung  des  Bekenntnisses  für  sich  in  An- 
spruch nimmt,  es  wird  insbesondere  vorkommen,  daß  eine  solche 
Zuständigkeit  von  mehreren  Staaten  zugleich  gefordert  wird. 
Schon  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeit,  wie  sie  oben  vertreten 
wurde,  kann  zu  Kollisionen  führen;  die  Eltern  haben  etwa 
ihren  Wohnsitz  im  einen  Staat,  das  Kind  befindet  sich  in  einem 
andern  Staat  zur  Pflege.  Und  es  wurde  eines  Falles  aus  der 
Praxis    des    bayrischen    Verwaltungsgerichtshofs    gedacht,    in 

1)  Entsch.  vom  18.  4.  1884  Samml.  5,  179. 
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welchem  die  preußische  Obervormundschaft  Erziehung  nach 
preußischen  Gesetzen,  die  bayrischen  Behörden  mit  Rücksicht 
auf  den  Aufenthalt  des  Kindes  in  einem  bayrischen  Waisenhaus 
Erziehung  nach  bayrischem  Recht  beanspruchten.  Gesteigert 
aber  wird  die  Wahrscheinlichkeit  solcher  Kollisionen,  wemi 
manche  Staaten  ein  Territorialprinzip  und  andere  ein  Personal- 
prinzip zugrunde  legen.  Eine  sehr  anstößige  Entscheidung  der 
sächsischen  Behörden  hatte  über  die  Gültigkeit  eines  Erziehnngs- 
vertrags  zu  befinden,  den  ein  Sachse,  früher  in  Bamberg 
wohnhaft,  später  nach  Sachsen  verzogen,  an  seinem  früheren 
Wohnsitz  vor  dem  Notar  errichtet  hatte ;  der  Vertrag  war  nach 
bayrischem  Recht  gültig,  in  Sachsen  jedoch  wurde  ihm  die 
Anerkennung  verweigert,  weil  die  Vereinbarung  nicht,  wie  dort 
vorgeschrieben,  vor  Gericht  geschlossen  war.  ^) 

Juristisch  ist  die  Lösung  solcher  Konflikte  zunächst  ziemlich 
einfach.  Jeder  Staat  legt  seine  Gesetze  zugrunde  und  bringt 
sie  im  Rahmen  des  Möglichen  zur  Durchführung.  In  eine 
schwierige  Lage  freilich  kann  bei  solchen  Konflikten  ein  dritter 
Staat  kommen,  der  genötigt  ist,  auf  eine  der  widerstreitenden 
Ordnungen  zurückzugreifen.  Die  Eltern  wohnen  in  Oesterreich, 
die  Tochter  befindet  sich  zur  Pflege  in  Sachsen,  nunmehr  verlegt 
die  ganze  Familie  Wohnsitz  und  Aufenthalt  nach  Bayern.  Man 
wird  in  Bayern  das  Bekenntnis  der  Tochter  nach  dem  vor  d» 
Uebersiedelung  maßgebenden  Recht  bemessen;  maßgebend  aber 
ist  nach  bayrischer  Auffassung  (und  nur  diese  kann  dabei  in 
Betracht  kommen)  mit  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  der  Eltern 
österreichisches  Recht,  das  die  Tochter  dem  Glauben  der  Mutter 
zuweist,  mit  Rücksicht  auf  den  Aufenthaltsort  des  Kindes 
sächsisches  Recht,  das  sie  zum  Bekenntnis  des  Vaters  ver- 
pflichtet. Wer  hier  eine  nackte  Antinomie  annehmen  wollte, 
dem  wäre  schwer  widersprechen.  Vielleicht  aber  führt  eine 
herzhafte  Anwendung  des  Art.  28  EG  z.  BGB  doch  zu  einem 


^)  Kreisdirektion  Leipzig,  29.  6.  und  7.  8.  1874  (nach  Entscheidung  des 
Kultusministeriums)  Schmidt  323^.  Die  Entscheidung  ist  vom  Boden  des 
sächsischen  Rechts  aus  (so  wie  es  von  der  Praxis  ausgelegt  wird)  nicht  zu 
beanstanden.  Die  Anstößigkeit  des  Ergebnisses  beruht  auf  der  unangemessenen 
Verwendung  des  Personalprinzips. 
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brauchbaren  Ergebnis.  Es  ist  dort  für  bestimmte  Fälle  der 
Grundsatz  zum  Ausdruck  gekommen,  daß  eine  zuständige  Rechts- 
ordnung zurücktreten  soll  gegenüber  einer  unter  anderm  Gesichts- 
punkt zuständigen  Rechtsordnung,  welche  den  Gegenstand  des 
Rechtsverhältnisses  unter  ihrer  tatsächlichen  Macht  hat.  Dürfte 
man  diesen  Gedanken  verallgemeinern,  so  ließe  er  sich  auch 
hierher  übertragen,  und  es  käme  darnach  derjenigen  Rechts- 
ordnung ein  Vorrang  zu,  unter  deren  Herrschaft  das  Kind  seine 
tatsächliche  Erziehung  erhalten  hat. 

Indessen  auch  der  Satz,  daß  jeder  der  Staaten,  deren 
Rechtsordnung  kollidiert,  sein  eigenes  Recht  zur  Anwendung 
bringt,  führt  zu  Verwicklungen,  wenn  der  Konflikt  eintritt 
zwischen  Staaten,  die  sich  zwar  hinsichtlich  der  Ordnung  der 
religiösen  Erziehung  unabhängig  gegenüberstehen,  aber  auf 
anderen  Gebieten  Rechtsgemeinschaft  besitzen,  wie  das  bei  den 
deutschen  Bundesstaaten  zutrifft.  Auch  hier  freilich  bleibt  es 
bei  dem  Ausgangspunkt,  daß  jedes  Rechtsgebiet  seine  Bekenntnis- 
ordnung anwendet  ohne  Rücksicht  auf  die  abweichende  Ordnung 
in  anderen  Gebieten.  Dabei  aber  kann  es  kommen,  daß  die 
Maßregeln,  die  ein  Bundesstaat  innerhalb  seiner  Zuständigkeit 
vornimmt,  eine  Wirkung  in  fremdem  Rechtsgebiet  üben  können, 
die  der  dortigen  Ordnung  des  religiösen  Bekenntnisses  zuwider- 
laufen.^) Mutter  und  Kind  wohnen  in  Württemberg,  der  Vater, 
Württemberger,  in  Braunschweig;  der  Vater  läßt  das  Kind 
entgegen  einem  geschlossenen  Erziehungsvertrag  in  seinem  Be- 
kenntnis erziehen,  die  Mutter  erhebt  Klage  und  erzielt  vor 
württembergischen  Gerichten  obsiegliches  Urteil.  Ein  solches 
Urteil  ist  im  ganzen  Deutschen  Reich  vollstreckbar  und  kann 
demgemäß  auch  in  Braunschweig  nach  §  888  ZPO  vollstreckt 
werden,  wiewohl  es  der  dort  geltenden  Ordnung  stracks  zuwider- 
läuft. Darüber  hinaus  freilich  kann  die  Wirksamkeit  eines  solchen 
Urteils  nicht  erstreckt  werden,  es  kann  eine  zivilrechtliche 
Verbindlichkeit,  die  Erziehung  in  einem  bestimmten  Bekenntnis 
vorzunehmen,  nur  in  der  Richtung  gegen  den  Vater  aussprechen ; 

*)  Solche  Kompetenzverwirrungen  kommen  innerhalb  Deutschlands  auch 
sonst  vor.  Vgl.  meinen  Aufsatz:  Partikulare  Staatsverträge  Über  inter- 
nationales Privatrecht,  Blätter  für  Rechtsanwendiing  71,  333  ff. 
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wenn  etwa  der  Vater  sein  Kind  zu  sich  genommen  und  in  eine 
Schule  seines  Bekenntnisses  geschickt  hat,  so  sind  die  Schul- 
behörden in  Braunschweig  an  eine  solche  Entscheidung  nicht 
gebunden.  Eine  andere  Möglichkeit  mittelbarer  üebergriffe 
ist  durch  das  Reichsgesetz  vom  9.  6.  1895  geschaffen  worden. 
Die  Eltern,  Vater  protestantisch,  Mutter  katholisch,  wohnen  in 
Berlin,  die  Tochter  befindet  sich  zur  Erziehung  in  München; 
wird  das  Kind  in  Berlin  zu  protestantischen  Kirchengemeinde- 
abgaben  beigezogen,  so  ist  diese  Festsetzung  in  München  voll- 
streckbar, wiewohl  das  Kind  nach  bayrischem  Recht  katholisch 
erzogen  werden  muß.  ^)  Insbesondere  aber  ist  die  Möglichkeit 
solcher  üebergriffe  nahegerückt  worden  durch  das  Reichsgesetz 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
welches  auch  den  Behörden  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
Amtsgewalt  über  das  ganze  Reich  verleiht.  Dabei  mögen  drei 
Fälle  Beachtung  finden,  in  denen  es  zu  einer  Entscheidung  der 
Vormundschaftsbehörde  über  die  religiöse  Erziehung  kommen  kann. 
Wo  den  Vormundschaftsgerichten  wie  in  Preußen  die  ge- 
samte Religionspolizei  über  Minderjährige  übertragen  ist,-)  da 
beruht  diese  Ueberweisung  auf  Landesrecht,  und  es  fehlt  damit 
—  soweit  überhaupt  eine  Angelegenheit  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit vorliegt  —  an  der  Voraussetzung,  welche  §  1  des  Ge- 
setzes über  freiwillige  Gerichtsbarkeit  für  eine  außerpartikulare 
Wirkung  vormundschaftlicher  Entscheidungen  aufstellt:  daß  die 
Angelegenheit  den  Gerichten  durch  Reichsgesetz  übertragen 
worden  ist.  Und  auch  die  älteren  partikularen  Rechtshilfe- 
verträge vermögen  nicht  zu  einem  Einbruch  vormundschafts- 
gerichtlicher Entscheidungen  entgegen  dem  örtlichen  Recht  zu 
führen,  da  sie  nach  Art.  1  nur  zu  derjenigen  Rechtshilfe  ver- 
pflichten, welche  „den  Gerichten  des  Inlands  nach  dessen  Ge- 
setzen" nicht  verweigert  werden  darf. 


1)  §  4  des  Gesetzes  unterwirft  die  Voraussetzungen  der  Beistandlcistung 
ausschließlich  den  für  die  ersuchende  Stelle  maßgebenden  Vorschriften.  §  3 
macht  eine  Einschränkung  nur  für  die  Art  der  Handlungen,  die  zum  Zweck 
der  Vollstreckung  vorgenommen  werden  sollen,  sofern  es  sich  nicht  inhaltlicb 
um  die  Abwendung  einer  Doppelbesteuerung  handelt. 

^)  Vergl.  oben  S.  Tk),  Anm.  2. 
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Anders,  wo  §  1837  BGB  eingreift.  Ein  gesetzwidriges 
Vorgehen  des  Vormunds  hintanzuhalten,  ist  das  Vormundschafts- 
gericht vom  Reichsrecht  berufen,  und  es  kann  das  Vormund- 
schaftsgericht, was  gesetzwidrig  ist,  nur  nach  seinem  eigenen 
Recht  bemessen.  Nun  denke  man  einen  früher  erwähnten  Fall, 
in  dem  die  preußische  Obervormundschaft  protestantische  Er- 
ziehung verlangte,  während  die  bayrische  Verwaltung  katho- 
lische Erziehung  des  in  Bayern  untergebrachten  Kindes  fordert, 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Rechts  vorgekommen.  Das  Vor- 
raundschaftsgericht  kann  den  Vormund  zur  Befolgung  seiner 
Anordnungen  durch  Geldstrafen  anhalten,  und  ich  wüßte  nicht, 
was  einer  Vollstreckung  solcher  Geldstrafen  in  Bayern  entgegen- 
gehalten werden  könnte,  wenn  nicht  etwa  das  Vormundschafts- 
gericht sich  selbst  beschränkt,  sei  es  aus  subjektiven  Gründen, 
weil  bei  dem  juristischen  Notstand  des  Vormunds  nicht  wohl 
von  einer  „Pflichtwidrigkeit"  zu  sprechen,  oder  etwa  auch  hier 
mit  Rücksicht  auf  Art.  28  EG  z.  BGB  (vgl.  oben  S.  122  f.),  der 
dem  Staat,  unter  dessen  Hoheit  die  Erziehung  tatsächlich  statt- 
findet, den  Vortritt  läßt. 

Eine  andere  Stellung  wiederum  kann  dem  Vormundschafts- 
gericht zukommen,  wo  der  Vormund  das  Bekenntnis  des  Mündels 
nach  seinem  Ermessen  bestimmen  kann,  in  Gebieten  völliger 
Erziehungsfreiheit  wie  Hamburg  oder  Bremen.  Es  ist  bestritten, 
ob  das  Vormundschaftsgericht  bei  Ermessensfragen  in  die  An- 
ordnungen des  Vormunds  abändernd  eingreifen  darf.  Wer  die 
Frage  mit  Dernburg  bejaht,  für  den  kann  das  Vormundschafts- 
gericht auch  unter  solchen  Umständen  zu  einer  Entscheidung 
gelangen,  der  Mündel  ist  in  der  oder  jener  Konfession  zu  er- 
ziehen. Dabei  ist  nun  freilich  wohl  zu  scheiden,  wieweit  ein 
solcher  Ausspruch  vom  Reichsrecht,  und  wieweit  er  vom  Landes- 
recht getragen  wird.  Reichsreclitlich  ist  die  Ueberordnung  des 
Vormundschaftsgerichts  über  den  Vormund,  landesrechtlich  aber 
ist  es,  wenn  der  Vormund,  und  damit  auch,  wenn  die  ihm  vor- 
gesetzte Behörde  über  das  Bekenntnis  bestimmen  darf.  Es  ist 
nicht  das  ihm  reichsrechtlich  verliehene  Imperium,  welches  das 
Vormundschaftsgericht  in  die  Lage  bringt,  in  diesem  Fall  das 
Bekenntnis  festzusetzen,  sondern  die  Stellung  als  Erziehungs- 
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berechtigter,  welche  ihm  vom  Landesrecht  gewährt  ist,  und  es 
vermag  darum  ein  solcher  Beschluß  über  den  Machtbereich  des 
beteiligten  Staats  nicht  hinauszuwirken.  Eine  Ungehorsams- 
strafe  dagegen,  welche  das  Gericht  auf  Grund  dieses  Sach- 
verhalts gegen  den  Vormund  verhängen  würde,  hätte  ihren 
Rechtsgrund  wiederum  im  Reichsrecht  und  wäre  vollstreckbar 
in  allen  Bundesstaaten. 

13.  Das  Unterscheidungsalter, 
Und  endlich  zur  letzten  der  hier  zu  behandelnden  Fragen: 
welche  Geltung  besitzen  Vorschriften,  die  aller  religiösen  Er- 
ziehung ein  Ende  setzen,  wenn  der  Zögling  das  „Unterscheidungs- 
alter" erreicht  hat?  Auch  hier  fehlt  es  nicht  völlig  an  Aeuße- 
rungen  der  Theorie  und  Praxis.  Fiore  und  Weiß^)  sehen  in 
der  Befugnis  des  Minderjährigen,  mit  der  Erreichung  eines  be- 
stimmten Lebensalters  sein  Bekenntnis  selbständig  zu  wählen, 
eine  Angelegenheit  der  Gewissensfreiheit  und  damit  des  ört- 
lichen Rechts.  Für  Frotitch'^)  bedeutet  sie  eine  teilweise 
Emanzipation,  über  welche  an  sich  das  Personalstatut  ent- 
scheiden müßte;  nur  scheitere  bei  einem  Ausländer  in  Frank- 
reich die  Anwendung  seines  heimatlichen  Rechts  an  einem  tat- 
sächlichen Hindernis,  daß  nämlich  in  Frankreich  für  einen 
solchen  teilweisen  Verlust  der  väterlichen  Gewalt  keine  Zwangs- 
mittel gegen  den  widerstrebenden  Vater  vorgesehen  seien.  Nach 
Dorner  und  Seng^)  handelt  es  sich  bei  diesem  Selbst- 
bestimmungsrecht  um  die  Geschäftsfähigkeit  des  Kindes,  und 
da  das  AG  z.  BGB  die  Kollisionsnormen  des  Reichsrechts  auf 
die  „badischen  Landesgesetze  privatrechtlichen  Inhalts**  ent- 
sprechend übertrage,  so  sei  in  Baden  für  solchen  Fall  das 
Personalstatut  gemäß  Art.  7,  27  EG  z.  BGB  anzuwenden.  In 
Bayern  schließlich  hat  die  ältere  Ministerialpraxis,  wie  die 
übrigen  Vorschriften  der  zweiten  Verfassungsbeilage,  so  aucb 


1)  Fiore-Antoine,  droit  int.  privä  2,  128 f.;  Weiß,  traitä  theo- 
rique  et  pratique  4,  143  f. 

^)  De  la  puissance  patemelle  en  droit  int,  priv^,  84  f. 

^  Dorner,  Das  badische  AG  z.  BGB  16;  Dorner  und  Seng, 
Badiscbes  Landesphyatrecht  659. 


Stndien  aus  dem  internationalen  Yerwaltungsrecht.  127 

jene  über  das  Unterscheidungsalter  auf  Inländer  beschränken 
wollen,^)  seither  jedoch  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  nicht 
nur  der  (in  der  zweiten  Verfassungsbeilage  geordneten)  religi- 
ösen Kindererziehung  im  allgemeinen  eine  territoriale  Begrenzung 
gegeben,  sondern  auch  auf  das  Unterscheidungsalter  diesen  Maß- 
stab angewendet.^ 

Wir  haben  die  Ausgangspunkte,  welche  unserer  Entscheidung 
zugrunde  liegen  sollen,  oben  (S.  62  ff.)  auseinandergesetzt.  Es 
bandelt  sich  bei  einer  Beendigung  der  Vorschriften  über  reli- 
giöse Erziehung  durch  den  Eintritt  in  das  Unterscheidungsalter 
in  jedem  Fall  um  öffentliches  Recht,  um  die  Aufhebung  eines 
Gewissenszwanges,  der  .durch  staatliche  Zwangsvorschriften  un- 
mittelbar oder  auch  in  der  mildesten  Form  einer  Uebertragung 
der  Bekenntniswahl  an  die  Eltern  geübt  wird.  Als  IJndigungs- 
grund  für  die  Geltung  jener  öfEentlichrechtlichen  Vorschriften 
über  Bekenntnisbestimmung  aber  muß  die  Erreichung  des  Unter- 
scheidungsalters notwendig  derselben  Rechtsordnung  unterworfen 
sein,  welche  ohne  Vorliegen  eines  solchen  Endigungsgrundes 
für  die  Bekenntnisbestimmung  maßgebend  wäre.  Die  ent- 
scheidende Altersgrenze  wird  in  Oesterreich  mit  14,  in  Sachsen 
(von  besonderen  Fällen  abgesehen)  und  in  Bayern  mit  21  Jahren 
erreicht;  hat  demgemäß  ein  16 jähriger  Oesterreicher  seinen 
Wohnsitz  in  Sachsen,  so  kann  er  entsprechend  dem  dortigen 
Heimatprinzip  sein  Bekenntnis  frei  wählen,  dagegen  nicht  bei 
einem  Wohnsitz  in  Bayern,  wo  Territorrialprinzip  gilt. 

Nun  kommt  der  Erreichung  des  Unterschexdungsalters 
freilich  noch  eine  zweite  Bedeutung  zu.  Sie  beendigt  nicht 
nur  die  religiöse  Erziehung  der  Eltern,  sondern  sie  begründet 
auch  die  Befugnis  zur  selbständigen  Glaubensänderung.  Auch 
für  diese   aber  gibt    es  Rechtssätze    des    öffentlichen   Rechts 

^)  HioiBterialentBehließang  vom  20. 1. 1859  bei  Günther,  Protestan- 
tisches Amtebandbnch,  neue  Anfl.  1,  31.  Dementsprechend  noch  jetzt  das 
protestantische  Oberkonsistorinm,  nnd  Kraussold,  die  in  der  bayrischen 
protestantischen  Landeskirche  gültigen  Gesetze  2;  Seeberger,  Handbuch 
der  Amtsführong  für  die  protestantische  Geistlichkeit  des  Königreichs  Bayern  2  3. 

^  Bntseh.  vom  21.  1.  1891,  Samml.  12,  449  (gegen  die  Yorinstanz). 
üetorästisunend  Ernst  Mayer,  Kirch^obeitsrechte  des  K()nigs  von 
9ayem  145;  Scherher,  Stellang  der  Aasländer  in  Bayern  60. 
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(zumal  über  die  Form,  in  der  ein  Glaubenswechsel  vorgenommen 
werden  muß),  und  so  kann  von  dieser  Seite  gesehen  ein  Glaubens- 
wechsel nur  dann  giltig  zustande  kommen,  wenn  er  den  An- 
forderungen der  für  den  selbständigen  Glaubenswechsel  maß- 
gebenden Rechtsordnung  entspricht.  Ein  Anlaß  zu  Zweifeln 
wird  aus  dieser  Doppelnatur  des  Unterscheidungsalters  freilich 
nicht  häufig  erwachsen.  Denn  die  Rechtsordnung,  welche  für 
die  religiöse  Kindererziehung  maßgebend  ist,  fällt  ganz  regel- 
mäßig zusammen  mit  derjenigen,  welche  den  Glaubens  Wechsel 
der  Erwachsenen  ordnet.  Es  wird  an  anderer  Stelle  zu  zeigen 
sein,  daß  eine  Zuständigkeit,  den  Glaubenswechsel  der  Er- 
wachsenen zu  regeln,  nur  da  vorkommen  kann,  wo  auch  eine 
Zuständigkeit  zur  Ordnung  der  religiösen  Erziehung  besteht, 
nach  der  hier  vertretenen  Meinung  am  Wohnsitz  der  Person; 
und  der  Geltungsbereich  einer  Glaubensordnung  für  Erwachsene 
ist  nur  insofern  enger,  als  dabei  Beziehungen  der  Eltern 
(Wohnsitz,  Staatsangehörigkeit),  die  verschieden  sind  von  jenen 
des  Kindes,  wie  auch  der  tatsächliche  Erziehungsort  des  Kindes 
außer  Betracht  bleiben  müssen. 

Immerhin,  Zwiespältigkeiten  sind  möglich;  ihre  Lösung 
bestimmt  der  Gegenstand,  zu  dessen  Ordnung  der  Staat  eingreift. 
Handelt  es  sich  um  ein  Kind,  dessen  Eltern  in  Oesterreich 
wohnen  (auch  dort  staatsangehörig  sind),  und  das  in  Bayern 
erzogen  wird,  so  ist  es  für  die  religiöse  Erziehung  in  Bayern 
gleichgiltig,  wenn  der  fremde  Wohnsitz  dem  Kind  die  religiöse 
Selbstbestimmung  früher  gestattet,  als  es  in  Bayern  Rechtens 
ist.  Und  auch  dann,  wenn  es  sich  um  das  Kind  einer  unge- 
mischten Ehe  handelt,  in  der  die  Eltern  nach  bayrischem 
Recht  Erziehungsfreiheit  genießen;  auch  die  Bekenntnisbestim- 
mung durch  die  Eltern  beruht  auf  öffentlichem  Recht.  Vom 
Standpunkt  Oesterreichs  aber  bietet  derselbe  Fall  ebensowenig 
Schwierigkeiten;  insofern  das  Kind  von  seiner  Fähigkeit  zur 
Selbstbestimmung  Gebrauch  gemacht,  liegt  eine  Angelegenheit 
Oesterreichs  vor,  die  nach  den  dortigen  Gesetzen  bemessen 
wird  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  das  Kind  anderwärts  noch 
unter  religiöser  Erziehung  steht.  Heikler  mag  die  Sachlage 
bei  einem  negativen  Konflikt  werden.    Zwar  der  Fall,  daß  ein 
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Jugendlicher  nach  dem  für  die  Erziehung  maßgebenden  Recht 
des  Auslands  in  religiöser  Hinsicht  nicht  mehr  unter  fremder 
Botmäßigkeit  steht,  nach  dem  für  die  Selbstbestimmung  maß- 
gebenden Recht  des  Inlands  aber  das  erforderliche  Alter  noch 
nicht  erreicht  hätte  —  dieser  Fall  kann  nicht  vorkommen,  da 
mit  einer  Zuständigkeit,  über  die  Selbstbestimnlung  zu  ent- 
scheiden, stets  eine  Zuständigkeit,  die  religiöse  Erziehung  zu 
ordnen,  parallel  läuft.  Der  umgekehrte  Fall  indessen,  daß  für 
die  Erziehung  inländisches,  für  die  Selbstbestimmung  aus- 
ländisches Recht  zur  Anwendung  käme,  ist  nicht  völlig  aus- 
geschlossen. Eine  Familie  wohnt  in  Berlin,  der  Vater  besitzt 
die  preußische,  der  18  jährige  Sohn  die  sächsische  Staats- 
angehörigkeit. Die  neuere  preußische  Praxis  bemißt  die  religiöse 
Erziehung  nach  der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  die  Be- 
fugnis zu  selbständigem  Glaubenswechsel  dagegen  vermag  nur 
nach  den  Beziehungen  des  Kindes  beurteilt  zu  werden;  sollte 
nun  in  Preußen  auch  hiefür  die  Staatsangehörigkeit  zugrunde 
gelegt  werden,  so  wäre  die  Rechtslage  so,  daß  entsprechend 
dem  preußischen  Landrecht  der  Sohn  mit  zurückgelegtem 
14.  Lebensjahr  zwar  frei  würde  von  jedem  fremden  Zwang, 
zu  rechtlich  relevanten  Handlungen  der  Selbstbestimmung  da- 
gegen, insbesondere  zu  einem  Austritt  und  Uebertritt  zu  einem 
andern  Glauben,  würde  er  gemäß  den  Vorschriften  des  sächsischen 
Rechts  erst  mit  Erreichung  der  Volljährigkeit  befähigt  sein. 


Drackfehlerberichtigang: 
S.  56  Anm.  2  (von  S.  55)  Zeile  2  von  oben  lies  „die  beteiligten"  statt 
„das  beteiligten"  nnd  Anm.  1  Zeile  2  „das  von  der  Erziehnngsfreiheit"  statt 
„die  von  der  Erziehnngsfreibeit". 
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Die  Bekenntnisanderang  der  Erwachsenen. 

Von  Dr.  K»rl  Ufemneyer,  Privatdozent  in  München. 

Ein  Beschluß  des  k.  Landgerichts  I  in  Berlin  vom  4.  2. 1893M 
hatte  über  folgenden  Sachverhalt  zu  entscheiden :  ein  bayrischer 
Staatsangehöriger  beabsichtigte,  aus  der  katholischen  Kirche 
auszutreten,  und  erklärte  dies  zu  Protokoll  des  Amtsgerichts 
Berlin  mit  der  Bitte,  das  geeignete  zu  veranlassen,  entsprechend 
dem  preußischen  Gesetz  vom  14.  3.  1873,  welches  für  den  Aus- 
tritt aus  der  Kirche  zunächst  die  Stellung  eines  Antrags  fordert, 
der  von  dem  Richter  dem  Vorstand  der  beteiligten  Kirchen- 
gemeinde mitzuteilen  ist,  alsdann  nach  4—6  Wochen  die  Er- 
klärung des  Austrittes  selbst,  die  vom  Amtsgericht  zu  Protokoll 
genommen  wird.  Gegen  die  Eröffnung  nun,  daß  jenes  Gesetz 
,,nur  auf  preußische  Staatsangehörige  im  Königreich  Preußen" 
Anwendung  finden  könne,  wurde  Beschwerde  erhoben,  und  das 
Landgericht  hat  der  Beschwerde  stattgegeben:  „Der  Inhalt  des 
Gesetzes  ist  seinem  Zweck  gemäß  öffentlichen,  indes  nicht 
politischen,  sondern  rein  bürgerlichen  Rechtes* ;  Art.  3  der 
Reichsverfassung  habe  den  Satz  aufgestellt,  kein  Deutscher  dürfe 
in  rechtlicher  Beziehung  ungünstigeren  Regeln  unterworfen 
werden,  als  der  Angehörige  des  eigenen  Staats,  nur  für  politische 
Rechte  sei  die  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  von  Be- 
lang geblieben.  Es  fehle  im  gegenwärtigen  Fall  jeder  Anhalt, 
daß  das  Gesetz  nur  auf  preußische  im  Gegensatz  zu  außer- 
preußischen Reichsangehörigen  Anwendung  .finden  solle,  und 
wenn  die  früheren  Vorschriften  des  Allgemeinen  Landrechts  in 


1)  Archiv  für  öffentliches  Recht  8,  605. 
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diesem  Zusammenhang  mehrfach  von  „Untertanen"  oder  „Bürgern 
des  Staats"  sprechen,  so  komme  dem  doch  für  die  Auslegung 
keine  Bedeutung  zu. 

In  Bayern  verlangt  §  10  der  zweiten  Verfassungsbeilage 
für  den  Uebergang  von  einer  Kirche  zu  einer  andern  persönliche 
Erklärung  bei  dem  einschlägigen  Pfarrer  oder  geistlichen  Vor- 
stand sowohl  der  neugewählten  als  der  verlassenen  Kirche.  Eine 
Entschließung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  30.  7.  1846 
erklärt  diese  Vorschriften  des  bayrischen  Rechts  wie  überhaupt 
die  ganze  zweite  Verfassungsbeilage  für  unanwendbar  auf  Aus- 
länder unter  Hinweis  auf  die  entsprechenden  Grundsätze,  nach 
welchen  das  Ministerium  Streitigkeiten  über  religiöse  Kinder- 
erziehung entscheide;  zwei  weitere  Entschließungen  des  Mini- 
steriums des  Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  vom 
6.  8.  1849  und  20.  1.  1859^)  wiederholen  diesen  Standpunkt,  und 
es  ist  das  die  Auffassung  des  Oberkonsistoriums  und  einiger 
ihm  folgender  Schriftsteller  über  protestantisches  Kirchenrecht 
geblieben.^)  Seitdem  freilich  die  Entscheidung  über  religiöse 
Kindererziehung  auf  den  Verwaltungsgerichtshof  übergegangen 
ist,  hat  die  Rechtsprechung  nach  dieser  Riclitung  völlig  ge- 
wechselt, der  Gerichtshof  geht  von  einer  territorialen  Verbind- 
lichkeit der  zweiten  Verfassungsbeilage  aus'),  und  es  bezieht 
denn  auch  Ernst  Mayer^)  die  Vorschriften  des  Religionsedikts 
über  den  Wechsel  des  Glaubensbekenntnisses  auf  Inländer  und 
Ausländer,  da  das  Gesetz  nach  seinem  Wortlaut  von  Jedem 
Staatseinwohner'*  spricht;  gleicher  Ansicht  ist  Arthur  B, 
Schniidt%  das  Religionsedikt  beziehe  sich  schon  nach  seiner 


^)  Sämtlich  abgedruckt  bei  Günther ^  protestantisches  Amtshand^ 
buch  2  1,29  ff. 

2)  Kraussold,  Die  in  der  bayrischen  protestantischen  Landeskirche 
gültigen  Gesetze  2  und  5;  Seeberger,  Handbuch  der  Amtsführung  für  die 
protestantischen  Geistlichen  des  Königreichs  Bayern  2^  und  4^^. 

3)  Auch  für  die  Beendigung  der  religiösen  Erziehung  durch  Erreichung 
des  Unterscheidungsalters,  die  hier  im  besondern  wichtig  ist:  Entsch.  vom 
21.  1. 1891,  Samml.  12,  449. 

*)  Die  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  von  Bayern  (1884),  145, 
^)  Der  Austritt  aus  der  Kirche  (1893),   34  f.     Uebereinstimmend  auch 
Scherber,  Die  rechtliche  Stellung  der  Ausländer  in  Bayern  (1897),  60. 

9* 
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üeberschrift  auf  die  „Einwohner  des  Königreichs**,  wobei  zu 
beachten,  daß  die  Verfassungsurkunde  zwischen  Einwohnern  und 
Staatsangehörigen  bewußt  unterscheide,  und  er  verweist  auf  den 
eben  erwähnten  Umschwung  in  der  Rechtsprechung  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes. 

Auch  im  Königreich  Sachsen  ist  durch  Gesetz  vom  20. 6. 1870 
für  den  Austritt  aus  einer  staatlich  anerkannten  Religionsgesell- 
schaft gerichtliche  Form  vorgeschrieben,. und  es  soll  diese  Vor- 
schrift nach  Ansicht  des  Kultusministeriums  ^)  entsprechend  den 
landständischen  Verhandlungen  bei  Erlaß  des  Gesetzes  auch  auf 
die  in  Sachsen  wohnenden  Ausländer  Anwendung  finden.  In 
Braunschweig  handeln  Gesetze  von  1867  und  1873  über  den 
Glaubenswechsel  von  „Landesangehörigen"  und  „Staatsbürgern*', 
Bestimmungen,  die  sich  nB,ch  Arthur  B.  Schmidt^)  auf  Fremde 
nicht  erstrecken;  doch  hat  die  jüngste  Regelung  der  Materie, 
das  Gesetz  vom  29.  9.  02,  diese  Wendungen  fallen  lassen  und 
spricht  von  dem  Uebertritt  der  „im  hiesigen  Lande  wohnenden 
Katholiken." 

Das  österreichische  Gesetz  vom  25.  5.  1868  schließlich  ver- 
langt eine  Erklärung  des  Austretenden  bei  der  politischen  Behörde, 
und  eine  Ausführungsverordnung  der  Minister  des  Kultus  und 
des  Innern  vom  18.  1.  1869^)  fügt  in  §  2  hinzu:  „Die  Kompe- 
tenz der  Behörde  zur  Entgegennahme  der  Austrittserklärung  ist 
durch  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  des  Austretenden 
nicht  bedingt."  Die  Geltung  der  Vorschrift  für  Ausländer  wird 
denn  auch  gelegentlich  von  Literatur  und  Praxis  vorausgesetzt^) 
—  in  einer  Entscheidung  des  Kultusministeriums  vom  81. 3. 1881 
freilich  mit  einer  Begründung,  welche  materiell  eine  Ablehnung 
der  Geltung  des  interkonfessionellen  Gesetzes  von  1868  für 
Ausländer  bedeutet:   ein  jüdisches  Ehepaar  preußischer  Staats- 

1)  Vgl.  eine  Verordnung  des  evangelisch-lutherischen  Landeskonsistoriums 
vom  30.  12.  01,  Fischers  Zeitschrift  für  Praxis  und  Gesetzgebung  der 
Verwaltung  24,  176  f. 

2)  A.  a.  0.  56  f. 

3)  Ulbrich,  Handbuch  der  österreichischen  Verwaltung  2,  1009. 

^)  Vesque  von  Püttlingen,  Internat.  Privatrecht^  (1878),  164; 
Kirchlehner,  Oesterreichische  Zeitschrift  für  Verwaltung  (1878)  11, 
141  f.  mit  Hinweisen  au!  die  Praxis. 
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angehörigkeit,  wohnhaft  in  Wien,  will  seine  Kinder  taufen 
lassen ;  das.Ministerium  entscheidet  die  Zulässigkeit  eines  Ueber- 
tritts  der  Kinder  nach  preußischem  Recht,  weil  es  sich  dabei 
um  eine  Frage  der  persönlichen  Fähigkeit  handle;  was  das 
interkonfessionelle  österreichische  Gesetz  dagegen  über  die  Er- 
klärung vor  der  Behörde  bestimme,  sei  eine  Formvorschrift,  die 
nach  dem  Grundsatz  locus  regit  actum  auch  für  Ausländer 
verbindlich  sei ;  im  übrigen  könne  jedenfalls  aus  der  Ministerial- 
verordnung  von  1869  nichts  entnommen  werden,  da  sie  sich  nur 
auf  die  örtliche  Zuständigkeit  (?)  beziehe.^) 

So  stehen  sich  also  zwei  Systeme,  zunächst  unvermittelt, 
gegenüber;  die  Geltung  der  Vorschriften  über  den  Austritt  aus 
der  Kirche  oder  auch  über  den  üebertritt  vom  einen  Bekenntnis 
zu  einem  andern  wird  bald  personal,  bald  territorial  abgegrenzt. 
Eine  Verbindung  dieser  Gebote  mit  der  Staatsangehörigkeit  wäre 
denkbar,  der  Staat  erläßt  zwingende  Vorschriften  für  seine 
Untertanen.  Aber  gerade  für  den  Hauptfall,  wo  sie  sich  in 
ihrer  Besonderheit  bewähren  müßte,  für  Inländer  im  Ausland, 
versagt  eine  solche  Abgrenzung  vollständig.  Zunächst  entbehrt 
der  heimische  Staat  jeder  Kontrolle  darüber,  ob  seine  An- 
gehörigen ihren  konfessionellen  Verpflichtungen  auch  in  der 
Fremde  nachkommen;  des  weiteren  aber,  es  bedarf  für  den 
Austritt  oder  üebertritt  nach  den  meisten  neueren  Gesetzen 
der  Mitwirkung  einer  staatlichen  Behörde,  auf  deren  Eingreifen 
in  fremdem  Land  nur  dann  gerechnet  werden  könnte,  wenn  das 
dortige  öffentliche  Recht  ihnen  zufällig  dieselbe  Aufgabe  zu- 
weist —  man  denke  an  die  Ordnung  in  Preußen,  welche  den 
Gerichten  eine  Aufgabe  überträgt,  die  ihrem  sonstigen  Wirkungs- 
kreis so  völlig  fern  liegt.  Und  wie  käme  schließlich  ein  Staat 
dazu,  Vorschriften  zu  treffen  über  die  Mitgliedschaft  in  einer 
Beligionsgesellschaft  des  Auslands?  So  macht  denn  auch  jener 
angefochtene  Beschluß  des  Amtsgerichtes  Berlin  eine  Ein- 
schränkung, die  dem  System  die  Spitze  abbricht :  das  fragliche 
Gesetz  gelte  für  preußische  Staatsangehörige  in  Preußen.    Und 

^)  Journal  8,  236.  Auch  der  Verwaltungsgerichtshof  beschränkt  die 
Geltung  des  interkonfessionellen  Gesetzes  auf  die  „Staatsbürger",  vgl. 
oben  S.  75. 
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wenn  die  einsclilägigen  Vorschriften  in  Braunschweig,  die  von 
„Landesangehörigen"  sprechen,  wirklich  buchstäblich  genommen 
werden  durften,  so  zeigt  doch  der  Zusammenhang,  daß  sie  nor 
Mitglieder  einer  „inländischen  Gemeinde"  vorausgesetzt  haben. 
Was  freilich  der  angeführt«  Beschluß  des  Landgerichtes  I 
Berlin  gegen  ein  solches  System  vorbringt,  geht  an  der  Haupt- 
sache vorüber.  Die  anderen  Deutschen  sollen  nach  Art.  3  der 
Reichsverfassung  den  Preußen  gleichstehen.  Gilt  das  preußische 
Uebertrittsgesetz  alsdann  für  alle  Deutschen?  Auch  für  einen 
Bayern,  der  in  Bayern  wohnt?  Das  Gericht  hätte  wohl  er- 
widert, daß  das  Gesetz  eine  Erklärung  vor  dem  „Richter  des 
Wohnorts"  fordert.  Und  wenn  ein  Nichtdeutscher  in  Preußen 
wohnt,  für  dessen  Austritt  der  eigene  Heimatstaat  sich  als  un- 
zuständig erklärt?  Offenbar  kommt  dem  Wohnort  hier  eine 
Bedeutung  nicht  nur  für  die  örtliche,  sondern  für  die  staat- 
liche Zuständigkeit  zu,  das  Gesetz  gilt  für  alle  und  nur  für 
diejenigen  Personen,  die  in  Preußen  ihren  Wohnsitz  haben. 
Das  folgt  schon  aus  den  Zwecken  solcher  Gesetze.  Wo  der 
Staat  den  Austritt  aus  der  Kirche  erscliwert,  um  seine  Be- 
völkerung nach  Möglichkeit  in  einem  konfessionellen  Verband 
festzuhalten,  da  hat  er  dies  Interesse  gegenüber  allen,  welche 
dauernd  an  seinem  Leben  teilnehmen,  ohne  Unterschied,  welches 
ihre  Staatsangehörigkeit  sein  mag.  Und  wo  solche  Bestimmungen 
bezwecken,  den  Frieden  unter  den  verschiedenen  Konfessionen 
im  Land  zu  bewahren,  da  besteht  ein  solches  Bedürfnis,  ganz 
gleich,  ob  die  Mitglieder  einer  inländisclien  Religionsgesellschaft 
Staatsangehörigkeit  im  Inland  oder  Ausland  besitzen.  Bei 
Personen  ausländischen  Wohnsitzes  sind  solche  Erwägungen 
regelmäßig  gegenstandslos.  Und  eine  Unsicherheit  bleibt  nur 
etwa  bezüglich  derjenigen  Ausländer,  die  sich  kurz  oder  länger 
im  Inland  aufhalten,  ohne  doch  hier  Wohnsitz  zu  nehmen.  Bei 
bloßer  Durchreise  freilich  knüpfen  sich  keine  Beziehungen  zum 
Inland,  welche  den  Staat  veranlassen  könnten,  von  seiner 
Religionspolizei  Gebrauch  zu  machen,  ja  es  wird  sein  Ein- 
greifen in  solchem  Fall,  selbst  wenn  er  eingreifen  wollte,  nicht 
auf  Anerkennung  anderer  Staaten  rechnen  dürfen;  es  könnten 
sicli  da  sonst  Austrittsasyle  auftun,  wie  es  da  und  dort  Schei- 
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dungsasyle  für  flüchtige  Gäste  gibt,  die  einen  wie  die  anderen 
als  Machtäußerangen  eines  unzuständigen  Staates  international 
wertlos.^)  Anders  allerdings  könnte  die  Antwort  bei  längerem 
Aufenthalt  im  Land  lauten.  Die  obwaltenden  Zweifel  aber 
werden  durch  eine  zweite  Erwägung  zu  lösen  sein. 

Staatliche  Anordnungen  über  den  Austritt  aus  einer  Glaubens- 
gesellschaft sind  ZwangsYorschriften  für  den  Einzelnen,  der 
vom  Staat  so  lange  als  Mitglied  der  Gesellschaft  behandelt 
wird,  bis  er  die  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  hat;  die- 
selben Anordnungen  sind  Zwangsvorschriften  für  die  Glaubens- 
gesellschaften, die  dem  Staat  gegenüber  genötigt  werden, 
jemand  als  ausgeschieden  zu  betrachten,  sobald  er  jenen  An- 
forderungen Genüge  getan  hat.  Daraus  aber  folgt:  um  Zwang 
üben  zu  können  gegen  eine  Glaubensgesellschaft,  muß  der  Aus- 
getretene die  Mitgliedschaft  in  einer  Gl^ubensgesellschaft  des 
Inlands  besessen  haben,  das  ist  aber,  wie  an  anderer  Stelle 
auszuführen,  wenigstens  bei  Glaubensgesellschaften  des  öffent- 
lichen Rechts  nur  dann  der  Fall,  wenn  die  Person  im  Inland 
ihren  Wohnsitz  hat.  Glaubensgesellschaften,  die  in  das  öffent- 
liche Recht  nicht  aufgenommen  sind,  mögen'  allerdings  auch 
Mitglieder  im  Ausland  haben,  und  auch  hier  bleibt  die  Auf- 
legung öffentlichrechtlicher  Verbindlichkeiten  denkbar.  Doch 
ist  der  Austritt  und  üebertritt  dann  nicht  mehr  Sache  des 
Kirchenrechts,  sondern  des  Vereinsrechts,  und  nach  den  hierfür 
gültigen  Grundsätzen  entscheidet  als  der  Staat,  dem  der  Verein 
polizeilich  untersteht,  jener,  in  dessen  Gebiet  die  Verwaltung 
ihren  Sitz  hat. 

Nun  handelt  es  sich  allerdings  bei  den  Glaubensgesell- 
schaften unter  Umständen  um  Gebietskörperschaften,  und  damit 
um  die  Möglichkeit  anderer  Unterwerfungsgründe  als  den  des 
Wohnsitzes  unter  die  Gewalt,  welche  ihnen  der  Staat  verliehen 


^)  Eine  nngarische  Entscheidung,  mitgeteilt  bei  Vesque  a.  a.  0.  166^ 
verweigert  einem  Üebertritt  die  Anerkennung,  dnrch  den  eine  ,, ungarische 
Katholikin''  in  Wien  das  Judentum  angenommen  hatte.  Doch  scheint  der 
Orund  dieser  Yersagung  nicht  mangelnde  Zuständigkeit  gewesen  zu  sein, 
sondern  das  Verbot  des  früheren  ungarischen  Rechts,  vom  Christentum  zu 
einem  nichtchristlichen  Bekenntnis  überzugehen. 
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hat;  insbesondere  die  Äb^ben,  welche  die  Kirchengemeinden 
mit  staatlicher  Unterstützung  erheben,  treffen  zuweilen  nicht 
nur  diejenigen,  welche  im  Gemeindebezirk  wohnen,  sondern 
auch  solche,  die  dort  mit  Grundbesitz  ansässig  sind.  Es 
läßt  sich  nun  mit  Grund  vertreten,  daß  Kirchensteuern  auch 
von  „Forensen"  nur  dann  erhoben  werden  können,  wenn  sie 
zwar  nicht  der  besteuernden  Gemeinde,  aber  doch  einer  anderen 
Kirchengemeinde  des  Inlands  angehören.  Wo  aber  eine  solche 
Auslegung  nicht  möglich  ist,  da  erwächst  die  Frage :  begründet 
die  bloße  Steuerpflicht  im  Inland  eine  Anwendbarkeit  der 
Gesetze  über  den  Austritt  in  diesem  Staate?  Ein  Katholik 
wohnt  in  der  bayrischen  Pfalz  und  ist  in  Baden  begütert; 
muß  er,  um  einer  Beitragspflicht  zum  Kirchenbau  in  Baden  zu 
entgehen,  seinen  Austritt  in  den  Formen  des  bayrischen  oder 
des  badischen  Rechts  betätigen?  Eine  Anwendung  der  Gesetze 
des  Steuerorts  kann  unentbehrlich  sein:  nämlich  dann,  wenn 
am  Wohnort  der  Person  ein  Austritt  aus  der  Kirche  überhaupt 
nicht  statthaft  sein  sollte,  oder  doch  nach  Lage  des  Falles 
nicht  statthaft  erscheint;  der  steuerpflichtige  Pfälzer  z.  B.  ist 
18  Jahre  alt  und  kann  nach  dem  Recht  seines  Wohnsitzes 
nicht  gegen  den  Willen  seiner  Eltern  austreten.  Es  wird  aber 
auch,  von  diesem  besonderen  Fall  abgesehen,  als  angemessen 
erscheinen  müssen,  einem  Austritt  nach  Maßgabe  des  inländischen 
Rechts  zuzulassen,  wo  die  Konfessionszugehörigkeit  in  Gestalt 
einer  Abgabenpflicht  staatliche  Zwangswirkungen  äußert.  Leiht 
der  moderne  Staat  den  Glaubensgesellschaften  seine  öffentliche 
Gewalt  zur  Erhebung  von  Abgaben,  so  gewährt  er  dafür  dem 
Pflichtigen  die  Möglichkeit,  sich  dieser  Besteuerung  durch  Aus- 
tritt aus  der  Gesellschaft  jederzeit  zu  entziehen.  Es  besteht 
insoweit  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen  Steuerpflicht  und 
Austrittsrecht;  bilden  doch  gerade  in  Baden  die  Vorschriften 
über  den  Austritt  bezeichnender  Weise  einen  Teil  des  Gesetzes 
über  die  örtlichen  Kirchensteuern.  Staatsrechtlich  aber  wird 
ein  solclier  Eingriff  in  den  Bekenntnisstand  der  Forensen 
getragen  durch  die  Struktur  ihrer  Abgabenpflicht,  die  (in  Er- 
mangelung besonderer  privatreclitlicher  Titel)  auf  einer  durch 
den    Grundbesitz   vermittelten    dinglichen    Zugehörigkeit   zum 
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Pfarrverband  —  zu  einer  öffentlichrechtlichen  Person  des 
Inlands  —  beruht.  Aber  freilich,  ihre  Unterwerfung  unter 
die  Hoheit  des  Staats  der  belegenen  Sache  beschränkt  sich  auf 
die  Abgabenpflicht,  und  es  betrifft  deshalb  ein  nach  der  lex 
rei  sitae  vorgenommener  Austritt  auch  nur  die  abgabenfordernde 
Glaubensgesellschaft  im  Staat  der  belegenen  Sache;  für  die 
Glaubensgesellschaft  im  Staat  des  Wohnsitzes  ist  ein  solcher 
Austritt  bedeutungslos.  Es  mag  hiezu  verglichen  werden,  was 
über  die  entsprechenden  Verhältnisse  bei  der  religiösen  Kinder- 
erziehung bemerkt  wurde. 

Die  Formvorschriften,  welche  der  Staat  für  eine  Glaubens- 
änderung gibt,  bilden  die  praktisch  wichtigste,  doch  nicht  die 
einzige  Bestimmung,  mit  welcher  der  Staat  bei  einer  Bekenntnis- 
änderung eingreift.  Andere  Anordnungen  haben  den  Zeitpunkt 
zum  Gegenstand,  von  dem  an  ein  Jugendlicher  sein  Bekenntnis 
selbst  bestimmen  darf;  es  kann  fraglich  sein,  ob  ein  Austritt 
aus  dem  bisherigen  Bekenntnis  ohne  Uebertritt  zu  einem  andern 
zulässig  ist  —  hier  überall  gelten  die  gleichen  Erwägungen, 
muß  der  Wohnsitz  der  Person  (in  Ausnahmefällen  der  Grund- 
besitz) den  Ausschlag  geben.  Und  es  ist  nur  bezüglich  der 
vorgeschriebenen  Altersgrenze  zu  beachten,  daß  das  „Unter- 
scheidungsjahr" nicht  blos  den  Beginn  der  religiösen  Selbst- 
bestimmung, sondern  auch  die  Beendigung  der  Vorschriften 
über  religiöse  Erziehung  bedeutet,  so  daß  dort  zu  dem  Gesagten 
noch  weitere  Ergänzungen  zu  finden  sind. 

Sollten  nun  aber  die  Vorschriften  über  die  Form  des  Aus- 
trittes oder  Uebertritts  etwa  deshalb  eine  besondere  Behand- 
lung beanspruchen  dürfen,  weil  sie  die  Form  eines  Rechts- 
geschäftes betreffen,  sollte  dem  Satz  locus  regit  actum  etwa 
auch  in  diesem  Zusammenhang  Verbindlichkeit  zukommen? 
Austritt  und  Uebertritt  bedeuten  da,  wo  sie  Gegenstand  be- 
sonderer Vorschriften  sind,  ganz  regelmäßig  einen  Rechtsakt 
des  öffentlichen  Rechts.  Eine  Kollisionsnorm,  welche  über  das 
maßgebende  Recht  verfügt,  wird  damit  von  vornherein  aus- 
geschlossen. Aber  auch  eine  materiellrechtliche  Verweisung  der 
beteiligten  Rechtsordnung  auf  die  lex  loci  actus  anzunehmen, 
ist  nicht  eben  verlockend.    Wenn  man  erwägt,  daß  alle  Form- 
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Vorschrift  innerlicli  einen  festverbundenen  Teil  der  einheitlichen 
Ordnung  eines  Rechtsverhältnisses  bildet,  daß  jene  Regel  schon 
für  das  Zivilrecht  auf  einem  Wust  von  Mißverständnissen  be 
ruht  und  zu  manchen  Ungereimtheiten  führen  kann,  daß  es  aber 
vollends   für   das   öffentliche  Recht   zur   Sinnlosigkeit   werden 
müßte,    wenn    man    die    Einkleidung    von    Rechtshandlungen, 
welche   sich    auf   das  publizistische  Verhältnis   zu   einem   be- 
stimmten Staat  beziehen,  den  Gesetzen  eines  anderen  Staates 
entnehmen  wollte,  der  möglicherweise  das  entsprechende  Rechts- 
verhältnis anders  auffaßt  oder  gar  nicht  kennt,  jedenfalls  aber 
seine  Formvorschriften  einrichtet  mit  Rücksicht  auf  das  mate- 
rielle Recht,  wie  es  ihm  gegenüber  gilt  —  so  wird  man  nicht 
versucht  sein,  jene  Regel  ohne  Not  in  das  öffentliche  Recht 
herüberzunehmen.    Und  um  auf  die  hier  behandelte  Materie  im 
besonderen  zu  kommen,  wenn  ein  Staat  den  Austritt  oder  Ueber- 
tritt  an  erschwerende   Formen  bindet,  um  die  Beteiligten  zu 
reiflicher  Prüfung  zu  veranlassen,  wie  sollte  er  sich  damit  zu- 
frieden geben  können,    wenn    der   zufällige  Aufenthaltsort    der 
Person    auf   solche    sichernde    Formen    verzichtet?     Die    vor- 
geschriebenen  Formen   sind   durchweg   darauf   berechnet,   den 
beteiligten    Religionsgesellschaften    Kenntnis    von    dem    beab- 
sichtigten Austritt  und  Uebertritt  zu  verschaffen;  kann  irgend- 
wie mit  Sicherheit   darauf   gerechnet  werden,   daß   eine   aus- 
ländisclie  Behörde  solche  Benachrichtigung  vornimmt  für  Per- 
sonen und  Religionsgesellschaften,  die  sie  nichts  angehen?    In 
der  Tat,  ob  ein  Staat  den  Uebertritt  zu  einem  Bekenntnis  ganz 
verbietet,  wie  es  bis  vor  einem  Jahrzehnt  für  den  Uebertritt 
vom  Christentum  zum  Judentum  in  Ungarn  der  Fall  war,  ob 
er  für  den  Austritt  die  Erreichung  eines  Mindestalters  voraus- 
setzt,   wie  das  in  zahlreichen  deutschen  Gesetzgebungen  vor- 
gesehen ist,   oder  ob  er  für  den  Austritt  und  Uebertritt  Forra- 
vorschriften  aufstellt,  stets  handelt  es  sich  um  eine  .materielle* 
Ordnung  des  staatlicfien  Verhältnisses  zu  den  Angehörigen  der 
( Haubensgesellschaften. 

Zu  einer  Anwendung  ausländischer  Vorschriften  über 
Austritt  und  Uebertritt  kann  es  im  Inland  nur  dann  kommen, 
wenn  das  Inland  irgendwelche  Rechtssätze  des  Zivilrechts  oder 
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öffentlichen  Rechts  aufstellt,  für  deren  Anwendung  die  Zugehörig- 
keit zu  einem  bestimmten  Bekenntnis  Voraussetzung  ist.  Das 
mag  zutreffen  für  das  konfessionelle  Eherecht  des  Staates,  für 
Zurücksetzungen  verfassungsrechtlicher  und  administrativer  Art, 
die  sich  an  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Bekenntnis  anknüpfen, 
Fälle,  in  denen  überall  der  Bekenntnisstand  nicht  etwa  gelegent- 
lich der  Aufstellung  eines  Ehehindernisses,  einer  Beschränkung 
der  Freizügigkeit  mitgeregelt,  sondern  als  feststehendes  Rechts- 
verhältnis vorausgesetzt  wird.  Bei  Personen  ausländischen 
Wohnsitzes  aber,  bei  welchen  das  Inland  über  das  vorausgesetzte 
Bekenntnis  nicht  selbst  zu  bestimmen  vermag,  kann  nur  an- 
genommen werden,  daß  auch  für  das  Inland  als  bekenntnis- 
zugehörig gelten  soll,  wer  es  nach  den  Gesetzen  des  fremden 
Wohnsitzes  ist,  und  so  muß  in  solchem  Falle  —  sofern  sich 
ein  Staat  nicht  etwa  auf  den  Boden  der  Alleinberechtigung  einer 
bestimmten  Konfession  stellt  —  wie  das  Bekenntnis  überhaupt, 
so  auch  seine  Aenderung  durch  Austritt  und  neuerlichen  Ueber- 
tritt  in  eine  Glaubensgesellschaft  nach  den  Gesetzen  des  aus- 
ländischen Wohnsitzes  bemessen  werden.  In  Oesterreich  ist 
die  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  verboten;  der  Uebertritt 
einer  der  Parteien  an  ihrem  deutschen  Wohnsitz  macht  die 
Eheschließung  auch  in  Oesterreich  statthaft.^) 

Dieselbe  Rechtslage  besteht  auch  da,  wo  mit  Rücksicht  auf 
ihren  Grundbesitz  im  Land  kirchliche  Abgaben  von  Forensen 
erhoben  werden.  Sie  sind  dem  Pfarrverband  am  Ort  der  be- 
legenen Sache  eingegliedert,  weil  sie  an  ihrem  Wohnsitz  dem 
Pfarrverband  desselben  Bekenntnisses  angehören.  Also  auch 
hier  eine  Verweisung  auf  den  Bekenntnisstand  am  Wohnort. 
Und  wenn  nach  dem  früher  gesagten  ein  Austritt  nach  den 
Gesetzen  des  Steuerorts  genügen  muß,  die  Abf^abenpflicht  zum 


^)  Selbstverständlich  aber  kann  ein  Austritt  am  ausländischen  Wohnsitz 
nicht  mehr  Wirkung  besitzen  als  ein  solcher  am  inländischen  Wohnsitz. 
Wenn  in  Oesterreich  eine  Scheidung  katholischer  Ehegatten  auch  durch  einen 
während  der  Ehe  erfolgten  Austritt  nicht  ermöglicht  werden  kann,  so  gilt 
.das  gleichmäßig  für  einen  Austritt  im  Inland  und  im  Ausland;  der  Sinn  des 
Verbotes  ist  hier  eben,  daß  Ehegatten,  die  bei  der  Eheschließung  katholisch 
waren,  nicht  geschieden  werden  sollen. 
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Untergang  zu  bringen,  so  bleibt  daneben  doch  die  grundsätzliche 
Zuständigkeit  des  Wohnsitzes  bestehen,  hat  ein  Austritt  nach 
den  Gesetzen  dieses  Orts  auch  Wirksamkeit  für  die  Abgaben- 
pfiieht  im  Gebiet  der  belegenen  Sache. 

Die  praktisch  wichtigste  Anwendung  erfährt  die  BemessuDg 
des  Bekenntnisstandes  nach  den  Gesetzen  des  Wohnorts  auch 
hier  bei  einem  Wohnsitzwechsel.  Es  verlegt  jemand  seinen 
Wohnort  von  Oesterreich  nach  Preußen.  Die  Bestimmung, 
welchem  Bekenntnis  diese  Person  nunmehr  angehört,  ist  zu- 
nächst eine  Angelegenheit  Preußens ;  bei  ihrer  Niederlassung  in 
Preußen  aber  ist  sie  in  den  Verband  derjenigen  Konfession 
eingetreten,  der  sie  entsprechend  vor  der  Uebersiedelung  ange- 
hört hat.  Also  auch  hier  bei  der  Bestimmung  der  Konfessions- 
zugehörigkeit im  Inland  die  Präjudizialfrage,  welchem  Bekenntnis 
die  Person  nach  dem  Recht  des  früheren  Wohnsitzes  angehört 
hat.  Und  auch  hier  muß  ein  vor  der  Uebersiedelung  erfolgter 
Austritt  oder  Uebertritt  für  den  neuen  Wohnsitz  verbindlich 
sein.  Eine  Verordnung  des  sächsischen  evangelisch-lutherischen 
Landeskonsistoriums  vom  30.  12.  01^)  vertritt  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Rechtsansicht  des  Kultus-  und  des  Justiz- 
ministeriums dieselbe  Lösung;  das  Kultusministerium  setze, 
wird  hier  mitgeteilt,  „als  selbstverständlich  voraus,  daß  eine 
Verpflichtung  der  Ausländer,  die  .  .  vorgeschriebene  gerichtliche 
Form  des  Austritts  zu  beobachten,  nur  in  denjenigen  Fällen 
eintritt,  wo  der  betreffende  Ausländer  überhaupt  als  Mitglied 
einer  der  hierzulande  bestehenden  anerkannten  Religionsgesell- 
schaften zu  betrachten  ist,  was  bei  dem  N.  N.  nicht  der  Fall 
ist,  da  derselbe  nach  dem  vorgelegten  Zeugnis  des  Amtsgerichtes 
Berlin  I  bereits  vor  seinem  Zuzüge  nach  Sachsen  aus  der 
evangelischen  Kirche  ausgetreten  war".  Ohne  weiteres  wird 
ein  vor  der  Niederlassung  im  Inland  geschehener  Austritt  auch 
in  Oesterreich  anerkannt  nach  einer  Ministerialentschließung 
vom  7.  6.  1877.'^) 


1)  Vgl.  oben  S.  132,  Anm.  1. 

2j  Mitgeteilt  von  Kirchlehne r  a.a.O.     lieber   Komplikationen  dw 
dort  entschiedenen  Falles  vgl.  oben  S.  74. 


Internationale  Beziehungen  des  ungarischen 
ZivilprozeBrechtes. 

Von  Gr.  Isidor  Sehwartz^  Regienugskonzipist  in  Sarajevo. 

I.  Reziprozität  und  Retorsion. 
Während  die  österreichische  Jurisdiktionsnorm,  das  Gesetz 
vom  1.  8.  1895  No.  111  RGBl  über  die  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in 
bürgerlichen  Rechtssachen,  die  allgemeine  Vorschrift  im  §  38 
Zahl  3  enthält,  daß  die  Rechtshilfe  auf  Ersuchen  ausländischer 
Gerichte  zu  verweigern  ist,  wenn  es  an  der  Beobachtung  der 
Gegenseitigkeit  fehlt  ^),  ist  in  den  ungarischen  Zivilprozeß- 
gesetzen ^j  eine  solche  allgemeine  Vorschrift  nicht  enthalten. 
Die  Rechtshilfe  dem  Auslande  gegenüber  kann  also  nur  in  jenen 
Fällen  verweigert  werden,  in  welchen  ein  besonderes  Gesetz 
die  Leistung  der  Rechtshilfe  von  der  Beobachtung  der  Gegen- 
seitigkeit abhängig  macht  und  diese  Gegenseitigkeit,  welche 
nicht   zu  vermuten  ist^),    nicht   nachgewiesen  erscheint.    Den 


^)  Bezweifelt  das  ersachte  österreichische  Gericht  den  Bestand  der  Qegen- 
seitigkeit,  so  hat  es  darüber  die  für  dasselbe  bindende  Erklärung  des  Jastiz- 
ministers  einzuholen.  Ohne  Rücksicht  auf  das  Verhalten  des  Auslandes  ist 
Rechtshilfe  zu  leisten  im  Falle  des  §  183  des  Kais.  Patentes  vom  9.  8.  18ö4 
No.  208  RGBl,  welcher  durch  die  Jurisdiktionsnorm  unberührt  bleibt  (Art.  VIII 
Zahl  3  EG  z.  Jurisdiktionsnorm).  Vgl.  Justizministerialerlaß  vom  10.  10.  1860 
Zahl  14939  an  das  Wiener  OLG. 

^  Zur  Vermeidung  von  Wiederholungen  werden  wir  zitieren:  Zivilprozeß- 
ordnung (GA  64,  1868)  =  ZPO,  Novelle  zur  ZPO  (GA  Ö9,  1881)  =  N.  z. 
ZPO,  Konkursordnung  (GA  17,  1881)  =  KO,  Exekutionsordnung  (GA  60, 
1881)  =  EO,  Gesetz  über  das  Summarverfahren  (GA  18,  1893)  =  Ges.  üb. 
d.  SV. 

3)  Ausnahme  gegenüber  Oesterreich  (§  63  ZPO).  Mit  Unrecht  führt 
Jettel,  Handbuch  des  intern.  Privat-  und  Strafrechtes,  Wien  1893  (S.  20) 
auch  §  71  KO  an,  weil  im  Zweifel  der  Bestand  der  Gegenseitigkeit,  nicht 
das  Gegenteil,  der  Mangel  derselben  nachzuweisen  ist.  Vgl.  mit  Recht 
Magyary  „Internationale  Beziehungen  des  ungarischen  Zivilprozeßrechtes '^ 
(in  ungarischer  Sprache)  Budapest  1902  S.  13  Anm.  2. 
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Beweis  des  Bestandes  der  Gegenseitigkeit  hat  diejenige  Partei 
zu  beweisen,  welche  die  Existenz  derselben  behauptet  (§  63 
ZPO).  Dieser  Beweis  ist  aber  kein  Tatsachenbeweis,  sondern 
ein  Rechtssatzbeweis. ^) 

In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Leistung  der  Rechtshilfe 
dem  Auslande  gegenüber  gesetzlich  von  der  Existenz  der  Gegen- 
seitigkeit abhängig  gemacht  ist,  können  die  ungarischen  Gerichte 
Retorsion  üben,  ohne  daß  hierzu  die  Genehmigung  der  Re- 
gierungsbehörde notwendig  wäre.^)  Ist  aber  die  Leistung  der 
Rechtshilfe  dem  Auslande  gegenüber  gesetzlich  von  der  Be- 
obachtung der  Gegenseitigkeit  nicht  abhängig  gemacht,  so  ist 
dieselbe  unbedingt  zu  leisten,  wenn  auch  der  Schutz  der  in- 
ländischen Interessenten  die  Ausübung  der  Retorsion  fordern 
würde.  In  solchen  Fällen  ist  die  Anwendung  der  Retorsion 
Sache  der  Legislative.  ,.Wie  die  nicht  vermutete  Reziprozität 
ohne  Gesetz  nicht  geübt  werden  kann,  ebenso  kann  auch  die 
Reziprozität  ohne  Gesetz  vermutet  nicht  angewendet  werden. 
Rechtsschutz  und  Rechtshilfe  sind,  wenn  das  Gesetz  nicht  anders 
verfügt,  auch  dem  Auslande  gegenüber  unbedingt.  Hieraus 
folgt,  daß  das  ungarische  Gericht  gegenüber  dem  Auslande 
Retorsion  nur  auf  Grund  des  (Jesetzes  üben  kann.  Die  Retorsion 
ist  nichts  anderes,  als  das  Gegenteil  der  vermuteten  formellen 
oder  materiellen  Reziprozität.  Nur  dann  kann  von  ihr  die  Rede 
sein,  wenn  das  Gericht  auf  Grund  des  Gesetzes  gegenüber  dem 

1)  Meili,  Intern.  Zivilprozeßrecht,  Zürich  1904,  §  28.  §  157  ZPO  ist 
modifiziert  durch  die  §§  63,  215  des  Ges.  üb.  d.  SV. 

^)  Vgl.  §§  71  und  75  KO.  lieber  die  Ausübung  der  Retorsion  ist  aber 
dem  Justizministerium  Bericht  zu  erstatten.  Diese  Berichterstattung  hat  aber 
nur  den  Zweck,  die  übrigen  Gerichte  verständigen  zu  können,  daß  das  Aos- 
land  die  Reziprozität  verletzt  hat.  So  hat  das  k.  ung.  Justizministerium  mit 
der  Zirkularverordnung  vom  10.  6.  1898  Zahl  31774  {Marschalko,  gJastii- 
ministerialverordnungen",  Supplementband,  Budapest  1902,  S.  661)  die  un- 
garischen Gerichte  verständigt,  daß  die  Exekution  auf  Grund  von  Zahlungs- 
aufträgen der  Gerichte  Bosniens  und  der  Herzegovina  nicht  zu  vollziehen 
sei,  weil  im  konkreten  Falle  ein  bosnisches  Gericht  die  Exekution  auf  Gmnd 
eines  rechtskräftigen  Wechsel  rechtlichen  Zahlungsauftrages  eines  ungariscben 
Gerichtes  verweigert  hat  und  diese  Verweigerung  von  der  Landesregierung 
für  Bosnien  und  die  Herzegovina  in  Sarajevo  dem  §  466  der  bosnisch-herze- 
govinischen  ZPO  entsprechend  erklärt  wurde. 
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Auslande  die  Reziprozität  ohne  vorgänglichen  Beweis  anwendet 
und  demgegenüber  bewiesen  wird,  daß  das  Ausland  sie  nicht 
beobachtet.  Sodann  weicht  auch  das  Gericht  von  ihr  ab  und 
greift  zu  dem  vom  Auslande  angewendeten  gleichen  Mittel,  zur 
Retorsion,  d.  h.  es  wird  dieselbe  nachteilige  ausländische  pro- 
zessuale Norm  anwenden,  welche  das  ausländische  Gericht  an- 
gewendet hat.  So  ist  auch  die  Retorsion  eine  Grundlage  der 
inländischen  Anwendung  des  ausländischen  Prozeßrechtes."^) 

II.   Ausländer  als  Kläger. 

Ausländer  können  vor  den  ungarischen  Gerichten  ebenso 
als  Kläger  auftreten,  wie  die  ungarischen  Staatsangehörigen, 
weil  ihre  Fähigkeit,  Privatrechte  zu  erwerben,  der  bezüglichen 
Fähigkeit  der  ungarischen  Staatsangehörigen  gleich  ist.  Der 
als  Kläger  auftretende  Ausländer  muß  nicht  einmal  die  Rezi- 
prozität beweisen.'^)  Weil  der  Ausländer  prinzipiell  in  bezug 
auf  die  Möglichkeit  des  Erwerbes  von  Privatrecliten  dem  In- 
länder gleichgestellt  ist,  wäre  auch  die  Sicherung  der  Klags- 
berechtigung durch  internationale  Verträge  nicht  erforderlich. 
Wir  haben  aber  solche  Verträge.'') 

Ein  ungarisches  Gericht  kann  Ausländern  das  Klagsrecht 
nur  absprechen: 

1.  In  Ausübung  der  Retorsion,  d.  h.  auf  Grund  gesetzlicher 
Bestimmung,  wenn  es  amtliche  Kenntnis  hätte,  daß  ein  un- 
garischer Staatsangehöriger  in  jenem  Staate,  dessen  Angehöriger 
der  betreffende  Ausländer  ist,  als  Kläger  nicht  auftreten  kann. 

2.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  ein  Ausländer  zum  Erwerbe 
eines  Privatrechtes  nicht  fähig  ist.  So  z.  B.  hat  der  Ausländer 
nacli  ungarischem  Rechte  kein  Autorrecht,  ausgenommen,  wenn 
sein  Werk  bei  einem  inländischen  Verleger  erschienen  ist  oder 


1)  Magyary  a.  a.  0.  S.  15. 

2)  Vgl.  das  Judikat  im  Döntvenytdr,  Alte  Folge  XIX  87  (26705/1877). 

3)  So  mit  Guatemala  (QA  37,  1871,  Art.  8),  Uruguay  ((fA  47,  1871, 
Art.  4),  Argentinien  (GA  48,  1871,  Art.  4),  Peru  (GA  49,  1871,  Art.  4), 
Chile  (GA  50,  1871,  Art.  4),  Hawai  (GA  32,  1876,  Art.  4),  Spanien  (GA  16, 
1881,  Art.  2),  Serbien  (GA  32,  1882,  Art.  1),  Italien  (GA  6,  1892,  Art.  5  im 
Allgemeinen,  in  Ansehung  des  Schutzes  von  Marken,  Mustern  und  Modellen 
insbesondere  Art.  16). 
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wenn  er  im  Lande  wenigstens  seit  zwei  Jahren  wohnhaft  ist 
und  hier  fortwährend  Steuer  zahlt  (§  79  des  GA  1884  XVI) 
oder  schließlich,  wenn  sein  Recht  durch  internationale  Vertrage 
gesichert  wird.  Auch  ein  Markenrecht  steht  dem  Ausländer 
nur  dann  zu,  wenn  der  Markenschutz  durch  internationale  Ver- 
träge gewährt  wird  (§  32  GA  1890  11). 

3.  In  Eheprozessen  von  Ausländern  (vgl.  das  folgende 
Kapitel  III  „Ausländer  als  Beklagte"). 

Sowie  das  italienische,  portugiesische,  dänische  und  nor- 
wegische Prozeßrecht^)  die  aktorische  Kaution  nicht  kennen, 
so  hat  sie  auch  unsere  ZPO  nicht  gekannt.  Erst  das  Gesetz 
über  das  SV  hat  sie  eingeführt  und  auch  auf  das  ordentliche 
Verfahren  ausgedehnt.^)  Das  Wesen  derselben  liegt  darin,  daß 
der  ungarische  Staatsangehörige,  auch  wenn  er  nicht  im  Lande 
wohnt  und  dsiselbst  kein  Vermögen  hat,  von  der  Kautionspflicht 
befreit  ist,  daß  aber  der  Fremde,  auch  wenn  er  im  Lande  wohnt 
oder  daselbst  für  die  Deckung  der  Prozeßkosten  hinreichendes 
Vermögen  hat,  kautionspflichtig  ist.  Andererseits  kann  aber 
der  Beklagte,  wenn  er  auch  Ausländer  ist,  aktorische  Kaution 
fordern.®)  Der  Beklagte  kann  auch  ferner  in  dem  Falle  Kaution 
fordern,  wenn  der  Kläger  im  Laufe  des  Prozesses  ungarischer 
Staatsbürger  zu  sein  aufhört  und  der  anerkannte  Teil  der 
klägerischen  Forderung  zur  Deckung  der  Prozeßkosten  nicht 
genügend  ist  (§  10  Ges.  üb.  d.  SV).  Femer  verfügen  §§  11—12 
des  Ges.  üb.  d.  SV  nachstehend: 

„§11.  Die  Größe  der  Kaution  setzt  nach  der  wahrschein- 
lichen Summe  der  Kosten  des  Beklagten  das  Gericht  fest. 

Die  aus  einer  etwaigen  V\riderklage  des  Beklagten  ent- 
stehenden Kosten  können  bei  dieser  Festsetzung  nicht  in  Betracht 
gezogen  werden. 

Wenn  die  festgesetzte  Summe  im  Laufe  des  Prozesses  sich 
als  ungenügend  erweisen  und  die  Kosten  auch  der  anerkannte 


1)  Meili  a.  a.  0,  S.  101 — 102.    Auch  die  bosnisch-herzegovinische  ZPO 
kennt  sie  nicht. 

'^  Ferner  auf  das  Verfahren  in  Handelssachen  (§  220  des  Ges.  ttb.  d.  SY). 
3)  Magyar y  a.  a.  0.  S.  24. 
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Teil  der  klägerischen  Forderung  nicht  decken  würde,  kann  der 
Beklagte  weitere  Kaution  fordern. 

§  12.  Die  Kaution  ist,  wenn  die  Parteien  die  Art  der 
Sicherheitsleistung  einverständlich  nicht  anders  festgesetzt  haben, 
in  barem  Gelde  oder  in  Wertpapieren,  welche  für  kautionsfähig 
erklärt  werden,  zu  erlegen.  Die  Wertpapiere  können  bis  zum 
Vs  Teile  jenes  Kurses,  welcher  an  der  Budapester  Börse  vor 
dem  Tage  des  Erlages  zuletzt  notiert  wurde,  aber  keinesfalls 
über  ihren  Nominalwert  angenommen  werden." 

Wenn  der  ausländische  Kläger  keine  Kaution  leistet  und 
der  Beklagte  die  prozeßhindernde  Einwendung  der  mangelnden 
Sicherheitsleistung  für  die  Prozeßkosten  rechtzeitig  geltend  macht 
(§  27  Ges.  üb.  d.  SV),  so  wird  das  Verfahren  ohne  meritorische 
Erledigung  der  Klage  durch  Beschluß  eingestellt.^) 

Auch  ohne  Leistung  der  aktorischen  Kaution  kann  der 
ausländische  Kläger  vor  den  ungarischen  Gerichten  prozessieren : 

1.  Wenn  in  dem  Staate,  dessen  Angehöriger  der  Kläger 
ist,  die  ungarischen  Staatsangehörigen  in  entsprechendem  Falle 
zur  Kautionsleistung  nicht  verhalten  werden  (§  9  des  Ges.  üb. 
d.  SV). 

2.  Im  Falle  der  infolge  öffentlicher  gerichtlicher  Aufforde- 
rung angebrachten  Klage  und  Widerklage  (§  9  a.  a.  0.). 

3.  Im  Wechselverfahren  (§  220  letzter  Absatz  a.  a.  0.). 

4.  Eine  Sicherstellung  für  die  Prozeßkosten  kann  bei 
Klagen,  welche  auf  Grund  des  internationalen  Frachtvertrages 
erhoben  werden,  nicht  gefordert  werden  (Art.  56  Absatz  2  des 
in  GA  XXV,  1892  inartikulierten  Berner  internationalen  Ueber- 
einkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr,  vgl.  hierzu  Meili 
a.  a.  0.  S.  102,  sub  V). 

5.  Von  den  Bürgern  jener  Staaten  kann  keine  Kaution 
gefordert  werden,  welchen  das  Auftreten  als  Kläger  vor  den 
ungarischen  Gerichten  nach  Art  der  ungarischen  Staatsange- 
hörigen durch  internationale  Verträge  gewährleistet  ist.**^)    Der 


^)  Vgl.  die  weiteren  Details  §§  ^8,  29,  ao  und  220  des  zitierten  Gesetzes. 
2)  Vgl.  diese  Verträge  in  Note  8  S.  143,  ferner  Meili  a.  a.  0.  S.  99,  III 
und  Magyar y  a.  a.  0.  S.  26  Note  1. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  üffentl.  Recht.    XVII.  10 
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wichtigste  unter  diesen  internationalen  Verträgen 
ist  das  in  GA  XIII,  1899  inartikulierte  Haager 
üebereinkommen  zur  Regelung  einiger  Fragen  des 
internationalen  Pri vatrechts^),  abgeschlossen  am 
14.  11.  1896  zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal 
und  der  Schweiz,  ausgedehnt  laut  der  Anschluß- 
protokolle auf  Schweden-Norwegen,  Oesterreich- 
Ungarn,  auf  das  Deutsche  Reich,  Rußland,  Däne- 
mark und  Rumänien.     Artt.  11 — 13  lauten  wie  folgt: 

„Art.  11.  Treten  Angehörige  eines  der  Vertragstaaten  in 
einem  anderen  dieser  Staaten  als  Kläger  oder  Intervenienten 
vor  Gericht  auf,  so  darf  ihnen,  sofern  sie  in  irgend  einem  der 
Vertragsstaaten  ihren  Wohnsitz  haben,  wegen  ihrer  Eigenschaft 
als  Ausländer  oder  deswegen,  weil  sie  keinen  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Auslande  haben,  eine  Sicherheitsleistung  oder 
Hinterlegung,  unter  welcher  Benennung  es  auch  sei,  nicht  auf- 
erlegt werden.-) 


1)  Vgl.  Meili  a.  a.  0.  §§  7  und  20  und  den  Artikel  „Die  Haager  Kon- 
vention über  Prozeßkosten  und  der  Hander*  {Berliner  Tageblatt,  1.  Beiblatt 
No.  256  vom  20.  ö.  05,  „Juristische  Rundschau*'). 

'^)  Nach  dem  Zusatzprotokoll  vom  22.  5.  1897  zu  Art.  11  gilt  folgende 
Auslegung:  ^Wenn  einer  der  Vertragsstaaten  mit  einem  anderen  dieser 
Staaten  ein  Sonderabkommen  getroffen  hätte,  worin  die  Bedingung  des  Wohn- 
sitzes (Art.  11)  nicht  vorkommt,  so  sind  die  Angehörigen  des  ersteren  Staates 
in  dem  letzteren  Staate  von  der  im  Art.  It  erwähnten  Sicherheitsleistung 
und  Hinterlegung  selbst  dann  befreit,  wenn  sie  nicht  ihren  Wohnsitz  in  einem 
der  Vertragsstaaten  haben,  und  zwar  in  jedem  Falle,  auf  den  dieses  Sonder- 
abkommen Anwendung  findet."  Auf  dieser  Grundlage  bleiben  die  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  unserer  mit  Frankreich  (GA  1880,  XIV],  Belgien 
(GA  1881,  V),  Italien  (GA  1883,  XXXIX),  Schweiz  (GA  1884,  XXXVl), 
Deutschland  (GA  1887,  X)  und  Luxemburg  (GA  1889,  XXXVI)  geschlossenen 
Verträge  auch  weiter  in  Geltung,  weil  in  denselben  die  Befreiung  von  der 
Kaution  nicht  davon  abhängig  gemacht  ist,  daß  die  Partei  sich  in  einem  der 
kontrahierenden  Staaten  aufhalte  oder  wohne.  Magyar y  a.  a.  0.  S.  25 
Note  2.  Auch  die  in  dem  internationalen  üebereinkommen  über  den  Eisen- 
bahn f  rächt  verkehr  statuierte  Dispensation  von  der  Kaution  konunt  jedem 
Interessenten  innerhalb  des  Konventionsgebietes  zu,  ohne  daß  das  Domizil 
oder  die  Staatsangehörigkeit  untersucht  würde.  Die  Bemer  Konvention  geht 
also  weiter,  als  das  Haager  Üebereinkommen  {Meili  S.  102). 


Internationale  Beziehungen  des  ungarischen  Zivilprozeßrechtes.      147 

Art.  12.  Entscheidungen,  wodurch  der  Kläger  oder  Inter- 
venient,  der  nach  Art.  11  oder  nach  dem  in  dem  Staate  der 
Klageerhebung  geltenden  Rechte  von  der  Sicherheitsleistung  oder 
Hinterlegung  befreit  war,  in  die  Prozeßkosten  verurteilt  wurde, 
sind  in  jedem  der  anderen  Vertragsstaaten  durch  die  zuständige 
Behörde  nach  Maßgabe  der  dortigen  Gesetze  vollstreckbar. 

Art.  13.  Die  zuständige  Behörde  hat  ihre  Prüfung  darauf 
zu  beschränken: 

1.  Ob  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Verurteilung 
erfolgt  ist,  die  Ausfertigung  der  Entscheidung  die  für  ihre 
Beweiskraft  erforderlichen  Voraussetzungen  erfüllt. 

2.  Ob  nach  denselben  Gesetzen  die  Entscheidung  die  Rechts- 
kraft erlangt  hat." 

Infolge  des  Anschlusses  fast  aller  europäischen  Staaten  an 
das  Haager  üebereinkommen  sind  die  obzitierten  Normen  unseres 
Prozeßrechtes  über  die  aktorische  Kaution  auf  ein  sehr  enges 
Geltungsgebiet  beschränkt  worden.  Dieselben  können,  soweit 
Europa  in  Betracht  kommt,  nur  englischen  Klägern  und  den 
Angehörigen  einiger  Balkanstaaten  gegenüber,  welche  als  Kläger 
vor  den  ungarischen  Gerichten  auftreten,  in  Anwendung  gebracht 
werden. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  auch  der  Hauptinter- 
venient,  wenn  er  Ausländer  ist,  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
der  ausländische  Kläger  kautionspflichtig  ist,  gleichfalls  Kaution 
leisten  muß,  weil  er  stets  selbständiger  Kläger  ist  (§  22  des 
Ges.  üb.  d.  SV).  Der  Nebenintervenient  ist  aber  zur  Kautions- 
leistung nicht  verpflichtet,  weil  unser  Prozeßrecht  die  Kaution 
nur  von  einem  ausländischen  Kläger  fordert.  Art.  11  des  Haager 
üebereinkommens  befreit  auch  den  als  Intervenienten  auftreten- 
den Angehörigen  eines  vertragschließenden  Teiles  von  der 
Kautionsleistung  vor  den  Gerichten  der  anderen  kontrahierenden 
Staaten. 

Vor  den  ungarischen  Gerichten  werden  ausländische  private 
Gesellschaften  und  juristische  Personen  des  Privatrechts  zum 
Genüsse  einer  mit  den  Inländern  gleichen  Stellung  im  Prozesse 
zugelassen,  wenn  sie  konform  dem  Gesetze  ihres  Sitzes  kon- 
stituiert sind,  ohne  daß  dies  durch  internationalen  Vertrag  fest- 

10* 
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gesetzt  werden  müßte'),  wenn  auch  das  ungarische  Recht  die 
betreffenden  Rechtsfiguren  der  juristischen  Personen  in  ganz 
gleicher  Weise  nicht  anerkennt  oder  sie  überhaupt  nicht  kennt -j 
Nur  als  Folge  der  Retorsion  kann  der  ausländischen  juristischen 
Person  das  /mj?  standi  in  judicio  als  Klägerin  vor  den  ungari- 
schen Gerichten  nicht  zustehen.  Reziprozität  und  sonstige  Be- 
dingungen müssen  nach  ungarischem  Rechte  nur  dann  bewiesen 
werden,  wenn  ausländische  Aktiengesellschaften  oder  Genossen- 
schaften ihren  Geschäftsbetrieb  auf  Ungarn  durch  Zweignieder- 
lassungen oder  durch  Agenturen  ausdehnen  wollen  (§§  210  bis 
217  HGB,  GA  XXXVII,  1875).  Wenn  sie  ohne  jene  Be- 
dingungen Zweigniederlassungen  oder  Agenturen  errichten,  so 
mangelt  denselben  die  Klagsberechtigung.  Ist  aber  die  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  erfolgt,  so  müssen  von  Fall  zu 
Fall  die  Reziprozität  und  die  sonstigen  Bedingungen  nicht  nach- 
gewiesen werden.  Derjenige,  welcher  behauptet,  daß  die  zur 
Zeit  der  Eintragung  bestandenen  Bedingungen  nicht  bestehen, 
muß  diese  seine  Behauptung  beweisen  (§  217,  3  HGB). 

III.  Ausländer  als  Beklagte. 
Ausländer  können  bei  den  ungarischen  Gerichten  belangt 
werden,  wenn  die  Kompetenz  des  ungarischen  Gerichtes  na<:h 
dem  ungarischen  Prozeßrechte  in  bezug  auf  den  Ausländer  be- 
gründet erscheint.  Auch  jene  ausländischen  Aktiengesellschaften 
und  Genossenschaften,  welche  in  Ermangelung  der  gesetzlichen 
Bedingungen  nicht  klagsberechtigt  sind  ^)  und  jene  ausländischen 
privaten    Gesellschaften,   welche   das    ungarische   Recht   nicht 


^)  Wie  dies  z.  B.  im  Handelsvertrage  mit  Deutschland  (GA  1892,  IIl» 
bezüglich  der  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und 
anderer  Versicherungsgesellschaften  vereinbart  wurde  (Art.  19).  Auch  mit 
Griechenland  besteht  ein  nur  zwischen  den  beiden  Regierungen  geschlossenes 
Uebereinkommen  betreffend  die  wechselseitige  Anerkennung  des  ßis  standi 
in  judicio  von  Kommanditgesellschaften  und  Aktiengesellschaften,  vgl.  Ver- 
ordnung des  Justizminist,  vom  17.  6  1889  bei  Marschalko  a.  a.  0.  TS  497. 

2)  Meili  a.  a.  0.  S.  86 ff.  So  kennt  z.  B.  das  ungarische  Eecht  nicht 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung. 

3)  Vgl.  Kapitel  II,  letzter  Absatz. 
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kennt  ^),  können  vor  den  ungarischen  Gerichten  belangt  werden.^) 
In  folgenden  Fällen  unterstehen  Ausländer  der  Jurisdiktion 
der  ungarischen  Gerichte  nicht: 

1.  In  den  Eheprozessen  von  Ausländern  können  die  un- 
garischen Gerichte  {§  116  GA  XXXI,  1894)  nur  dann  verfahren, 
wenn  das  Urteil  in  jenem  Staate,  dessen  Angehörige  die  Ehe- 
genossen sind,  wirksam  ist.^)  Hiervon  gibt  es  aber  zwei  Aus- 
nahmen : 

a)  Die  Ehegattin,  welche  in  der  Zeit,  die  ihrer  auf  dem 
Gebiete  Ungarns  mit  einem  Ausländer  geschlossenen  Ehe  un- 
mittelbar vorangegangen  war,  ungarische  Staatsbürgerin  gewesen 
ist,  kann  gegen  ihren  Ehemann  vor  den  ungarischen  Gerichten 
einen  Ungültigkeitsprozeß  anhängig  machen,  wenn  sie  ihrem 
Ehemanne  nach  der  Schließung  der  Ehe  in  das  Ausland  nicht 
gefolgt  ist  (§  117  Abs.  1  des  GA  XXXI,  1894). 

b)  Wenn  der  Ehegatte  ungarischer  Staatsbürger  ist  und 
nach  Begehung  einer  Handlung,  welche  einen  Scheidungsgrund 
bildet,  Bürger  eines  anderen  Staates  wurde,  seine  Ehegattin 
aber  ihm  nicht  in  das  Ausland  gefolgt  ist,  so  kann  die  Ehe- 
gattin gegen  ihn  wegen  Scheidung  der  Ehe  auch  vor  den 
ungarischen  Gerichten  klagbar  auftreten  (§  117  Abs.  2  GA 
XXXI,  1894). 

2.  Die  exterritorialen  Personen  sind  nach  völkerrechtlichem 
Gründsatze  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  nicht  unterworfen. 
Welche  Personen  exterritorial  sind,  ist  nirgends  in  unseren 
Zivilprozeßgesetzen  ausgesprochen,  nur  §  272  der  ZPO  bestimmt, 
daß  alle  Zustellungen  an  die  bei  dem  k.  und  k.  Hofe  befindlichen 
fremden  Gesandten  und  an  die  zu  diesen  Gesandtschaften  ge- 
hörigen Personen  im  Wege  des  Obersthofmarschallamtes  in  Wien 
bewirkt  werden.    Es  ist  also  eine  im  Laufe  des  Prozesses  fest- 


1)  Vgl.  Note  2  S.  148. 

2)  Magyar y  a.  a.  0.  S.  28—29. 

3)  Wenn  aber  ausländische  Ehegenossen  sich  in  Ungarn  aufhalten,  können 
die  ungarischen  Gerichte  Verfügungen  auf  Grund  der  §§  98,  101—103  des 
Ehegesetzes  (Trennung  von  Tisch  und  Bett,  provisorische  Verfügungen  bezüg- 
lich der  Unterbringung  der  gemeinsamen  minderjährigen  Kinder,  des  Unter- 
haltes derselben  und  der  Ehegattin)  auch  dann  treffen,  wenn  der  Eheprozeß 
nicht  zu  ihrer  Gerichtsbarkeit  gehört  (§  118  GA  XXXI,  1894). 
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zustellende  Tatfrage,  ob  einer  Person  das  Recht  der  Exterri- 
torialität zusteht.  Die  Vorschrift  des  §  31  der  StPO  (§  31 
GA  XXXIII,  1896),  daß  im  Zweifel  die  Wohlmeinung  des 
Justizministers  einzuholen  sei,  welche  für  das  Gericht  bindend 
ist^),  kann  auf  das  Zivilverfahren  nicht  ausgedehnt  werden. 
Keinem  Zweifel  kann  es  aber  unterliegen,  weil  es  die  allgemeine 
völkerrechtliche  Auffassung  ist,  daß 

a)  die  Exterritorialität  dann  zessiert,  wenn  die  Privilegierten 
darauf  verzichten  2)  und 

b)  bezüglich  der  Immobilien,  welche  der  Exterritoriale  im 
Empfangsstaate  besitzt  oder  wenn  die  Rechtssache  ihre  ding- 
lichen Rechte  an  inländischen  Liegenschaften  anderer  Personen 
zum  Gegenstande  hat.^) 

Die  Konsulen  sind  nicht  exterritorial,  vgl.  den  Staatsvertrag 
zwischen  Oesterreich  und  Frankreich  vom  11.  11.  1866  No.  167 
des  österr.  RGBl  über  die  Vorrechte  und  den  Wirkungskreis  der 
gegenseitigen  Konsulen  in  den  beiden  Staaten  (im  Sinne  de,s 
Art.  II  des  GA  XVI,  1867  bezw.  des  Art.  II  GA  XX,  1878, 
GA  XXIV,  1887  auch  für  Ungarn  in  Geltung),  ferner  die  Ver- 
träge mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (GA  1871, 
36),  mit  Portugal  (GA  1874,  32),  mit  Italien  (1875,  13),  mit 
Serbien  (GA  1882,  35),  auf  Grund  der  Meistbegünstigung  mit 
Hawai  (GA  1876,  32),  mit  Spanien  (GA  1881,  16),  mit  Guate- 
mala (GA  1871,  27),  mit  Argentinien  (GA  1871,  48),  mit 
Uruguay  (GA  1871,  47),  mit  Peru  (GA  1871,  49)  mit  Chile 
(GA  1871,  50),  mit  Schweden-Norwegen  (GA  1874,  12),  mit 
Deutschland  (GA  1892,  3),  mit  der  Schweiz  (GA  1892,  7),  mit 
Belgien  (GA  1892,  8).     Auf  Grund  dieser  Verträge  stehen  den 


^)  Ebenso  Art.  IX,  Absatz  3  des  EG  zur  österreichischen  JurisdiktionS' 
norm. 

^)  Ausdrücklich  ausgesprochen  in  dem  EG  zur  österreichischen  Juris- 
diktionsnorm  Art.  III,  Zahl  3  und  Art.  IX,  Absatz  2.  Vgl.  Meili  a.  a.  0. 
S.  345. 

3)  Vgl.  z.  B.  §  20  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes,  Art.  IX. 
Absatz  2  des  letztzitierten  österreichischen  Gesetzes  und  §  85  der  österreichi- 
schen Jurisdiktionsnorm.  Vgl.  auch  Meili  S.  345—346,  ebenso  Magyary 
S.  31-32. 
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Konsulatsbeamten  in  streitigen  Zivilrechtssachen  nur  zwei  Be- 
günstigungen zu^): 

a)  Wenn  sie  Kaufleute  sind,  kann  die  persönliche  Haft 
gegen  sie  nur  wegen  Handels-,  nicht  aber  wegen  zivilrechtlicher 
Angelegenheiten  in  Anwendung  kommen,  sofern  die  Fersonal- 
haft  auf  privatreQhtlichem  Gebiete  überhaupt  zulässig  ist  (Art.  II 
des  französischen,  nordamerikanischen  und  portugiesischen  Ver- 
trages). 

b)  Insofern  sie  Angehörige  des  ernennenden  Staates,  nach 
dem  italienischen  und  serbischen  Vertrage  überdies,  wenn  sie 
keinen  Handel  oder  Gewerbe  betreiben,  sind  sie  nicht  verpflichtet, 
vor  den  Gerichten  jenes  Staates,  in  welchem  sie  residieren,  als 
Zeugen  zu  erscheinen,  sondern  sie  sind  entweder  in  ihrer  Woh- 
nung abzuhören  oder  haben  eine  schriftliche  Erklärung  ab- 
zugeben. 

3.  Es  ist  eine  im  Völkerrechte  sehr  verbreitete  Ansicht, 
daß  ein  Staat  vor  den  Gerichten  eines  anderen  Staates  als  Be- 
klagter nicht  belangt  werden  kann.^)  Dies  gilt  auch  in  bezug 
auf  ausländische  Staatshäupter  im  Allgemeinen  und  nicht  nur 
dann,  wenn  sie  sich  auf  dem  Gebiete  des  fremden  Staates  be- 
finden.^) Ausnahmen  sind  nur  zulässig,  wenn  der  ausländische 
Staat  oder  das  ausländische  Staatshaupt  sich  den  Gerichten  des 
andern  Staates  freiwillig  unterworfen  haben  ^0  oder  wenn  es 
sich  um  ihre  ausländische  Immobilien  betreffenden  dinglichen 
Rechte  handelt.  Für  diese  Ansicht  wird  angeführt,  es  wider- 
spreche der  Unabhängigkeit  des  Staates,  daß  über  ihn  und  über 
das  Staatshaupt  das  Gericht  eines  fremden  Staates  urteile.  Dies 
sei  auch  der  Grund,  daß  die  ausländischen  diplomatischen  Ver- 
treter von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  eximiert  sind.  Es 
wäre  auch  ein  Widerspruch,  diesen  die  Exemption  zu  gewähren, 

^)  Vgl.  die  Verordnung  des  k.  ung.  Justizministeriums  Zahl  21166/1893 
bei  Marschalko  a.  a.  0.  IV  S.  435,  ferner  Meili  S.  35üff. 

2)  Meili  8.356 ff. 

8)  Meili  S.  346. 

^)  In  der  oberstgerichtlichen  Plenarentscheidung  {„Döntvenytdr"  Zahl 
12772/1875,  Alte  Folge  XIV  25)  wurde  ausgesprochen,  daß  ein  regierender 
ausländischer  Fürst  in  Ansehung  der  persönlichen  Klagen  nur  im  Falle  frei- 
williger Unterwerfung  vor  den  inländischen  Gerichten  belangt  werden  kann. 
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dem  Staate  aber  und  dem  Staatshaupte,  welche  sie  vertreteD, 
zu  verweigern.  Diese  Argumentation  ist  aber  nicht  stichhaltig, 
weil  die  Exemption  den  diplomatischen  Vertretern  nicht  unter 
dem  Titel  der  Unabhängigkeit  der  Staaten,  sondern  deshalb 
zusteht,  daß  sie  in  ihrer  Funktion  durcli  Prozesse,  welche  wider 
sie  anhängig  gemacht  werden,  nicht  gestört  werden  sollen.  Dies 
gilt  aber  nicht  für  den  Staat  und  für  das  Staatshaupt,  wenn 
letzterer  nicht  im  Auslande  weilt.  Es  besteht  daher  kein  Grund, 
weshalb  sie  vor  den  Gerichten  eines  anderen  Staates  nicht  be- 
langbar wären,  nachdem  Exemptionen  von  der  Gerichtsbarkeit 
auf  einen  möglichst  engen  Kreis  zu  beschränken  sind,  d.  h.  nur 
auf  jene  Fälle,  in  welchen  ein  unumgängliclies  internationales 
Bedürfnis  die  Exemption  rechtfertigt.^) 

IV.  Maßgebliches  Recht  für  die  Beurteilung  der 
Prozeßfähigkeit  von  Ausländern. 
Die  Frage  der  Prozeßfähigkeit  ist  keine  Frage  des  Prozeß- 
rechtes, sondern  des  materiellen  Rechtes.^)  Wer  nach  den 
Normen  des  materiellen  Reclites  selbständig  gültige  Verpflich- 
tungen eingehen  kann,  ist  auch  insoweit  selbständig  vor  Gericht 
als  Partei  zu  handeln  fähig  (Prozeßfähigkeit).  Weil  aber  im 
Sinne  unserer  Gesetze  die  materielle  Handlungsfähigkeit  der 
Ausländer  nach  der  lex  patriae  des  Ausländers  zu  beuiteilen 
ist  (§§  61,  63,  64  GA  XX,  1877,  §  95  GA  XXVII,  1876  und 
§§  108-113  GA  XXXI,  1894),  so  muß  auch  die  Prozeßfähigkeit 
der  Ausländer  nach  ihrer  lex  patriae  beurteilt  werden.  Ist 
der  Ausländer  nach  seiner  lex  patriae  prozeßfähig,  so  kann  er 
im  Prozesse  vor  den  ungarischen  (Berichten  selbst  auftreten  oder 
zur  Prozeßführung  persönlich  Vollmacht  erteilen.  Eine  Aus- 
nahme besteht  nur  in  jenen  Fällen,  in  welchen  für  die  ungari- 
schen Staatsangehörigen  Anwaltszwang  besteht.  In  diesen  Fällen 
muß  sich  auch  der  vor  den  ungarischen  Gerichten  prozessierende 
Ausländer  durch  einen  Anwalt  vertreten  lassen,  wenn  er  auch 
nach  seinen  heimatlichen  Gesetzen  keinen  Anwalt  benötigen 
würde.    Nicht  anwendbar  für  das  ungarische  Recht  ist  dagegen 


^)  iSo  mit  Recht  Magyary  S.  33. 
'■^)  Meili  8.  80 ff. 
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die  im  §  55  der  deutschen  und  im  §  3  der  österreichischen  ZPO 
statuierte  Norm,  daß  ein  Ausländer,  welchem  nach  seiner  lex 
patriae  die  Prozeßfähigkeit  mangelt,  als  prozeßfähig  gilt,  wenn 
ihm  nach  der  lex  fori  die  Prozeßfähigkeit  zusteht.  Diese  in 
unserer  Wechselordnung  (§  95  GA  XXVII,  1876)  im  Interesse 
der  Sicherheit  des  inländischen  Verkehres  statuierte  Norm, 
welche  als  singulare  Vorschrift  für  das  allgemeine  Privatrecht 
nicht  gilt,  kann  auch  für  das  Zivilprozeßrecht  nicht  gelten. 
Aus  ihrer  Anwendung  können  nur  Komplikationen  entstehen, 
weil  jener  Staat,  dessen  Angehöriger  der  prozeßunfähige  Aus- 
länder ist,  die  Folgen  des  wider  den  letzteren  abgeführten 
Prozesses  nicht  anerkennen  wird,  wenn  er  ansonst  die  Aner- 
kennung der  Folgen  des  Prozesses  auch  nicht  versagen  würde. 
Auch  läßt  sich  nicht  behaupten,  daß  die  erwähnte  Norm  der 
im  internationalen  Rechte  allgemein  verbreiteten  Auffassung 
entspricht.^) 

Aus  der  Tatsache,  daß  die  Prozeßfähigkeit  der  Ausländer 
nach  ihrer  lex  patriae  zu  beurteilen  ist,  folgt  ferner : 

1.  Das  ausländische  Recht,  die  feo?  ^a^riae  des  Ausländers 
ist  maßgebend  für  die  Entscheidung  der  Frage,  inwiefern  ein 
Ausländer  vor  den  ungarischen  Gerichten  nur  im  Wege  seines 
gesetzlichen  Vertreters  als  Beklagter  belangt  werden  könne.^) 

2.  Das  ausländische  Recht  entscheidet  auch  über  die  Frage, 
welche  Personen  als  gesetzliche  Vertreter  des  prozeßunfähigen 
Ausländers  zu  betrachten  seien  und  ob  dieselben  zur  Prozeß- 
führung behördlicher  Genehmigung  bedürfen.  Was  aber  den 
Rechtskreis  des  gesetzlichen  Vertreters,  sowie  überhaupt  des 
von  einer  ausländischen  Partei  bestellten  Prozeßbevollmächtigten 


1)  Meili  S.  89,  II.  Magyary  widerlegt  selbst  diese  eine  Behauptung 
darch  die  S.  35  Note  2  zitierten  angesehenen  Schriftsteller,  welche  die  Norm 
verwerfen. 

2)  Magyary  ^  S,  36,  welcher  die  Anwendbarkeit  der  im  §  55  der 
dentschen  nnd  im  §  3  der  österreichischen  ZPO  statuierten  oberwähnten  Norm 
(Tgl.  vorige  Note)  anch  für  das  angarische  Recht  behauptet,  muli  auch  in 
diesem  Falle  konsequent  behaupten,  daß  das  inländische  Recht  maßgebend 
sei,  wenn  im  Sinne  desselben  kein  gesetzlicher  Vertreter  notwendig  ist.  Er 
selbst  hebt  aber  die  Komplikationen  hervor,  welche  aus  der  Anwendung  des 
inländischen  Rechtes  entstehen  können. 
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anbelangt,  ist  ausschließlich  die  lex  fori  maßgebend,  gemäß 
welcher  sie  auch  solche  Prozeßhandlungen  vollziehen  können 
(z.  B.  Vergleiche  schließen),  zu  welchen  sie  nach  dem  auslandi- 
schen Rechte  (nach  der  lex  patriae  der  ausländischen  Prozeß- 
partei) eventuell  nicht  berechtigt  wären.  ^) 

V.  Arraenrecht 
Bezüglich  der  Gewährung  des  Armenrechtes  zugunsten  von 
Ausländern  galt  in  einzelnen  Staaten  der  Satz,  daß  der  Fremde 
nur  diejenigen  Rechte  genießt,  die  ihm  ausdrücklich  einge- 
räumt sind,  während  in  anderen  Staaten  der  Grundsatz  der 
Reziprozität  entscheidend  ist.^)  Nach  unseren  Zivilprozeßgesetzen 
muß  das  Armenrecht  den  Ausländern  unbedingt  gewährt  werden, 
weil  keine  gesetzliche  Vorschrift  existiert,  welche  das  Gegenteil 
verfügen  würde.  Wir  hatten  übrigens  eine  Reihe  internationaler 
Verträge,  in  welchen  Ausländern  die  Gewährung  des  Armen- 
rechtes  zugesichert  wurde.  Der  größte  Teil  dieser  Vertrage 
liat  aber  seine  Wirksamkeit  durch  die  Haager  üebereinkunft 
welcher  auch  Ungarn  beigetreten  ist  (GA  XIII,  1899),  bereits 
verloren.^)  Nachdem  aber  der  Satz,  daß  die  Ausländer  ganz 
so  zum  Armenrecht  zugelassen  werden  müssen,  wie  die  Ein- 
heimischen, in  Ungarn,  wie  oben  erwähnt,  stets  in  Geltung  war 
und  unsere  Zivilprozeßgesetze  die  Gewährung  des  Armenrechtes 
an  Ausländer  nicht  einmal  an  die  Beobachtung  der  Gegenseitig- 
keit geknüpft  haben,  weshalb  auch  die  vertragsmäßige  Zu- 
sicherung an  einzelne  ausländische  Staaten  seitens  Ungarns  nicht 
notwendig  war,  so  ist  in  den  Artt.  14 — 16  des  Haager  Ueber- 
einkommens  Ungarn  gegenüber  kein  Fortschritt  vom  Gesichts- 
punkte der  internationalen  Humanität  gelegen. 

VI.   Ausdehnung  der  Kompetenz  der  ungarischen 
Gerichte  in  bezug  auf  Ausländer. 
Angesichts  des  heutigen  internationalen  Rechtszustandes  hat 
der  ausländische  Prozeß  im  Inlande  entweder  keine  Wirkung 


^)  8o  auch  Magyary  a.  a.  0. 

2)  Meili  S.  111. 

3)  Meili  8.  114,  IL 
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oder  diese  Wirkung  kommt  ihm  nur  unter  gewissen  strengeren 
Bedingungen  zu,  als  dem  inländischen  Prozesse.  Diese  Tatsache 
hat  die  Gesetzgebungen  veranlaßt,  daß  sie  in  bezug  auf  solche 
Beklagte,  welche  nicht  im  Inlande  wohnen,  daselbst  sich  nicht 
aufhalten  oder  keinen  Sitz  haben,  ihre  Gerichte  auch  auf  Grund 
solcher  Tatsachen  für  zuständig  erklären,  auf  Grund  deren  sie 
die  Kompetenz  derselben  in  sonstigen  Fällen  nicht  feststellen. 
Die  Gesetzgebungen  gliedern  sich  in  dieser  Hinsicht  in  zwei 
Gruppen.  In  die  erste  Gruppe,  welche  diese  ausnahmsweise 
Kompetenz  in  den  erwähnten  Fällen  jedermann  gegenüber  fest- 
stellen, ist  die  österreichische  Gesetzgebung  einzureihen  (§§  67 
und  99  der  Jurisdiktionsnorm),  während  zur  zweiten  Gruppe 
die  ungarische  ZPO  gehört,  welche  die  erwähnte  ausnahmsweise 
Kompetenz  nur  in  bezug  auf  Ausländer  statuiert. 

§  34  der  ZPO  (GA  54,  1868)  verfügt  nämlich,  daß  „Fremde 
insofern  sie  im  Lande  belangt  werden  können,  der  Zuständig- 
keit ihres  ordentlichen  Aufenthaltes  oder  ihres  etwaigen  Besitzes 
unterworfen  sind.**  Unter  Fremden  sind,  wie  aus  dem  mit- 
geteilten Texte  des  §  34  hervorgeht,  nicht  ungarische  Staats- 
angehörige zu  verstehen.  In  bezug  auf  diese  als  Beklagte  be- 
stehen vorerst  dieselben  Gerichtsstände,  wie  in  bezug  auf 
ungarische  Staatsangehörige.  Unter  dieselben  gehört  auch  der 
(Gerichtsstand  des  ordentlichen  Aufenthaltes,  welchen  §  34  ZPO 
besonders  hervorhebt.  Wäre  aber  die  Kompetenz  der  ungarischen 
Gerichte  auf  diese  Weise  niclit  begründet,  so  ist  in  bezug  auf 
Ausländer  der  Gerichtsstand  „ihres  etwaigen  Besitzes"^)  gegeben, 
bei  welchem  sie  als  subsidiärem  Gerichtsstande  in  allen  Rechts- 
sachen belangt  werden  können,  wofern  gesetzlich  keine  Aus- 
nahmen bestehen.  Dieser  Gerichtsstand  des  etwaigen  Besitzes 
kann  aber  auf  ungarische  Staatsangehörige,  welche  nicht  im 
Inlande  wohnen  oder  daselbst  sich  nicht  aufhalten,  keine  An- 
wendung finden;   dieselben  müssen  also  in  diesem  Falle,  wenn 


^)  Daß  unter  Besitz  nur  unbewegliches  Gut  zu  verstehen  sei,  wie  die 
ungarischen  Schriftsteller  (vgl.  Magyar y  S.  41)  lehren,  geht  aus  dem  Wort- 
laute des  §  34  ZPO  nicht  hervor.  A.  M.  die  k.  Tafel  in  Budapest,  welche 
unter  Besitz  auch  „he wegliches  Vermögen"  versteht.  1032/92.  Markus 
III  299. 
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sie  auch  im  Inlande  etwaigen  Besitz  haben,  ira  Auslande  be- 
langt werden.  Die  Norm  des  §  34  ZPO  ist  verfehlt,  weil  sie 
die  durch  die  Lage  des  Vermögens  begründete  Kompetenz  nur 
in  bezug  auf  nicht  ungarische  Staatsangehörige  feststellt,  während 
doch  der  Gläubiger  jedermann  gegenüber  des  Schutzes  bedarf, 
in  dieser  Hinsicht  daher  nicht  maßgebend  sein  kann,  ob  der 
Beklagte  ungarischer  Staatsangehöriger  ist  oder  nicht.  ^) 

Noch  weiter  geht  §  33  der  ZPO  in  der  Peststellung  der 
ausnahmsweisen  Kompetenz  solchen  ausländischen  Gesellschaften 
gegenüber,  deren  Direktion  sich  außerhalb  des  Landes  befindet. 
Dieselben  sind  der  Kompetenz  jenes  inländischen  Gerichtes 
unterworfen,  in  dessen  Sprengel  die  Repräsentanz  und  wofern 
eine  solche  nicht  besteht,  die  Generalagentur  domiziliert;  in 
Ermangelung  derselben,  wo  die  Gesellschaft  unbewegliches  Ver- 
mögen besitzt  und  sofern  sie  auch  kein  unbewegliches  Vermögen 
besitzen  sollte,  wo  jenes  Geschäft  geschlossen  wurde,  aus  welchem 
die  Forderung  entsteht. 

In  bezug  auf  einzelne  Rechtsachen,  welche  aus  dem  inter- 
nationalen Verkehre  entstehen,  wird  die  Kompetenz  durch 
internationale  Vereinbarungen  geregelt.  So  z.  B.  bestimmt  Art.  27 
des  Bemer  internationalen  Uebereinkommens  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr (GA  1892,  XXV),  daß  Ansprüche  aus  dem 
internationalen  Frachtvertrage  nur  vor  einem  Gerichte  des 
Staates  anhängig  gemacht  werden  können,  in  welchem  die  be- 
klagte Bahn  ihren  Wohnsitz  hat  und  welches  nach  den  Gesetzen 
dieses  Landes  zuständig  ist.  Nach  dem  mit  Prankreich  am 
11.  12.  1866  geschlossenen  Staatsvertrage  (vgl.  GA  1879,  III 
und  GA  1884,  VI)  über  die  Behandlung  der  Verlassenschaften 
der  gegenseitigen  Staatsangehörigen'^)  wird  die  Erbfolge  in 
Beziehung  auf  unbewegliches  Vermögen  durch  die  Gesetze  des 
Landes  geregelt,  in  welchem  die  unbeweglichen  Güter  liegen 
und  das  Erkenntnis  über  alle  den  unbeweglichen  Nachlaß  be- 
treffenden P'orderungen  und  Streitigkeiten  steht  ausschließlich 


^)  Magyar y  S.  44. 

2}  Kundgemacht  im  österreichischen  RGBl  No.  168  und  mit  Verordnung 
des  k.  ung.  Justizministers  vom  15.  3.  1879,  Zahl  4611  (bei  Marsckalfnt 
IV  No.  747  S.  480-484). 
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den  Gerichten  dieses  Landes  zu  (Art.  II).  Ebenso  steht  die 
JEntscheidung  hinsichtlich  der  Ansprüche  auf  das  bewegliche,  in 
einem  der  beiden  Länder  von  Untertanen  des  anderen  hinter- 
lassene  Vermögen,  dieselben  mögen  zur  Zeit  ihres  Ablebens 
daselbst  ansässig  oder  nur  auf  der  Durchreise  begriffen  gewesen 
«ein,  dem  forum  rei  sitae  zu,  insoweit  dieselben  nicht  auf  dem 
Titel  des  Erbrechtes  oder  Vermächtnisses  beruhen  (Art.  II  Abs.  2 
und  Art.  III  Zahl  5).  Uebereinstimmende  Bestimmungen  in 
dieser  Materie  sind  enthalten  in  den  mit  Portugal  (GA  1879, 
XXXII  Art.  10),  mit  Italien  (GA  1875,  XIII  Art.  12  Zahl  6) 
und  mit  Serbien  (GA  1882,  XXXIII  Art.  2  und  3  Zahl  6)  ge- 
schlossenen Staatsverträgen  und  in  dem  Zusatzartikel  vom 
1 2.  6.  1856  zu  dem  mit  Griechenland  am  4.  3. 1835  geschlossenen 
Handels-  und  Sclüffahrtsvertrage  (vgl.  die  Verordnung  des  k. 
ung.  Justizministers  vom  1.  8.  1883  Zahl  36757/82  bei  Mar- 
schalko  IV.  Bd.  No.  755  S.  495-497). 

Wenn  in  einem  Staatsgebiete  gegen  ausländische  Staats- 
angehörige in  bürgerlichen  Rechtssachen  Klagen  vor  Gerichten 
zugelassen  werden,  welchen  nach  der  lex  patriae  des  ausländi- 
schen Staatsangehörigen  für  derlei  Rechtssachen  überhaupt  keine 
oder  nur  eine  beschränkte  Zuständigkeit  zukommen  würde,  so 
kann  sich  der  ausländische  Staat  nur  durch  Anwendung  des 
(irundsatzes  der  materiellen  Reziprozität  schützen,  d.  h.  den 
gleichen  Gerichtsstand  gegen  die  Angehörigen  jenes  Staats- 
gebietes auch  bei  den  inländischen  Gerichten  für  begründet  er- 
klären. Die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  materiellen  Rezi- 
prozität ist  nichts  anderes,  als  Retorsion,  zu  welcher  aber  die 
ungarischen  Gerichte  in  Ermangelung  einer  positiven  gesetz- 
lichen Vorschrift  nicht  berechtigt  sind.^) 

VII.  Einschränkung  derKompetenz  der  ungarischen 
Gerichte  in  bezug  auf  das  Ausland. 

Eine  solche  Einschränkung  kann  entweder  durch  gesetzliche 
Verfügung  oder  durch  Parteienvereinbarung  erfolgen. 


^)  Mit  Ausnahme  des  k.  Bezirksgerichtes  and  Gerichtshofes  in  Fiume 
«nf  Grand  der  daselbst  noch  in  Geltung  stehenden  Jurisdiktionsnorm  vom 
IQ.  2.  1853  (§  29  Zahl  1),   vgl.   die  Entscheidung  der  k.  nng.   Karle   vom 
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1.  Von  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Einschränkung  der 
Kompetenz  der  inländischen  Gerichte  auf  Grund  gesetzlicher 
Verfügung  eintritt,  haben  wir  schon  im  Kapitel  IH  („Ausländer 
als  Beklagte")  gesprochen.  Hier  ist  noch  die  Frage  zu  erörtern, 
ob  in  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Kompetenz  der  inländischen 
Gerichte  gesetzlich  exklusiv  festgestellt  ist,  diese  Exklusivität 
in  bezug  auf  das  Ausland  eine  Einschränkung  der  Kompetenz 
der  inländischen  Gerichte  insolviert.  Diese  Frage  muß  verneint 
werden,  weil  der  Staat  die  Exklusivität  nur  für  seine  Gerichte 
statuiert,  nicht  auch  dem  Auslande  gegenüber.  Demzufolge  kann 
das  inländische  Gericht  in  einer  ausländischen  Rechtssache 
(z.  B.  über  das  Eigentumsrecht  einer  ausländischen  Liegenschaft), 
in  welcher  es  mangels  des  ausschließlichen  Kompetenzgrundes 
nicht  ständig  ist,  doch  judizieren,  wenn  es  nur  auf  anderer 
Grundlage  kompetent  ist  (wenn  z.  B.  die  Parteien  die  Kompetenz 
des  inländischen  Gerichtes  vereinbart  haben),  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  ausländische  Gerichtsbarkeit  für  jene  Rechtssache 
exklusiv  festgestellt  ist.  Denn  die  Fragen  der  Kompetenz  ge- 
hören zu  den  Ordinatoria  litis  und  die  interne  Gesetzgebuncr 
ist  deswegen  zunächst  frei,  sie  nach  eigenem  Gutdünken  zu 
ordnen.  Der  urteilende  Richter  ist  nicht  berechtigt  und  nicht 
verpflichtet,  auf  auswärtige  Normen  über  die  Kompetenz  Rück- 
sicht zu  nehmen.  Er  hat  sich  nicht  durch  die  Erwägung  leiten 
zu  lassen,  ob  ein  anderer  Staat  das  Urteil  anerkenne  oder  nicht.^) 
Uebrigens  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  ein  solches  Urteil  auch 
im  Inlande  rechtswirksam  sei,  wenn  z.  B.  der  Kläger  wegen 
Feststellung  eines  Eigentumsrechtes  an  einer  ausländischen 
Liegenschaft  den  Prozeß  vor  dem  inländischen  Gericht  deshalb 
anhängig  gemacht  hat,  daß  das  Urteil  in  einem  anderen  vor 
dem  inländischen  Gerichte  abzuführenden  Prozesse  als  Präjudiz 
diene/^) 

2.  Was  die  Frage  der  Einschränkung  der  Kompetenz  der 
inländischen   Gerichte   durch  Vereinbarung  der  Parteien  anbe- 

29.9.04,  Zahl  1043  {„Döntvenytdr"  des  „Jogttidomdnyi  Közlöny^  TS- 
Folge,  1.  Band,  No.  51,  S.  73—74).  Uebereinstimmend  die  österreichische 
Jarisdiktionsnorm  §  101. 

1)  Meili  a.  a.  S.  197. 

2)  Magyary  a.a.O.  S.  49. 
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lan^,  so  ist  in  unseren  Zivilprozeßgesetzen  keine  Norm  darüber 
enthalten,  ob  durch  Vereinbarung  der  Parteien  die  exklusive 
Kompetenz  ausländischer  Gerichte  bedungen  werden  könne. 
Die  Frage  muß  bejaht  werden.  Sowie  es  den  Parteien  frei 
steht,  ihre  Rechtsangelegenheiten  gahz  der  Judikatur  der  staat- 
lichen Gerichte  zu  entziehen  (z.  B.  Einigung  auf  ein  Schieds- 
gericht), so  muß  es  ihnen  auch  frei  stehen,  anstatt  der  in- 
ländischen Judikatur  die  ausländische  Gerichtsbarkeit  zu  ver- 
einbaren. Dieser  Satz  ist  aber  zwei  Beschränkungen  unter- 
worfen : 

a)  ausgenommen  sind  jene  Fälle,  in  welchen  das  inländische 
Gesetz  einen  Ausschluß  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  durch 
Parteivereinbarung  nicht  zuläßt,  vgl.  inbesonders  §  53  ZPO. 

b)  wenn  das  inländische  Recht  die  Rechtswirksamkeit  des 
ausländischen  Urteils  nicht  anerkennt.  Wenn  das  ausländische 
Urteil  im  Inlande  nicht  rechtswirksam  ist,  so  kann  das  in- 
ländische Gericht  seine  Kompetenz  nicht  ablehnen,  wenn  auch 
der  Kläger  die  exklusive  Kompetenz  des  ausländischen  Gerichtes 
für  sich  anerkannt  hätte.  Eine  Ablehnung  der  Kompetenz 
seitens  des  zuständigen  inländischen  Gerichtes  wäre  denegatio 
ßistitiae.  Der  Fall  ist,  wie  Maggary^)  richtig  bemerkt, 
ganz  so  zu  behandeln,  wie  der  unzulässige  Verzicht  auf  ein 
Rechtsmittel  (§  31  des  GA  59,  1881,  Novelle  zur  ZPO  und  §  217 
des  Ges.  üb.  d.  SV). 


*)  A.  a.  0.  S.  50,  Note  3. 


Das  Seekabel  in  Kriegszeit. 

Eine  Darstellung  des  geltenden  Rechtes. 
Von  Dr.  f§ligiiiund  Cybieliowski  in  München. 
Einleitung. 
Da  eine  Neutralisierung  der  Seekabel  nicht  gelungen  i.^t 
und  ihre  Rechtslage  im  Kriege  auch  nicht  vertraglich  geregelt 
worden  ist,  so  haben  viele  die  Kabel  für  rechtlos  gehalten, 
nicht  nur  Laien,  sondern  auch  Juristen.  So  erwiderte  Sir 
Sherston  Baker,  der  im  Juni  1898  in  London  einen  Vortrag 
über  die  „Rechte  und  Pflichten  der  Kriegführenden  und  Neu- 
tralen" hielt,  auf  die  Frage,  wie  eine  Kabekerschneidung  in 
Kriegszeit  zu  werten  sei,  daß  es  weder  eine  Regel,  noch  einen 
Präzedenzfall  gäbe,  der  die  Meinung  zu  leiten  und  zu  kon- 
trollieren erlaubte.  Andere  haben  nach  dem  Recht  der  Kabel 
gesucht,  am  gründlichsten  der  frühere  Gerichtsassessor  und 
jetzige  Amtsrichter  Dr.  F.  Scholz.  ^)  Was  seinem  Buche  hohen 
Wert  verleiht,  das  ist  das  Bestreben,  für  alle  Fragen,  die  in 
Betracht  kommen,  eine  Rechtsbasis  zu  finden,  was  ja  recht 
eigentlich  die  Aufgabe  der  Theorie  bildet.  Wenn  ein  Praktiker 
es  z.  B.  für  selbstverständlich  hält,  daß  ein  Kabel  zwischen 
dem  Lande  kriegführender  Staaten  überall  zerschnitten  werden 
darf,  so  kann  das  nicht  befremden.  Wenn  aber  ein  Theoretiker 
ebenso  handelt,  so  versündigt  er  sich  an  der  Wissenschaft..  Das 
Kabel  kann  ja  neutrales  Privateigentum  sein,  das  unverletzlich 
ist.  Ebensowenig  ist  es  wissenschaftlich  zulässig,  die  Kabel 
zwischen  neutralen  Ländern  ohne  Beweis  für  unverletzlich  n 
erklären,  da  sie  ja  dem  Feinde  gehören  können  und  feindhches 
Eigentum  zur  See  verletzlich  ist,  falls  es  nicht  von  einer  neu- 
tralen Flagge  gedeckt  ist.  Jouhannatid  hätte  daher  in  seiner 
Doktordissertation  nicht  folgende  Worte  schreiben  dürfen: 


1)  Krieg  und  Seekabel,  Berlin  1904,  161  Seiten. 
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„RappelonSy  avant  cTentreprendre  cet  examen,  les  tertnes  pricia 

du  problime.    Les  cäbles  unisaant  deux  territoires  neutrea  itant 

inviolableSy  et  ceux  qui  uniaaent  lea  deux  belligSranta   ou  deux 

pointa   du  territoire   d'un  ntStne  bellig^rant  etant,  au  contraire^ 

aujeta  en  principe  ä  deatrucfion,   le  problime  ne  ae  poaera  rdelle- 

ntent  que  pour  le  cäble  uniaaant  le  territoire  d'un  belligirant  ä 

un  territoire  neutre."^) 

Platz  hatte  er  in  seinem  Buch,  das  320  Seiten  gr.  8^  umfaßt, 

reichlich;  mildernd  fällt  jedoch  in's  Gewicht,  daß  Forscher  von 

bedeutendem  Ruf  ganz  ebenso  zu  Werke  gegangen  sind. 

Unbefriedigt  von  den  bisher  vertretenen  Theorien,  hat 
Scholz  eine  neue  aufgestellt,  behauptend,  daß  die,  Kabel  Land 
sind  in  jeder  Beziehung  und  daher  dem  Landkriegsrecht  unter- 
liegen. Weil  ihm  jedoch  diese  Theorie  als  angreifbar  erschien 
und  es  ihm  auch  nicht  gelang,  den  anderen  Ansichten  den  Todes- 
stoß zu  versetzen,  so  hat  er  sie  vom  Standpunkt  ihrer  Autoren 
ausführlichst  erörtert,  was  natürlich  eine  einfache  und  klare 
Darstellung  ausschloß.  Bereits  dem  Juristen  ist  es  schwer, 
sich  in  dem  Durch-  und  Nebeneinander  der  Theorien  aus- 
zukennen,  und  erst  dem  Laien!  Die  Wirkung  des  Buches  auf 
gebildete  Nichtjuristen  läßt  sich  —  das  ist  von  besonderer  Be- 
deutung —  dokumentarisch  nachweisen;  der  Ingenieur  Dr.  phil. 
Hennig  schrieb  nämlich: 

^Scholz  hat  zwar  neuerdings  in  seinem  schon  genannten  Werke 
eine  große  Reihe  von  höchst  beachtenswerten  und  juristisch  gründlich 
durchdachten  Leitsätzen  auch  für  diese  schwierigen  Fragen  aufgesteUt,. 
aber  von  einem  positiven,  international  anerkannten  Völkerrecht  kann 
in  bezug  auf  die  Seekabel  vorläufig  nicht  die  Rede  sein,  und  wenn  es 
heute  einem  kriegführenden  Staate  einfallen  sollte,  gegen  neutrale.  Kabel 
noch  viel  rücksichtsloser  vorzugehen,  als  die  Amerikaner  es  im  Jahre  1898 
taten,  so  würde  eine  Verletzung  des  positiven  Völkerrechts  auch  noch 
nicht  in  Frage  kommen,  da  die  Seekabel  eben  im  Kriege  bisher  faktisch 
rechtlos  sind!  .  .  .  Jedenfalls  ist  soviel  klar  und  wohl  von  allen  Seiten 
anerkannt,  daß  die  absolute  Unklarheit,  welche  über  die  rechtliche 
Stellung  der  Kabel  in  Kriegszeiten  gegenwärtig  herrscht,  je  eher  je  lieber 
beseitigt  werden  muß."  2) 

Kabel  werden  aber  nicht  Juristen  abschneiden,  sondern 
Laien;  die  Rechtslage  der  Kabel  interessiert  in  erster  Reihe 

^)   Jjea  cäblea  soua-marina.    Leur  protection  en  temps  de  paix  et 
en  tempa  de  guerre.    Paris  1904,  S.  210. 
2)  Ztsch.  XIV  392  f.,  397. 

ZeitBchrift  f.  Intern.  PriTat-  u.  Öffentl.  Recht.    XYII.  11 
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nicht  die  Juristen^  sondern  die  Aktionäre  und  Ingenieure  der 
Kabelunternehmungen  und  die  Offiziere  der  Kriegsflotten.  Daraus 
erklärt  sich  das  rege  Interesse,  mit  dem  die  Probleme  des 
Kabelrechts  von  so  vielen  Nichtjuristen  verfolgt  werden;  daraus 
erklärt  sich,  daß  über  das  Kabelrecht  neben  vielen  Juristen 
auch  sehr  viele  Laien  geschrieben  haben,  so  daß  die  Zahl  der 
vorhandenen  Aeußerungen  größer  wie  100  ist.  Wenn  auch 
bezweifelt  werden  kann,  daß  die  Jurisprudenz  Gemeinverständ- 
lichkeit anzustreben  hat,  so  ist  doch  unbestreitbar,  daß  ein 
Jurist,  der  das  Kabelrecht  bearbeitet,  so  zu  schreiben  hat,  daß 
ihn  jeder  Gebildete  verstehen  kann.  Die  Wissenschaft  soll  dem 
Leben  dienen,  und  das  Leben  sind  hier  die  Laien. 

Eine  möglichst  einfache  und  möglichst  verständliche  Dar- 
stellung war  meine  Aufgabe.  Nach  einem  kurzen  Rückblick 
auf  die  Kabelpraxis  und  die  bisher  vertretenen  Anschauungen 
habe  ich  eine  neue  Theorie  so  knapp  wie  möglich  begründet, 
wobei  freilich  an  einigen  Stellen  weit  ausgeholt  werden  mußte. 
Aber  das  war  notwendig,  da  sonst  die  Ergebnisse  in  der  Luft 
geschwebt  hätten.  Es  mag  überflüssig  erscheinen,  gelegentlich 
einer  Spezialaufgabe  vom  Wesen  des  Kriegsrechts  und  der 
Analogie  zu  handeln;  und  doch  hat  mir  erst  der  Hinweis  auf 
das  Wesen  des  Kriegsrechts  den  Aufbau  der  eigenen  Theorie 
ermöglicht  und  die  Betrachtung  der  Analogie  erst  zum  Hebel 
verhelfen,  mit  dem  viele  abweichende  Ansichten  mühelos  aus 
den  Angeln  zu  heben  sind. 

Trotzdem  die  drahtlose  Telegraphie  große  Portschritte  ge- 
macht hat,  ist  eine  Untersuchung  des  Kabelkriegsrechts  nicht 
überflüssig,  da  nach  dem  Urteil  namhafter  Physiker  geradezu 
neue  Erfindungen  gemacht  werden  müßten,  wenn  die  drahtlose 
Telegraphie  der  drahtlichen  ebenbürtig  werden  sollte,  ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  die  Ergebnisse  der  Kabeltheorie  sich  auch 
auf  die  telephonischen  Kabel  beziehen  und  zudem  in  nicht  ge- 
ringem Umfang  für  das  Recht  der  drahtlosen  Telegraphie  ver- 
wertet werden  können.  Das  beweist  vor  allem  die  Schrift  von 
Scholz:  Drahtlose  Telegraphie  und  Neutralität  (Berlin  1905).  M 

M  Vgl.  auch  die  Aenßerang  von  F,  Stoerk  im  Annuaire  de  r Institut 
de  droit  int,    T.  19,  S.  312. 
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I.  Die  Eabelpraxis. 

Eabelabschneidungen  sind  bereits  vor  dem  spanisch-amerika- 
nischen Kriege  vorgekommen,  haben  aber,  soweit  bekannt,  weder 
zu  diplomatischen  Unterhandlungen,  noch  zu  einem  gerichtlichen 
Verfahren  Anlaß  gegeben  und  sind  daher  auch  von  der  Theorie 
nicht  ergründet  worden.  ^)  Erwähnung  verdient,  daß  die  Chilenen 
im  Kriege  mit  Peru  1882  Kabel,  die  beide  Länder  verbanden, 
im  Kästenmeer  und  anscheinend  auch  auf  hoher  See  zerschnitten. 
Die  englische  Gesellschaft,  welcher  die  Linien  gehörten,  forderte 
von  Chile  Ersatz  allen  direkten  und  indirekten  Schadens,  der 
aus  den  Zerschneidungen  erwachsen  war.  Chile  erkannte  willig 
an,  daß  es  Entschädigung  zu  leisten  habe,  weigerte  sich  jedoch, 
mehr  als  die  Reparaturkosten  zu  ersetzen.  Die  Gesellschaft 
nahm  die  ihr  von  Chile  angebotene  Summe  an  und  erklärte 
sich  für  alle  Ansprüche  abgefunden.  ^  Zu  diplomatischen 
Schritten  und  theoretischer  Erörterung  haben  erst  die  Kabel- 
eingriffe des  spanisch-amerikanischen  Krieges  gegeben.  Die  in 
vielen  Beziehungen  interessante  Praxis  sei  kurz  geschildert; 
auch  die  politisch,  national  und  militärisch  bedeutsamen  Momente 
sollen  gleich  hier  hervorgehoben  werden  und  nicht  erst  am 
Schluß  der  Abhandlung,  wie  dies  Regel  ist. 

Trotzdem  Spanien  seit  mehreren  Jahren  gegen  den  kuba- 
nischen Aufstand  zu  kämpfen  hatte,  der  von  Amerikanern  offen 
begünstigt  wurde,  traf  es  keine  Maßnahmen,  um  den  tele- 
graphischen Verkehr  mit  der  „Perle  der  Antillen"  für  den  Fall 
eines  Konfliktes  mit  Amerika  zu  sichern.  Es  sorgte  weder  für 
den  Bau  einer  eigenen  Kabelverbindung  mit  Kuba,  noch  be- 
festigte es  durch  Aufführung  von  Strandbatterien  die  Landungs- 
punkte der  fremden  Kabel  auf  der  Insel,  was  ihm  verhängnis- 
voll werden  sollte.  Auch  Schiffe  zur  Ausbesserung  zerschnittener 
Linien  hatte  es  nicht  zur  Verfügung.  Sämtliche  Linien,  auf 
denen  spanische  Telegramme  Kuba  und  ebenso  die  Philippinen 
erreichen  konnten,  berührten  fremdes  Gebiet,  vor  allem  Nord- 


*)  T.  E.  Holland y  Des  cdbles  sous-marins  en  temps  de  guerre 
(J.,  T.  25,  S.  649). 

2)  E.  W.  Farsond,  a.  a.  0.,  S.  813. 
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amerika,  so  daß  die  Beförderung  von  dem  Willen  Dritter  ab- 
hängig war. 

Anderen  Geist  verraten  die  Taten  der  Amerikaner.  Am 
Tage  der  Kriegserklärung  nahmen  sie  die  beiden  Seekabel  von 
Florida  nach  Havanna  und  alle  Linien,  welche  indirekt  mit  der 
Insel  verkehrten,  in  militärische  Verwaltung  und  untersagten 
die  Beförderung  von  spanischen  Staatsdepeschen,  femer  von 
Telegrammen  in  Geheimschrift  mit  Bestimmung  nach  West- 
indien und  von  allen  Sendungen  mit  feindlicher  Tendenz.  Das 
eine  von  den  zwei  Kabeln  von  Havanna  wurde  im  spanischen 
Küstengewässer  abgeschnitten,  auf  ein  Kriegsschiff  genommen 
und  zur  Vermittelung  des  Verkehrs  zwischen  Washington  und 
dem  Blockadegeschwader  vor  Havanna  benutzt. 

Zur  Kabelabschneidung  waren  eigens  nicht  weniger  wie 
drei  Schiffe  hergerichtet:  der  „Mangrove",  die  „Adria''  und  der 
„Saint-Louis",  von  denen  das  erste  bereits  am  25.  April,  dem 
Tage  der  förmlichen  Kriegserklärung,  in  See  stach,  um  die 
Kabel  von  Santiago  de  Cuba  nach  Jamaika  und  Haiti  zu  kappen. 
Einige  Tage  darauf  folgten  die  beiden  anderen  Schiffe;  der 
Schutz  der  Operationen  lag  ständig  mehreren  Kriegsschiffen  ob. 
Werkzeuge  zur  Kabelzerschneidung  erhielten  noch  andere  Fahr- 
zeuge. 

Trotz  der  großen  Vorbereitungen  blieben  die  Bemühungen 
der  Kabelflotte  mehrere  Wochen  fruchtlos,  da  sie  in  voller 
Meerestiefe  erfolgten,  die  auf  Kuba  wie  auf  fast  allen  Antillen 
in  geringer  Entfernung  von  der  Küste  beginnt.  Als  am  18.  Mai 
der  „Saint-Louis"  die  Kabelsuche  wieder  in  der  Tiefsee,  sieben 
Meilen  von  den  Forts  von  Santiago  entfernt,  begonnen  und 
keinen  Erfolg  gehabt  hatte,  kam  er  suchend  immer  näher  an 
die  Küste  heran,  zuletzt  bis  auf  eine  Seemeile,  wo  er  endlich 
ein  Kabel  faßte.  Aber  zu  gleicher  Zeit  begannen  die  spanischen 
Forts,  ein  lebhaftes  Feuer  auf  ihn  zu  richten.  Unter  dem 
Donner  der  feindlichen  Kanonen  wurde  das  Kabel  hastig  an 
Bord  gezogen,  durchgeschnitten  und  in  das  Meer  zurückgeworfen. 
Die  Mühe  war  jedoch  vergeblich  gewesen,  da,  wie  sich  bald 
herausstellte,  die  Operation  an  einem  alten  Stück  Kabel  vor- 
genommen worden  war,  das   man  gelegentlich  einer  Ausbesse- 
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rung  als  unbrauchbar  im  Meere  zurückgelassen  hatte.  Die 
Unterbrechung  der  Linie  nach  Jamaika,  welche  in  der  Feste 
Santiago  landete,  gelang  überhaupt  nicht,  während  das  Kabel 
Santiago-Haiti  am  6.  oder  7.  Juni  dicht  an  der  kubanischen 
Küste  von  Guantanamo  zerschnitten  wurde,  nachdem  die  Spanier 
von  dem  Landungspunkt  durch  das  Feuer  der  B[riegsschiffe 
vertrieben  worden  waren. 

Gleich  schwierig  gestalteten  sich  die  Angriffe  gegen  die 
Seetelegraphen,  welche  Santiago  mit  Batabano  verbanden,  einer 
Stadt  an  der  Südküste  der  Insel  gegenüber  Havana.  Diese 
Linie  diente  dem  Marschall  Blanco  zum  Verkehr  mit  Admiral 
Cervera,  der  500  km  von  Havana  entfernt,  in  Santiago  einge- 
schlossen war.  Die  Operationen  erfolgten  vor  Cienfuegos,  wo 
die  Kabel  anlandeten.  Vier  amerikanische  Kriegsschiffe  kamen 
bis  auf  eine  Seemeile  an  die  Küste  heran  und  eröffneten  ein 
lebhaftes  Feuer  auf  das  Kabelhaus,  während  zwei  Dampf-  und 
zwei  Ruderboote,  jedes  besetzt  mit  sechzehn  Mann,  die  Kabel- 
suche begannen,  das  Auge  auf  das  Kabelhaus  gerichtet,  das  als 
Wegweiser  diente.  Doch  noch  in  einer  Entfernung  von  weniger 
als  100  m  erwies  sich  das  Bemühen  wegen  zu  großer  Wasser- 
tiefe als  fruchtlos  und  zeitigte  erst  einen  Erfolg  an  einem 
Punkte,  der  einige  Meter  vom  Ufer  entfernt  war  und  20  Fuß 
tiefes  Wasser  hatte.  Nicht  weniger  wie  30  Mann  waren  nötig, 
um  das  Kabel,  das  in  östlicher  Richtung  nach  Santiago  lief, 
an  Bord  zu  ziehen,  wo  es  gekappt  wurde.  Das  nach  dem 
Lande  zu  führende  kurze  Ende  wurde  ins  Meer  geworfen,  das 
andere  Ende  in  einer  Länge  von  150  Fuß  aus  dem  Wasser 
gehoben,  um  auf  ein  Kriegsschiff  gebracht  zu  werden  und 
eventuell  dem  Verkehr  mit  Santiago  zu  dienen.  Indessen  das 
Gewicht  des  armstarken  Kabels  war  so  groß,  daß  das  tragende 
Boot  nur  durch  erneute  Kappung  vor  dem  Kentern  bewahrt 
werden  konnte.  Ein  Stück  Kabel  von  etwa  100  Fuß  blieb  an 
Bord  zurück.  Während  der  ganzen  Zeit  waren  die  Spanier 
untätig  geblieben.  Sie  setzten  sich  erst  zur  Wehr,  als  die 
Amerikaner  auch  den  andern  Seetelegraphen,  welcher  in  der 
Richtuilg  nach  Havana  lief,  in  einer  Entfernung  von  60  Fuß 
vom  Ufer  erfaßt  hatten.     Mehrere   Amerikaner   wurden   vom 
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feindlichen  Feuer  verletzt,  nichtsdestoweniger  die  Operation  zu 
Ende  geführt.  Während  der  Arbeit  hatte  man  im  Meere  ein 
drittes  Kabel  bemerkt.  Sofort  ging  man  an  die  Abschneidmig, 
gab  sie  jedoch  auf,  als  das  feindliche  Feuer  immer  heftiger 
wurde  und  den  Tod  von  vier  Mann  sowie  die  Verwundung  eines 
Schif(skommandanten  verursacht  hatte.  Trotzdem  konnten  die 
Amerikaner  zufrieden  sein,  denn  das  dritte  Kabel  verband  nur 
das  Kabelhaus  mit  der  Stadt  Gienfuegos,  ermangelte  also  der 
strategischen  Bedeutung.  Die  Verbindung  mit  Santiago  war 
unterbrochen.  ^) 

Wie  vor  Kuba  verfuhren  die  Amerikaner  auf  den  PhilippineD. 
die  zwei  englische  Kabel  besaßen.  Das  eine  von  Hongkong 
nach  Bolinao  (auf  Manila)  wurde  im  spanischen  Küstenmeer 
gekappt,  auf  ein  Kriegsschiff  gehoben  und  zur  Kommunikation 
mit  Hongkong  benutzt,  bis  auf  Protest  Spaniens  die  englische 
Gesellschaft  den  Betrieb  in  Hongkong  einstellte.  Die  andere 
Linie,  welche  von  Manila  nach  Capiz  auf  Panay  lief,  wurde 
ebenfalls  im  feindlichen  Küstengewässer  unterbrochen. 

Die  Praxis  der  Amerikaner  läßt  sich  auf  folgende  Grund- 
sätze zurückführen: 

1.  Sämtliche  Kabel,  welche  vom  feindlichen  Land  aus- 
gehen, dürfen  zerschnitten  werden,  mögen  sie  auch  Neutralen 
gehören. 

2.  Die  Zerschneidung  ist  auf  hoher  See  zulässig  und  im 
feindlichen  Küstenmeer. 

3.  Ein  zerschnittenes  Kabel  darf  in  den  Dienst  des 
militärischen  Nachrichtenverkehrs  gestellt  werden,  auch  wenn 
es  in  einem  neutralen  Staat  landet. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  reicliten  die  geschädigten 
Kabelgesellschaften  —  zwei  englische  und  eine  französische  — 
auf  diplomatischem  Wege  der  amerikanischen  Regierung  eine 
Berechnung  der  Kosten  ein,  welche  die  Wiederherstellung  der 


^)  Die  Schilderung  stammt  mit  Ausnahme  einiger  Reflexionen  aos 
J.  Depelley,  Les  cdbles  telegraphiques  en  tetnps  de  guerre  (Retue 
des  deujr  mondes  v.  1.  1.  19(X)).  In  einigen  Punkten  sind  abweichende 
Nachrichten  rerbreitet  worden,  die  sich  jedoch  auf  juristisch  erhebliche  Tat- 
sachen nicht  beziehen. 
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zerschnittenen  Kabel  und  der  Wiederaufbau  des  Kabelhauses  in 
Cienfuegos  verursacht  hatten.  Sowohl  die  englische  wie  die 
französische  Regierung  erklärten,  daß  eine  Pflicht  zum  Ersatz 
des  Schadens  nicht  bestehe,  aber  die  Billigkeit  dafür  spreche. 
Auf  den  gleichen  Standpunkt  stellte  sich  die  amerikanische 
Regierung  und  beantragte  beim  Kongreß  die  Bewilligung  der 
erforderlichen  Kredite,  jedoch  ohne  Erfolg. 

Geringeren  Umfang  hatten  die  Kabelzerschneidungen  im 
russisch-japanischen  Kriege.  Abgeschnitten  wurden  von  den 
Japanern  die  beiden  von  Port  Arthur  nach  Tschifu  in  China 
laufenden  Linien,  während  die  beiden  von  Wladiwostock  nach 
Nagasaki  und  diejenige  von  Fusan  auf  Korea  nach  Tsushima 
von  der  privaten  Kabelgesellschaft,  welcher  sie  gehörten,  zur 
Sicherheit  außer  Betrieb  gesetzt  wurden  und  daher  unverletzt 
blieben. 

n.  Die  bisherigen  AnBchauungen. 

a)  Die  Theorie  Scholz. 
Nachdem  er  festgestellt  hat,  daß  der  elektrische  Nach- 
richtendienst keine  Entfernungen  kennt,  behauptet  er,  daß 
zwei  durch  Kabel  verbundene  Länder  in  bezug  auf  das  Nach- 
richtenwesen als  unmittelbar  benachbart  anzusehen  sind.  „Hier- 
nach dürfte  es  angemessen  erscheinen,  sagt  er,  bei  der  recht- 
lichen Würdigung  dieses  eigenartigen  Kommunikationsmittels 
das  Meer  ganz  auszuschalten  und  die  Meeresleitungen  wie  Land- 
leitungen zu  behandeln."  Das  Kabel  ist,  fährt  er  fort,  eine 
vom  Meer  überschwemmte  Verkehrsstraße  und  hat  daher  in 
jeder  Beziehung  Landqualität.  Es  ist  als  Pertinenz  des 
Landes  anzusehen  und  teilt  mithin  die  Rechtslage  der  Haupt- 
sache oder  steht  mit  anderen  Worten  unter  der  Souveränität 
des  Landes,  dem  es  nach  seiner  örtlichen  Lage  zugehört 
(S.  39  f.).  Die  Souveränität  hat  nicht  nur  den  „für  das  Küsten- 
meer streitigen  Inhalt",  sondern  ist  eine  Souveränität  „in 
vollem  Maße"  und  ist  gleich  derjenigen  über  Staatsgebiet  (41). 
Verbindet  das  Kabel  zwei  Staaten,  so  steht  es  in  ihrem  Kondo- 
minat (44).  Die  Haupteinwände  gegen  diese  Theorie  sind 
folgende : 
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1.  Das  Kabel  ist  nicht  Land  und  wird  auch  nicht  dafür 
gehalten. 

2.  Die  Souveränität  über  das  Kabel  oder  wie  Scholz 
mehrfach  sagt :  Kabelterritorium  ist  nicht  voll,  da  auf  hoher 
See  andere  Kabel,  d.  h.  Kabelterritorien  darüber  gelegt 
werden  können  ohne  Zustimmung  des  ersten  Kabelsouverans, 
wie  denn  das  Weltkabelnetz  an  vielen  Stellen  ein  Netz  ist 
im  eigentlichen  Sinn.  Bei  Ausbesserung  eines  Kabels  können 
fremde  Kabel,  alias  Territorien,  die  darüber  liegen,  mit  in 
die  Höhe  gezogen  werden,  ohne  daß  eine  Erlaubnis  erforder- 
lich wäre.  ^) 

3.  Passiert  ein  Kabel,  das  kriegführende  Staaten  ver- 
bindet, neutrales  Wasser,  so  sind  dort  Eingriffe  unzulässig, 
so  daß  auch  aus  diesem  Grunde  die  Souveränität  „in  vollem 
Maße"  doch  nicht  voll  ist. 

4.  Verbindet  das  Kabel  kriegführende  Staaten,  so  erklärt 
die  Theorie  des  Kabelterritoriums  gar  nichts,  denn  behauptet 
man  die  Fortexistenz  des  Kondominats  trotz  des  Krieges,  so 
ist  jeder  üferstaat  nur  nach  Zustimmung  des  andern  zu 
Eingriffen  berechtigt,  da  sie  ja  Condomini  sind  und  nicht 
Domini.  Das  Wesen  des  Kondominats  besteht  darin,  daß 
ein  Land  nicht  einen  Souverän  hat,  sondern  zwei.  Behauptet 
man  dagegen,  daß  während  des  Krieges  das  Kondominat 
nicht  existiert,  so  fehlt  eine  Rechtsbasis  für  Kabeleingriffe, 
es  sei  denn,  daß  man  annehmen  wollte,  daß  die  gemeinsame 
Souveränität  mit  der  Kriegserklärung  in  zwei  volle  ausein- 
ander fällt.  Zwei  volle  Souveränitäten  über  dasselbe  Land 
sind  aber  unmöglich. 

5.  Verbindet  das  Kabel  einen  kriegführenden  Staat  mit 
neutralem  Lande,  so  ergibt  sich  das  Verhältnis,  daß  von 
zwei  Condomini  der  eine  Krieg  führt,  der  andere  in  Frieden 
lebt.  Geht  die  andere  Kriegspartei  gegen  das  Kabel  vor, 
als   welches  ist  Staatsgebiet,    so  greift  sie  ein  Territorium 


1)  üeber  die  Mißstände,  welche  sich  hieraus  ergeben,  vgl.  die  Pariser 
Konferenzberatungen  von  1882  in  Martens,  N.  R.  G.  2.  s.  t.  11,  S.  126, 
152,  283  und  sonst. 
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an,  dessen  Mitsouverän  mit  ihr  in  Frieden  lebt.    Darf  sie 
es  und  warum? 

6.  Das  Kabel  kann  nicht  Pertinenz  des  Landungsstaates 
sein,  weil  es  nicht  dafür  gehalten  wird.  Sowohl  nach  römischem 
Kecht  wie  BGB  kann  eine  Sache  nie  Zubehör  sein,  wenn  sie 
von  der  Verkehrsauffassung  nicht  dafür  gehalten  wird.^)  In 
der  Theorie  des  Völkerrechts  ist  zwar  wiederholt  von  Pertinenz 
gesprochen  worden,  ohne  daß  jedoch  eine  besondere  Ent- 
wickelung  des  Begriffs  unternommen  worden  wäre;  man 
dachte  an  den  privatrechtlichen.  Daß  aber  die  Glieder  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  die  Kabel  für  Pertinenzen  halten, 
hat  Scholz  nicht  nachzuweisen  gesucht,  ja  nicht  einmal 
erforscht,  ob  ihnen  auch  allen  der  Begriff  bekannt  ist  (das 
ist  nicht  der  Fall),  z.  B.  den  orientalischen  Völkern,  wie 
etwa  Japan.  Verbindet  das  Kabel  zwei  Staaten,  so  ist  derselbe 
Gegenstand  Zubehör  zweier  Sachen.  Ob  dies  begrifflich 
möglich,  hat  Scholz  nicht  erörtert;  für  den  Bereich  des 
deutschen  Privatrechts  ist  die  Frage  vom  OLG  Rostock  in 
einem  Beschluß  vom  21.  7.  1904  verneint  worden.  2) 

7.  Als  Vorzüge  seiner  Theorie  bezeichnet  der  Verfasser 
die  Möglichkeit  der  Anwendung  des  Landkriegsrechts  auf  die 
Kabel  und  die  ünanwendbarkeit  des  Seebeuterechts  auf 
dieselben  (45).  Den  ersten  Vorzug  hat  er  selbst  nicht  aus- 
genutzt, denn  nach  Landkriegsrecht  ist  eine  Beschlagnahme 
und  Benutzung  der  Telegraphen  nur  nach  Okkupation  (Be- 
setzung) des  Feindeslandes  zulässig,  während  Seekabel  in 
vielen  Fällen  bereits  vorher  den  gleichen  Maßnahmen  unter- 
worfen werden  dürfen,  wie  Scholz  selbst  zugibt.^)  Eine 
besondere  Okkupation  der  Kabel  ist  natürlich  nicht  möglich. 
Wie  sollte  sie  aussehen,  um  den  Forderungen  des  modernen 
Kjiegsrechts  zu  entsprechen?  Man  könnte  nur  behaupten, 
daß  sie  nach  Besetzung  des  Landungsstaates  als  okkupiert 


1)  Vgl.  Windscheid'Kipp,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts,  Aufl.  9, 
I  708  §  143;  Dernburg,  Fand.,  Aufl.  5,  I  178  und  180;  BGB  §  97. 

^  H.  Wimpfheimer,  Kann  ein  Gegenstand  Zubehör  mehrerer 
Sachen  sein?  {Archiv  für  bürgerliches  Recht,  XXIX  84). 

3)  Vgl.  Ergebnisse  8.  154  ff. 
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ZU  betrachten  sind.  Eine  Gleichstellung  von  Kabel  und 
Landtelegraph  ist  auch  vom  Standpunkt  der  Schols'schm 
Auffassung  nicht  möglich,  denn  das  erste  ist  Land,  während 
der  zweite  es  nicht  ist,  sondern  auf  Land  steht.  Das  See- 
beuterecht schließlich  ist  nicht  deshalb  auf  die  Kabel  unan- 
wendbar, weil  sie  Land  sind,  sondern  weil  es  besondere 
Vorschriften  über  Wegnahme  von  Kabeln  nicht  gibt  und 
daher  nur  eine  analoge  Rechtsanwendung  in  Frage  kommt. 
Diese  setzt  aber  gleiche  Tatbestände  voraus,  die  hier  fehlen, 
worüber  alsbald. 

b)  Kabel  und  Schiff. 
In  Frage  kommt  nur,  ob  das  Kabel  nach  Analogie  der 
Schiffe  zu  behandeln  ist,  denn  daß  es  nicht  selbst  ein  Schiff  ist 
weiß  jeder.  Ueber  Wesen  und  Bedeutung  der  Analogie  im 
Recht  schweigt  die  Theorie  des  Völkerrechts  in  der  üeber- 
zeugung,  daß  jeder  die  nötigen  Vorstellungen  beim  Studium 
des  Privatrechts,  das  so  häufig  allgemeine  Rechtsfragen  erörtert, 
erwirbt.  Eine  allgemein  anerkannte  Theorie  der  Analogie  gibt 
es  jedoch  auch  im  Privatrecht  nicht,  wenn  auch  über  einige 
wichtige  Momente  Uebereinstimmung  herrscht. 

Die  Analogie  dient  der  Rechtsauslegung;  sie  beruht  auf 
dem  Grundsatz,  daß  Gleiclies  gleich  zu  behandeln  ist.  Der 
Grundsatz  der  Gleichheit  erscheint  über  kurz  oder  lang  überall, 
wo  gleichwertige  Individuen  existieren,  und  ist  daher  die  natur- 
notwendige Folge  der  Verhältnisse.  Die  Gleichheit  der  Menschen 
in  vielen  Hinsichten  bewirkt  eine  Gleichheit  tatsächlicher  Zu- 
stände. Was  aber  lange  Zeit  gedauert  hat,  erscheint  als  recht 
und  unanfechtbar.  Auf  diese  Tatsache  sind,  nebenbei  bemerkt 
die  Rechtsinstitute  der  Verjährung  und  des  unvordenklichen 
Besitzes  zurückzuführen.  Kinder  hervorbringen,  essen,  trinken, 
sprechen,  arbeiten,  kämpfen  können  alle  Menschen.  Die  Gleich- 
heit der  Anlagen  und  Kräfte  führt,  soweit  vorhanden,  zu  einer 
Gleichheit  der  Leistungen  und  der  Lebensweise  und  damit  zu 
einer  Gleichheit  in  Schätzung  und  Wertung  des  Nächsten.  Die 
Gleichheit  der  Leistungen  strahlt  zurück  auf  ihre  Urheber  und 
läßt  sie  dem  denkenden  Beschauer  als  gleich  erscheinen.  Weil 
der  eine  nicht  mehr  ist  und  kann  als  der  andere,  deshalb  gilt 
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er  ihm  gleich  und  genießt  gleiche  Rechte.  Diese  Vorstellung 
drückt  das  bekannte  Wort  aus:  Was  dem  einen  recht,  ist  dem 
andern  billig.  Der  religiöse  Grundsatz,  daß  vor  Gott,  der 
weltliche,  daß  vor  dem  Gesetz  alle  gleich  sind,  ist  auch  nur 
eine  notwendige  Konsequenz  natürlicher  Gleichheiten,  die  bloß 
erkannt  zu  werden  brauchten,  um  jene  Grundsätze  zu  erzeugen. 
Entstanden  im  Hinblick  auf  konkrete  Verhältnisse,  hat  der 
Grundsatz,  daß  Gleiches  gleich  zu  behandeln  ist,  zunächst 
konkrete  Inhalte  gehabt,  aus  deren  zusammenfassender  Be- 
trachtung mit  der  Zeit  der  abstrakte  Grundsatz  gewonnen 
wurde.  Fest  steht  ja  heute,  daß  das  Abstrakte  geschichtlich 
dem  Konkreten  nachgefolgt  ist  und  lange  überhaupt  nicht 
existiert  hat. 

Recht  ist,  was  für  Recht  gehalten  wird;  daher  gehört  das 
Prinzip,  daß  gleiche  Tatbestände  derselben  Rechtsnorm  zu 
unterwerfen  sind,  nach  seiner  Anerkennung  dem  geltenden 
Rechte  an.  Keine  ausreichende  Erklärung  dieser  Tatsache  ist 
es,  wenn  Thöl  die  Geltung  des  Prinzips  der  Gleichheit  auf 
die  logische  Natur  des  Rechts,  Binding  auf  den  stillschweigenden 
Willen  des  Gesetzgebers,  Adickes  und  Brim  auf  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit  zurückführen.  Tiefer  in  das  Wesen 
der  Sache  dringt  Regelsberger,  der  ausführt,  jenes  Prinzip 
sei  „als  Erzeugnis  der  Kulturentwickelung  ins  Recht  erwachsen, 
also  wenn  man  will  Gewohnheitsrecht."  ^)  Wie  er  ebenfalls 
ganz  richtig  hervorhebt,  entscheidet  über  die  Gleichartigkeit 
der  Tatbestände  das  menschliche  Urteil,  und  dieses  kann 
wechseln.  „Ein  Römer  des  5.  Jahrhunderts  der  Stadt  würde 
nimmer  zugegeben  haben,  was  im  2.  Jahrhundert  n.  Chr.  an- 
erkannt war,  daß  die  Verletzung  eines  Freien  mit  der  Körper- 
verletzung, begangen  an  Sklaven  oder  Tieren,  auf  einer  Linie 
stehe"  (S.  158). 

Vermöge  der  Analogie  wird  die  konkrete  Fassung  der 
Rechtsätze  überwunden  und  die  Rechtsüberzeugung  des  Volkes 
mit  dem  formulierten  Recht  in  Einklang  gebracht,  ohne  daß 
die  gesetzgebenden  Faktoren  in  Tätigkeit  treten.    Die  Analogie 


1)  Pandekten  S.  157*,  wo  auch  die  anderen  Nachweise. 
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macht  die  starre  Form  biegsam,  daher  lebensfähig.  Freilich 
wo  die  Schnellpresse  der  Gesetzgebung  die  Bedürfnisse  ge- 
wandelter Rechtsanschauungen  im  Nu  erfüllt,  da  ist  wenig 
Raum  für  die  Analogie. 

Denkbar  ist  es  auch,  daß  ein  Volk  entweder  allgemein 
oder  auf  einem  bestimmten  Rechtsgebiet  die  Form  für  heilig 
und  somit  die  Analogie  für  unzulässig  hält.  Tatsächlich  ist 
z.  B.  im  deutschen  Strafrecht  die  Vermehrung  der  strafbaren 
Tatbestände  auf  dem  Wege  der  Analogie  ausgeschlossen,  und 
in  England  gilt  allgemein  das  Hinausgehen  über  den  Buch- 
staben des  Gesetzes  für  verboten.^)  Anerkannt  ist  der  Grund- 
satz der  Gleichheit  auch  in  England  wie  überhaupt  in  jedem 
Kulturstaat;  die  Besonderheit  ist  nur,  daß  er  aus  dem  Gebiete 
der  Gesetzesanwendung  verbannt  und  auf  seinen  sonstigen 
Wirkungskreis,  zu  dem  vor  allem  die  Gesetzgebung  gehört, 
beschränkt  ist. 

Will  man  die  Analogie  im  Völkerrecht  verwerten,  so  muß 
man  Tatbestände  vor  sich  haben  oder  formulieren,  die  nach  dem 
Urteil  der  Völker  als  gleichwertig  betrachtet  werden  können. 
Die  Ansicht  des  einzelnen  Theoretikers  reicht  nicht  aus  und  ist, 
wenn  ihre  üebereinstimmung  mit  der  Rechtsüberzeugung  der 
Kulturvölker  nicht  nachweisbar  ist,  durchaus  irrelevant.  Femer 
ist  unerläßliche  Voraussetzung,  daß  die  Völker  eine  freie  Aus- 
legung des  internationalen  Rechts,  wie  sie  kraft  der  Analogie 
geschieht,  für  zulässig  halten.  Selbstverständlich  ist,  daß  gegen- 
über einem  Volke  mit  abweichender  Anschauung  über  Gleich- 
artigkeit des  Tatbestandes  oder  Zulässigkeit  der  Analogie  eine 
Anwendung  des  Prinzips  der  Gleichheit  nicht  gerechtfertigt  ist. 
Volk  ist  hier  gebraucht  im  Sinne  von  Staat,  da  die  Völker- 
rechtsgemeinschaft aus  Staaten  besteht.  Als  Ansicht  eines 
Staates  wird  man  das  Urteil  seiner  maßgebenden  Faktoren  zu 
betrachten  haben  und  als  maßgebende  Faktoren  je  nachdem  die 
Regierung  ansehen  oder  die  Regierung  und  Volksvertretung  oder 
bestimmte  Gerichte,  welche  internationales  Recht  anwenden. 

^)  üeber  die  englische  Art  auch  W.  Per 2 mann,  Ueber  die  Ent- 
schädigung für  die  Einwirkungen  der  öffentUchen  Gewalt .  .  .  (Zeitschr.  für 
Privat'  und  öffentl.  Recht,  Bd.  34  z.  B.  S.  101). 
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Die  Tatbestände,  um  welche  es  sich  im  Kabelwesen  handelt, 
sind  die  Unbrauchbarmachung  und  Benutzung;  das  Pendant 
hierzu  wäre  im  Schiffswesen  die  Unbrauchbarmachung  und  Be- 
nutzung von  Schiffen,  mögen  sie  dem  Handel  dienen  oder  dem 
Kriege.  Daß  beide  Gruppen  von  Tatbeständen  von  den  Staaten 
nicht  für  gleichwertig  gehalten  werden,  ergibt  die  verschiedene 
Behandlung,  welcher  sie  unterworfen  werden.  Kauffahrteischiffe 
werden  aufgebracht  und  einem  prisengerichtlichen  Verfahren 
unterzogen.  Siegt  der  Nehmer,  so  steht  ihm  das  Schiff  zur 
Verfügung;  er  kann  es  zwar  unbrauchbar  machen,  denkt  aber 
nicht  daran.  Kriegsschiffe  werden  bekämpft,  wenn  sie  selbst 
kämpfen,  und  eventuell  in  den  Grund  gebohrt;  ergeben  sie  sich, 
so  werden  sie  nicht  unbrauchbar  gemacht,  sondern  mit  liebe- 
voller Sorgfalt  in  Besitz  genommen  und  der  eigenen  Marine 
einverleibt.  Ganz  anders  die  Kabel!  Sie  werden  sofort  un- 
brauchbar gemacht  oder  sofort  in  Benutzung  genommen;  ein 
prisengerichtliches  Verfahren  wird  nicht  eingeleitet,  ebensowenig 
wie  ein  Kampf  gegen  die  Benutzer  des  Kabels  stattfindet.  Auch 
die  Flaggenfrage  kommt  in  Betracht,  da  wohl  die  Schiffe,  nicht 
aber  die  Kabel  eine  Flagge  führen,  so  daß  gleichwertige  Tat- 
bestände nicht  formulierbar  sind. 

c)  Kabel  und  Konterbande. 
Die  analoge  Anwendung  des  Konterbanderechts  auf  die 
Kabel  ist  nicht  möglich,  da  die  in  Betracht  kommenden  Tat- 
bestände von  den  Staaten  nicht  für  gleich  gehalten  werden. 
Das  ergibt  sich  schon  daraus,  daß  die  Konterbande  beschlag- 
nahmt und  einem  prisengerichtlichen  Verfahren  unterworfen 
wird,  die  Kabel  aber  nicht.  Unzulässig  ist  es,  die  Kabel  selbst, 
welche  ausgelegt  sind,  als  Konterbande  zu  betrachten,  wie  dies 
Scholz  (S.  92)  u.  a.  tun,  da  Konterbande  nur  sein  kann,  was 
dem  Feinde  zugeführt  wird. 

d)  Kabel  und  Blockade. 
Was  vom  Schiffs-  und  Konterbanderecht  gilt,  ist  auch  von 
dem  Recht  der  Blockade  auszusagen:  seine  analoge  Anwendung 
auf  die  Kabel  ist  nicht  möglich,    weil   die  Staaten  die  Tat- 
bestände, welche  in  Frage  kommen,  nicht  für  gleich  halten. 
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nämlich  nie  ein  prisengerichtliches  Verfahren  eintreten  lassen. 
Dazu  kommt,  daß  es  nicht  ein  Rechtsinstitut  der  Blockade, 
sondern  nur  der  effektiven  Blockade  gibt  —  die  nur  als  vor- 
handen anzusehen  ist,  wenn  die  Fortsetzung  des  Verkehrs  mit 
dem  blockierten  Land  mit  der  Gefahr  der  Wegnahme  verbunden 
ist.  Für  die  Fortsetzer  des  Kabelverkehrs  entsteht  aber  durch 
die  Existenz  eines  noch  so  großen  Blockadegeschwaders  nie 
eine  Gefahr,  so  daß  eine  effektive  Blockade  gegenüber  dem 
Kabelverkehr  nicht  möglich  ist.  Die  Schriftsteller  aber,  welche 
das  Blockaderecht  auf  die  Kabel  angewendet  wissen  wollten, 
dachten  ohne  Ausnahme  an  die  effektive  Blockade  des  modernen 
Völkerrechts.^)  Als  dritter  Grund  ist  anzuführen,  daß  die 
Blockade  den  an  sich  zulässigen  Verkehr  Neutraler  mit  einem 
kriegführenden  Staat  unzulässig  macht ;  das  Blockaderecht  würde 
also  nicht  die  Abschneidung  derjenigen  Kabel  zu  rechtfertigen 
vermögen,  welche  bereits  der  Kriegführung  dienen,  und  das 
sind  alle  Kabel,  welche  von  Feindesland  ausgehen,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  infolge  Einrichtung  einer  strengen 
Zensur  in  neutralem  Lande  zum  Kriege  nicht  benutzt  werden 
können. 

e)  Kabel  und  ius  angariae. 
Das  ius  angaride  existiert  nicht  mehr.^)     Als  es  lebte, 
gewährte  es  dem  Souverän  eines  Landes  die  Befugnis,  nationale 

1)  Ich  nenne:  Geffcken,  Holtzendorff  s  Handbuch  des  Völker- 
rechts IV  761;  Scholz,  der  sagt:  ^Daß  im  Rahmen  einer  recbtsgültigen 
Blockade  (Hafen-  oder  Küstenblockade)  ein  Kabel,  soweit  es  nicht  n^imittalbar 
zwei  neutrale  Punkte  miteinander  verbindet,  zerschnitten  werden  darf,  wird 
vom  Verfasser  (nämlich  B.  Kraemer,  Die  unterseeischen  Telegraphenkabel 
in  Kriegszeiten,  Rostocker  rechtsw.  Studien  I  5)  in  Uebereinstimmung  mit 
samtlichen  Autoren  mit  Recht  bejaht.  Denn  die  Blockade  gibt  ein  Recht, 
jeden  Verkehr  vom  und  zum  blockierten  Gebiet  zu  sperren  und  diese  Sperre 
mit  Gewalt  durchzusetzen"  {Archiv  für  Post  und  Tel.  1903  S.  713);  ebenso 
Scholz,  Krieg  und  Seekabel  S.  85,  während  er  später  (S.  150,  150^)  sagt 
die  Blockade  gehöre  „ihrem  Wesen  nach  überhaupt  nicht''  ins  Kabelrecht; 
nach  Jahr  und  Tag  vertrat  er  wieder  mit  Entschiedenheit  die  alte  Ansicht 
weil  er  au!  anderem  Wege  eine  Problemlösung  nicht  zu  finden  vermochte 
(Drahtlos.  Telegr.  u.  Neutralität,  in  der  Festgabe  für  Hübler,  Berlin  1905 
S.  210  u.  202). 

^  Statt  vieler  vgl.  die  eingehende  Darstellung  von  L.  B.  Hautefeuille, 
Des  droits    et  des  devoirs  des  nation  neutres  en   temps  de  guerre 
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und  fremde  Schiffe,  die  sich  im  Hafen  oder  auf  der  Reede  des 
Staates  befanden,  ohne  Einwilligung  der  Schiffer  zu  Transport- 
zwecken gegen  Entschädigung  zu  verwenden,  falls  er  dies  für 
nötig  hielt.  Das  Recht  wurde  hergeleitet  aus  der  Souveränität 
des  eingreifenden  Staates  und  konnte  daher  auf  hoher  See 
nicht  ausgeübt  werden.  Es  vermag  also  Eingriffe  auf  hoher 
See  in  keinem  Falle  zu  rechtfertigen;  gewagt  ist  es  ferner, 
die  Äbschneidung  mit  ihm  zu  begründen.  Unmöglich  ist  es 
schließlich,  aus  dem  ius  angariae  die  Befugnis  zu  Vorgehen 
gegen  Kabel  herzuleiten,  welche  bereits  dem  Kriege  dienen. 
Auf  Grund  der  Angarie  sollte  ja  die  Benutzung 
zum  Kriege  erst  herbeigeführt  werden.  Wer  die 
Angarie  ausübt,  ist  verpflichtet,  die  Eigentümer  der  beschlag- 
nahmten Gegenstände  zu  entschädigen.  Die  Existenz  einer 
Entschädigungspflicht  haben,  wie  erwähnt,  England,  Frankreich 
und  Nordamerika  verneint  —  und  mit  Recht.  ^) 

f)  Theorie  v.  Bar, 
Er  sagt  von  den  Kabeln,    welche  kriegführende   Staaten 
oder  Punkte  eines  von  ihnen  verbinden:    «In  beiden  Fällen  ist 


tnarititne,  Aufl.  2,  III  410—426.  Er  nennt  die  Angarie  „vieux  reste  des 
coututnes  barbares  du  mayen  dge"  and  sagt  am  Schloß:  „Cest  un  abus 
de  la  forte,  un  attentat  contre  Vindäpendance  des  peuples  neutres; 
ilü  peuvent,  ils  doivent  rSsisier  ä  cette  Prätention  par  tous  les  tnoyens. 
tn^me  par  les  armes".  Ferner:  Bultnerincq  in  Holtzendorff  s 
Handbach  des  Völkerr.  IV  98—103  and  R.  Kleen,  Lois  et  usages  de  la 
Neuträliti  II  68—74.  Diese  eingehenden  Darstellungen  hat  niemand  wider- 
legt.  Vgl.  femer  etwa  noch  v.  Uli  mann,  Völkerr.  S.  304  and  F.  Per  eis 
in  der  Marine- Rundschau  1899  S.  936,  der  arspranglich  anderer  Ansicht 
war;  er  vergaß,  sie  zu  berichtigen,  als  er  1903  die  2.  Aufl.  seines  , Intern, 
ötfentl.  Seerechts "  veröffentlichte  (S.  221).  Die  amerikanische  Seekriegsrechts- 
instruktion  von  1900,  weiche  in  Art.  6  das  ius  angariae  als  geltend  be- 
handelte, ist  inzwischen  aufgehoben  worden  Wie  Per  eis  a.  a.  0.  erwähnt. 
haben  die  britischen  Diplomaten,  Konsuln  und  Kriegsschiffskommandanten 
den  Befehl  erhalten,  sich  jedem  Versuch,  das  ius  angariae  gegenüber 
britischen  Schiffen  auszuüben,  zu  widersetzen. 

^)  Auf  das  ius  angariae  haben  sich  berufen:  Holland  a.  a.  0.  und 
Alex,  Porter  Mor.se,  De  la  destruction  par  un  billigerant  des 
cäbles  sous-marina  appartenant  ä  des  Contpagnies  priv4es.  J.,  T.  2d, 
8.  700. 
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die  Aufhebung  der  Kommunikation  jedem  der  kriegführenden 
Teile  gestattet  entweder  kraft  der  eigenen  Territorialhoheit 
oder  kraft  des  Rechts  der  Occupatio  an  allen  Sachen,  welche 
der  Kriegführung  des  Feindes  zu  dienen  geeignet  sind  und  in 
dem  feindlichen  Territorium  sich  befinden/  ^)  Beide  Gründe 
reichen  nicht  aus  zur  Rechtfertigung  der  Kabeleingriffe  auf 
hoher  See,  wo  es  weder  eine  Territorialhoheit,  noch  dieses 
Recht  der  Occupatio  gibt;  dort  sind  aber  Eingriffe  zulässig, 
wie  V.  Bar  später  selbst  gesagt  hat,  ohne  jedoch  seine  Be- 
hauptung zu  beweisen.  Er  begnügte  sich  mit  dem  Hinweise, 
daß  die  Zulässigkeit  selbstverständlich  ist.^)  Auch  wenn  die 
Kabel  Neutralen  gehören?    Warum? 

Der  Satz  t?.  Bar 's  deckt  auch  nicht  Eingriffe  in  ein 
Kabel,  das  Punkte  des  Feindeslandes  vereinigt,  wenn  das  Land 
selbst  nicht  okkuppiert  worden  ist.  Eine  gesonderte  Besetzung 
des  Küstenmeeres  ist  Auch  nach  seiner  Ansicht  nicht  möglich 
(S.  419);  von  einer  Besetzung  des  offenen  Meeres  kann  keine 
Rede  sein. 

Das  Kabel  zwischen  neutralen  Ländern  hält  der  Göttinger 
Gelehrte  für  unverletzlich,  auch  wenn  es  einer  Zensur  nicht 
unterliegt;  ob  das  Seebeuterecht  anwendbar  ist,  wird  nicht 
erörtert. 

Das  Kabel  zwischen  feindlichem  und  neutralem  Land  darf 
seines  Erachtens  abgeschnitten  werden  im  Fall  einer  „wirk- 
lichen Okkupation  feindlichen  Territoriums"  und  femer  im 
Bereich  einer  effektiven  Blockade.  Das  letzte  trifft  nicht  zu. 
Was  das  erste  anlangt,  so  sieht  v,  Bar  als  „wirkliche  Okkupation* 
die  vorübergehende  Betretung  des  Kabellandungspunktes  zur 
Kabelabschneidung  an.  Der  Tatbestand  ist  jedoch  viel  zu 
mager,  um  eine  Besetzung  im  technischen  Sinn  und  ihre  Rechts- 
wirkungen zu  erzeugen.^)     Wenn  eine  berittene  Aufklänmgs- 


^)  Das  Recht  der  unterseeischen  Kabel  im  Kriegsfall,  Archiv  für 
öffentl.  Recht  XV  (1900)  S.  415. 

2)  Annuaire  de  VInstitut  de  droit  int,    T.  19,  S.  17. 

^  Vgl  Art.  42  der  Haager  Landkriegsrechtsbestimmungen :  „  Un  territoire 
est  considere  comtne  occup4  lorsquHl  se  trouve  place  de  fait  saus 
Vautorite  de  Varniee  ennemie.  L'occupation  ne  s'ätend  qu'aux  territoires 
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Patrouille  sich  weit  in  das  Feindesland  vorwagt  und  an  einen 
Baum  heranreitet,  den  ein  Mitglied  zu  Beobachtungszwecken 
besteigt,  so  wird  niemand  den  Platz  am  Baum  als  okkupiert 
ansehen  im  Eechtssinn.  Auch  der  Kabellandungspunkt  ist  nur 
einige  Quadratmeter  groß.  Würden  im  Kriege  nur  solche  Be- 
setzungen vorkommen,  so  hätte  es  niemals  zur  Ausbildung  des 
Rechtsinstituts  der  Okkupation  mit  seinen  zahlreichen  Vor- 
schriften kommen  können.  Es  gibt  aber  nicht  zwei  Arten  von 
Okkupation  im  technischen  Sinn,  sondern  nur  eine,  und  diese 
ist  die  geregelte.  Der  feine  Takt,  welchen  v.  Bar  in  prak- 
tischen Fragen  zu  bekunden  pflegt,  hat  ihn  zu  der  einscliränkenden 
Bemerkung  veranlaßt,  zulässig  sei  die  Abschneidung  indessen 
nur  auf  der  Küste,  aber  nicht  im  Küstenmeer.  Jedoch  ist  die 
vorübergehende  Betretung  des  Landungspunktes  Okkupation,  so 
verschafft  sie  auch  das  Recht  zu  Verfügungen  im  Küstenmeer^ 
also  auch  zur  Kabelabschneidung.  Erstrecken  sich  aber  *die 
Wirkungen  der  Landung  auf  das  Küstenmeer  nicht,  so  handelt 
es  sich  auch  um  keine  Okkupation  im  eigentlichen  Sinn.  Ein 
drittes  gibt  es  nicht.  Eine  Abschneidung  im  Küstenmeer  kann 
auch  nach  Besetzung  des  Feindeslandes  notwendig  werden, 
wenn  z.  B.  eine  schwimmende  Station  eingerichtet  werden  soll 
oder  Zurückeroberung  des  Landes  durch  den  Feind  droht. 

Auf  hohem  Meere  darf  das  Kabel  nach  Ansicht  v.  j?ar's 
nicht  abgeschnitten  werden,  da  der  neutrale  Staat  infolge  Legung 
des  Kabels  ein  Recht  auf  Verkehr  mit  der  Kriegspartei  erhalten 
habe,  in  deren  Gebiet  das  Kabel  landet.  Dieses  Recht  brauche 
nur  einem  bestimmten  anderen  Rechte  einer  kriegführenden 
Partei  weichen,  das  indessen  fehle.    Durch  Legung  eines  Kabels 


oü  cette  autoriU  est  ätablie  et  en  mesure  de  s*exercer,"  Stimmt  wört- 
lich überem  mit  Art.  1  des  Brüsseler  Entwurfs  von  1874,  zu  dem  das 
Institut  für  Völkerrecht  1875  bemerkte:  Les  dispositions  du  projet  de 
dcclaratiön  relatives  ä  Voccupation  du  territoire  ennemi  sont  Vappli- 
cation  de  ce  principe  vrai:  que  le  fait  scul  de  Voccupation  ne  confire 
aucun  droit  de  souverainetS,  mais  que  la  cessation  de  la  risistance 
locale  et  la  retraite  du  gouvemement  national,  d'une  part,  la  prisence 
de  Varmie  envahissante  de  Vautre,  crSent  pour  celle-ci  et  pour  le 
gouvernement  qu'elle  repr^sente  un  ensemble  d'obligations  et  de  droits 
essentielletnent  provisoires"  (Annuaire  L  Annee  S.  134). 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Becht.    XVII.  12 
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allein  entsteht  jedoch  kein  völkerrechtliches  Recht  auf  tele- 
graphischen Verkehr,  ebenso  wie  die  Oeffnung  von  Häfen  för 
fremde  Handelsschiffe  an  sich  noch  kein  Recht  auf  Verkehr  für 
den  Heiroatstaat  der  Schiffe  zur  Entstehung  bringt,  es  sei  denn, 
daß  ein  anderes  vertraglich  stipuliert  wird.  Im  Bereich  der 
internationalen  Telegraphenunion  ist  übrigens  das  Recht  auf 
telegraphischen  Verkehr  —  zur  Beseitigung  von  Zweifeln,  die 
aus  der  Tatsache  des  Vertragsabschlusses  hätten  entstehen 
können  —  verneint,  worüber  alsbald.  Was  aber  für  diese 
Staaten  Rechtens  ist,  sagt  Verfasser  nicht,  wiewohl  der  Fall 
wichtig  ist,  da  zur  Union  fast  fünfzig  Staaten  gehören. 

g)  Theorie  v,  Liszt. 
Er  gibt  zunächst  an,  daß  die  Frage  nach  der  Rechtslage 
der  Kabel  im  Kriege  mangels  vertraglicher  Festsetzung  sich 
„nach  allgemeinen  Grundsätzen^  entscheide,  und  fährt  dann  fort: 
,,Danach  sind  auf  dem  Kriegsschauplatz  alle  Maßregeln  gestattet 
die  im  Interesse  der  Kriegführung  notwendig  sind,  ohne  daß 
dabei  die  Staatsangehörigkeit  des  Eigentümers  der  benutzten, 
beschädigten  oder  zerstörten  Gegenstände  in  Frage  käme.""  h 
Zum  Kriegsschauplatz  gehört  auch  die  hohe  See  (S.  334).  Der 
eben  genannte  Satz  v.  Lisst's  geht  über  das  iiis  angariae  in 
doppelter  Beziehung  hinaus;  denn  er  bezieht  sich  auf  die  höbe 
See  und  läßt  zudem  Eingriffe  zu  ohne  Entschädigung.  Er 
rechtfertigt  auch  Eingriffe  in  Kabel  zwischen  neutralen  Ländern, 
da  sie  zur  Uebermittelung  von  kriegserheblichen  Depeschen 
benutzt  werden  können.  Ein  solcher  Grundsatz,  wie  ihn  v.  Lisst 
formuliert,  ist  dem  Völkerrecht  fremd.  Wäre  er  geltendes  Recht, 
so  würden  Kriegführende  schalten  und  walten  dürfen  auf  dem 
Weltmeere  nach  Belieben,  neutrale  Schiffe  wegnehmen,  benutzen, 
versenken  dürfen  ohne  Entschädigung,  neutrale  Ladungen  be- 
schlagnahmen und  verwenden  dürfen,  ohne  einen  Pfennig  zu 
bezahlen,  so  daß  das  Wort  Neutralität  ein  leerer  Schall  wäre. 
Einzige  Voraussetzung  der  maßlosen  Freiheit  kriegführender 
Staaten  wäre  nur,  daß  die  Maßregeln,  welche  sie  treffen,  not- 
wendig sind  für  die  Kriegführung.     Die  Benutzung  neutraler 


i)  Völkerrecht,  3.  Aufl.,  S.  346. 
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Schiffe  zu  Transportzwecken,  neutraler  Ladungen  zur  Auf- 
frischung der  eigenen  Vorräte,  besonders  der  Lebensmittel  und 
Kohlen,  die  Vernichtung  des  gesamten  neutralen  Handels  mit 
Feindesland  zwecks  Aushungerung  der  Bevölkerung  kann  gewiß 
für  notwendig  im  Interesse  der  Kriegführung  gehalten  werden. 

m.  Kabeltheorie. 

Der  Krieg  ist  Kampf  und  der  Kampf  Angriff  des  Feindes 
und  seiner  Habe.  Das  Recht  ist  eine  Ordnung  oder  genauer 
nach  Rosin  eine  Abgrenzung  von  Willensmächten,  nach  Jellv- 
nek  soziale  Schrankenziehung,  nach  Merkel  ein  Inbegriff  von 
Mauern  und  Zäunen.  In  Anlehnung  an  diese  Begriffsbestim- 
mungen kann  über  das  Kriegsrecht  ausgesagt  werden,  daß  es 
seit  undenklichen  Zeiten  aus  Schranken  besteht,  welche  der 
Freiheit  der  Kriegführenden  gelten.  Das  Eigenartige  ist,  daß 
die  Zahl  dieser  Schranken  im  Laufe  der  Zeiten  immer  größer 
geworden  ist  und  nach  dem  Wunsch  humaner  Menschen  fürderhin 
möglichst  wachsen  soll.  Da  das  Kriegsrecht  aus  einer  schritt- 
weisen Einschränkung  der  Handlungsfreiheit  der  Kriegführenden 
entstanden  ist,  so  folgt,  daß  im  Kriege  dem  Feinde  und  seiner 
Habe  gegenüber  grundsätzlich  alles  erlaubt  ist,  soweit  ein  Rechts- 
satz nicht  entgegensteht. 

Jedoch  mögen  die  Rechtsschranken  noch  so  zahlreich  werden, 
eins  wird  den  Kriegsparteien  stets  unbenommen  bleiben,  nämlich 
gegen  die  Mittel  vorzugehen,  mit  denen  sie  auf  dem  Kriegs- 
schauplatz angegriffen  und  bekämpft  werden.  Diese  Freiheit 
ist  unveräußerlich  als  notwendige  Folge  des  Selbsterhaltungs- 
triebes, der  in  allen  Lebewesen  thront  und  zu  spontaner  oder 
wenn  man  will  instinktiver  Reaktion  gegen  Angriffe  bewegt 
und  antreibt.  Daher  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  ein  Gegen- 
stand, der  auf  dem  Kriegsschauplatz  Objekt  eines  feindlichen 
Angriffes  nicht  werden  darf,  seine  Ausnahmestellung  sofort 
verliert,  wenn  er  zur  Bekämpfung  des  Gegners  benutzt  und 
damit  zur  Waffe  gemacht  wird.  Auf  dieser  Anschauung  beruht 
Art.  27  der  Haager  Bestimmungen,  betreffend  die  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Landkrieges,  der  lautet: 

,Bei   Belagerungen   und   Bombardements  soUen   aUe   erforderUchen 
Maßregeln  getroffen  werden,  nm  die  dem  Gottesdienst,  der  Kunst,  der 
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Wissenschaft  and   der   Wohltätigkeit   gewidmeten   Geb&ade    sowie  die 
Krankenhäuser  und  Sammelplätze  fttr  Kranke  nnd  Verwundete  soviel 
wie  möglich  zu  schonen,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  gleich- 
zeitig zu  einem  militärischen  Zweck  Verwendung  finden.' 
Bekannt  ist,  daß  im  letzten  deutsch-französischen  Kriege 
während  der  Belagerang  von  Straßburg  der  Turm  des  Münsters 
von  den  Deutschen  bombardiert  wurde,   wobei  eine  Kugel  das 
Kreuz  auf  der  Turmspitze  traf,  das  seitdem  schief  steht  wie 
der  Turm  zu  Ksa,    Das  Vorgehen  war  zulässig,  da  die  Fran- 
zosen auf  dem  Turm  eine  Beobachtungsstation  für  Artillerie- 
ofläziere   eingerichtet   hatten.     Eine  unverletzliche  Sache  war 
zur  Bekämpfung  des  Gregners  benutzt  worden  und  dadurch  ver- 
letzlich geworden.    Ebenso  kann  im  Seekriege  ein  vorschrifts- 
mäßiges Lazarettschiff,   das  an  sich  unverletzlich  ist,  in  den 
Grund  gebohrt  werden,  wenn  auf  ihm  Kanonen  aufgestellt  and 
zur   Beschießung   des   Feindes   verwandt   werden.     In   allen 
diesen   Fällen    ist   die   Eigentumsfrage    belanglos; 
auch   wenn   der  zum  Kampfe   benutzte  Gegenstand 
einem  Neutralen   gehört,   ist  seine  Eechtslage  die 
gleiche. 

Anerkannt  ist  heute,  daß  die  Telegraphen  im  Kriege  eine 
Waffe  ersten  Ranges  sind  und  unter  Umständen  gefährlicher 
werden  können,  wie  Panzerschiffe  und  Kanonen.  Wer  über  die 
Mobilmachung,  Verpflegung  und  Kampfesart  eines  modernen 
Heeres  orientiert  ist,  kennt  die  immense,  ich  wiederhole  immense 
Bedeutung  der  Telegraphie  im  Kriege  und  weiß,  in  wie  weit- 
gehendem Maße  ihre  militärische  Benutzung  vorgesehen  ist. 
Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  schickte  der 
spanische  Marineminister  zwei  Telegramme  an  den  Admiral 
Cervera:  in  dem  einen  teilte  er  ihm  eine  bevorstehende  Kohlen- 
zufuhr mit;  in  dem  andern  erlaubte  er  die  Eückkehr  des  Ge- 
schwaders nach  Spanien,  was  Cervera  selbst  unter  Hinweis 
auf  die  mangelhafte  Ausrüstung  wiederholt  vorgeschlagen  hatte. 
Beide  Telegramme  kamen  nicht  an;  die  Amerikaner  hatten  gut 
gearbeitet.  Die  Folge  war,  daß  Cervera  nach  Santiago  fuhr, 
wo  er  nach  einiger  Zeit  den  Amerikanern  eine  Seeschlacht 
liefern  mußte,  die  bekanntlich  mit  Vernichtung  seiner  gesamten 
Flotte  und  dem  Tod  von  etwa  600  Spaniern  sowie  der  G^ 
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fangennahme  von  1500  endete.  Was  von  den  Telegraphen- 
kabeln, gilt  in  gleichem  Umfang  von  den  telephonischen.  Ich 
unterscheide  sechs  Kabelklassen,  die  der  Leser  mit  der  Zeit 
kennen  lernen  wird. 

1.  Das  Kabel  zwischen  Punkten  des  Feindeslandes. 
Der  Feind  wird  es  zur  Uebermittelung  militärischer  Be- 
fehle, Instruktionen  und  Nachrichten  benutzen,  also  im  Dienste 
der  Kriegführung  oder  mit  andern  Worten  zum  Angriff  des 
Gegners.  Die  selbstverständliche  Folge  ist,  daß  der  Gegner 
sich  dagegen  wehren,  gegen  das  Kabel  vorgehen,  es  unschädlich 
machen  darf.  Er  ist  befugt,  es  im  feindlichen  Kttstenmeer, 
aber  auch  auf  hoher  See  durchzuschneiden,  welche  ja  zum 
Kriegsschauplatz  gehört.  Läuft  das  Kabel  dagegen  auf  seinem 
Wege  durch  neutrales  oder  neutralisiertes  Gewässer,  so  ist  dort 
ein  Eingriff  wie  jeder  Kriegsakt  unzulässig.  Verfügt  der  Feind 
über  Schiffe  und  Werkzeuge  zur  Kabelreparatur  und  besitzt  er 
die  Möglichkeit  zu  ihrem  Gebrauch,  so  darf  die  Unschädlich- 
machung nachhaltiger  werden,  etwa  dadurch,  daß  die  Kabelenden 
auf  dem  Meere  verschleppt  oder  große  Kabelstficke  fortgenommen 
oder  Armatur  und  Isolierung  an  verschiedenen  Stellen  beschädigt 
werden.  Einzige,  aber  auch  unumgängliche  Voraussetzung  eines 
jeden  Eingriffs  ist,  daß  er  zur  Kriegführung  notwendig  gehalten 
wird.  Dieser  Satz  gilt  nicht  nur  im  Kabelrecht,  sondern  über- 
haupt im  modernen  Kriegsrecht,  das  zweckloses  Wüten  ver- 
bietet. Ueber  die  Notwendigkeit  einer  Kriegshandlung  urteilt, 
soweit  eine  besondere  Vorschrift  nicht  besteht,  jede  Kriegspartei 
selbst,  so  daß  Meinungsverschiedenheiten  unausbleiblich  sind. 
Trotzdem  ist  jener  Grundsatz  von  Wert,  denn  er  erinnert 
Soldaten  und  Befehlshaber  daran,  daß  Akte  der  Rache  und  des 
Yandalismus  unzulässig  sind  und  auch  im  Kriege  die  Gebote 
der  Ritterlichkeit  und  Humanität  verbinden.  Im  Kriege  mit 
Spanien .  haben  die  Amerikaner  sich  wohl  deshalb  auf  Ab- 
schneidung der  kubanischen  und  philippinischen  Kabel  be- 
schränkt, weil  sie  Spanien  für  unfähig  zur  Kabelreparatur 
hielten.  Andere  Maßregeln,  und  zwar  die  schärfsten,  werden 
besonders   in  einem  Kriege    mit   England   notwendig   werden. 
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das  an  verschiedenen  Punkten  der  Erde  große  Niederlagen  aus- 
gabebereiter Kabel  hat,  ein  geschultes  technisches  Personal 
besitzt  und  29  spezielle  Kabeldampfer,  von  denen  zwei  der 
Regierung  gehören.^) 

Weil  das  Kabel  teil  hat  an  der  Bekämpfung  des  Gegners, 
weil  es  ihm  Wunden  schlägt  und  Verluste  beibringt,  unterliegt 
es  auch  den  Unbilden  und  Wechselfällen  des  Kampfes  und 
spürt  die  Wirkung  von  Niederlagen  und  Triumphen.  Wie 
Kanonen  den  einen  Tag  dem  Feinde  ihres  Herrn  Tod  und  Ver- 
derben bringen,  den  andern  Tag,  in  die  Hand  des  Feindes  ge- 
fallen, ihre  feuerspeienden  Rohre  auf  den  ehemaligen  Herrn 
und  Gebieter  gerichtet  sehen  und  ein  drittes  Mal  wieder  ihrem 
Herrn  dienen,  zurückerobert,  wie  Festungen,  Feldschanzen  und 
Laufgräben  heute  gegen  den  Feind  benutzt  werden  und  morgen 
von  ihm,  wenn  er  sie  erstürmt  hat,  so  unterstützen  auch  die 
Kabel  diejenige  Kriegspartei,  in  deren  Gewalt  sie  sich  finden. 
Die  Menschen  bedurften  weder  einer  Ueberlegung  noch  einer 
Belehrung,  *am  zu  diesem  Ergebnis  zu  gelangen.  So  war  es 
seit  jeher.  Was  natürliche'*,  als  daß  jemand  die  Keule,  welche 
der  Hand  des  Angreifers  entsunken  war,  aufraffte  und  gegen 
den  Gegner  benutzte?  Diesen  Tatbestand  hat  das  Recht  nicht 
geschaffen,  möglich  aber  ist,  daß  es  ihn  mit  der  Zeit  nach 
irgend  einer  Richtung  regelt.  Die  Benutzung  der  Kabel,  welche 
Punkte  des  Feindeslandes  verbinden,  hat  eine  Regelung  bisher 
nicht  erfahren,  so  daß  also  die  Kriegführenden  ihrem  natür- 
lichen Drange  und  Verlangen  freien  Lauf  lassen  können. 

Verfehlt  wäre  es  zu  behaupten,  daß  die  Benutzung  zulässig 
ist  kraft  eines  Rechtsatzes.  Das  Recht  als  Abgrenzung  von 
Willensmächten  braucht  eine  menschliche  Tat,  um  existent  zu 
werden;  die  kriegerische  Kabelbenutzung  entbehrt  dieser  Tat 
und  kann  daher  nicht  Objekt  einer  Rechtsnorm  sein.  Häufig 
angewendet,  aber  stets  unrichtig  ist  die  Methode,  die  Prüfung 


^)  Von  den  23  weiteren  Kabeldampfern,  die  es  nach  dem  Stand  Tom 
Mai  1906  auf  der  Welt  gab,  entfallen  6  auf  Frankreich,  je  3  auf  Dänemark 
und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  je  2  auf  Deutschland,  Kanada 
und  Südamerika  und  schließlich  je  einer  auf  die  Niederlande,  Italien,  Neu- 
seeland, China  und  Japan  (Archiv  für  Post  und  Tel.,  1906,  S.  310  ff.). 
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der  Zolässigkeit  von  Kriegsakten  mit  der  Snche  nach  erlaubenden 
Rechtsätzen  zu  beginnen.  Das  Wort  Rechtsstaat,  von  dem  man 
viel  hört,  scheint  das  irrige  Gebahren  veranlaßt  zu  haben,  wie- 
wohl sich  der  Satz,  daß  der  moderne  Staat  ein  Rechtsstaat  ist, 
nur  auf  das  Verhältnis  der  Staatsverwaltung  zu  den  Staats- 
angehörigen bezieht  und  besagen  will,  daß  die  Verwaltung  (im 
Gegensatz  zur  Gesetzgebung)  zu  Eingriffen  in  Freiheit  und 
Eigentum  der  Staatsangehörigen  nur  berechtigt  ist  auf  Grund 
eines  Gesetzes,  üeber  den  Staaten  gibt  es  aber  keine  Gesetz- 
gebung, so  daß  sie  den  Individuen  im  Staate  vergleichbar  sind, 
welche  beliebig  ihre  Freiheit  gebrauchen  dürfen,  falls  ein  Rechts- 
satz nicht  entgegensteht. 

Freilich  ist  es  üblich,  auch  in  solchem  Falle  von  einem 
Recht  zu  sprechen.  Es  mußte  dahin  kommen,  da  der  Begriff 
des  Rechts  als  Massenvorstellung  aller  Dämme  spottet  und  die 
sog.  naturrechtliche  Anschauung  erzeugt  hat,  daß  alles  Tun  und 
Lassen  dem  Rechte  unterliegt.  Wer  genau  sein  wollte,  dürfte 
nicht  sagen,  daß  Kriegführende  ein  Recht  auf  Benutzung  feind- 
licher Kabel  haben,  sondern  daß  die  natürliche  Freiheit  in  bezug 
auf  die  Kabelbenutzung  eine  Normierung  und  Einschränkung 
nicht  gefunden  hat.  Oft  ist  jedoch  die  naturrechtliche  Aus- 
drucksweise im  Interesse  ansprechender  Darstellung  unvermeid- 
lich; sie  ist  auch  unschädlich,  wenn  sie  nicht  zu  irrigen  Folge- 
rungen führt.  Irrig  wäre  es,  z.  B.  das  „Recht"  der  Kriegs- 
parteien, sich  gegen  Angriffe  zu  wehren,  Kanonen,  Telegraphen, 
Kabel  unschädlich  zu  machen,  als  Ausfluß  eines  Rechtssatzes 
zu  betrachten.  Denn  diese  Kriegsbefügnisse  sind  eine  selbst- 
verständliche Folge  des  Kriegszustandes  und  ihre  Verbietung 
daher  undenkbar.  Was  aber  selbstverständlich  ist  und  un- 
abänderlich gegeben  (solange  der  Krieg  zulässig  bleibt),  kann 
nicht  geordnet  oder  normiert  worden  sein  und  mithin  auch 
nicht  dem  Rechte  unterliegen.  Raum  für  das  Recht  entstellt 
erst,  wenn  das  Gebiet  des  Selbstverständlichen  verlassen  wird; 
die  Ausfüllung  des  Raumes  ist  nur  möglich  durch  Menschentat, 
welche  überhaupt  oder  eine  Zeitlang  ausbleiben  kann.  So  kann 
die  Benutzung  der  Kabel  Gegenstand  rechtlicher  Normierung 
werden,  ist  es  aber  bisher  nicht  geworden.    Auf  dem  Lande 
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ist  Voraussetzung  der  Telegraphenbenutzung  die  Okkupation 
des  Gebietes,  auf  dem  die  Telegraphen  liegen,  wie  auch  Art.  53 
der  Haager  Bestimmungen  ergibt.  Auf  dem  Meere  kann  diese 
Voraussetzung  nicht  in  Frage  kommen,  da  das  Meer  nicht 
okkupiert  werden  kann. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  einen  Kabel  mehr,  die 
andern  weniger  zur  Bekämpfung  des  Feindes  dienen  werden, 
ebenso  wie  Kanonen,  Kriegsschiffe  und  Festungen.  Schwer 
denkbar  ist  es  jedoch,  daß  es  ein  Kabel  geben  sollte,  dessen 
Benutzung  im  Interesse  der  Kriegsoperationen  ausgeschlossen 
ist.  Selbst  ein  Kabel  nach  einem  entlegenen  Flecken  oder 
Felsen,  das  zur  Uebermittelung  meteorologischer  Nachrichten 
gelegt  ist,  kann  gegen  den  Feind  Verwendung  finden,  denn  es 
können  auf  ihm  Beobachtungen  über  die  Bewegung  der  feind- 
lichen Streitkräfte  befördert  werden  oder  auch  Wettervoraus- 
sagen von  militärischer  Bedeutung,  wie  unter  Umständen  An- 
kündung  von  Nebeln  oder  großen  Niederschlägen.  Die  Krieg- 
führenden sind  daher  nicht  verpflichtet,  vor  Angriff  eines  Kabels 
Nachforschungen  über  die  militärische  Bedeutung  anzustellen. 
Nur  wenn  feststünde  und  allgemein  bekannt  wäre,  daß  eine 
Linie  der  Kriegführung  nicht  dienen  kann,  wäre  ein  Eingriff 
aus  dem  Gesichtspunkt  der  Waffe  nicht  gerechtfertigt.  Dies 
wird  jedoch  selten  der  Fall  sein ;  meist  werden  zum  mindesten 
Zweifel  bestehn;  sie  reichen  aber  aus,  um  ein  Vorgehen  zn 
rechtfertigen.  Die  Art  des  Angriffs  richtet  sich  nach  der  Art 
der  benutzten  Waffe.  Die  Gefährlickeit  der  Telegraphen  beruht 
darauf,  daß  sie  blitzschnell  und  unsichtbar  arbeiten;  ihr  heim- 
tückisches Wesen  rechtfertigt  einen  summarischen  Prozeß  und 
die  Erteilung  von  Hieben  auf  Vorschuß. 

2.  Das  Kabel  zwischen  kriegführenden  Ländern. 
Der  Fall  unterscheidet  sich  dadurch  vom  vorigen,  daß  nur 
ein  Ende  des  Telegraphen  in  der  Gewalt  des  Feindes  sich 
findet,  das  andere  aber  dem  Gegner  zur  Verfügung  steht,  so 
daß  die  Beförderung  von  Kriegsdepeschen  nur  möglich  ist  mit 
seiner  Einwilligung,  die  er  nie  geben  wird.  Trotzdem  kann 
dieses    Kabel   nicht   anders  behandelt  werden,    wie  dasjenige, 
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das  nur  Punkte  des  Feindeslandes  verbindet.  Denn  dadurch, 
daß  der  Feind  nur  ein  Kabelende  besitzt,  wird  die  Gefährlich- 
keit des  Kabels  und  seine  Fähigkeit,  zur  Bekämpfung  des 
Gegners  zu  dienen,  nicht  beseitigt.  Der  Feind  braucht  nur 
den  andern  Landungspunkt  zu  besetzen  oder  einem  Schiff  den 
Befehl  zu  geben  (wie  die  Amerikaner  vor  Havana),  den  Tele- 
graphen auf  einem  Punkte  des  Meeres  zu  kappen  und  zur 
üebermittelung  kriegserheblicher  Beobachtungen  und  Mitteilungen 
zu  verwenden,  um  einen  Tatbestand  zu  schaffen,  der  dem  zuerst 
besprochenen  wesentlich  gleich  ist.  Die  Praxis,  welche  gewohnt 
ist,  Schiffe  als  schwimmende  Gebietsteile  zu  betrachten,  wird 
dies  als  schlechthin  unbestreitbar  ansehn  und  daher  von  vorn- 
herein zur  Gleichstellung  dieses  Telegraphen  mit  dem  zwischen 
Punkten  des  Feindeslandes  neigen.  Sie  wird  sich  daher  zu 
Kabeleingriffen  für  befugt  erachten,  auch  wenn  das  Kabel  noch 
wie  im  Frieden  unberührt  auf  dem  Meeresboden  ruht.  Dem 
steht  auch  nichts  entgegen,  denn  einen  möglichen  Angriff  ab- 
zuwarten, ist  kein  Kriegführender  verpflichtet,  soweit  nicht  die 
Rücksicht  auf  neutrale  Staaten  ein  anderes  gebietet.  Im 
Gegenteil!  Er  hat  möglichst  bald  vorbeugende  Maßregeln  zu 
treffen.  Auch  Forts  und  Festungen,  welche  der  Feind  verlassen 
hat,  aber  zurückerobern  kann,  dürfen  geschleift  und  dadurch 
unschädlich  gemacht  werden,  wiewohl  sie  zurzeit  vom  Feinde 
zum  Angriffe  nicht  benutzt  werden.  Gehört  das  Kabel  einer 
Privatgesellschaft,  welche  zu  Kriegsbeginn  den  Betrieb  der 
Linie  einstellt,  so  braucht  kein  Kriegführender  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  da  der  Landungsstaat  kraft  seiner  Souveränität 
über  das  Kabel  verfügen  kann  und  durch  die  Maßregeln  der 
Kabelgesellschaft  keinen  Kompetenzverlust  erleidet. 

Wie  die  Abschneidung,  so  ist  auch  die  Benutzung  zulässig, 
aus  dem  gleichen  Grunde  wie  beim  Telegraphen,  der  nur 
Feindesland  berührt.  Es  gehört  recht  eigentlich  zum  Wesen 
des  Krieges,  daß  Waffen  der  einen  Partei  der  andern  dienen 
müssen,  wenn  sie  in  ihre  Hand  fallen. 

Ist  dagegen  dem  Feinde  die  Benutzung  des  Kabels  zwischen 
seinem  und  des  Gegners  Lande  unmöglich  und  die  Tatsache 
gemeinkundig,  so  versagt  die  bisherige  Beweisführung  und  ein 


186  Cybichowski, 

anderer  Weg  ist  einzuschlagen.  Ich  brauche  ihn  jedoch  nicht 
beschreiten,  da  der  Fall  nicht  eintreten  kann.  Er  wäre  z.  B. 
gegeben,  wenn  der  Feind  zur  Einrichtung  einer  schwimmenden 
Station  weder  die  Mittel  besäße,  noch  sich  durch  Herstellung, 
Ankauf  oder  auf  andere  Weise  verschaffen  könnte  und  der 
Gegner  dies  wüßte.  Einen  solchen  Staat  gibt  es  aber  nicht. 
Femer  wäre  der  Fall  da,  wenn  die  Einrichtung  einer  schwim- 
menden Station  militärische  Bedeutung  nicht  gewinnen  könnte 
oder  wegen  mangelnder  Seeherrschaft  oder  Fehlens  eines  taug- 
lichen Ankerplatzes  unmöglich  wäre  und  auch  die  Besetzung 
des  anderen  Landuugspunktes  nicht  in  Frage  käme.  Wer 
vermag  aber  den  Gang  des  Krieges  bestimmt  vorauszusagen, 
die  Gewinnung  eines  Bundesgenossen,  die  Erlangung  der  See- 
herrschaft, die  Okkupation  des  gegnerischen  Territoriums  als 
ausgeschlossen  überzeugend  nachzuweisen  ?  Einen  solchen 
Menschen  gibt  es  nicht.  Zum  mindesten  werden  Zweifel  stets 
bestehn  und  daher  eine  militärische  Benutzung  als  möglich  und 
sonach  ein  Vorgehen  gegen  dieses  Kabel  als  zulässig  erscheinen 
lassen.  Die  Normierung  dieses  Tatbestandes  durch  Aufzählung 
derjenigen  Zweifel,  welche  Eingriffe  rechtfertigen,  ist  zwar 
möglich,  fehlt  aber  zurzeit  und  kann  sicher  nicht  von  der 
Theorie  den  Völkern  oktroyiert  werden  im  Zeitalter  der  positiven 
Wissenschaft.  Bis  eine  Regelung  erfolgt,  sind  alle  Zw^eifel 
einander  gleichwertig,  insofern  sie  sämtlich  Eingriffe  als  zu- 
lässig erscheinen  lassen.  Für  den  Umfang  des  Eingriffs  ist 
wie  für  jeden  Kriegsakt  die  Regel  maßgebend,  daß  zweckloses 
Wüten  untersagt  ist  und  alle  Maßnahmen  zur  Kriegführung  er- 
forderlich sein  müssen. 

3.  Das  Kabel  zwischen  Feindesland  und  einem 
neutralen  Staat. 
Die  beiden  Endstaaten  leben  in  Frieden;  eine  Verletzung 
des  Kabels  durch  die  andere  Kriegspartei  schädigt  zugleich 
Interessen  des  neutralen  Staates,  welche  bedeutend  sein  können 
und  vor  allem  auf  dem  Gebiete  des  Handels,  der  Börse  und 
der  Wetterkunde  liegen.  Man  denke,  wie  lähmend  es  auf  den 
englischen   Geschäftsverkehr  gewirkt  hätte,   wenn  Spanien   im 
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letzten  Kriege  mit  Nordamerika  die  Kabel  zwischen  Amerika 
und  England  abgeschnitten  hätte! 

Nichtsdestoweniger  kann  dieses  Kabel  an  sich  keine  andere 
Rechtsstellung  haben  wie  die  anderen,  welche  von  Feindesland 
ausgehen,  da  es  der  Feind  zur  Kriegführung  benutzen  wird. 
Er  wird  auf  diesem  Wege  die  waffenfähigen  Angehörigen,  die 
im  Ausland  weilen,  unter  die  Fahnen  rufen,  beurlaubte  Mann- 
schaften und  Offiziere  zurückbeordern,  Lieferungen  für  Armee 
und  Marine  bestellen,  eventuell  Instruktionen  für  abwesende 
Kriegsschiffe  übermitteln  und  Nachrichten  über  die  gegnerischen 
Streitkräfte  empfangen.  Daher  wird  die  Abschneidung  dieses 
Kabels  zulässig  sein ;  daher  auch  kein  Wunder,  daß  die  Ameri- 
kaner von  vornherein  auf  die  Abschneidung  und  Benutzung  der 
Telegraphen,  welche  von  Kuba  nach  Jamaika  und  Haiti  liefen, 
ausgegangen  sind  —  instinktiv,  ohne  von  der  Theorie  belehrt 
zu  sein,  allein  geleitet  von  dem  natürlichen  Drange,  gegen 
feindliche  Angriffe  zu  reagieren,  seine  Waffen  unschädlich  zu 
machen  oder  zu  eigenem  Nutzen  zu  verwenden.  Die  beiden 
Kabelgesellschaften  stellten  sich  bereitwilligst  den  Kriegführenden 
zur  Verfügung  und  beförderten,  auf  ihren  pekuniären  Vorteil 
bedacht,  zuerst  spanische  und  nach  Verdrängung  der  Spanier 
amerikanische  Kriegstelegramme.  Spanien  protestierte  hiergegen 
wie  überhaupt  gegen  die  Kabelzerschneidungen  der  Amerikaner. 
Die  englische  Regierung  befahl  darauf  der  englischen  Kabel- 
gesellschaft auf  Jamaika  die  Einführung  einer  Zensur  und 
Zurückweisung  aller  Depeschen  in  Geheimschrift;  die  französische 
Regierung  folgte  diesem  Beispiele  nicht;  sie  war  auch  dazu 
nicht  verpflichtet,  da  die  Kabelstation  auf  dem  Gebiet  der 
Republik  Haiti  betrieben  wurde,  die  allein  zur  Abstellung  des 
Mißstandes  das  Recht  hatte  und  die  Pflicht. 

Das  Vorgehen  der  englischen  Regierung  war  juristisch  von 
weittragender  Bedeutung,  denn  es  bewirkte  eine  Aenderung  des 
Tatbestandes  und  damit  die  Notwendigkeit  abweichender  recht- 
licher Beurteilung.  Das  Kabel  hörte  auf,  der  Kriegführung  zu 
dienen,  und  verlor  die  Fähigkeit  dazu,  so  daß  ein  Grund  zur 
Abschneidung  oder  Abschneidung  und  Benutzung  nicht  mehr 
vorhanden  war. 
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Objekt  der  Zensur  hat  mit  Ausnahme  des  diplomatischen 
Verkehrs  des  kriegführenden  Landungsstaates  mit  der  neutralen 
Regierung  der  gesamte  Nachrichtenverkehr  zu  sein.  Zurück- 
zuweisen oder  anzuhalten  sind  alle  Depeschen  in  geheimer  oder 
unbekannter  Sprache,  ferner  die  kriegserheblichen  Mitteilungen, 
zu  denen  vor  allem  die  Aufträge  zur  Lieferung  von  Konter- 
bande, militärische  Befehle  und  Beobachtungen  über  Bewegung 
der  Streitkräfte  gehören.  Handelt  es  sich  um  eine  Telephon- 
linie, so  ist  der  Betrieb  einzustellen,  da  eine  wirksame  Ueber- 
wachung  nicht  durchführbar  ist.  Auch  wenn  der  Kontroll- 
beamte das  Gespräch  verfolgt,  so  erfährt  er  doch  die  verbotene 
Mitteilung  zu  gleicher  Zeit  mit  dem  Adressaten,  so  daß  eine 
Verhinderung  des  Zensurdeliktes  unmöglich  ist,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  es  oft  sehr  schwer  ist,  sich  sofort  ein  Urteil  über 
das  Gehörte  zu  bilden.  Die  Frage  ist  von  geringer  praktischer 
Bedeutung,  da  die  Zahl  der  Telephonkabel  zurzeit  aus  tech- 
nischen Gründen  verschwindend  klein  ist. 

Bricht  ein  Krieg  aus,  so  hat  der  neutrale  Staat,  welcher 
seine  Kabel  nach  Feindesland  vor  Verletzung  durch  den  Gegner 
bewahren  will,  sofort  die  Zensurerrichtung  bezw.  Betriebs- 
einstellung zu  bewirken  und  dies  dem  Gegner  mitzuteilen.  Liegt 
der  Kabelbetrieb  in  Händen  einer  Privatgesellschaft,  welche 
den  Schutz  der  Linie  wünscht,  so  hat  sie  die  gleichen  Pflichten 
wie  die  neutrale  Regierung  zu  erfüllen  und  dies  der  betreffenden 
Kriegspartei  durch  die  neutrale  Landesregierung  mitzuteilen, 
welche  ihrerseits  die  Pflicht  zur  Ahndung  etwaiger  Zuwider- 
handlungen der  Gesellschaft  zu  übernehmen  hat. 

Verletzt  die  neutrale  Regierung  die  übernommenen  Pflichten, 
so  geht  sie  des  Anspruchs  auf  Schonung  des  Kabels  verlustig. 

Der  Begriff  der  kriegserheblichen  Depesche  und  die  Art 
der  Zensur  können  Meinungsverschiedenheiten  hervorrufen,  zu 
deren  Lösung  die  Theorie  jedoch  nur  sehr  wenig  beitragen 
kann,  da  es  an  den  festen  Prinzipien  fehlt,  aus  denen  zweifels- 
freie Konsequenzen  gezogen  werden  könnten.  Wohl  ließen  sieb 
Dutzende  von  Regeln  aufstellen,  aber  nicht  in  einer  Weise  be- 
gründen, daß  sie  als  unanfechtbare  Formulierung  geltenden 
Rechts  anerkannt  werden  müßten.     Das  ist  keine  auffallende 


Das  Seekabel  in  Kriegszeit.  Igg 

Erscheinung  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts,  welches  seit 
langen  Zeiten  übersät  ist  mit  Kontroversen.  Wer  dies  willig 
anerkennt,  leistet  der  Praxis  und  der  Fortbildung  des  Völker- 
rechts einen  größeren  Dienst,  als  wenn  er  den  Schein  hervor- 
zurufen sucht,  er  bewege  sich  auf  festem  Boden.  Hier  ist 
der  Punkt,  wo  eine  internationalrechtliche  Rege- 
lung mit  Erfolg  einsetzen  könnte;  die  Zensurfrage 
ist  so  recht  geeignet,  Gegenstand  zwischenstaat- 
licher Vereinbarungen  zu  werden.  Lust  zur  Reform 
scheint  jedoch  zurzeit  den  Regierungen  zu  fehlen. 

Wo  das  Recht  versagt,  hat  die  Politik  einzusetzen.  Ein 
schwacher  Staat  wird  die  Schonung  des  Kabels  durch  Einstellung 
des  Betriebes  erkaufen,  wenn  eine  mächtige  Kriegspartei  die 
eingerichtete  Zensur  für  unzureichend  erklärt.  Ändere  Töne 
wird  eine  Großmacht  anschlagen,  namentlich  wenn  es  sich  um 
Kabel  handelt,  die  für  Handel  und  Verkehr  eine  große  Be- 
deutung haben. 

Möglich  ist,  daß  der  Feind  sein  Kabel,  das  nach  neutralem 
Lande  führt,  irgendwo  auf  dem  Meere  abschneidet  und  nach 
Einrichtung  einer  schwimmenden  Station  im  Dienste  der  Ope- 
rationen verwendet,  natürlich  in  der  Richtung  nach  seinem 
Lande,  da  am  andern  Ende  Zensurerrichtung  oder  Betriebs- 
einstellung erfolgt  ist.  Dieses  Kabel  kann  also  auch  zur  Waffe 
werden  wie  das  Kabel  zwischen  dem  Land  der  Kriegführenden, 
aber  die  Möglichkeit  ist  eine  bei  weitem  geringere;  eine  Be- 
setzung des  anderen  Landungspunktes  kann  nicht  erfolgen;  im 
neutralen  Küstenmeer  ist  die  Stationserrichtung  nicht  zulässig, 
so  daß  in  den  meisten  Fällen  ein  tauglicher  Ankerplatz  fehlen 
wird  und  man  daher  der  drahtlosen  Telegraphie  sich  bedienen 
wird,  trotzdem  sie  noch  unvollkommen  ist.  Auch  wird  der 
kriegführende  Landungsstaat  nicht  so  ohne  weiteres  sein  Land 
des  telegraphischen  Verkehrs  mit  dem  neutralen  Gebiet,  be- 
rauben. Der  neutrale  Staat,  welcher  die  Last  der  Zensur  über- 
nommen hat,  kann  verlangen,  daß  die  Errichtung  der  schwim- 
menden Station  abgewartet  wird,  ehe  Maßnahmen  gegen  das 
Kabel  getroffen  werden.  Der  Preis  der  Neutralität  ist  mög- 
lichste Verschonung  mit  den  üebeln  des  Krieges;  hätten  die 
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Neutralen  nur  Opfer  zubringen,  so  würde  es  sich  nicht  lohnen, 
neutral  zu  bleiben. 

Möglich  ist  ferner,  daß  trotz  der  Zensur  eine  Depesche 
mit  feindlicher  Tendenz  zur  Beförderung  gelangt.  Aus  dieser 
Möglichkeit  kann  jedoch  ein  Kriegführender  ebensowenig  Rechte 
herleiten,  wie  aus  der  eben  besprochenen.  Die  Pflichten  der 
Neutralität  sind  nicht  mit  jeder  möglichen,  sondern  nur  mit 
der  gebührenden  Sorgfalt  zu  erfüllen,  d.  h.  jener  Sorgfalt, 
welche  die  Regierung  eines  modernen  Kulturstaates  bei  Er- 
füllung der  Staatsaufgaben  anzuwenden  pflegt.  Diese  Sorgfalt 
richtet  sich  nach  den  Umständen;  sie  erfährt  daher,  in  An- 
wendung auf  die  Neutralitätspflichten,  z.  B.  eine  Steigerung^, 
wenn  die  zu  ahndenden  Delikte  sich  häufen.^)  Erfüllt  der 
neutrale  Landungsstaat  die  Zensurpflicht  in  gebührender  Weise, 
so  hat  er  Anspruch  auf  Schonung  des  Kabels.  Daher  geht  es 
nicht  an,  die  Uebemahme  der  Zensurpflicht  als  irrelevant  zn 
erklären.  Es  entspricht  auch  nicht  den  Tatsachen,  daß  eine 
wirksame  Zensur  unmöglich  ist,  da  seit  Jahrzehnten  diese 
Maßregel  oft  verhängt  wird  —  nicht  nur  in  jedem  Kriege, 
sondern  auch  im  Frieden.  Hätte  sie  nicht  zum  Ziele  geführt 
so  wäre  sie  sicher  durch  andere  Mittel  ersetzt  worden.  ^ 

Richtet  der  neutrale  Staat  die  Zensur  nicht  ein  und  sperrt 
er  auch  nicht  den  Verkehr,  so  hat  er  auf  Kabelschutz  keinen 
Anspruch.  Betreibt  er  das  Kabel  selbst  und  befördert  er  durch 
seine  Gehülfen  Kriegsdepeschen,  so  bricht  er  die  Neutralität 
und  darf  daher  als  Feind  behandelt  werden,  so  daß  die  Kabel- 
abschneidung  auch  im  neutralen  und  neutralisierten  Gewässer 
zulässig  wird.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  er  wissentlich  duldet, 
daß  eine  Privatgesellschaft  unneutrale  Telegramme   befördert. 

^)  Ueber  den  Begriff  der  gebührenden  Sorgfalt  vgl.  die  drei  Washingtoner 
Regeln  und  dazu  Kleen,  Lots  et  usages  de  la  neutraliti  I  334. 

^)  Bei  den  Beratungen  des  Instituts  für  Völkerrecht  über  Kabehrecht 
äußerte  1902  v.  Bar:  „Comme  on  peut,  ä  cUfaut  mSme  de  chiffres, 
combiner  toute  espdce  de  langage  convenu,  uu  pareil  devoir  de  sur- 
veillance  est  propretnent  impraticable"  {Annuaire  T.  19  S.  317).  Er 
nannte  also  undurchführbar,  was  hundertmal  durchgeführt  worden  ist,  was 
jeder  Staat  im  Kriege  erprobt  hat,  was  noch  unlängst  Amerika,  England 
(Zensur  in  Aden  1899),  Japan,  Rußland  in  weitem  Umfange  geübt  haben. 
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Wiewohl  der  neutrale  Staat  nicht  jede  Beteiligung  seiner  An- 
gehörigen an  der  Kriegführung  verhindern  muß  und  z.  B. 
gegen  die  Zeichnung  von  Kriegsanleihen  nicht  einzuschreiten 
braucht,  so  darf  er  doch  nicht  dulden,  daß  sein  Gebiet  zur 
Operationsbasis  gemacht  wird.  Das  geschieht  aber,  wenn  die 
auf  seinem  Grebiete  liegende  Kabelstation  in  den  Dienst  der 
Kriegführung  tritt.  Die  englische  Regierung  erfüllte  daher  nur 
eine  Pflicht,  als  sie,  wie  erwähnt,  auf  Protest  Spaniens  der 
Kabelgesellschaft  auf  Jamaika  die  Beförderung  von  Telegrammen 
in  Geheimschrift  und  mit  feindlicher  Tendenz  untersagte. 

Wie  der  Betrieb,  so  ist  auch  die  Legung  eines  Kabels  zu 
beurteilen,  also  zulässig,  wenn  der  neutrale  Staat  die  Zensur- 
pflicht übernimmt.  Er  wird  dies  nicht  tun,  wenn  die  neue 
Linie  für  den  allgemeinen  Verkehr  keinen  Wert  hat  und  nur 
zu  Operationszwecken  eingerichtet  werden  soll.  Will  sich  der 
neutrale  Staat  der  Zensurpflicht  nicht  unterziehen,  so  darf  er 
auch  die  Legung  nicht  gestatten.  Als  Frankreich  im  letzten 
Kriege  mit  Deutschland  ein  Kabel  von  Dünkirchen  über  England 
nach  dem  Norden  legen  wollte  —  offensichtlich  zu  militärischen 
Zwecken,  widersprach  England  der  Anlandung  auf  britischem 
Boden  als  unvereinbar  mit  seiner  Neutralität;  ebenso  handelte 
es,  als  die  Amerikaner  im  Kriege  mit  Spanien  ein  Kabel  von 
Manila  nach  Hongkong  legen  wollten.  Dagegen  erklärte  sich 
die  nordamerikanische  Union  während  des  russisch-japanischen 
Krieges  auf  private  Anfrage  bereit,  die  Legung  eines  Kabels 
von  der  amerikanischen  Insel  Guara  nach  Japan  zu  Handels- 
zwecken (commercidl  fcLcilities)  zu  gestatten.  Das  ist  zulässig; 
auf  der  neuen  Linie  ist  jedoch  eine  Zensur  einzurichten. 
Möglich  ist,  daß  England  die  Legung  für  schlechthin  unerlaubt 
gehalten  hat.  War  dies  der  Fall,  so  befand  es  sich  in  einem 
Irrtum. 

4.  Das  Kabel  zwischen  neutralen  Ländern. 

Der  Verkehr  der  Neutralen  miteinander  ist  frei  und  daher 
das  Kabel  zwischen  ihren  Ländern  dem  Angriff  der  Krieg- 
führenden entzogen,  also  unverletzlich.  Die  englische  Doktrin, 
welche  den  Begriff  der  Konterbande  auch  für  den  interneutralen 
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Verkehr  anerkennt,  kommt  nicht  in  Betracht,  da  eine  analoge 
Anwendung  des  Konterbanderechts  auf  die  Kabel  ausgeschlossen 
ist;  ebenso  die  analoge  Anwendung  des  Seebeuterechts,  was 
von  Wichtigkeit  ist,  da  das  Kabel  dem  Feinde  gehören  kann. 

Da  die  Telegraphie  dem  allgemeinen  Verkehr  eröffnet  ist 
und  zu  Lande  jeder  Kriegführende  ungehindert  mit  einem 
neutralen  Land  verkehren  darf,  so  ist  die  Benutzung  des  inter- 
neutralen Kabels  zur  Kriegführung  möglich.  Eine  Kriegspartei 
kann  eine  Depesche  in  Geheimschrift,  welche  einen  Kriegsbefehl 
enthält,  nach  einem  neutralen  Lande  schicken  und  von  dort 
nach  einem  dritten  neutralen  Gebiet  per  Kabel  senden  lassen 
an  einen  Empfänger,  der  den  Befehl  zu  Wasser  oder  zu  Lande 
an  die  Adresse  befördert.  Auf  Umwegen  kann  überhaupt  jede^ 
Kabel  zwischen  neutralen  Staaten  zur  Uebersendung  von  Kriegs- 
depeschen benutzt  werden.  Eine  etwaige  Zensur  wäre  also 
in  allen  Kabelländem  einzurichten.  Ein  so  weitgehendes  Ver- 
langen hat  kein  kriegführender  Staat  zu  stellen  gewagt,  so  daß 
bereits  von  einem  Gewohnheitsrecht  gesprochen  werden  darf; 
nicht  einmal  die  Einrichtung  der  Zensur  auf  einem  interneutralen 
Kabel,  das  in  der  Nähe  eines  kriegführenden  Staates  liegt,  ist 
gefordert  worden.  Das  Prinzip,  daß  ein  Staat  gegen  Angriffe 
sich  wehren  darf,  hat  insofern  auf  dem  Wege  der  Gewohnheit 
eine  Einschränkung  erfahren. 

Anders  wäre  zu  urteilen,  wenn  eine  Kriegspartei  nicht  in 
Geheimschrift,  sondern  offen  Kriegsdepeschen  auf  intemeutralem 
Kabelwege  schicken  wollte  und  der  neutrale  Staat  dies  erführe. 
Dann  hätte  er  einzuschreiten;  doch  braucht  dieser  Fall  nicht 
erörtert  zu  werden,  da  kein  Kriegführender  statt  des  zulässigen 
geheimen  Weges  den  offenen  wählen  wird.  Bereits  im  Frieden 
steht  der  staatliche  Depeschenverkehr  im  Zeichen  des  Ge- 
heimnisses. 

Verschieden  von  der  Frage  nach  Existenz  einer  Pflicht  znr 
Zensur  ist  die  Frage,  ob  ein  Recht  besteht,  geheime  oder 
kriegserhebliche  Telegramme  anzuhalten.  Die  Frage  ist  zu 
bejahen,  da  kein  Staat  ein  Recht  auf  Verkehr,  geschweige  denn 
telegraphischen  Verkehr  hat,  es  sei  denn  daß  ein  Verkehrs- 
vertrag,   der    dies    stipuliert,    geschlossen    worden    ist.     Ein 
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„Grundrecht  auf  Verkehr"  gibt  es  nur  in  Lehrbüchern  des 
Völkerrechts.  Zur  Völkerrechtsgemeinschaft  gehört  nur,  wer 
völkerrechtliche  Beziehungen  hat,  also  einen  Verkehr  unterhält; 
wer  mit  anderen  Staaten  nicht  verkehrt,  steht  außerhalb  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  und  kann  daher  nicht  Pflichten  haben 
auf  Grund  des  Rechts  dieser  Gemeinschaft.  Knüpft  ein  Staat 
aber  einen  Verkehr  an,  ohne  die  iPflicht  zu  seiner  Fortsetzung 
zu  übernehmen,  so  entsteht  auch  für  niemand  ein  Recht  auf 
diesen  Verkehr,  was  tatsächlich  im  internationalen  Leben  den 
Regelfall  bildet.  Grundsätzlich  darf  daher  jeder  Staat  den 
Verkehr  mit  einem  anderen  beliebig  normieren,  ohne  sich  recht- 
fertigen zu  brauchen,  darf  Paßzwang  einführen,  ausländischen 
Arbeitern  den  Zutritt  verwehren,  Prohibitivzölle  auf  Waren 
dekretieren,  Häfen  den  ausländischen  Schiffen  verschließen  und 
vieles  andere.  Eine  Ausnahme  besteht  nur  kraft  besonderer 
Festsetzung  im  einzelnen  Fall.  Im  Bereich  der  internationalen 
Telegraphenunion,  zu  der  etwa  fünfzig  Staaten  gehören,  ist 
das  Recht  auf  telegraphischen  Verkehr  ausdrücklich  verneint; 
denn  jeder  Vertragsstaat  ist  für  befugt  erklärt,  den  Betrieb 
jeder  Linie  ohne  Angabe  von  Gründen  auf  unbestimmte  Zeit 
einzustellen.^)  Privattelegraphen  im  Gebiet  der  Kontrahenten 
unterliegen  gleichfalls  den  Vertragsbestimmungen,  wenn  sie 
am  internationalen  Dienst  beteiligt  sind.  Privatunternehmungen 
mit  Anlagen  außerhalb  dieses  Gebietes,  also  auch  die  Kabel- 
gesellschaften, werden  zu  allen  Vorteilen  des  Vertrages  zuge- 
lassen, wenn  sie  die  Verpflichtungen  desselben  übernehmen.  2) 
Von  30  vorhandenen  Privatkabelgesellschaften  gehörten  1903 
fünfzehn  zur  Union  mit  165247  km  Kabel,  der  Rest  mit 
163415    km    stand    außerhalb;    Staatskabel    gab    es    damals 


1)  „Chaque  gouvernetnent  se  räserve  aussi  la  faculti  de  suspendre 
le  Service  de  la  UUgraphie  internationale  pour  un  temps  indäterminä,. 
sHl  le  juge  nöcessaire,  soit  d'une  maniere  g^ndrale,  soit  seulentent  sur 
certaines  lignes  et  pour  certaines  natures  de  correspondances,  ä  Charge 
par  lui  d'en  aviser  immediatement  chacun  des  autres  Etats  con- 
tractants".    (Art.  8  der  Petersburger  Telegraphenkonvention  vom  22.  7. 1875). 

2)  A.  Bulmerincq,  Völkerr.  S.  276;  0.  Dambach,  Die  Post- 
verträge und  Telegraphenverträge,  Holtzendorff  s  Handbuch  des  Völker- 
rechts in  335. 
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61218  km.^)  Gegenüber  einer  Privatgesellschaft  kann  natürlich 
ein  völkerrechtliches  Recht  auf  Verkehr  nicht  bestehen,  da  das 
Völkerrecht  nur  die  Beziehungen  von  Staaten  betrifft. 

Macht  ein  neutraler  Staat  von  seinem  Rechte  Gebrauch 
und  untersagt  er  z.  B.  die  Beförderung  von  Telegrammen  in 
Geheimschrift,  so  begeht  er  keinen  Bruch  der  Neutralität,  auch 
wenn  dadurch  eine  Kriegspartei  die  Möglichkeit  zur  Ueber- 
sendung  von  Kriegsdepeschen  verliert.  Es  steht  den  Neutralen 
frei,  eine  strengere  Neutralität  zu  bewahren,  als  das  Völker- 
recht fordert,  was  sie  auch  nicht  selten  tun.  -)  Parteiisch  und 
daher  unneutral  würde  der  neutrale  Kabelstaat  nur  handeln. 
wenn  er  der  einen  Kriegspartei  die  Beförderung  geheimer 
Depeschen  gewähren,  der  andern  aber  versagen  wollte.  Der 
Fall  kann  nicht  eintreten,  wenn  nur  eine  Kriegspartei  das 
Kabel  benutzen  kann;  dann  ist  ein  Verbot  nie  ein  Verstoß 
gegen  die  Neutralität.  Entsprechend  wird  das  Verhalten  einer 
Privatgesellschaft  zu  beurteilen  sein.  Der  Staat  darf  nicht 
dulden,  daß  sie  durch  parteiisches  Verhalten  eine  Kriegspartei 
schädigt ;  denn  in  diesem  Falle  wird  sein  Gebiet,  welches  ja 
dem  Kabel  zum  Teil  als  Träger  und  Erdleiter  dient,  zur 
Schädigung  des  einen  Kriegführenden  benutzt. 

Während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  hat  eine 
amerikanische  Gesellschaft  auf  ihrer  Kabellinie,  die  von  Jamaika 
nach  Mexiko  lief  unter  Berührung  von  Mittelamerika,  regel- 
mäßig chiffrierte  Telegramme  angehalten  und  von  der  Beförde- 
rung ausgeschlossen,  welche  aus  Kuba,  Puerto  Rico  oder 
Spanien  stammten  und  nach  Mexiko  gerichtet  waren.  Spanien 
protestierte  gegen  das  Vorgehen  als  völkerrechtswidrig  bei  den 


1)  Dr.  T.  Lenschau,  Das  Weltkabelnetz,  Halle  a.  S.  1903  S.  181. 
Zu  Anfang  1906  betrug  das  Weltkabelnetz  bereits  rund  450000  km  (Archir 
für  Post  und  Telegraphie  1906  S.  310). 

2)  So  bestimmte  Brasilien  nach  Ausbruch  des  spanisch-amerikanischen 
Krieges:  „II  est  interdit  aux  nationaux  et  aux  etrangers  residants  au 
Bresil  cTassurer  par  le  telegraphe  le  d^part  ou  la  prochaine  arrirre 
d'un  navire  quelconque,  de  commerce  ou  de  guerre,  des  belUgeranU. 
ou  de  leur  donner  des  ordres,  Instructions  ou  renseignements  preju- 
diciables  ä  Ve^inemi"  (Martens-Stoerk,  N.  R.  G.  2.  s.  T.  29  S.  91) - 
«ine  Bestimmung,  welche  besonders  der  Presse  unangenehm  gewesen  sein  wiri 
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drei  von  der  Linie  berührten  Staaten,  nämlich  Mexiko,  der 
Republica  Mayor  de  Centro- America  und  Columbia.  Die  beiden 
ersten  versprachen  Abhülfe,  während  der  dritte  Staat  ein  Ein- 
schreiten ablehnte.^)  Der  Protest  Spaniens  war  nicht  begründet, 
da  eine  parteiische  Gebahrung  im  Sinne  obiger  Erörterungen 
nicht  statthatte.  Der  spanische  Widerspruch  entsprang  ebenso 
wie  sein  Protest  gegen  die  amerikanischen  Kabelabschneidungen 
einer  irrigen  Auffassung  des  Kabelrechts. 

5.  Das  Kabel  zwischen  dem  Gebiet  der  eingreifenden 
Kriegspartei  und  einem  neutralen  Staat. 

Zu  erörtern  ist  —  nicht  was  die  Kriegführenden  tun 
dürfen  und  lassen  müssen  in  bezug  auf  die  Kabel  des  Gegners, 
sondern  in  bezug  auf  diejenigen,  welche  ihr  eigenes  Land  mit 
neutralem  verbinden.  Darf  der  Kriegführende  diese  Kabel 
verletzen?  Er  darf  es,  wenn  der  neutrale  Staat  die  Zensur- 
pflicht nicht  übernommen  hat.  Denn  dann  nimmt  das  Kabel 
an  der  Kriegführung  teil,  dient  zur  Bekämpfung  des  Gegners 
und  ist  daher  den  Unbilden  des  Krieges  ausgesetzt.  Die  Kriegs- 
partei wird  es  insbesondere  dann  abschneiden,  wenn  der  Gegner 
sich  zur  Besetzung  des  Landes,  wo  das  Kabel  endigt,  anschicken 
oder  die  üebermacht  zur  See  in  dem  Maße  besitzen  wird,  daß 
er  zur  Einrichtung  einer  schwimmenden  Station  schreiten  kann. 

Anders  ist  zu  entscheiden,  wenn  der  neutrale  Staat  die 
Last  der  Zensur  übernommen  hat.  Denn  dann  kann  das  Kabel 
nur  in  der  Richtung  nach  dem  kriegführenden  Staat  durch  Ein- 
schaltung einer  schwimmenden  Station  zum  Kriege  benutzt 
werden,  was  in  äußerst  seltenen  Fällen  tatsächlich  geschehen 
wird,  wie  erwähnt  wurde.  Zum  Lohn  für  sein  Opfer  darf  der 
Neutrale  verlangen,  daß  der  Eintritt  dieser  sehr  entfernten 
Möglichkeit  abgewartet  wird.  Das  Neutralitätsrecht  bedeutet 
einen  Kompromiß  zwischen  den  Interessen  der  Kriegführenden 
und  denjenigen  der  Neutralen,  weshalb  es  ohne  Opfer  nie  ab- 
geht und  entweder  die  ersten  zu  leiden  haben  oder  die  zweiten. 
Die  Kriegführenden  können  an  der  Tatsache  nichts  ändern, 
daß  die  Erde  nicht  sie  alleine  beherbergt,   während  die  Neu- 

^)  Kraemer  a.  a.  0.  S.  15  f.,  der  sich  der  spanischen  Ansicht  anschließt. 
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tralen  es  hinnehmen  müssen,  daß  der  ewige  Frieden  nicht 
realisierbar  ist.  Die  gegebene  Entscheidung  dürfte  dem  Geiste 
des  Neutralitätsrechts  gerecht  werden. 

Ein  Recht  auf  Abschneidung  des  Zensurkabels  gibt  es  auch 
im  Bereich  der  internationalen  Telegraphenunion  nicht,  denn 
da  es  ausdrücklich  nicht  vereinbart  worden  ist,  so  könnte  es 
nur  auf  dem  Wege  der  Auslegung  aus  dem  Recht  zur  Betriebs- 
einstellung gefolgert  werden,  was  aber  nicht  statthaft  erscheint. 
Betriebseinstellung  und  Sachbeschädigung  sind  zwei  Dinge,  die 
toto  coelo  verschieden  sind,  schon  deshalb,  weil  der  eingestellte 
Betrieb  jederzeit  ohne  Kosten  aufgenommen  werden  kann, 
während  das  zerschnittene  Kabel  erst  ausgebessert  werden  muß, 
was  nur  bei  günstiger  Witterung  möglich  ist  und  viel  Geld 
kostet.  yySuspendre^  bedeutet  auch  etwas  ganz  anderes  wie 
„couper^,^)  Daher  kann  nicht  angenommen  werden,  daß  die 
Gleichstellung  von  Betriebseinstellung  und  Kabelabschneidung 
im  Willen  der  Kontrahenten  gelegen  hat. 

6.  Das  Kabel  zwischen  dem  Land  von  Bundes- 
genossen. 
Neben  den  ersten  vier  Kabelklassen,  welche  zuerst  Renault 
unterschieden,  hat  Scholz  noch  die  fünfte  betrachtet  und  als 
sechste  das  Kabel  zwischen  Punkten  des  eingreifenden  krieg- 
führenden Staates.  Diese  Linie  bietet  in  einem  völkerrecht- 
lichen Traktat  zu  Bemerkungen  keinen  Anlaß.  An  sechster 
und  letzter  Stelle  möchte  ich  mit  ein  paar  Worten  auf  die 
Rechtslage  des  Kabels  eingehen,  das  Bundesgenossen  verbindet. 
Es  wird  in  hohem  Maße  zur  Leitung  der  Operationen  und 
daher  zur  Bekämpfung  des  Gegners  benutzt  werden.  Mithin 
darf  es  vom  Gegner  verletzt  werden,  wie  die  Linien  zwischen 
Punkten  von  Feindesland.  Die  Bundesgenossen  selbst  werden, 
falls  abweichende  Abreden  fehlen,  zu  Eingriffen  nicht  schreiten 
dürfen  im  Küstenmeer  des  Verbündeten  und  noch  viel  weniger 
in  dessen  Staatsgebiet.  Auf  hoher  See  werden  sie  einseitig 
ohne  Willen  des  anderen  Teiles  eine  Abschneidung  oder  Be- 


^)  Diese  Gründe  hat  Scholz  nicht  berücksichtigt;   daher   seine  ab- 
weichende Ansicht  (S.  58).  . 
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nutzung  nicht  vornehmen  dürfen,  da  das  Kabel  eine  Waffe  ist, 
die  ihnen  beiden  zur  Verfügung  steht  und  nicht  einem  allein. 
Schwierigkeiten  werden  nicht  entstehen,  wenn  ein  gemeinsamer 
Feldherr  die  Operationen  leitet.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
wird  ein  einseitiger  Eingriff  gerechtfertigt  sein,  wenn  nach 
Lage  der  Umstände  z.  B.  wegen  vorübergehender  Betriebs- 
störung eine  Verständigung  mit  dem  andern  Teil  nicht  möglich 
war  und  Gefahr  im  Verzuge  lag. 


Die  Hauptgrundsätze  des  geltenden  Kabelkriegsrechts  von 
praktischer  Bedeutung  gehen  dahin: 

I.  Das  Kabel  ist  eine  gefährliche  Waffe  in  der  Hand  krieg- 
führender Staaten.  Daher  dürfen  Kabel  zwischen  kriegführen- 
den Staaten  und  zwischen  Punkten  des  Feindeslandes  überall 
ohne  Rücksicht  darauf,  wer  Eigentümer  ist,  zerschnitten  und, 
falls  Reparatur  droht,  in  erforderlichem  Umfang  zerstört  werden ; 
auch  eine  Benutzung  ist  zulässig. 

In  neutralem  und  neutralisiertem  Wasser  ist  ein  Eingriff 
unzulässig. 

n.  Kein  kriegführender  Staat  darf  Kabel,  welche  feind- 
liches Land  mit  neutralem  verbinden,  verletzen,  wenn  der  neu- 
trale Staat  den  Betrieb  des  telephonischen  Kabels  eingestellt, 
denjenigen  des  telegraphischen  einer  Zensur  unterworfen  hat. 

Liegt  der  Betrieb  in  Händen  einer  Privatgesellschaft,  so 
gilt  das  Gleiche,  wenn  die  Gesellschaft  die  gleichen  Maßnahmen 
unter  Garantie  des  Staates  trifft. 

in.  Jeder  kriegführende  Staat  darf  Kabel,  welche  feind- 
liches Land  mit  neutralem  verbinden,  überall  verletzen,  also 
auch  im  neutralen  und  neutralisierten  Wasser,  wenn  der 
Betrieb  fortgeht  wie  im  Frieden;  auch  eine  Benutzung  ist 
zulässig. 

Der  neutrale  Staat,  welclier  den  Betrieb  fortgehen  läßt 
wie  im  Frieden,  bricht  die  Neutralität  und  darf  daher  als  Feind 
behandelt  werden. 

IV.  Das  Kabel  zwischen  neutralen  Ländern  ist  unverletzlich 
auch  ohne  Einrichtung  einer  Zensur. 
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V.  Eine  völkerrechtliche  Pflicht  zur  Entschädigung  für  zu- 
lässige Kabeleingriffe  besteht  nicht,  auch  nicht,  wenn  das  Kabel 
einem  Neutralen  gehört. 


Diese  fünf  Regeln  betreffen  die  Rechte  und  Pflichten  der 
einen  Kriegspartei  in  bezug  auf  die  Kabel,  welche  vom  Land 
der  andern  ausgehen,  ferner  das  interneutrale  Kabel.  Wer  sich 
über  den  Rest  des  Kabelrechts  und  die  Einzelheiten  informieren 
will,  muß  die  voraufgehenden  Erörterungen  lesen,  was  ihm 
übrigens  weder  viel  Zeit  noch  große  Mühe  kosten  wird. 

Ich  habe  es  nicht  für  nötig  gehalten,  den  Fall  besonders 
zu  betrachten,  daß  ein  Kriegführender  ein  Kabel  des  Gegnere 
nicht  nur  selbst  in  Benutzung  nimmt,  sondern  dem  allgemeinen 
Verkehr  öffnet.  Dies  kann  nur  eintreten  nach  Besetzung  des 
Feindeslandes;  die  Reineinnahmen  aus  dem  Betriebe  eines 
Privaten  gehörenden  Kabels  dürfen  vom  Okkupanten  nicht  be- 
halten werden.^) 

Vergleicht  man  das  formulierte  Kabelrecht  mit  der  amerika- 
nischen Praxis  von  1898,  so  vermag  man  eine  Verletzung  völker- 
rechtlicher Normen  nicht  zu  entdecken.  Das  beruht  jedoch 
mehr  auf  Zufall  wie  auf  Kenntnis  des  Kabelrechts,  wie  die 
amerikanische  Seekriegsrechtsinstruktion  vom  27.  6.  00  (Naval 
War  Code)  ergibt.  Sie  ist  zwar  am  4.  2.  04  aufgehoben  worden, 
besitzt  aber  trotzdem  Bedeutung,  da  sie  zuverlässigem  Ver- 
nehmen nach  einer  künftigen  internationalen  Kodifikation  als 
Vorbild  dienen  soll.  ^)  Der  Art.  5,  welcher  die  Seekabel  betrifft, 
lautet: 


1)  So  bereits  C.  Lue  der,  Das  Landkriegsrecht  in  HoHeendorffs 
Handb.  d.  Völkerr.  IV  517. 

2)  Man  meldete:  „Der  Naval  War  Code  legte  den  Organen  der  Ver- 
einigten Staaten  fdr  den  Seekrieg  Pflichten  auf,  welche  bisher  kein  anderer 
Staat  sich  auferlegt  hat.  —  Einen  Hauptzweck  hat  der  Naval  War  Code 
erfüllt,  nämlich  die  Aufmerksamkeit  der  Staaten  auf  das  Bedürfnis  einer 
solchen  Kodifikation  zu  lenken  und  die  Auffassungen  der  amerikanischen 
Regierung  über  den  Gegenstand  darzulegen.  —  Der  Naval  War  Code  wird 
in  diesem  Sinn,  so  nimmt  man  an,  den  Verhandlungen  der  nächsten  Haagef 
Friedenskonferenz  als  geeignete  Unterlage  dienen  können.'  (Ztsch.  XVI 117: 
die  Instruktion  ebenda  Bd.  XI.) 
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„Die  folgenden  Regeln  sind  zu  befolgen  in  bezog  auf  die  nnterseeischen 
Telegraphenkabel  in  Kriegszeit,  ohne  Rücksicht  anf  das  Eigentam  an  ihnen: 

a)  Unterseeische  Telegraphenkabel  zwischen  Punkten  in  dem  Gebiet 
eines  Feindes  oder  zwischen  dem  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  und  dem- 
jenigen eines  Feindes  sind  solcher  Behandlung  unterworfen,  wie  die  Bedürfnisse 
des  Krieges  erheischen  mögen. 

b)  Unterseeische  Telegraphenkabel  zwischen  dem  Gebiet  eines  Feindes 
und  neutralem  Gebiet  dürfen  unterbrochen  werden  im  Bereich  der  Gebiets- 
hoheit des  Feindes. 

c)  Unterseeische  Telegraphenkabel  zwischen  zwei  neutralen  Gebieten 
sind  unverletzlich  und  frei  von  Unterbrechung  zu  halten.* 

Da  es  eine  der  dringendsten  Pflichten  der  Theorie  ist,  zu 
den  Staatsakten  von  internationalrechtlicher  Bedeutung  Stellung 
zu  nehmen,  so  dürften  einige  Bemerkungen  nicht  überflüssig  sein. 

Man  merkt  es  den  Bestimmungen  an,  daß  sie  unter  dem 
Eindruck  und  Einfluß  der  amerikanischen  Praxis  von  1898 
entstanden  sind.  Telephonkabel  kamen  damals  nicht  in  Frage, 
sind  also  auch  nicht  erwähnt.  Ferner  war  die  Abschneidung 
von  Kabeln  zwischen  feindlichem  und  neutralem  Gebiet  auf 
hoher  See  nicht  geglückt.  Daher  fiel  es  nicht  schwer,  sie  in- 
direkt für  unzulässig  zu  erklären,  was  sie  aber  nicht  ist.  Da 
kein  neutraler  Staat  den  Schutz  von  Kabeln  um  den  Preis  der 
Zensur  erstrebt  hatte,  so  ist  die  Frage  übergangen.  Eine 
Reparatur  zerschnittener  Kabel  hat  nach  amerikanischer  Auf- 
fassung nicht  gedroht,  so  daß  sich  eine  nachhaltigere  Unbrauch- 
barmachung erübrigte.  Weil  der  Fall  nicht  praktisch  geworden, 
hat  er  auch  in  der  Instruktion  keine  Erwähnung  gefunden, 
besitzt  aber,  allgemein  betrachtet,  große  praktische  Bedeutung. 

Die  Kabelbeschlüsse  des  Instituts  für  Völkerrecht,  welche 
regelmäßig  in  der  Literatur  als  Formulierung  geltenden  Rechts 
betrachtet  werden,  sind  gar  nicht  de  lege  lata  gemeint.  Während 
der  Beratungen  sagte  das  Institutsmitglied  F.  Per  eis,  ohne 
Widerspruch  zu  finden:  „Not^s  pouvons,  ä  V Institut,  proposer 
ce  que  notis  voülons.^^)  Bereits  früher  hatte  der  Oxforder 
Völkerrechtslehrer  jyoZZawd  über  die  Tätigkeit  dieses  Gelehrten- 
vereins geäußert:  y,Mais  les  r^solutions  votdes  par  V Institut, 
bien  que  faisant  connattre  les  vues  de  jurisconsultes  actu^ls 


1)  Annuaire  de  VInstitut  de  droit  int.    T.  19,  S.  310. 
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les  plus  autoris4s  quant  aux  principes  qui  devraient  regir 
le  droit  international,  sont  impuissants  ä  creer  le  droit 
international''  ^)  Ein  Eingehen  auf  die  Beschlüsse  ist  in  einer 
Abhandlung,  welche  das  geltende  Recht  darstellen  will,  nicht 
angezeigt. 

IV.  Schlußwort. 

Die  Vollendung  der  ersten  Seekabelverbindung  zwischen 
England  und  Nordamerika  im  August  1858  rief  in  der  neuen 
Welt  großen  Jubel  hervor,  der  in  der  Glückwunschdepesche 
des  Präsidenten  James  Buchanan  an  die  Königin  Viktoria 
wiederhallte,  wo  es  hieß: 

„Es  ist  ein  Triumph,  der  glorreicher,  weil  weit  nützlicher  filr  die 
Menschheit  ist,  als  je  durch  einen  Eroberer  auf  dem  Schlachtfelde  erruDgen 
wurde.  Möge  der  atlantische  Telegraph  unter  dem  Segen  des  Himmels  sich 
als  ein  Band  ewigen  Friedens  und  ewiger  Freundschaft  zwischen  den  ?er- 
wandten  Nationen  erweisen  und  als  ein  Werkzeug,  bestimmt  von  der  gött- 
lichen Vorsehung,  Religion,  Zivilisation,  Freiheit  und  Recht  über  die  ganze 
Welt  zu  verbreiten.  Werden  nicht  im  Hinblick  hierauf  alle  Völker  der 
Christenheit  von  selbst  sich  in  der  Erklärung  vereinigen,  daß  es  f&r  immer 
neutral  sein  soll  und  daß  seine  Mitteilungen  auf  dem  Wege  zu  ihrem  Be- 
stimmungsort für  heilig  gehalten  werden  soUen,  selbst  inmitten  von  Feind- 
seligkeiten ?*  ^ 

In  der  Festesfreude  dachte  der  Präsident  nicht  daran,  daß 
ein  Kabel  nicht  nur  zum  Segen,  sondern  auch  zum  Verderben 
der  Menschheit  benutzt  werden  kann  und  in  der  Hand  eines 
Kriegführenden  eine  furchtbare  Waffe  bildet,  auf  die  kein  Staat 
verzichten  kann.  Die  Neutralisierung  eines  Gegenstandes  macht 
nicht  nur  dessen  Verletzung  unzulässig,  sondern  auch  den  Ge- 
brauch zum  Kriege.  Die  Kriegführenden  haben  die  Gefähr- 
lichkeit dieser  Waffe  sofort  erkannt  und  instinktiv  die  not^ 
wendigen  Maßnahmen  getroffen,  ohne  von  der  Theorie  belehrt 
zu  sein.  Sie  fühlten  es,  daß  ein  Vorgehen  gegen  die  Kabel, 
die  von  Feindesland  ausgehen,  zulässig  sein  muß,  sie  wußten 
aber  nicht,  warum.  Aufgabe  der  Wissenschaft  ist  es,  das 
dunkle  Gefühl  durch  ein  klares  Bewußtsein  zu  ersetzen.  Mit 
Emsigkeit  sind  viele  an  die  Arbeit  gegangen,  darunter  Juristen 


1)  a.  a.  0.  S.  650. 

2)  Times  vom  23.  8.  1858. 
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von  bedeutendem  Ruf,  wie  v.  Bar,  Holland,  v.  Lisst.  Ver- 
schiedene Wege  hat  man  eingeschlagen,  um  das  Kabelrecht  zu 
finden.  Man  hat  die  Kabel  als  Analogon  der  Schiffe  behandelt, 
wobei  dann  Wendungen  gebraucht  wurden,  wie :  es  segelt  unter 
neutraler,  es  segelt  unter  feindlicher  Flagge.  Oder  man  hat 
sie  als  Konterbande  angesprochen  oder  als  Land  in  jeder  Be- 
ziehung oder  als  Ding,  auf  welches  das  Eecht  der  effektiven 
Blockade  anzuwenden  ist  oder  auch  das  „itis  angariae^  oder 
das  Recht  der  Territorialhoheit  und  Occupatio  oder  der 
schranken-  und  kostenlosen  Universalangarie,  üeber  die  Einzel- 
heiten findet  man  in  den  umfassenden  Schriften  von  Scholz 
und  e/owÄawnai/d^)  Auskunft,  wo  auch  das  Tatsachenmaterial 
aufgespeichert  ist.  Die  Rechtslage  der  Seekabel  im  Kriege 
bietet  nicht  nur,  wie  v.  Liszt  gesagt  hat,  „besondere  Schwierig- 
keiten",*'^ sondern  ist  eins  der  dringendsten  Probleme,  da  ein 
Krieg  zwischen  Kulturstaaten  leicht  ausbrechen  kann  trotz  aller 
Friedenskonferenzen  und  es  von  Wichtigkeit  ist,  daß  die  Praxis 
in  der  Theorie  einen  Leitstern  findet  und  vor  Irrtümern  bewahrt 
wird.  Weit  schärfer  wie  im  Kriege  mit  dem  schwachen  Spanien 
und  während  des  russisch-japanischen  Konfliktes  im  kabelarmen 
Ostasien,  wird  die  Bedeutung  des  Kabelproblems  sich  zeigen 
in  einem  europäischen  Kriege.  Töricht  würde  ein  Staat  handeln, 
der  sich  durch  Neutralisierung  der  Kabel  einer  so  ungemein 
wichtigen  Waffe  berauben  wollte.  Reformbedürftig  ist  allein 
die  Zensur. 


^)  Eine  eigene  Theorie  hat  er  nicht  aufgestellt. 
2)  Völkerrecht,  3.  Aufl.,  S.  346. 
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.^  Der  räumliche  Geltungsbereich  der  Rechtssätze 

über  den  Ehevertrag. 

Von  Dr.  iur.  et  rer.  pol.  von  Ball^^and.^) 

Die  Frage,   welchen  Staates  Normen  der  deutsche  Richter 
bei  der  Prüfung  der  Wirksamkeit    eines   Ehevertrages   anzu- 
wenden hat,  läßt  sich  nicht  einheitlich  für  alle  Voraussetzungen 
der  Vollwirksamkeit  beantworten.   Im  Vordergrund  steht  natur- 
3  gemäß    die    Frage    nach    der    Maßgeblichkeit    von    Gesetzen, 

'^  welche  den  Abschluß  von  Eheverträgen  überhaupt  oder  unter 

,.jj  gewissen  Umständen  verbieten  oder  die  Zulässigkeit  inhaltlich 

i 

'jr  J)  Literatur:  Die  Kommentare  zum  Einftthrungsgesetz  von  Planck 
l'J^  3.  Aufl.  1905),  Niedner  (2.  Aufl.  1901),  Staudinger-Wagner  (2.  Anfl. 
•  J1  1905),  Neumann,  Band  III ;  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
^Ä  Privatrechts  (2.  Aufl.  1889),  2  Bände*),  Lehrbuch  des  internationalen  Privat- 
iv und  Straf  rechts,  1892;  Zitelmann,  Internationales  Privatrecht  I  (1897, 
;.^::  II,  1.  Hälfte  (1898),  2.  Hälfte  (1903);  Niemeyer,  Das  internationale  Privat- 
'-•  recht  des  BGB,  1901;  Hasler,  Das  eheliche  Güterrecht  im  internationalen 
•.;  Privatrecht,  Zürcher  Diss.,  1897 ;  Barazetti,  Das  internationale  Privatrecht 
:\'  im  BGB,  1897.  Die  Aufsätze  von  Keidel  in  Ztsch.  VII  228,  Silher- 
;  V  Schmidt  a.  a.  0.  VIII  97,  Edelmann  a.  a.  0.  VIII  295,  Mariolle  in 
;  V.  Bl.  f.  RA.  65  (1900),  S.  85,  Kahn  in  Dogm.  J.  43,  S.  299,  Wieruszotcski 
'.  i  II  §  3.  üeber  Auslandsrechte:  Leske  und  Loewenfeld,  Die  Rechtsrer- 
!  :  folgung  im  internationalen  Verkehr  IV  (1904). 


beschränken.  Erst  an  zweiter  Stelle  sind  dann  die  für  die 
sonstigen  Voraussetzungen  der  Vollwirksamkeit  —  Geschäfts- 
fähigkeit, Form  des  Abschlusses,  Zerstörung  eines  etwaigen 
Verläßlichkeitsschutzes  —  geltenden  Kollisionsnormen  in  Betracht 
zu  ziehen. 


*)  Im  folgenden  nur  als  v.  Bar  zitiert. 
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A. 

Der  Ehevertrag  ist  eine  Institution  des  ehelichen  Güter- 
rechts. Die  Normen,  nach  denen  sich  der  gesetzliche 
Güterstand  unter  den  Ehegatten  richtet,  sind  daher  grund- 
sätzlich auch  dafür  maßgebend,  ob  und  inwieweit  dieser  Güter- 
stand zwingenden  Rechtes  ist.  Es  ist  zwar  in  den  Beratungen 
der  II.  Kommission  (Protok.  VI  S.  51)  die  Ansicht  vertreten 
worden,  das  Recht,  während  der  Ehe  einen  Ehevertrag  zu 
schließen,  falle  unter  die  persönlichen  Beziehungen  der 
Ehegatten  und  regle  sich  somit  nach  dem  jeweiligen  Personal- 
statut der  Ehegatten  (a.  14  EG).  Dieser  Ansicht^)  liegt 
offenbar  die  Vorstellung  zu  Grunde,  das  Verbot  von  Ehe- 
verträgen bedeute  eine  Beschränkung  „der"  Vertragsfreiheit 
und  insofern  schließlich  auch  der  Geschäftsfähigkeit,  welche 
nur  für  Ehegatten  gelte,  also  doch  wohl  einer  Einwirkung  der 
Ehe  auf  die  Person  der  Ehegatten  darstelle.  Die  Unrichtigkeit 
dieser  Vorstellung  folgt  aus  der  an  anderer  Stelle  ausführlicher 
darzulegenden  systematischen  Bedeutung  der  Ehevertrags- 
freiheit.  Diese  ist  nicht  eine  selbstverständliche  Wirkung  der 
Geschäftsfähigkeit,  sondern  sie  ist  nur  dann  gegeben,  wenn 
das  Gesetz  seine  Güterstandsregelung  nicht  als  zwingend  be- 
trachtet. Von  Beschränkungen  der  Ehevertragsfreiheit  kann 
nur  da  die  Rede  sein,  wo  das  Gesetz  als  Grundsatz  diese 
Freiheit  ausdrücklich  oder  stillschweigend  anerkennt.  Diese 
Beschränkungen  als  besondere  Wirkung  der  Ehe  aufzu- 
fassen geht  nicht  an,  da  ja  auch  die  Freiheit  des  Ehevertrags 
nur  für  Ehegatten  gelten  kann.  Ganz  anders  ist  die  Sachlage, 
wenn  ein  fremdes  Recht  nicht  nur  Veränderungen  des  Güter- 
stau des,  sondern  überhaupt  alle  oder  doch  bestimmte^  den 
Güterstand  nicht  berührende  Verträge  unter  Ehegatten  verbietet. 

Gegen  die  v.  Bar 'sehe  Auffassung  wurde  auch  schon  in 
den  Verhandlungen  der  II.  Kommission  (Prot.  VI  S.  60)  zu- 
treffend  darauf   hingewiesen,    daß   jedenfalls   das  BGB   durcli 

*)  Vertreten  namentlich  von  v.  Bar  I  523  ff.  und  neuerdings  Ntedner 
zn  a.  15  N.  5  c  Ahs.  2;  weitere  Vertreter  s.  bei  Kahn  a.  a.  0.  S.  381;  dazu 
Silberschmidt  a.  a.  0.  S.  102.  Unter  Berufung  auf  v.  Bar  Beschl.  des 
bayr.  Obst.  LG  in  Ztsch.  VIT  439. 
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seine  Einstellung  der  Ehevertragsbestimmungen  in  den  6.  Titel 
die  Zugehörigkeit  derselben  zum  ehelichen  Güterrecht  zu  er- 
kennen gegeben  habe.  Außer  Zweifel  wird  dies  für  unser 
geltendes  Recht  nun  auch  noch  gestellt  durch  die  Fassung  des 
a.  15 II;  denn  offenbar  wird  die  Zugehörigkeit  eines  Ehe- 
vertragsverbotes  zu  den  Güterrechtsnormen  vorausgesetzt,  wenn 
eine  Kollisionsnorm  über  jenes  als  Ausnahme  von  der  Kollisions- 
norm über  diese  angeführt  wird.  Es  ist  unsere  Auffassung 
auch  die  überwiegend  anerkannte.^) 

Das  für  den  Güterstand  maßgebende  Gesetz  bestimmt 
auch  dann  die  Zulässigkeit  des  Ehevertrags,  wenn  dieser  vor 
Eingehung  der  Ehe  geschlossen  wird,  so  daß  es  bis  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  zweifelhaft  sein  kann,  welches  Recht  anwendbar, 
ob  also  der  Ehevertrag  zulässig  sein  werde  oder  nicht.^ 

Die  Untersuchung,  welches  Anknüpfungsmoment  nun  für 
den  Güterstand  maßgebend  ist,  fällt  nicht  in  den  Rahmen 
unserer  Darstellung.  Wir  beschränken  uns  darauf,  die  herr- 
schende Meinung  wiederzugeben,  wonach  die  Staatsange- 
hörigkeit des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschließung 
maßgebend  ist  und  bleibt,  soweit  nicht  die  aa.  27,  28,*)  30 

I  bezw.  die  gleich  zu  erörternden  Ausnahmen  der  aa.  15  IIa  16 

eingreifen    (Vgl.    Zitelmann   I   S.    228   N.    1.     Niemeyer 

I  S.  34  ff.,  145.    Planck  zu  a.  15  N.  Ic  Abs.  2). 

I  Einer  Erörterung  bedarf  hier  jedoch  der  Fall,  daß  nach  der 

i  Auffassung  des  sonach  maßgebenden  Auslandrechtes  durch  den 

{  1)  Hasler  S.  79.    Kahn  S.  381.    Wieruszowski  n  §  3  N.  Ö» 

h  unter  1.   Mariolle  S.  87  ff .   Barazetti  S.  78.    Bei  den  meisten  wird  die 

Auffassung  des  Textes  stillschweigend  vorausgesetzt.  —  Niedner  zu  a.  15 
N.  4  a  zählt  unter  den  nach  a.  151  zu  beurteilenden  materiellrechUicfaeii 
Wirkungen  des  ehelichen  Güterrechts  an  erster  Stelle,  den  zul&ssigen  Inhalt 
von  Eheverträgen  auf,  während  er  die  Frage,  ob  überhaupt  ein  Ehevertrag 
geschlossen  werden  dürfe,  grundsätzlich  nach  dem  jeweiligen  Personalstatat 
beantwortet  wissen  will  (s.  N.  1). 
'^)  Hasler  S.  80. 

3)  Wichtig  ist  a.  28  namentlich  für  ausländische  Güterrechte,  welche 
Unveräußerlichkeit  des  fundus  dotalis  festsetzen,  wenn  solche  Grundstücke 
in  Deutschland  liegen.  Dann  namentlich  für  Anwendung  des  §  1438 II  aof 
ausländische  Grundstücke.  Vgl.  über  hier  einschlägige,  auch  für  den  Ehe- 
vertrag wichtige  Fragen:  Zitelmann  II  333—835. 


H 
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Ehevertrag  Verhältnisse  geregelt  werden  können,  die  nach  der 
Anschauung  des  deutschen  Rechtes  nicht  Gegenstand  des  Ehe- 
vertrags sind,  so  insbesondere  die  persönlichen  Beziehungen  der 
Ehegatten,  erbrechtliche  Verhältnisse,  Folgen  der  Scheidung 
und  Wiederverheiratung.  Es  dürfte,  welche  Begründung  man 
auch  aus  der  Rüstkammer  der  Grundsätze  für  Lückenausfüllung 
im  internationalen  Privatrecht  entnehmen  möge,  nicht  zu  be- 
streiten sein,  daß  für  die  Vorfrage:  Was  ist  Ehevertrag  im 
Sinne  unserer  deutschen  Kollisionsnormen?  —  nur  deutsches 
Recht  in  Frage  kommen  kann.  Die  Antwort:  Ehevertrag  ist 
Regelung  güterrechtlicher  Verhältnisse,  führt  auf  die 
Frage,  was  nun  „güterrechtliche  Verhältnisse"  oder  (was  ja 
dasselbe)  „Güterstand"  im  Sinne  des  internationalen  Privat- 
rechtes ist.  Hierauf  vermag  nur  das  für  den  Güterstand 
maßgebende  Recht  die  Antwort  zu  geben.  Nur  dieses 
kann  bestimmen,  ob  eine  von  ihm  gegebene  Norm  über  die 
persönlichen  Beziehungen  der  Ehegatten,^)  über  Wiederver- 
heiratung und  Ehescheidung,  über  Erbrechte,  über  Geschäfts- 
fähigkeit, sich  in  den  Rahmen  eines  Güterstandes  einfügt  und 
nur  aus  dem  Zusammenhang  mit  diesem  zu  erklären  ist  oder 
ob  eine  solche  Norm  unabhängig  von  den  zwischen  den  Ehe- 
gatten bestehenden  Güterrechtsverhältnissen  einzutreten  bestimmt 
ist.^  Ersterenfalls  handelt  es  sich  um  Güterrechtsverhältnisse, 
letzterenfalls  nicht;  eine  Abänderung  von  Normen  der  ersten 
Art  ist  Ehevertrag  im  Sinne  unserer  Kollisionsvorschriften, 
eine  Abänderung  von  Normen  der  zweiten  Art  fällt  nicht  unter 


^)  So  ist  z.  B.  das  Recht  des  Ehemanns  zum  Widersprach  gegen  einen 
Geschäftsbetrieb  der  Frau  in  gewissem  Umfang  nach  BGB  rein  güterrecht- 
licher Natar,  ein  Anslandsgesetz  gibt  vielleicht  dasselbe  Recht  nnr  als  personen- 
rechtlichen Ausfluß  der  Ehe,  so  z.  B.  das  französische  Recht  nach 
RG  27  S.  5. 

^  In  dieser  Weise  geschieht  allgemein  die  Abgrenzung  von  a.  15  I  £Q 
(.Güterrecht*')  gegen  aa.  14,  17,  24.  Vgl.  Niedner  zu  a.  15  N.  4  b,  d. 
Staudinger  zu  a.  14  N.  IIB;  zu  a.  15  Noten  E,  F  und  G.  Planck  zu 
a.  14  N.  6,  zu  a.  16  N.  2a,  b  und  c.  Niemeyer  S.  147—150.  Silber- 
Schmidt  in  Ztsch.  III  110  ff.,  133—154,  a.  a.  0.  VIII  98  ff.  n.Bar  I  530. 
RG  36  S.  331.  —  a.  A.  nur  Habicht  S.  538  N.  1,  worüber  unten. 
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diesen  Begriff.^)  ^)  Hat  also  der  Richter  einen  angeblichen 
„Eheveitrag"  zu  beurteilen,  der  z.  B.  erbrechtliche  Bestim- 
mungen enthält,  so  hat  er  sich  zunächst  ohne  Rücksicht  auf 
aa.  24  ff.  EG  die  Frage  vorzulegen,  welches  Recht  gemäß 
a.  15  für  den  Güterstand  der  Ehegatten  maßgebend  ist  und  ob 
nach  diesem  Recht  die  im  Vertrag  geregelten  erbrechtlichen 
Verhältnisse  Ausfluß  des  Güterstandes  sind,  erst  wenn  letzteres 
zu  verneinen  ist,  beurteilt  sich  die  Wirkung  des  angeblichen 
Ehevertrages  nach  dem  auf  Grund  der  aa.  24  ff.  anzu- 
wendenden Recht. 

Da  das  für  den  Güterstand  maßgebende  Gesetz  auch  die 
Zulässigkeit  des  Inhalts  von  Eheverträgen  bestimmt,  ist 
lediglich  nach  diesem  Recht  zu  entscheiden,  ob  eine  Verweisung 
auf  ausländisches  Recht,,  wie  sie  §  14331  für  deutschrechtliche 
Ehen  verbietet,  zugelassen  ist  oder  nicht,^)  femer  ob  im  Falle 
eines  ähnlichen  Verbotes  eine  der  Ausnahmebestimmung  des 
§  1433 II  entsprechende  Vorschrift  eventuell  eingreift.     Diese 


S  1)  Demnach  gehören  die  Rechte,  welche  „Eheverträge*  nur  in  demselben 

[j  Umfang  wie  letztwillige  Verfügungen,   also  nur  als  reine  Erbvertrage,  zn- 

J  lassen,   zu  den  einen  Ehevertrag  überhaupt  verbietenden  Gesetzen  im  Sinne 

S  unserer  Kollisionsnormen;  so  z.  B.  die  Rechte  von  Aargau,  AppenzeU-Inner- 

l^  rhoden,   Bern,   St.  Gallen,   Schwyz,  Gersau,  KüBnacbt,    Unterwaiden  ob  dem 

^,  Wald,  Zug. 

ä  2)  Terminologisch  ungenau  ist  es,  wenn  Staudinger  zu  a.  14  N.  IIB 

R  Abs.  2  erklärt,  die  Fähigkeit  einen  Ehevertrag  zu  schließen,  regele  sich  nar 

U  insoweit   nach   dem   für  die  persönlichen   Beziehungen   der  Ehegatten  mMiy 

gebenden  Gesetz,   als  der  Ehevertrag  nicht  die  Regelung  des  Güterrechts 
f  betreffe!  —  Dann  liegt  eben  kein  Ehevertrag  vor! 

;,  3)   Hiervon   geht  auch   Wieruszotoski  (II  36  N.  60  unter  4)  aos: 

;  ebenso  Staudinger  zu  a.  15  N.  B  1  Abs.  2.   Edelmann  a.  a.  0.  S.  313. 

■^  ausdrücklich   Mariolle   S.  89,   Niedner   zu   a.  15  N.  5f.    —   Auch  die 

Motive  zu  §  1433  (Mot.  lY  310)  nehmen  dies  an,  wenn  sie  sagen,  eine  Be- 
nachteiligung der  im  Inland  wohnenden  Ausländer  sei  durch  §  1433  I  nar 
'^  gegeben,  wenn  man  annehme,  daß  nicht  die  Nationalität,   sondern  das  Recht 

\  des  Wohnsitzes  für  den  Güterstand  maßgebend  sei.    Wenn  Opet  zu  §  1433 

N.  3  die  Nationalität  der  Ehegatten  für  die  Geltung  des  Verweisungsverbotes 
für  belanglos  erklärt,  so  könnte  dies  doch  wohl  nur  aus  a.  30  EG  gefolgert 
werden.  Daß  dieser  aber  nicht  zutrifft,  hat  schon  Mariolle  nachgewiesen 
und  es  ist  schwer  begreiflich,  wie  Opet  sich  noch  ausdrücklich  au!  Mari  olle 
berufen  kann.    Ueberhaupt  wird  man  a.  30  au!  keine  der  vom  BGB  fOr  d^o 


Der  räumliche  Geltungsbereich  der  Rechtssätze  üb.  d.  Ehevertrag.     207 

letztere  Ausnahmevorschrift  des  deutschen  Rechtes  will  Niedner 
zu  a.  15  N.  5  f.  in  den  Fällen,  daß  das  für  den  Güterstand 
maßgebende  Auslandrecht  nur  das  Verbot  des  Abs.  I  ohne  die 
Ausnahme  des  Abs.  II  kennt,  zugunsten  des  deutschen 
Rechtes  analog  ausdehnen,  so  daß  bei  Wohnsitz  des  Ehemannes 
in  Deutschland  auf  deutsches  Recht  verwiesen  werden  könnte. 
Setzen  wir  mit  Niedner  voraus,  daß  a.  I5II2  nur  die  Mög- 
lichkeit, einen  Ehevertrag  überhaupt  einzugehen,  nicht  den  zu- 
lässigen Inhalt  regelt  (s.  unten  S.  209),  so  werden  wir 
Niedner' s  Ansicht  mit  Planck  (zu  a.  15  N.  5a  f.)  ablehnen 
müssen,  da  eine  so  einschneidende  Durclibrechung  des  maß- 
gebenden Auslandrechtes  durch  materielle  Normen  des  deutschen 
Güterrechts  ausdrücklich  bestimmt  sein  müßte.  Die  Frage 
dürfte  übrigens  keine  praktische  Bedeutung  haben,  da  sich 
nach  Ausweis  des  sehr  verlässigen  und  ziemlich  vollständigen 
Werkes  von  Leske- Löwen feld  kein  Auslandsrecht  findet, 
das  ein  Verweisungsverbot  in  bezug  auf  ausländische  Rechte 
aufstellt. 

n.  Von  dem  zu  I  aufgestellten  Grundsatz  macht  a.  15  II 
Halbsatz  2  eine  Ausnahme  für  die  unter  ausländischem  Güter- 
recht stehenden  Ehen  zugunsten  des  Prinzips  der 
Ehe  Vertragsfreiheit. 

1.  Bevor  wir  an  die  Frage  der  Ergänzung  dieser  unvoll- 
kommen zweiseitigen  Kollisionsnorm  herangehen,  betrachten 
wir  die  Tragweite  der  positiven  Gesetzesbestimmung. 

a)  Voraussetzung  für  das  Eingreifen  der  Ausnahme 
ist  danach  entweder  der  Erwerb  der  Reichsangehörigkeit 
durch  den  unter  der  Herrschaft  eines  ausländischen  Güterrechts 
in   die   Ehe   getretenen   Ehemann   oder  ein  inländisches 

Ehevertrag  getroffenen  Bestimmungen  anwenden  können,  da  diese  —  mit 
Ausnahme  des  in  a.  16  EG  besonders  geregelten  §  1435  —  nicht  aas  Gesichts- 
punkten des  ordre  public  entstanden  sind,  —  was  die  Mot.  IV  311  be- 
stätigen: darnach  ermächtigt  nämlich  §  1433 II  deutschrechtliche  Ehegatten, 
auch  ausländische  Güterrechte  zur  Anwendung  zu  bringen,  welche  mit  z  w  i  n- 
li^enden  Normen  des  BGB  in  Widerspruch  stehen.  Dies  ist  ein  bemerkens- 
werter Gegensatz  zum  bisherigen,  insbesondere  zum  französischen  Recht, 
ivonach  eine  ganze  Reihe  von  Crüterrechtsnormen  als  auf  dem  ordre  public 
beruhend  anzusehen  ist;  vgl.  Kahn  a.  a.  0.  S.  374  ff.  und  RG  12  S.  309. 
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Domizil  der  unter  ausländischem  Güterrecht  lebenden  Ehe- 
'^ä  gatten.    Ein  Unterschied  zwischen  beiden  Fällen  besteht  also 

!];•  darin,  daß  letzteren  Falles  beide  Ehegatten  der  Voraussetzung 

genügen  müssen;  der  Unterschied  ist  aber  nur  ein  scheinbarer, 
da  nach  §  101  BGB  die  Ehefrau  den  Wohnsitz  des  Mannes 
teilt.  1) 

Diese  Voraussetzungen  müssen  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses gegeben  sein.  Die  Tatsache,  daß  der  Mann  die 
Reichsangehörigkeit  zeitweilig  erworben  hatte  oder  daß  die 
Ehegatten  früher  einmal  ihren  Wohnsitz  im  Reich  gehabt, 
reicht  natürlich  zur  Anwendbarkeit  unserer  Ausnahmevorschrift 
nicht  hin,  der  von  Niemeyer  S.  146  ff.  angeregte  Gedanke, 
7j  der  Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  müsse  auch  nach  Wegfall 

[>3  der  Voraussetzungen  des  a.  15 II2  noch  in  Kraft  bleiben,  wenn 

t;i  während  des  Vorliegens  dieser  Voraussetzungen  ein   deutscher 

i\  Güterstand  eingeführt  worden,  wird  von  ihm  selbst  abgelehnt. 

>:  Zweifelhafter  scheint  die  entgegengesetzte  Frage,   wie  ein  von 

"f^  Ausländern   geschlossener   Ehevertrag    zu    beurteilen    ist,    der 

V^  .durch   den   Eintritt   einer    der    besprochenen   Voraussetzungen 

j.;  aufschiebend  bedingt  ist ;  zu  denken  ist  dabei  namentlich  an 

f'  den  vorehelichen  Ehevertrag  ausländischer  Ehegatten,  die  ihren 

ri  Wohnsitz  in  Deutschland  zu  nehmen  gedenken.^)    Da  der  yor- 

',}  eheliche  Vertrag  immer  davon  abhängt,   ob  das  Nationalstatnt 

h  des  Mannes  zur  Zeit  der  Eheschließung  ihn  für  zulässig  erklärt, 

}^  also  durchaus  nicht  notwendig  nach  dem  zur  Zeit  des  Vertrags- 

i  Schlusses  etwa  für  obligatorische  Verträge  der  Brautleute  zw- 

)  ständigen  Recht  zu  beurteilen  ist,    dürfte    auch  hier    das  am 

f  wirklich  zur  Zeit  der  Eheschließung  bestehenden  Wohnsitze 


1)  Die  Ausnahme  des  §  10  II  kann  ja  nicht  gegeben  sein,  Wierus- 
zotoski  II  37  N.  63.  Darüber,  daß  der  Begriff  des  Wohnsitzes  in  der 
deatschen  KoHisionsnorm  nach  deatschem  Recht  zu  fassen  ist,  siehe  Nie- 
meyer  8.  72,  Wieruszowski  II  37  ff.  gegen  Planck  zu  a.  14  N  5 
Abs.  ö,  Neumann  N.  2,  welche  §  10  als  Ausfluß  der  persönlichen  Be- 
ziehungen der  Ehegatten  betrachten. 

2j  Daß  für  die  2.  Alternative  des  a.  15  II  1  die  Ausnahme  des  Halbs.  2 
auch  in  bezug  auf  den  voreheUchen  Vertrag  gilt,  scheint  mir  angesichts  der 
übereinstimmenden  Fassung  des  §  1432  („Ehegatten'')  zweifellos;  a.  A.  scbein* 
bar  Planck  zu  a.  15  N.  3  b. 
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geltende  Recht  über  die  Zulässigkeit  zu  entscheiden  haben 
(vgl.  §  309  mit  §  308 1  BGB).  Zweifellos  bleibt  für  den 
deutschen  Richter  ein  nach  Absatz  II2  rechtsgültig  geschlossener 
Ehevertrag  auch  dann  rechtsbeständig,  wenn  die  Voraus- 
setzungen für  seine  Zulässigkeit  später  wegfallen.^)  Nur  Ver- 
treter der  Wandelbarkeit  des  Güterstandes  können  dem  nicht 
beistimmen  (z.  B.  Schnell^  Ztsch,  VII  116.  Silber- 
Schmidt  a.  a.  0.  S.  102,  S.  184). 

b)  Was  ist  nun  der  Inhalt  der  unter  den  besprochenen 
Voraussetzungen  gewährten  Vertragsfreiheit?  Beschränkt  sich 
das  Gesetz  —  negativ  —  auf  die  Außerkraftsetzung  genereller 
Vertragsverbote  oder  gestattet  es  positiv,  einen  nach  dem  aus- 
ländischen Recht  unzulässigen,  nach  deutschem  Recht  zulässigen 
Vertragsinhalt?  Und  ist  letzteren  Falles  nur  das  deutsche 
Recht  maßgebend  oder  kommt  es  neben  dem  ausländischen 
wahlweise  zur  Geltung?  Mariolle  ^.  89  erklärt  ohne  weiteres 
die  deutschen  Gesetze  und  nur  diese  als  maßgebend  für  den 
zulässigen  Inhalt.^)  Anderseits  betrachten  es  z.  B.  Wieruszowski 
und  Staudinger  an  den  N.  9  ang.  Orten  ^)  als  selbstver- 
ständlich, daß  für  die  Beurteilung  des  zulässigen  Inhaltes  nicht 
da«  deutsche,  sondern  nur  das  für  den  Güterstand  maßgebliche 
Auslandsrecht  in  Frage  sei.  Mariolle  beruft  sich  auf  die 
entsprechende  Vorschrift  des  a.  200 II,  wo  nur  eine  nach  BGB 
zulässige,  aber  auch  jede  danach  zulässige  Regelung  für  wirksam 
erklärt  wird.  Vor  einer  solchen  Heranziehung  des  a.  200 II 
hat  schon  Edelmann  (a.  a.  0.  S.  313)  gewarnt^):  Die  gesetz- 
geberischen Erwägungen  für  die  räumlichen  und  die  zeitlichen 
Kollisionsnormen  seien  nicht  die  gleichen ;- der  a.  I5II2  mache 
eine  Ausnahme  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit,  der  a.  200 II 
im  Interesse  der  Rechtseinheit;  deshalb  fehle  in  a.  15  die  im 


1)  Planck  zu  a.  15  N.  3  b  Abs.  2.    Niemeyer  S.  145  ff. 

^  So  wohl  auch  Niemeyer  S.  146  ff.  (s.  oben  S.  205). 

^  Femer  Planck  zu  a.  15  K  5  a.  E.  Niedner  N.  5  f  a.  E.  (s.  oben 
S.  204  a.  E.). 

4)  Auch  Wieruszowski  II  §  3  N.  60  Ziff.  4  scheint  a.  200  II  als 
argument.  e  contrario  zu  zitieren;  wenigstens  deutet  darauf  die  Ver- 
weisung auf  Edelmann.    ^ 

Zeitachrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Recht.    XVII.  14 
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4  a-  200  getroffene  Einschränkung  bezüglich  des  Inhalts.    Trifft 

^j;  auch  diese  Motivierung  des  a.  15  IIa  nicht  ganz  zu,  so  ist  doch 

Ö  die  Unterscheidung  selbst  durchaus  richtig.    Aber  Edelmann 

l^j.  selbst  zieht  daraus  nur  den  Schluß  der  Unanwendbarkeit 

W  des    a.    200 II    auf    unsem    Fall,    soweit    er    eine    Ein- 

j*  schränkung  des  zulässigen   Inhaltes   enthält.      Hierin  ist 

ihm  sicher  beizustimmen ;  denn  wenn  auch  das  Einführungsgesetz 
nicht  durchweg  dieselbe  Sorgfalt  der  Wortfassung  wie  das  BGB 
aufweist,  so  ist   es   doch   kaum  denkbar,    daß  bei  zwei  ganz 
f|  parallelen,  im  übrigen  Wortlaut  sich  entsprechenden  Vorschriften 

i.i  ein  einschränkender  Zusatz,  bei  der  einen  sich  bei  der  andern 

|i  von  selbst  verstehen  sollte.    Das  ergeben  auch  die  Protokolle 

i^  der  II.  Kommission,  welche  beide  Vorschriften  in  das  Gesetz 

fi  brachte   (vgl.  Prot.  VI  S.  542  ff.   mit  S.  57  ff.);  erst  bei  der 

%  Verhandlung  über  die  Uebergangsbestimmung  a.  20011  wurde 

die  Beschränkung  auf  eine  nach  BGB  zulässigen  Regelung 
beantragt  und  ausführlich  beraten,  ohne  daß  eine  nachträgliche 
Einfügung  dieser  Beschränkung  in  a.  15  IIa  angeregt  worden 
wäre.  Es  ist  auch  kein  Grund  zu  sehen,  warum  die  Auf- 
hebung eines  ausländischen  Vertragsverbotes  nur  zugunsten  des 
4  deutschen  Rechts  verstanden  werden  dürfte.     Es  scheint  uns 

-^-  danach  zweifellos,  daß  z.  B.  französische  Ehegatten,  die  ihren 

£  Wohnsitz  in  Deutschland  haben,  ihren  gesetzlichen  Güterstand 

^1  in  die  Errungenschaftsgemeinschaft  des  Code  civil  verwandeln 

^l'  können. 

/!  Damit  ist  aber  noch  keineswegs  entschieden,   ob  auch  der 

i*  positiven  Seite  der  Bestimmung  des  a.  200 II,  wonach  ein 

/,  Güterstand   des  BGB   ohne  Rücksicht   auf   seine   Zulässigkeit 

j  nach  bisherigem  Recht  eingeführt  werden  kann,   für  unseren 

f  Fall  Geltung  versagt  werden  muß.    Die  Entstehungsgeschichte 

spricht  unzweideutig  dafür,  daß  man  lediglich  ein  prinzipielles 
Vertragsverbot  des  Auslandrechtes  aufheben,  für  den  zu- 
V  lässigen  Inhalt  aber  nur  dieses  Recht  maßgebend  sein  lassen 

'.'  wollte.     Denn  nach   Ausweis   der   angeführten   Stelle   in  den 

Protokollen  zu  a.  200 II  betrachtete  man  auch  dabei  die  Zu- 
lässigkeit eines  neurechtlichen  Vertrags  in  halt  es  nicht  ak 
selbstverständliche  Folge  der  Außerkraftsetzung  des  altrechtlichen 


^ 
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Vertragsverbotes;  und  so  lautete  auch  die  erste  Fassung 
unserer  Vorschrift:  „Ein  gesetzliches  Verbot  der 
Schließung  eines  Ehevertrages  wird  jedoch  un- 
wirksam" (Prot.  VI  S.  57),  entsprechend  auch  noch  E.  II 
§  2250:  „Das  Verbot,  einen  Ehevertrag  zu  schließen,  verliert 
jedoch  seine  Kraft,  wenn  die  Schließung  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  zulässig  ist,  in  welchem  der  Mann  die  Staats- 
angehörigkeit erwirbt."  Es  fragt  sich,  ob  man  dem  gegenüber 
sich  auf  den  Wortlaut  der  jetzigen  Fassung  stützen  darf,  der 
allerdings  auch  die  Unterstellung  des  Vertragsinhaltes  unter 
deutsches  Güterrecht  nicht  gerade  ausschließt.^)  Daß  eine  der- 
artige Auslegung  sehr  wünschenswert  ist,  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen.  Wendet  man  nämlich  a.  15 II2  nur  auf  das  Prinzip^ 
nicht  auch  auf  den  Inhalt  an,  so  ergeben  sich  zwar  da  keine 
Schwierigkeiten,  wo  das  ausländische  Vertragsverbot  sich  nur 
auf  die  Zeit  nach  der  Eheschließung  bezieht,  wie  es  ja  vielfach 
der  Fall  ist.'-^)  Es  läßt  sich  aber  schwer  erfinden,  welche  Be- 
deutung die  prinzipielle  Zulässigkeit  eines  Ehevertragsschlusses 
für  Ehegatten  haben  soll,  deren  nationales  Recht  nur  einen 
schlechthin  dem  zwingenden  Recht  angehörenden  Güterstand 
hat.  Eheleute  aus  Glarus  haben  z.  B.  ihren  Wohnsitz  im 
Deutschen  Reich.  Das  BGB  für  Glarus,  §§  152—160,  kennt 
nur  die  Güterverbindung  und  läßt  weder  vor  noch  nach  der 
Ehe  irgendwelche  Modifikationen,  insbesondere  auch  nicht  Vor- 
behaltskonstituierung zu.^)  Welchen  Inhalt  könnte  hier  ein  nach 

^)  a.  15  112:  „Die  Ehegatten  können  jedoch  einen  Ehevertrag  schUeßen^ 
auch  wenn  er  nach  diesen  Gesetzen  anzulässig  sein  würde";  wörtlich  ge- 
nommen heißt  das  nur:  „.  .  auch  wenn  der  in  concreto  geschlossene 
Ehevertrag  unzulässig  sein  würde''.  Sonst  müßte  es  streng  genommen  heißen: 
„.  .  auch  wenn  dies  nach  diesen  Gesetzen  unzulässig  isf. 

2)  Z.  B.:  Portugiesische  Ehegatten,  die  ihren  Wohnsitz  in  Deutschland 
haben,  können  nach  der  Auffassung  der  Protokolle  ihren  gesetzlichen  Güter- 
stand  in  die  Gütertrennung  des  Codigo  civil  Fortuguez,  a.  1101,  aa.  112ö  ff. 
verwandeln,  obwohl  dies  nach  portugiesischem  Recht  nur  vor  der  Ehe  zu- 
lässig (a.  1097);  aber  sie  können  nicht  die  deutsche  Gütertrennung  ver- 
einbaren, weil  nach  a.  1104  des  Codigo  civil  eine  Vereinbarung  dieses 
Inhaltes  schlechthin  unzulässig  ist. 

*)  Ebenso  z.  B.  üri  und  Unterwaiden  n.  d.  W.,  femer  alle  in  Note  7 
genannten  Schweizer  Kantone. 

14* 
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Ä.  I5II2  geschlossener  Ehevertrag  haben?  Er  muß  doch  eine 
Aenderung  des  Güterstandes  bewirken;  sonst  ist  es  eben  kein 
Ehevertrag.  Sollten  die  Ehegatten  vielleicht  nur  das  Recht 
haben,  den  gesetzlichen  Güterstand  ganz  zu  beseitigen?  Dann 
hätten  sie  eine  inhaltlich  weiter  gehende  Ehevertragsfreiheit 
nicht  nur  als  die  in  N.  18  erwähnten  portugiesischen  Eheleute, 
sondern  als  selbst  deutsche  Eheleute  sie  genießen.  Höchstens 
könnte  man  daran  denken,  daß  sie  solche  Rechtsgeschäfte  vor- 
nehmen können,  welche  unter  Nicht-Ehegatten  als  gewöhnliche 
obligatorische  und  sachenrechtliche  vorgenommen  werden  können, 
also  namentlich  Vermögensübertragungen,  welche  der  aus- 
ländische Güterstand  ausschließt,  nicht  aber  Verschiebungen 
innerhalb  güterrechtlicher  Vermögensmassen,  wie  Eingebrachtes 
und  Vorbehaltsgut,  allein  dies  trifft  nur  in  den  seltenen  Fällen 
ni  zu,   wo  solche  Rechtsgeschäfte  nach  dem  ausländischen  Güter- 

^y  stand  güterrechtliche  Natur  haben,  z.  B.  wo  Uebereignung  von 

>;^  Dotalsachen   an   den  Mann  verboten  ist,     In  den   Regelfällen 

>|  ist  die  in  a.   I5II2  eingeräumte  deutsche  Ehevertragsfreiheit 

1^1  wertlos,  wenn  ihr  nicht  ein  bestimmter  Inhalt  gegeben  wird. 

^i;  Sie  ist  an  sich  ein  unbeschriebenes  Blatt,  auf  das  erst  die  Er- 

>l  klärung  des  maßgebenden  Güterrechtes:  Diese  Normen  sind  an 

^\  sicli  dispositiv,  jene  sind  es  nicht  —  die  Schrift  setzt.    Erklärt 

f,:,  aber  dieses  Recht:  meine  Güterrechtsnormen  sind  ausschließlich 

't^  und  immer  zwingende  —  so  bleibt  das  Blatt  eben  unbeschrieben. 

>J'  —  Es  mag  dahingestellt  sein,  ob  sich  der  Gesetzgeber  dieser 

jy  Konsequenzen   bewußt   war.     Sie   drängen   u.  E.    dazu,    ohne 

1  Rücksicht  auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers  den  Wortlaut  des 

Gesetzes  zu  ihrer  Beseitigung  zu  benützen.     Wir  fassen  daher 
r  den  a.  I5II2  dahin  auf,   daß  neben  dem  nach  Auslandrecht 

{'.  zulässigen  Inhalt   auch   ein   nach  deutschem  Recht  zulässiger 

{  Gtiterstand  gewählt  werden  kann,   weil  beim  Versagen  des  an 

i  sich  zuständigen  Auslandrechtes  nur  das  deutsche  Recht  berufen 

:  <  sein  kann,    das  unbeschriebene  Blatt   des   Prinzips   der  Ehe- 

vertragsfreiheit mit  seinen   Normen    auszufüllen.^)      Man  muß 

'.  ^)  a.  200  II  bietet  hiergegen  nicht  notwendig  ein  arg,  e  cantr.,  da 

der  ausdrückliche  Zusatz:     „Eine  nach  den  Vorschriften   des  BGB  zul&ssige 
Regelung''  notwendig  ist,  weil  im  Nachsatz  nur  von  dem  Fall  des  Bestehens 
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sich  aber  dann  konsequenter  Weise  zu  der  Auffassung  bekennen, 
daß  a.  I5II2  auch  für  den  Fall,  daß  das  betr.  Auslandrecht 
kein  prinzipielles  Ehevertragsverbot  kennt,  solche  nach  deutschem 
Recht  zulässige  Vereinbarungen  gestattet,  welche  mit  zwingenden 
Normen  des  Auslandrechtes  in  Widerspruch  stehen,  z.  B.  Güter- 
trennung, während  das  Auslandrecht  eine  freie  Verfügung  der 
!Bhefrau  über  ihre  Paraphernen  schlechthin  verbietet.^)  Damit 
fällt  dann  von  selbst  die  Frage  analoger  Anwendung  des 
§  1433 II  BGB  zugunsten  deutschen  Rechtes  hinweg  (s.  oben 
S.  206  ff.).  Dagegen  findet  §  1433 1  keine  Anwendung,  wenn 
das  Auslandrecht  ein  solches  Verweisungsverbot  nicht  selbst 
enthält.2) 

2.  Es  entsteht  nun  die  weitere  Frage,  ob  wir  in  a.  I5II2 
eine  Ausnahmebestimmung  zugunsten  deutschen  Rechtes  oder 
den  Ausdruck  eines  allgemeingültigen  Prinzips  zu  erblicken 
haben  —  eine  der  bestrittensten  Fragen  aus  dem  Rechte  der 
räumlichen  Anwendung  der  Güterrechtsnormen.^)  Zunächst 
hängt  die  Beantwortung  natürlich  davon  ab,  ob  der  deutsche 
Richter  von  dem  Prinzip  des  Abs.  I  abweichende  Kollisions- 
normen  eines  Auslandstaates  berücksichtigen  darf.*)     Hierauf 


eines  prinzipiellen  Ehevertragsverbotes  die  Rede  sein  kann  (verb.  ,ein  Ehe- 
▼ertrag'  im  Gegensatz  za  „er"  in  a.  15112).  —  a.  16  spricht  nicht  gegen 
unsere  Auffassung,  da  er  durch  unsere  Auffassung  keineswegs  entbehrlich 
wird. 

^)  Diese  Konsequenz  zieht  anscheinend  nur  Hasler  S.  8d. 

^)  a.  A.  Mariolle  S.  89,  von  seinem  Standpunkt  mit  Recht.  Mit  dem 
Text  übereinstimmend,  aber  wohl  ausgehend  von  der  Auffassung,  daß  fOr  den 
Vertragsinhalt  nur  das  Auslandrecht  in  Betracht  komme:  Staudinger 
zu  a.  15  N.  Bl  Abs.  2.   Wieruszotcski  II  §  3  N.  60,4. 

3)  Z.  B.:  Französische  Ehegatten  verlegen  ihren  Wohnsitz  nach  Däne- 
mark, das  Eheverträge  nach  der  Eheschließung  unter  königlicher  Konfirmation 
zuläßt  (Qes.  vom  7.  4.  1899  Kap.  I);  erhalten  sie  nun  zu  einem  Ehevertrag 
diese  Konfirmation,  ist  dann  der  Vertrag  für  den  deutschen  Richter  gültig? 

*)  Legt  man  Kollisionsnormen  eines  Auslandstaates  Einfluß  auf  das 
Güterrecht  bei,  so  ist  die  Frage  der  Anwendbarkeit  des  a.  15  II  Halbs.  2 
überflüssig,  soweit  die  ausländische  Kollisionsnorm  den  Güterstand  mit  dem 
Wohnsitz  bezw.  der  Staatsangehörigkeit  wechseln  läßt  oder  eine  unserer 
Aasnahmevorschrift  entsprechende  Spezialbestimmung  enthält;  im  übrigen 
wohl  zu  verneinen.     Vgl.  Schnell  in  Ztsch.  VII  116. 


i 
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einzugehen  verbietet  sich  hier.  *  Wir  gehen  bei  unserer  Er- 
örterung lediglich  von  dem  Standpunkte  aus,  daß  für  das  eheliche 
Güterrecht  und  somit  für  die  Zulässigkeit  des  Ehevertrags  das 
Personalstatut  des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschließung 
fl  entscheidet  (s.  oben  S.  204).     Auf  diesem  Boden  stehen  sich 

drei  Meinungen  gegenüber: 

1.  Die  einen  glauben  in  a.  15II2  den  Ausdruck  eines 
allgemeinen  Prinzips  erblicken  zu  müssen,  das  dem 
Gesetzgeber  vorschwebt  und  das  er  nur  deshalb  auf  den  Fall 
der  Anwendung  deutschen  Rechtes  beschränkt  habe,  weil  er  im 
Vordersatz  nur  von  diesem  Fall  ausgegangen  sei ;  so  Niemeyer 
S.  145,^)  Mariolle  S.  87,  88,  Neumann  zu  a.  15  N.  Va, 
Barasetti  S.  77  (welcher  aber  versehentlich  nur  vom  Fall 
ausländischen  Wohnsitzes,  nicht  auch  vom  Wechsel  der  Staats- 
angehörigkeit spricht). 

2.  Andere  betrachten  die  Ausnahme  Vorschrift  als  lediglich 
im  Interesse  der  Billigkeit  und  zugunsten  der  inländischen 
Rechtsprinzipien  gegeben  ^)  und  daher  als  auf  diesen  Ausnahme- 
fall  zu  beschränken.      So,   im   wesentlichen   übereinstimmend, 

vi  Planck    zu    a.   15    N.  3b,    Staudinger    N.  B.   1    Abs.    3, 

;]  Wieruszowski  D.  §  3  N.   60  Ziff.   1,  Zitelmann  I  228 

r)  N.  1,  Kahn,  Dogm,  J,  43  S.  381  fg. 

p.-;  3.  Niedner  zu  a.  15  N.  V2  endlich  lehnt  einen  Analogie- 

:i  Schluß  ab,  unterscheidet  aber  zwischen   den  beiden  in  a.  1511 

^4  genannten  Voraussetzungen:   die   Ausnahme   für  den  Fall  des 

fif  Wechsels  der  Staatsangehörigkeit  sei  in  erster  Linie  aus  Röck- 

i1  sieht  auf  die  Billigkeit  im  Interesse  der  Ehegatten  geschaffen; 

•^;  sie  entspreche  einem  allgemeinen  internationalrechtlichen  Grund- 

■y  satz,   wonach  die  Fähigkeit  der  Eheleute  zum  Abschluß  von 

'[  Eheverträgen  nach  deren  Personalstatut  zur  Zeit  des  Vertrags- 

^)  Nietneyers  Stellung  ist  nicht  ganz  klar;  er  will   die  Aasnahme 
V  des  a.  Id  H2   „nicht  als  Exklasivsatz,  sondern  als  Ansdmck  eines  Prinzips' 

5  behandeln,  , welches  analog  auch  in  andern  Fällen  Anwendung  zu  finden  hat'. 

\4  verweist  aber   dann  auf  Niedner,  woraus   Planck  schließt,   daß  er  die 

analoge   Anwendung  von  a.  15  II2    nur  in  der    von  Niedner  (s.  im  Text 
unter  3)  gebilligten  Ausdehnung  zulassen  will. 
>  2j  Edelmann  S.  313:   ^im  Interesse  der  inländischen  Verkehrssicher- 

heit"?    Das  trifft  nur  einen  Fall. 


it 


Der  räumliche  Geltungsbereich  der  Rechtss&tze  üb.  d.  Ehevertrag.     215 

abschlusses  zu  beurteilen  sei.  Dieser  Grundsatz  müsse  auch 
nach  dem  EG  Anwendung  finden.  Die  Ausnahme  für  den  Fall 
des  Wohnsitzes  der  Ausländer  in  Deutschland  aber  recht- 
fertige sich  im  Interesse  nicht  der  Eheleute,  sondern  der 
inländischen  Gläubiger;  sie  sei  „offenbar"  aus  gleichen  Er- 
wägungen geschaffen  wie  die  Ausnahme  des  folgenden  a.  16, 
und  stelle  einen  Anwendungsfall  des  a.  30  dar  zugunsten  des 
Anwendungsbereiches  lediglich  des  inländischen  Rechts;  daher 
sei  sie  auf  den  Fall  gleich  gelagerter  Beziehungen  im  Ausland 
unanwendbar.  ^) 

Um  mit  der  letzteren  Ansicht  zu  beginnen,  so  ist  hiergegen 
vor  allem  einzuwenden,  daß,  wie  oben  S.  203  ausführlich  dar- 
gelegt ist,  ein  Zusammenhang  der  Ehevertragsfreiheit  mit 
persönlichen  Beziehungen  der  Ehegatten,  also  auch  mit  dem 
jeweiligen  Personalstatut,  nicht  besteht.  Warum  Billigkeits- 
erwägungen zugunsten  der  Ehegatten  nur  im  ersten  Falle  maß- 
gebend gewesen  sein  sollten,  ist  nicht  abzusehen,  im  Gegenteil 
wird  es  gerade  für  Ausländer  im  Inlande  viel  wichtiger  sein, 
sich  dem  deutschen  Güterrecht  anpassen  zu  können,  als  dem 
Ausländer,  der  z.  B.  durch  Anstellung  im  auswärtigen  Dienst 
des  Reiches  deutsche  Staatsangehörigkeit  erwirbt.  Vollends 
abzuweisen  ist  die  Motivierung  des  2.  Ausnahmefalles  „lediglich" 
mit  der  Rücksicht  auf  die  inländischen  Gläubiger,  und  der 
Vergleich  mit  a.  16;  denn  erstens  sind  die  inländischen 
Gläubiger  eben  durch  diesen  a.  16  schon  soweit  geschützt,  als 
es  auf  Grund  der  Normen  des  BGB  überhaupt  möglich  ist, 
und  zweitens  können  ja  die  Eheleute  auf  Grund  des  a.  15II2 
auch  einen  nach  ihrem  Heimatrecht  zulässigen,  außerdeutschen 
Güterstand  wählen.-) 


1)  Aehnlich  wohl  auch  Silberschmidt,  S.  104:  a.  15  II2  werde  als 
Ansnahme  , nicht  schlechthin"  auf  Ausländer  im  Ausland  angewendet  werden 
können,  während  S.  102  die  Ausnahme  für  den  Fall  des  Wechsels  der  S  t  a  a  t  s- 
an  gehörigkeit  auf  die  v.  Bar'sche  Theorie  (s.  oben  S.  203  A.  1)  zurück- 
geführt wird.  —  Vgl.  dagegen  auch  Schnell ,  Ztsch.  VII  116. 

2)  Das  ist  ja  auch  Niedners  Ansicht,  s.  oben  S.  209  N.  3.  —  Nicht 
für  durchschlagend  halte  ich  die  Bedenken  von  Planck  gegen  eine  Unter- 
scheidung der  zwei  in  Frage  kommenden  Fälle,   da  der  E.  II,  der  eine  voll- 
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Ehefrau  fär  beschränkt  geschäftsfähig  und  zu  Verträgen  mit 
dem  Mann  der  Zustimmung  eines  besonderen  Vormunds  für 
bedürftig  erklärt. 

Dagegen  ist  es  fraglich,  welches  Recht  darüber  entscheidet, 
ob  die  an  sich  geschäftsfähige  Ehefrau  zu  Verträgen  mit  dem 
Ehemann  überhaupt  oder  speziell  zu  Eheverträgen  eines  ad  hoc 
zu  bestellenden  Vormundes  bedarf.  Hasler  S.  79  erklärt 
hierfür  das  für  die  persönlichen  Beziehungen  der  Ehegatten 
maßgebende  Statut  (a.  14  EG)  für  zuständig,  weil  eine  solche 
Vorschrift  „mit  Rücksicht  auf  die  Reinheit  des  ehelichen  Ver- 
hältnisses^ erlassen  sei.  U.  E.  aber  kommt  hierfür  das  nach 
a.  15  zuständige  Recht  in  Betracht,  wenn  es  sich  um  eine 
rein  güterrechtliche,  also  nur  auf  Eheverträge  bezügliche  Be- 
stimmung handelt;  denn  dies  ist  dann  eine  Beschränkung  der 
Geschäftsfähigkeit  „in  bezug  auf  den  Güterstand'',  die  sich  im 
Gegensatz  zur  Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit  „infolge 
der  Ehe'*  nach  Grundsätzen  des  maßgebenden  Güterrechts 
richtet.^)  Ist  dies  aber  nicht  der  Fall,  dann  liegt  eben  wieder 
eine  —  wenn  auch  nur  partielle  —  Beschränkung  der  Geschäfts- 
fähigkeit vor,  die  nach  a.  7  zu  beurteilen  ist.  Ueberhaupt 
keine  auf  die  Geschäftsfähigkeit  bezügliche  Norm  ist  es,  wenn 
ein  Güterrecht,  wie  z.  B.  BGB  §§  1437,  1508,  den  Abschluß 
durch  gesetzliche  Vertreter  verbietet  oder  schlechthin  persön- 
lichen Abschluß  erfordert ;  es  handelt  sich  hier  auch  nicht  etwa 
um  eine  Formvorschrift,^)  sondern  um  eine  nach  a.  15  zu  be- 
urteilende materielle  Beschränkung  der  Ehevertragsfreiheit. 
Dasselbe  ist  anzunehmen  von  Bestimmungen,  welche  die  Fähig- 
keit zur  Abschließung  eines  Ehevertrags  von  der  Zustimmung 
Dritter  abhängig  machen,  z.  B.  der  Kinder  aus  erster  Ehe  des 
parens  binibus\^)  möglich  ist  hier  aber  auch,  daß  die  Zu- 
ziehung Dritter  ihre  ursprüngliche  Bedeutung  verloren  und  den 
Charakter  eines  Solennitätszeugnisses  angenommnn  hat,  so  daß 
a.  11  Platz  greift. 


1)  Vgl.  a.  200  EG  und  Niedner  zu  a.  15  N.  4b.    Staudinger  N.  E. 
Planck  N.  2a. 

2)  Zitelmann  II  1.  S.  156.   Niemeyer  S.  112. 
^)  Vgl.  Schweizer  Entwurf  a.  115  IL 
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n.  Nach  a.  11  bestimmt  das  für  den  Inhalt  des  Ehevertrags 
maßgebende  Eecht  auch  die  Form,  wahlweise  kommt  daneben 
die  lex  loci  acttis  in  Betracht.  In  der  II.  Kommission 
(Prot.  VI  S.  60,  73,  80  ff.)  war  der  Gedanke  geäußert  worden, 
es  könnte  §  1434  zu  der  Auffassung  ffihren,  daß  eine  geringere 
Formerfordemisse  aufstellende  lex  loci  actus  für  deutschrecht- 
liche Eheverträge  als  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes 
verstoßend  (a.  30  EG)  nicht  zur  Anwendung  kommen  dürfe. 
Die  Aufnahme  einer  dem  vorbeugenden  Spezialvorschrift  wurde 
anfänglich  abgelehnt,  „da  der  Schluß  aus  der  erschwerten  Form 
der  Eheverträge  auf  den  zwingenden  Charakter  dieser  Vor- 
schrift (d.  h.  natürlich  „zwingend**  auch  gegenüber  dem  Aus- 
landrecht) kein  notwendiger  sei** ;  später  wurde  dann  doch  ein 
ausdrücklicher  Zusatz  angenommen,^)  der  aber  vom  Bundesrat 
wieder  fallen  gelassen  wurde;  ob  aus  Gründen  der  Selbst- 
verständlichkeit, ist  nicht  sicher  festzustellen,  dürfte  aber  wohl 
anzunehmen  sein.  Jedenfalls  ist  das  Gegenteil  im  Gesetz  nicht 
ausgesprochen,  und  sachlich  ist  den  Protokollen  durchaus  bei- 
zustimmen: denn  jede  deutsche  Formvorschrift  verfolgt  be- 
stimmte Zwecke,  die  meisten  davon  auch  den  Zweck  des 
Schutzes  unerfahrener  Kontrahenten  und  einer  gewissen  Publi- 
zität. Wollte  man  deshalb  eine  jede  mindere  Erfordernisse 
aufstellende  Formvorschrift  der  lex  loci  actus  als  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstoßend  betrachten,  so  hätte 
a.   11 12  EG  wenig  Wert.^) 

Was  zu  den  Formvoraussetzungen  des  Ehevertrags  gehört, 
ist   für   das   deutsche   Recht  ja  wohl  zweifellos  festzustellen. 


^)  „Ein  Deutscher  kann  einen  Ehevertrag  im  Ausland  auch  in  der  Form 
schließen,  welche  dem  am  Ort  der  Yertragschließung  geltenden  Gesetze 
entspricht". 

^)  Für  die  Unanwendharkeit  des  a.  11 1 2  EG  auf  den  Ehevertrag: 
Barazetti  S.  77  N.  25.  Silberschmidt,  Ztsch.  III  139,  VIII  104.  Der 
Ansicht  des  Textes:  Planck  zu  a.  15  N.  2  Abs.  1.  Staudinger  N.  B  a.  E. 
Xiedner  N.  4a  (der  die  Anwendung  von  a.  30  auf  a.  11  durch  Abs.  II 
des  a.  11  und  a.  13  III  erschöpfend  geregelt  sieht,  zu  a.  11  N.  7).  Wierus- 
zotoski  II  §  3  N.  60  Ziff.  3.  Niemeyer  S.  147.  Vgl.  auch  Zitelmann 
II  151:  „Wenn  solche  Ausnahmen  nicht  besonders  angeordnet  sind,  muß  die 
Regel  (loc.  reg.  act.J  vollständig  gelten". 
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wird  aber  bei  Auslandrechten  oft  schwer  zu  entscheiden  seiD.'- 
Daß  die  Eintragung  ins  Güterrechtsregister  kein  Fonnerfordernij^ 
für  den  Ehevertrag  ist,  wurde  schon  früher  betont,  und  ergibt 
sich  für  das  internationale  Privatrecht  aus  der  Sondervorschrift 
des  a.  16.    Wo  im  Ausland  ähnliche  Einrichtungen   bestehen, 
gilt  von  ihnen  dasselbe.^)     Der  Begriff  der   „Form'*    ist  über- 
haupt strikte  zu  interpretieren  {Niemeyer  S.  112);   Form  kt 
eben  nur  diejenige  Art  und  Weise,  in  der  die  Erklärung  der 
Parteien    abgegeben    werden    muß.      Diese    Erklärung    muii 
möglicherweise   an   Amtspersonen   abgegeben   und   von   diesen 
protokolliert  werden,  sie  muß  vielleicht  an  die  Oeffentlichkeit 
erfolgen,  wozu  die  Parteien  sich  dann  besonderer  Organe  zu 
bedienen  haben.     Sobald  aber  die  Amtspersonen    nach    ihrem 
Ermessen  die  Protokollierung  verweigern  und  so  den  Eintritt 
des  gewünschten  Rechtserfolges  verhindern  können,    ist  nicht 
mehr  eine  Form  der  Erklärung  in  Frage;  so  ist  z.  B.  die  in 
Dänemark  erforderliche  „Konfirmation"  durch  den  Lande^herrn 
keine  Form.     Ebenso  ist  es  mit  Zeugen,   die  ein  Recht  ziir 
Verweigerung  der  Mitwirkung  haben  und  dadurch  die  Wirk- 
samkeit des  Vertrages  hindern  können.    —    Auf    Einzelheiten 
einzugehen,  müssen   wir  uns  hier  leider  versagen,  da  es  sich 
um   grundlegende   Fragen,   nicht   um   Spezialfragen    des   Eht*- 
vertragsrechtes  handelt. 

III.  Die  räumliche  Geltung  unseres  güterrechtlichen 
Verläßlichkeitsschutzes  ist  durch  die  einseitige  KollisioD>- 
norm  des  a.  16  besonders  geregelt.^)  Voraussetzung  der  An- 
wendung des  deutschen  Verläßlichkeitsschutzes  auf  Eheverträge 
ausländischen  Rechtes*)  ist  darnach,  daß  Ehegatten,  für  die  nach 

^)  Vgl.  V.  Bar  I  H49.  Niemeyer  S.  111  ff.  Zitelmann  II  lä:^5 
Mot.  1  187  Abs.  1. 

2)  Solche  bestehen  nach  Leske-Loewenfeld  IV  249  in  den  Med«^: 
landen.  Zweifelhafter  scheint  mir  die  Frage  bei  der  dänisch- norwegisf t^- 
„dlngläsung" ;  vgl.  Leske-Loewenfeld  II  860 ff.,  IV  443. 

^)  Der  uns  allein  interessierende  Absatz  I  findet  sich  inhaltlich  schon 
in  E.  1.  §  12. 

*)  Für  die  unter  deutschem  Recht  stehenden  Eheverträge  gilt  §  1^ '" 
ja  ohne  Rücksicht  auf  Wolinsitz  im  Ausland  (s.  oben  S.  342  N.  66.':  St'i^- 
dinger  zu  a.  16  N.  2.  Niedner  N.  2.  Wieruszotoski  II  S.  37  X  e. 
—  a.  A.  Mariolle  S.  105  a.  E. 
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a.    15  II  ausländisches  Güterrecht  maßgebend  ist,  ihren  Wohn- 
sitz   im   Inland   haben.     Die    Voraussetzung   des  inländischen 
Wohnsitzes  muß  für  beide  Ehegatten  gegeben  sein.^)    Der  bloße 
Aufenthalt  im  Inland  genügt  gegenüber  dem  klaren  Wortlaut 
des  Gesetzes  nicht.^)    Ist  die  Voraussetzung  gegeben,  so  ist  die 
Wirksamkeit  eines  Ehevertrags  —  mag  er  vor  Eintritt  dieser 
Voraussetzungen  oder  während  ihres  Bestehens  geschlossen  sein 
—    durch  die  Vorschriften  des  §  1435  beschränkt,  und  zwar 
eventuell     auch    gegenüber    dem    bis    zum    Ehevertragsschluß 
geltenden  ausländischen  Güterstand,  sofern  dieser  nämlich  ins 
G.-R.-R.  eingetragen  ist.     Die  durch  a.  16  für  Dritte  gewährte 
Vergünstigung   kommt  selbstverständlich   sowohl   in-   als  aus- 
ländischen Dritten  zu  gute,  beschränkt  sich  aber  ebenso  selbst- 
verständlich auf  solche  Dritte,   welche  während  des  Bestehens 
des  inländischen  Wohnsitzes  der  Ehegatten  in  ein  Rechtsgeschäft 
bezw.  einen  Rechtsstreit  mit  einem  Ehegatten  eingetreten  sind.^) 
Waren  aber  für  den  Dritten  im  kritischen  Moment  (Vornahme 
des  Rechtsgeschäftes   bezw.  Eintritt  der  Rechtshängigkeit)  die 
Voraussetzungen    des    Verläßlichkeitsschutzes    in    privat-    und 
privatinternationalrechtlicher   Hinsicht   gegeben,    so  kann  ihm 
das  Recht  der  Berufung  auf  §  1435  durch  Verlegung  des  Ehe- 
domizils  ins  Ausland  nicht  mehr  genommen  werden. 

Bestritten  ist,  ob  a.  16  auf  den  Fall  auszudehnen  ist,  daß 
die  unter  ausländischem  Güterrecht  lebenden  Ehegatten  ihren 
Wohnsitz  in  einem  dritten  Staate  haben,  dessen  Recht  ähnliche 
Schutznormen  kennt  wie  BGB  §  1435.  Vorauszuschicken  ist, 
daß  wo  die  Schutznorm  in  Gestalt  einer  Formvorschrift,  deren 
Nichtbeachtung  nur  Unwirksamkeit  gegen  Dritte  zur  Folge 
hat,  auftritt,  das  nach  a.  11  zuständige  Recht  entscheidend  ist; 
wenn  das  für  den  Güterstand  maßgebende  Recht  und  die  lex 
loci  actus  auseinanderfallen,  so  hat  die  Formlosigkeit  des  Ehe- 
vertrags, falls  auch  nur  eines  der  beiden  Rechte  die  Form- 
verletzung niclit  mit  Nichtigkeit,  sondern  nur  mit  nach  außen 


1)  vgl.  aber  oben  S.  208. 

2)  Wieruszowski  II  S.  38  N.  64  cum  cit.  gegen  Barazetti  S.  82, 
der  sich  auf  a.  30  stützt. 

3j   Wieruszou)8ki  II  38.    Kahn  S.  372. 
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beschränkter  Wirksamkeit  ahndet,  nur  die  von  dem  materiell 
milderen  Recht  vorgeschriebene  Folge.^)  Wo  es  sich  aber 
wirklich  wie  in  §  1435  um  eine  materielle  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit  zugunsten  Dritter  handelt,  da  kann  nur  das 
für  die  Zulässigkeit  des  Ehevertrags  prinzipiell  maßgebende 
Statut  in  Betracht  kommen.  Denn  es  geht  nicht  an,  mit 
Neumann  (zu  a.  16  N.  3)  aus  a.  16  ein  allgemeines  Prinzip 
abzuleiten,  daß  die  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit  am 
Wohnsitz  geltenden  Normen  dem  sonst  maßgebenden  Güterrecht 
vorgehen.^)  Dagegen  spricht  schon  der  Umstand,  daß  schon 
vor  der  Revision  durch  den  Bundesrat  an  dieser  Stelle  nur 
eine  einseitige  Kollisionsnorm  stand ;  der  beste  Beweis,  daß  die 
Ausnahme  nur  zugunsten  der  inländischen  Verkehrssicherheit 
gegeben  wurde.  Gerade  die  vorhin  festgestellte  Tatsache,  daß 
ein  durch  Formvorschrift  gewährter  Schutz  —  und  die5  kt 
weitaus  die  vorherrschende  Gestaltung  der  Schutzidee  —  der 
Regel  des  a.  11  unterstellt  ist,  läßt  es  als  rein  zufällig  er- 
scheinen, Gläubiger  im  Ausland  wohnender  Ehegatten  eines 
dritten  Staates  dann  zu  bevorzugen,  wenn  dieser  Staat  für  die 
Sicherheit  seines  Inlandverkehres  materielle  Schranken  der 
\4'  Ehevertragsfreiheit   aufrichtet.**)     Es    scheint   uns   auch   nicht 

zulässig,  es,  wie  Wieruseowski  II  38  Note  64  will,*)  darauf 
:i  ankommen  zu  lassen,  ob  der  ausländische  Wohnsitzstaat  nicht 

;l  nur  eine  dem  §  1435,  sondern  auch  eine  dem  a.  16  entsprechende 

p?jj  Norm    aufstellt;    eine    derartige    Berücksichtigung    spezieller 

^;.  Kollisionsnormen  des  Auslandes  ist  nicht  angängig. 

/?  Die  Zerstörung  des  durch  a.  16  gewährten  Verläßlichkeit^- 

Li  Schutzes  kann  durch  die  Ehegatten  in  derselben  Weise  herbei- 

?5  geführt  werden,   wie  im  Falle  unmittelbarer  Anwendung  des 

>>•  

•  2  h  Vgl.  Zitelmann  II  160  unter  2a  und  b. 

;'••  2j  Aehnlich  Barazetti  S.  82. 

".  3)  üebereinstimmend :  Planck  zu  a.  16  N.  1.   Niedner  N.  2.   Stau- 

\\  dinger  ^.lll.   Niemeyer  S.  IbO.   Mariolle  S.  106.   Silberschmidt 

f^  S.  103  ff.  —  Ob  es  sich  aber  wirklich,  wie  die  meisten  annehmen,  nur  om 

einen  Anwendungsfall  des  a.  30  handelt,  scheint  uns  nicht  zweifellos;  jeden- 
falls ist  eine  über  a.  16  hinausgehende  Anwendung  des  a.  30  durch  a.  16 
''■  j  selbst  ausgeschlossen. 

*)  Kahn  S.  369  läßt  für  den  anzuführenden  Fall  die  Frage  offen. 
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§  1435.  Soweit  der  Gfiterstand  durch  Bezugnahme  auf  ein 
ausländisches  Gesetz  geregelt  ist,  muß  man  wohl  annehmen, 
daß  die  genaue  Bezeichnung  des  Gfiterstandes  und  des  be- 
treffenden Gesetzes  im  G.-R.-R.  genügt;^)  nur  unsere  Vor- 
schriften über  Eintragung  von  Yorbehaltsgut  lassen  sich  vielleicht 
entsprechend  anwenden. 


1)  So  auch  Planck  zu  a.  16  N.  3  Abs.  2. 


Rechtliche  Stellung  der  unehelichen  Kinder  nach 
russischem  und  italienischem  Recht. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  A.  Bromberg  in  Hamburg. 

Die  Kaiserliche  Kommission  für  den  Entwurf  eines  neuen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  in  St.  Petersburg  hatte  das  ^Projekt 
des  Familienrechts''  schon  im  Jahre  1902  fertiggestellt  und 
publiziert.  Indes  erforderte  das  geltende  Recht  betreffs  der 
reclitlichen  Stellung  der  unehelichen  Kinder  so  gebieterisch 
eine  Reform,  daß  von  der  Fertigstellung  und  Einführung  des 
geplanten  neuen  Bürgerficlien  Gesetzbuches  eine  voraussichtlich 
nur  provisorische  Aenderung  dieser  Materie  nicht  abhängig 
gemacht  worden  ist.  Eine  Revision  derselben  erfolgte  daher 
schon  früher  und  erhielt  durch  Promulgation  vom  3.  6.  02 
Gesetzeskraft.  Die  neuen  Bestimmungen,  welche  in  den 
Rahmen  des  bisher  geltenden  bürgerlichen  Rechtes  (Band  X 
1 .  Teil)  aufgenommen  worden  sind,  ruhen  auf  moderner  Grund- 
lage; sie  bilden  trotz  aller  Lücken  und  Mängel  einen  Fort- 
schritt und  schließen  sich  in  einigen  wesentlichen  Beziehungen 
den  rechtlichen  Gesichtspunkten  unseres  deutschen  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  an. 

Das  italienische  Recht  steht  prinzipiell,  wenn  auch  mit 
einigen  Abweichungen,  auf  dem  Boden  des  französischen  Rechts, 
verbietet  also  die  Ermittelung  der  Vaterschaft.  Allein  seit 
Einführung  des  jetzt  herrschenden  cod,  civile  in  Italien,  d.  i. 
dem  1.  1.  1866  haben  die  in  Wissenschaft  und  Praxis  ge- 
sammelten Erfalirungen  auf  diesem  Gebiete  eine  Tendenz  ge- 
zeitigt, welche  die  Aufhebung  jenes  Verbots  verlangt,  und  eine 
Reform  anstreben,  die  den  endlichen  Sieg  über  das  Verbot  der 
Ermittelung  innerhalb  gewisser  Grenzen  nicht  zweifelhaft 
■erscheinen    läßt.      Freilich   sind    bis    jetzt   alle    einschlägigen 
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ministeriellen  und  parlamentarischen  Gesetzentwürfe  ad  acta 
gelegt  worden.  .Das  Gesetz  vom  1.  1.  1866  steht  daher  heute 
wie  vor  40  Jahren  in  Kraft  und  Gültigkeit. 

In  dem  russischen  Gesetz  vom  3.  6.  02  und  dem  italienischen 
codice  civüe  treten  die  beiden  einander  entgegenstehenden 
Grundsätze  „der  Zulassung  der  Vaterschaftsklage  bezw.  des 
Verbots  der  Ermittelung  der  Vaterschaft"  einander  dergestalt 
gegenüber,  daß  eine  Zusammenstellung  resp.  Vergleichung  jener 
Bestimmungen  insbesondere  unter  Berücksichtigung  des  Deutschen 
BGB  die  Richtigkeit  des  in  letzterem  eingenommenen  prinzipiellen 
Standpunktes  klar  ergibt.  Dem  BGB  aber  nähert  sich  das 
revidierte  russische  Gesetz,  das  mithin  einen  Fortschritt  in 
dieser  Materie  gegenüber  dem  italienischen  codice  civile  bedeutet. 


In  dem  bis  zum  3.  6.  02  in  Rußland  geltenden  bürgerlichen 
Recht  trägt  freilich  der  zweite  Abschnitt  des  ersten  Teiles 
des  X.  Buches  die  Ueberschrif t :  „Von  den  unelielichen  Kindern". 
Abgesehen  aber  von  einer  Begriffsdefinition  und  einigen  Normen 
über  Legitimation  unehelicher  Kinder  enthält  dieser  Abschnitt 
nur  eine  generelle  Bestimmung  §  136: 

„Uneheliche  Kinder  haben,  sollten  sie  auch  von  denen,  die 
sich  ihre  Eltern  nennen,  erzogen  sein,  kein  Recht  auf  den 
Familiennamen  des  Vaters  und  nach  dessen  oder  ihrer  Mutter 
Tode  auf  das  gesetzliche  Erbrecht  in  das  Vermögen." 

Der  possesso  di  stato  sollte  also  illegitimen  Kindern  kein 
Recht  auf  den  Familiennamen  des  Vaters,  noch  ein  Erbrecht 
gegenüber  den  Eltern  gewähren.  Die  uneheliche  Mutter  bezw. 
deren  Kind  waren  rechtlos,  falls  erstere  nicht  den  Schutz  des 
jetzt  aufgehobenen  §  994  StGB  anrief.^) 


1)  §  994  StQB  lautet:  Bei  gesetzwidrigem  auf  wechselseitiger  Ueber- 
einstimmnng  beruhendem  Zasammenleben  eines  unverehelichten  mit  einer 
Unverehelichten  unterliegen  die  Schuldigen,  wenn  Christen,  der  Kirchenbuße 
gem&ß  Anordnung  ihrer  geistlichen  Obrigkeit.  Aber  wenn  infolge  eines 
solchen  lasterhaften  Lebenswandels  ein  Kind  geboren  würde,  dann  ist  der 
Vater  verpflichtet,  seinen  Verhältnissen  gemäß  in  angemessener  Weise  für 
das  Kind  und  die  Mutter  zu  sorgen. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  n.  ÖffenU.  Recht.    XVII.  lö 
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Das  Strafgesetz  ließ  dem  Gericht  volle  Beweisfreiheit  be- 
züglich der  Vaterschaft,  hatte  auch  die  an  sich  vorgesehenen 
Alimentationsansprüche  „nach  Beginn,  Ende  und  Maß"  voll- 
ständig unbestimmt  gelassen,  indem  alles  der  richterlichen 
Feststellung  anheimgestellt  wurde. 

Vom  Art.  994  blieb  infolge  Aufhebung  §  136  des  bürger- 
lichen Rechts  und  Einführung  der  neuen  Bestimmungen  über 
die  Alimentationsklagen  (ZPO)  nur  die  Kirchenbuße  übrig, 
wegen  unerlaubten  Beischlafs  einer  Unverehelichten  mit  einem 
Unverehelichten,  die  nach  §  1002  StPO  vor  das  geistliche 
Gericht  gehört,  da  Vergehen  und  Delikte,  die  einer  Kircben- 
buße  unterliegen,  zur  Kompetenz  der  geistlichen  Gerichte  gehören. 

Auch  das  neue  Gesetz  vom  3.  6.  02  enthält  keine  Beweis- 
regeln, steht  also  nach  dieser  Richtung  auf  denselben  Stand- 
punkt, wie  das  Strafgesetz  §  994.  Durch  das  neue  Gesetz 
scheidet  aber  die  Fürsorge  usw.  für  das  illegitime  Kind  aas 
dem  Strafreclit  aus  und  geht  auf  das  bürgerliche  Recht  über. 

Während  §  1591  BGB  die  Voraussetzungen  der  Ehelichkeit 
definiert,  erklärt  das  neue  russische  Gesetz  im  §  132  für 
unehelich  solche  Kinder,  die  geboren  worden  sind: 

1.  von  einer  Unverheirateten, 

2.  im  Ehebruch, 

3.  nach  dem  Tode  des  Mannes  der  Mutter  oder  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  durch  Scheidung  oder  Ungültigkeitserklärung 
der  Ehe,  wenn  seit  dem  Todestage  des  Mannes  der  Mutter 
oder  der  Auflösung  der  Ehe  oder  der  Ungültigkeitserklärung 
derselben  bis  zur  Geburt  des  Kindes  mehr  als  306  Tage  ver- 
flossen sind  (§  132). 

An  anderer  Stelle  (§  134)  werden  auch  die  im  Falle  der 
Scheidung  wegen  Impotenz  in  der  betreffenden  Ehe  geborenen 
Kinder  für  illegitim  erklärt,  während  im  Ehebruch  der  Mutter 
erzeugte  Kinder  als  gesetzlich  gelten,  wenn  deren  Geburt  vor 
der  Scheidung  dem  Manne  nicht  unbekannt  war  und  sonstige 
Beweismittel  nicht  vorliegen. 

Diese  und  die  folgenden  Einzelbestimmungen  über  uneheliche 
Kinder  beziehen  sich,  nach  den  russischen  Kommentatoren  an! 
die  „gesamte"  Bevölkerung  Rußlands. 
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Der  Mutter  des  außerehelichen  Kindes  steht  die  elterliche 
(iewalt  über  dasselbe  zu  (vergl.  dagegen  §  1707  und  §  1778 
Abs.  3  BGB).  Das  außereheliche  Kind  erhält  als  Namen  den 
Taufnamen  des  Vaters  und  falls  sich  aus  dem  Geburtsattest  der 
Taufnarae  des  Vaters  nicht  ergibt,  den  des  Taufzeugen  (§  132). 
Es  kann  indes  auch  den  Familiennamen  der  Mutter  mit  deren 
und  ihres  Vaters  Konsens  erhalten,  falls  der  Großvater  des 
Kindes  (mütterlicherseits)  noch  am  Leben  ist.  Nach  der  Inter- 
pretation dieser  Vorschrift  bedarf  es  aber  einer  Zustimmung 
des  Vaters  auch  bei  dessen  Lebzeiten  nicht,  im  Falle  fort- 
gesetzter Geistesstörung  oder  dauernder  Abwesenheit  desselben 
(vergl.  §  1706  BGB).  Nach  G essen  (Prawo)  wird  es  nach 
dem  heutigen  Kulturzustand  des  russischen  Volkes  schwerlich 
häufig  möglich  sein,  den  väterlichen  Konsens  zur  üebertragung 
des  Familiennamens  zu  erlangen. 

Der  Vater  haftet  erst  in  zweiter  Linie  und  zwar  bis  zur 
Volljährigkeit  des  außerehelichen  Kindes  für  Alimente,  die 
nach  den  Verhältnissen  der  Mutter  zu  berechnen  sind;  wegen 
verfallener  Alimente  nur  ein  Jahr  seit  der  Verauslagung.  Der 
Vater  haftet  hier  also  im  Gegensatz  zum  BGB  nur  subsidiär, 
nach  der  Mutter  und  eventuell  dem  Kinde.  Demnach  ist  der 
Vater  dann  von  jeder  Verbindlichkeit  befreit,  wenn  Stellung 
und  Mittel  der  Mutter  bezw.  des  Kindes  genügen,  dasselbe  dem 
mütterlichen  Stande  gemäß  zu  erziehen. 

Alimente  können  sich  freilich  nach  Sachlage  (s.  §  132  VIII) 
erhöhen  oder  vermindern.  Aber  Aenderungen  im  Leben  der 
Mutter  kommen  schwerlich  in  Betracht,  da  die  Alimentation 
sich  nach  der  Zeit  des  Konkubinats  und  der  Geburt  des  Kindes 
richten  soll. 

Die  in  Betracht  kommenden  Aenderungen  sind  im  wesentlichen : 

„Verbesserung  der  Vermögensverhältnisse  des  Vaters,  das 
zunehmende  Alter  des  Kindes,  Krankheit  resp.  Genesung 
desselben,  Verlust  der  Arbeit  für  die  Mutter  und  Minderung 
ihres  Vermögens." 

Auch  fällt  die  Alimentationspflicht  (nach  132  V)  vor  der 
Volljährigkeit  (21.  Lebensjahr)  fort,  im  Falle  des  Eheabschlusses 
der  illegitimen  Tochter  oder  falls  das  Kind  durch  eigene  Arbeit 

16* 
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sich  ernähren  kann.  Dagegen  entsteht  (nach  §  132  VI)  eine 
Verpflichtung  des  außerehelichen  Vaters  auch  für  die  Mutter 
des  Kindes  zu  sorgen,  falls  dieses  infolge  der  mütterUchen 
Wartung  und  Pflege  seine  Mutter  behindert,  sich  selbst  den 
Lebensunterhalt  zu  gewinnen.  Sobald  also  die  Mutter  durch 
die  Pflege  des  Kindes  völlig  in  Anspruch  genommen  wird,  ^i 
daß  sie  sich  ihren  Unterhalt  nicht  verdienen  kann,  muß  der 
Vater  für  die  außereheliche  Mutter  sorgen;  alsdann  kommeD 
aber  andere  Umstände  nicht  in  Betracht,  mithin  weder  die 
Verraögensverhältnisse  der  Mutter  noch  die  des  Kindes. 

Dem  Vater  liegt  ferner  die  Verpflichtung  ob,  der  Mutter 
die  notwendigen  Auslagen  für  die  Entbindung  zu  zahlen,  muß 
derselben  auch  pränumerando  bis  zur  Wiedergenesung  das  Er- 
forderliche bestreiten,  indes  haftet  derselbe  immer  nur  „subsidiär- 
dann,  wenn  die  Mutter  nachweislich  solche  Auslagen  nicht 
selbst  bestreiten  kann. 

Eine  Anerkennung  im  Sinne  des  §  1718  BGB  kennt  das 
russische  Gesetz  nicht.  Die  Adoption  eigener  illegitimer 
Kinder  ersetzt  aber  einigermaßen  das  mangelnde  Institut 
der  Anerkennung  der  eigenen  unehelichen  Kinder. 

Zahlung  einer  Abfindungssumme  zwecks  Befreiung  von  der 
Alimentationspflicht  ist  zwar  zulässig,  doch  wird  wegen  der 
hierin  liegenden  Anerkennung  der  Vaterschaft,  die  bei  außer- 
ehelichen Kindern  als  Ausnahme  in  den  privilegierten  Klassen 
Rußlands  anzusehen  ist,  von  dieser  Eventualität  in  der  Praxis 
höchst  selten  Gebrauch  gemacht. 

Dem  illegitimen  Vater,  der  das  Kind  ernährt,  sind  dagegen 
weitergehende  Rechte  als  in  unserm  BGB  eingeräumt.  Er  hat 
ein  Aufsichtsrecht  bezüglich  der  Verwendung  der  Unterhalts- 
gelder und  ein  Bestimmungsrecht  bezüglich  der  Erziehung  des 
Kindes;  ja  es  steht  ihm  sogar  jedem  Dritten  gegenüber  ein 
Vorzugsrecht  zu,  Vormund  seines  minderjährigen  Kindes  zw 
werden.  Dabei  ist  es  rechtlich  gleichgültig,  ob  der  illegitime 
Vater  freiwillig  oder  infolge  Urteils  Alimente  zahlt;  er  behält 
dann  also  in  jedem  Falle  das  Aufsichtsrecht  betreffs  der 
Alimente  und  Erziehung.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
Vater   resp.    Mutter   und   Vormund   entscheidet   die  Vormund- 
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Schaftsbehörde,  so  daß  der  mala  fides  des  Vaters  entgegen- 
getreten werden  kann.  Diese  Befugnisse  mögen  ihre  bedenk- 
liche Seite  haben,  tragen  aber  andererseits  ersichtlich  zur  Her- 
stellung familiärer  Beziehungen  zwischen  dem  Vater  und  seinem 
illegitimen  Kinde  bei. 

Diese  Befugnisse  kommen  in  Wegfall  bei  Zahlung  einer 
einmaligen  Abfindungssumme. 

Wie  nach  dem  BGB  dem  außerehelichen  Kinde  ein  Erb- 
recht dem  Vater  gegenüber  versagt  ist,  so  stellt  auch  das  neue 
russische  Gesetz  im  §  132  XII  nur  ein  Erbrecht  des  illegitimen 
Kindes  nach  der  Mutter  auf,  welches  Recht  allererst  durch 
dieses  Gesetz  in  Rußland  eingeführt  wird.  Die  erbrechtlichen 
Einzelbestimmungen  des  §  132  XII— XIV  ermangeln  des 
Interesses  für  das  Ausland ;  hervorzuheben  ist  nur  die  spezifisch 
russische  Bestimmung,  daß  eine  Mutter,  die  keine  legitimen 
Söhne,  aber  eheliche  Töchter  hat,  von  letzteren  und  ihren 
illegitimen  Kindern  gleichmäßig  beerbt  wird.  Von  besonderem 
Interesse  ist  noch  die  Bestimmung  (Art.  132  XV),  daß  bei 
Geltendmachung  von  ünterhaltskosten,  Erb-  oder  anderen 
Rechten,  falls  die  Mutter  nicht  im  Geburtsattest  benannt  ist 
oder  mangels  Geburtsattestes  „nur  von  der  Mutter  selbst"  her- 
rührende schriftliche  Bescheinigungen  derselben  angenommen 
werden.  Bei  dem  in  Rußland  herrschenden  Analphabetismus 
bietet  diese  Bestimmung  den  schlimmsten  Unzuträglichkeiten 
einen  nur  zu  weiten  Spielraum. 

Die  Bestimmungen  über  Standesrechte  illegitimer  Kinder, 
über  uneheliche  Abkömmlinge  von  Kosakenwitwen,  Frauen  und 
Mädchen  in  den  Kosakenkorps  des  östlichen  Sibiriens  können 
hier  füglich  unerörtert  bleiben.  Dagegen  erscheint  von  be- 
sonderer Erheblichkeit  der  Hinweis,  daß  die  Verpflichtung  des 
Vaters  zur  Alimentation  eine  rein  persönliche,  also  nicht  ver- 
erbliche ist.  Das  Gesetz  selbst  spricht  freilich  nicht  über  den 
Charakter  dieser  Verpflichtung;  derselben  ist  aber  durch  eine 
konstante  Rechtsprechung,  auch  des  regierenden  Senats,  dieser 
Charakter  beigelegt  worden. 

Das  Gesetz  stellt  keine  Normen  auf  für  incesttiosi^  kennt  auch 
kein  Ehehindernis  im  Sinne  des  §  1310  Abs.  II  und  III  unseres  BGB. 
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Eine  Reihe  neuer  Bestimmungen  über  Kinder  aus  „unwirk- 
samen**, d.  h.  ungültig  oder  nichtig  erklärten  Ehen  enthalten 
die  §§  131  1—6. 

Nach  dem  bisher  geltenden  Recht  konnte  nach  Sachlage 
für  die  aus  ungültig  erklärten  Ehen  hervorgegangenen  Kinder 
die  Erhaltung  der  Rechte  ehelicher  gerichtsseitig  der  ,  Er- 
wägung der  Kaiserlichen  Majestät"  unterbreitet  werden.  Diese 
Bestimmung  ist  durch  §  131 1  ersetzt  worden,  demgemäß  Kinder 
aus  einer  ungültig  erklärten  Ehe  die  Rechte  ehelicher  Kinder 
behalten.  Sie  behalten  demnach  Erbrechte  den  Eltern  und 
Verwandten  gegenüber,  Standes-  und  Alimentationsrechte.  Alle 
Kinder  aus  solchen  Ehen  erklärt  das  neue  Gesetz  für  legitim, 
gleichgültig  ob  einer  oder  beide  Ehegatten  beim  Abschluß  der 
Ehe  den  Mangel  gekannt  hatten  (s.  dagegen  §  1699  BGB). 

In  den  letzten  30  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  nach 
Berechnung  des  Oberprokurors  des  heiligen  Synods  schw^ankte 
die  Zahl  für  ungültig  erklärter  Ehen  zwischen  17  und  84 
jährlich;  der  jährliche  Durchschnitt  ergab  46.  Alle  Kinder 
aus  diesen  Ehen  sind  im  Gnadenwege  für  ehelich  erklärt 
worden.  Daher  erscheint  §  131 1  nicht  von  großer  praktischer 
Bedeutung,  ist  aber  rechtlich  von  Erheblichkeit 

Nach  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  hat,  wenn  seitens 
eines  Elternteils  der  Abschluß  der  Ehe  gewissenlos  erfolgte, 
der  andere  Teil  ein  Recht  darauf,  daß  ihm  die  minderjährigen 
Kinder  belassen  werden;  sonst  hängt  solche  Bestimmung  vom 
Konsens  der  Eltern  ab;  beim  Dissens  derselben  entscheidet  die 
zuständige  Vormundschaftsbehörde,  die  lediglich  im  Interesse 
des  Minderjährigen  zu  handeln  hat.  Die  elterliche  Gewalt 
gehört  dem  Elternteil,  bei  dem  die  Kinder  verbleiben,  während 
der  andere  Elternteil  nur  das  Recht  hat,  die  Kinder  zu  besuchen. 

Gesetzlich  stehen  also  dem  außerehelichen  Vater  mehr 
Rechte  dem  unehelichen  Kinde  gegenüber  zu,  als  dem  Vater 
eines  in  ungültig  erklärter  Ehe  geborenen  Kindes.  Letzterem 
kann  auch  das  Besuchsrecht  genommen  werden  trotz  all  seiner 
Pflichten,  s.  Gessen  (Prawo  No.  28,  S.  1320,  Jg.  1902)  indes  ist 
diese  Frage  controvers.  Dazu  gehört,  daß  jeder  Elternteil  seinen 
Mitteln  entsprechend  zu  den  Auslagen  für  Unterhalt  auch  der 
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Kinder  beizutragen  hat,  die  bei  dem  andern  Eltemteil  verbleiben. 
Beim  Tode  desselben,  ferner  in  den  Fällen  der  Entziehung  der 
elterlichen  Gewalt  oder  der  Unmöglichkeit  der  Ausübung  derselben 
abseiten  des  letzteren  treten  die  bei  ihm  verbliebenen  Kinder 
unter  die  elterliche  Gewalt  des  andern  Elternteiles,  es  sei  denn, 
daß  die  zuständige  Yormundschaftsbehörde  im  Interesse  der 
Kinder  es  für  nötig  hielte,  einen  besonderen  Vormund  zu  er- 
nennen. §  131  VI  bestimmt  nicht  die  Fälle,  wann  die  elter- 
liche Gewalt  entzogen  wird,  es  bleibt  daher  die  Entziehung 
dem  richterlichen  Ermessen  anheimgestellt.  Dieser  Artikel 
führt  zuerst  in  das  russische  Recht  den  Begriff  der  Unmöglich- 
keit der  Ausübung  der  väterlichen  Gewalt  ein.  Das  Gesetz 
schließt  sich  an  §  1665  unseres  BGB  an.  Es  wollte  zweifellos 
den  Kindern  aus  ungültigen  Ehen  nur  die  Rechte  ehelicher 
Kinder  verleihen,  aber  deren  Pflichten  den  Eltern  gegenüber 
(s.  §§  1601,  1617)  nicht  auf  sie  übertragen. 

Auch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  legitimierte 
sowie  adoptierte  Kinder  sind  einer  Revision  unterzogen  worden. 
Letztere  hatten  gleichfalls  durch  Promulgation  am  3.  6.  02 
Gesetzeskraft  erlangt. 

Danach  werden  uneheliche  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe 
legitimiert  (nach  den  Grundsätzen,  die  in  §§  1460  I — VII  ZPO 
aufgestellt  sind).  Legitimierte  Kinder  gelten  als  gesetzliche 
vom  Tage  des  Abschlusses  der  Ehe  ihrer  Eltern  und  genießen 
von  diesem  Zeitpunkt  ab  alle  Rechte  gesetzlicher  Kinder,  die 
aus  dieser  Ehe  hervorgehen.  Legitimierte  Kinder  stehen  recht- 
lich den  ehelichen  gleich,  falls  die  Ehe  der  Eltern  für  ungültig 
oder  nichtig  erklärt  worden  ist,  sowie  im  Falle  der  Auflösung 
der  Ehe. 

Bezüglich  der  Legitimation  besteht  die  fortschrittliche 
Aenderung  des  Gesetzes  darin,  daß  schlechthin  ohne  Ausnahme 
uneheliche  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  legitimiert  werden, 
während  noch  das  alte  Gesetz  eine  Ausnahme  für  die  aus  ehe- 
brecherischem Verkehr  hervorgegangenen  normiert  hatte ; 
adulterini  sind  also  nicht  ausgeschlossen.  Dagegen  ist  auf- 
fälliger Weise  die  Einleitung  des  §  144  des  alten  Gesetzes  hier 
unverändert  beibehalten  worden: 
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„Für  die  christliche  Bevölkerung  sind  folgende 
Bestimmungen  über  legitimierte  Kinder  getroffen  worden." 

Dies  wird  von  den  Kommentatoren  als  „Unachtsamkeit- 
des  Gesetzgebers  bezeichnet  und  läßt  sich  auch  nicht  mit  der 
Definition  des  Begriffs  der  illegitimen  Kinder  in  §  132  s.  S.  226 
in  Einklang  bringen.  Eine  derartige  Beschränkung  kennt  auch 
der  IV.  Abschnitt  über  adoptierte  Kinder  nicht,  üebrigens 
bemerkt  Gessen,  daß  die  Zahl  der  außerehelichen  Geburten 
in  Rußland  ca.  180000  jährlich,  größtenteils  aus  ehebrecherischem 
Verkehr  hervorgegangen  ist.  Diese  Annahme  des  angesehenen 
Kenners  dieser  Materie  kann  nur  dahin  verstanden  werden, 
daß  zur  Zeit  des  Konkubinats  bezw.  der  Geburt  die  Mutter 
ledig  gewesen  sei  und  anerkannt  hätte,  daß  der  außereheliche 
Vater  zu  dieser  Zeit  verheiratet  gewesen  sei. 

Auch  die  Normen  über  Adoption  sind  von  der  Revision 
betroffen  worden.  Als  Grundsatz  stellt  das  neue  Gesetz  auf, 
daß  die  Adoption  Personen  aller  Stände  ohne  Unterschied  des 
Geschlechts  verstattet  wird,  abgesehen  von  denjenigen  Personen, 
die  infolge  ihrer  Würde  die  Ehelosigkeit  gelobt  haben,  also 
nach  §  37 1  Personen  des  Mönchstandes  oder  die  schon  für  die 
Priester-  oder  die  Diakonswürde  geweiht  sind,  so  lange  sie 
diesem  Stande  angehören,  sich  auch  ausnahmsweise  nicht  vor 
Eintritt  in  diesen  Stand  resp.  vor  Erlangung  der  genannten 
Würde  verheiratet  haben  sollten.  Verboten  ist  ferner  Adoption 
von  Personen  christlichen  Glaubensbekenntnisses  durch  Nicht- 
christen  und  umgekehrt;  infolgedessen  ist  auch  den  Sektierern 
verboten,  rechtgläubige  Personen  an  Kinderstatt  anzunehmen. 
Die  Adoption  fremder  Kinder  wird  nur  dann  nicht  gestattet, 
wenn  der  Adoptierende  eigene  gesetzliche  oder  legitimierte 
Kinder  hat  (s.  dagegen  §  1741  BGB).  Die  Adoption  eigener 
unehelicher  Kinder  ist  nach  diesem  Gesetz  zulässig  und  damit 
die  früher  schwankende  Praxis  des  Senats  beseitigt.  Im  Gegen- 
satz zu  dem  alten  §  145  wird  die  Adoption  eigener  Kinder 
auch  dann  zugelassen,  wenn  der  Adoptierende  bereits  eigene 
gesetzliche  oder  legitimierte  Kinder  hat,  denn  das  neue  Gesetz 
(§  1451)  schließt  in  solchem  Falle  nur  Adoption  fremder 
Kinder  aus. 
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Bei  Adoption  eigener  Kinder  läßt  das  neue  Gesetz  einige 
Ausnahmen  zu,  die  ersichtlich  den  Zweck  der  Erleichterung 
solcher  Adoption  verfolgen.  So  wird  zunächst  die  Bestimmung 
über  den  Altersunterschied  zwischen  dem  pater  adoptans  und 
dem  zu  Adoptierenden  aufgehoben:  Ein  Volljähriger  kann  (im 
Gegensatz  zum  §  146)  schon  vor  Erreichung  des  30.  Lebens- 
jahres adoptieren,  auch  wenn  er  nicht  18  Jahre  älter  ist  als 
der  zu  Adoptierende.  Die  Adoption  wird  auch  in  dem  Falle 
zugelassen,  wenn,  wie  oben  erwähnt,  der  Adoptierende  eigene 
gesetzliche  oder  legitimierte  Kinder  hat.  Handelt  es  sich  dabei 
um  Adoption  majorenner  Kinder,  so  bedarf  es  deren  Zustimmung 
in  der  gesetzlich  fixierten  Form,  bei  minderjährigen  Kindern 
aber,  falls  der  andere  Elternteil  noch  lebt  und  nur  in  diesem 
Fall,  auch  seiner  in  vorschriftsmäßiger  Form  zu  erteilenden 
Zustimmung. 

Dem  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Tode  des  anderen 
Eltemteiles  ist,  für  den  Fall  des  Lebens,  gleichzustellen:  die 
Unmöglichkeit,  bewußt  und  frei  seinen  Willen  auszusprechen, 
z.  B.  bei  Geistesstörung  und  im  Falle  unbekannten  Aufenthalts. 

Die  dritte  Ausnahme  besteht  darin,  daß  bei  Adoption 
eines  unehelichen  Kindes  abseiten  seines  Vaters  die  Zustimmung 
der  Mutter  des  Kindes  nur  dann  erforderlich  ist,  falls  sie  in 
der  Geburtsurkunde  des  Kindes  benannt  oder  wenn  die  Ab- 
stammung des  Kindes  von  ihr  gerichtlich  festgestellt  ist.  Die 
ledige  Frau  bedarf  aber  bei  der  Adoption  des  Konsenses  ihrer 
Eltern,  faUs  diese  noch  am  Leben  sind,  um  den  Familiennamen 
auf  das  Adoptivkind  zu  übertragen.  Diese  Bestimmung  er- 
innert lebhaft  an  den  Seite  5/6  hervorgehobenen  §  132 III  und 
charakterisiert  die  rechtlich  unselbständige  Stellung  der  Frau 
in  Rußland. 

üeber  das  den  Adoptivkindern  gesetzlich  eingeräumte  Erb- 
recht sei  hier  nur  hervorgehoben,  daß  der  Adoptierte  das  ge- 
setzliche Erbrecht  nach  seinen  Eltern  und  Verwandten  behält, 
während  der  Adoptierte,  obgleich  den  gesetzlichen  Kindern 
in  allen  Rechten  und  Pflichten  gemäß  §§  164 — 194  gleichgestellt, 
ein  Erbrecht  nur  in  das  sogenannte  „wohlerworbene"  Vermögen 
des    Adoptivvaters    erlangt;    dagegen    wird    das    „Erbschafts- 
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(Stamm-)  gut"  des  Adoptierenden  nur  mangels  männlicher  Ab- 
kömmlinge zwischen  seinen  legitimen  Töchtern  und  dem  Adoptiv- 
kinde  zu  gleichen  Teilen  geteilt. 

Die  Normen  über  Adoption  seitens  Adliger,  erblicher 
Ehrenbürger,  abseiteii  städtischer  und  ländlicher  Beamten,  von 
Kaufleuten  und  über  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Standes- 
rechte (§§  153—156)  finden  in  andern  Gresetzbüchem  schwerlich 
eine  Analogie,  sind  vielmehr  von  rein  lokalem  Interesse  und  be- 
dürfen hier  keiner  weiteren  Erörterung.  Erwähnt  sei  nur 
noch,  daß  im  Interesse  der  orthodoxen  Kirche  bezüglich  unter- 
geschobener Kinder  und  Vagabonden  auch  Ausländem,  die  nicbt 
russische  Untertanen  sind,  nach  §  163  das  Adoptionsrecht  unter 
der  Bedingung  eingeräumt  wird,  daß  die  zu  adoptierenden 
getauft  und  „im  rechten  Glauben**  erzogen  werden.  Die  Haupt- 
verbesserungen enthält  das  neue  Gesetz  bezüglich  der  unehe- 
lichen Kinder,  die  nicht  adoptiert  noch  legitimiert  werden, 
insbesondere  auch  durch  Uebertragung  der  elterlichen  Gewah 
auf  die  uneheliche  Mutter. 

-  t  Die  in  Italien  herrschenden  Grundsätze  über  die  rechtliche 
i                      M                                 Stellung  unehelicher  Kinder  beruhen  auf  Art.  189  cc,  dem  Ver- 

[\  bot  der  Ermittelung  der  Vaterschaft,  das  nur  zwei  Ausnahmen 

'I  kennt,  in  denen  die  Ermittelung  derselben  zulässig  ist,  d.  i.  im 

Falle  der  gewaltsamen  Entführung   bezw.  der  Notzucht.     Die 
*  Rechtfertigung   für   diese   beiden    Ausnahmefälle    erblickt    der 

Gesetzgeber  in  dem  Umstand,  daß  bei  dem  strafbaren  und 
öffentlichen  Cliarakter  dieser  Tatsache  eine  schwerwiegende 
Rechtsvermutung  für  die  Vaterschaft  des  Schuldigen  spricht, 
den,  weil  er  sich  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht 
hat,  auch  alle  Rechtsfolgen  treffen  müssen.  Die  VaterschaftiS- 
^  «  klage  steht  nur  dem  Kinde  selbst  zu,   nicht  den  Erben,  da  es 

:  sich  hier  um  ein  höchst  persönliches  Recht  handelt.   Die  Ueber- 

>•  ^  '  tragbarkeit   durch   Zession    oder   Erbfolge    ist   nach   der  vor- 

herrschenden Meinung  ausgeschlossen.  Art.  178  bezieht  sich 
auf  ^eheliche  Kinder".    Die   Ausdehnung  desselben  auf  unehe- 

-  '  liehe  aber  ist  controvers. 
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Die  Vaterschaftsklage  wegen  Entführung  oder  Notzucht 
hat  keineswegs  ein  Strafurteil  wegen  dieser  Delikte  zur  Vor- 
aussetzung. Auch  im  Falle  der  Verjährung  der  Strafklage 
oder  des  Verzichts  auf  die  Erhebung  der  letzteren  kann  das 
Kind  sein  Recht  auf  Anerkennung  klagend  geltend  machen; 
indes  stellt  Art.  180  folgende  beide  Ausnahmen  für  Kinder, 
deren  Anerkennung  gesetzlich  versagt  ist,  auf: 

1.  Für  im  Ehebruch  erzeugte  Kinder,  falls  auch  nur  ein 
Eltemteil  zur  Zeit  der  Empfängnis  verheiratet  gewesen  ist. 

2.  Für  Kinder,  die  von  solchen  Personen  abstammen,  denen 
die  Ehe  durch  Verwandtschaft  oder  Verschwägerung  in  gerader 
Linie  bis  ins  Unendliche  oder  durch  Seitenverwandtschaft  im 
2.  Grade  verboten  ist. 

Art.  180  bezieht  sich  auch  auf  die  beiden  Ausnahmen  auf 
Entführung  und  Notzucht  gemäß  Art.  189. 

Uebrigens  kann  der  Vater,  wenn  er  es  will  (abgesehen 
von  den  im  Art.  189  angeführten  Annahmen  bezw.  adulterim 
und  incestuosi)  sein  außereheliches  Kind  anerkennen. 

Im  Falle  der  Anerkennung  hat  das  außereheliche  Kind 
einen  Alimentations-  sowie  einen  Erbanspruch  in  der  halben 
Höhe  desjenigen,  der  legitimen  Kindern  zusteht. 

Falls  der  Vater  aber  sein  außereheliches  Kind  nicht  an- 
erkennt, steht  demselben  und  zwar  auch  den  adulterini  und 
incestuosi  ein  Alimentationsanspruch  gemäß  Art.  193  unter 
folgenden  Bedingungen  zu: 

1 .  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  sich  aus  einem 
zivilrechtlichen  oder  strafrechtlichen  Urteil  ergibt. 

2.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  von  einer 
Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  abhängt. 

3.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  sich  aus  einer 
ausdrücklichen  schriftlichen  Erklärung  der  Eltern  ergibt. 

Dies  sind  die  wesentlichen  Grundsätze  des  heute  in  Italien 
herrschenden  Rechts.  Die  fast  unbedingte  Herrschaft  des  Ver- 
bots der  Ermittelung  der  Vaterschaft,  welche  hierin  zum  Aus- 
druck gelangt,  ist  seit  langer  Zeit  nicht  nur  in  der  Theorie 
bekämpft,  sondern  es  sind  auch  in  den  letzten  beiden  Dezennien 
wiederholt  von  parlamentarischer  und  ministerieller. Seite  Gesetz- 
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entwürfe  eingebracht  worden,  welche  eine  wesentliche  Um- 
gestaltung des  bestehenden  Rechts  bezwecken.  Hervorzuheben 
sind  die  Entwürfe  von  Gianturco  (1893),  Sorani  (llKWi 
und  Zanardelli  (1902).  Zum  letzten  Entwurf  sind  nach 
seiner  Einbringung  am  26.  11.  02  nicht  weniger  als  413  Peti- 
tionen in  allen  Formen  beim  Präsidium  eingegangen. 

Die  italienische  juristische  Tradition  ist  gegen  die  Er- 
mittelung der  Vaterschaft,  weil,  diese  nach  Pisanelli  eine 
unerweisliche  Tatsache  bildet,  wohl  aber  für  Zulassung  gericht- 
licher Feststellung  (dichiarcudone)  illegitimer  Vaterschaft  anf 
Grund  Erklärung  des  Vaters  oder  solcher  Umstände,  welche 
die  richterliche  Ueberzeugung  bewirken,  daß  zur  Zeit  der  Kon- 
zeption die  Mutter  ausschließlich  in  der  Gewalt  des  angeblichen 
Vaters  gewesen  ist. 

Gianturco  faßt  die  Gründe  gegen  Art.  189  dahin  zu- 
sammen: 

1.  Die  Furcht  vor  einer  Wiederholung  der  alten  Miß- 
bräuche (gemeint  sind:  Störung  des  Familienfriedens  und  Er- 
pressung), 

2.  die  Gefahr  einer  schwankenden  und  deshalb  in  einigen 
Fällen  willkürlichen  Rechtsprechung, 

3.  die  Abneigung  der  italienischen  Gesellschaft  gegen 
Skandalprozesse  und 

4.  die  Schwierigkeit,  ja  die  Unmöglichkeit  des  Beweises 
einer  persönlichen  Beziehung,  die  sich  jeder  unmittelbaren 
Feststellung  entzieht. 

Diese  Bedenken,  soweit  sie  durch  die  Tradition  italienischer 
Rechtsprechung  gerechtfertigt  sind,  sollen  nach  Gianturco 
im  Wege  der  Gesetzgebung  nicht  dergestalt  umgeändert  werden, 
daß  „einfach"  die  Ermittelung  der  Vaterschaft  an  Stelle  des 
Art.  189  tritt.  Gianturco  verlangt  die  Vaterschaftsklage 
nur  in  den  Fällen,  in  denen  es  möglich  ist,  gerichtlich  das 
Kindesverhältnis  festzustellen.  Alles  andere  will  er  der  Kirche, 
der  Philantropie,  dem  Staate  überlassen. 

Gerühmt  werden  allseitig  in  den  Parlamentsberichten  und 
der  wissenschaftlichen  Literatur  (s.  auch  Mori)  die  Ent- 
scheidungen der  rata  romana.    Die  Formel  Fabros:  crediitir 
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virgini  dicentem  se  ab  äliquo  cognitam  et  ex  eo  praegnan 
iem  esse  hat  danach  auch  in  Italien  keine  Gültigkeit  erlangt. 
Die  Mißbräuche  und  Skandale  waren  in  Italien  nicht  derart, 
daß  sie  die  Einführung  des  Verbots  Art.  340  code  frangais 
erheischt  hätten. 

Diesen  Artikel  haben  vpr  der  Einigung  des  Königreichs 
Italien  nur  die  modernen  italienischen  Gesetzbücher  von 
Parma,  Este  und  des  Königreichs  der  beiden  Sizilien  auf- 
genommen. Die  Vaterschaftsklage  war  aber  zugelassen  im 
lombardisch-venezianischen  Gesetz,  Oesterreich-Toscana  und  im 
Kirchenstaate  (rota  romana). 

Bei  Beratung  des  jetzt  geltenden  Zivilrechts  platzten  die 
Meinungen  aufeinander.  Die  Zulassung  der  Vaterschaftsklage 
auf  Grundlage  des  codice  albertino  (Piemont)  wurde  zwar 
lebhaft  vertreten,  aber  mit  Unterstützung  Pisanellis  über- 
wunden zugunsten  des  Prinzips  des  §  340  code  frangais^)  mit 
der  Maßgabe,  daß  zur  Entführung  noch  stupro  niolento  als 
zweite  Ausnahme  hinzutrat  (Art.  189  c.  c.  italiano), 

Wissenschaft  und  Praxis  haben,  unzufrieden  hiermit,  den 
„verführten"  Mädchen  helfen  wollen  durch  Zulassung  der 
obligazione  ex  delicto  des  Verführers  und  ließen  demgemäß 
auch  bei  Berufung  auf  Schwängerung  und  Geburt  die  Schadens- 
ersatzklage gemäß  Artt.  1151/2  zu. 

Niemand  in  Italien  schlägt  unbedingte  Zulassung  der 
Vaterschaftsklage  vor  (wie  im  BGB  zugelassen).  Es  wird 
daher  darauf  ankommen,  hier  die  Einschränkungen,  Kautelen 
bezw.  Einreden,  jedenfalls  soweit  Uebereinstimmung  herrscht, 
auszuführen. 

Das  italienische  Gesetz  hat  auch  außerhalb  der  Ehe  das 
natürliche  Band  {vincolo  naturale)  zugelassen  und  dem  Vater 
zugestanden,  die  uneheliche  Nachkommenschaft  anzuerkennen 
und  sie  der  Pamilienrechte  teilhaftig  werden  zu  lassen.  Das 
ergibt  sich  im  italienischen  Recht  aus  der  freiwilligen  Aner- 
kennung und  der  Vaterschaftsklage  im  Falle  der  gewaltsamen 
Entführung  resp.  Notzucht.    Art.  181  c.  c.  bestimmt  die  Vor- 

*)  Art.  340  c.  fr.  hat  zur  Unterlage:  rimpossibilite  de  d^couvrir  le 
pere  naturel,  lea  dangers  et  lea  scandales  de  ces  sortes  d^action. 
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aussetzungen  der  freiwilligen  Anerkennung  der  unehelichen 
Kinder :  Geburtsurkunde  oder  authentische  (öffentliche)  Urkunde, 
ausgestellt  vor  oder  nach  der  Geburt  über  diese  Tatsache. 
Zanardelli  in  seinem  Entwurf  wollte  auch  Privaturkunden 
und  Testamente  als  gültige  Formen  für  die  Anerkennung  der 
Vaterschaft  zulassen.  Die  parlamentarische  Kommission  billigte 
aber  wegen  der  Möglichkeit  von  Fälschungen  von  Privat- 
urkunden nur  „das  Testament  in  jeglicher  Form". 

Dasselbe  (mithin  die  darin  ausgesprochene  Anerkennung 
tritt  in  Kraft  mit  der  Publikation.  Auch  sollte  die  Aner- 
kennung noch  nach  dem  Tode  zulässig  sein,  falls  das  außer- 
eheliche Kind  legitime  Abkömmlinge  hinterlassen  hatte.  Die 
Anerkennung  eines  volljährigen  Kindes  sollte  nach  ZanardeUi 
nur  mit  seiner  Einwilligung  oder  durch  diesbezügliche  Urkunde 
erfolgen  können.  Diese  Bestimmungen  fanden  die  Billigung 
der  parlamentarischen  Kommission,  ebenso  der  Vorschlag,  daß 
die  Vaterschaft  eines  illegitimen  Kindes  anerkannt  werden 
könne,  wenn  „ein**  Eltemteil  zur  Zeit  der  Empfängnis  ver- 
heiratet war,  d.  h.  der  adulterinus  konnte  von  dem  anderen 
„freien"  (nicht  verehelichten)  Teil  anerkannt  werden.  Damit 
fielen  für  den  so  anerkannten  adulterinus  die  Bestimmungen 
der  Artt.  193,  196,  752,  767  c.  c.  weg. 

Gianturco  in  seinem  parlamentarischen  Bericht  von 
1893  vertritt  (freilich  9  Jahre  früher)  den  entgegengesetzten 
.  Standpunkt :  für  den  Familienfrieden  sei  nichts  zu  befürchten, 
denn  das  Verbot  der  Ermittelung  der  Vaterschaft  werde  allen 
ümfangs  aufrecht  erhalten  für  figli  incestuosi  ed.  aduUerini. 
Die  Kommission  stimmte  ihm  bei,  erleichterte  aber  gleichzeitig 
die  Anerkennung  der  unehelichen  Kinder,  insbesondere  durch 
Testamente  und  Privaturkunden,  ließ  die  Vaterschaftsklage  in 
fünf  verschiedenen  Fällen  (unter  Kautelen)  zu,  auch  falls  bei 
Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  beide  Teile  mala  fide  gehandelt 
hatten,  besserte  die  erbrechtliche  Stellung  der  adüUerini  und 
incestuosi  und  schützte  nach  Möglichkeit  die  Stellung  der  an- 
ständigen Verführten.  Im  Falle  der  Verführung  ist  die  Er- 
mittelung der  Vaterschaft  überall  nur  zulässig,  falls  der  angeb- 
liche   Vater   dem    Mädchen    ein    formales    Heiratsversprechen 
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gegeben  hatte,  die  Zeit  der  Verführung  der  Schwängerung 
entspricht  und  das  qu.  Weib  sich  bis  dahin  moralisch  geführt 
hatte. 

Die  Kommission  (Entwurf  Zanardelli)  welche  verschiedene 
Wirkungen  der  freiwilligen  resp.  der  erzwungenen  Anerkennung 
der  Vaterschaft  beilegt  und  die  Vaterschaftsklage  nur  in  be- 
sfimra*en  strengen  Grenzen  und  mit  entsprechenden  Kautelen 
zulassen  will,  immer  in  der  Befürchtung  möglicher  Skandale 
und  Erpressungen,  läßt  folgende  Fälle  der  Vaterschaftsklage  zu : 

1.  Art.  189  (bezüglich  gewaltsamer  Entführung  und  Not- 
zucht) s.  Art.  189  c.  c. 
.  .    2.  Art.  193  (mit  Ausnahme  des  sub  la  angeführten  Falles),^) 

3.  der  Verführung  unter  Mißbrauch  der  Autorität  und  des 
Vertrauens  oder  des  Heiratsversprechens,  des  Konkubinats 
tnore  tujcorio  und  des  possesso  di  stato. 

Die  Kommission  hat  nach  langer  Zögerung  das  Konkubinat 
zugelassen,  insbesondere  wegen  der  zahlreichen  Fälle  der  kirch- 
lichen Ehe  ohne  vorgängige  Ziviltrauung.  Das  geschah  auf 
Grund  Art.  172,^)  der  den  possesso  di  stato  regelt.  Denn 
nicht  nur  in  zivilrechtlicher  Beziehung,  auch  bezüglich  des 
Militärdienstes  verschlechtert  die  natürliche  Verwandtschaft  den 
Stand  der  außerehelichen  Kinder.  Befreiung  vom  Militärdienst 
erster  und  zweiter  Kategorie  können  adulterini  und  incestuosi 
nicht  erhalten.  Uneheliche  Söhne,  auch  wenn  sie  anerkannt 
sind,  können  keine  Befreiung  vom  Militärdienst  erhalten,  sobald 
legitime  Söhne  des  gemeinschaftlichen  Vaters  vorhanden  sind 


^)  Art.  193.  In  den-  Fällen,  in  denen  die  Anerkennung  verboten  ist, 
darf  das  Kind  niemals  Brmittelnngen  anstellen,  weder  ttber  die  Vaterschaft 
noch  Aber  die  Matterschaft. 

Indes  steht  dem  außerehelichen  Kinde  stets  die  Alimentationsklage  zu: 

1.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  sich  indirekt  aus  einem 
zivilrechtlichen  oder  strafrechtlichen  Urteil  ergibt  (fällt  weg). 

2.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  von  der  Nichtigkeits- 
erklftrang  einer  Ehe  abhängt. 

3.  Wenn  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  von  einer  ausdrücklichen 
schriftliehen  Erklärung  der  Eltern  abhängt. 

^  Art.  172.  Der  poeeesao  di  stato  ergibt  sieh  aus  einer  Reihe  von 
'Tatsachen,  die  in  ihrer  Gesamtheit  die  Beziehungen  des  Kindesverhältnisses 
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(s.  Art.  91  della  legge  sul  reclutamento  delV  esercito  6  agosto 
1888  No.  5655).  Der  nur  kirchlich  getraute  Mann,  der  Weib 
und  Kind  verläßt,  geht  straffrei  aus,  da  seine  Beziehungen  zu 
letzteren  als  ungesetzlich  gelten,  er  daher  ohne  weiteres  eine 
andere,  gesetzlich  gültige  Ehe  abschließen  kann,  so  daß  die 
Rechtsfolgen  seiner  Handlungsweise  nur  das  verlassene,  regel- 
mäßig getäuschte  Weib  und  die  an  der  Illegitimität  unschuldigen 
Kinder  treffen. 

Die  Zulassung  dieses  in  einigen  deutschen  Bundesstaaten 
landesgesetzlich  verbotenen  Instituts  abseiten  der  Kommission 
erklärt  sich  aus  dem  Umstand,  daß  es  für  die  Vaterschaftsklage 
nach  italienischer  Rechtsauffassung  erforderlich  ist,  sie  entweder  anf 

das  Konkubinat  (uocorio  more) 

oder  den  possesso  di  stato 
stützen  zu  können.^) 

Dagegen  versagte  sie  (parlam.  Komm,  des  Entwurfs 
Zanardelli)  die  Vaterschaftsklage  den  unehelichen  Kindern, 
deren  Anerkennung  bisher  gesetzlich  verboten  war,  wenn  deren 
Eltern  zur  Zeit  des  Konkubinats  entweder  ein  Ehehindemis 
aus  Gründen  der  Verwandtschaft  oder  der  Schwägerschaft 
entgegenstand,  oder  falls  beide  in  gesetzlich  gültiger  Ehe 
anderweitig  gebunden  waren  (Art.  180).  Sie  versagte  das 
Klagerecht  zwecks  Aufrechterhaltung  des  Familienfriedens. 

Dagegen  hielten  Zanardelli  und  die  parlamentarische 
Kommission   die   Einrede    der   mehreren   Konkumbenten   über- 


und  der  Verwandtschaft  zwischen  einer  Person  und  der  Familie  za  erweisen 
vermögen,  welcher  diese  Person  anzugehören  behauptet. 
Die  hauptsächlichsten  sind  folgende: 

1.  daß  die  Person  stets  den  Zunamen  des  Vaters  getragen  hahe,  d^ 
er  zu  haben  behauptet; 

2.  daß  der  Vater  ihn  stets  als  seinen  Sohn  behandelt  habe  und  in  dieser 
Eigenschaft  für  seinen  Unterhalt,  seine  Erziehung  und  seine  Stellung  ge- 
sorgt habe; 

3.  daß  er  stets  als  solcher  (Sohn)  in  der  Gesellschaft  anerkannt  worden  sei; 

4.  daß  er  als  solcher  (als  Sohn)  von  der  Familie  anerkannt  worden  sei 
^)  Auch  Gianturco  läßt  die  Yaterschaftsklage  nur  in  diesen  beiden 

Fällen  zu,  indem  er  bezüglich  des  Konkubinats  tnore  uxorio  hinzugefügt 
sobald  es  auf  1.  Entführung,  2.  Vergewaltigung,  3.  YerftUming  und  4.  kirch- 
liche Ehe  folgt. 
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einstimmend  aufrecht,  ebenso  die  unten  zitierten:  Abs.  I  174^) 
und  Art.  176.2) 

Die  Schlnßbestimmungen  des  ZanardelW sehen  Gesetz- 
entwurfs bezw.  des  parlamentarischen  Berichts  hierfiber  besagen: 
Die  Yaterschaftsklage  steht  während  der  Minderjährigkeit  des 
unehelichen  Kindes  nur  der  Motter  oder  dem  gesetzlichen  Ver- 
treter des  Kindes  zu  (womit  Gianturco,  von  Nebenbestim- 
mungen abgesehen,  prinzipiell  übereinstimmt),  sie  kann  noch 
3  Jahre  nach  der  Volljährigkeit  des  unehelichen  Kindes  erhoben 
werden,  dagegen  soll  sie  nach  dem  Tode  des  angeblichen 
Vaters  im  Falle 

1.  der  Verführung  und 

2.  des  Konkubinats 
ausgeschlossen  sein. 

Die  Verhandlung  soll  stets  unter  Ausschluß  der  Oeffent- 
liclikeit  erfolgen.  Zum  Schutze  gegen  eine  mala  fide  erhobene 
Vaterschaftsklage,  den  Zanardelli  nicht  fordert,  gewährt  die 
Kommission  Bestrafung  gemäß  §  279^)  des  StGB,  während 
Gianturco  die  Verläumdungsklage  zuläßt. 

Die  Kommission  verwarf  aber  sämtliche  Vorschläge  Zanar- 
delWs  bezüglich  Adoption  und  Legitimation  sowie  von  Zu- 


^)  Art.  174  (Abs.  I).  Sobald  die  Gebaitsur künde  and  der  possesso  di 
stato  fehlen  oder  wenn  der  Sohn  anter  falschem  Namen  oder  von  anbekannten 
Eltern  abstammend  eingetragen  worden  oder  wenn  es  sich  am  Unterschiebang 
(supposizione  oder  soatituzione)  eines  Kindes  handelt,  kann,  obgleich  in 
diesen  beiden  letzten  Fällen  ein  Gebnrtsattest,  das  dem  possesso  di  stato 
entspricht,  vorliegt,  der  Beweis  des  Kindesverhältnisses  mittels  Zeugen 
erbracht  werden. 

2)  Art.  176.  Der  Gegenbeweis  kann  mit  allen  möglichen  Mitteln  geführt 
werden,  am  nachzuweisen,  daß  der  Antragsteller  nicht  Kind  der  Fraa  sei, 
von  der  er  behauptet,  sie  sei  seine  Matter,  oder  daß  er  nicht  Kind  des  Ehe- 
mannes der  Matter  sei,  falls  die  Matterschaft  bewiesen  sein  sollte. 

^  Art.  279.  Wer  einem  öffentlichen  Beamten  in  einer  öffentlichen 
Urkande  die  Identität  oder  den  Stand  seiner  oder  der  Person  eines  anderen 
oder  andere  Tatsachen,  deren  Wahrheit  die  Urkande  za  beweisen  bestimmt 
ist,  fälschlich  bezeugt,  so  daß  ein  öffentlicher  oder  privater  Schaden  entstehen 
kann,  wird  mit  Einschließnng  von  drei  Monaten  bis  zu  einem  Jahre  bestraft, 
and  von  neun  bis  zu  dreißig  Monaten,  wenn  es  sich  um  eine  Akte  des  Zivil- 
Standes  oder  der  gerichtlichen  Behörde  handelt. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Eecht.    XVII.  16 
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Wendungen  im  Testament  an  nicht  rekonnoszible  Kinder.  Die^ 
geschah  offenbar  in  Anlehnung  an  Art.  767  c.  c,  der  incestumi 
und  adulterini  für  unfähig  erklärt,  durch  Testament  irgend 
etwas  zu  erhalten  (abgesehen  von  Alimenten),  auch  dann :  wenn 
der  Vater  weder  Verwandte  aufsteigender  Linie,  noch  Ab- 
kömmlinge, noch  legitimierte  Geschwister  bezw.  Ehegattin  hat 
Diese  Vorschrift,  die  zum  Schutze  der  Familie  gegeben  ist,  hat 
dann  keinen  Sinn,  wenn  keine  Familie  besteht.  Dagegen 
können  nach  italienischem  Recht  umgekehrt  die  schuldigen 
Eltern  von  solchen  Kindern  durch  Testament  bedacht  werden. 
Gianturco  schlug  vor,  daß  falls  das  außereheliche  Kind  ohne 
Hinterlassung  von  Eltern,  Abkömmlingen  bezw.  Ehegatten 
stirbt,  seine  unehelichen  Geschwister  es  nach  Köpfen  beerben 
sollten.  Andererseits  tritt  Gianturco  für  Beibehaltung  der 
gegenwärtig  der  illegitimen  Mutter  zustehenden  Befugnis  ein. 
nicht  zu  verstatten,  daß  sie  ihren  Namen  dem  Standesbeamten 
angebe.  Die  Mutterschaftsklage  sei  nicht  zuzulassen,  auch 
nicht  etwa  ein  Zwang  einzuführen,  die  Mutter  zur  Angabe  zu 
nötigen,  weil  damit  die  Gefahr  und  der  Anreiz  zur  Aussetzung 
resp.  zum  Kindesmorde  verbunden  sei!  Diese  Auffassung  ist 
eine  in  Italien  allgemein  verbreitete.  Dementsprechend  sind 
auch  im  Gesetzentwurf  die  Anzeigen  beim  Standesamt,  ira 
Falle  außerehelicher  Geburten,  normiert.  Nach  Gianturco'^ 
Entwurf  muß  endlich  die  Schadensersatzklage  abseiten  der 
Verführten 

1.  innerhalb  Jahresfrist  angestellt  werden,  gerechnet  vom 
Tage,  an  welchem  die  Frau  aufhörte,  in  der  Gewalt  des  Mannes 
zu  sein, 

2.  der  angebliche  Verführer  mindestens  18  Jahre  alt  sein. 

3.  die  Verführte  nach  der  Verführung  einen  moralischen 
Lebenswandel  geführt  haben  und  überdies 

4.  ein  ernstliches  Heiratsversprechen  vorliegen. 

Die  heutigen  Vertreter  der  Ansicht,  daß  der  Verführten 
die  Schadensersatzklage  zu  verstatten  sei,  berufen  sich  in  der 
Regel  auch  auf  eine  Entscheidung  des  Kassationshofes  in  Rom. 
der  1843  erkannt  hat,  die  Klage  auf  Schadensersatz  stände  dem 
verführten  Mädchen  zu. 
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Dies  sind  die  wesentlichen  Gesichtspunkte,  nach  welchen, 
falls  die  jetzt  in  Italien  herrschende  Tendenz  die  Form  des 
Gesetzes  annehmen  sollte,  künftig  die  rechtliche  Stellung  unehe- 
licher Kinder  geregelt  würden.  Denn  voraussichtlich  dürfte 
auf  Grund. des  vorliegenden  Materials  das  für  anerkannte  un- 
eheliche Kinder  bestehende  Erbrecht  keine,  jedenfalls  nicht 
prinzipielle  Aenderungen  erleiden.  Nach  Artt.  815 — 816  c.  c. 
italiano  wird  den  anerkannten  unehelichen  Kindern  eine  geringere 
Quote  als  den  legitimen  eingeräumt.^) 


Das  Ergebnis  der  Untersuchung  läßt  sich  wie  folgt  zu- 
sammenfassen. 

Unsicher  was  das  künftige  bürgerliche  Gesetzbuch  dem 
russischen  Reiche  bringen  dürfte,  so  ist  jedenfalls  nach  dem 
heutigen  Stande  der  Gesetzgebung  diese  Materie  aus  dem  StGB 
ausgeschieden  und  sind  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen 
Rechts  an  seine  Stelle  getreten.  Auf  innere  Uebereinstimmung 
und  Einheitlichkeit,  auf  erschöpfende  Behandlung  der  Materie, 
gleichmäßige  Behandlung  der  in  Betracht  kommenden  Individuen 
nach  Recht,  Religion  und  Nationalität  kann  das  am  3.  6.  02 
in  Kraft  getretene  neue  russische  Gesetz  über  die  unehelichen 


^)  In  den  Staaten,  wo  die  Vaterschaftserklärung  ausgeschlossen  ist,  sind 
regelmäßig  Findelhäaser  errichtet  worden.  Ueber  den  problematischen  Nutzen 
derselben  läßt  die  Erfahrung  keinen  Streit  zu.  Dem  Verfasser  liegen  vor: 
die  ihm  von  der  Präfektur  in  Rom  resp.  der  kaiserlichen  Verwaltung  in  St. 
Petersburg  bereitwilligst  zur  Verfügung  gestellten  Statuten  der  Findelhäuser 
in  Rom,  resp.  von  St.  Petersburg  und  Moskau,  für  deren  Ueberlassung  derselbe 
hiermit  seinen  verbindlichsten  Dank  ausspricht.  Das  Findelhaus  in  Rom 
enthält  in  seinen  Statuten  Bestimmungen  nur  über  das  leibliche  Wohl  seiner 
Insassen.  Die  Statistik  der  Krankheits-  und  Sterbefälle  ist  indes  derart, 
daß  man  an  der  Ersprießlichkeit  dieses  Institus  zweifeln  muß.  Die  russischen, 
sehr  sorgfältig  ausgearbeiteten  Statuten,  identisch  für  das  St.  Petersburger 
und  Moskauer  Findelhans,  beschäftigen  sieb  nicht  nur  mit  dem  leiblichen 
Wohl  ihrer  Insassen,  sondern  auch  mit  deren  geistiger  Entwickelung  und 
späterem  Fortkommen,  daher  sind  auch  Schulen  und  Seminare,  Pensionen  und 
Belohnungen  mit  diesem  Institut  in  großem  Maßstabe  verbunden.  Beim 
Mangel  der  Statistik  entzieht  es  sich  leider  der  Beurteilung  des  Verfassers 
vollständig,  ob  diese  Institute  mit  besserem  Erfolge  funktionieren. 
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Kinder  Anspruch  nicht  erheben.  Aber  es  bezeichnet  doch 
immerhin  einen  offenbaren  Fortschritt  auf  dem  Wege  des  bürger- 
lichen Rechts,  insbesondere  gegenüber  Staaten,  die  das  Verbot 
j  der  Ermittelung  der  Vaterschaft  festhalten.    Nach  dem  geltenden 

^  russischen  Recht  ist  die  Vaterschaftsklage  gesetzlich  anerkannt. 

Die  Alimentationspflicht  des  Vaters  dagegen  nur  eine  subsidiäre, 
bezieht  sich  aber  nach  Sachlage  nicht  nur  auf  das  außereheliche 
Kind,  sondern  auch  auf  dessen  Mutter ;  illegitime  Kinder  können 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimiert  werden,  auch  Adoption 
eigener  unehelicher  Kinder  ist  ohne  lästige  Einschränkung  zn- 

V,  »        ^  gelassen  worden  (s.  Art.   1501  sub  2).     Die  Einführung  der 

elterlichen  Gewalt  über  das  uneheliche  Kind  zugunsten  seiner 
Mutter  gemäß  1321  kann  nur  als  Fortschritt  erachtet  werden, 
ebenso  die  Bestimmung  §  131 1,  demgemäß  alle  aus  ungültig 
oder  nichtig  erklärten  Ehen  hervorgegangenen  Kinder  als  gesetz- 
liche zu  erachten  sind,  welche  Norm  besser  als  §§  1699  und 
1703  unseres  BGB  den  unschuldigen  Kindern  gerecht  wird. 
Allein  das  Anerkenntnis  im  Sinne  unseres  BGB  (1718)  besteht 

H  nicht;    ebensowenig    ein  Eheverbot    entsprechend    unserer  Be- 

stimmung im  §  1310  Abs.  II  und  III  BGB,  so  daß  aus  diesem 
Mangel  die  traurigsten  Konsequenzen  möglich  und  bei  der  Aus- 
dehnung und  Bevölkerungsziffer  des  russischen  Reiches  auch 
nicht  unwahrscheinlich  sind.  Daß  endlich  die  Alimentenklage 
rein  persönlich,  nicht  vererblich  ist,  fügt  der  subsidiären  Haft- 
pflicht des  außerehelichen  Vaters  ein  Moment  hinzu,  das  neben 
seiner  Unbilligkeit  und  Ungerechtigkeit  eine  schwere  soziale 
Gefahr  in  sich  birgt.  Das  künftige  russische  bürgerliche  Gesetz- 
buch, an  Stelle  des  in  der  Einleitung  als  voraussichtlich  provi- 
sorisch bezeichneten  Gesetzes  vom  3.  6.  02  würde  nicht  nur 
die  gerügten  Lücken  und  Mängel  abzustellen  haben,  sondern 
nach  diesseitiger  Auffassung  den  illegitimen  anerkannten  Kindern 
aucli  ein  evtl.  beschränktes  Erbrecht  nach  seinem  außerehelichen 
Vater  einräumen  müssen. 


Das   geltende  italienische  Recht   kennt   vona    Grundsatze: 
„Die  Ermittelung  der  Vaterschaft  ist  verboten",  nur  die  beiden 
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hervorgohobenen  Ausnahmefälle  der  Y aterschaftsklage :  gewalt- 
same Entführung  und  Notzucht.  Es  kennt  aber  die  außer- 
gerichtliche Anerkennung  der  illegitimen  Kinder^  bat  aucb  in 
Artt.  58  und  59  ein  Eheverbot  analog  dem  unsrigen  angestellt. 
Im  Widerspruch  hiermit  steht  freilich  der  Umstand,  daß  wenn 
nicht  wenigstens  gemäß  Art.  193  c.  c.  (s.  S.  239)  die  Vaterschaft 
in  einem  der  dort  zitierten  Fälle  feststeht,  der  Vater  die  eigene 
uneheliche  Tochter  heiraten  kann,  ohne  daß  evtl.  (s.  Gian- 
turco  S.  2  seines  Gesetzentwurfs  von  1893  No.  129a)  die 
Staatsanwaltschaft  zwecks  Verhinderung  des  Incestes  zum  Ein- 
schreiten berechtigt  wäre.  Die  üebertragbarkeit  der  Vater- 
schaftsklage ist  durch  Artt.  177/178  c.  c.  geregelt,  aber  äußerst 
controvers,  so  daß  dieselbe  in  der  Praxis  nicht  feststeht.  Dem 
einzigen  Vorzug  des  italienischen  Rechts  betreffend  das  Seite  243 
hervoi^ehobene  Erbrecht  des  anerkannten  außerehelichen  Kindes 
treten  gegenüber  die  geradezu  verwerflichen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  im  Ehebruch  und  Incest  erzeugten  Kinder. 
Uneheliche  Kinder  können  nach  Art.  205  c.  c.  nicht  einmal 
von  ihren  Eltern  adoptiert  werden.  Man  kann  Mori,  Vazione 
dt  paternitä  naturale  No.  64  nur  beistimmen,  wenn  er  die 
Gesetzgeber  verurteilt,  die  den  Erzeuger  der  adülterini  und 
incestuosi  von  jeder  Verpflichtung  befreien.  Das  sei  gewisser- 
maßen eine  Aufforderung  zum  Ehebruch  und  Incest.  Nach  dem 
heutigen  italienischen  Recht,  welches  die  Mutterschaftsklage, 
aber  auch  in  der  Praxis  die  (Seite  237  erwähnte)  Schadens- 
ersatzklage gemäß  Artt.  1151/2  c.  c.  zuläßt,  kann  eine  Person 
Vater  gegenüber  dem  verführten  Mädchen,  aber  nicht  gegenüber  • 
dem  eigenen  Kinde  desselben  sein. 

Nach  dem  heutigen  Stande,  wie  derselbe  in  den  Gesetzes- 
vorlagen zum  Ausdruck  gelangt  und  nach  der  juristischen 
Tradition  in  Italien,  die  im  allgemeinen  gegen  die  Ermittelung 
der  Vaterschaft  schlechthin  sich  richtet,  wird  die  künftige 
Reform  der  rechtlichen  Stellung  illegitimer  Kinder  eine  zwar 
erweiterte,  aber  voraussichtlich  nicht  eine  generelle  Zulassung 
der  Vaterschaftsklage  bringen.  Adülterini  und  incestuosi 
werden  mutmaßlich  auch  künftig  anderen  illegitimen  Kindern 
rechtlich   nicht  gleichgestellt  werden,  vielmehr  eine  Ausnahme 
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bilden,  und  für  die  Sünden  der  Väter  büßen  müssen,  doch  nach 
wie  vor  berechtigt  bleiben,  letzteren  durch  Testament  Zu- 
wendungen machen  zu  können,  ohne  solche  von  denselben 
(Alimente  abgesehen)  empfangen  zu  dürfen! 

Die  Uebertragbarkeit  der  Vaterschaftsklage  auf  die  Erben 
und  Rechtsnachfolger  des  illegitimen  Kindes  und  gegen  die  des 
verstorbenen  außerehelichen  Vaters  entsprechend  der  analogen 
Bestimmung  Art.  178  c.  c.  für  legitime  Kinder  zu  normieren, 
steht  ebenso  dringend  zu  erwarten,  wie  die  endliche  vorbehah- 
lose  Zulassung  des  Zeugenbeweises  im  Vaterschaftsprozesse. 
Dieser  Beweis  hängt  heute  bei  der  Mutterschaftsklage  (s.  Art. 
190  c.  c.)  stets  davon  ab,  daß  wenigstens  „etwas  schrift- 
licher Beweis"  erbracht  werde  oder  aber  für  Zulassung 
von  Zeugen  „Rechtsvermutungen  oder  sonst  schwerwiegende 
Umstände"  sprechen.  Etwas  schriftlicher  Beweis  bei  48*^u 
Analphabeten  in  der  italienischen  Bevölkerung,  die  sich  offenbar 
gerade  in  den  Klassen  befinden,  die  am  meisten  ille^time 
Kinder  hervorbringen!  Der  Eid  als  Beweismittel,  insoweit 
derselbe  von  der  außerehelichen  Mutter  zu  leisten  wäre,  wird 
in  Italien  selbst  von  Männern  der  Wissenschaft,  wie  Mori 
perhorresziert,  eventuell  auch  von  ihm  nur  als  Ergänzungseid 
dem  illegitimen  Vater  anvertraut.  Der  Gesetzentwurf  Zanar- 
delli's  —  nicht  der  Bericht  der  parlamentarischen  Kommission 
hierüber  —  erscheint  als  der  relativ  vorgeschrittenste. 


Unser  deutsches  Recht  kennt  die  Anerkennung  §  1718  des 
BGB,  macht  keinen  Unterschied  zwischen  unehelichen  Kindern, 
kennt  deshalb  auch  keinerlei  Ausnahmebestimmungen  für 
aduUerini  und  incestuosi.  Der  Alimentationsanspruch  kann 
auch  gegen  die  Erben  und  Rechtsnachfolger  des  außerehelichen 
Vaters  geltend  gemacht  werden,  endet  also  nicht  mit  dem  Tode 
des  außerehelichen  Vaters ;  das  BGB  hat  das  französisch-recht- 
liche Verbot  des  §  340  code  frangais  verworfen  und  die  Vater- 
schaftsklage zugelassen,  den  Vater  auch  in  erster  Linie  alimen- 
tationspflichtig erklärt.  Die  Legitimation  ist  nach  vernünftigen 
Grundsätzen   geregelt,    auch    bei   der   Adoption    die   Annahme 
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eines  unehelichen  Kindes  abseiten  der  außerehelichen  Mutter 
nach  Planck  IV  490  zulässig,  während  andererseits  im  gleichen 
Falle  dem  außerehelichen  Vater  Befreiung  von  den  Erforder- 
nivssen  des  §  1744  BGB  vorzugsweise  bewilligt  wird.  Dagegen 
bestimmt  §  1589  Abs.  2:  Ein  uneheliches  Kind  und  dessen 
Vater  gelten  als  nicht  verwandt;  infolgedessen  schließt  das 
R(fB  die  Erbfolge  nach  dem  außerehelichen  Vater  aus.  Dem- 
g(»genüber  erhebt  sich  das  Eheverbot  des  §  1310  Abs.  2,  in  dem 
ausdrücklich  die  Verwandtschaft  zwischen  dem  Vater  und  seinem 
außerehelichen  Kinde  konstatiert  wird.  Dieser  offenbare  Wider- 
s]>ruch  fordert  Abhülfe.  Die  geringste  Remedur  könnte  in  erb- 
rechtlicher Beziehung  dahin  erfolgen,  daß  falls  der  illegitime 
Vater  intestatus  verstirbt,  ohne  Hinterlassung  von  Verwandten 
aufsteigender,  absteigender  oder  der  Seitenlinie  bezw.  ohne 
Ehegatten,  sein  außereheliches  Kind  dem  Fiskus  vorgeht. 


Literaturberichte. 
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Internationales  Recht. 

Eraemer,  Bruno.  Die  nnterseeiscfaen  Telegraphenkabel  in  Rriegszeit^n. 
Heft  5  in  Bd.  I  der  Rostocker  „Rechtswissenscbaftlichen  Stadien',  heraus- 
gegeben von  B.  Matthias  und  H.  Geffken,  Leipzig  (A.  Deicher t' sehe 
Verlagsbuchhandlung  Nach!.)  190B. 

Die  unter  obigem  Titel  erschienene  Abhandlung,  die  dem  Verfasser 
dieser  Zeilen  vor  Jahresfrist  zur  Besprechung  zuging,  ist  zwar  inzwischeo 
durch  die  umfassendere  Arbeit  von  Schote  „Krieg  und  Seekabel  1904  in 
gewissem  Sinne  überholt  worden,  bietet  aber  immer  noch  ein  großes  stoffliches 
Interesse.  Denn  es  ist  bisher  nicht  gelungen,  sich  über  den  Schutz,  den  die 
Kabel  in  Kriegszeiten  genießen  sollen,  auch  nur  unter  den  Gelehrten  zu  einigen. 
Setzen  wir  auch  hier  unsere  Hoffnung  auf  die  Arbeit  des  zweiten  Haager 
Kongresses,  so  ist  die  Erfüllung  solcher  Hoffnung  doch  immer  noch  ungewiü. 
Eine  wertvolle  Vorarbeit  für  den  Kongreß  bedeuten  auch  auf  diesem  Felde 
die  Beschlüsse  des  Instituts  für  internationales  Recht  vom  Jahre  1902.  Grade 
gegen  diese  wendet  sich  nun  die  Studie  von  Kraemer  in  wesentlichen 
Punkten.  Relativ  einfach  ist  die  Rechtslage,  wenn  das  Kabel  zwei  neutrale 
Länder  oder  die  Länder  der  beiden  Kriegführenden  miteinander  verbindet. 
Im  ersteren  Falle  wird  das  Kabel  nicht  angetastet  werden  dürfen,  im  letzteren 
wird  es  dagegen  jeder  kriegerischen  Aktion  preisgegeben  sein,  ausgenommen 
natürlich,  soweit  es  sich  in  neutralen  oder  neutralisierten  Gewässern  befindet. 
Schwierig  wird  das  Problem  aber,  wenn  es  sich  um  ein  Kabel  handelt,  daß 
einen  kriegführenden  Staat  mit  einem  neutralen  Lande  verbindet.  Hier  stehen 
sich  die  Interessen  der  Kriegführenden  und  der  Neutralen  schroff  gegenüber. 
Nach  Art.  III  der  Beschlüsse  des  Instituts  soll  ein  solches  Kabel  vom  Krieg- 
führenden auf  hoher  See  grundsätzlich  nicht  durchschnitten  werden  können, 
ausgenommen  den  Fall  einer  Blockade  und  auch  hier  nur  vorbehaltlich  seiner 
Wiederherstellung  binnen  kürzester  Frist.  Dagegen  wird  das  Abschneiden  des 
Kabels  in  den  feindlichen  Küstengewässem  trotz  des  Schadens  der  NeuU^len 
schlechthin  gestattet.  Gedacht  ist  hierbei  offenbar  immer,  daß  der  eine  Krieg- 
führende das  Kabel  des  andern  zerschneiden  will.  Freilich  liegt  auch  die 
Möglichkeit  vor,  daß  der  Kriegführende  es  für  opportun  hält,  sein  eigenes 
Kabel,  das  von  ihm  aus  zu  einem  Neutralen  führt,  zu  durchschneiden.  In- 
dessen, wenn  das  Institut  dem  Kriegführenden  das  Recht  geben  will,  das 
Kabel  des  Gegners  in  dessen  Küstenmeer  zu  durchschneiden,   so  wird  man 
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TOD  dem  Größeren  auf  das  Geringere  in  logischer  Weise  schließen  können, 
daß  er  dann  erst  recht  sein  eigenes  Kahel  in  seinem  eigenen  Küstenmeer 
durchschneiden  darf,  obgleich  es  zn  einem  Neutralen  läuft.  Kraemer 
geht  nun  von  dem  letzteren  Falle  aus  und  Yersagt  selbst  dem  Kriegführenden 
dieses  Recht^  zum  Besten  der  Neutralen.  In  folgerichtiger  Weise  soll  nach 
Kraemer  dann  das  Kabel  erst  recht  nicht  gekappt  werden  dürfen  im 
Küstenmeer  des  Gegners,  ja  nicht  einmal  dann,  wenn  sein  Landungspunkt 
an  der  feindlichen  Küste  schon  okkupiert  ist !  Denn  dann  soll  es  dem  eigenen 
Kabel  des  Kriegführenden  gleichstehen,  das  dieser  nach  Kraemer  ja  auch 
nicht  antasten  darf.  Und  dabei  stimmt  Kraemer  der  Meinung  des  Instituts 
zu,  daß  bei  Gelegenheit  einer  rechtsgültigen  Blockade  das  Kabel  des  Feindes 
auch  auf  hoher  See  gekappt  werden  dürfe.  Also  im  eroberten  feindlichen 
Hafen  sollen  die  Hechte  des  Kriegführenden  geringer  sein,  wie  gelegentlich 
einer  über  das  Küstenmeer  hinausgehenden  Blockade  auf  hoher  See !  Das  ist 
zunächst  einmal  eine  eigentümliche  Inkonsequenz.  Dann  aber  müssen  wir 
uns  fragen,  können  wir  eine  so  weitgehende  Beschränkung  der  Kriegführenden 
wirklich  als  dem  geltenden  Recht  entsprechend  ansehen?  Diese  Frage  ist 
sicherlich  zu  Yerneinen.  Schon  die  Lehre  des  Instituts  über  die  grundsätzliche 
Unverletzbarkeit  des  feindlichen  Kabels  auf  hoher  See,  ausgenommen  den 
Blockadezustand,  steht  m.  E.  mit  dem  geltenden  Recht  nicht  im  Einklang. 
Allerdings  meint  auch  v.  Bar:  „Ein  Grund,  der  zur  Störung  des  telegraphi- 
schen Verkehrs  durch  Abschneiden  des  Kabels  in  offener  See  berechtigt,  ist 
nicht  aufzufinden.''  (Archiv  für  öffentl.  Recht  XV  418.)  Sollte  dieser 
Grund  aber  nicht  einfach  darin  liegen,  daß  die  offene  See  grundsätzlich 
Kriegstheater  ist  und  ist  nicht  gerade  aus  diesem  Grunde  auch  eine  Blockade 
auf  hoher  See  möglich  zum  Schaden  der  neutralen  Schiffahrt?  Das  Problem 
ist  hier  genau  dasselbe  wie  bei  der  Verwendung  von  Minen,  auch  hierfür  muß 
man  nach  geltendem  Recht  im  Gegensatz  zu  Lawrence^  Eolland,  Moore 
und  Woolsey  die  hohe  See  freigeben,  worin  auch  Liepmann  in  seiner 
gehaltvollen  Studie  über  den  Kieler  Hafen  im  Seekrieg  mir  zugestimmt  hat. 
Zu  dem  gleichen  Resultate  ist  speziell  für  die  Kabelfrage  auch  Liszt  gelangt, 
der  auch  nur  innerhalb  der  neutralen  Gewässer  einen  Schutz  für  das  Kabel 
kennt,  das  einen  der  Kriegführenden  mit  einem  Neutralen  verbindet.  Selbst 
de  lege  ferenda  wird  man  sich  wahrscheinlich  damit  begnügen  müssen,  daß 
die  Lehre  des  Instituts  durch  Vereinbarung  zum  geltenden  Rechte  erhoben 
wird;  liegt  doch  in  der  Durchbrechung  des  Satzes  vom  offenen  Meer  als 
Kriegstheater  eine  der  wesentlichsten  Aufgaben  der  Reform  des  Seekriegs- 
rechts.   Aber  mehr  wird  kaum  zu  erreichen  sein. 

Kann  ich  somit  in  den  dogmatischen  Resultaten  von  Kraemer  keinen 
wesentlichen  Fortschritt  für  die  Völkerrechtswissenschaft  erblicken,  so  soll 
aeiner  Studie  doch  ein  gewisser  Wert  nicht  abgesprochen  werden.  Man  ist 
als  Freund  dieser  Disziplin  leider  in  Deutschland  nicht  durch  zahlreiche 
SpezialStudien  verwöhnt.  Schon  die  bloße  Tatsache,  daß  hier  einmal  von 
einem  jungen  deutschen  Gelehrten  ein  so  wichtiges  Kapitel  des  internationalen 
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Rechtslebens  in  Angriff  genommen  ist,  wirkt  höchst  erfreulich,  um  so  mehr, 
wenn  die  ausländische  Literatur  nnd  namentlich  aach  die  tatsächlichen  Vor- 
gänge des  spanisch-amerikanischen  Krieges,  den  man  nicht  mit  unrecht  einen 
Rabelkrieg  genannt,  so  sorgfältig  berücksichtigt  sind,  wie  das  Ton  Kraemer 
geschehen  ist. 

Marbnrg.  Walter  Schücking. 

Nippold,  Otfried.  Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  yölkerrechtlicheo 
Streitigkeiten.  Ein  YÖlkerrechtliches  Problem  der  Gegenwart,  speziell  im 
Hinblick  auf  die  Haager  Friedenskonferenz  erörtert.  —  Leipzig  (Duncker 
dt  Humblot)  1907.    VI  u.  665  Seiten.  —  Mk.  14.  — 

Die  bevorstehende  Haager  Konferenz  gibt  besonderen  Grund,  auf  das 
vorliegende  Werk  als  auf  eine  Erscheinung  hinzuweisen,  welche  nachdrficklichen 
Anspruch  auf  die  aufmerksamste  Beachtung  aller  derjenigen  zu  erheben  hat 
welche  sich  mit  den  Fragen  des  völkerrechtlichen  Schieds-.  Untersuchungs- 
und  Vermittelungsverfahrens  zu  befassen  haben,  oder  besser  gesagt:  aller 
derjenigen,  welche  Pflicht  und  Bedürfnis  haben,  ihre  Anschauungen  über 
Wesen  und  Aufgaben  der  völkerrechtlichen  Entwickelung  zu  kontrollieren  und 
zu  klären. 

Nipp  Ol  da  Anschauungen  sind  so  zutreffend  und  so  fruchtbar,  wie 
irgend  etwas,  das  über  Völkerrecht  geschrieben  ist.  Seine  Auffassungen 
stehen  auf  dem  Boden  gründlicher  Kenntnis  der  Tatsachen  des  intemationaleii 
Staatenlebens  und  sie  sind  erwachsen  auf  dem  Grunde  des  gesunden  Wirk- 
lichkeitssinnes, welcher  sich  gleich  entfernt  hält  von  den  Hlusionen  eines 
völkerrechtlichen  Wolkenkuckucksheim  wie  von  dem  völkerrechtsfeindlichen 
Cynismus  des  wohl  weisen  Philisteriums,  welches  mit  dem  Gemeinplats  ^la 
force  prime  le  droit*"  die  Nichtigkeit  des  Völkerrechtsideals  unwiderleglich 
dargetan  zu  haben  vermeint.  Nippold  setzt  das  Prinzip  des  Völkerrechts 
in  die  „Solidarität  der  internationalen  Interessen*  (— ich  würde  lieber  sagen : 
„die  internationale  Solidarität  der  nationalen  Interessen'  — ).  Dieses  Prinzip 
vermißt  er  in  dem  „alten  Völkerrecht",  dem  er  das  „neue  Völkerrecht*  im  Sinn 
der  modernen  praktischen  Rechtsgemeinschaft  der  Staaten  gegenüber  stellt^ 
deren  Gegenstand  hauptsächlich  das  internationale  Verkehrs-  und  Verwaltungs- 
recht  ist  und  die  nunmehr  vor  allem  eine  Ausbildung  des  Verfahrens  in 
völkerrechtlichen  Streitigkeiten  erfordert.  In  dieser  letzteren  Richtung  betont 
N.  besonders,  daß  die  Streitigkeiten  zwischen  Kulturstaaten  heute  regelmäßig 
den  Charakter  von  Rechtsstreitigkeiten  tragen.  Daran  knüpft  er  eine  der 
Fortentwickelung  des  friedlichen  Verfahrens  günstige  Prognose  und  eine  Reihe 
von  praktischen  Vorschlägen,  die  im  ganzen  denjenigen  der  interparlamen- 
tarischen Konferenzen  entsprechen.  Mit  Nachdruck  behauptet  er  die  Not- 
wendigkeit und  gute  Aussicht  einer  Entwickelung  des  Vermittelungsverfahrens 
mit  der  Initiative  dritter  Staaten,  welche  da  einzusetzen  habe,  wo  auch  das 
vervollkommte  Schiedsverfahren  versagt.  Niemeyer. 


Die  Quellen  des  internationalen  Rechtes. 

Von  Professor  D.  G.  L.  LL.  D.  Frederlek  Polloek,  London.*) 
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unter  Völkerrecht  oder  internationalem  Recht  versteht  man 
die  Gesamtheit  der  Rechtsnormen,  die  von  den  Staaten  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  als  bindend  in  ihrem  wechselseitigen 
Verkehre  miteinander  und  mit  ihren  Angehörigen  anerkannt 
worden  sind.  Verträge  und  Vereinbamngen  zwischen  den  ein- 
zelnen Staaten  können  den  Rechtskreis  jener  Normen  einschränken 
oder  erweitem,  jedoch  nur  mit  der  Maßgabe,  daß  jede  derartige 
Abrede  ausschließlich  die  vertragschließenden  Teile  verpflichtet. 
Solche  Rechtshandlungen  können,  entsprechend  der  Natur  des 
Falles  und  den  besonderen  Umständen,  das  Bestehen  einer  Ge- 
wohnheit bezeugen,  welche  die  Kontrahenten  zur  Bequemlichkeit 
in  passende  Worte  und  in  eine  authentische  Form  zu  kleiden 
wünschten,  wenn  dies  auch  nicht  die  Regel  bildet.  Anderer- 
seits kanii  aber  auf  diesem  Wege  ihre  Unzufriedenheit  mit  der 
vorhandenen  Gewohnheit  und  der  Wunsch  nach  Reform,  bezw. 
das  Fehlen  eines  der  üebereinkunft  vorhergehenden  Gewohnheits- 
rechtes überhaupt,  vor  Augen  geführt  werden.  Es  ist  daher 
wertlos,  allerdings  mit  einer  noch  zu  erwähnenden  Ausnahme, 
eine  allgemeine  Würdigung  des  Wertes  von  Verträgen  und  von 
ähnlichen  urkundlichen  Fixierungen  als  Beweisstücke  des 
Völkerrechtes  zu  geben.  Der  eine  Ausnahmefall,  welcher  in- 
dessen von  wachsender  Häufigkeit  und  Bedeutung  ist,  liegt  dann 
vor,  wenn  eine  Abrede  oder  Erklärung  nicht  von  zwei  oder 
drei  Staaten  als  Gegenstand  einer  Abmachung  zwischen  ihnen 
ausgeht,    sondern    von    einer   beträchtlichen    Zahl    mächtiger 


*)  The  Law  Quarterly  Review,  Bd.  18  (1902)  S.  418—429.  Mit 
Genehmigang  des  Verfassers  ins  Deutsche  übertragen  von  Dr.  jur.  Arthur 
Adler,  Frankfurt  a.  M. 
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Kulturstaaten,  die  eine  rechtliche  Regelung  von  Angelegenheiten 
allgemeinen  und  bleibenden  Interesses  herbeizuführen  beabsich- 
tigen. Derartige  Beschlüsse  haben  neuerdings  erst  wieder  das 
Ergebnis  von  Kongressen  und  Konferenzen  gebildet,  die  aus- 
schließlich zu  jenem  Endzwecke  abgehalten  worden  sind.  Man 
hat  sie  so  formuliert,  daß  sie  den  nachträglichen  Beitritt 
weiterer  Staaten  zulassen  und  sogar  begünstigen.  Wenn  alle 
Großmächte,  oder  wenigstens  die  meisten,  zu  gewissen,  bereits 
allgemein  angewandten  Regeln  übereingekommen  sind,  so  sind 
zweifellos  die  so  gebilligten  Rechtssätze  in  der  Staatenpraxis, 
selbst  für  die  Staaten,  die  nicht  ausdrücklich  beigetreten  waren, 
von  schwerwiegender  Bedeutung.  Es  ist  kaum  zu  viel  gesagt, 
daß  derartige  Erklärungen,  in  Ermangelung  des  prompten  und 
wirksamen  Widerspruches  seitens  einer  Großmacht  ersten  Banges, 
in  kurzer  Frist  einen  Teil  des  universell  rezipierten  Völker- 
rechtes ausmachen  werden.  Wie  unter  den  Individuen,  so  ist 
es  auch  unter  den  Staaten:  die  Meinungen  und  das  Herkommen 
der  leitenden  Glieder  in  einem  Gemeinwesen  tragen  dazu  bei, 
ein  autoritatives  Beispiel  für  das  Ganze  zu  geben.  Einen 
schlagenden  Beweis  für  diese  Tendenz  hat  der  spanisch-nord- 
amerikanische Krieg  des  Jahres  1898  erbracht.  Keiner  der 
Kriegführenden  hatte  die  Bestimmungen  der  Pariser  Seerechts- 
deklaration von  1856  über  die  Kaperei  unterzeichnet ;  die  Ver- 
einigten Staaten  hatten  sogar  eine  Beitrittserklärung  grundsätzlich 
abgelehnt,  üeberdies  war  die  Pariser  Seerechtsdeklaration, 
was  die  Form  betrifft,  kein  Abkommen  von  höchster  völker- 
rechtlicher Autorität.  Trotzdem  gab  die  Union  bei  Ausbruch 
des  Krieges  ihre  Absicht  bekannt,  der  Deklaration  beizutreten, 
und  deren  Rechtssätze  sind  im  Verlaufe  des  Krieges  von  beiden 
Staaten  ordnungsmäßig  befolgt  worden.  Es  ist  leicht  möglich, 
daß  einige  der  Wünsche,  die  auf  der  Haager  Friedenskonferenz 
im  Jahre  1899  zu  Protokoll  gebracht  worden  sind,  als  Teil  des 
öffentlichen  Rechtes  der  Kulturstaaten  durch  allgemeine  An- 
erkennung ohne  jede  formelle  Ratifikation  allmählich  angenom- 
men werden. 

Im  ganzen  beruht  also  das  Völkerrecht  auf  einer  allgemeinen 
Uebereinstiramung,  die,   wenn  sie   auch   nur  ergänzend  durci 
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ausdrückliche  Bechtssatzung  beeinflußt  und  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  bestimmt  wird,  doch  unter  den  vorhandenen 
Umständen  niemals  vollständig  in  eine  Formel  gebracht  werden 
kann.  Das  will  soviel  heißen,  als  daß  das  Völkerrecht  dem 
Gewohnheitsrechte  gleichgestellt  werden  muß.  Einige  nehmen 
an,  daß,  soweit  es  nicht  in  authentischen  Staatsakten  enthalten 
ist,  es  der  Willkür  der  Lehrmeinungen  überlassen  bleibt ;  damit 
hat  man  u.  a.  beweisen  wollen,  daß  die  Existenz  des  Völker- 
rechtes nur  eine  Fiktion  sei.  Die  Ansicht  der  höchsten  gesetz- 
mäßigen Autoritäten  der  Englisch  redenden  Welt  geht  dahin, 
daß  die  Meinungen  erfahrener  und  bewährter  Publizisten  nicht 
als  bloßes  Gutachten,  sondern  als  Beweis  für  die  bestehende 
Staatenpraxis  gelten  sollen.  Wenn  wir  etwas  durch  Publizisten 
erfahren  und  gleichzeitig  in  der  Lage  sind,  ihre  Schlüsse  zu 
prüfen,  so  können  wir  uns  dieser  Mittel,  wie  bei  einer  jeden 
historischen  Forschung,  bedienen.  Das  macht  jedoch  ihr  Zeugnis 
noch  nicht  wertlos,  wie  einige  Neuere  behauptet  zu  haben 
scheinen. 

Nach  einer  Lehrmeinung  binden  die  Normen  des  inter- 
nationalen Rechtes  das  Gewissen  der  Staaten  als  Normen  der 
allgemeinen  Vernunft;  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Uebereinstimmung  der  Staaten  soll  nur  ein  Beweis  dafür  sein^ 
daß  die  wirklich  in  Geltung  stehenden  Gesetze  als  vernünftig 
erlaubt,  und  es  deshalb  auch,  alier  Wahrscheinlichkeit  nach,, 
sind,  m.  a.  W.,  das  Völkerrecht  ist  nichts  anderes  als  ein  Zweig 
des  Naturrechtes.  Darin  liegt  mehr  als  ein  Körnchen  ge- 
schichtlicher Wahrheit,  wie  wir  noch  sehen  werden.  Als  das 
moderne  Völkerrecht  aufkam,  wurde  es  im  Namen  des  Natur- 
rechtes  begrüßt,  das  lange  Zeit  eine  umfassende  Herrschaft 
ausgeübt  hatte.  Zu  einem  anderen  Zwecke  scheint  die  speku- 
lative Frage  kaum  wert,  aufgeworfen  zu  werden.  Jede  Rechts- 
wissenschaft, die  mit  wirklichen  Rechtsansprüchen  in  der  Welt 
der  wirklichen,  menschlichen  Streitigkeiten  zu  tun  hat,  muß 
das  als  vernünftig  ansehen,  was  allgemein  und  von  vernünftigen 
Personen,  die  mit  dem  in  Betracht  kommenden  Gegenstande 
vertraut  sind,  so  erachtet  wird.  Nun  kann  aber  nicht  ange- 
nommen  werden,   daß   sämtliche  Kulturstaaten   dem   beitreten 
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sollten,  was  sie  nicht  für  vernünftig  hielten,  oder  daß  die 
Staatsregierungen  weit  hinter  der  Moral  und  der  geistigen  Höhe 
eines  mittelmässig  klugen  Staatsbürgers  zurückstehen  sollten. 
Andererseits  ist  es  ein  allgemeiner  Grundsatz  der  Rechtswissen- 
schaft, daß  im  Zweifel  diejenige  Vorschrift  oder  Auslegung 
anzuwenden  ist,  welche  das  vernünftigste  Ergebnis  zeitigt.  Das 
Völkerrecht  ist  zum  mindesten  ebensogut  als  irgend  eine  andere 
Rechtsdisziplin  zum  Genüsse  der  Wohltat  dieses  allgemeinen 
Grundsatzes  berechtigt.  Je  mehr  man  aber  die  Analogie  des 
Völkerrechtes  mit  dem  Landesrechte  zuläßt,  desto  weniger  darf 
man  erwarten,  daß  sie  das  ganze  Gebiet  moralischer  Pflichten 
umfaßt,  oder  daß  sie  auf  eine  Anzahl  ethischer  Vorschriften 
reduziert  werden  kann,  die  in  regelmäßiger  Folge  von  ersten 
Grundsätzen  geleitet  sind.  Kein  Staatenkongreß  oder  Staaten- 
konzert hat  auch  jemals  beansprucht,  in  bezug  auf  Treue  und 
Moral  erhaben  zu  sein. 

lieber  den  unvollkommenen  Zustand  des  Völkerrechte, 
nämlich  insofern  ihm  ein  internationaler  Gerichtshof  mit  Exe- 
kutivgewalt fehlt,  ist  von  jeher  geredet  worden,  schon  damals 
als  Dante  seinen  Traktat  „De  Monarchia"  schrieb.  Manche 
Schriftsteller  haben  dies  zum  Beweise  für  die  Nichtexistenz 
eines  Völkerrechtes  angeführt.  Hierauf  ist  zunächst  zu  er- 
widern, daß  bei  allen  Staatsgewalten  die  den  Gerichten  zu- 
stehende Exekutive  einmal  rudimentär  gewesen  ist,  wenn  über- 
haupt von  einer  solchen  Exekutive  gesprochen  werden  konnte. 
Jedenfalls  ist  es  nicht  überall  wahr,  daß  selbst  die  höchsten 
Gerichte  in  den  modernsten  Kulturstaaten  immer  die  Voll- 
streckung ihrer  Urteile  erzwingen  können.  So  hat  noch  drei 
Jahrzehnte  vor  dem  amerikanischen  Bürgerkriege  der  St&aX 
Georgia  dem  obersten  Gerichtshofe  der  Vereinigten  Staaten 
anderthalb  Jahre  lang  Trotz  geboten,  mit  dem  offenen  Bekennt- 
nisse des  Präsidenten  der  Union :  „John  Marshall  hat  das  Urteil 
gefällt,  er  soll  es  auch  vollstrecken  lassen**.  Trotzdem  war 
das  von  John  Marshall  ergangene  Urteil  ein  Teil  des  ameri- 
kanischen Rechtes  und  wäre  es  auch  geblieben,  selbst  wenn 
seine  Vollstreckung  in  diesem  besonderen  Falle  ganz  unmöglich 
gewesen  wäre.    Im  Mittelalter  geschah  es  nicht  selten,  daß  mit- 
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einander  rivalisierende  Gerichte,  selbst  wenn  sie  dem  gleichen 
politischen  Verbände  angehörten,  sich  gegenseitig  einen  Prozeß 
abspenstig  und  die  Rechtsprechung  auf  jede  nur  erdenkliche 
Weise,  die  gerade  keine  Handgreiflichkeit  in  sich  barg,  streitig 
zu  machen  suchten.  Es  hat  Gerichte  mit  einer  sorgfältig  aus- 
gearbeiteten Verfassung  und  einem  dementsprechenden  Verfahren, 
und  doch  ohne  jede  zwingende  Gewalt,  gegeben.  Bekanntlich 
war  dies  der  vorherrschende  Zustand  in  Island,  kurz  vor  der 
normannischen  Eroberung.  Ohne  Zweifel  gibt  es  einzelne  fabel- 
hafte Erzählungen  selbst  in  den  Sagas,  welche,  wie  beispiels- 
weise die  Njäl-Saga,  die  historischsten  Stoffe  enthalten;  aber  ihre 
allgemeine  Nachricht  über  die  gesellschaftlichen  Zustände  und 
die  vorhandenen  Institutionen  kann  für  den  vorliegenden  Zweck 
als  genügend  wahr  angesehen  werden. 

Es  ist  ganz  richtig,  daß,  soweit  das  Völkerrecht  in  der 
Rechtsprechung  angewandt  worden  ist,  es  Gerichte  einzelner 
Staaten  waren,  die  oft,  wenn  auch  nicht  immer,  Fälle  ent- 
schieden haben,  bei  welchen  sie  unmittelbar  beteiligt  waren. 
Allein  diese  Gerichte  haben  immer  ausgesprochen,  daß  sie  ein 
internationales,  kein  rein  nationales  Recht  berücksichtigten.  Sie 
haben  sich  aufrichtig  bemüht,  unparteiische  Leitung  zu  finden. 
Am  schlimmsten  wird  sich  ihre  Lage  gestalten,  wenn  sie  sich 
in  der  eines  Richters  in  eigener  Sache  befinden,  was  überhaupt 
niemals  sein  sollte.  Zieht  man  jedoch  die  Analogie  des  Landes- 
rechtes und  die  allgemein  anerkannten  Rechtsgrundsätze  zu 
Rate,  so  wird  man  finden,  daß,  im  Falle  der  Not,  ein  Richter 
in  eigener  Angelegenheit  zu  sein  immer  noch  besser  ist  als  ein 
gänzliches  Versagen  von  Justiz  und  Gerichtsbarkeit,  und  daß 
der  Richter,  der  sich  in  jener  Lage  befindet,  die  Sache  anhören 
und  entscheiden  muß,  indem  er  sein  eigenes  Interesse  dabei  so 
viel  wie  möglich  hintansetzt. 

Man  nimmt  ziemlich  allgemein  an,  daß  alle  Streitigkeiten 
zwischen  souveränen  Staaten  denjenigen  der  Individuen  unter- 
einander entsprechen  und  daher  in  gleicher  Weise  durch  ein 
gerichtliches  Verfahren  geschlichtet  werden  können,  wenn  nur 
für  eine  angemessene  richterliche  Autorität  gesorgt  wird.  Leider 
ist  dies  nicht  der  Fall.    Die  eine  Klasse  internationaler  Streitig- 
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keiten,  die  sich  auf  Grenz-  und  Territorialrechte  bezieht,  bildet 
ein  nahezu  vollkommenes  Analogon  zu  den  Eigentumsklagen. 
Die  Hauptaufgabe  in  derartigen  Fällen  ist  die,  ein  Gericht 
anzugehen,  dessen  Entscheidung  von  beiden  Parteien  anerkannt 
wird,  wobei  die  Angabe  des  Grundes  des  erhobenen  Anspruches 
unter  Umständen  höchst  beschwerlich  werden  kann.  Es  wird 
hier  stets  ein  Vorvertrag  über  den  Umfang  des  zur  Entschei- 
dung reifen  Stoffes  abgeschlossen  werden.  Nichtsdestoweniger 
sind  die  Schwierigkeiten  derart,  daß  sie  mit  gutem  Willen  und 
Redlichkeit  überwunden  werden  können,  und  in  der  Tat  sind 
viele  Grenz-  und  ähnliche  Streitigkeiten,  die  in  früheren  Zeiten 
entweder  Veranlassung  zu  Kriegen  oder  einen  geeigneten  Vor- 
wand dazu  gegeben  haben  würden,  auf  friedlichem  Wege  bei- 
gelegt worden.  Es  kann  sogar,  und  durch  die  Analogie  aus 
dem  Privatrechte  unterstützt,  gesagt  werden,  daß  eine  von  zu- 
ständiger Stelle  gegebene  Entscheidung  stets  gerechter  und, 
was  noch  mehr  bedeutet,  für  die  Parteien  zufriedenstellender 
sein  wird,  als  ein  durch  unmittelbare  Verhandlung  geschaffenes 
Kompromiß. 

Andere  Zwistigkeiten  beruhen  auf  der  behaupteten  Ver- 
letzung oder  Nichterfüllung  von  Verpflichtungen,  wie  sie  durch 
Verträge,  Deklarationen  oder  gemeinsame,  gewohnheitsrechtliche 
Pflichten  den  Staaten  in  besonderen  Umständen  auferlegt  worden 
sind,  wie  z.  B.  der  Bruch  der  Neutralität  oder  die  Ueber- 
schreitung  in  der  Ausübung  der  Rechte  eines  Kriegführenden 
gegen  Neutrale.  Solche  Fälle  sind  zu  einer  gerichtlichen  Ent- 
scheidung weniger  geeignet  als  die  zuerst  erwähnte  Klasse. 
Bedeutend  schwieriger  ist  es,  das  Gebiet  des  zulässigen  Tuns 
abzugrenzen  und  feindliche  Anschuldigungen  und  andere  leicht 
zündende  Themata  auszuschließen.  Es  gibt  wenig  delikatere 
und  undefinierbarere  Fragen  als  die,  was  in  einem  gegebenen 
Falle  als  „unfreundliches  Verhalten"  anzusehen  ist.  Die 
Schwierigkeit  wächst  noch,  wenn,  wie  es  oft  geschieht,  kehie 
dauernde  Festsetzung  möglich  ist,  ohne  Bestimmungen  für  die 
Zukunft  festzulegen,  die  in  Wirklichkeit  wieder  zu  einer  neuen 
Vereinbarung  führen.  Hier  ist  es  am  besten,  die  ganze  An- 
gelegenheit durch  unmittelbare  Unterhandlung  zu  ordnen.    Sogar 
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da,  wo  die  Festsetzung  die  Fonn  des  Schiedsspruches  ange- 
nommen hat,  wird  man  finden,  daß  einige  oder  die  meisten 
Hauptpunkte  wirklich  von  der  einen  oder  anderen  Partei  ein- 
geräumt worden  sind.  So  lagen  beispielsweise  die  Verhältnisse 
bei  der  Alabama-Frage,  wegen  der  ein  Zwist  zwischen  England 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ausgebrochen  war. 
Die  gefährlichsten  Streitgebiete  der  Staaten  sind  diejenigen, 
welche  keine  endgültige  Abgrenzung  zulassen  oder  nur  auf  die  alte 
Formel  des  Ennius  zurückgeführt  werden  können:  „uter  esset 
induperator'' .  Kämpfe  um  Suprematie  oder  Vormachtstellung 
sind  keinem  Argumente  und  keiner  Entscheidung  unterworfen.  Der 
formelle  Vorwand  hierzu  kann  unscheinbar  sein;  das  macht 
jedoch  die  in  Betracht  kommenden  Faktoren  nicht  williger,  zu 
einer  Vermittelung  aufzufordern  oder  eine  solche  zu  dulden. 
Das  einzige,  vollständig  wirksame  Mittel  ist  eine  Koalition  von 
Mächten  mit  überlegener,  gemeinsamer  Stärke,  die  fest  ent- 
schlossen sind,  den  Frieden  auf  keine  Weise  stören  zu  lassen. 
Die  Furcht  hiervor  hat  eine  Anzahl  kleinerer  Kriege  verhindert; 
sie  kann  aber  selten  Staaten  beeinflussen,  die  mächtig  genug 
sind,  um  eine  derartige  Einmischung  zurückzuweisen  oder  durch 
neue  Verwickelungen  abzuwenden.  Freundliches  Zureden,  An- 
erbieten guter  Dienste  und  andere  wohltätige  diplomatische 
Künste  können  einen  Krieg  zwischen  Großmächten  abwenden. 
Sie  haben  es  auch  zuweilen  getan  und  vielleicht  bei  Gelegen- 
heiten und  unter  Umständen,  die  eine  weise  Bücksicht  für  das 
Gesamtinteresse  des  Friedens  bisher  geheim  gehalten  hat.  Was 
auch  durch  das  Mittel  ständiger  Empfehlungen,  von  Unter- 
sucbungs-  oder  Versöhnungskommissionen  und  ähnlichem  dazu 
dienen  mag,  um  den  Weg  für  jedes  derartige  Verfahren  zu 
glätten,  ist  hoch  anzuerkennen.  Aber  in  der  Hauptsache  muß 
die  Verantwortlichkeit  für  die  Beschäftigung  mit  den  sogenannten 
Fragen  der  nationalen  Ehre  und  vitalen  Interessen  von  den 
Regierungen  der  Großmächte  selber  noch  für  lange  Zeit  ab- 
hängen. Materielle  wie  ideelle  Erwägungen,  die  als  Klugheit 
erscheinen  mögen,  haben  im  letzten  Menschenalter  an  Stärke 
zugenommen.  Die  materiellen  Erwägungen  sind  einleuchtend 
und  notorisch,  während  die  ideellen  bis  jetzt  noch  in  keine 
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bestimmte  Form  gefaßt  werden  konnten ;  sie  sind  jedoch  nichts- 
destoweniger wirksam.  Inzwischen  müssen  Schiedsverträge, 
die  sorgfältig  entworfen  sind,  so  daß  sie  nur  diejenigen  Fälle 
umfassen,  bei  welchen  ein  Schiedsspruch  wirklich  ausführbar 
ist,  gefordert  werden,  selbst  wenn  sie  nur  mittelbaren  Vorteil 
gewähren,  obgleich  auch  das  nicht  als  Universalmittel  betrachtet 
werden  dürfte. 

U. 
Der  Ursprung  des  modernen  Völkerrechtes  als  eines  klaren 
Systems  von  Rechtsnormen  soll  im  folgenden  kurz  skizziert 
werden.  Es  hat  einmal  eine  bedeutende  Aehnlichkeit,  die  jetzt 
beinahe  in  Vergessenheit  geraten  ist,  zwischen  dem  Völker- 
rechte und  einem  anderen  kosmopolitischen  Komplexe  weltlichen 
Gewohnheitsrechtes,  dem  Handelsrechte,  gegeben,  nämlich  in 
der  Art  der  Verbreitung  und  Aufnahme.  Das  Handelsrecht  ist 
von  den  nationalen  Gresetzgebungen  des  Erdballs  so  assimiliert 
worden,  daß  es  gerade  durch  die  Vollkommenheit  des  eigenen 
Sieges  seiner  Sonderexistenz  verlustig  gegangen  ist.  Auch  das 
Handelsrecht  war,  ebenso  wie  das  Völkerrecht,  ursprünglich 
unabhängig  vom  gewöhnlichen  staatlichen  Rechte  und  beanspruchte 
die  Achtung  und  Pflege  seitens  der  nationalen  Behörden,  wie 
ein  Zweig  des  Naturrechtes,  als  Inbegriff  von  Rechtssätzen,  die 
durch  die  natürliche  menschliche  Vernunft  bewiesen  werden 
und  deshalb  zu  allgemeiner  Befolgung  verpflichteten.  Es  war 
das  Naturrecht,  auf  das  man  sich  zur  vernunftslehrigen  Lösung 
staatlicher  und  dynastischer  Streitigkeiten  berief.  Im  Namen 
des  Naturrechtes  hat  in  England  der  Kanzler  Eduards  IV.  das 
Recht  der  ausländischen  Kaufleute  durchgesetzt,  ihre  Angelegen- 
heiten dem  Billigkeitsrechte  zu  unterwerfen.^)  Man  muß  sich 
erinnern,  wie  stark  die  Naturrechtslehre  in  den  Köpfen  der 
mittelalterlichen  Publizisten  spukte.    Die  Aufgabe  des  Hugo 


1)  Im  Jahre  1473,  Y.  B.  13  Ed.  IV,  9,  pl.  ö.  Das  Naturrecht  ist  bei- 
läufig als  „Grundlage  allen  Rechtes"  nicht  lange  vorher  anerkannt  worden. 
Es  gehört  nicht  zu  unserer  Aufgabe,  zu  untersuchen,  ob  irgend  ein  politisches 
System  zur  Unterstützung  der  königlichen  Macht  durch  diese  gelegentlichen 
Erlasse  gedient  hat  Wir  wissen,  daß  nachmals  die  Tudors  das  Statute 
lato  als  die  bequemste  Handhabe  gebraucht  und  daß  die  Stuarts  sich  so  riel 
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Grotius,  sowie  seiner  Vorläufer  und  Nachfolger,  hat  darin 
bestanden,  einen  Zweig  des  Naturrechtes  zu  eliminieren  und  zu 
spezialisieren,  vor  dem  sich  jedermann  beugte,  nicht  das  zu 
ersinnen,  was  ihnen  am  nächsten  lag.  Man  würde  fehlgehen, 
wenn  man  annähme,  daß  Alberico  Gentili  oder  Hugo 
Grotius  die  Begriffe  der  römischen  Juristen  von  ius  naturale 
und  ius  gentium  für  eine  Welt  wieder  aufleben  ließen,  die  sie 
bereits  gänzlich  vergessen  hatte.  In  der  Tat  war  jede  politische 
und  moralische  Erörterung  lange  Zeit  von  einer  künstlichen 
Theorie  des  Naturrechtes  beherrscht,  deren  Spuren  auf  drei 
bestimmte  Quellen  in  der  Literatur  zurückgingen,  die  von  den 
Begründern  der  mittelalterlichen  Gelehrsamkeit  als  Autorität 
betrachtet  wurden.  Das  Naturrecht  wurde  aufgebaut,  und  zwar 
ganz  offen,  teils  auf  Stellen  bei  Aristoteles,  die  von  einem 
natürlichen  Rechte  sprachen,  teils  auf  Ausführungen  späterer 
griechischer,  meist  stoischer  Philosophen,  wie  sie  bei  Cicero 
ynd  anderen  Autoren  bis  auf  die  Kirchenväter  gefunden  wurden, 
und  schließlich  zum  Teil  auf  der  kunstgerechten  Weiterent- 
wickelung jener  Anschauungen  durch  römische  Juristen,  die  sich 
auf  der  Suche  nach  der  theoretischen  Grundlage  für  ein  Recht 
befanden,  das  aus  einem  nationalen  oder  Stammesrechte  zu 
einem  kosmopolitischen  geworden  war.^) 

Alle  diese  Autoritäten  galten  den  Gelehrten  des  12.  und 
13.  Jahrhunderts  als  nahezu  heilig.  Das  Corpus  juris  erschien 
ihnen  nicht  als  geschichtliche  Aufzeichnung  republikanischer 
und  kaiserlicher  Rechtsvorschriften  eines  heidnischen  Staats- 
wesens, sondern  als  Ueberlieferung  des  strenggläubigen  Kaisers 
Justinian,  Die  Lehre  Ciceros  ist  mit  jedem  nur  unberechtigten 
Beifalle  in  Zitaten  und  Kommentaren  christlicher  und  selig  ge- 
sprochener Autoren  verbreitet  worden,    üeber  das  Ansehen  des 


wie  möglich  an  das  Vorrecht  der  Krone  in  bezng  auf  Common  Law  ge- 
halten haben.  Die  Theorie  des  göttlichen  Rechtes  in  ihrer  englischen  Ge- 
staltong  stellte  ein  ungeschicktes  und  verspätetes  Stück  spekulativen  Natur- 
rechtes dar,  und  zwar  eine  schlechte  Probe  dieser  Art. 

^)  üeber  natura,  naturalis^  naturaliter  im  Corpus  juris  vergl. 
O.  Gradentoitz  in  der  Festgabe  der  juristischen  Fakultät  zu  Königsberg 
für  Joh,  Theod.  Schirmer.    Königsberg  i.  Pr.  1900. 
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Aristoteles  braucht  kaum  geredet  zu  werden,  denn  er  bildet 
den  Grundstock  des  Wissens  bei  allen  damaligen  Gelehrten. 
Durch  solche  führende  Namen  gerechtfertigt,  stellte  sich  das 
Naturrecht  als  eine  Norm  menschlichen  Verhaltens,  unabhängig 
von  der  positiven  Gesetzgebung  und  sogar  von  der  gottlichen 
Offenbarung,  dar,  immer  und  überall  bindend  kraft  seiner  wahren 
Vernunft.  Der  moderne  Leser  ist  geneigt  anzunehmen,  daß 
dieses  Naturrecht,  über  welches  ein  solches  Mysterium  ver- 
breitet worden  ist,  nichts  weiter  als  ein  anderer  Name  für  die 
allgemeinen  Grundsätze  der  Sittenlehre  war.^)  Vom  heutigen 
Standpunkte  aus  betrachtet,  ist  eine  derartige  Bemerkung  wohl 
gerechtfertigt.  Aber  man  muß  berücksichtigen,  daß  Ethik. 
Politik  und  Jurisprudenz  im  mittelalterlichen  Geiste  alles 
weniger  als  klar  voneinander  geschieden  waren.  In  der  Tat 
war  das  Naturrecht  von  weit  größerer  theoretischer  und  prak- 
tischer Bedeutung  in  politischer  als  in  moralischer  Beziehung. 
Und  sein  politischer  Gehalt  entging  auch  nicht  den  scharfen 
Augen  derer,  die  für  Kirche  und  Papsttum  wachten.  Eine  so 
ehrwürdige  Lehre  durfte  nicht  gering  angeschlagen  werden, 
wenn  sie  auch  ihren  Ursprung  nicht  dem  Schöße  der  Kirche 
verdankte ;  sie  mußte  blind  angenommen  und  verfochten  werden. 
Das  Naturrecht,  das  als  göttlich,  wenn  auch  nur  durch  weltliche 
Vernunft  erforschbar,  angesehen  wurde,  konnte  nicht  in  Wider- 
spruch zu  dem  wahren  Glauben  oder  zu  dem  Rechte  legitimer 
Fürsten  treten.  So  wurden  nicht  nur  Justinian,  sondern  auch 
Aristoteles  und  Cicero  durch  ihre  Kommentatoren  vermittelst 
einer  Politik,  die  so  klug  war  als  sie  uns  kühn  erscheint,  zn 
Anhängern  der  Kirche  gewonnen.  Die  unberechtigte  Suprematie 
des  Naturrechtes  steht  dem  Decretum  Crratiani  geradezu  auf  die 
Stirn  geschrieben.^  Auf  diese  Weise  wurde  das  allgemeine 
Ansehen  der  Kirche  gefestigt  oder  wieder  gestärkt,  immerhin 


1)  Vgl.  Holland,  Jurisprudence,  9.  Aufl.,  S.  30. 

^  „Naturale  iua  inter  omnia  primatum  obtinet  tempore  et  diffni- 
täte.    Cepit  enim  ab  exordio  rationalis  creaturae,  nee  variatur  tempore 

sed  immutabile  permanet Moralia  tnandata  ad  naturale  ins 

spectant  atque  ideo  nullatn  mutabilitatem  recepisse  monstrantur." 
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aber  noch  kein  Monopol  für  die  Auslegung  seitens  einer  be- 
sonderen offiziellen  Persönlichkeit  oder  Lehre  geschaffen. 

Seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts,  vielleicht  bereits  früher, 
fand  man,  daß  das  Naturrecht,  ebenso  wie  andere  Dokumente 
der  Dialektik,  in  manchen  Händen  zu  einer  Waffe  taugten. 
Vorkämpfer  kaiserlicher  und  päpstlicher  Ansprüche  spielten  es 
lebhaft  gegeneinander  aus.  Aber  keiner  von  ihnen  zweifelte 
jemals  daran,  daß  das  Naturrecht,  sobald  seine  Stellung  einmal 
gesichert,  über  Papst  und  Kaiser  gleich  erhaben  war,  wenn 
dies  auch  nicht  bezüglich  des  sekundären  Naturrechtes,  d.  h.  den 
Folgesätzen,  die  ohne  das  Vorhandensein  einer  positiven  Rege- 
lung vernünftig  sein  würden  oder  könnten,  aber  durch  positives 
menschliches  Recht  modifiziert  werden  können,  stimmte.^)  Die 
Anrufungen  des  Naturrechtes  waren  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
kaum  weniger  zahlreich  als  in  den  politischen  und  kirchlichen 
Streitigkeiten,  die  der  Reformationszeit  folgten.  Wie  ein  mittel- 
alterlicher König  hat  das  Naturrecht  die  unbeschränkbare 
Praerogative  der  Gesetzgebung  stets  da  ausgeübt,  wo  die  ordent- 
liche Gerichtsbarkeit  einer  Beschleunigung  oder  Ergänzung 
bedurfte.  Das  neue  Geltungsbereich  wurde  dadurch  geschaffen, 
daß  man  dem  ältesten  Teile  der  angenommenen  Lehre  einen 
erneuten  Vorsprung  gab. 

III. 

Der  klassische  Ausdruck  ius  gentium  war  im  Mittelalter 
ziemlich  aus  der  Mode  gekommen,  aber  deshalb  war  noch  kein 
Grund  vorhanden,  warum  er  nicht  angewandt  werden  sollte;  und 
dies  war  auch  zuweilen  der  Fall.  In  der  Zeit  der  Renaissance 
gelangte  er  wieder  zu  Ansehen,  so  daß  die  Schriftsteller  des 
16.  Jahrhunderts,  die  sämtlich  unter  dem  Namen  der  Vorläufer 
des  Grotius  bekannt  sind,  wenn  sie  auch  nicht  als  Juristen 
oder  Staatsmänner  sondern  als  Moralisten  schrieben,  ihn  will- 
kürlich als  Synonym  für  ius  naturale  oder  mit  Unterschieden 


^)  Das  ist  niedergelegt  durch  Thomas- von  Aquino,  See.  SecuncUie, 
qu.  Ivii.  de  iure,  artt,  2,  3,  Die  sekundäre  Bedeutung  des  Naturrechtes 
erlangte  eine  übertriebene  und  sogar  ausschließliche  Herrschaft  in  Verbindung 
mit  dem  utopischen  „Natur Staate",  nachdem  die  scholastische  Doktrin  und 
ihre  sorgfältigen  Unterscheidungen  vergessen  worden  waren. 


,  -  -f 
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eigener  Erfindung  benutzten.  Die  klassischen  römischen  Juristen 
hatten  keine  bestimmte  Ueberlieferung  über  die  Beziehungen 
des  itis  naturale  zum  ius  gentium  hinterlassen,  auch  haben 
schließlich  ihre  Nachfolger  nicht  alle  Stellen  berücksichtigt. 
Vielleicht  ist  es  richtig,  unter  ius  naturale  den  Inbegriff  der 
Rechtsregeln  über  das  menschliche  Verhalten  zu  verstehen, 
welche  deshalb  rezipiert  werden  mußten,  weil  sie  in  sich  ver- 
nünftig sind,  und  als  ins  gentium  die  Gresamtheit  der  Normen 
zu  bezeichnen,  die  tatsächlich  durch  die  allgemeine  üeberein- 
stimmung  der  Kulturgemeinschaft  aufgenommen  worden  sind. 
Das  schlösse  nicht  aus,  daß  die  beiden  Ausdrücke,  was  ihre 
praktische  Bedeutung  anlangt,  in  vielen  Fällen  gleichwertig 'mit- 
einander sind,  und  es  steht  fest,  daß  die  römischen  Juristen  sie 
gelegentlich  miteinander  vertauscht  haben.  Es  gibt  Beleg- 
stellen für  eine  theoretische  Unterscheidung,  wie  sie  hier  an- 
genommen worden  ist,  aber  das  vorhandene  Material  reicht 
nicht  aus,  um  zu  ermessen,  wie  weit  sich  die  allgemeine  Aner- 
kennung erstreckt  hat;  überdies  sind  selbst  die  Meinungen  her- 
vorragender moderner  Romanisten  über  diesen  Punkt  geteilt. 
Alberico  Gentili,  der  mehr  als  irgend  ein  anderer  vor 
Grotius  als  der  Pionier  des  Völkerrechtes  bezeichnet  werden 
kann,  stützt  sich  ausdrücklich  auf  die  Identität  des  Völkerrechtes 
(das  allerdings  nicht  mit  dem  Völkerrechte  in  unserem  Sinne 
genau  übereinstimmt)  mit  dem  Naturrechte.  Er  zitiert  die 
römischen  Juristen,  aber,  obgleich  ohne  Beziehungen  zur  Kirche, 
hält  er  mit  so  großer  Achtung  vor  der  scholastischen  Tradition 
zurück,  daß  er  sich  auf  die  Kirchenväter  bezieht.  Nach  seiner 
Meinung  sind  die  Regeln  des  ius  gentium  durch  die  dauernde 
I  und  allgemeine  Uebereinkunft  der  Menschheit  begründet,  „qitod 

success^ive  placere  omnibus  visum  est'',  da  dies,  wie  er  richtig 
Ui  im  Vorgefühle,  daß  er  widersprochen  bleibe,  bemerkt,  das  einzige 

V  Beweismittel  ist,  durch  welches  das  ungeschriebene  Recht  über- 

haupt begründet  werden  kann.  ^)  Aber  diese  Regeln  sind  ebenso 
bindend,  wie  Gentili  meint,  da  sie  von  der  absoluten  und  augen- 
scheinlichen Vernunft  diktiert  sind.     Die  allgemeine  Vernunft 

^)  „Et  vero   ius  non  scriptum,  ut  hoc  est,  item  ut  consuetudo, 
aliter  non  inducitur*' . 
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aber  gebe  sich  in  der  Uebereinstimmung  vernünftiger  Menschen 
kund.  Was  die  Terminologie  anlangt,  so  war  Gen  tili  nicht 
der  Ansicht,  daß  ius  gentium  ausschließlich  oder  in  erster 
Linie  den  Inbegriff  der  die  Staaten  bindenden  Normen  bedeute. 
Er  sagt  weiter  nichts,  als  daß  die  Staaten  in  ihren  Beziehungen 
Zueinander,  selbst  im  Kriege,  der  Herrschaft  der  natürlichen 
Vernunft,  die  durch  die  allgemeine  Uebereinstimmung  bezeugt 
ist,  unterworfen  sind,  was  ununterschiedlich  ins  gentium  oder 
ins  naturale  genannt  werden  kann,  je  nachdem  man  mehr 
Gewicht  auf  das  eine  oder  andere  Element  legt.  Hierin  soll 
das  Naturrecht  immer  in  seinen  breiten  Grundsätzen  anwendbar 
sein  und  zwar  auch  auf  dem  Wege  der  Deduktion,  um,  in  Er- 
mangelung einer  anderen  Satzung,  und  ohne  Präjudiz,  wo  eine 
zuständige  Autorität  existiert,  auf  jedes  positive  Recht,  das 
nicht  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  entgegensteht,  die  von 
jener  Autorität  erlassen  sein  können,  eigene  Normen  zu  setzen. 
Dies  ist  die  bekannte  scholastische  Lehre,  welche  bereits  zwischen 
dem  „primären"  und  dem  „sekundären*  Naturrechte  erwähnt 
worden  ist.  Im  Falle  des  Krieges  zwischen  unabhängigen 
Souveränen  gibt  es  keine  gewöhnliche,  positive  Autorität;  denn 
Gentiliy  ein  verbannter  Haeretiker^),  konnte  nicht  zulassen, 
daß  Papst  oder  Kaiser  zu  einer  universellen  Jurisdiktion  be- 
rechtigt wären;  und  seit  der  Reformation  war  es  zweifellos, 
daß  keiner  von  beiden  in  der  Tat  zu  einer  solchen  die  Macht 
hatte.  Von  hier  ab  werden  wir  wieder  auf  das  Naturrecht 
gestoßen,  nicht  nur  für  die  endgültigen  Grundsätze  sondern  auch 
für  die  Gesamtheit  der  Rechtsnormen,  die,  einmal  entdeckt,  das 
ius  belli  begründen  sollten.  Seine  Aufgabe  ist  m.  E.  als  das 
Spezialproblem  zu  betrachten,  das  Naturrecht  auf  eine  Klasse 
von  Fällen  zu  übertragen,  die,  wie  Gentili  eingangs  bemerkt, 
bisher  durch  systematische  Schriftsteller  vernachlässigt  worden 
waren.     Sie  bedeutet  die  Ausfüllung  einer  Lücke  in  dem  bereits 


^)  Alberico  Gentili  war  „gezwangen  sein  Vaterland  aus  Gründen 
der  Religion  za  verlassen",  wie  das  Empfehlungsschreiben  des  Earl  of 
Leieester  an  die  Universität  Oxford  zeigt  (Holland^  Alb.  Gent.  De  Jure 
Belli,  auf  Seite  VIII  der  Vorrede),,  obgleich  nicht  daraus  hervorgeht,  ob  das 
Verfahren  gegen  ihn  jemals  zu  einem  endgültigen  Abschlüsse  führte. 
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bestehenden  Lehrgerüste,  keine  Neukonstruktion,  die  größer 
wäre,  als  die  alte  gewesen  ist.  So  erschien  das  ganze  Handels- 
recht den  scharfsinnigen  englischen  Juristen  bis  weit  in  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  hinein  als  bloßer  Nebenpunkt  in 
dem  Erwerbe  des  Rechtes  auf  Privateigentum. 

Bei  Grotms  liegt  die  Sache  anders;  er  beginnt  ein  neues, 
wohldurchdachtes  und  großes  Unternehmen  und  erfindet  oder 
verwendet  Ausdrücke  hierfür.  Er  definiert  seinen  Gegenstand 
zu  Beginne  als  „itis  illud  quod  inter  populos  plures  atU 
populorum  rectores  intercedit".  Nur  Frans  Suarez  und 
Hooker  hatten,  wie  es  scheint,  bereits  vor  ihm  diese  Klarheit 
dCT  Sprache  erlangt^),  und  keiner  von  ihnen  hatte  den  Gegen- 
stand weiter  verfolgt. 

Für  Grotius  gibt  es  nicht  bloß  eine  logische  Möglichkeit 
der  Anwendung  des  Naturrechtes  auf  die  rechtserheblichen 
Tatsachen  des  Krieges  und  der  Diplomatie,  auch  würde  er  nicht 
damit  zufrieden  gewesen  sein,  zu  sagen,  daß  es  einen  speziellen 
Abschnitt  des  Naturrechtes  gibt,  oder  geben  kann,  welcher 
darüber  handelt.  Er  sieht,  daß  die  Eroberung  dieses  neuen 
Feldes  nicht  nur  ausführbar,  sondern  das  wichtigste  ist,  was 
getan  werden  kann.  Die  neuere  Entwickelung  des  ius  gentium 
bestand  darin,  wie  es  auch  im  Endergebnisse  war,  alle  früheren 
Arbeiten  zu  verdunkeln.  Der  Name  „Völkerrecht**  kann  mit 
Recht  der  Wissenschaft  gegeben  werden,  die  jetzt  durch  Aner- 
kennung seitens  einer  großen  Anzahl  souveräner  Staaten  in 
Europa  begründet  wurde.  Es  kann  dahin  gestellt  bleiben,  ob 
Grotius  wußte,  daß  die  klassische  Bedeutung  von  ius  gentium, 
nämlich    die    Gesamtheit    der    durcli    allgemeine    Gewohnheit 


^)  Der  Wert  der  Kenntnis  der  Stelle,  die  von  mehreren  modernen  Schrift^ 
steilem  angeführt  wird  (De  Leg.  IL  XIX,  §  9),  seitens  Suarez  nnd  die 
mit  den  Worten  schließt:  „ita  in  universo  humano  genere  poiuerunt 
iura  gentium  moiibus  iniroduci",  wird  durch  seine  Annahme,  daß  diese 
Hechtssätze  nur  gering  an  Zahl  nnd  einfache  sind,  eher  abgeschwächt:  ,ea 
quae  ad  Iwc  ius  pertinent  et  pauca  sunt  et  iuri  naturali  ealde  pro- 
p  in  qua".  Hooker  gibt  nns  einen  viel  gerechteren  Begriff  von  der  Be- 
deutung des  Gegenstandes,  sowie  eine  Einteilung  in  Regeln  an,  die  in  Friedens- 
und  Kriegszeiten  anwendbar  sind.  Man  ist  versucht,  einen  privaten  Verkehr 
zwischen  Ho oker  und  Gentili  anzunehmen,  aber  dafür  sprechen  keine  Beweise. 
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sanktionierten  Verhaltungsmaßregeln,  fähig  ist,  Normen  in  sich 
zu  enthalten,  die  das  zwischenstaatliche  Gewohnheitsrecht  dar- 
stellen, und  sie  gelegentlich  in  die  lateinische  Literatur  ein- 
bezog. 0  Sicherlich  wußte  er,  daß  gentes  nicht  die  Mehrzahl 
von  civitas  oder  popiilus  bedeutet,  was  die  alleinigen  klassischen 
Bezeichnungen  für  Staat  oder  Nation  in  ihrer  politischen  Eigen- 
schaft sind,  und  würde  auch  kein  neues  Wort  wie  ius  inter 
gentes  gewagt  haben.  Die  Philologie  hatte  erst  neue  Triumphe 
gefeiert  und  war  nicht  geneigt,  sich  verspotten  zu  lassen.  Aber 
Grotius  war  erhaben  darüber,  einen  gewissen  Grad  sprach- 
licher Kunst  zu  gebrauchen,  um  die  alte  Autorität  des  ius 
gentium  zu  seinem  Spezialzwecke  umzuändern.  In  der  Tat 
war  diese  Kunst  nicht  ganz  neu.  Suarez  hatte  von  iMva 
gentium  in  einem,  was  man  so  nennen  mag,  besonderen  inter- 
nationalen Sinne  gesprochen,  und  Hooker  hatte  wirklich  gesagt, 
daß  yjke  third  kind  of  law  which  toucheth  all  such  several 
bodies  poUtic  so  far  as  one  of  them  hath  public  commerce 
with  another^  Völkerrecht  ist,  nicht  bloß  genannt  wird.  2) 

Noch  bemerkenswerter  ist  auf  den  ersten  Blick  die  Sprache, 
die  fast  ein  Jahrtausend  vor  Grotius  von  Isidorus  von 
Sevilla  gebraucht  wird.  Seine  Aufzählung  von  dem,  was 
ius  gentium  sei,  nämlich  Materien  wie  die  kriegerische  Be- 
setzung feindlichen  Staatsgebietes,  Krieg  überhaupt,  Frieden, 
Waffenstillstand  und  die  ünverletzlichkeit  der  Gesandten,  könnte 
in  ein  modernes  Kompendium  mit  wenig  Aenderungen  aufge- 
nommen werden.'^)  Dennoch  ist  es  sicher,  daß,  was  auch  den 
guten  Bischof  veranlaßt  hat,  aus  den  Trümmern  des  west- 
römischen Reiches  möglichst  die  altertümliche  Ueberlieferung 
eines    Festus    und    Aulus    Gellius    zu    erhalten,    etwas    dem 

^)  H.  Nettleship,  Contributions  to  Latin  Lexicographijy  s.v. 

2)  Eccl.  Pol.  I.  X,  §  12. 

3)  „Ins  gentium  est  sediutn  occupatio,  aedificatio,  munitio,  bella, 
captivitatea,  Servitutes,  postliminia,  foedera,  pa^es,  induciae,  legatorum 
non  violandorum  religio,  connubia  inter  allen f genas  prohibita;  et  inde 
ius  gentium  quod  eo  iure  omne  fere  gentes  utuntur",  Jsid,  Hisp. 
Et  gm.  V  6  (in  Migne,  Putrol.,  Bd.  40,  S.  231);  angeführt  und  mehr  oder 
weniger  von  verschiedenen  modernen  SchriftsteUern  besprochen,  am  besten 
vielleicht  noch  von  Westlake. 
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moderaen  Völkerrechte  Entsprechendes  nicht  war.  Eher  würde 
es  scheinen,  daß  seine  Beispiele  über  allgemeine  Gewohnheit  — 
denn  das  ist  wahrscheinlich  der  treffendste  moderne  Ausdruck 
für  das,  was  ius  gentium  dem  Isidorus  bedeutete  —  öffentlichen 
Staatsangelegenheiten  entnommen  waren,  nicht  deshalb,  weil  er 
sie  für  besonders  wichtig  hielt,  sondern  weil  das  Privatrecht 
aus  einer  Menge  territorialer  und  nationaler  Gewohnheiten 
bestand,  und  man  nicht  länger  sagen  konnte,  daß  es  in  privat- 
rechtlichen Dingen  ein  ius  gentium  gebe.  Zweifellos  war  das 
Kirchenrecht  ein  Weltrecht,  aber  die  wirksame  Verteidigung 
seiner  Universalität  und  die  Abgrenzung  seiner  Beziehung  zum 
Naturrechte  waren  einer  späteren,  kraftvolleren  Generation  vor- 
behalten. Vielleicht  stellen  jedoch  die  Worte  des  Isidorus 
ein  fragmentarisches  Exzerpt  aus  einem  früheren  Schriftsteller 
dar,  welches  ohne  einsichtige  Beachtung  des  Zusammenhanges 
gemacht  worden  war.^)  Wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  nur 
die  Wiederentdeckung  der  verlorenen  Stelle  auf  die  richtige 
Spur  führen.  Das  ius  gentium  wurde,  so  wie  es  von  Isidorus 
beschrieben  worden  war,  in  das  Decretum  Gratiani  aufge- 
nommen, aber  ohne  jede  Erläuterung,  und  es  scheint  auf  den 
mittelalterlichen  Begriff  oder  die  Terminologie  dieser  Epoche 
keinen  sonderlichen  Einfluß  ausgeübt  zu  haben.  Alberico 
Gentili  verweist  hierauf,  Grotius  augenscheinlich  nicht. 

Im  ganzen  ist  also  die  gemeine  Meinung  gerechtfertigt. 
Grotius'  Name  wird  immer  genannt  werden,  wenn  von  der 
Begründung  des  Völkerrechtes  als  einer  Wissenschaft  gesprochen 
wird.  Seitdem  sind  viele  Theorien  ins  Land  gegangen,  die 
freilich  mehr  durch  den  Zeitgeist  der  Moralphilosopfaie  oder 
durch  eigene  philosophische  Vorliebe  ihres  Begründers  als  durc 
eigene  Entwickelung  von  innen  heraus  beeinflußt  w^aren.  Viel- 
leicht ist  es  deshalb  doch  nicht  ganz  richtig,  wenn,  wie  ge- 
wöhnlich, gelehrt  wird,  daß  alle  Nachfolger  des  Grotius  auf 
seinem  Werke  ihr  Lehrgebäude  errichtet  haben.  Aber  das 
kann  wenigstens  mit  Bestimmtheit  ausgesprochen  werden,  daß 
er  auf  alle  Fälle  eine  feste  Grundlage  hierzu  gesichert  hat. 

1)  Das  Original  war  vielleicht  die  Stelle  bei  Hermogenian,  von  der 
uns  ein  Fragment  in  /.  5  D.  de  iustitia  et  iure,  1,1  erhalten  ist. 


Der  Einfluß   von  Staatsverträgen   auf  die  Verwaltung 

des  Innern. 

Von  Dr.  Franz  Dochow»  Privatdozent  in  Heidelberg. 

Die  Tätigkeit  des  Staates  im  Innern  ist  durch  den  inter- 
nationalen Verkehr  nicht  unberührt  geblieben,  man  kann  sagen, 
daß  heute  kein  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  diesem  Einfluß 
auf  die  Dauer  entzogen  werden  könnte.  Man  versteht  unter  Ver- 
waltung die  Staatstätigkeit,  welche  übrig  bleibt,  wenn  man  Ge- 
setzgebung und  Rechtsprechung  ausscheidet,  anders  ausgedrückt : 
die  staatliche  Verwaltung  zeigt  sich  im  wesentlichen  in  der 
Tätigkeit  der  nicht  im  Justizdienst  beschäftigten  Beamten.  Daß 
sich  unter  den  Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Körperschaften 
Staatsbeamte  befinden,  ist  belanglos,  sie  betätigen  sich  hier  nur 
als  Abgeordnete. 

Die  stets  wachsende  Fülle  von  intemationalrechtlichen 
Materien  verlangt  eine  übersichtlichere  Gliederung,  als  sie  in 
den  systematischen  Darstellungen  des  Völkerrechts  zur  Durch- 
führung gelangt,  und  zwar  nach  dem  Inhält  der  Verträge,  die 
sie  regeln.  Wenn  man  dabei  die  übliche  Einteilung  des  nati- 
onalen Rechts  beibehält,  so  kann  man  mit  gleichem  Recht  ein 
internationales  Verwaltungsrecht  abzugrenzen  versuchen,  wie 
man  ein  internationales  Privat-  und  Strafrecht  von  anderen 
internationalrechtlichen  Gebieten  getrennt  hat. 

Dem  internationalen  Verwaltungsrecht  des  Innern  sind  die 
international  geregelten  Materien  einzugliedern,  die  ihrer  Natur 
nach  in  das  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  gehören.  Die  Ver- 
waltung der  auswärtigen  Angelegenheiten  ist  eine  Sache  für 
sich,  man  denkt  ja  auch  im  allgemeinen  nur  an  die  Verwaltung 
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des  Innern,  wenn  man  schlechthin  von  Verwaltung  spricht.*) 
Geht  man  davon  aus,  daß  dem  internationalen  Verwaltungsrecht 
auf  jeden  Fall  alle  Bestimmungen  angehören,  die  sich  auf  die 
Tätigkeit  der  Verwaltungsbeamten  ^  beziehen,  so  gelingt  ^ 
wichtige,  bisher  wenig  beachtete  Materien  in  den  Vordergrund 
treten  zu  lassen. 

Eine  derartige  Absonderung  aus  dem  internationalen  Rechts- 
gebiet erfolgt  nicht  nur  im  Interesse  der  Uebersichtlichkeit, 
die  eine  Fortbildung  dieses  Rechtes  erleichtem  kann,  sondern 
auch  um  einmal  zeigen  zu  können,  wie  weit  die  Verwaltung 
des  Innern  eines  Staates  durch  Ausffihrungsbestimraungen  zu 
internationalen  Verträgen  beeinflußt  und  durch  die  Weiter- 
entwicklung des  internationalen  Verwaltungsrechtes  bedingt  ist 

Das  Verkehrsbedürfnis  der  Bevölkerung  verlangt,  daß  die 
Staaten,  um  ihre  Zwecke  vollständig  erfüllen  zu  können,  unter- 
einander in  Verkehr  treten  und  diese  Wechselbeziehungen  nach 
Möglichkeit  zu  dauernden  gestalten.  Zu  diesem  Zweck  werden 
Staatsverträge  abgeschlossen,  die  die  Rechte  und  Pflichten  fest- 
legen. Diese  Verträge  werden  erfüllt,  indem  eine  dauernde 
gegenseitige  Beschränkung  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
zur  Durchführung  gelangt,  bis  ein  Rücktritt  vom  Vertrag  recht- 
mäßig erfolgt  ist.  Dabei  kommen  für  die  Lehre  vom  inter- 
nationalen Verwaltungsrecht  Verträge,  die  nur  für  die  Grenz- 
bewohner von  Wert  sind,  in  gleicher  Weise  in  Betracht,  wie 
solche,  die  berechtigte  Interessen  der  Gesamtbevölkerung  zu 
fördern  suchen.  Denn  die  Schwierigkeiten,  die  einer  zweck- 
mäßigen Regelung  und  Durchführung  der  durch  die  Verträge 
notwendig  gewordenen  Verwaltungsmaßnahmen  entgegenstehen, 
sind,  unbekümmert  um  die  Zahl  der  Interessenten,  vielfach  die 
gleichen. 

Abgesehen  von  den  noch  nicht  ratifizierten  Berner  üeber- 
einkommen  über  Fragen  des  Arbeiterschutzrechtes  vom  Jahre 

^)  DochotOf  Vereinheitlichong  des  Arbeiterschatzrechtes  durch  Stuts- 
vertrage.  Ein  Beitrag  zum  internationalen  Verwaltungsrecht.  Berlin  1907. 
S.  3  ff.    Internationales  Verwaltungsrecht 

2)  Lorenz  von  Stein  hat  einmal  das  Verwaltungsrecht  das  Arbeits- 
recht des  verwaltenden  Staates  genannt  Vgl.  Wörterbuch  des  Deut«hen 
Verwaltungsrechts  n,  709. 
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1906,  die  nur  ein  einseitiges,  aber  gleichmäßiges  Vorgehen  des 
Vertragschließenden  zur  Voraussetzung  haben,  ^)  sichern  sich  die 
Staaten  in  den  Verträgen  gegenseitig  Vorteile  zu.^ 

Erst  eine  Durchsicht  aller  Verträge  würde  ein  Bild  von 
ihrer  Einwirkung  auf  die  Verwaltung  des  Innern  und  von  dem 
umfang  des  in  einem  Staate  geltenden  internationalen  Ver- 
waltungsrechtes geben.  Dabei  würde  sich  dann  auch  feststellen 
lassen,  ob  und  wieweit  die  Vorteile  die  aus  den  internationalen 
Beziehungen  entstehenden  Nachteile  überwiegen.  Das  wird  im 
allgemeinen  aus  dem  Unterschiede  klar,  der  sich  bei  einem 
Vergleich  des  geltenden  und  des  infolge  des  Vertrages  zu 
schaffenden  Rechtes  ergibt.^)  Um  die  Schwierigkeiten  anzudeuten, 
die  den  Staaten  aus  der  Erfüllung  der  von  ihnen  abgeschlossenen 
Verträge  entstehen,  genügen  einige  Beispiele. 

Zur  Bekämpfung  der  Reblaus  wurde  1873  eine  kaiserliche 
Verordnung  erlassen,  der  zwei  Jahre  später  ein  Reichsgesetz 
folgte.  Im  Jahre  1878  schlössen  verschiedene  Staaten  eine 
Konvention,  von  der  sie  zurücktraten,  um  sich  von  neuem  in 
Bern  über  die  Reblauskonvention  des  Jahres  1881  zu  einigen. 
Damach  verpflichten  sich  die  Staaten,  ihre  innere  Gesetzgebung, 
sofern  sie  es  nicht  bereits  getan,  zu  vervollständigen,  um  ein  ge- 
meinsames und  wirksames  Vorgehen  gegen  die  Einschleppung 
und  Verbreitung  der  Reblaus  zu  sichern.  Die  Staaten,  die  noch 
nichts  geleistet,  hatten  die  meisten  Mehrarbeiten  vorzunehmen, 
am  wenigsten  die,  deren  Recht  zum  Ausgangspunkt  genommen  war. 

Die  einleitende  Bestimmung  der  Konvention  enthält  die 
Aufforderung,  übereinstimmendes  Recht  zu  schaffen.  Die  Kon- 
vention enthält  außerdem  noch  eine  Anleitung,  wie  dieses  Recht 
beschaffen  sein  soll,  sie  stellt  einen  Rahmen  auf  in  den  sich 
die  Maßnahmen  einzufügen  haben,  über  die  sich  die  Staaten 
gegenseitig  in  bestimmter  Weise  Mitteilungen  zukommen  lassen 
müssen. 


1)  Dochotc,  a.a.O.  S.  12. 

^  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentUchen  Rechte.  II.  Aufl. 
Tfibingen  1905,  S.  316. 

3)  Niemeyer,  Vorschläge  und  Materialien  zor  Kodifikation  des  inter- 
nationalen Privatrechts.    Leipzig  1895,  S.  52.  —  Dochotc,  a.  a.  0.  S.  72  3. 
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Die  Mehrbelastung  der  Geschäftstätigkeit  der  zustandigen 
Behörde  ist  eine  ganz  erhebliche.  Die  Notwendigkeit,  der 
Konvention  beizutreten,  war  für  das  Deutsche  Reich  gegeben, 
man  kannte  und  kennt  noch  heute  kein  Mittel  für  eine  wirksame 
Bekämpfung  dieses  Weinbergschädlings.  Wo  die  Reblaus  auf- 
tritt muß  eine  vollständige  Vernichtung  der  Reben  vorgenommen 
werden.  Der  dadurch  entstehende  Schaden  ist  groß  genug,  um 
die  weitgehendsten  Vorsichtsmaßregeln  gegen  die  Einschleppung 
und  Verbreitung  zu  rechtfertigen.  Um  diese  Konvention  zu 
erfüllen  wurde  nicht  nur  der  Reichsgesetzgebung  und  Verwaltung 
reichliche  Gelegenheit  zur  Tätigkeit  gegeben,  sondern  auch  die 
Einzelstaaten  sahen  sich  veranlaßt,  Gesetze  und-  Verordnungen 
zu  erlassen,  in  denen  vor  allem  die  Zuständigkeit  der  Behörden 
bestimmt  und  die  Entschädigungsfrage  geregelt  werden  mußte. 
Wenn  man  auch  annehmen  kann,  daß  ohne  die  internationale 
Konvention  seitens  des  Reiches  Vorkehrungsmaßregeln  hätten 
getroffen  werden  müssen,  vielleicht  auch  annähernd  im  gleiclien 
Umfang,  so  darf  man  doch  nicht  übersehen,  daß  infolge  der 
internationalen  Bestimmungen  eine  Anzahl  Maßnahmen  ergriffen 
worden  sind,  die  sonst  unterblieben  wären.  Diese  Mehrarbeit, 
die  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  verursacht  ist,  wird  aber 
reichlich  dadurch  ausgeglichen,  daß  die  Vertragschließenden 
durch  ihr  gemeinsames  Vorgehen  sich  gegenseitig  die  Arbeit 
erleichtern.  Was  jenseits  der  Grenze  geschieht,  ist  dem  Ein- 
fluß des  Staates  entzogen,  er  ist  auf  den  guten  Willen  der 
Nachbarn  angewiesen,  und  es  verleiht  ohne  Zweifel  eine  große 
Befriedigung  und  größere  Sicherheit,  wenn  der  Nachbarstaat 
sich  in  seinem  freien  Ermessen  auch  durch  Gesetz  und  Ver- 
ordnung gebunden  sieht.  Der  Gedanke  an  die  Mühe  und  die 
Unkosten,  die  aus  einer  internationalen  Vereinbarung  der  Ver- 
waltung erwachsen,  darf  selbstverständlich  die  Staaten  von  deren 
Abschluß  nicht  abhalten.  Die  Behörden  erfüllen  ja  nur  ihren 
Zweck,  wenn  sie  sich  zum  Wohl  der  wirtschaftlichen,  Interessen 
betätigen,  wenn  sie  den  Einzelnen  mit  staatlichen  Mitteln  da 
unterstützen,  wo  er  sich  selbst  nicht  zu  helfen  weiß,  wo  ein 
gleichmäßiges  Vorgehen  nur  gesetzlich  erzwungen  werden  kann. 
Dem  Beamten  kann  es   übrigens  gleichgültig  sein,  ob  die  In- 
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stniktion,  an  die  er  gebunden  ist,  die  Folge  einer  internationalen 
Konvention  ist  oder  nicht. 

Bei  der  Bekämpfung  der  Reblaus  hat  sich  gezeigt,  daß  der 
einzelne  Staat  sich  das  Leben  nur  erschweren  würde,  wenn  er 
sich  gegen  die  Nachbarn  abschlösse.  Der  im  Inland  zweck- 
entsprechend durchgeführte  Schutz  kommt  auch  dem  Ausland  zu 
Gute.  Ob  man  dort  in  gleichem  Sinne  die  Konvention  zu  er- 
füllen bestrebt  ist,  kann  im  einzelnen  natürlich  nicht  geprüft 
werden,  es  fehlt  an  einer  Behörde,  die  dazu  befugt  ist.  Es  ist 
aber  anzunehmen,  daß  es  geschieht,  denn  gerade  im  vorliegen- 
den Falle  würde  es  ein  Staat  nicht  wagen  können,  z.  B.  die 
von  ihm  verlangten  Berichte  nicht  wahrheitsgemäß  zu  erstatten. 
Auf  Grund  von  Zeitungsnachrichten  und  Geschäftsberichten 
könnten  sich  etwaige  Fehler  feststellen  lassen.  Es  bedarf  zur 
Durchführung  internationaler  Konventionen  keiner  höheren, 
über  den  Staaten  stehenden  Gewalt,  sie  reguliert  sich  von 
selbst.  Die  Staaten  setzen  sich,  wenn  sie  abweichend  handeln, 
der  Gefahr  aus,  aus  der  Verkehrsgemeinschaft  ausgeschlossen 
zu  werden,  der  anzugehören  sie  die  Verkehrsnotwendigkeit  zwingt. 

Es  ließen  sich  verschiedene  Gründe  dafür  anführen,  daß 
die  Vogelwelt  nach  Möglichkeit  erhalten  wird,  ausschlaggebend 
für  ihren  rechtlichen  Schutz  wurde  ihre  Nützlichkeit  für  die 
Landwirtschaft.  Seine  Durchführung  auf  internationalem  Wege 
ist  allseitig  als  berechtigt  anerkannt.  Im  Jahre  1902  wurde 
in  Paris  eine  internationale  Konvention  abgeschlossen,  die  den 
Zweck  hat,  die  Landwirtschaft  dadurch  zu  schützen,  daß  man 
zur  Vertilgung  schädlicher  Insekten  die  nützliche  Vogelwelt  zu 
erhalten  sucht.  Diese  Konvention  bedarf  noch  der  Verbesserung, 
sie  genügt  aber  für  den  Anfang  und  ermöglicht  anderen  Staaten 
den  Beitritt.  Die  Mehrarbeit,  die  den  Behörden  aus  der  An- 
wendung der  Ausführungsbestimmungen  erwächst,  ist  auch  hier 
eine  erhebliche,  sowohl  für  das  Reich,  wie  für  die  Einzelstaaten, 
die  ihre  Beamten  vom  Landwirtschaftsminister  bis  zum  Forst- 
wart mit  der  Sache  zu  befassen  wissen. 

Um  nun  auch  noch  zu  zeigen,  wie  internationale  Verein- 
barungen auf  die  Umgestaltung  von  Behörden  wirken,  soll  ein 
dritter  Vertrag  als  Beispiel  herangezogen  werden.   Im  Jahre  1904 
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wurde  in  Paris  das  Abkommen  über  Verwaltungsmaßregehi  zur 
Gewährung  wirksamen  Schutzes  gegen  den  Mädchenhandel  ab- 
geschlossen. Jede  der  vertragschließenden  Regierungen  ver- 
pflichtet sich,  eine  Behörde  zu  errichten,  der  es  obliegt,  alle 
Nachrichten  über  Anwerbung  von  Frauen  und  Mädchen  zu 
Zwecken  der  Unzucht  an  einer  Stelle  zu  sammeln.^)  Für 
Deutschland  ist  das  Polizeipräsidium  in  Berlin  als  solche  Be- 
hörde bestellt  worden.  Neuerdings  will  man  die  Londoner 
Behörde  in  gewisser  Hinsicht  zur  Zentralstelle  noch  weiter  aus- 
bauen, was  sicherlich  zweckmäßig  ist.^  Staaten  die  derartige 
Vereinbarungen  unterzeichnen,  behalten  es  einfach  nicht  mehr 
in  der  Hand,  ihre  Behörden  und  deren  Geschäftskreis  gänzlich 
nach  eigenem  Ermessen  zu  bestimmen.  Sie  dürfen  nicht  außer 
Acht  lassen,  daß  sie  gewissen  Beamten  internationale  Au^aben 
zur  Pflicht  machen  müssen,  unbekümmert  darum,  ob  die  Ver- 
waltungstätigkeit im  Interesse  eigener  oder  fremder  Staats- 
angehöriger erfolgt. 

Man  darf  aber  in  den  Anforderungen,  die  man  an  die  Be- 
hörden stellt,  nicht  zu  weit  gehen.  Daß  eine  nachdrückliche 
internationale  Bekämpfung  des  Frauenhandels  eingeleitet  wurde, 
ist  den  Bemühungen  privater  Kreise  und  internationaler  Kon- 
greße  zu  danken,  und  das  bleibt  anerkennenswert.  Das  erwähnte 
Pariser  Abkommen  des  Jahres  1904  bildet  eine  gute  Grundlage 
für  alle  weiteren  Maßnahmen,  dessen  sollte  man  sich  immer 
bewußt  bleiben.  Der  letzte  internationale  Kongreß  zur  Be- 
kämpfung des  Mädchenhandels  im  Jahre  1906  in  Paris  hat  auch 
wieder  eine  Anzahl  brauchbarer  Vorschläge  gemacht,  die  den 
Regierungen  zur  Erwägung  unterbreitet  werden  können,  er 
geht  aber  in  seinen  Forderungen  zum  Teil  über  das  Ziel  hinans.^i 


^)  Mittertnaier,  Vergleichende  DarsteUang  des  deutschen  und  aos- 
ländischen  Straf  rechts.  Besonderer  Teil.  Band  lY,  1906,  S.  196;  v.  Uli  mann. 
Kritische  Vierteljahrsschrift  XII,  1907,  S.  191. 

^  DochofCy  Der  dritte  internationale  Kongreß  zur  Bekämpfung  des 
Mädchenhandels.  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft)  XXVIl 
1906,  S.  452;  Teuisch,  Congris  pour  la  räpresaion  de  la  traite  des 
blanches.    Revue  pinitentiaire.    XXXI,  1907,  S.  87. 

3)  Dochoto,  a.a.O.    S.  453. 
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Man  kann  sich  schwer  vorstellen,  wie  eine  Unterdrückung  aller 
Kollekten,  Lotterien  und  Tombolas,  ausgenommen  bei  tatsäch- 
lichen Wohltätigkeitsvorstellungen,  durch  die  Behörden  zur 
Durchführung  gelangen  soll,  ebenso  wenig  läßt  sich  eine  Aus- 
stellung der  Artistinnen  auf  der  Bühne  verbieten.  Ein  derartiges 
Verbot  würde  mit  der  Bekämpfung  des  Mädchenhandels  durch 
Verwaltungsmaßregeln  auch'nur  in  losem  Zusammenhang  stehen. 
Wenn  man  von  den  Postbehörden  verlangen  will,  daß  post- 
lagemde  Sendungen  an  junge  Mädchen  nur  mit  Zustimmung 
der  Eltern  ausgeliefert  werden  sollen,  weil  die  Anwerbungen 
auch  durch  Annoncen  und  postlagernde  Sendungen  erfolgen,  so 
geht  das  offenbar  zu  weit.  Die  Zahl  derer,  die  wirklich  durch 
Mädchenhändler  auf  diese  Weise  gefährdet  sind,  dürfte  wohl 
nur  gering  sein.  Derartige  Beschlüsse  von  Kongressen  zeigen 
aber,  daß  diese  durch  ihre,  ersten  Erfolge,  welche  ihnen  die 
Hilfe  der  Regierungen  sicherten,  ermutigt,  leicht  den  Boden 
unter  den  Füßen  verlieren  und  ihr  Ansehen  schädigen. 

Die  Ausgestaltung  des  internationalen  Rechts  hängt  von 
der  Geschicklichkeit  der  Regierungen  ab.  Sie  hängt  davon 
ab,  wie  weit  es  ihnen  gelingt,  beim  Ausland  Unterstützung  zur 
Förderung  einheimischen  Interessenschutzes  zu  finden.  Die  Ab- 
grenzung des  internationalen  Verwaltungsrechts  gegenüber 
andern  internationalen  Rechtsgebieten,  etwa  gegenüber  dem 
internationalen  Privat-  und  Strafrecht,  wird  erst  dann  Schwierig- 
keiten bereiten,  wenn  einmal  die  Berechtigung  nach  einer  Ein- 
teilung des  internationalen  Rechtes  nach  Materien  mehr  Beachtung 
gefunden  hat.  Solange  dies  noch  nicht  der  Fall,  besteht  die 
Möglichkeit,  es  reicher  auszugestalten,  auch  auf  die  Gefahr  hin, 
daß  später  manche  Materien  streitig  gemacht  werden.  Das 
internationale  kann  jedenfalls  in  gleicher  Weise  wachsen,  wie 
das  nationale  Verwaltungsrecht  voraussichtlich  noch  an  Umfang 
gewinnen  kann.^)  Für  einen  großen  Teil  des  nationalen  Ver- 
waltungsrechtes werden  sich  die  Schwierigkeiten,  die  einer 
Vereinheitlichung  durch  Staatsverträge  entgegenstehen,  nicht 
überwinden   lassen,   es    besteht   auch   die  Notwendigkeit  dafür 

^)  Fl  einer,  üeber  die  Umbildung  ziviUstischer  Institute  durch  das 
öffentliche  Recht.    Tübingen  1906. 
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nicht,  denn  vielfach  muß  den  ausgeprägten  lokalen  Eigentümlich- 
"  .    i  keiten  Rechnung  getragen  werden.    So  wird  es  immer  Zweige 

>r  '^l  der  Verwaltung  geben,  die  von   internationalen  Einwirkungen 

unbeeinflußt  bleiben.  Im  wesentlichen  ist  es  das  gesamte 
1^/  J  Verkehrsrecht  im  weitesten  Sinne,  das  mit  Vorteil  durch  inter- 


nationale  Verträge  gefördert  werden  kann. 

Die  Ausbildung  des  internationalen  Rechts  hat  das  Bestehen 
des  Völkerrechts  zur  Voraussetzung,  auf  Grund  dessen  von  den 
Staaten  verlangt  wird,  daß  sie  tibereinstimmendes  Recht  schafien. 
Und  wie    sie  ein   internationales  Privatrecht  nicht   entbehren 
; -:•  jl'  -•  r-'J  können,  können  sie  auch  auf  ein  internationales  Verwaltungs- 

i '-l*^  ..rT  5  recht  nicht  verzichten.    Was   die  Kollisionsnormen   anbetrifft, 

die  sich,  wie  Fr  am  Kahn^)  einmal  richtig  gesagt  hat,  zu 
,  -  •  -  r      ^^  den  Sachnormen  verhalten  wie  der  Rahmen  zum  Bilde,  die  man 

i  l-   ;  V  "^"^i  auch  nicht  getrennt  aufzuhängen  pflegt,  so  sind  sie  am  besten 

r  ^r  •  ij,  * :  -^  iii  gleicher  Weise  im  Zusammenhang  mit  den  Sachnormen  ihrem 

.*"!:;'  t,  f  Inhalt  nach  zu  gliedern,    um  zu  zeigen,  daß  sie  für  das  inter- 

nationale Verwaltungsrecht  wichtig  sind,  genügt  ein  Hinweis 
i  auf   die   sozialpolitische  Gesetzgebung   des  deutschen  Reiches. 

«*->*;'  Selbst  wenn  es  gelänge,  die  Rechtsansprüche  der  ausländischen 

Arbeiter  in  irgend  einer  Weise  durch  Staatsverträge  zu  ver- 
V/A:    :  ■      '  einheitlichen,  so  wären  damit  noch  nicht  alle  Schwierigkeiten 

'';-*    -.♦.-  beseitigt.    Man  soll  nur  bedenken,  wie  viele  Ausländer  dauernd 

/.    t-   ;    '  und  vorübergehend  im  Reich  Arbeit  suchen,  wie  viele  Fabriken 

^^•'/...^ '[^^y''-'-  Zweigstellen  im  Ausland  haben,  um  sich  vorzustellen,  welche 

]-■.'.*  Ci    '  Rolle   die   internationale  Rechtshilfe  im   Geschäftsbetriebe  der 

r  <-'^  /'■,'  Verwaltungsbehörden  spielt. 


^)  Kahn,  lieber  Inhalt,  Natur  und  Methode  des  internationalen  Priyat- 
rechts.    Jena  1899. 


Studien  aus  dem  internationalen  Yerwaltungsrecht. 

m.*) 

Die  Feiertagsordnung. 
Von  Dr.  Karl  Nenmeyei*,  PrivatdozeDt  in  München. 

I. 

Seit  alters  haben  die  religiösen  Gemeinschaften  für  ihre 
Feiertage  Arbeitsruhe  vorgeschrieben,  und  es  mangelt  nicht  an 
Vorschriften  der  Glaubensgesellschaften,  die  angeben,  welche 
Arbeiten  an  solchen  Tagen  vorgenommen  werden  dürfen,  und 
welche  ruhen  müssen.  ^)  Für  den  Staat  sind  solche  Bestimmungen 
heute  bedeutungslos;  denn  er  selbst  hat  die  Aufgabe  über- 
nommen, abzugrenzen,  was  für  Tätigkeit  an  Feiertagen  erlaubt 
und  verboten  ist,  durch  Gesetze,  die  ihr  Dasein  zunächst  dem 
Bestreben  verdanken,  den  Forderungen  der  Kirche  gerecht  zu 
werden,  die  aber  neuerdings  über  diesen  Zweck  zum  Teil  hinaus- 
gewachsen sind  und  sich  zu  einer  sozialhygienischen  Maßnahme 
vornehmlich  im  Dienst  der  handarbeitenden  Bevölkerung  ge- 
staltet haben.  Für  die  juristische  Erfassung  dieser  Gesetz- 
gebung indessen  ist  das  eine  und  das  andere  Motiv  des  Gesetz- 
gebers bedeutungslos;  nach  ihrem  rechtlichen  Gehalt  erscheint 
sie  in  ihrem  Hauptteil,  der  unmittelbaren  Eingrenzung  sonn- 
täglicher Arbeit,  als  polizeiliche  Beschränkung  des  bürgerlichen 
Verkehrs,  der  gewerblichen  Tätigkeit  im  besondern,  und  hat  in 
diesem  Zusammenhang  ihre  Darstellung  zu  finden. 

Die  polizeiliche  Natur  dieser  Vorschriften  aber  ergibt  zu- 
gleich ihren  Geltungsbereich:  die  Bestimmungen  über  Sonntags- 
ruhe kommen  regelmäßig  zur  Anwendung  auf  alle  Handlungen 
im  Gebiet  und  nur  auf  diese.  Der  Monteur,  den  eine  deutsche 
Maschinenfabrik  zur  Aufstellung  einer  Maschine  in  das  Ausland 


♦)  8.  oben  S.  50. 

^)  Tit.  X  de  feriis  2,9.    Die  jüdischen  Sabbathgesetze. 
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entsendet,  steht  unter  den  auswärtigen  Vorschriften  über  Sonn- 
tagsruhe. Die  Schiffahrt,  die  an  einem  Sonntag  zwischen  dem 
Staat  Michigan  und  Kanada  stattfindet,  ist  entsprechend  den 
beiderseitigen  Gesetzen  erlaubt  in  dem  kanadischen  Teil,  ver- 
boten in  dem  zu  Michigan  gehörigen  Teil  der  Grewässer.  Und 
es  mögen  Zweifel  in  derlei  Fällen  nur  etwa  durch  Verschlingung 
mit  anderen,  insbesondere  mit  privatrechtlichen  Rechtsverhält- 
nissen entstehen.  Verletzt  der  Monteur  seinen  Dienstvertrag, 
wenn  er  an  einem  Feiertag  Arbeiten  unterläßt,  die  ihm  zwar 
das  deutsche  Recht  gestatten  würde,  das  Recht  des  Arbeitsortes 
aber  verbietet?  Ist  der  Vertrag  nichtig,  der  (werktags)  in 
Michigan  geschlossen  wird  über  eine  Schiffsreise,  die  an  einem 
Sonntag  von  da  nach  Kanada  stattfinden  soll?  ^)  Man  wird  hier 
offenbar  zwei  Fragen  zu  trennen  haben.  Zunächst  die  öffentlich- 
rechtliche: ist  die  streitige  Leistung  durch  die  Gesetze  über 
die  Sonntagsruhe  verboten,  verboten  an  dem  Ort,  wo  die  Hand- 
lung vorzunehmen  wäre;  und  alsdann  die  privatrechtliche: 
welchen  Einfluß  hat  ein  solches  öffentlichrechtliches  Verbot  der 
völligen  oder  teilweisen  Erfüllung  auf  den  Bestand  des  zivil- 
rechtlichen  Vertrags,  zu  beantworten  nach  den  Gesetzen,  die 
internationalzivilrechtlich  maßgebend  sind,  im  Zweifel  nach 
dem  Wohnsitzrecht  des  Verpflichteten. 

Zu  den  Handlungen,  deren  Vornahme  Sonntags  verboten  ist, 
gehört  in  manchen  Gebieten  der  Vereinigten  Staaten  auch  der 
Abschluß  von  Geschäften  des  Privatrechts,  in  Arkansas  z.  B., 
wo  ihre  Vornahme  an  Sonntagen  mit  Polizeistrafe  belegt  ist 
(und  daraus  mittelbar  auch  eine  zivilrechtliche  Ungültigkeit 
gefolgert  wird).  Auch  hier  kommt  der  Abschluß  von  Rechts- 
geschäften in  seiner  Eigenschaft  als  körperliche  Arbeit  in  Be- 
tracht, als  Tätigkeit,  nicht  anders  wie  irgend  eine  andere 
Sonntags  vorgenommene  Arbeit  ohne  rechtlichen  Inhalt;  genan 
wie  alle  andere  Arbeit  muß  sie  deshalb  unstatthaft  sein,  wenn 
sie  im  Bereiche  des  verbietenden  Staates  vorgenommen  wurde, 
und  nur  dann.  Ein  Wechsel  war  an  einem  Sonntag  in  Tennessee 
erlaubterweise   ausgestellt,   seine  Verbindlichkeit   in    Arkansas 

^j  Bejaht  vom  Circuit  Court  Michigan^  Gauthier  v,  Cole,  J.  XI 537; 
denn  jedenfalls  sei  die  Ausftlhrung  des  Vertrags  teilweise  verboten. 
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angefochten  worden;  der  oberste  Gerichtshof  von  Arkansas  hat 
ihn  für  gültig  erklärt.^)  Ein  anderer  Wechsel  wurde  in 
Michigan  ausgestellt,  zahlbar  in  Ohio,  wo  Beschränkungen  für 
Sonntagsverträge  nicht  bestehen,  und  er  wurde  vom  obersten 
Gerichtshof  Michigan  für  nichtig  erklärt  entsprechend  dem 
•Verbot  am  Ort  der  Ausstellung.^)  Bei  Verträgen  unter  Ab- 
wesenden aber  wird  man  scheiden  müssen.  Verboten  ist  nach 
Seiten  des  öffentlichen  Rechts  nicht  das  zivilrechtliche  Zustande- 
kommen des  Rechtsgeschäftes,  sondern  das  körperliche  Tätig- 
werden am  Sonntag,  und  man  wird  deshalb,  wenn  der  eine 
Kontrahent  in  einem  Gebiet  handelt,  das  Sonntagsverträge  be- 
schränkt, der  andere  in  einem  Gebiet,  das  sie  freigibt,  die 
Entscheidung  abstellen  müssen  auf  diejenigen  Akte,  die  in  dem 
beschränkenden  Gebiet  vorgenommen  wurden.  Freilich,  gerade 
zwischen  Abwesenden  bedarf  es  eines  Boten,  der  ihre  Aeuße- 
rungen  austauscht  und  dabei  seinerseits  körperliche  Tätigkeit 
entfaltet,  und  auch  für  diese  Tätigkeit  ist  der  Auftraggeber 
verantwortlich:  ein  deutsches  Haus  hatte  nach  Alabama  ein 
Kaufangebot  auf  Baumwolle  gerichtet,  die  dortige  Firma  das 
Angebot  angenommen  vermittels  einer  Depesche,  die  in  Alabama 
Samstags  aufgegeben,  in  Deutschland  Sonntags  bestellt  wurde; 
Alabama  verbietet  Sonntagsgeschäfte  —  war  jener  Vertrag  nun 
gültig?  Die  amerikanischen  Gerichte  ^)  haben  die  Frage  bejaht; 
es   komme   auf  die  Tätigkeit   der  vermittelnden  Telegraphen- 

^)  Swann  v,  Sicann,  J.  XII  566.  Ebenso  McKee  v.  Jones 
(Mississippi)  und  Broten  v.  Browning  (Rhode  Island),  beide  bei  Minor, 
conflict  of  latcs  (1901)  403!.;  eine  weitere  Entscheidung  zitiert  Minor  403^. 
Allerdings  ist  dem  Verfasser  nicht  bekannt,  ob  aUe  diese  Gesetzgebungen  die 
SonntagsTerträge  in  derselben  Weise  wie  Arkansas  zunächst  vom  Boden  des 
öffentlichen  Rechts  aus  untersagen.  (Die  Ausführungen  bei  Wharlon, 
a  treatise  on  criminal  lato^^  (1896)  II  274  ff.  s.  1431  ff.,  zeigen  jedenfalls, 
daB  die  amerikanischen  Staaten  eine  Verletzung  der  Sonntagsgesetze  ganz 
allgemein  mit  Strafe  bedrohen,  auch  wo  diese  , weltliche  Beschäftigung', 
, Arbeit",  Ausübung  des  , gewöhnlichen  Berufs'  an  Sonntagen  verbieten.) 

*)  Arbuckle  v.  Reaume  bei  Beale,  a  selection  of  cases  on  the 
conflict  of  latcs  (1901)  II  404  f. 

^  W.  U.  Tel,  Co,  V.  Watfj  nach  der  wenig  deutlichen  Mitteilung 
Minor'B  419  f.  Bezüglich  der  Gesetze  von  Alabama  muß  der  Vorbehalt 
der  vorletzten  Anmerkung  wiederholt  werden;  vgl.  auch  unten  S.  280  Anm.  1. 
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gesellschaft  an;  auf  den  Sonntag  falle  aber  nur  die  Zustellung 
der  Depesche,  die,  in  Deutschland  geschehen,  der  Herrschaft 
der  amerikanischen  Sonntagsgesetze  entrückt  sei. 

Eine  Verschlingung  kirchlicher  Kompetenzen  veranlaßt  das 
sächsische  Gesetz  vom  10.  9.  1870,  die  Sonn-,  Fest-  und  Buß- 
tagsfeier betreffend,  in  §  10  zu  bestimmen:  „Die  in  ausländischen 
Kirchen  eingepfarrten  diesseitigen  Untertanen  haben  die  Be- 
stimmungen gegenwärtigen  Gesetzes  in  gleicher  Weise  und 
rücksichtlich  derselben  Tage  wie  in  inländischen  Kirchen  Ein- 
gepfarrte  zu  befolgen,  insoweit  nicht  durch  üebereinkommen 
der  betr.  Regierungen  etwas  anderes  festgesetzt  ist"  —  in  folge- 
richtiger Durchführung  des  Gedankens,  daß  es  sich  um  staat- 
liche Vorschriften  polizeilichen  Inhalts  handelt.  Und  wenn 
§  6^^  des  Schlußprotokolls  zur  Berner  Frachtkonvention  vor- 
schreibt: „Falls  ein  Staat  in  die  Gesetze  oder  in  die  genehmigt^fO 
Eisenbahnreglemente  eine  Bestimmung  in  betreff  der  Unter- 
brechung des  Warentransports  an  Sonn-  und  gewissen  Feier- 
tagen aufnimmt,  so  werden  die  Transportfristen  im  Verhältnis 
verlängert**  —  so  liegt  darin  eine  Anerkennung  territorial 
geltender  Vorschriften  über  Sonntagsruhe  von  selten  der  anderen 
Vertragsstaaten  beschlossen. 

Eine  Abweichung  hingegen  von  der  regelmäßigen  territo- 
rialen Geltung  der  Sonntagsgesetze  veranlassen  die  besonderen 
Verhältnisse  der  Seefahrt.  Die  deutsche  Seemannsordnung  hat 
das  Maß  feiertäglicher  Arbeit  für  die  Schiffsbesatzung  näher 
geregelt;  diese  Bestimmungen  aber  gelten  wie  der  übrige  Inhalt 
des  Gesetzes  grundsätzlich  für  die  deutschen  Schiffe,  auch  anf 
hoher  See  und  auch  im  Ausland.^) 

Im  übrigen  bilden  die  polizeilichen  Einschränkungen  der 
Feiertagsarbeit  den  zunächst  in  die  Augen  fallenden,  aber  nicht 

^)  Darüber  bestand  bei  Beratung  des  Gesetzes  aUerseits  Einverständnis; 
vgl.  besonders  die  Begründang  zn  §  33  des  Entwurfes,  Stenogr^hische  Be- 
richte über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  X.  Legislaturperiode  ü.  Session 
1900^1902  Anlageband  I  42,  die  auch  darauf  hinweist,  daß  mittelbar  die 
Polizeiyorschriften  des  auswärtigen  Hafens  von  Belang  werden  können,  in- 
sofern sie  eine  Tätigkeit  verbieten,  die  störendes  Geräusch  über  den  Bereich 
des  Schiffes  hinaus  erregt.  Das  Verbot  des  Löschens  und  Ladens,  welches 
§  3711  für  das  „Reichsgebiet"  aufstellt,   enthält  in  dieser  Beschränkung  eine 
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den  einzigen  Teil  der  staatlichen  Gesetzgebung,  welche  die 
Sonntagsruhe  zu  schätzen  bestimmt  ist.  Mannigfache  Vor- 
schriften des  Zivilrechts,  des  Prozeßrechts,  des  Verwaltungs- 
rechts gestatten,  eine  Tätigkeit  an  Feiertagen  zu  unterlassen, 
verbieten  ihre  Vornahme  an  Festtagen,  ein  Dienstvertrag,  der 
den  gewerblichen  Arbeiter  zur  Sonntagsarbeit  anhält,  ver- 
pflichtet nicht,  der  Wechsel,  der  Sonntags  verfällt,  kann  am 
nächsten  Werktag  bezahlt,  das  Rechtsmittel,  das  spätestens  am 
Sonntag  eingelegt,  die  Anzeige,  die  spätestens  Sonntags  erstattet 
werden  müßte,  kann  wirksam  noch  am  nächsten  Werktag  ein- 
gelegt und  erstattet  werden,  es  darf  an  Feiertagen  keine  Zu- 
stellung erfolgen,  und  was  dergleichen  Bestimmungen  mehr  sind. 
Auch  hier  ist  es  zumeist  der  Gedanke  der  Sonntagsheiligung, 
der  solchen  Vorschriften  zugrunde  liegt,  aber  auch  hier  ist  das 
bloße  Motiv  des  Gesetzgebers  juristisch  bedeutungslos.  Die 
Grenzen  der  Staatsgewalt  mögen  auch  bei  der  Anwendung 
dieser  Anordnungen  zweifelhaft  werden.  Doch  es  sind  die 
eigentümlichen  Grundsätze  des  Prozeßrechts,  des  Zivilrechts, 
des  Arbeiterversicherungsrechts,  welchen  die  Lösung  zu  ent- 
nehmen ist;  Fragen,  die  sich  demgemäß  einer  Erörterung  an 
dieser  Stelle  entziehen.  Insbesondere  werden  auch  etwaige 
selbständige  Vorschriften  des  Zivilrechts,  welche  Sonntags- 
verträge verbieten,  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen 
Zivilrechts  zu  behandeln  sein  und  damit  einen  Geltungsbereich 
erlangen,  der  mit  dem  oben  ausgeführten  nicht  durchaus  über- 
einstimmt. Ein  deutsches  Gericht  habe  über  die  Gültigkeit 
eines  Vertrags  zu  entscheiden,  der  von  Einwohnern  von  Arkansas 
an  einem  Sonntag  in  Deutschland  abgeschlossen  worden  ist. 
Sind  die  Sonntagsgeschäfte  in  Arkansas  zunächst  nur  polizeilich 
verboten  und  erst  folgeweise,  wegen  des  Ungehorsams  gegen 
staatliche  Gesetze,  als  unwirksam  zu  betrachten,  so  wäre  ein 
solcher  Vertrag  in  Deutschland  zwar  an  sich  nach  den  Gesetzen 
von  Arkansas  zu  bemessen,  aber,  da  der  Abschluß  in  Deutsch- 


sachliche Vorschrift,  nicht  etwa  eine  Grenznorm;  ob  Löschen  and  Laden 
außerhalb  des  Reichsgebietes  an  Sonntagen  zulässig  sein  soll,  ist  nicht  der 
Bntsoheidang  einer  andern  Gesetzgebung  ttberlassen,  sondern  es  ist  der  Be- 
satzung eines  deutschen  Schiffes  erlaubt. 
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land  geschehen  und  hier  nicht  verboten  ist,  mit  Rücksicht  auf 
den  Zeitpunkt  des  Vertragsschlusses  einwandfrei;  würde  da- 
gegen das  maßgebende  amerikanische  Statutarrecht  für  Sonntags- 
geschäfte unmittelbar  durch  eine  Vorschrift  des  Zivilrechts 
Nichtigkeit  anordnen,  so  müßte  diese  Bestimmung  mit  dem 
übrigen  Recht  jenes  Staates  auch  dann  zur  Anwendung  ge- 
langen, wenn  der  Vertrag  in  Deutschland  geschlossen  wurde.  ^1 


II. 

Die  polizeilichen  wie  die  zivilrechtlichen  oder  prozeßreeht- 
lichen  Vorschriften  über  Festtagsruhe  haben  zur  Voraussetzung, 
daß  ein  bestimmter  Tag  als  Feiertag  anzusehen  ist.  Eine  solche 
Festlegung  der  Feiertage  bedeutet,  von  Seiten  des  Staates  g^ 
sehen,  eine  Aufgabe  der  Verwaltung,  die,  zusammen  mit  der 
Sorge  für  Uhr  und  Kalender,  in  der  Ordnung  der  Zeiten  den 
Geschäften  der  Privaten  und  ihren  Beziehungen  zu  den  Behörden 
das  Rückgrat  zu  bieten  berufen  ist.  Sofort  aber  erhebt  sich 
auch  hier  die  Frage :  welche  Rechtsgemeinschaft  von  mehreren 
ist  berufen,  einem  Tag  die  Eigenschaft  als  Ruhetag  aufzuprägen? 

1.  Die  große  Mehrzahl  der  Feiertage  verdankt  ihr  Dasein 
kirchlicher  Einführung,  und  anders  als  für  den  Inhalt  der  Feier- 
tagsruhe ist  bei  der  Frage,  ob  ein  Tag  als  Feiertag  zu  betrachten 
ist,  auch  heute  noch  in  weitem  Umfang  die  kirchliche  Yeä- 
Setzung  für  den  Staat  verbindlich  geblieben.  Das  gilt  zuweilen 
schon  für  die  Bestimmung  des  wöchentlichen  Ruhetages.  Das 
Strafgesetzbuch  für  New- York  befreit  von  der  Verpflichtung, 
Sonntagsruhe  zu  halten,  wenn  jemand  „einen  andern  Tag  der 
Woche  gleichförmig  als  heilige  Zeit  beobachtet  und  an  diesem 


1)  Auch  das  ürteU  W,  ü.  Tel.  Co.  v.  Way  (vgl.  oben  S.  277  Anm.3i 
hätte  unter  solcher  Voraussetzung  wohl  eine  abweichende  Begründung  ver- 
langt; es  wäre  nicht  mehr  darauf  angekommen,  inwieweit  Partei  und  Bot« 
innerhalb  des  yerbietenden  Staates  tätig  geworden  sind,  sondern  der  Zivil- 
rechtssatz hätte  entscheiden  müssen,  wo  nach  den  Gesetzen  von  Alabama  eis 
Vertrag  unter  Abwesenden  geschlossen  gilt  (ob  am  Ort  der  Annahme  d« 
Angebots,  am  Ort  der  Kenntnisnahme  von  der  Zustimmung),  und  welcben 
Zeitpunkt  sie  dabei  als  maßgebend  ansehen. 
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Tag  keine  Arbeit  tut",  ganz  ähnlich  die  Statuten  von  Arkansas^), 
und  auch  das  österreichische  Gesetz  über  die  Sonntagsruhe^ 
eiinächtigt  die  Behörden  in  Galizien  und  der  Bukowina,  für 
ihr  Gebiet  „die  Arbeit  in  Produktionsgewerben  an  Sonntagen 
unter  der  Voraussetzung  zu  gestatten,  daß  die  betr.  Gewerbe- 
inhaber und  deren  sämtliche  Hilfsarbeiter  mit  Berücksichtigung 
ihrer  Konfession  an  einem  andern  Tage  der  Woche  regelmäßig 
eine  24 stündige  Arbeitsruhe  einhalten."  Insbesondere  aber  ist 
die  Zahl  der  Feiertage  auch  innerhalb  der  christlichen  Kon- 
fessionen verschieden,  und  auch  hier  knüpfen  sich  mannigfache 
bürgerliche  Rechtswirkungen  an  den  konfessionellen  Feiertag. 
Bayern,  Oesterreich  ^)  beschränken  die  allgemeinen  polizeilichen 
Vorschriften  über  Festtagsheiligung  auf  die  Angehörigen  des 
feiernden  Bekenntnisses ;  die  Arbeiterschutzgesetze  fordern,  daß 
dem  Arbeiter  an  Feiertagen  die  Zeit  verbleiben  muß,  um  den 
Gottesdienst  seiner  Konfession  zu  besuchen.^)  Und  es  setzt  sich 
die  Spaltung  der  Feiertage  zuweilen  noch  fort  auf  Personen- 
kreise innerhalb  einer  Konfession  wie  die  Riten  der  katholischen 
Kirche.  Wo  immer  nun  aber  die  Bestimmung,  ob  ein  Tag 
Feiertag  ist,  auf  autonomer  Festsetzung  der  kirchlichen  Gemein- 
schaften beruht,  derart,  daß  solche  Bestimmung  bürgerliche 
Wirkung  besitzt,  aber  doch  nur  einen  Teil  der  Bevölkerung 


i)  StGB  für  New- York,  Beilage  zur  Zeitschrift  für  die  gesamte 
Straf rechtstoissenschaft  IV,  s.  264,  auch  s.  271.  Statuten  von  Arkansas 
s.  1617,  J.  XII  566.     Vgl.  auch  Wharton,  criminal  latc^^  II  s.  1431a. 

2)  G  vom  16. 1.  1895  §  1  Art.  VIU.  Archiv  für  katholisches  Kirchen- 
recht  LXXV  87. 

^  Bayr.  Religionsedikt  §  82  mit  den  späteren  Fortbildungen;  Öster- 
reich, interkonfessionelles  Gesetz  2ö.  ö.  1868,  Art  13. 

*)  Reichsgewerbeordnnng  §§  127",  136  ni,  vgl.  auch  105  b",  105  c"i; 
Handelsgesetzbuch  §§  62  ",  76  "i;  Seemannsordnung  §  37  IV.  Oesterreichisches 
Gesetz  vom  16.  1.  1895  §  1  Art.  IXVII  und  XIV.  Eine  andere  bürgerliche 
Wirkung  konfessioneller  Feiertage  nimmt  Weyl,  Archiv  für  öffentliches 
Jiecht  X  372  ff.  auch  für  das  deutsche  Krankenversicherungsrecht .  an, 
insofern  diesem  zufolge  Krankengeld  für  den  versäumten  „Arbeitstag"  be- 
zahlt wird,  der  Arbeitstag  aber  (auch)  nach  dem  Bekenntnis  des  Versicherten 
bestimmt  werden  soll,  selbst  wenn  dies  Bekenntnis  staatlich  nicht  anerkannt 
wäre,  und  der  Versicherte  an  den  Feiertagen  seines  Bekenntnisses  zu  arbeiten 
pflegte.    Ich  kann  diese  Auslegung  freilich  nicht  für  richtig  halten. 


^ 
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verbindet,  ^)  da  treten  die  im  Staat  bestehenden  Gemeinschaften 
mit  diesen  Aeußerungen  ihres  Eigenlebens  zu  gleichem  Recht 
nebeneinander,  und  es  bedarf  einer  Abgrenzung  zwischen  ihren 
Ordnungen,  die  internationales  Verwaltungsrecht  ist,  sofern  nur 
die  grenzbestimmende  Norm  Recht  ist,  und  die  Verbände,  deren 
Tätigkeit  abgegrenzt  wird,  Verbände  des  öffentlichen  Rechts 
darstellen.^)  Es  taucht  etwa  die  Frage  auf,  ob  die  Konfession 
des  Prinzipals  oder  des  Angestellten  für  den  Ladenschluß  ent- 
scheidet, wer  bei  einer  Bekenntnisverschiedenheit  von  Mann  und 
Frau  den  Ausschlag  gibt? 

Die  Lösung  indessen  gibt  zu  Zweifeln  kaum  Anlaß,  die 
Bestimmungen  über  Feiertagsruhe  können  nur  denjenigen  be- 
treffen, der  ohne  sie  eine  Tätigkeit  entfalten  würde,  ^)  das 
Bekenntnis  des  Arbeitnehmers,  nicht  dasjenige  des  Arbeitgebers 
entscheidet,  für  jeden  Ehegatten  ist  seine  Konfession  maßgebend; 
und  es  hat  in  diesem  Sinn  schon  das  preußische  Landrecht  I  3 
§  48  eine  ausdrückliche  Vorschrift  enthalten:  „Trifft  die  Er- 
füllung einer  Pflicht  auf  einen  Tag,  an  welchem  .  .  nach  den 
Religionsgrundsätzen  des  Verpflichteten  dergleichen  Hand- 
lungen nicht  vorgenommen  werden  dürfen,  so  ist  der  Verpflichtete 
in  der  Regel  am  nächstfolgenden  Tage  zu  der  Leistung  ver- 
bunden." Wenn  in  einem  „gemischten  Ort"  Bayerns  an  einem 
katholischen  Feiertag  die  Läden  nur  für  den  Fall  offengehalten 


^)  Also  nicht,  wo  die  Festsetzung  nor  kirchUche  Wirknngen  hat;  nicht 
wo  sie  weltliche  Wirkungen  besitzt,  aber  mit  Geltung  für  die  gesamte  Be- 
völkerung. Auch  nicht  (vgl.  unten),  wo  der  Staat  seinerseits  angibt,  welche 
Feiertage  zu  beachten  sind.  Und  nicht,  wo  die  staatlichen  Vorschriften  tob 
vornherein  nur  für  „allgemeine  Feiertage*  erlassen  werden,  die  den  Bekennt- 
nissen gemeinsam  sind. 

2)  Ist  die  Festsetzung  der  Feiertage  den  kirchlichen  Verbänden  über- 
lassen, diese  selbst  aber  sind  in  das  öffentliche  Recht  nicht  aufgenommen  — 
wie  das  bei  den  Sonntagsgesetzen  der  Vereinigten  Staaten  zutrifft  —  so 
gehört  die  Frage  in  jene  interessante  Gruppe  von  Fällen,  in  denen  aii£er- 
rechtliche  Ordnungen  konkurrieren,  die  Bestimmung  der  zuständigen  Ordnung 
aber  rechtliche  Bedeutung  besitzt.  Die  Frage,  welchen  Landes  Sitten  die 
Norm  liefern  sollen,  wo  ein  Verstoß  gegen  die  guten  Sitten  zu  Schaden- 
ersatz verpflichtet,  böte  ein  anderes  Beispiel  aus  jener  Gruppe. 

^)  Aeltere  bayrische  Entscheidungen,  die  jüdischen  Gewerbetreibend« 
die  Arbeit  am  Sonntag  gestatten,  Blätter  für  administrative  Praxis  I  167. 
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werden  dürfen,  daß  Herr  und  Gehilfe  evangelisch  sind,^)  so 
findet  das  seine  einfache  Erklärung  darin,  daß  der  Gehilfe  in 
solchem  Fall  nicht  arbeiten  braucht,  wenn  er  selbst  katholisch 
ist,  daß  aber  auch  für  die  Dienste  eines  protestantischen  Gehilfen 
keine  Verwendung  besteht,  wenn  der  Herr  als  Katholik  zum 
Ladenschluß  verflichtet  ist.  ^)  Wo  die  Verschiedenheit  in  der 
Feiertagsordnnng  der  katholischen  Biten  staatliche  Bedeutung 
besitzt,  da  mag  es  auch  —  scheinbar  abweichend  von  dem 
vorstehend  entwickelten  —  dazu  kommen,  daß  ein  lateinischer 
Abeitgeber  seine  griechischen  Angestellten  nicht  beschäftigen 
darf  an  einem  Tag,  der  nur  lateinischer,  nicht  auch  griechischer 
Feiertag  ist;^)  aber  auch  hier  findet  der  Sachverhalt  seine 
Erklärung  in  dem  Umstand,  daß  es  eine  Vorschrift  für  den 
Angestellten  ist,  die  Griechen  im  lateinischen  Gebiet  ver- 
pflichtet, die  Feiertage  des  einen  und  des  andern  Ritus  zu 
beobachten.  ^) 


^)  Entsprechend  eine  sächsische  Ministerial Verordnung  vom  29.  7.  189S 
Reger,  Entscheidungen  der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  XIV 350, 
die  nur  insofern  nicht  hierher  gehört,  als  in  Sachsen  die  Feiertage  der  ver- 
schiedenen Bekenntnisse  fUr  den  Bereich  der  Gewerbeordnung  durch  staat- 
liche Anordnung  festgesetzt  sind,  vgl.  unten  S.  284  Anm.  1. 

^  Eine  völlig  andere  Bedeutung  besitzt  es  dagegen,  wenn  in  dem  oben 
angefahrten  österreichischen  Sonntagsgesetz  für  GaUzien  und  die  Bukowina 
vorgesehen  wird,  daß  statt  des  Sonntags  ein  anderer  Wochentag  als  Ruhetag 
gelten  könne,  sofern  «die  betr.  Gewerbeinhaber  und  deren  sämtliche  Hilfs- 
arbeiter* ihrem  Bekenntnis  gemäß  an  diesem  Tag  feiern.  Die  Bekenntnis- 
gleichheit der  sämtlichen  BeteiUgten  ist  hier  Voraussetzung,  nicht  dafür,  daß 
die  Bezeichnung  des  Ruhetags  dem  einen  statt  einem  andern  Bekenntnis 
zukommt,  sondern  dafür,  daß  die  Beteiligten  überhaupt  von  der  Verpflichtung 
entbunden  werden,  die  Feiertagsruhe  an  einem  ihrer  Konfession  fremden 
Feiertag  zu  beobachten.    Vgl.  dazu  unten  Anm.  4. 

5)  Vgl.  dazu  HergenrötheVj  Archiv  für  katholisches  Kirchen- 
recht VII  189;  Hinschius,  Das  Kirchenrecht  der  Katholiken  und 
Protestanten  in  Deutschland  (1888)  IV  4322. 

^)  Die  Ausführungen  des  Textes  wollen  die  Frage  beantworten :  welcher 
persönliche  Verband  setzt  fest,  ob  ein  Tag  Feiertag  ist.  Davon  ist  wohl  zu 
scheiden  die  andere  Frage:  für  welchen  Personenkreis  gilt  ein  (staatlich  oder 
konfessionell)  festgesetzter  Feiertag  mit  seinen  vom  Staat  daran  angeknüpften 
Rechtsfolgen?  Die  Abgrenzung  der  Verbindlichkeit  kirchlicher  Feiertage 
gegenüber  anderen  Konfessionen  ist  heute  durchaus  Staatsangelegenheit, 
Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Üffentl.  Recht    XVII.  19 


1 
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2.  Eine  eigentümliche  Fortbildung  hat  die  konfessionelle 
Feiertagsordnung  in  Bayern  erfahren.  Die  Konfession  hat  sich 
radiziert,  in  eine  Eigenschaft  des  Landstrichs  verwandelt,  nnd 
man  unterscheidet  nunmehr  im  Hinblick  auf  die  Geltung  der 
Feiertage  katholische,  protestantische  und  konfessionell  gemischte 
„Orte".  ^)  Dem  Grundgedanken  nach  ist  es  auch  hier  die 
Konfession,  die  den  Feiertag  festsetzt.  Aber  wo  eine  Konfession 
vorherrscht,  da  hat  sie  Zwangsrechte  über  die  Minderheit 
erhalten,  es  ist  jetzt  der  „Ort",  vertreten  durch  die  herrschende 
Konfession,  als  staatsrechtliches  Gebilde  sui  generis,  der  von 
sich  aus  die  Tafel  der  Feiertage  aufstellt.  Und  wenn  es  in 
den  früher  erörterten  Fällen  die  persönliche  Zugehörigkeit  zu 
einer  religiösen  Gemeinschaft  war,  die  den  verbindlichen  Festtag 


mag  dabei  die  Verbindlichkeit  eines  solchen  Feiertags  anf  andere  Bekennt- 
nisse erstreckt  werden,  oder  mögen  die  anderen  Bekenntnisse  anter  ein- 
engenden Voraussetzungen  (ein  Beispiel  S.  283  Anm.  2)  oder  schlechtweg 
seiner  Herrschaft  entzogen  sein.  Die  Abgrenzongsfragen,  die  hiemach 
entstehen,  gehören  aber  nicht  dem  internationalen  Verwaltongsrecht  an, 
es  handelt  sich  insoweit  nicht  nm  eine  Grenzscheidong  zwischen  Lebens- 
äoBernngen  autonomer  Verbände,  sondern  es  ist  ein  und  derselbe  Staat,  der 
seine  Sonntagssatzungen  möglicherweise  für  verschiedene  Gruppen  innerhalb 
der  Bevölkerung  nach  seinem  Willen  verschieden  abstuft,  gleichartig  dem 
, Fremdenrecht'',  das  derlei  Abstufungen  zuweilen  innerhalb  der  gleichmaSig 
verpflichtenden  Rechtsordnung  nach  der  Staatsangehörigkeit  der  Beteiligun 
vornimmt. 

^)  Polizeistrafgesetzbuch  Art.  2  Z.  ö;  Verordnungen  vom  18.  6.  1862 
nnd  21.  5.  1897;  Ministerialbekanntmachung  vom  30.  4.  1895.  Die  ver- 
fassungsmäßige Giltigkeit  dieser  Bestimmungen  steht  hier  nicht  in  Frage. 
Aehnliche  Unterscheidungen  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  machen  auch 
die  württembergische  Verordnung  vom  27.  5.  1895  und  die  badische  Ver- 
ordnung vom  18.  6.  1892.  Allein  die  Bestimung  der  Feiertage  ist  dort  nidrt 
der  Autonomie  der  einzelnen  Orte  überlassen,  sondern  es  sind  die  Feiertage 
je  nach  den  konfessionellen  Verhältnissen  des  Orts  durch  staatlichen  Rechts^ 
satz  festgesetzt.  Vgl.  auch  das  preußische  G^esetz  vom  2.  9.  1899  und  dk 
nassauische  Verordnung  vom  14.  9.  1803.  Dasselbe  gilt  für  den  Bereich  der 
Gewerbeordnung  nach  den  sächsischen  Ministerialverordnungen  vom  28. 3. 1892 
§§  59,  61,  und  vom  29.  7.  1893,  während  außerhalb  dieses  Bereiches  in 
Sachsen  anscheinend  ein  dem  bayrischen  ähnlicher  Rechtszustand  Torkommt 
(nur  daß  an  katholischen  Orten  keine  Zwangsrechte  gegenüber  der  Minder- 
heit bestehen). 
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bezeichnet  hat,  so  ist  dafür  nunmehr  die  räumliche  Beziehung 
zu  einem  Gebiet  maßgebend  geworden. 

Oertliche  Verschiedenheiten  des  Feiertagsrechts  können  aber 
auch  innerhalb  desselben  Bekenntnisses  vorkommen.  Die  Fest- 
tagsordnung der  katholischen  Kirche  ist  keineswegs  überall  die 
gleiche,  zum  Teil  nach  dem  Willen  der  Zentralgewalt,  die  für 
die  einzelnen  Gebiete  verschiedenes  festsetzt  —  ein  päpstliches 
Indult  hat  Feiertage  für  ein  bestimmtes  Gebiet  abgeschafft,  die 
anderwärts  noch  zu  Recht  bestehen  —  zum  Teil  auf  grund 
autonomer  örtlicher  Rechtsbildung,  wie  etwa  wenn  der  Bischof 
ein  Patrocinium  für  die  Diözese  zur  Feier  stellt.^) 

Sehr  häufig  hat  es  in  der  Gegenwart  der  Staat  an  sich  ge- 
nommen, den  Festtagskalender  aufzustellen,  und  wenn  er  dabei 
auch  die  kirchlichen  Anordnungen  zur  Grundlage  nimmt,  so  ist 
es  doch,  juristisch  besehen,  nunmehr  ein  Satz  des  staatlichen 
Rechts,  der  den  Feiertag  verbindlich  bezeichnet;  und  auch  dort, 
wo  der  Staat  mit  Bücksicht  auf  die  Verhältnisse  der  Bevölkerung 
verschiedenerlei  Feiertage  festsetzt  für  die  einzelnen  Orte,  für 
die  verschiedenen  Provinzen,  da  ist  es  der  einheitliche  Wille 
des  Staates,  der  diesen  Bezirken  ihre  Norm  gibt,  nicht  mehr 
eine  Mehrheit  autonomer  Verbände.  Dafür  aber  tritt  alsdann 
die  einheitliche  Feiertagsordnung  dieses  Staates  in  Konkurrenz 
mit  der  Feiertagsordnung  anderer  Staaten.  ^)  Und  von  vorn- 
herein ist  nur  dies  Verhältnis  gegeben,  wo  der  Festtag,  an  den 
sich  staatliche  Beschränkungen  knüpfen,  kein  kirchlicher,  sondern 
ein  politischer  Feiertag  ist,  der  Geburtstag  des  Landesherrn, 
das  Nationalfest  der  Franzosen. 

In  allen  diesen  unter  Ziffer  2  zusammengefaßten  Fällen 
handelt  es  sich  um  räumlich  geltende  Ordnungen.  Es  kann 
nun  aber  ein  Rechtsverhältnis,  für  welches  ein  Feiertag  von 
Belang  wird,  Beziehungen  zu  mehreren  solcher  Rechtsgebiete 
besitzen,  und  wo  diese  Gebiete  ihre  Feiertagsordnung  selbst- 


1)  Vgl.  des  näheren  ffinschius,  Kirchenrecht  IV  286  f. 

2)  Es  bleibt  im  Verhältnis  von  Staat  za  Staat  ein  Nebeneinander  staat- 
licher Ordnungen»  anch  wenn  die  Ordnung  des  einen  Teils  dahingeht»  daß  die 
Festsetsnng  der  Feiertage  der  Autonomie  der  Bekenntnisse  überlassen 
bleiben  soU. 

19* 


286 


Neumeyer, 


herrlich  festsetzen,  ^)  da  fällt  die  Entscheidung,  welche  der 
mehreren  Feiertagsordnungen  zur  Geltung  gelangen  soll,  wiedemm 
in  den  Bereich  des  internationalen  Verwaltungsrechts. 

Die  Feststellung  der  Feiertage  bedeutet  ein  Stück  öffent- 
licher Fürsorge  für  den  geschäftlichen  Verkehr  und  damit  eine 
selbständige  Betätigung  im  Dienst  staatlicher  Aufgaben.  Aber 
freilich,  nach  ihrem  Inhalt  ist  eine  Vorschrift,  die  besagt,  dali 
an  einem  bestimmten  Tag  Feiertag  sein  soll,  wertlos,  so  lange 
sie  nicht  in  Verbindung  gebracht  wird  mit  Bestimmungen,  die 
angeben,  was  an  einem  solchen  Feiertag  geschehen  oder  nicht 
geschehen  soll.  Eine  solche  Festsetzung  der  Feiertage  kann 
darum  auch  nicht  wohl  ihren  selbständigen  Geltungsbereich 
haben,  sondern  sie  wird  anzuwenden  sein,  wenn  inhaltlich  die 
Vorschrift  anwendbar  ist,  die  besagt,  daß  an  einem  Feiertag 
dies  oder  jenes  geschehen  müsse  —  der  Festtagskalender  besitzt 
in  seiner  Geltung  accessorischen  Charakter.  Das  gibt  glatte 
Lösungen,  wo  das  Geltungsgebiet  des  Feiertags  und  der  an  den 
Tag  geknüpften  materiellrechtlichen  Beschränkung  zusammen- 
fallen. Wo  aber,  wie  so  häufig  innerhalb  Deutschlands,  der 
Geltungsbereich  einer  materiellrechtlichen  Feiertagsvorschrift 
Gebiete  mit  der  verschiedenartigsten  Feiertagsfolge  in  sich 
schließt,  da  muß  aus  der  Eigenart  der  materiellrechtlichen  Vor- 
schrift erschlossen  werden,  welche  der  mehreren  formellen 
Ordnungen  die  maßgebende  ist. 

Daraus  folgt  denn  zunächst  für  polizeiliche  Sonntags- 
beschränkungen :  es  entscheidet  auch  über  die  Frage,  ob  Feier- 
tag, das  Recht  des  Ortes,  der  es  verwehrt,  daß  in  seinem  Bereich 
eine  Tätigkeit  körperlich  stattfinde.  Dem  entspricht  §  10  des 
sächsischen  Sonntagsgesetzes,  der  oben  S.  278  angeführt  wurde. 
Und  ein  Urteil  des  Oberlandesgerichts  München  hat  zutreffend 
entschieden,  daß  ein  gewerblicher  Transport  zwischen  zwei 
protestantischen  Orten,  der  durch  einen  katholischen  Ort  geführt 


^)  Wo  diese  Voraussetzung  nicht  zutrifft  —  vgl.  darüber  das  voraus- 
gehende —  da  liegt  echtes  internationales  Verwaltungsrecht  nicht  vor.  Docb 
ist  für  die  hier  verhandelte  Frage  ein  praktischer  unterschied  der  beiden 
Gruppen  nicht  ersichtlich,  so  daß  die  Unterscheidung  für  das  folgende  beruhen 
hleiben  kann. 
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hat,  vorgenommen  an  einem  katholischen  Feiertag,  die  Sonntags- 
ruhe verletzt  hat.^) 

Entsprechendes  aber  muß  auch  für  die  Fälle  gelten,  in 
denen  zivilrechtliche,  prozessuale,  verwaltungsrechtliche  Folgen 
nichtpolizeilicher  Art  an  den  Eintritt  eines  Feiertags  geknüpft 
werden.  Nach  deutschem  Krankenversicherungsrecht  erhält  der 
Versicherte  Krankengeld  für  „jeden  Arbeitstag",  den  er  infolge 
seiner  Erwerbsunfähigkeit  versäumt  hat.  Was  ein  Arbeitstag 
ist,  wird  durch  dessen  Gegensatz,  den  Feiertag,  bezeichnet ;  soll 
aber  über  die  Maßgeblichkeit  eines  solchen  das  Recht  am  Ort 
der  zahlungspflichtigen  Kasse  oder  dasjenige  am  Ort  des  Ar- 
beiters entscheiden?  Die  ratio  legis  drängt  dazu,  auf  die  Ver- 
hältnisse des  Versicherten  abzustellen.  Er  soll  durch  das 
Krankengeld  Ersatz  eines  Ausfalls  erhalten,  den  er  ohne  seine 
Erkrankung  nicht  erlitten  hätte ;  das  wird  aber  nur  dann  mög- 
lich sein,  wenn  die  Arbeitstage,  die  für  ihn  gezählt  hätten, 
berechnet  werden,  genauer  die  Tage,  die  an  seinem  letzten 
Arbeitsort  vor  der  Erkrankung  Arbeitstage  gewesen  sind.^) 

Insbesondere  finden  sich  solche  nichtpolizeiliche  Vorschriften 
zugunsten  der  Festtagsruhe  in  der  Gestalt  von  Bestimmungen, 
daß  eine  Handlung,  die  an  oder  bis  zu  einem  gewissen  Tag 
vorgenommen  sein  muß,  mit  Wirksamkeit  noch  am  nächst- 
folgenden Tag  nachgeholt  werden  kann,  wenn  der  Termin  oder 
letzte  Tag  der  Frist  Feiertag  war.  Auch  diese  Bestimmungen 
sind  offenbar  deshalb  getroffen,  um  einer  Person,  die  ohne  die 
Vorschrift  tätig  werden  müßte,  an  solchem  Tag  die  Tätigkeit 
zu  ersparen;  und  es  muß  deshalb  die  Feiertagsordnung  der  so 
begünstigten  Person  entscheiden.  Von  dieser  Grundlage  aus 
bestimmt  das  BGB  in  §  193:  „Ist  an  einem  bestimmten  Tage 
oder  innerhalb  einer  Frist  eine  Willenserklärung  abzugeben 
oder  eine  Leistung  zu  bewirken,  und  fällt  der  bestimmte  Tag 
oder  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  .  .  am  Erklärung s- 
oderLeistungsorte  staatlich  anerkannten  allgemeinen  Feier- 
tag, so  tritt  an  die  Stelle  des  .  .  Feiertags  der  nächstfolgende 

^)  Blätter  für  Rechtsantoendung  LXI  411. 

^  So  im  wesentlichen  auch  Weyl,  Archiv  für  öffentliches  Recht 
X  372  II. 
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Werktag".  Der  Mieter  eines  Landhauses  kann  sich  für  die 
Einhaltung  der  Kündigungsfrist  nicht  auf  einen  Feiertag  am 
Ort  des  Landhauses  berufen,  wenn  der  Vermieter  in  der  Stadt 
wohnt;  die  verspätete  Kohlenlieferung  wird  nicht  dadurch 
entschuldigt,  daß  an  einem  Ort  unterwegs,  wo  die  Eisenbahn- 
wagen rangiert  werden  mußten,  Feiertag  war.  Ganz  ähnlich 
verweist  Art.  90,  91  des  schweizerischen  Obligationenrechts 
bei  der  Erfüllung  der  Verträge  auf  einen  „am  Erfüllungsort 
staatlich  anerkannten  Feiertag",  eine  Vorschrift,  die  schon  bei 
Abfassung  des  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches  bean- 
tragt war  und  damals  nur  als  selbstverständlich  nicht  aufge- 
nommen wurde. ^)  Kein  Zweifel,  daß  nach  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung auch  bei  Zahlung  von  Wechseln  über  den  Stundung 
gewährenden  Festtag  das  Recht  des  Zahlungsortes  entscheidet,'-) 
auch  bei  domizilierten  Wechseln.  Und  wenn  die  deutschen 
Prozeßgesetze  eine  solche  Fristverlängerung  gleichfalls  zulassen, 
wenn  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Feiertag  fällt,  so 
erklärt  auch  hier  die  Literatur  übereinstimmend,  daß  die  Ent- 
scheidung, ob  dies  zutrifft,  den  Gesetzen  des  Gebietes  entnommen 
werden  müsse,  in  dem  die  prozessuale  Handlung  vorzunehmen 
ist.^  Die  Frage  ist  insbesondere  praktisch  geworden  bei  der 
Einlegung  von  Rechtsmitteln:  Reichsgericht,  Reichsversicherungs- 
amt, der  bayerische  Verwaltungsgerichtshof  haben  entschieden, 
daß  dem  Beschwerdeführer  nur  die  Feiertage  desjenigen  Orts 
zu  statten  kommen,  an  dem  das  Rechtsmittel  eingelegt  werden 
muß.^)    Welcher  Ort  das  aber  ist,   ergeben  die  einzelnen  Be- 


^)  Protokolle  der  Kommission  zur  Beratang  eines  allgemeinen  deutschen 
Handelsgesetzbuches  (1858)  1365.  Entsprechend  Staub,  Kommentar  zum 
HGB«^  zu  Art.  329. 

2)  V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  H  164.  —  ParaUele  Vorschriften 
ausländischer  Wechselgesetze  bei  Diena,  trattato  di  diritto  comtnerciaU 
internazionale  (1905)  III  147  s. 

^  Stenglein,  Strafprozeßordnung*  §43.  Seuffert,  Zivilproieß- 
ordDung»  §  222  No.  2;  vgl.  auch  §  188  No.  1.  Gaupp-Stein,  Snl- 
Prozeßordnung ^  §  222  No.  3.  Birkenbihl,  freiwillige  Gerichtsbarkeit  §  17. 

*)  Reichsgericht,  Entscheidungen  in  Strafsachen  IV  240;  XXXI  222. 
Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes,  Inyalidit&ts-  und  Alters- 
versicherung IV  122  No.  353;  amtliche  Nachrichten  XI  248  Nr.   1452  (in 
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Stimmungen  der  Verfahrensgesetze.  Es  entscheiden  die  Vor- 
schriften des  judex  a  quo  bei  einer  Berufung  oder  Revision 
in  Strafsachen,  die  Bestimmungen  des  judex  ad  quem  bei  einer 
Revision  in  Zivilsachen.  Revisionen  in  Invalidensachen  sind 
wahlweise  beim  Reichsversicherungsamt  oder  „bei  einer  andern 
Behörde"  anzubringen,  so  daß  damit  auch  die  Feiertagsordnung 
beweglich  wird,  aber  freilich  nur  in  dem  Sinn,  daß  die  Ord- 
nung der  tatsächlich  angegangenen  Stelle  ausschließlich  ent- 
scheidet; wird  das  Rechtsmittel  bei  dem  Reichsversicherungs- 
amt eingelegt,  so  kommen  nur  die  in  Berlin  geltenden  Feiertage 
in  Betracht,  wenn  bei  einem  Schiedsgericht,  nur  die  Feiertage 
dieser  Stelle.  Handelt  es  sich  dagegen  um  einen  Einspruch, 
eine  Berufung  in  Zivilsachen,  die  durch  Zustellung  eines  Schrift- 
satzes an  den  Gegner  geltend  gemacht  werden,  so  fehlt  von 
vornherein  der  feste  Ausgangspunkt,  wie  ihn  der  Sitz  einer 
Behörde  bezeichnet.  Zustellungen  können  (§  180)  an  jedem 
Ort  erfolgen,  wo  die  Person,  welcher  zugestellt  werden  soll, 
angetroffen  wird:  der  zufällige  Ort  des  Empfanges  entscheidet, 
ob  ein  Feiertag  die  Frist  verlängert;^)  und  in  Fällen,  üi  denen 
die  Zustellung  durch  Aufgabe  zur  Post  erfolgt  (§  179),  ist  zu 
beachten,  daß  eine  solche  Zustellung  am  Absendeort  des  Schrift- 
stücks vor  sich  geht.  —  Schließlich  enthält  auch  das  deutsche 
Krankenversicherungsgesetz  die  gleichartige  Vorschrift  für 
Fristen,  deren  Ende  auf  einen  allgemeinen  Feiertag  fällt.  Die 
Vorschrift  findet  Anwendung  auf  Anzeigen,  Beschwerden,  Ge- 
nehmigungen, Einzahlungen,  die  binnen  bestimmter  Frist  erfolgen 
sollen,  und  wiederum  gilt  auch  hier,  daß  über  die  Frage,  ob 
der  letzte  Tag  Feiertag,  das  Recht  des  Ortes  entscheidet,  an 
dem  die  Handlung  vorzunehmen  ist.^ 

einer  ünfallversicherangssache).  Bayr.  Verwaltangsgerichtshof,  Sammlang 
XXIV  481.  üebereiDStimmend  Weyl,  Archiv  für  öffentliches  Recht  X  371 ; 
Reger-Henle,  KraDkenversicherangsgesetz  ^  §78a;  Beger-Dyroff, 
bayr.  Verwaltangsgerichtsgesetz  ^  Art  23  No.  20. 

^)  Die  Frist  ist  auch  dann  nicht  versäamt,  wenn  ihr  letzter  Tag  ongenützt 
verstrichen  and  am  Wohnsitz  des  Empfängers  Werktag  war,  sofern  sich  dieser 
am  nächsten  Tag  in  einen  Bezirk  begibt,  der  Tags  zayor  Feiertag  hatte. 

^  ,,Aji  welchem  die  Handlang  yorzanehmen  bezw.  die  Leistang  za  ge- 
währen  ist",   wie  Reger-Henle,   Krankenversicherangsgesetz  ^  §   78a 
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Diese  Lösungen  bergen  freilich  verschiedentlich  Schwierig- 
keiten in  sich.  Zunächst,  wessen  Festtagsruhe  sollte  dnrch  die 
besprochenen  Bestimmungen  geschützt  werden,  der  Sonntags- 
friede der  Person,  welche  die  Leistung  hätte  vornehmen  sollen, 
oder  die  Feiertagsmuße  des  Empfängers  der  Leistung?  Holder^) 
glaubt,  dem  §  193  BGB  entnehmen  zu  können,  daß  er  beiden 
Teilen  dienen  wolle,  demgemäß  auch  die  Feiertage  beider  Teile 
auf  die  Frist  Einfluß  nehmen  könnten.  Doch  scheint  man  bei 
der  Bestimmung  nur  an  das  Interesse  des  Leistenden  gedacht 
zu  haben,  ^)  und  bei  den  entsprechenden  Vorschriften  der  Prozeß- 
gesetze ist  kaum  ein  Zweifel  möglich,  daß  sie  der  Sonntagsruhe 
der  Partei,  nicht  des  Gerichts  gewidmet  sind.  Kommt  es  dar- 
nach aber  auf  den  Ort  der  aktiv  tätigen  Person  an,  so  erwächst 
nun  erst  die  Frage,  welches  ist  der  Ort  dieser  Person,  der  den 
Feiertag  bezeichnet,  der  Ort,  an  dem  sich  die  Partei  an  dem 
Tag  aufhält,  an  dem  ihre  Handlung  vorzunehmen  war,  der  Ort, 
an  dem  sie  verspätet  ihre  Tätigkeit  entfaltet,  die  Ware  ab- 
sendet, die  Berufungserklärung  zur  Post  gibt,  oder  dort,  wo 
diese  Tätigkeit  ihren  rechtlichen  Erfolg  hat?  Das  Reichsgericht 
hat  gelegentlich  geschwankt,  ob  bei  einer  Revision  des  An- 
geklagten   neben    den   Feiertagen   der   Gerichtsstelle,   wo  das 


fonnaUeren.  Aber  freilich,  mit  dieser  Lösung  kommt  man  in  schweres  Ge- 
dränge, wenn  man  mit  Beger-Henle  auch  die  Zeitbestimmungen  der 
§§  6  a  2,  8,  261,  26"!,  28  des  Gesetzes  der  Möglichkeit  einer  ErstreckuDg 
durch  Feiertage  gemäß  §  78  a  unterstellt.  Das  Krankengeld  kann  fOr  die 
Dauer  von  zwölf  Monaten  entzogen  werden,  wenn  der  Versicherte  die  Ver- 
sicherung durch  eine  strafbare  Handlung  geschädigt  hat ;  Aenderungen  in  der 
Festsetzung  des  ortsüblichen  Tagelohns  treten  sechs  Monate  nach  der  Ver- 
öffentlichung in  Kraft;  das  Recht  auf  Unterstützung  kann  an  eine  Karenz- 
zeit bis  zu  sechs  Monaten  geknüpft  werden  —  wo  um  alles  läßt  sich  eise 
Person  auffinden,  deren  Sonntagsruhe  am  letzten  Tag  des  Zeitraums  durch 
eine  Verlängerung  geschont  werden  soll,  so  daß  die  für  sie  geltenden  Feie^ 
tage  maßgeben  könnten?  Die  Schwierigkeiten  indessen  sind  gegenstandslos; 
denn  §  78  a  kann  sich,  wie  sein  Vorbild  §  222  der  ZPO,  nur  auf  Fristtn 
für  die  Vornahme  von  Handlungen  beziehen;  ygl.  dort  Seuffert  ZPO' 
§  222  No.  2. 

1)  Der  allgemeine  Teil  des  BGB  §  193  No.  2. 

^)  So  insbesondere  Scherling,  Beiträge  xur  Erläuterung  des 
deutschen  Rechts  LI  136  f. 
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Rechtsmittel  eingelegt  werden  mußte,  nicht  auch  die  Feiertage 
am  Wohnsitz  des  Angeklagten  mitzuzählen  hätten.^)  Und  Holder, 
der  zwischen  der  persönlichen  „Vollziehung"  und  der  juristischen 
„Vollendung"  der  bürgerlichrechtlichen  Erklärungen  und  Lei- 
stungen unterscheidet,  nimmt  an,  daß  zwar  Feiertage  am  Ort 
der  Vollziehung  so  gut  wie  diejenigen  am  Ort  der  Vollendung 
Termin  und  Frist  beeinflussen,  daß  aber  freilich  nicht  der  zu- 
fällige Ort  der  Tätigkeit  entscheiden  dürfe,  sondern  nur  ein 
solcher,  der  bei  der  Festlegung  des  Zeitpunktes  als  Ort  der 
Tätigkeit  erwartet  werden  durfte,  eine  nachträgliche  Aenderung 
des  Wohnortes  oder  gar  des  Aufenthaltsortes  sei  ohne  Bedeutung. 
Verwandte  Fragen  mögen  aber  auch  für  den  Bereich  der  polizei- 
lichen Feiertagsbeschränkungen  auftauchen:  auf  mein  Geheiß 
werden  feiertägliche  Arbeiten  im  Inland  vorgenommen,  während 
ich  mich  auf  der  Reise  befinde  —  vermögen  mich  die  polizei- 
lichen Beschränkungen  des  Inlands  auch  während  eines  Auf- 
enthaltes im  Ausland  zu  erreichen?  Nun  ist  der  Ort  einer 
rechtlich  bedeutsamen  Handlung  (wenn  von  den  besonderen  Ver- 
hältnissen des  Eriminalstrafrechts  abgesehen  wird)  allgemein  da, 
wo  sie  in  den  Rechtskreis  eingreift,  um  dessentwillen  ihr  recht- 
liche Bedeutung  verliehen  ist.  Die  Begründung  des  Satzes  muß 
einer  andern  Stelle  vorbehalten  bleiben.  Sein  Ergebnis  aber  ist 
auch  hier,  daß  das  Verhalten  der  maßgebenden  Person  erst  von 
derjenigen  Rechtsordnung  gewürdigt  werden  kann,  in  deren 
Geltungsbereich  dies  Verhalten  rechtliche  Bedeutung  erlangt; 
eine  Berücksichtigung  der  Gesetze  des  Wohnsitzes  oder  des 
Aufenthaltsorts  des  Verpflichteten  wird  damit  unmöglich.  Auch 
bei  polizeilichen  Vorschriften  wird  nicht  ein  Verhalten  um  seiner 
selbst  willen  verlangt  oder  verboten,  ihr  Zweck  ist  der  polizei- 
gemäße Zustand,  die  Eingliederung  eines  Verhaltens  in  die 
verwaltungsrechtliche  Ordnung  eines  bestimmten  Gebiets,  und 
es  kann  offenbar  nur  das  Recht  dieses  Gebiets  entscheiden,  ob 
ein  bestimmtes  Verhalten  an  einem  bestimmten  Tag  zulässig  ist. 
Aber  auch  die  Handlungen  des  Zivilrechts  und  Prozeßrechts, 
denen  durch  einen  Feiertag  Fristverlängerung  gewährt  wird. 


^)  Entscheidungen  in  Strafsachen  IV  240. 
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entbehren  in  ihrer  Eigenschaft  als  körperliche  Tätigkeit  ganz 

regelmäßig  des  rechtlichen  Interesses;  die  Zustellung  gewinnt 

Bedeutung,   wenn  sie  den  Empfänger  erreicht,   die  Lieferang 

der  Ware,  wenn  sie  dem  Erwerber  oder  seinem  Stellvertreter 

ausgehändigt  wird,  und  es  kann  darum  insoweit^)  —  wiewohl 

den  Ausgangspunkt  solcher  Bestimmungen  die  Sonntagsruhe  des 

Absenders,   nicht  des  Empfängers  bildet  —  über  eine  Frist- 

Verlängerung  nur  die  Feiertagsordnung  desjenigen  Ortes  ent- 

^    ^  scheiden,  an  dem  nach  Zivilrecht  oder  Prozeßrecht  die  Tätigkeit 

^^^^  des  Absenders  im  Hinblick  auf  deren  Empfänger  den  recht- 

%:  liehen  Abschluß  findet;  wobei  Erfüllungsort  und  Aufenthaltsort 

'.|  des  Empfängers  natürlich  zu  scheiden  sind.    Die  vorbehaltslose 

Einreihung  dieser  Bestimmungen  in  die  Ordnung  des  Zivilrechts 

^r^  oder  Prozeßrechts  hat  das  ursprüngliche  Motiv  des  Gesetzgebers 

:  4j  verschüttet. 

^  3.  Die  accessorische  Geltung  des  Feiertagskalenders  findet 

.  "l  ihre  hellste  Beleuchtung  in  jenen  besonderen  Fällen,  in  denen 

♦T  die  Verbindlichkeit  der  materiellrechtlichen  Feiertagsbeschrank- 

:.-  ungen  des  Inlands   in  fremde  Rechtsgebiete   hineinragt.    Die 

Sonntagsvorschriften  der  Seegesetze  beanspruchen  materiellrecht- 
*  j  lieh  ihre  Anwendung  auf  Schiffe  des  Inlands,  auch  wenn  sie 

auf  hoher  See  und  in  ausländischen  Gewässern  sich  aufhalten, 
und  in  Uebereinstimmung  damit  bestimmen  die  nordischen  See- 
gesetze, daß  der  Mannschaft  „an  den  hier  im  Reich  angeordneten 
Feiertagen "  Gelegenheit  zum  Gottesdienst  gegeben,  und  für  unum- 
gängliche Sonntagsarbeit  besondere  Vergütung  gewährt  werden 
'/'.  müsse.^)  Insbesondere  hat  nach  dieser  Richtung  in  umfassender 

.  '^:  Kasuistik   die   deutsche   Seemannsordnung  Vorsorge   getroffen. 

Auch  §  39  des  Gesetzes  läßt  die  Festtagsordnung  personal  gelten, 
wenn  sich  das  deutsche  Schiff  auf  hoher  See  oder  im  Ausland 
; '  befindet :  die  vorgeschriebene  Sonntagsruhe  muß  gewährt  werden 

an   den    „Festtagen   des   inländischen  Heimathafens^;  und  da 
deutsche  Schiffe  einen  Heimathafen  auch  im  Ausland  besitzen 


1)  Vgl  daza  Planck,  Kommentar  zum  BQB»  §  193  No.  la. 

2)  Norwegisches  Seegesetz  20.  7.  1893  §§  44,  96;  gleichlautend  die  Be- 
stimmungen des  schwedischen  und  des  dänischen  Seegesetzes.  Vgl.  BegründaBg 
zur  deutschen  Seemannsordnung  (unten)  119. 
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können,  sollen  die  verbindlichen  Tage  für  solchen  Fall  durch 
den  Eeichskanzler  bestimmt  werden.  Liegt  das  Schiff  dagegen 
in  einem  Hafen  oder  auf  einer  Reede  des  Inlands,  so  gelten 
als  Festtage  nunmehr  territorial  „die  von  der  Landesregierung 
des  Liegeorts  bestimmten  Tage**  —  „nach  dem  Grundsatz  locus 
regit  actum^j  wie  die  Begründung  meint.  Und  sogar  auf  die 
Möglichkeit  einer  örtlichen  Verschiedenheit  der  Feiertage  inner- 
halb desselben  Bekenntnisses  ist  Bäcksicht  genommen,  wenn  die 
Mannschaft  Gelegenheit  zur  Teilnahme  am  Gottesdienst  ihrer 
Konfession  an  Land  beanspruchen  kann,  und  es  sollen  dabei 
„als  Festtage  im  Ausland  auch  die  kirchlich  gebotenen  Festtage 
des  Liegeortes"  gelten.^)  Natfirlich  bedeutet  eine  solche  Ver- 
weisung auf  die  Gesetze  des  ausländischen  Liegeorts  nicht  etwa 
eine  Durchbrechung  der  accessorischen  Geltung  der  Feiertags- 
ordnung, denn  es  ist  der  Wille  des  deutschen  Bechts,  der  hier 
über  den  Feiertag  entscheidet,  und  durch  eine  materiellrechtliche 
Vorschrift  des  deutschen  Bechts  die  Mitberücksichtigung  fremder 
Feiertage  anordnet. 

Eine  schwedische  Verordnung  von  1891  verpflichtet  den 
Kapitän  eines  schwedischen  Schiffes,  sich  binnen  48  Stunden 


^)  Diese  Vorschriften  sind  nicht  ohne  mannigfache  Schwankungen  Gesetz 
geworden.  Der  Entwurf  der  Regierung  hatte  für  den  Aufenthalt  im  Inland 
das  Recht  des  Liegeorts,  für  den  Aufenthalt  auf  See  und  im  Ausland  das 
Recht  des  Heimathafens  als  maßgebend  vorgeschlagen.  Als  dann  bei  der 
ersten  Beratung  der  Abgeordnete  Semler  darauf  aufmerksam  machte,  daß 
ein  deutsches  Schiff  auch  einen  ausländischen  Heimathafen  haben  könne,  etwa 
in  China,  und  daß  ein  solches  SchiS  außerhalb  Deutschlands  in  seiner  Sonn- 
tagsruhe dann  allerwärts  an  die  chinesischen  Feiertage  gebunden  sei,  ließ  die 
Kommission  die  Anknüpfung  an  den  Heimathafen  ganz  fallen  —  Anträge, 
für  deutsche  Schiffe  mit  ausländischem  Heimathafen  die  hamburgischen  oder 
die  Feiertage  des  deutschen  Registerhafens  gelten  zu  lassen,  wurden  abgelehnt 
—  um  das  Recht  des  Liegeorts  hier  schlechtweg  entscheiden  zu  lassen.  Auf 
Vorstellungen  des  Auswärtigen  Amtes  hin,  welche  die  ünzweckmäßigkeit 
dieser  Lösung  darlegten,  wurde  dann  yon  der  Kommission  in  zweiter  Lesung 
die  gegenwärtig  geltende  Fassung  angenommen.  Ueber  den  neu  angefügten 
Schlußsatz  des  §  39  gibt  der  Kommissionsbericht  keinen  Aufschluß.  Vgl. 
Sten.  Berichte  des  Reichstags  X.  Legislaturperiode  II.  Session,  Anlageband 
1,  42  (Begründung);  Band  1,  168  f  (I.Beratung);  Anlageband  3,  1906  (1.  Le- 
sung der  Kommission)  und  1911  (2.  Lesung  der  Kommission). 
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nach  seiner  Ankunft  in  fremdem  Hafen  bei  seinem  Konsul  za 
melden ;  Feiertage  verlängern  die  Frist.  Ein  schwedisches  Schiff 
war  nach  Rußland  gekommen,  der  Kapitän  hatte  die  Anzeige 
mit  Rücksicht  auf  das  heimatliche  Ostern  verzögert,  der  oberste 
Gerichtshof  Stockholm  aber  hat  ihn  wegen  Versäumung  der 
Frist  verurteilt,  es  sei  lediglich  der  Festkalender  des  Ortes  der 
Anzeige  zu  beachten,  nach  russischem  Recht  aber  werde  Ostern 
erst  später  gefeiert.^)  Die  Entscheidung  muß  wundernehmen. 
Das  Konsulat  ist  eine  Behörde  des  Absendestaats,  die  Geschäfte, 
die  bei  ihm  zu  erledigen  sind,  sind  Angelegenheiten  der  heimat- 
lichen Rechtsordnung,  und  selbst  wenn  eine  ausdrückliche  Vor- 
schrift bestünde,  daß  die  Konsulate  als  Behörden  an  örtlichen 
Feiertagen  und  nur  an  diesen  zu  schließen  haben,  würde  das 
noch  keine  Verpflichtung  für  die  Partei  bedeuten,  entgegen  den 
heimischen  Ordnungen  an  Feiertagen  des  Heimatstaats  tätig  zn 
werden.  Aehnliche  Erwägungen  lassen  auch  einen  Satz  be- 
denklich erscheinen,  der  zuweilen  für  Zustellungen  im  Ausland 
aufgestellt  wird^):  daß  das  Recht  des  Prozeßgerichts  entscheide, 
ob  eine  Zustellung  im  Ausland  an  einem  Festtag  gültig  vor- 
genommen werden  könne,  dagegen  das  Recht  des  Zustellungs- 
ortes,  ob  der  gewählte  Tag  Feiertag  ist.  Der  erste  Teil  dieses 
Satzes  dürfte  nur  dann  zutreffen,  wenn  die  Zustellung  durch 
Vermittlung  des  heimischen  Konsuls  geschah;  denn  wenn  sie 
durch  Inanspruchnahme  der  ausländischen  Behörden  erfolgt  ist, 
so  ist  es  die  Staatsgewalt  des  Auslands,  die  dem  Vorgang  mit 
der  Darbietung  ihres  Annahmezwangs  ^  Rechtswirksamkeit 
verliehen  hat,  und  die  Gültigkeit  solchen  staatlichen  Handelns 
muß  unter  den  Gesetzen  des  handelnden  Staates  stehen.  Was 
aber  die  Frage  anlangt,  welcher  Staat  den  Feiertag  festsetzt, 
so  scheinen  die  Dinge  hier  umgekehrt  zu  liegen :  ist  die  Zu- 
stellung durch  Vermittlung  ausländischer  Rechtshilfe  geschehen, 
so  ist  es  allerdings  das  Ausland,  dessen  Feiertagsordnung  dabei 


1)  J.  XXIX  179. 

2)  v,Bar,  Theorie  und  Praxis  II  366  (bei  Erörterung  der  ZusteUungeD 
durch  Rechtshilfe);  Böhm-Delius,  Handbuch  des  Rechtshilf everfahrens' 
(1906)  276. 

3)  Vgl.  Ztsch.  IX  455. 
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maßgibt.  Bei  einer  Zustellung  aber  durch  den  Konsul  dürften 
auch  liier  primär  die  heimatlichen  Gesetze  entscheiden.  —  Daß 
vollends  für  Konsuln  im  Besitz  der  Konsulargerichtsbarkeit  im 
Zweifel  die  heimische  Feiertagsordnung  maßgebend  ist,  wird 
schwerlich  zu  Meinungsverschiedenheiten  Anlaß  geben. ^} 

Endlich  ein  verwickelter  Fall^  der  die  französischen  Ge- 
richte beschäftigt  hat.  Das  ältere  französische  Seerecht  2)  hat 
Forderungen  aus  einem  Schiffszusammenstoß  nur  dann  zugelassen, 
wenn  der  beschädigte  Teil  (dans  le  lieu  oii  le  capitaine  a  pu 
agir)  binnen  24  Stunden  eine  Entschädigungsforderung  vor  der 
Behörde  erhoben  und  sie  dem  Schädiger  zugestellt  hat,  wobei 
nach  der  Praxis  wiederum  Feiertage  in  der  Berechnung  der 
Frist  nicht  mitzählten.  Ein  Zusammenstoß  in  türkischen  Ge- 
wässern gibt  dem  Kapitän  und  Befrachter  eines  türkischen 
Schiffes  Veranlassung,  gegen  ein  französisches  Schiff  solche  An- 
zeige bei  der  türkischen  Hafenbehörde  zu  erstatten,  die  sie 
ihrerseits  zum  Zweck  der  Zustellung  an  den  französischen 
Konsul  weitergibt;  die  Anzeige  war  verspätet  erfolgt,  doch  be- 
rufen sich  Kapitän  und  Befrachter,  türkische  Staatsangehörige 
griechischen  Bekenntnisses,  darauf,  daß  die  Frist  durch  einen 
dazwischen  fallenden  römisch-katholischen  Feiertag,  Allerheiligen, 
verlängert  worden  sei.  Der  Appellhof  Aix  ^)  weist  die  Klage  ab : 
zwar  habe  die  Zustellung,  die  dem  französischen  Konsul  oblag, 
am  Feiertag  nicht  erfolgen  können,  allein  schon  die  Anzeige 
sei  verspätet  geschehen,  da  der  fragliche  Tag  weder  für  die 
türkische  Behörde,  bei  der  die  Anzeige  erstattet  werden  mußte, 
noch  für  die  Beschwerdeführer  nach  ihrem  Bekenntnis  Feiertag 
war.    Die  Schwierigkeiten  des  Falles  beruhen  darauf,  daß  das 


1)  Vgl.  für  Deatschland  §  27  des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes.  Für 
die  Sonntagsgesetze  zivilrecbtlichen  und  prozeßrechtlichen  Inhalts  werden 
dabei  gemäß  §  19^  KGG  die  im  Bereich  des  preußischen  allgemeinen  Land- 
i'echts  in  Kraft  stehenden  Feiertage  entscheiden,  im  übrigen  aber  besteht, 
boviel  ich  sehe,  eine  Lücke;  die  etwaigen  durch  Verwaltungsverordnung  für 
den  Geschäftsgang  der  Konsulate  festgesetzten  Feiertage  haben  den  Parteien 
gegenüber  keine  Verbindlichkeit. 

2j  Code  de  commerce  Art.  435,  436  bis  zur  Novelle  von  18 Jl.  Parallele 
Vorschriften  anderer  Staaten  bei  Die  na  a.  a.  0.  III  453  f. 

3;  J.  I  2G. 
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französische  Recht  —  die  Vorfrage  seiner  Anwendbarkeit  auf 
den  Fall  bejaht  —  hier  von  sich  aus  eine  Handlung  im  Aus- 
land und  vor  ausländischen  Behörden  vorschreibt.  Hatte  die 
ausländische  Behörde  zur  kritischen  Zeit  nach  ihrem  Recht 
Feiertag,  so  befand  sich  der  Kapitän  offenbar  nicht  an  einem 
Ort,  „wo  er  hat  handeln  können",  und  die  Verzögerung  kann 
ihm  nicht  Schaden  bringen.  Bestand  ein  solches  Hindernis  auf 
Seiten  der  ausländischen  Behörde  aber  nicht,  so  ist  die  Frage 
damit  nicht  gelöst,  sondern  erst  rein  gestellt:  welcher  der  be- 
teiligten Staaten  ist  zuständig,  die  Feiertage  im  Sinn  jener 
französischen  Verordnung  entweder  selbst  zu  bestimmen,  oder 
einen  andern  zu  solcher  Bestimmung  berufenen  Verband  zu  be- 
zeichnen? Der  fremde  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  Anzeige  er- 
stattet werden  soll,  kann  das  nicht  sein.  Die  Feiertagsordnung 
ist  —  gerade  hier  werden  frühere  Erwägungen  praktisch  - 
für  den  Staat  nicht  Selbstzweck,  sie  hat  Bedeutung  nur  im 
Zusammenhang  mit  Anordnungen,  was  an  einem  Feiertag  ge- 
schehen soll.  Für  Handlungen,  die  der  französische  Gesetzgeber 
anordnet,  kann  es  nur  Frankreich  sein,  auf  dessen  Willen  die 
Verbindlichkeit  von  Feiertagen  unmittelbar  oder  mittelbar  zurück- 
geht. Der  Weg,  eine  materiellrechtliche  Verweisung  anzu- 
nehmen, die  es  als  Wille  des  französischen  Gesetzgebers  er- 
scheinen ließe,  bei  einer  Anzeige  im  Ausland  die  Feiertags- 
ordnung des  dortigen  Staates  anzuwenden  —  dürfte  auch  kaum 
gangbar  sein.  Und  so  scheint  hinsichtlich  der  Anzeige  die  Ent- 
scheidung allerdings  davon  abhängen  zu  müssen,  wie  das  Feier- 
tagsrecht in  Frankreich  beschaffen  ist  —  das  für  die  bürger- 
lichen Wirkungen  der  Festtage  einen  Unterschied  der  Kon- 
fessionen nicht  kennt  und  Allerheiligen  zum  „gesetzlichen 
Feiertag"  erhoben  hat.^)  Was  aber  die  Zulässigkeit  einer  Zu- 
stellung an  Feiertagen  betrifft,  so  kann  hier  auf  die  voraus- 
gehenden Ausführungen  verwiesen  werden,  nach  denen  es  für 
die  Verbindlichkeit  eines  Feiertags  den  Ausschlag  gibt,  ob  die 


1)  Vgl.  Block,  dictionnaire  de  Vadtninistration  frangaise,  y^di- 
matiches  et  fites. 
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Zustellmig   im   Ausland   durch  Vermittlung  der  Konsuln  oder 
durch  Inanspruchnahme  der  örtlichen  Behörden  erfolgt  ist.^) 


1)  Anch  Deloynes,  Bevue  critique  de  Ugislation  et  de  juris- 
prudence,  nouv.  sirie  VII 268 ff.  hat  die  besprochene  Frage  behandelt,  mit  dem 
Ergebnis,  daß  es  nnr  aal  das  Recht  des  Ortes  der  Anzeige  ankommen  könne. 
Das  folge  ans  dem  Wortlant  des  Gesetzes,  das  die  Frist  nur  laufen  lasse, 
,»wemi  der  Kapitän  hat  handeln  können*^ ;  und  ebenso  ans  allgemeinen  Grand- 
Sätzen:  denn  der  Ansprach  müsse  nicht  nur  angezeigt,  sondern  auch  zu- 
gesteUt  werden,  die  Zustellung  aber  rechtsgiltig  sein,  und  darüber  entscheide 
nach  dem  Grandsatz  loctu  regit  actum  das  Recht  des  Zustellungsortes, 
(und  wenn  sich  der  Adressat  der  Zustellung  gar  nicht  im  Zufluchtshafen 
befindet ?)  Vgl.  auch  die  Angaben  bei  Vincent  et  Pinaud,  dictionnaire 
de  droit  international  privS  (1888)  v»  abordage  maritime  No.  86. 


Der  Rechtsschutz  österreichischer  Schrift-  und  Kunst- 
werke in  Deutschland. 

Von  Justizrat  Dr.  Fnld  in  Mainz. 

Infolge  der  Verschiedenheit  des  deutschen  und  öster- 
reichischen Urheberrechts  und  insbesondere  des  Widerspruchs 
der  zwischen  den  beiden  Urheberrechtsgesetzen  vom  19.  6.  Ol 
und  vom  9.  1.  07  einerseits,  dem  deutsch-österreichischen  Ver- 
trag vom  30.  12.  99  anderseits  besteht,  ist  die  Frage,  welches 
Recht  für  die  Werke  der  österreichischen  Staatsangehörigen  zur 
Anwendung  zu  kommen  hat,  das  des  genannten  Vertrags  oder 
das  der  vorgenannten  deutschen  Gesetze,  eine  streitige  geworden. 
Dieselbe  hat  für  das  Gebiet  des  literarischen  Urheberrechts, 
soweit  ersichtlich,  eine  oberstrichterliche  Entscheidung  bis  jetzt 
noch  nicht  gefunden.  War  schon  ihre  aktuelle  Bedeutung  bis- 
her eine  erhebliche,  obwohl  es  sich  nur  um  die  Beschränkung 
auf  den  literarisclien  Urheberrechtsschutz  handelte,  so  ist  von 
Inkrafttreten  des  Kunstschutzgesetzes  an  die  praktische  Be- 
deutung eine  ungleich  höhere,  dies  vor  allem  um  deswillen, 
weil,  wie  bekannt,  die  österreichische  Kunst  in  Deutschland 
ein  größeres  Absatzgebiet  besitzt,  als  die  österreichische  Lite- 
ratur, und  weil  infolge  der  Ausdehnung  des  Kunstschutzes  auf 
das  für  die  österreichische  Kunstindüstrie  so  außerordentlich 
wichtige  Gebiet  des  Kunstgewerbes  das  Anwendungsgebiet  des 
neuen  Gesetzes  ein  wesentlich  ausgedehnteres  ist,  als  das  des 
früher  geltenden  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  bildenden  Kunst. 

Nach  §  54  des  Urheberrechtsgesetzes  von  1901  genießen 
den  Schutz  desselben  die  Reichsangehörigen  für  alle  ihre  Werke, 
gleichviel,  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht.  Bezüglich  der 
Nichtreichsangehörigen  bestimmt  §  55,  daß  dieselben  den  Schutz 
für  jedes  ihrer  im  Inlande  erschienenen  Werke  genießen,  sofern 
sie  nicht  das  Werk  selbst  oder  eine  Uebersetzung  an  einem 
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früherad  Tage  im  AuslBude  haben  erscheinen  lassen.  Dieselben 
Vorschriften  finden  sich  in  §  51  des  Eunstschutzgesetzes. 
Dnrch  den  Yertraff  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  vom  30.  12.  99  wird  bestimmt,  daß  jedes  Werk  der 
Literatur,  Kunst  und  Photographie,  welches  in  dem  Gebiete 
eines  der  vertragschließenden  Staaten  einheimisch  ist,  in  dem 
Gebiete  des  andern  den  dort  durch  die  inländische  Gesetzgebung 
für  Werke  gleicher  Art  jeweils  gewährten  Schutz  genießt,  so- 
fern es  nicht  auch  in  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates 
einheimisch  ist.  Der  Begriff  „einheimisch"  wird  in  Art.  2 
dahin  erläutert,  daß  als  einheimisch  ein  Werk  dann  gilt,  wenn 
auf  dasselbe  vermöge  seines  Erscheinungsortes  die  inländische 
Gesetzgebung  Anwendung  findet.  An  Händen  dieser  Definition 
würde  also  an  sich  sowohl  nach  dem  Literaturschutzgesetz, 
wie  nach  dem  Eunstschutzgesetz  ein  Werk  in  Deutschland 
dann  als  einheimisch  anzusehen  sein,  wenn  der  österreichische 
Urheber  dasselbe  zuerst  in  Deutschland  und  erst  dann  in  Oester- 
reich  hätte  erscheinen  lassen.  Wenn  die  beiden  Gesetz- 
gebungen unter  dem  Begriff  des  „Erscheinen'^  dasselbe  ver- 
ständen, so  wärde  die  Anwendung  dieser  BegriSserläuterung 
ohne  weitere  Schwierigkeit  möglich  gewesen  sein.  Dies  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Es  besteht  zwischen  dem  deutschen  und 
österreichischen  Recht  in  bezug  hierauf  ein  wesentlicher  Unter- 
schied insoweit,  als  nach  österreichischem  Becht  nicht  nur  das 
verlagsmäßig  erschienene,  sondern  auch  das  öffentlich 
aufgeführte  Tonwerk  oder  Bühnenwerk  als  erschienen  gilt  und 
des  weiteren  bei  den  Werken  der  bildenden  Kunst  und  der 
Photographie  die  öffentliche  Ausstellung  mit  dem  Begriff 
des  Erscheinens  identifiziert  wird.  Mit  Rücksicht  hierauf  be- 
stimmt das  Schlußprotokoll  zu  dem  deutsch -österreichischen 
Vertrage  einmal,  daß  die  in  dem  einen  Gebiete  erschienenen 
Werke  inländischer  Urheber  in  dem  andern  nicht  als  einheimisch 
gelten  und  dieserhalb  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz 
daselbst  genießen,  eine  Bestimmung,  die  hier  wesentlich  in  Be- 
tracht kommt.  Sodann  aber  wird  gesagt,  daß  einem  Werke, 
soweit  dasselbe  durch  die  Gesetzgebung  des  einen  Teils  nur 
vermöge  seines  Erscheinens  geschützt  wird,  der  vertragsmäßige 
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Schutz  nur  dann  zukommt^  wenn  es  auch  nach  der  inländischen 
Gesetzgebung  des  andern  Teils  als  in  dem  Gebiete  des  erstem 
erschienen  gilt.  Wenn  also  das  von  einem  österreichischen 
Künstler  verfertigte  Gemälde  zuerst  in  Oesterreich  ausgestellt 
wird,  demnächst  in  Deutschland  aber  zuerst  verlagsmäßig  er- 
scheint, so  würde  es  nach  Ziff.  1  des  Schlußprotokolls  nicht  in 
Deutschland,  sondern  in  Oesterreich  als  einheimisch  gelten, 
hätte  also  trotz  der  angeführten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1907  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz  zu  bean- 
spruchen. Würde  man  nun  annehmen,  daß  durch  die  er- 
wähnten Bestimmungen  der  beiden  Reichsgesetze  die  Vorschriften 
des  Vertrags  abgeändert  sind,  so  würde  im  gegebenen  Falle 
der  österreichische  Urheber  trotz  des  Ausstellens  des  Kunst- 
werks in  Oesterreich  den  Schutz  des  Gesetzes  von  1907  be- 
anspruchen können,  weil  ja  das  verlagsmäßige  Erscheinen  zu- 
erst in  Deutschland  geschehen  ist.  Die  Frage  ist  also  davon 
abhängig,  ob  der  internationale  Vertrag,  insbesondere 
in  Ansehung  der  Festlegung  des  Begriffs  „Erscheinen"  durch  die 
späteren  Reichsgesetze  eine  Aenderung  erfahren  hat?  Diese 
Frage  muß  verneint  werden.  Das  deutsch-österreichische  Ab- 
kommen ist  nach  wie  vor  in  Kraft  und  es  besteht  kein  Anlaß 
anzunehmen,  daß  durch  die  oben  erwähnten  Bestimmungen  in 
§§  54  und  51  die  spezielle  Regelung,  die  auf  einem  Vertrag 
beruht,  hat  außer  Kraft  gesetzt  werden  sollen.  Das  Verhältnis 
zwischen  dem  früheren  Staatsvertrag  und  einem  späteren  Gesetz 
ist  nicht  das  gleiche,  wie  das  Verhältnis  zwischen  einem  früheren 
Gesetz  und  einem  späteren  Gesetz,  sofern  es  sich  nicht  um  ein 
früheres  spezielles  und  ein  späteres  allgemeines  Gesetz  handelt. 
Daher  kann  die  Rechtsregel,  daß  ein  früheres  Gesetz  durch  ein 
späteres  Gesetz  aufgehoben  bezw.  geändert  wird  —  Lex  poste- 
rior  derogat  priori  — ,  hier  nicht  Platz  greifen,  sondern  es 
läßt  sich  nur  die  für  das  Verhältnis  des  älteren  Spezialgesetzes 
zu  dem  jüngeren  allgemeinen  Gesetz  anerkannte  Rechtsregel 
zur  Anwendung  bringen,  daß  nämlich  ein  früheres  spezielles 
Gesetz  durch  den  Erlaß  eines  späteren  allgemeinen  Gesetzes 
nicht  berührt  wird  —  Lex  posterior  generalis  non  deroffot 
legi  priori  speciali  — .     Hieran  muß  im  gegebenen  Falle  um 
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SO  mehr  festgehalten  werden,  als  der  Vertrag  zwischen  Deutsch- 
land und  Oesterreich  den  Charakter  eines  Gegenseitigkeits- 
vertrags hat  und  die  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden 
Gesetzgebungen  in  dem  Begriff  des  „Erscheinen"  heute  noch 
ebenso  besteht,  wie  sie  bereits  im  Jahre  1899  bestanden  hat. 
Wenn  nun  aber  die  vertragschließenden  Staaten  im  Jahre  1899 
überzeugt  waren,  daß  mit  Bücksicht  auf  die  gedachten  Ver- 
schiedenheiten zwischen  ihren  bezüglichen  Gesetzgebungen  der 
Schutz  für  ein  Werk,  das  in  Deutschland  zuerst  verlagsmäßig 
erschienen  ist,  in  Oesterreich  zwar  nicht  verlagsmäßig  zuerst 
erschienen  ist,  wohl  aber  nach  dem  in  Oesterreich  maßgeblichen 
Rechte  als  erschienen  gilt,  nur  nach  Maßgabe  des  Vertrags 
zu  gewähren  sei,  so  würde  es  hiermit  in  Widerspruch  stehen, 
wollte  man  ungeachtet  der  Fortdauer  des  Unterschiedes  zwischen 
den  beiden  Gesetzgebungen  nicht  den  vertraglichen,  sondern 
den  gesetzlichen  Schutz  als  den  maßgeblichen  ansehen.  Hier- 
gegen kann  auch  kein  Einwand  daraus  abgeleitet  werden,  daß 
der  Vertrag  ausspricht  für  jedes  Werk,  das  in  dem  Gebiete 
des  einen  Staates  als  einheimisch  gelte,  sollte  in  dem  Gebiete 
des  andern  Staates  die  daselbst  jeweils  geltende  materielle 
Urheberrechtsgesetzgebung  für  Werke  gleicher  Art  zur  An- 
wendung kommen.  Denn  diese  allgemeine  Bestimmung  des 
Vertrags  hat  durch  das  Schlußprotokoll  wieder  eine  Ein- 
schränkung insofern  erfahren,  als  in  den  in  Ziff.  1  des  Schluß- 
protokolls bezeichneten  Fällen  und  unter  den  daselbst  bezeich- 
neten Voraussetzungen  nur  der  vertragsmäßige  Schutz, 
also  nicht  der  gesetzliche,  zur  Anwendung  kommen  soll.  Die 
Willensübereinstimmung  der  beiden  kontrahierenden  Staaten, 
wie  sie  in  dem  Schlußprotokoll  niedergelegt  ist,  hat  gegenüber 
dem  Art.  1  des  Vertrags  die  Wirkung  einer  Einschränkung  der 
Tragweite  desselben.  Soweit  diese  Einschränkung  nicht  besteht, 
greift  hingegen  Art.  1  des  Vertrags  Platz,  wonach  die  jeweils 
für  Werke  der  gleichen  Kunstgattung  in  dem  einen  und  anderen 
der  Vertragsstaaten  geltende  Gesetzgebung  für  die  in  dem  andern 
einheimischen  Werke  maßgebend  sein  solle.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  die  materielle  Erweiterung,  welche  das  Kunstschutz- 
gesetz enthält,   auch  den  Werken  österreichischer  Ur- 
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Schutz  nur  dann  zukommt,  wenn  es  auch  nach  der  inländischeii 
Gesetzgebung  des  andern  Teils  als  in  dem  Gebiete   des  ersten 
erschienen   gilt.    Wenn   also   das   von   einem   österreichischen 
Künstler  verfertigte  Gemälde  zuerst  in  Oesterreich  ausgestellt 
wird,  demnächst  in  Deutschland  aber  zuerst  verlagsmäßig  er- 
scheint, so  würde  es  nach  Ziff.  1  des  Schlußprotokolls  nicht  in 
Deutschland,    sondern   in   Oesterreich    als   einheimisch  gelten. 
hätte  also  trotz  der  angeführten  Bestimmungen   des  Gesetzes 
von    1907    nur    den    vertragsmäßigen    Schutz    zu   bean- 
spruchen.    Würde    man    nun    annehmen,    daß   durch    die  er- 
wähnten Bestimmungen  der  beiden  Reichsgesetze  die  Vorschriften 
des  Vertrags  abgeändert  sind,    so   würde   im  gegebenen  FaÜL 
der  österreichische  Urheber   trotz  dtis  Aussteilens  des  KuLst- 
Werks  in  Oesterreich  den  Schutz  des  Gesetzes  von   1907  k- 
anspruchen  können,   weil  ja  das  verlagsmäßige  Erscheineo  211 
erst  in  Deutschland  geschehen  ist.    Die  Frage   ist  also  dum 
abhängig,    ob    der   internationale    Vertrag,    insbesoüderf 
in  Ansehung  der  Festlegung  des  Begriffs  ^Ersclieinen''  diircb  dif 
späteren  Reichsgesetzc    eine   Aenderung   erfahren    hat?    l)m 
Frage  muß  verneint  werden.    Das  deutsch-österreichisclie  Ab- 
kommen ist  nach  wie  vor  in  Kraft  und  es  besteht  kein  Anld 
anzunehmen,  daß  durch  die  oben  erwähnten  Bestimmungi^n  in 
§§  54  und  51   die  spt^zielle  Regelung,   die  auf  eineia  Veröii' 
beruht,  hat  außer  Kraft  gesetzt  werden  sollen.    Das  VerlialtLi.^ 
zwischen  dem  früheren  Staats  vertrag  und  einem  späteren  Gmti 
ist  nicht  das  gleiche,  wie  das  Yerhältuis  zwischen  einem  fnihemi 
Gesetz  und  einem  späteren  Gesetz,  sofern  es  sich  nicht  um  m 
früheres  spezielles  und  ein  späteres  allgemeines  Gesetz  hand^h 
Daher  kann  die  Rechtsregel,  daß  ein  früheres  Ge^et2  durch  du 
späteres  Gesetz  aufgehoben  bezw.  geändert  wird  —  LeJS  posi^ 
Hör  derogat  priori  — ,   hier  nicht  Platz  greifen,  Sünden»  ^ 

läßt  sich  nur  die  für  das  Verhältnis  de^  älteren  Sp^^^i"^." ' 

zu   dem  jüngeren  allg<Mneinen   Gesetz    anerkannte    ■ 
zur  Anwendung  bringen,   daJ3   nämlich  ein   früheres  npemd^- 
Gesetz   durch  den   Erlaß   eines   späteren   allgeuieifleö  G»*^ 
nicht  berührt  wird  —  Lex  posterior  getterft/i^-  *ti*f*  */*^v 
legi  priori  speciali  — .     Hieran  muß  iio  ^  -  in  n  1,  1     i 


Nach  welchen  Gesichtspunkten  ist  fUr  Zwecite  des  See- 
beuterechts die  feindliche  oder  neutrale  Eigenschaft  der 
Ware  zu  bestimmen? 

Ein  Reformvorschlag  von  Professor  lilepmanil»  Kiel. 

I.  Die  Fragestellung. 

1.  Das  Seebeuterecht,  d.  h.  das  Recht  eines  Eriegfährenden 
auf  Aneignung  des  dem  Seehandel  dienenden  Privateigentums 
im  Seekrieg  ist  durch  die  Pariser  Deklaration  zugunsten  des 
neatralen  Handels  erheblich  eingeschränkt.  Drei  Prinzipien 
standen  sich  bis  dahin  gegenüber:  Das  Prinzip  der  ^hostile 
infection^,  das  des  „Consolato  del  mare^  und  das  hollän- 
dische Prinzip.  Nach  dem  ersten  Prinzip  sind  alle  Schiffe 
die  mit  feindlichem  Gut  beladen  sind,  und  neutrales  Gut  auf 
Feindesschiff  der  Wegnahme  ausgesetzt:  y^röbe  d'ennemy  con^ 
fisque  Celle  d'amy,^/^) 

Durch  die  französischen  Marineordonnanzen  von  1543,  1583, 
1584  und  1681  zur  Geltung  gebracht,  sind  diese  Grundsätze 
von  den  Franzosen  in  der  Ordonnanz  von  1650  und  1744  zu- 
gunsten der  zweiten  Auffassung  aufgegebeuv  Sie  haben  aber 
auch  später  noch  auf  die  Handhabung  einen  Einfluß  ausgeübt. 
Nach  dem  zweiten  Prinzip,  das  die  Engländer  in  allen  ihren 
Kriegen  bis  zum  Krimkrieg  angewendet  haben  ^),  ist  nur  die 

>)  „Taus  navires  qui  se  trauverani  chargä»  tFeffets  appartenant 
ä  no8  ennemia  et  les  marchandises  de  nos  suJets  ou  alMs  (d.  k  in  der 
damaligen  Zeit  „neatral")  qui  se  trouveront  dana  un  navire  ennemi 
aeront  pareülement  de  bonne  prise''.  Ordonnance  de  marine  No.  7, 
abgedrackt  bei  Dallo»,  Repertoire  de  Ugislation,  de  doctrine  et  de 
Jmrisprudence  Bd.  36.  g.  v.  „Friees  maHHmea". 

3)  „Si  quelque  navire  entrant  en  couree  ou  se  ritirant  ren- 
contre  quelque  nanire  . . .  marchande,  mime  eouepavülon  amt,  et  que  lee 
marchandises  dont  ee  navire  est  chargä,  appartiennent  ä  Vennemi,  le 
commandant  du  vaisseau  .  .  .  peut  contraindre  le  maitre  du  navire 
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heb  er,  die  in  Oesterreich  einheimisch  sind,  zngate  kommt, 
vorausgesetzt,  daß  in  Gemäßheit  des  Abs.  2  des  Art.  1  das 
betreffende  Werk  auch  in  Oesterreich  selbst  noch  unter  Schutz 
steht. 

Auf  dem  Boden  dieser  Rechtsausffihrung  ist  auch  die  Frage 
zu  beantworten,  ob  österreichische  Staatsangehörige  berechtigt 
sind,  den  Schutz  des  §  21  des  Kunstschutzgesetzes  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  anzurufen?  Die  Frage 
ist  zweifellos  zu  bejahen  und  zwar  aus  einem  doppelten  Ge- 
sichtspunkte. Einmal  ist  nach  dem  soeben  Gesagten  der  in 
Deutschland  vom  1.  7.  07  an  geltende  Schutz  für  Bildnisse  adch 
bei  Werken  gleicher  Art  ohne  weiteres  anwendbar,  welche  der 
Disposition  österreichischer  Staatsangehöriger  unterstehen.  So- 
dann aber  handelt  es  sich  bei  dem  Einspruchsrecht  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  nicht  sowohl  um  einen 
Ausfluß  des  Urheberrechts,  als  vielmehr  um  eine  Wirkung  des 
Persönlichkeitsrechtes.  Der  Schutz  des  Persönlichkeitsrechts 
steht  aber  den  ausländischen  Staatsangehörigen  ohne  weiteres 
zu,  solange  nicht  Vergeltungsmaßregeln  den  Angehörigen  eines 
bestimmten  Staates  gegenüber  angeordnet  worden  sind,  unter 
diesem  Gesichtspunkte  ist  es  auch  vollständig  gleichgültig,  ob 
der  österreichische  Staatsangehörige,  welcher  die  Disposition 
über  das  betreffende  Bildnis  besitzt,  nicht  berechtigt  wäre,  in 
Oesterreich  selbst  der  öffentlichen  Ausstellung  sein  Verbot  ent- 
gegenzusetzen. Wie  die  materielle  Tragweite  des  Urheber- 
schutzes fär  ein  bestimmtes  Werk  unter  Umständen  in  einem 
Staate,  in  welchem  dasselbe  nicht  einheimisch  ist,  erheblicher 
sein  kann,  als  in  dem  Staate,  in  dem  dasselbe  einheimisch  ist, 
so  kann  auch  der  Schutz  der  Persönlichkeit  in  einem  Staate, 
welcher  nicht  .der  Heimatstaat  desjenigen  ist,  der  den  Person- 
lichkeitsschutz  in  dem  konkreten  Falle  in  Anspruch  nimmt, 
intensiver  und  weitergehend  sein,  als  der  ihm  in  dem  Heimat- 
staat  gewährte. 


Nach  welchen  Gesichtspunkten  ist  für  Zwecice  des  See- 
beuterechts die  feindliche  oder  neutrale  Eigenschaft  der 
Ware  zu  bestimnien? 

Ein  ReformTorschlag  yon  Professor  Uepmann,  Kiel. 

I.  Die  Fragestellung. 

1.  Das  Seebeuterecht,  d.  h.  das  Recht  eines  Kriegfährenden 
auf  Aneignung  des  dem  Seehandel  dienenden  Privateigentums 
im  Seekrieg  ist  durch  die  Pariser  Deklaration  zugunsten  des 
neutralen  Handels  erheblich  eingeschränkt.  Drei  Prinzipien 
standen  sich  bis  dahin  gegenüber:  Das  Prinzip  der  ^hostile 
infection*',  das  des  ^Consolato  del  mare^  und  das  hollän- 
dische Prinzip.  Nach  dem  ersten  Prinzip  sind  alle  Schiffe 
die  mit  feindlichem  Gut  beladen  sind,  und  neutrales  Gut  auf 
Feindesschiff  der  Wegnahme  ausgesetzt:  „robe  d'ennemy  con- 
fisque  Celle  d'amy.^/^) 

Durch  die  französischen  Marineordonnanzen  von  1543,  1583, 
1684  und  1681  zur  Geltung  gebracht,  sind  diese  Grundsätze 
von  den  Franzosen  in  der  Ordonnanz  von  1650  und  1744  zu- 
gunsten der  zweiten  Auffassung  aufgegeben.  Sie  haben  aber 
auch  später  noch  auf  die  Handhabung  einen  Einfluß  ausgeübt. 
Nach  dem  zweiten  Prinzip,  das  die  Engländer  in  allen  ihren 
Kriegen  bis  zum  Krimkrieg  angewendet  haben  ^),  ist  nur  die 

*)  „Tou8  navire»  qui  se  trauveront  charg^a  tFeffeta  appartenant 
ä  no8  ennemis  et  lea  marchandises  de  noa  aujeta  ou  alli4a  (d.  h.  in  der 
damaligen  Zeit  „neutral^O  9^^  ^  trouveront  dana  un  navire  ennemi 
aeroni  pareillemeni  de  banne  priae".  Ordonnance  de  marine  No.  7, 
abgedruckt  bei  Dalloa,  Repertoire  de  l^gislation,  de  doctrine  et  de 
Jmriaprudence  Bd.  36,  s.  v.  „Priaea  maritimea". 

^  „Si  guelque  navire  entrant  en  courae  ou  ae  ritirani  ren- 
contre  guelque  nanire  . . .  marchande,  mime  aoua  pavillon  ami,  et  que  lea 
marchandiaea  dont  ee  navire  eat  chargä,  appartiennent  ä  Vennemi,  le 
commandant  du  vaiaaeau  .  .  .  peut  contraindre  le  maitre  du  navire 
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feindliche  Ware  zu  konfiszieren,  aber  gleichgültig,  ob  sie  auf 
feindlichem  oder  neutralem  Schiff  gefunden  wird.  Nach  dem 
letzten  Prinzip  ist  jedes  Gut  auf  Feindesschiff,  kein  Gut  auf 
neutralem  Schiff  wegzunehmen;  „unfrei  Schiff,  unfrei  Gut,  frei 
Schiff,  frei  Gut".  Von  den  Holländern  im  Interesse  ihres  fried- 
lichen Handels  aufgebracht,  sind  diese  Grundsätze  von  den 
Franzosen  in  ihrem  Reglement  von  1778  akzeptiert.^  Das  ge- 
meinsame Vorgehen  Frankreichs  und  Englands  in  dem  Krimkrieg 
nötigte  die  bieiden  Staaten  zu  einer  Einigung  über  die  Grenzen 
des  Seebeuterechts.  England  verzichtete  auf  die  Beschlagnahme 
des  feindlichen  Gutes  auf  neutralem  Schiff,  Prank- 
reich auf  das  neutrale  Gut  auf  feindlichem  Schiff,  — 
es  sei  denn,  daß  es  sich  um  Kontrebande  handle,  die  auf  jedem 
Schiff  der  Beschlagnahm^  unterliegen  sollte.*)  —  Die  gleichen 
Grundsätze  wurden  dann  durch  die  Pariser  Seerechtsdeklaration 
zum  geltenden  Völkerrecht  der  Seemächte  erhoben,  und  sind 
auch    im    spanisch -amerikanischen   Krieg  von   beiden  Krieg- 


capturä  ä  conduire  oü  il  plaira  au  preneur  san  vaisseau  et  les  mar- 
chandiaes  ennetnies  chargees  sur  son  bord."  Cansolato  del  tnare, 
Kap.  273  bei  Piatoye  et  Duverdy,  Tratte  des  prises  maritimes  2  Bde. 
1855  I  341. 

*)  „Fait  defense  Sa  Majesti  h  tous  armateurs  d'arrSter  et  de 
conduire  dans  les  ports  du  royaume  les  navires  des  puissances  neutres 
quand  m&me  ils  sortiraient  des  ports  ennemis  ou  qu'ils  y  seraient 
destinis  .  .  .  A  Vigard  des  navires  des  Etats  neutres  qui  seraient 
chargis  de  marchandises  de  contrehande  destinis  ä  Vennemi,  üs 
pourront  Stre  arrSter  et  les  dites  marchandises  seront  saisies  et  con- 
flsquSes;  mais  les  bätiments  et  le  surplus  de  leur  cargaison  seront 
relächäs  ä  moins  que  les  dites  marchandises  de  contrebande  ne  com- 
posent  les  trois  quarts  de  valeur  du  chargement  auquel  cas  les  namres 
et  la  cargaison  seront  eonflsquis  en  entier."  Art  1  R^l.  von  1778  bei 
Dalloa. 

*)  Vgl.  die  englische  Erklärung  yom  28.  3.  1854  .  .  .  „Ber  Majesty 
will  toaive  the  right  of  seizing  Ennemy*s  property  laden  on  board  a 
neutral  vessel  unless  it  be  contraband  of  war,  It  is  not  Her  Majestät 
intention  to  claim  the  confiscation  of  neutral  property  not  being  con- 
traband  of  war  found  on  board  Ennemy's  ship.**  Abgedruckt  als 
Appendix  //bei  ff o Hand,  Manual  of  Naval  Priue  Law  (1888),  12a 
Inhaltlich  gleichlautend  die  französische  Erklärung  Tom  29.  März  bei  Fistoye- 
Buverdy,  II  468. 
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führendem,  obgleich  sie  der  Deklaration  nicht  beigetreten  sind, 
zur  Norm  erhoben  worden.^)  Die  Grundsätze  lauten;  „Die 
neutrale  Flagge  deckt  das  feindliche  Gut  mit  Ausnahme  der 
Kriegskontrebande"  (Art.  2).  „Neutrales  Gut  unter  feind- 
licher Flagge  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande  darf  nicht 
mit  Beschlag  belegt  werden"  (Art.  3).  Hiemach  ist  nur  feind- 
liches Gut  auf  feindlichem  Schiff  dem  Seebeuterecht  unterworfen. 

Was  ist  unter  feindlichem  und  neutralem  Gut  zu 
verstehen  ? 

Ueber  diese  Fragen  haben  sich  die  vertragschließenden 
Staaten  ebensowenig  wie  über  den  Begriff  „Kontrebande"  ver- 
ständigt, ja  es  scheint,  als  wenn  bei  den  Verhandlungen  zu  der 
Pariser  Deklaration  nicht  einmal  das  Bedürfnis  für  eine  Ver- 
ständigung erkannt  ist.  Und  das  gleiche  Verfahren  war  für 
den  Krimkrieg  von  England  und  Frankreich  eingeschlagen 
worden.  Gemäß  dem  von  ihnen  geschlossenen  Uebereinkommen 
vom  10.  5.  1854  sollte  die  Aburteilung  über  ein  Schiff  und  seine 
Ladung  der  Jurisdiktion  des  Landes  zustehen,  dem  das 
aufbringende  Schiff  angehöre,  und  falls  die  Aufbringung  ge- 
meinsam durch  Schiffe  der  Verbündeten  erfolge,  der  Jurisdiktion 
des  Landes,  dessen  Schiff  die  Oberleitung  bei  der  Aktion  gehabt 
habe.®)  Die  Grundsätze  aber,  nach  denen  die  Jurisdiktion  er- 
folgen und  feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  der  Beschlag- 
nahme unterliegen  sollte,  wurden  nicht  angegeben.  Jeder  durfte 
demnach  seine  bisherigen  Rechtsanschauungen  in  dieser 
Frage  zur  Anwendung  bringen:  diese  aber  maßen  in  England 
und  in  Frankreich  nach  durchaus  verschiedenen  Kriterien.  Aus 
dieser  Vorgeschichte  der  Pariser  Deklaration  ergibt  sich: 


^)  Das  Preußische  Landrecht  hatte  bereits  die  Gmndsätze  der  Pariser 

Deklaration  vertreten:    „ aUe  Waren  und  Güter  feindlicher 

Untertanen,  welche  an!  feindlichen  Schiffen  gefunden  werden,  sind  für 
gnte  Beate  anzusehen.''  ,,Dagegen  soliden  Untertanen  freundlicher  oder 
neutraler  Mächte  ihr  auf  feindlichen  Schiffen  gefundenes 
Eigentum  nicht  vorenthalten  werden*'.  „Auch  das  Eigentum  feind- 
licher Untertanen,  welches  sich  auf  neutralen  Schiffen  befindet,  ist  frei". 
I  9  §§  212—214. 

«)  Holland,  Art.  I— III,  S.  122,  124. 
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1)  Daß  die  rertragschließenden  Staaten  auf  Rechte  ver- 
zichtet haben,  die  ihnen  bei  ihrer  KriegfiUimng  Mher  zs- 
standen.  Bin  Verzicht  ist  aber  streng:  zn  interpretieren,  er 
darf  nicht  weiter  aosgdegt  werden,  als  die  Parteien  ansdrfick- 
lieh  anerkannt  haben, 

2)  daher  sind  die  Parteien  in  der  Beurteilung  der 
Fragen  nach  der  feindlichen  oder  neutralen  Eigen- 
schaft der  Ware  nicht  gebunden.^  Sie  sind  Tielmehr  be- 
rechtigt, ihr  bisheriges  Recht  in  Prisengerichtdentscheldungen 
zur  Anwendung  zu  bringen  oder  durch  neue  Instruktionen  andre 
Grundsätze  einzuführen,  solange  eine  internationale  Ver- 
ständigung aber  diese  Fragen  fehlt. 

Die  Unbestimmtheit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration 
hat  sich  für  die  Rechte  der  Kriegführenden  und  Neutralen, 
ebenso  aber  auch  für  die  Interessen  der  Handelsschiffahrt  als 
ein  schwerer  Mangel  erwiesen.  Es  wird  daher  eine  Haupt- 
aufgabe der  2.  Haager  Konferenz  sein,  auf  diesem  Gebiete 
Sicherheit  zu  schaffen  und  die  bisher  oSengelaasenen  Fragen 
in  einem  bestimmten  Sinn  zu  entscheiden.  In  welchem 
Sinn  die  Beantwortung  der  vorliegenden  Frage  zu  empfehlen 
ist,  soll  unter  Beruclcsichtigung  der  bisherigen  Tölkerreehtlicben 
Erfahrungen  untersucht  werden. 

IL  Das  geltende  Recht. 
Die  fraBEöaische  und  die  1.  Wie  auf  fast  allen  Gebieten  des 

^*«"^^^J^«"^*«^        Seekriegsrechts  stehen  sich  auch  hier  die 
u  «aanng.  Auffassung  des  französischen  und  die 

des  englisch-atnefikanischen  Rechts  gegenüber.  Die 
französische  Auffassung  betrachtet  als  feindlich  die  Ware,  deren 
Eigentümer  feindlicher  Staatsangehörigkeit  ist,  als 
neutral  die  Ware,  die  einem  neutralen  Staatsangehörigen 
gehört.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung  sieht  als  ent- 
scheidend an,  ob  der  Eigentümer  der  Ware  im  Feindes- 
landoder auf  neutralem  Gebiet  seinen  Wohnsitz  hat 


7)  Das  gleiche  gilt  auch  fOr  die  Fragen  der  Kontrebaade,  dtr  QttUtit 
des  Schiffes,  des  Begriffs  nnd  der  Oreliaen  der  Kaperei. 
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Kriterien  for  die  Be-  Der  Wert  beider  Systeme  ist  zh  be- 

nrteiiung:   formeUe  und       stimmen  nach  dem  Zweck,  dem  sie  dienen 
matene  e.  sollen.     Den  Vorzug  verdient   diejenige 

Anffassnng,  die  dem  Ziel  des  Seebenterecbts  als  eines  indirekten 
Mittels  der  Seekriegsfubrnng  am  besten  gerecht  wird  oder,  wie 
man  genauer  sagen  muß:  deren  praktische  Anwendung  die 
sichersten  Garantien  dafür  bietet,  daß  der  Zweck  des  Seebeute- 
rechts: die  Schädigung  des  feindlichen  Handels,  erfüllt  wird. 
Diese  Garantien  sind  einmal  formeller  Natur.  Welches  System 
bietet  der  Anwendung  die  geringsten  Schwierigkeiten,  ermöglicht 
also  ein  schnelles,  tatkräftiges  Handeln  und  zugleich  Ent- 
scheidungen, die  auch  ein  Beklamationsprozeß  nicht  zu  häufig 
umstoßen  kann?  Und  femer,  welches  System  schützt  den  Krieg- 
führenden gegen  die  stets  mit  allem  RafBmement  versuchten 
Täuschungen  und  Mittel  des  Handelsverkehrs,  das  Seebeuterecht 
illusorisch  zu  machen:  bei  welchem  sind  solche  Kunstgriffe  am 
sichersten  zu  entlarven?  Auf  der  anderen  Seite  soll  aber  die 
Schädigung  des  Handels  nur  innerhalb  der  Grenzen  des 
dem  Kriegführenden  erlaubten  Seebeuterechts  ge- 
schehen. Daher  wird  auch  zu  untersuchen  sein,  welches  System 
den  Neutralen  gegen  Ueberspannungen  und  unberechtigte  Schi- 
kanen besser  zu  schützen  vermag.  Zweitens  handelt  es  sich 
um  materielle  Garantien.  Welche  Auffassung  trifft  wirklich 
den  feindlidien  Handel,  d.  h.  diejenigen  Werte  und  Reserven 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  auf  die  es  für  die  Durchführung 
des  Krieges,  wenn  auch  nur  mittelbar,  ankommt,  deren  Schä- 
digung also  die  Kriegs-  und  Siegschancen  des  Gegners  herunter- 
zudrücken imstande  ist?  Damit  sind  die  Hauptkriterien  an- 
gegeben, die  bei  der  Darstelluiig  der  beiden  Anschauungen  in 
den  Vordergrund  zu  rücken  sind  und  die  zugleich  für  ihre  Be- 
urteilung entscheidende  Bedeutung  haben. 

2.  Die  französische  Auffassung.®) 
Nur  der  Scaatsangelinrige  Feindlich  können  weder  Schiffe  noch 

"^^  ""fdndüT  """**        W*"^^'  BonAern  nur  Personen  sein,  feind- 
liches  Gut  ist  ein  Gut,  das  dem  Feind 

^  2ia  iolgandem  ist  namentlich  zn  verglMchen  de  Boeck,  De  la  pro* 
priit4  privie  ennemie  sous  pavillon  ennetni  (1882)  65—163,  168—216. 


Der  Rechtsschutz  österreichischer  Schrift-  und  Kunst- 
werJce  in  Deutschland. 

Von  JasUzrat  Dr.  Fitld  in  Mainz. 

Infolge  der  Verschiedenheit  des  deutschen  und  öster- 
reichischen Urheberrechts  und  insbesondere  des  Widerspruchs 
der  zwischen  den  beiden  Urheberrechtsgesetzen  vom  19.  6.  Ol 
und  vom  9.  1.  07  einerseits,  dem  deutsch-österreichischen  Ver- 
trag vom  30.  12.  99  anderseits  besteht,  ist  die  Frage,  welches 
Recht  für  die  Werke  der  österreichischen  Staatsangehörigen  zur 
Anwendung  zu  kommen  hat,  das  des  genannten  Vertrags  oder 
das  der  vorgenannten  deutschen  Gesetze,  eine  streitige  geworden. 
Dieselbe  hat  für  das  Gebiet  des  literarischen  Urheberrechts, 
soweit  ersichtlich,  eine  oberstrichterliche  Entscheidung  bis  jetzt 
noch  nicht  gefunden.  War  schon  ihre  aktuelle  Bedeutung  bis- 
her eine  erhebliche,  obwohl  es  sich  nur  um  die  Beschrankung 
auf  den  literarischen  Urheberrechtsschutz  handelte,  so  ist  von 
Inkrafttreten  des  Kunstschutzgesetzes  an  die  praktische  Be- 
deutung eine  ungleich  höhere,  dies  vor  allem  um  deswillen, 
weil,  wie  bekannt,  die  österreichische  Kunst  in  Deutschland 
ein  größeres  Absatzgebiet  besitzt,  als  die  österreichische  Lite- 
ratur, und  weil  infolge  der  Ausdehnung  des  Kunstschutzes  auf 
das  für  die  österreichische  Kunstindustrie  so  außerordentlich 
wichtige  Gebiet  des  Kunstgewerbes  das  Anwendungsgebiet  des 
neuen  Gesetzes  ein  wesentlich  ausgedehnteres  ist,  als  das  des 
früher  geltenden  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  bildenden  Kunst. 

Nach  §  54  des  Urheberrechtsgesetzes  von  1901  genießen 
den  Schutz  desselben  die  Reichsangehörigen  für  alle  ihre  Werke, 
gleichviel,  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht.  Bezüglich  der 
Nichtreichsangehörigen  bestimmt  §  55,  daß  dieselben  den  Schutz 
für  jedes  ihrer  im  Inlande  erschienenen  Werke  genießen,  sofern 
sie  nicht  das  Werk  selbst  oder  eine  Uebersetzung  an  einem 
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früheren  Tage  im  Anslaade  haben  erscheinen  lassen.  Dieselben 
Vorschriften  finden  sich  in  §  51  des  Knnstschutzgesetzes. 
Durch  den  Yertraf;^  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  yom  30.  12.  99  wird  bestimmt,  daß  jedes  Werk  der 
Literatur,  Kunst  und  Photographie,  welches  in  dem  Gebiete 
eines  der  vertragschließenden  Staaten  einheimisch  ist,  in  dem 
Gebiete  des  andern  den  dort  durch  die  inländische  Gesetzgebung 
für  Werke  gleicher  Art  jeweils  gewährten  Schutz  genießt,  so- 
fern es  nicht  auch  in  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates 
einheimisch  ist.  Der  Begriff  „einheimisch^  wird  in  Art.  2 
dahin  erläutert,  daß  als  einheimisch  ein  Werk  dann  gilt,  wenn 
auf  dasselbe  vermöge  seines  Erscheinungsortes  die  inländische 
Gesetzgebung  Anwendung  findet.  An  Händen  dieser  Definition 
würde  also  an  sich  sowohl  nach  dem  Literaturschutzgesetz, 
wie  nach  dem  Eunstschutzgesetz  ein  Werk  in  Deutschland 
dann  als  einheimisch  anzusehen  sein,  wenn  der  österreichische 
Urheber  dasselbe  zuerst  in  Deutschland  und  erst  dann  in  Oester- 
reich  hätte  erscheinen  lassen.  Wenn  die  beiden  Gesetz- 
gebungen unter  dem  Begriff  des  „Erscheinen"  dasselbe  ver- 
ständen, so  würde  die  Anwendung  dieser  Begriffserläuterung 
ohne  weitere  Schwierigkeit  möglich  gewesen  sein.  Dies  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Es  besteht  zwischen  dem  deutschen  und 
österreichischen  Recht  in  bezug  hierauf  ein  wesentlicher  Unter- 
schied insoweit,  als  nach  österreichischem  Recht  nicht  nur  das 
verlagsmäßig  erschienene,  sondern  auch  das  öffentlich 
aufgeführte  Tonwerk  oder  Bühnenwerk  als  erschienen  gilt  und 
des  weiteren  bei  den  Werken  der  bildenden  Kunst  und  der 
Photographie  die  öffentliche  Ausstellung  mit  dem  Begriff 
des  Erscheinens  identifiziert  wird.  Mit  Rücksicht  liierauf  be- 
stimmt das  Schlußprotokoll  zu  dem  deutsch -österreichischen 
Vertrage  einmal,  daß  die  in  dem  einen  Gebiete  erschienenen 
Werke  inländischer  Urheber  in  dem  andern  nicht  als  einheimisch 
gelten  und  dieserhalb  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz 
daselbst  genießen,  eine  Bestimmung,  die  hier  wesentlich  in  Be- 
tracht kommt.  Sodann  aber  wird  gesagt,  daß  einem  Werke, 
soweit  dasselbe  durch  die  Gesetzgebung  des  einen  Teils  nur 
vermöge  seines  Erscheinens  geschützt  wird,  der  vertragsmäßige 
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Schutz  nur  dann  zukommt,  wenn  es  auch  nach  der  inländischen 
Gesetzgebung  des  andern  Teils  als  in  dem  Gebiete  des  erstem 
erschienen  gilt.  Wenn  also  das  von  einem  österreichischen 
Künstler  verfertigte  Gemälde  zuerst  in  Oesterreich  ausgestellt 
wird,  demnächst  in  Deutschland  aber  zuerst  yerlagsmäßig  er- 
scheint, so  würde  es  nach  Ziff.  1  des  Schlußprotokolls  nicht  in 
Deutschland,  sondern  in  Oesterreich  als  einheimisch  gelten, 
hätte  also  trotz  der  angeführten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1907  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz  zu  bean- 
spruchen. Würde  man  nun  annehmen,  daß  durch  die  er- 
wähnten Bestimmungen  der  beiden  Reichsgesetze  die  Vorschriften 
des  Vertrags  abgeändert  sind,  so  würde  im  gegebenen  Falle 
der  österreichische  Urheber  trotz  des  Ausstellens  des  Kunst- 
werks in  Oesterreich  den  Schutz  des  Gesetzes  von  1907  be- 
anspruchen können,  weil  ja  das  verlagsmäßige  Erscheinen  zu- 
erst in  Deutschland  geschehen  ist.  Die  Frage  ist  also  davon 
abhängig,  ob  der  internationale  Vertrag,  insbesondere 
in  Ansehung  der  Festlegung  des  Begriffs  „Erscheinen*'  durch  die 
späteren  Reichsgesetze  eine  Aenderung  erfahren  hat?  Diese 
Frage  muß  verneint  werden.  Das  deutsch-österreichische  Ab- 
kommen ist  nach  wie  vor  in  Kraft  und  es  besteht  kein  Anlaß 
anzunehmen,  daß  durch  die  oben  erwähnten  Bestimmungen  in 
§§  54  und  51  die  spezielle  Regelung,  die  auf  einem  Vertrag 
beruht,  hat  außer  Kraft  gesetzt  werden  sollen.  Das  Verhältnis 
zwischen  dem  früheren  Staatsvertrag  und  einem  späteren  G^et2 
ist  nicht  das  gleiche,  wie  das  Verhältnis  zwischen  einem  früheren 
Gesetz  und  einem  späteren  Gesetz,  sofern  es  sich  nicht  um  ein 
früheres  spezielles  und  ein  späteres  allgemeines  Gesetz  handelt. 
Daher  kann  die  Rechtsregel,  daß  ein  früheres  G^etz  durch  ein 
späteres  Gesetz  aufgehoben  bezw.  geändert  wird  —  Lex  poste- 
rior derogat  priori  — ,  hier  nicht  Platz  greifen,  sondern  es 
läßt  sich  nur  die  für  das  Verhältnis  des  älteren  Spezialgesetzes 
zu  dem  jüngeren  allgemeinen  Gesetz  anerkannte  Rechtsregel 
zur  Anwendung  bringen,  daß  nämlich  ein  früheres  spezielles 
Gesetz  durch  den  Erlaß  eines  späteren  allgemeinen  Gesetzes 
nicht  berührt  wird  —  Lex  posterior  generalis  non  derogat 
legi  priori  speciali  — .    Hieran  muß  im  gegebenen  Falle  um 
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SO  mehr  festgehalten  werden,  als  der  Vertrag  zwischen  Deutsch- 
land und  Oesterreich  den  Charakter  eines  Gegenseitigkeits- 
vertrags hat  und  die  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden 
Gesetzgebungen  in  dem  Begriff  des  „Erscheinen"  heute  noch 
ebenso  besteht,  wie  sie  bereits  im  Jahre  1899  bestanden  hat. 
Wenn  nun  aber  die  vertragschließenden  Staaten  im  Jahre  1899 
überzeugt  waren,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  gedachten  Ver- 
schiedenheiten zwischen  ihren  bezüglichen  Gesetzgebungen  der 
Schutz  für  ein  Werk,  das  in  Deutschland  zuerst  verlagsmäßig 
erschienen  ist,  in  Oesterreich  zwar  nicht  verlagsmäßig  zuerst 
erschienen  ist,  wohl  aber  nach  dem  in  Oesterreich  maßgeblichen 
Rechte  als  erschienen  gilt,  nur  nach  Maßgabe  des  Vertrags 
zu  gewähren  sei,  so  würde  es  hiermit  in  Widerspruch  stehen, 
wollte  man  ungeachtet  der  Fortdauer  des  Unterschiedes  zwischen 
den  beiden  Gesetzgebungen  nicht  den  vertraglichen,  sondern 
den  gesetzlichen  Schutz  als  den  maßgeblichen  ansehen.  Hier- 
gegen kann  auch  kein  Einwand  daraus  abgeleitet  werden,  daß 
der  Vertrag  ausspricht  für  jedes  Werk,  das  in  dem  Gebiete 
des  einen  Staates  als  einheimisch  gelte,  sollte  in  dem  Gebiete 
des  andern  Staates  die  daselbst  jeweils  geltende  materielle 
ürheberrechtsgesetzgebung  für  Werke  gleicher  Art  zur  An- 
wendung kommen.  Denn  diese  allgemeine  Bestimmung  des 
Vertrags  hat  durch  das  Schlußprotokoll  wieder  eine  Ein- 
schränkung insofern  erfahren,  als  in  den  in  Ziff.  1  des  Schluß- 
protokolls bezeichneten  Fällen  und  unter  den  daselbst  bezeich- 
neten Voraussetzungen  nur  der  vertragsmäßige  Schutz, 
also  nicht  der  gesetzliche,  zur  Anwendung  kommen  soll.  Die 
Willensübereinstimmung  der  beiden  kontrahierenden  Staaten, 
wie  sie  in  dem  Schlußprotokoll  niedergelegt  ist,  hat  gegenüber 
dem  Art.  1  des  Vertrags  die  Wirkung  einer  Einschränkung  der 
Tragweite  desselben.  Soweit  diese  Einschränkung  nicht  besteht, 
greift  hingegen  Art.  1  des  Vertrags  Platz,  wonach  die  jeweils 
für  Werke  der  gleichen  Kunstgattung  in  dem  einen  und  anderen 
der  Vertragsstaaten  geltende  Gesetzgebung  für  die  in  dem  andern 
einheimischen  Werke  maßgebend  sein  solle.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  die  materielle  Erweiterung,  welche  das  Kunstschutz- 
gesetz enthält,  auch  den  Werken  österreichischer  Ur- 

20* 


302  Fald,  Der  Rechtsschutz  österr.  Schrift-  a.  Kaiistwerke  i.  DeatschUnd. 

heb  er,  die  in  Oesterreich  einheimisch  sind,  zugute  kommt, 
vorausgesetzt,  daß  in  Gemäfiheit  des  Abs.  2  des  Art.  1  das 
betreffende  Werk  auch  in  Oesterreich  selbst  noch  unter  Schutz 
steht. 

Auf  dem  Boden  dieser  Rechtsausffihrung  ist  auch  die  Frage 
zu  beantworten,  ob  österreichische  Staatsangehörige  berechtigt 
sind,  den  Schutz  des  §  21  des  Eunstschutzgesetzes  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  anzurufen?    Die  Frage 
ist  zweifellos  zu  bejahen  und  zwar  aus  einem  doppelten  Ge- 
sichtspunkte.    Einmal  ist  nach  dem  soeben  Gesagten  der  in 
Deutschland  vom  1.  7.  07  an  geltende  Schutz  für  Bildnisse  auch 
bei  Werken  gleicher  Art  ohne  weiteres  anwendbar,  welche  der 
Disposition  österreichischer  Staatsangehöriger  unterstehen.    So- 
dann aber  handelt  es  sich  bei  dem  Einspruchsrecht  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  nicht  sowohl  um  einen 
Ausfluß  des  Urheberrechts,  als  vielmehr  um  eine  Wirkung  des 
Persönlichkeitsrechtes.     Der  Schutz    des  Persönlichkeiterechts 
steht  aber  den  ausländischen  Staatsangehörigen  ohne  weiteres 
zu,  solange  nicht  Yergeltungsmaßregeln  den  Angehörigen  eines 
bestimmten  Staates  gegenüber  angeordnet  worden  sind,    unter 
diesem  Gesichtspunkte  ist  es  auch  vollständig  gleichgültig,  oh 
der   österreichische   Staatsangehörige,   welcher  die  Disposition 
über  das  betreffende  Bildnis  besitzt,  nicht  berechtigt  wäre,  in 
Oesterreich  selbst  der  öffentlichen  Ausstellung  sein  Verbot  ent- 
gegenzusetzen.    Wie   die   materielle   Tragweite   des   Urheber- 
schutzes für  ein  bestimmtes  Werk  unter  Umständen  in  eiBem 
Staate,  in  welchem  dasselbe  nicht  einheimisch  ist,  erheblicher 
sein  kann,  als  in  dem  Staate,  in  dem  dasselbe  einheimisch  ist, 
so  kann  auch  der  Schutz  der  Persönlichkeit  in  einem  Staate, 
welcher  nicht  .der  Heimatstaat  desjenigen  ist,  der  den  Persön- 
lichkeitsschutz  in  dem  konkreten  Falle   in   Anspruch   nimmt, 
intensiver  und  weitergehend  sein,  als  der  ihm  in  dem  Heimat* 
Staat  gewährte. 


Nach  welchen  Gesichtspunkten  ist  für  Zwecice  des  See- 
beuterechts die  feindliche  oder  neutrale  Eigenschaft  der 
Ware  zu  bestimmen? 

Ein  ReformTorschlag  von  Professor  Iilepinaiin9  Kiel. 

I.  Die  Fragestellung. 

1.  Das  Seebeuterecht,  d.  h.  das  Recht  eines  Kriegfährenden 
auf  Aneignung  des  dem  Seehandel  dienenden  Privateigentums 
im  Seekrieg  ist  durch  die  Pariser  Deklaration  zugunsten  des 
neutralen  Handels  erheblich  eingeschränkt.  Drei  Prinzipien 
standen  sich  bis  dahin  gegenüber:  Das  Prinzip  der  ^hostile 
infection*^^  das  des  „Consolato  del  mare^  und  das  hollän- 
dische Prinzip.  Nach  dem  ersten  Prinzip  sind  alle  Schiffe 
die  mit  feindlichem  Gut  beladen  sind,  und  neutrales  Gut  auf 
Peindesschiff  der  Wegnahme  ausgesetzt:  „robe  d'ennemtf  con- 
fisque  Celle  d'amy.^/^) 

Durch  die  französischen  Marineordonnanzen  von  1543,  1583, 
1584  und  1681  zur  Geltung  gebracht,  sind  diese  Grundsätze 
von  den  Franzosen  in  der  Ordonnanz  von  1650  und  1744  zu- 
gunsten der  zweiten  Auffassung  aufgegeben.  Sie  haben  aber 
auch  später  noch  auf  die  Handhabung  einen  Einfluß  ausgefibt. 
Nach  dem  zweiten  Prinzip,  das  die  Engländer  in  allen  ihren 
Kriegen  bis  zum  Krimkrieg  angewendet  haben  ^),  ist  nur  die 

1)  „Tous  navire9  qui  ae  trauveront  charg4s  tFeffeta  appartenant 
ä  nos  ennemis  et  les  marchandises  de  noa  aujeta  au  alliia  (d.  h.  in  der 
damaligen  Zeit  ,,neatral")  qui  ae  irouveront  dana  un  navire  ennetni 
aerarU  pareillemeni  de  banne  priae"»  Ordonnance  de  marine  No.  7, 
abgednickt  bei  Dallaa,  B4pertaire  de  Ugialation,  de  doetrine  et  de 
juriaprudence  Bd.  36,  s.  v.  „Prieea  maritimea" , 

^  ^Si  quelque  navire  entrant  en  courae  au  ae  rdtirani  ren- 
contre  quelque  navire  . . .  marchande,  mime  aaua  paviUan  ami,  et  que  lea 
marchandiaea  dant  ce  navire  eat  chargi,  appartietment  ä  Vennemi,  le 
cammandant  du  vaiaaeau  .  .  .  peut  contraindre  le  maitre  du  navire 
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feindliche  Ware  zu  konfiszieren,  aber  gleichgültig,  ob  sie  auf 
feindlichem  oder  neutralem  Schiff  gefunden  wird.  Nach  dem 
letzten  Prinzip  ist  jedes  Gut  auf  Feindesschiff,  kein  Gut  auf 
neutralem  Schiff  wegzunehmen;  „unfrei  Schiff,  unfrei  Gut,  frei 
Schiff,  frei  Gut".  Von  den  Holländern  im  Interesse  ihres  fried- 
lichen Handels  aufgebracht,  sind  diese  Grundsätze  von  den 
Franzosen  in  ihrem  Reglement  von  1778  akzeptiert.^  Das  ge- 
meinsame Vorgehen  Frankreichs  und  Englands  in  dem  Erimkrieg 
nötigte  die  beiden  Staaten  zu  einer  Einigung  über  die  Grenzen 
des  Seebeuterechts.  England  verzichtete  auf  die  Beschlagnahme 
des  feindlichen  Gutes  auf  neutralem  Schiff,  Frank- 
reich auf  das  neutrale  Gut  auf  feindlichem  Schiff,  — 
es  sei  denn,  daß  es  sich  um  Kontrebande  handle,  die  auf  jedem 
Schiff  der  Beschlagnahm^  unterliegen  sollte.*)  —  Die  gleichen 
Grundsätze  wurden  dann  durch  die  Pariser  Seerechtsdeklaration 
zum  geltenden  Völkerrecht  der  Seemächte  erhoben,  und  sind 
auch    im    spanisch -amerikanischen   Krieg  von   beiden  Erieg- 


capturi  ä  conduire  oü  il  plaira  au  preneur  son  vaisseau  et  les  mar- 
chandiaea  ennetniea  chargeea  aur  aon  bord."  ConaolcUo  del  mare, 
Kap.  273  bei  Piatoye  et  Duverdy,  Trait4  dea  priaea  tnaritimea  2  Bde. 
1855  I  341. 

*)  „Fait  d4fenae  Sa  Majeati  ä  toua  armateura  d'arrSter  et  de 
conduire  dana  lea  porta  du  rayaume  lea  navirea  dea  puiaaancea  neutrea 
quand  mhne  ila  aortiraient  dea  porta  ennetnia  ou  qu*ila  y  aeraiemi 
deatinia  ,  ,  .  A  Vigard  dea  navirea  dea  Etata  neutrea  qui  aeraient 
chargSa  de  marchandiaea  de  contrehande  deatinia  ä  Vennemi,  ila 
pourront  itre  arrSter  et  lea  ditea  marchandiaea  aeront  aaiaiea  et  con- 
fiaquAea;  tnaia  lea  bätimenta  et  le  aurplua  de  leur  cargaison  aeront 
relächäa  ä  moina  qua  lea  ditea  marchandiaea  de  contrebande  ne  com- 
poaent  lea  troia  quarta  de  valeur  du  chargement  auquel  caa  lea  navirea 
et  la  cargaiaon  aeront  conflaquäa  en  entier."  Art  1  Regl.  Ton  1778  bei 
Dallo». 

«)  Vgl.  die  engUsche  Brklärang  yom  28.  3. 1854  .  .  .  „Her  Majeaty 
toill  toaive  the  right  of  aeizing  Ennemy*a  property  laden  on  board  a 
neutral  veaael  unleaa  it  be  contraband  of  war,  It  ia  not  Her  Majeatjfa 
intention  to  claim  the  confiacation  of  neutral  property  not  being  eomr 
traband  of  war  found  on  board  Ennemy*a  ahip,*'  Abgedrackt  als 
Appendix  //bei  Holland,  Manual  of  Naval  Prige  Law  (1888),  isa 
Inhaltlich  gleichlautend  die  französische  Erklärong  Tom  29.  M&rz  bei  Piatoye- 
Duverdy,  II  468. 
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führendeij,  obgleich  sie  der  Deklaration  nicht  beigetreten  sind, 
zur  Norm  erhoben  worden.^)  Die  Grundsätze  lauten:  „Die 
neutrale  Flagge  deckt  das  feindliche  Gut  mit  Ausnahme  der 
Kriegskontrebande"  (Art.  2).  „Neutrales  Gut  unter  feind- 
licher Flagge  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande  darf  nicht 
mit  Beschlag  belegt  werden"  (Art.  3).  Hiernach  ist  nur  feind- 
liches Gut  auf  feindlichem  Schiff  dem  Seebeuterecht  unterworfen. 

Was  ist  unter  feindlichem  und  neutralem  Gut  zu 
verstehen  ? 

Ueber  diese  Fragen  haben  sich  die  vertragschließenden 
Staaten  ebensowenig  wie  über  den  Begriff  „Kontrebande"  ver- 
ständigt, ja  es  scheint,  als  wenn  bei  den  Verhandlungen  zu  der 
Pariser  Deklaration  nicht  einmal  das  Bedürfnis  für  eine  Ver- 
ständigung erkannt  ist.  Und  das  gleiche  Verfahren  war  für 
den  Erimkrieg  von  England  und  Frankreich  eingeschlagen 
worden.  Gemäß  dem  von  ihnen  geschlossenen  Uebereinkommen 
vom  10.  5.  1854  sollte  die  Aburteilung  über  ein  Schiff  und  seine 
Ladung  der  Jurisdiktion  des  Landes  zustehen,  dem  das 
aufbringende  Schiff  angehöre,  und  falls  die  Aufbringung  ge- 
meinsam durch  Schiffe  der  Verbündeten  erfolge,  der  Jurisdiktion 
des  Landes,  dessen  Schiff  die  Oberleitung  bei  der  Aktion  gehabt 
habe.®)  Die  Grundsätze  aber,  nach  denen  die  Jurisdiktion  er- 
folgen und  feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  der  Beschlag- 
nahme unterliegen  sollte,  wurden  nicht  angegeben.  Jeder  durfte 
demnach  seine  bisherigen  Rechtsanschauungen  in  dieser 
Frage  zur  Anwendung  bringen:  diese  aber  maßen  in  England 
und  in  Frankreich  nach  durchaus  verschiedenen  Kriterien.  Aus 
dieser  Vorgeschichte  der  Pariser  Deklaration  ergibt  sich: 


^)  Das  Preußische  Landrecht  hatte  bereits  die  Gmndsätze  der  Pariser 

Deklaration   vertreten:    ,, aUe  Waren  and  Güter  feindlicher 

Untertanen,  welche  au!  feindUchen  Schiffen  gefunden  werden,  sind  für 
gute  Beute  anznsehen.^^  ,,Dagegen  soliden  Untertanen  freundlicher  oder 
neutraler  Mächte  ihr  auf  feindlichen  Schiffen  gefundenes 
Eigentum  nicht  vorenthalten  werden'S  „Auch  das  Eigentum  feind- 
licher Untertanen,  welches  sich  auf  neutralen  Schiffen  befindet,  ist  frei'^ 
I  9  §§  212—214. 

«)  Holland,  Art.  I— III,  S.  122,  124, 
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1)  Daß  die  rertragschließeiideii  Staaten  auf  Rechte  ver- 
zichtet haben,  die  ihnen  bei  ihier  Eriegföhrang  irOher  2ih 
standen.  Ein  Verzicht  ist  aber  streng  zn  interpretieren,  er 
darf  nicht  weiter  ausgelegt  werden,  als  die  Parteien  ausdrück- 
lich anerkannt  haben, 

2)  daher  sind  die  Parteien  in  der  Beurteilung  der 
Fragen  nach  der  feindlichen  oder  neutralen  Eigen- 
schaft der  Ware  nicht  gebunden.*^  Sie  sind  Tielmefar  be- 
rechtigt, ihr  bisheriges  Recht  in  Prisengerichtdentscheidungen 
zur  Anwendung  zu  bringen  oder  durch  neue  Instruktionen  andre 
Grundsätze  einzuführen,  solange  eine  internationale  Ver- 
ständigung über  diese  Fragen  fehlt. 

Die  Unbestimmtheit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration 
hat  sich  für  die  Rechte  der  Kriegführenden  und  Neutnlen, 
ebenso  aber  auch  für  die  Interessen  der  Handelsschiffahrt  als 
ein  schwerer  Mangel  erwiesen.  Es  wird  daher  eine  Haupt- 
aufgabe der  2.  Haager  Konferenz  sein,  auf  diesem  Gebiete 
Sicherheit  zu  schaffen  und  die  bisher  offengelassenen  Fragen 
in  einem  bestimmten  Sinn  zu  entscheiden.  In  welchem 
Sinn  die  Beantwortung  der  vorliegenden  Frage  zu  empfehlen 
ist,  soll  unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  völkerrechtlicben 
Erfahrungen  untersucht  werden. 

IL  Das  geltende  Recht. 

Die  französiiushe  and  die  1.  Wie  auf  fast  allen  Gebieten  des 

engiifk^ttnerikaaiaelie        Seekriegsrechts  stehen  sich  auch  hier  die 
u  •MODg.  Auffassung  des  französischen  und  die 

des  englisch-ainei*ikanischen  Rechts  gegenüber.  Die 
französische  Auffassung  betrachtet  als  feindlich  die  Ware,  deren 
Eigentümer  feindlicher  Staatsangehörigkeit  ist,  als 
neutral  die  Ware,  die  einem  neutralen  Staatsangehörigen 
gehört.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung  sieht  als  ent- 
scheidend an,  ob  der  Eigentümer  der  Ware  im  Feindes- 
landoderauf neutralem  Gebiet  seinen  Wohnsitz  hat 


7)  Das  gleiche  gilt  auch  für  die  Fragen  der  Kontrebaade,  d«r  Quiitit 
des  Schiffes,  des  Begriffs  und  der  Oreliaen  der  Kaperei. 
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Kriterien  fttr  die  Be-  Der  Wert  beider  Systeme  ist  zu  be- 

urteilnng:    formeUe  und       stimmen  nach  dem  Zweck,  dem  sie  dienen 
°^*  "®  ^*  sollen.     Den  Vorzug  verdient  diejenige 

Anpassung,  die  dem  Ziel  des  Seebenterechts  als  eines  indirekten 
Mittels  der  Seekriegsfährang  am  besten  gerecht  wird  oder,  wie 
man  genauer  sagen  muß:  deren  praktische  Anwendung  die 
sichersten  Garantien  dafür  bietet,  daß  der  Zweck  des  Seebeute-- 
rechts:  die  Schädigung  des  feindlichen  Handels,  erfällt  wird. 
Diese  Garantien  sind  einmal  formeller  Natur.  Welches  System 
bietet  der  Anwendung  die  geringsten  Schwierigkeiten,  ermöglicht 
also  ein  schnelles,  tatkräftiges  Handeln  und  zugleich  Ent- 
scheidungen, die  auch  ein  Beklamationsprozeß  nicht  zu  häufig 
umstoßen  kann?  und  femer,  welches  System  schätzt  den  Krieg- 
führenden gegen  die  stets  mit  allem  Raffinement  versuchten 
Täuschungen  und  Mittel  des  Handelsverkehrs,  das  Seebeuterecht 
illusorisch  zu  machen:  bei  welchem  sind  solche  Kunstgriffe  am 
sichersten  zu  entlarven?  Auf  der  anderen  Seite  soll  aber  die 
Schädigung  des  Handels  nur  innerhalb  der  Grenzen  des 
dem  Kriegführenden  erlaubten  Seebeuterechts  ge- 
schehen. Daher  wird  auch  zu  untersuchen  sein,  welches  System 
den  Neutralen  gegen  Ueberspannungen  und  unberechtigte  Schi- 
kanen besser  zu  schützen  vermag.  Zweitens  handelt  es  sich 
um  materielle  Garantien.  Welche  Auffassung  trifft  wirklich 
deü  feindlichen  Handel,  d.  h.  diejenigen  Werte  und  Reserven 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  auf  die  es  für  die  Durchführung 
des  Krieges,  wenn  auch  nur  mittelbar,  ankommt,  deren  Schä- 
digung also  die  Kriegs-  und  Siegschancen  des  Gegners  herunter- 
zudrücken imstande  ist?  Damit  sind  die  Hauptkriterien  an- 
gegeben, die  bei  der  Darstellung  der  beiden  Anschauungen  in 
den  Vordergrund  zu  rücken  sind  und  die  zugleich  für  ihre  Be- 
urteilung entscheidende  Bedeutung  haben. 

2.  Die  französische  Auffassung.^ 
Nur  der  3taatsangdi5rige  Feindlich  können  weder  Schiffe  noch 
^°   "^feindüchT  "^^        Waren,  sondern  nur  Personen  sein,  feind- 
liches  Gut  ist  ein  Gut,  das  dem  Teind 

^  Zu  folgendem  ist  namentlich  zu  vefgleiolien  de  Boeck,  D0  la  pro* 
priiti  priv4e  ennemie  sous  pavillon  ennemi  (1882)  oö— 163,  158—216. 


Der  Rechtsschutz  österreichischer  Schrift-  und  Kunst- 
werlce  in  Deutschland. 

Von  Justizrat  Dr.  Fnld  in  Mainz. 

Infolge  der  Verschiedenheit  des  deutschen  und  öster- 
reichischen Urheberrechts  und  insbesondere  des  Widerspruchs 
der  zwischen  den  beiden  Urheberrechtsgesetzen  vom  19.  6.  Ol 
und  vom  9.  1.  07  einerseits,  dem  deutsch-österreichischen  Ver- 
trag vom  30.  12.  99  anderseits  besteht,  ist  die  Frage,  welches 
Recht  für  die  Werke  der  österreichischen  Staatsangehörigen  zur 
Anwendung  zu  kommen  hat,  das  des  genannten  Vertrags  oder 
das  der  vorgenannten  deutschen  Gesetze,  eine  streitige  geworden. 
Dieselbe  hat  für  das  Gebiet  des  literarischen  Urheberrechts, 
soweit  ersichtlich,  eine  oberstrichterliche  Entscheidung  bis  jetzt 
noch  nicht  gefunden.  War  schon  ihre  aktuelle  Bedeutung  bis- 
her eine  erhebliche,  obwohl  es  sich  nur  um  die  Beschränkung 
auf  den  literarischen  Urheberrechtsschutz  handelte,  so  ist  von 
Inkrafttreten  des  Kunstschutzgesetzes  an  die  praktische  Be- 
deutung eine  ungleich  höhere,  dies  vor  allem  um  deswillen, 
weil,  wie  bekannt,  die  österreichische  Kunst  in  Deutschland 
ein  größeres  Absatzgebiet  besitzt,  als  die  österreichische  Lite- 
ratur, und  weil  infolge  der  Ausdehnung  des  Kunstschutzes  auf 
das  für  die  österreichische  Kunstindustrie  so  außerordentlich 
wichtige  Gebiet  des  Kunstgewerbes  das  Anwendungsgebiet  des 
neuen  Gesetzes  ein  wesentlich  ausgedehnteres  ist,  als  das  des 
früher  geltenden  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  bildenden  Kunst. 

Nach  §  54  des  Urheberrechtsgesetzes  von  1901  genießen 
den  Schutz  desselben  die  Reichsangehörigen  für  alle  ihre  Werke, 
gleichviel,  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht.  Bezüglich  der 
Nichtreichsangehörigen  bestimmt  §  55,  daß  dieselben  den  Schutz 
für  jedes  ihrer  im  Inlande  erschienenen  Werke  genießen,  sofern 
sie  nicht  das  Werk  selbst  oder  eine  Uebersetzung  an  einem 
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früheren  Tage  im  Ausla&de  haben  erscheinen  lassen.  Dieselben 
Vorschriften  finden  sich  in  §  51  des  Eunstschutzgesetzes. 
Dnrch  den  Yertra^  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungam  vom  30.  12.  99  wird  bestimmt,  daß  jedes  Werk  der 
Literatur,  Kunst  und  Photographie,  welches  in  dem  Gebiete 
eines  der  vertragschließenden  Staaten  einheimisch  ist,  in  dem 
Gebiete  des  andern  den  dort  durch  die  inländische  Gesetzgebung 
für  Werke  gleicher  Art  jeweils  gewährten  Schutz  genießt,  so- 
fern es  nicht  auch  in  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates 
einheimisch  ist.  Der  Begriff  „einheimisch**  wird  in  Art.  2 
dahin  erläutert,  daß  als  einheimisch  ein  Werk  dann  gilt,  wenn 
auf  dasselbe  vermöge  seines  Erscheinungsortes  die  inländische 
Gesetzgebung  Anwendung  findet.  An  Händen  dieser  Definition 
würde  also  an  sich  sowohl  nach  dem  Literaturschutzgesetz, 
wie  nach  dem  Eunstschutzgesetz  ein  Werk  in  Deutschland 
dann  als  einheimisch  anzusehen  sein,  wenn  der  österreichische 
Urheber  dasselbe  zuerst  in  Deutschland  und  erst  dann  in  Oester- 
reich  hätte  erscheinen  lassen.  Wenn  die  beiden  Gesetz- 
gebungen unter  dem  Begriff  des  „Erscheinen"  dasselbe  ver- 
ständen, so  ward«  die  Anwendung  dieser  Begriffserläuterung 
ohne  weitere  Schwierigkeit  möglich  gewesen  sein.  Dies  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Es  besteht  zwischen  dem  deutschen  und 
österreichischen  Recht  in  bezug  hierauf  ein  wesentlicher  Unter- 
schied insoweit,  als  nach  österreichischem  Recht  nicht  nur  das 
verlagsmäßig  erschienene,  sondern  auch  das  öffentlich 
aufgeführte  Tonwerk  oder  Bühnenwerk  als  erschienen  gilt  und 
des  weiteren  bei  den  Werken  der  bildenden  Eunst  und  der 
Photographie  die  öffentliche  Ausstellung  mit  dem  Begriff 
des  Erscheinens  identifiziert  wird.  Mit  Rücksicht  iiierauf  be- 
stimmt das  Schlußprotokoll  zu  dem  deutsch -österreichischen 
Vertrage  einmal,  daß  die  in  dem  einen  Gebiete  erschienenen 
Werke  inländischer  Urheber  in  dem  andern  nicht  als  einheimisch 
gelten  und  dleserhalb  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz 
daselbst  genießen,  eine  Bestimmung,  die  hier  wesentlich  in  Be- 
tracht kommt.  Sodann  aber  wird  gesagt,  daß  einem  Werke, 
soweit  dasselbe  durch  die  Gesetzgebung  des  einen  Teils  nur 
vermöge  seines  Erscheinens  geschützt  wird,  der  vertragsmäßige 
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Schutz  nur  dann  zukommt,  wenn  es  auch  nach  der  inländischen 
Gesetzgebung  des  andern  Teils  als  in  dem  Grebiete  des  erstem 
erschienen  gilt.  Wenn  also  das  von  einem  österreichischen 
Künstler  verfertigte  Gemälde  zuerst  in  Oesterreich  ausgestellt 
wird,  demnächst  in  Deutschland  aber  zuerst  verlagsmäßig  er- 
scheint, so  würde  es  nach  Ziff.  1  des  Schlußprotokolls  nicht  in 
Deutschland,  sondern  in  Oesterreich  als  einheimisch  gelten, 
hätte  also  trotz  der  angeführten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1907  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz  zu  bean- 
spruchen. Wurde  man  nun  annehmen,  daß  durch  die  er- 
wähnten Bestimmungen  der  beiden  Reichsgesetze  die  Vorschriften 
des  Vertrags  abgeändert  sind,  so  würde  im  gegebenen  Falle 
der  österreichische  Urheber  trotz  des  Aussteilens  des  Kunst- 
werks in  Oesterreich  den  Schutz  des  Gesetzes  von  1907  be- 
anspruchen können,  weil  ja  das  verlagsmäßige  Erscheinen  zu- 
erst in  Deutschland  geschehen  ist.  Die  Frage  ist  also  davon 
abhängig,  ob  der  internationale  Vertrag,  insbesondere 
in  Ansehung  der  Festlegung  des  Begriffs  „Erscheinen^  durch  die 
späteren  Reichsgesetze  eine  Aenderung  erfahren  hat?  Diese 
Frage  muß  verneint  werden.  Das  deutsch-österreichische  Ab- 
kommen ist  nach  wie  vor  in  Kraft  und  es  besteht  kein  Anlaß 
anzunehmen,  daß  durch  die  oben  erwähnten  Bestimmungen  in 
§§  54  und  51  die  spezielle  Regelung,  die  auf  einem  Vertrag 
beruht,  hat  außer  Kraft  gesetzt  werden  sollen.  Das  Verhältnis 
zwischen  dem  früheren  Staatsvertrag  und  einem  späteren  Gesetz 
ist  nicht  das  gleiche,  wie  das  Verhältnis  zwischen  einem  früheren 
Gesetz  und  einem  späteren  Gesetz,  sofern  es  sich  nicht  um  ein 
früheres  spezielles  und  ein  späteres  allgemeines  Gesetz  handelt. 
Daher  kann  die  Rechtsregel,  daß  ein  früheres  G-esetz  durch  ein 
späteres  Gesetz  aufgehoben  bezw.  geändert  wird  —  Lex  poste- 
rior derogat  priori  — ,  hier  nicht  Platz  greifen,  sondern  es 
läßt  sich  nur  die  für  das  Verhältnis  des  älteren  Spezialgesetzes 
zu  dem  jüngeren  allgemeinen  Gesetz  anerkannte  Rechtsregel 
zur  Anwendung  bringen,  daß  nämlich  ein  früheres  spezielles 
Gesetz  durch  den  Erlaß  eines  späteren  allgemeinen  Gesetzes 
nicht  berührt  wird  —  Lex  posterior  generalis  non  derogat 
legi  priori  speciali  — .     Hieran  muß  im  gegebenen  Falle  um 
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SO  mehr  festgehalten  werden,  als  der  Vertrag  zwischen  Deutsch- 
land nnd  Oesterreich  den  Charakter  eines  Gegenseitigk ei ts- 
Vertrags  hat  und  die  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden 
Gesetzgebungen  in  dem  Begriff  des  „Erscheinen''  heute  noch 
ebenso  besteht,  wie  sie  bereits  im  Jahre  1899  bestanden  hat. 
Wenn  nun  aber  die  vertragschließenden  Staaten  im  Jahre  1899 
überzeugt  waren,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  gedachten  Ver- 
schiedenheiten zwischen  ihren  bezüglichen  Gesetzgebungen  der 
Schutz  für  ein  Werk,  das  in  Deutschland  zuerst  verlagsmäßig 
erschienen  ist,  in  Oesterreich  zwar  nicht  verlagsmäßig  zuerst 
erschienen  ist,  wohl  aber  nach  dem  in  Oesterreich  maßgeblichen 
Rechte  als  erschienen  gilt,  nur  nach  Maßgabe  des  Vertrags 
zu  gewähren  sei,  so  würde  es  hiermit  in  Widerspruch  stehen, 
wollte  man  ungeachtet  der  Fortdauer  des  Unterschiedes  zwischen 
den  beiden  Gesetzgebungen  nicht  den  vertraglichen,  sondern 
den  gesetzlichen  Schutz  als  den  maßgeblichen  ansehen.  Hier- 
gegen kann  auch  kein  Einwand  daraus  abgeleitet  werden,  daß 
der  Vertrag  ausspricht  für  jedes  Werk,  das  in  dem  Gebiete 
des  einen  Staates  als  einheimisch  gelte,  sollte  in  dem  Gebiete 
des  andern  Staates  die  daselbst  jeweils  geltende  materielle 
Urheberrechtsgesetzgebung  für  Werke  gleicher  Art  zur  An- 
wendung kommen.  Denn  diese  allgemeine  Bestimmung  des 
Vertrags  hat  durch  das  Schlußprotokoll  wieder  eine  Ein- 
schränkung insofern  erfahren,  als  in  den  in  Ziff.  1  des  Schluß- 
protokolls bezeichneten  Fällen  und  unter  den  daselbst  bezeich- 
neten Voraussetzungen  nur  der  vertragsmäßige  Schutz, 
also  nicht  der  gesetzliche,  zur  Anwendung  kommen  soll.  Die 
Willensübereinstimmung  der  beiden  kontrahierenden  Staaten, 
wie  sie  in  dem  Schlußprotokoll  niedergelegt  ist,  hat  gegenüber 
dem  Art.  1  des  Vertrags  die  Wirkung  einer  Einschränkung  der 
Tragweite  desselben.  Soweit  diese  Einschränkung  nicht  besteht, 
greift  hingegen  Art.  1  des  Vertrags  Platz,  wonach  die  jeweils 
für  Werke  der  gleichen  Kunstgattung  in  dem  einen  und  anderen 
der  Vertragsstaaten  geltende  Gesetzgebung  für  die  in  dem  andern 
einheimischen  Werke  maßgebend  sein  solle.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  die  materielle  Erweiterung,  welche  das  Kunstschutz- 
gesetz enthält,   auch  den  Werken  österreichischer  Ur- 
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entbehren  in  ihrer  Eigenschaft  als  körperliche  Tätigkeit  ganz 
regelmäßig  des  rechtlichen  Interesses;  die  Zustellung  gewinnt 
Bedeutung,  wenn  sie  den  Empfänger  erreicht,  die  Lieferung 
der  Ware,  wenn  sie  dem  Erwerber  oder  seinem  Stellvertreter 
ausgehändigt  wird,  und  es  kann  darum  insoweit^)  —  wiewohl 
den  Ausgangspunkt  solcher  Bestimmungen  die  Sonntagsruhe  des 
Absenders,  nicht  des  Empfängers  bildet  —  über  eine  Frist- 
verlängerung nur  die  Feiertagsordnung  desjenigen  Ortes  ent- 
scheiden, an  dem  nach  Zivilrecht  oder  Prozeßrecht  die  Tätigkeit 
des  Absenders  im  Hinblick  auf  deren  Empfänger  den  recht- 
lichen Abschluß  findet;  wobei  Erfüllungsort  und  Aufenthaltsort 
des  Empfängers  natürlich  zu  scheiden  sind.  Die  vorbehaltslose 
Einreihung  dieser  Bestimmungen  in  die  Ordnung  des  Zivilrechts 
oder  Prozeßrechts  hat  das  ursprüngliche  Motiv  des  Gesetzgebers 
verschüttet. 

3.  Die  accessorische  Greltung  des  Feiertagskalenders  findet 
ihre  heUste  Beleuchtung  in  jenen  besonderen  Fällen,  in  denen 
die  Verbindlichkeit  der  materiellrechtlichen  Feiertagsbeschrank- 
ungen  des  Inlands  in  fremde  Rechtsgebiete  hineinragt.  Die 
Sonntagsvorschriften  der  Seegesetze  beanspruchen  materiellrecht- 
lich ihre  Anwendung  auf  Schiffe  des  Inlands,  auch  wenn  sie 
auf  hoher  See  und  in  ausländischen  Gewässern  sich  aufhalten. 
Und  in  Uebereinstimmung  damit  bestimmen  die  nordischen  See- 
gesetze, daß  der  Mannschaft  „an  den  hier  im  Reich  angeordneten 
Feiertagen"  Gelegenheit  zum  Gottesdienst  gegeben,  und  für  unum- 
gängliche Sonntagsarbeit  besondere  Vergütung  gewährt  werden 
müsse.^)  Insbesondere  hat  nach  dieser  Richtung  in  umfassender 
Kasuistik  die  deutsche  Seemannsordnung  Vorsorge  getroffen. 
Auch  §  39  des  Gesetzes  läßt  die  Festtagsordnung  personal  gelten, 
wenn  sich  das  deutsche  Schiff  auf  hoher  See  oder  im  Ausland 
befindet :  die  vorgeschriebene  Sonntagsruhe  muß  gewährt  werden 
an  den  „Festtagen  des  inländischen  Heimathafens^;  und  da 
deutsche  Schiffe  einen  Heimathafen  auch  im  Ausland  besitzen 


1)  Vgl.  dazu  Planck,  Kommentar  zum  BGB 3  §  193  No.  la. 

^  Norwegisches  Seegesetz  20.  7.  1893  §§  44,  96;  gleichlautend  die  Be- 
stimmungen des  schwedischen  und  des  dänischen  Seegesetzes.  Vgl.  Begrflndong 
zur  deutschen  Seemannsordnung  (unten)  119. 
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können,  sollen  die  verbindlichen  Tage  für  solchen  Fall  durch 
den  Reichskanzler  bestimmt  werden.  Liegt  das  Schiff  dagegen 
in  einem  Hafen  oder  auf  einer  Beede  des  Inlands,  so  gelten 
als  Festtage  nunmehr  temtorial  „die  von  der  Landesregierung 
des  Liegeorts  bestimmten  Tage"  —  „nach  dem  Grundsatz  locus 
regit  actum*^,  wie  die  Begründung  meint.  Und  sogar  auf  die 
Möglichkeit  einer  örtlichen  Verschiedenheit  der  Feiertage  inner- 
halb desselben  Bekenntnisses  ist  Bucksicht  genommen,  wenn  die 
Mannschaft  Gelegenheit  zur  Teilnahme  am  Gottesdienst  ihrer 
Eonfession  an  Land  beanspruchen  kann,  und  es  sollen  dabei 
„als  Festtage  im  Ausland  auch  die  kirchlich  gebotenen  Festtage 
des  Liegeortes"  gelten.^)  Natürlich  bedeutet  eine  solche  Ver- 
weisung auf  die  Gesetze  des  ausländischen  Liegeorts  nicht  etwa 
eine  Durchbrechung  der  accessorischen  Geltung  der  Feiertags- 
ordnung, denn  es  ist  der  Wille  des  deutschen  Bechts,  der  hier 
über  den  Feiertag  entscheidet,  und  durch  eine  materiellrechtliche 
Vorschrift  des  deutschen  Bechts  die  Mitberücksichtigung  fremder 
Feiertage  anordnet. 

Eine  schwedische  Verordnung  von  1891  verpflichtet  den 
Kapitän  eines  schwedischen  Schiffes,  sich  binnen  48  Stunden 


1)  Diese  Yorachrüten  sind  nicht  ohne  mannigfache  Schwankungen  Gesetz 
geworden.  Der  Entwarf  der  Regierung  hatte  für  den  Aufenthalt  im  Inland 
das  Recht  des  Liegeorts,  für  den  Aufenthalt  auf  See  und  im  Ausland  das 
Recht  des  Heimathafens  als  maßgebend  vorgeschlagen.  Als  dann  bei  der 
ersten  Beratung  der  Abgeordnete  Semler  darauf  aufmerksam  machte,  daß 
ein  deutsches  Schiff  auch  einen  ausländischen  Heimathafen  haben  könne,  etwa 
in  China,  und  daß  ein  solches  Schiff  außerhalb  Deutschlands  in  seiner  Sonn- 
tagsruhe dann  allerwärts  an  die  chinesischen  Feiertage  gebunden  sei,  ließ  die 
Kommission  die  Anknüpfung  an  den  Heimathafen  ganz  fallen  —  Anträge, 
für  deutsche  Schiffe  mit  ausländischem  Heimathafen  die  hamburgischen  oder 
die  Feiertage  des  deutschen  Registerhafens  gelten  zu  lassen,  wurden  abgelehnt 
—  um  das  Recht  des  Liegeorts  hier  schlechtweg  entscheiden  zu  lassen.  Auf 
YorsteUungen  des  Auswärtigen  Amtes  hin,  welche  die  ünzweckmäßigkeit 
dieser  Lösung  darlegten,  wurde  dann  von  der  Kommission  in  zweiter  Lesung 
die  gegenwärtig  geltende  Fassung  angenommen.  Ueber  den  neu  angefügten 
Schlußsatz  des  §  39  gibt  der  Kommissionsbericht  keinen  Aufschluß.  Vgl. 
Sten.  Berichte  des  Reichstags  X.  Legislaturperiode  IL  Session,  Anlageband 
1,  42  (Begründung);  Band  1,  168 f  (1.  Beratung);  Anlageband  3,  1906  (1.  Le- 
sung der  Kommission)  und  1911  (2.  Lesung  der  Kommission). 
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nach  seiner  Ankunft  in  fremdem  Hafen  bei  seinem  Konsul  zn 
melden ;  Feiertage  verlängern  die  Frist.  Ein  schwedisches  Schiff 
war  nach  Rußland  gekommen,  der  Kapitän  hatte  die  Anzeige 
mit  Rücksicht  auf  das  heimatliche  Ostern  verzögert,  der  oberste 
Gerichtshof  Stockholm  aber  hat  ihn  wegen  Versäumung  der 
Frist  verurteilt,  es  sei  lediglich  der  Festkalender  des  Ortes  der 
Anzeige  zu  beachten,  nach  russischem  Recht  aber  werde  Ostern 
erst  später  gefeiert.^)  Die  Entscheidung  muß  wundernehmen. 
Das  Konsulat  ist  eine  Behörde  des  Absendestaats,  die  Geschäfte, 
die  bei  ihm  zu  erledigen  sind,  sind  Angelegenheiten  der  heimat- 
lichen Rechtsordnung,  und  selbst  wenn  eine  ausdrückliche  Vor- 
schrift bestünde,  daß  die  Konsulate  als  Behörden  an  örtlichen 
Feiertagen  und  nur  an  diesen  zu  schließen  haben,  würde  das 
noch  keine  Verpflichtung  für  die  Partei  bedeuten,  entgegen  den 
heimischen  Ordnungen  an  Feiertagen  des  Heimatstaats  tätig  zu 
werden.  Aehnliche  Erwägungen  lassen  auch  einen  Satz  be- 
denklich erscheinen,  der  zuweilen  für  Zustellungen  im  Ausland 
aufgestellt  wird  ^):  daß  das  Recht  des  Prozeßgerichts  entscheide, 
ob  eine  Zustellung  im  Ausland  an  einem  Festtag  gültig  vor- 
genommen werden  könne,  dagegen  das  Recht  des  Zustellungs- 
ortes, ob  der  gewählte  Tag  Feiertag  ist.  Der  erste  Teil  dieses 
Satzes  dürfte  nur  dann  zutreffen,  wenn  die  Zustellung  durch 
Vermittlung  des  heimischen  Konsuls  geschah;  denn  wenn  sie 
durch  Inanspruchnahme  der  ausländischen  Behörden  erfolgt  ist, 
so  ist  es  die  Staatsgewalt  des  Auslands,  die  dem  Vorgang  mit 
der  Darbietung  ihres  Annahmezwangs  ^)  Rechtswirksamkeit 
verliehen  hat,  und  die  Gültigkeit  solchen  staatlichen  Handelns 
muß  unter  den  Gesetzen  des  handelnden  Staates  stehen.  Was 
aber  die  Frage  anlangt,  welcher  Staat  den  Feiertag  festsetzt, 
so  scheinen  die  Dinge  hier  umgekehrt  zu  liegen:  ist  die  Zu- 
stellung durch  Vermittlung  ausländischer  Rechtshilfe  geschehen, 
so  ist  es  allerdings  das  Ausland,  dessen  Feiertagsordnung  dabei 


1)  J.  XXIX  179. 

2)  V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  II  366  (bei  Erörterung  der  ZusteUungen 
durch  Rechtshilfe);  Böhm-Delius,  Handbuch  des  Rechtshilfeverfahrens ^ 
(1906)  276. 

3)  Vgl.  Ztsch.  IX  455. 
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maßgibt.  Bei  einer  Zustellung  aber  durch  den  Konsul  dürften 
auch  hier  primär  die  heimatlichen  Gesetze  entscheiden.  —  Daß 
vollends  für  Konsuln  im  Besitz  der  Konsulargerichtsbarkeit  im 
Zweifel  die  heimische  Feiertagsordnung  maßgebend  ist,  wird 
schwerlich  zu  Meinungsverschiedenheiten  Anlaß  geben. ^) 

Endlich  ein  verwickelter  Fall,  der  die  französischen  Ge- 
richte beschäftigt  hat.  Das  ältere  französische  Seerecht  ^)  hat 
Forderungen  aus  einem  Schiffszusammenstoß  nur  dann  zugelassen, 
wenn  der  beschädigte  Teil  (dans  le  lieu  ou  le  capitalne  a  pii 
agir)  binnen  24  Stunden  eine  Entschädigungsforderung  vor  der 
Behörde  erhoben  und  sie  dem  Schädiger  zugestellt  hat,  wobei 
nach  der  Praxis  wiederum  Feiertage  in  der  Berechnung  der 
Frist  nicht  mitzählten.  Ein  Zusammenstoß  in  türkischen  Ge- 
wässern gibt  dem  Kapitän  und  Befrachter  eines  türkischen 
Schiffes  Veranlassung,  gegen  ein  französisches  Schiff  solche  An- 
zeige bei  der  türkischen  Hafenbehörde  zu  erstatten,  die  sie 
ihrerseits  zum  Zweck  der  Zustellung  an  den  französischen 
Konsul  weitergibt;  die  Anzeige  war  verspätet  erfolgt,  doch  be- 
rufen sich  Kapitän  und  Befrachter,  türkische  Staatsangehörige 
griechischen  Bekenntnisses,  darauf,  daß  die  Frist  durch  einen 
dazwischen  fallenden  römisch-katholischen  Feiertag,  Allerheiligen, 
verlängert  worden  sei.  Der  Appellhof  Aix^)  weist  die  Klage  ab: 
zwar  habe  die  Zustellung,  die  dem  französischen  Konsul  oblag, 
am  Feiertag  nicht  erfolgen  können,  allein  schon  die  Anzeige 
sei  verspätet  geschehen,  da  der  fragliche  Tag  weder  für  die 
türkische  Behörde,  bei  der  die  Anzeige  erstattet  werden  mußte, 
noch  für  die  Beschwerdefülirer  nach  ihrem  Bekenntnis  Feiertag 
war.    Die  Schwierigkeiten  des  Falles  beruhen  darauf,  daß  das 


^)  Vgl.  für  Deutschland  §  27  des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes.  Für 
die  Sonntagsgesetze  zivilrecbtlichen  und  prozeßrecbtlichen  Inhalts  werden 
dabei  gemäß  §  19^  KGG  die  im  Bereich  des  preußischen  allgemeinen  Land- 
rechts in  Kraft  stehenden  Feiertage  entscheiden,  im  übrigen  aber  besteht, 
soviel  ich  sehe,  eine  Lücke;  die  etwaigen  durch  Verwaltungsvcrordnung  für 
den  Geschäftsgang  der  Konsulate  festgesetzten  Feiertage  haben  den  Parteien 
gegenüber  keine  Verbindlichkeit. 

2;  Code  de  commerce  Art.  435,  436  bis  zur  Novelle  von  18JI.  Parallele 
Vorschriften  anderer  Stauten  bei  Die  na  a.  a.  0.  III  4r>3f. 

3;  J.  I  2(5. 
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französische  Recht  —  die  Vorfrage  seiner  Anwendbarkeit  auf 
den  Fall  bejaht  —  hier  von  sich  aus  eine  Handlung  im  Aus- 
land und  vor  ausländischen  Behörden  vorschreibt.  Hatte  die 
ausländische  Behörde  zur  kritischen  Zeit  nach  ihrem  Recht 
Feiertag,  so  befand  sich  der  Kapitän  offenbar  nicht  an  einem 
Ort,  „wo  er  hat  handeln  können^,  und  die  Verzögerung  kann 
ihm  nicht  Schaden  bringen.  Bestand  ein  solches  Hindernis  auf 
Seiten  der  ausländischen  Behörde  aber  nicht,  so  ist  die  Frage 
damit  nicht  gelöst,  sondern  erst  rein  gestellt:  welcher  der  be- 
teiligten Staaten  ist  zuständig,  die  Feiertage  im  Sinn  jener 
französischen  Verordnung  entweder  selbst  zu  bestimmen,  oder 
einen  andern  zu  solcher  Bestimmung  berufenen  Verband  zu  be- 
zeichnen? Der  fremde  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  Anzeige  er- 
stattet werden  soll,  kann  das  nicht  sein.  Die  Feiertagsordnung 
ist  —  gerade  hier  werden  frühere  Erwägungen  praktisch  — 
für  den  Staat  nicht  Selbstzweck,  sie  hat  Bedeutung  nur  im 
Zusammenhang  mit  Anordnungen,  was  an  einem  Feiertag  ge- 
schehen soll.  Für  Handlungen,  die  der  französische  Gesetzgeber 
anordnet,  kann  es  nur  Frankreich  sein,  auf  dessen  Willen  die 
Verbindlichkeit  von  Feiertagen  unmittelbar  oder  mittelbar  zurück- 
geht. Der  Weg,  eine  materiellrechtliche  Verweisung  anzu- 
nehmen, die  es  als  Wille  des  französischen  Gesetzgebers  er- 
scheinen ließe,  bei  einer  Anzeige  im  Ausland  die  Feiertags- 
ordnung des  dortigen  Staates  anzuwenden  —  dürfte  auch  kaum 
gangbar  sein.  Und  so  scheint  hinsichtlich  der  Anzeige  die  Ent- 
scheidung allerdings  davon  abhängen  zu  müssen,  wie  das  Feier- 
tagsrecht in  Frankreich  beschaffen  ist  —  das  für  die  bürger- 
lichen Wirkungen  der  Festtage  einen  unterschied  der  Kon- 
fessionen nicht  kennt  und  Allerheiligen  zum  „gesetzlichen 
Feiertag"  erhoben  hat.^)  Was  aber  die  Zulässigkeit  einer  Zu- 
stellung an  Feiertagen  betrifft,  so  kann  hier  auf  die  voraus- 
gehenden Ausführungen  verwiesen  werden,  nach  denen  es  für 
die  Verbindlichkeit  eines  Feiertags  den  Ausschlag  gibt,  ob  die 


^)  Vgl.  Block,  dictionnaire  de  radminist ratian  fran^aise,  x^di- 
mafiches  et  fStes. 
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Zustellung  im   Ausland   durch  Vermittlung  der  Konsuln  oder 
durch  Inanspruchnahme  der  örtlichen  Behörden  erfolgt  ist.^) 


1)  Anch  Deloynes,  üevue  critique  de  ligislation  et  de  juris- 
prudence,  nouv.  sirie  YII 268  ff.  hat  die  besprochene  Frage  behandelt,  mit  dem 
Ergebnis,  daß  es  nnr  an!  das  Recht  des  Ortes  der  Anzeige  ankommen  könne. 
Das  folge  ans  dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  das  die  Frist  nnr  laufen  lasse, 
„wenn  der  Kapitän  hat  handeln  können" ;  und  ebenso  aus  allgemeinen  Grund- 
sätzen: denn  der  Anspruch  müsse  nicht  nur  angezeigt,  sondern  auch  zu- 
gestellt werden,  die  ZusteUung  aber  rechtsgiltig  sein,  und  darüber  entscheide 
nach  dem  Grundsatz  loctM  regit  actum  das  Recht  des  Zustellungsortes. 
(Und  wenn  sich  der  Adressat  der  Zustellung  gar  nicht  im  Zufluchtshafen 
befindet ?)  Vgl.  auch  die  Angaben  bei  Vincent  et  Pit^aud^  dictionnaire 
de  droit  international  privS  (1888)  t  ^  abordage  maritime  No.  86. 
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Werktag^.  Der  Mieter  eines  Landhauses  kann  sich  ffir  die 
Einhaltung  der  Kündigungsfrist  nicht  auf  einen  Feiertag  am 
Ort  des  Landhauses  berufen,  wenn  der  Vermieter  in  der  Stadt 
wohnt;  die  verspätete  Eohlenlieferung  wird  nicht  dadurch 
entschuldigt,  daß  an  einem  Ort  unterwegs,  wo  die  Eisenbahn- 
wagen rangiert  werden  mußten,  Feiertag  war.  Ganz  ähnlich 
verweist  Art.  90,  91  des  schweizerischen  Obligationenrechts 
bei  der  Erfüllung  der  Verträge  auf  einen  „am  Erfüllungsort 
staatlich  anerkannten  Feiertag^,  eine  Vorschrift,  die  schon  bei 
Abfassung  des  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches  bean- 
tragt war  und  damals  nur  als  selbstverständlich  nicht  aufge- 
nommen wurde.  ^)  Kein  Zweifel,  daß  nach  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung auch  bei  Zahlung  von  Wechseln  über  den  Stundung 
gewährenden  Festtag  das  Recht  des  Zahlungsortes  entscheidet,*^) 
auch  bei  domizilierten  Wechseln.  Und  wenn  die  deutschen 
Prozeßgesetze  eine  solche  Fristverlängerung  gleichfalls  zulassen, 
wenn  der  letzte  Tag  der  Frist  auf  einen  Feiertag  fällt,  so 
erklärt  auch  hier  die  Literatur  übereinstimmend,  daß  die  Ent- 
scheidung, ob  dies  zutrifft,  den  Gesetzen  des  Gebietes  entnommen 
werden  müsse,  in  dem  die  prozessuale  Handlung  vorzunehmen 
ist.^  Die  Frage  ist  insbesondere  praktisch  geworden  bei  der 
Einlegung  von  Rechtsmitteln:  Reichsgericht,  Reichsversicherungs- 
amt, der  bayerische  Verwaltungsgerichtshof  haben  entschieden, 
daß  dem  Beschwerdeführer  nur  die  Feiertage  desjenigen  Orts 
zu  statten  kommen,  an  dem  das  Rechtsmittel  eingelegt  werden 
muß.*)    Welcher  Ort  das  aber  ist,   ergeben  die  einzelnen  Be- 


^)  Protokolle  der  Kommission  zor  Beratong  eines  allgemeinen  dentschen 
Handelsgesetzbuches  (18ä8)  1365.  Entsprechend  Staub,  Kommentar  zum 
HGB*  zu  Art.  329. 

2)  V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  U  164.  —  Parallele  Vorschriften 
ausländischer  Wechselgesetze  bei  Diena,  trattato  di  dirUto  commereiaie 
intemazionale  (1905)  in  147  » 

3)  Stenglein,  Strafprozeßordnung ^  §43.  Seuffert,  Zivilprozeß- 
ordnung» §  222  No.  2;  vgl.  auch  §  188  No.  1.  Gaupp-Stein,  ffivil- 
prozeßordnung 8  §  222  No.  3.  Birkenbihl,  freiwillige  Gerichtsbarkeit  §  17. 

^)  Reichsgericht,  Entscheidungen  in  Strafsachen  lY  240;  XXXI  222. 
Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes,  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung IV  122  No.  353;  amtliche  Nachrichten  XI  248  Nr.  1462  (in 
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Stimmungen  der  Yerfahrensgesetze.  Es  entscheiden  die  Vor- 
schriften des  judex  a  quo  bei  einer  Berufung  oder  Beyision 
in  Strafsachen,  die  Bestimmungen  des  judex  ad  quem  bei  einer 
Revision  in  Zivilsachen.  Revisionen  in  Invalidensachen  sind 
wahlweise  beim  Reichsversicherungsamt  oder  „bei  einer  andern 
Behörde"  anzubringen,  so  daß  damit  auch  die  Feiertagsordnung 
beweglich  wird,  aber  freilich  nur  in  dem  Sinn,  daß  die  Ord- 
nung der  tatsächlich  angegangenen  Stelle  ausschließlich  ent- 
scheidet; wird  das  Rechtsmittel  bei  dem  Reichsversicherungs- 
amt eingelegt,  so  kommen  nur  die  in  Berlin  geltenden  Feiertage 
in  Betracht,  wenn  bei  einem  Schiedsgericht,  nur  die  Feiertage 
dieser  Stelle.  Handelt  es  sich  dagegen  um  einen  Einspruch, 
eine  Berufung  in  Zivilsachen,  die  durch  Zustellung  eines  Schrift- 
satzes an  den  Gregner  geltend  gemacht  werden,  so  fehlt  von 
vornherein  der  feste  Ausgangspunkt,  wie  ihn  der  Sitz  einer 
Behörde  bezeichnet.  Zustellungen  können  (§  180)  an  jedem 
Ort  erfolgen,  wo  die  Person,  welcher  zugestellt  werden  soll, 
angetroffen  wird :  der  zufällige  Ort  des  Empfanges  entscheidet, 
ob  ein  Feiertag  die  Frist  verlängert ;  ^)  und  in  Fällen,  in  denen 
die  Zustellung  durch  Aufgabe  zur  Post  erfolgt  (§  179),  ist  zu 
beachten,  daß  eine  solche  Zustellung  am  Absendeort  des  Schrift- 
stücks vor  sich  geht.  —  Schließlich  enthält  auch  das  deutsche 
Krankenversicherungsgesetz  die  gleichartige  Vorschrift  für 
Fristen,  deren  Ende  auf  einen  allgemeinen  Feiertag  fällt.  Die 
Vorschrift  findet  Anwendung  auf  Anzeigen,  Beschwerden,  Ge- 
nehmigungen, Einzahlungen,  die  binnen  bestimmter  Frist  erfolgen 
sollen,  und  wiederum  gilt  auch  hier,  daß  über  die  Frage,  ob 
der  letzte  Tag  Feiertag,  das  Recht  des  Ortes  entscheidet,  an 
dem  die  Handlung  vorzunehmen  ist.^ 

einer  Unfallyersichemngssache).  Bayr.  Verwaltangsgerichtshof,  Sammlang 
XXIV  481.  üebereinstimmend  Weyly  Archiv  für  öffentliches  Recht  X  371 ; 
Beger-Henle,  Krankenversicherungsgesetz  ?  §78a;  Reger-Lyroff, 
bayr.  Verwaltungsgerichtsgesetz  ^  Art  22  No.  20. 

^)  Die  Frist  ist  auch  dann  nicht  yersänmt,  wenn  ihr  letzter  Tag  angenützt 
yerstrichen  and  am  Wohnsitz  des  Empfängers  Werktag  war,  sofern  sich  dieser 
am  nächsten  Tag  in  einen  Bezirk  begibt,  der  Tags  zayor  Feiertag  hatte. 

^  „An  welchem  die  Handlang  vorzunehmen  bezw.  die  Leistang  za  ge- 
währen  ist",   wie  Reger-Henle^   Krankenversicherangsgesetz  ^  §   78a 
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Diese  Lösungen  bergen  freilich  verschiedentlich  Schwierig- 
keiten in  sich.  Zunächst,  wessen  Festtagsruhe  sollte  durch  die 
besprochenen  Bestimmungen  geschützt  werden,  der  Sonntags- 
friede der  Person,  welche  die  Leistung  hätte  vornehmen  sollen, 
oder  die  Feiertagsmuße  des  Empfängers  der  Leistung?  Holder^) 
glaubt,  dem  §  193  BGB  entnehmen  zu  können,  daß  er  beiden 
Teilen  dienen  wolle,  demgemäß  auch  die  Feiertage  beider  Teile 
auf  die  Frist  Einfluß  nehmen  könnten.  Doch  scheint  man  bei 
der  Bestimmung  nur  an  das  Interesse  des  Leistenden  gedacht 
zu  haben,  ^)  und  bei  den  entsprechenden  Vorschriften  der  Prozeß- 
gesetze ist  kaum  ein  Zweifel  möglich,  daß  sie  der  Sonntagsruhe 
der  Partei,  nicht  des  Gerichts  gewidmet  sind.  Kommt  es  dar- 
nach aber  auf  den  Ort  der  aktiv  tätigen  Person  an,  so  erwächst 
nun  erst  die  Frage,  welches  ist  der  Ort  dieser  Person,  der  den 
Feiertag  bezeichnet,  der  Ort,  an  dem  sich  die  Partei  an  dem 
Tag  aufhält,  an  dem  ihre  Handlung  vorzunehmen  war,  der  Ort, 
an  dem  sie  verspätet  ihre  Tätigkeit  entfaltet,  die  Ware  ab- 
sendet, die  Berufungserklärung  zur  Post  gibt,  oder  dort,  wo 
diese  Tätigkeit  ihren  rechtlichen  Erfolg  hat?  Das  Reichsgericht 
hat  gelegentlich  geschwankt,  ob  bei  einer  Revision  des  An- 
geklagten   neben    den   Feiertagen   der   Gerichtsstelle,   wo  das 


formulieren.  Aber  freilich,  mit  dieser  Lösung  kommt  man  in  schweres  Ge- 
dränge, wenn  man  mit  Reger-Henle  auch  die  Zeitbestimmungen  der 
§§  6  a  2,  8,  261,  26111,  28  des  Gesetzes  der  Möglichkeit  einer  Erstreckung 
durch  Feiertage  gemäß  §  78  a  unterstellt.  Das  Krankengeld  kann  für  die 
Dauer  von  zwölf  Monaten  entzogen  werden,  wenn  der  Versicherte  die  Ver- 
sicherung durch  eine  strafbare  Handlang  geschädigt  hat ;  Aenderangen  in  der 
Festsetzung  des  ortsüblichen  Tagelohns  treten  sechs  Monate  nach  der  Ver- 
öffentlichung in  Kraft;  das  Recht  auf  Unterstützung  kann  an  eine  K&reni- 
zeit  bis  zu  sechs  Monaten  geknüpft  werden  —  wo  um  alles  läßt  sich  eine 
Person  auffinden,  deren  Sonntagsruhe  am  letzten  Tag  des  Zeitraums  durch 
eine  Verlängerung  geschont  werden  soll,  so  daß  die  für  sie  geltenden  Feier- 
tage maßgeben  könnten?  Die  Schwierigkeiten  indessen  sind  gegenstandslos; 
denn  §  78  a  kann  sich,  wie  sein  Vorbild  §  222  der  ZPO,  nur  auf  Fristen 
für  die  Vornahme  von  Handlungen  beziehen;  ygl.  dort  Seuffert  ZPO* 
§  222  No.  2. 

1)  Der  allgemeine  Teil  des  BGB  §  193  No.  2. 

^^  So  insbesondere  Scherling^  Beiträge  xur  Erläuterung  des 
deutschen  Rechts  LI  136  f. 


Studien  aus  dem  internationalen  Verwaltungsrecht.  291 

Rechtsmittel  eingelegt  werden  mußte,  nicht  auch  die  Feiertage 
am  Wohnsitz  des  Angeklagten  mitzuzählen  hätten.^)  Und  Holder y 
der  zwischen  der  persönlichen  ,,  Vollziehung"  und  der  juristischen 
„Vollendung"  der  bürgerlichrechtlichen  Erklärungen  und  Lei- 
stungen unterscheidet,  nimmt  an,  daß  zwar  Feiertage  am  Ort 
der  Vollziehung  so  gut  wie  diejenigen  am  Ort  der  Vollendung 
Termin  und  Frist  beeinflussen,  daß  aber  freilich  nicht  der  zu- 
fällige Ort  der  Tätigkeit  entscheiden  dürfe,  sondern  nur  ein 
solcher,  der  bei  der  Festlegung  des  Zeitpunktes  als  Ort  der 
Tätigkeit  erwartet  werden  durfte,  eine  nachträgliche  Aenderung 
des  Wohnortes  oder  gar  des  Aufenthaltsortes  sei  ohne  Bedeutung. 
Verwandte  Fragen  mögen  aber  auch  für  den  Bereich  der  polizei- 
lichen Feiertagsbeschränkungen  auftauchen:  auf  mein  Geheiß 
werden  feiertägliche  Arbeiten  im  Inland  vorgenommen,  während 
ich  mich  auf  der  Reise  befinde  —  vermögen  mich  die  polizei- 
lichen Beschränkungen  des  Inlands  auch  während  eines  Auf- 
enthaltes im  Ausland  zu  erreichen?  Nun  ist  der  Ort  einer 
rechtlich  bedeutsamen  Handlung  (wenn  von  den  besonderen  Ver- 
hältnissen des  Eriminalstrafrechts  abgesehen  wird)  allgemein  da, 
wo  sie  in  den  Rechtskreis  eingreift,  um  dessentwillen  ihr  recht- 
liche Bedeutung  verliehen  ist.  Die  Begründung  des  Satzes  muß 
einer  andern  Stelle  vorbehalten  bleiben.  Sein  Ergebnis  aber  ist 
auch  hier,  daß  das  Verhalten  der  maßgebenden  Person  erst  von 
derjenigen  Rechtsordnung  gewürdigt  werden  kann,  in  deren 
Geltungsbereich  dies  Verhalten  rechtliche  Bedeutung  erlangt; 
eine  Berücksichtigung  der  Gesetze  des  Wohnsitzes  oder  des 
Aufenthaltsorts  des  Verpflichteten  wird  damit  unmöglich.  Auch 
bei  polizeilichen  Vorschriften  wird  nicht  ein  Verhalten  um  seiner 
selbst  willen  verlangt  oder  verboten,  ihr  Zweck  ist  der  polizei- 
gemäße Zustand,  die  Eingliederung  eines  Verhaltens  in  die 
verwaltungsrechtliche  Ordnung  eines  bestimmten  Gebiets,  und 
es  kann  offenbar  nur  das  Recht  dieses  Gebiets  entscheiden,  ob 
ein  bestimmtes  Verhalten  an  einem  bestimmten  Tag  zulässig  ist. 
Aber  auch  die  Handlungen  des  Zivilrechts  und  Prozeßrechts, 
denen  durch  einen  Feiertag  Fristverlängerung  gewährt  wird, 


^)  Entscheidungen  in  Strafsachen  IV  240. 


892  Nenmeyer, 

entbehren  in  ihrer  Eigenschaft  als  körperliche  Tätigkeit  ganz 
regelmäßig  des  rechtlichen  Interesses;  die  Zustellung  gewinnt 
Bedeutung,  wenn  sie  den  Empfänger  erreicht,  die  Lieferung 
der  Ware,  wenn  sie  dem  Erwerber  oder  seinem  Stellvertreter 
ausgehändigt  wird,  und  es  kann  darum  insoweit^)  —  wiewohl 
den  Ausgangspunkt  solcher  Bestimmungen  die  Sonntagsrahe  des 
Absenders,  nicht  des  Empfängers  bildet  ~  über  eine  Frist- 
yerlängerung  nur  die  Feiertagsordnung  desjenigen  Ortes  ent- 
scheiden, an  dem  nach  Zivilrecht  oder  Prozeßrecht  die  Tätigkeit 
des  Absenders  im  Hinblick  auf  deren  Empfänger  den  recht- 
lichen Abschluß  findet;  wobei  Erfüllungsort  und  Aufenthaltsort 
des  Empfängers  natürlich  zu  scheiden  sind.  Die  vorbehaltslose 
Einreihung  dieser  Bestimmungen  in  die  Ordnung  des  Zivilrechts 
oder  Prozeßrechts  hat  das  ursprüngliche  Motiv  des  Gesetzgebeis 
verschüttet. 

3.  Die  accessorische  Geltung  des  Feiertagskalenders  findet 
ihre  hellste  Beleuchtung  in  jenen  besonderen  Fällen,  in  denen 
die  Verbindlichkeit  der  materiellrechtlichen  Feiertagsbeschränk- 
ungen  des  Inlands  in  fremde  Bechtsgebiete  hineinragt.  Die 
Sonntagsvorschriften  der  Seegesetze  beanspruchen  materiellrecht- 
lich ihre  Anwendung  auf  Schiffe  des  Inlands,  auch  wenn  sie 
auf  hoher  See  und  in  ausländischen  Gewässern  sich  aufhalten. 
und  in  Uebereinstimmung  damit  bestimmen  die  nordischen  See- 
gesetze, daß  der  Mannschaft  „an  den  hier  im  Reich  angeordneten 
Feiertagen"  Gelegenheit  zum  Gottesdienst  gegeben,  und  für  unum- 
gängliche Sonntagsarbeit  besondere  Vergütung  gewährt  werden 
müsse.^  Insbesondere  hat  nach  dieser  Richtung  in  umfassender 
Kasuistik  die  deutsche  Seemannsordnung  Vorsorge  getroffen. 
Auch  §  39  des  Gesetzes  läßt  die  Festtagsordnung  personal  gelten, 
wenn  sich  das  deutsche  Schiff  auf  hoher  See  oder  im  Ausland 
befindet :  die  vorgeschriebene  Sonntagsruhe  muß  gewährt  werden 
an  den  „Festtagen  des  inländischen  Heimathafens' ;  und  da 
deutsche  Schiffe  einen  Heimathafen  auch  im  Ausland  besitzen 


1)  Vgl.  dazu  Planck,  Kommentar  zum  BQB^  §  193  No.  la. 

^)  Norwegisches  Seegesetz  20.  7.  1893  §§  44,  96;  gleichlautend  die  Be- 
stimmungen des  schwedischen  und  des  dänischen  Seegesetzes.  Vgl.  Begrflndang 
zur  deutschen  Seemannsordnung  (unten)  119. 
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können,  sollen  die  verbindlichen  Tage  für  solchen  Fall  durch 
den  Reichskanzler  bestimmt  werden.  Liegt  das  Schiff  dagegen 
in  einem  Hafen  oder  auf  einer  Reede  des  Inlands,  so  gelten 
als  Festtage  nunmehr  territorial  „die  von  der  Landesregierung 
des  Liegeorts  bestimmten  Tage"  —  „nach  dem  Grundsatz  locus 
regit  cuctuni!^^  wie  die  Begründung  meint.  Und  sogar  auf  die 
Möglichkeit  einer  örtlichen  Verschiedenheit  der  Feiertage  inner- 
halb desselben  Bekenntnisses  ist  Rücksicht  genommen,  wenn  die 
Mannschaft  Gelegenheit  zur  Teilnahme  am  Gottesdienst  ihrer 
Konfession  an  Land  beanspruchen  kann,  und  es  sollen  dabei 
„als  Festtage  im  Ausland  auch  die  kirchlich  gebotenen  Festtage 
des  Liegeortes"  gelten.^)  Natürlich  bedeutet  eine  solche  Ver- 
weisung auf  die  Gesetze  des  ausländischen  Liegeorts  nicht  etwa 
eine  Durchbrechung  der  accessorischen  Geltung  der  Feiertags- 
ordnung, denn  es  ist  der  Wille  des  deutschen  Rechts,  der  hier 
über  den  Feiertag  entscheidet,  und  durch  eine  materiellrechtliche 
Vorschrift  des  deutschen  Rechts  die  Mitberücksichtigung  fremder 
Feiertage  anordnet. 

Eine  schwedische  Verordnung  von  1891  verpflichtet  den 
Kapitän  eines  schwedischen  Schiffes,  sich  binnen  48  Stunden 


^)  Diese  Yoncluiften  sind  nicht  ohne  mannigfache  Schwankungen  Gesetz 
geworden.  Der  Entwurf  der  Begierong  hatte  für  den  Aufenthalt  im  Inland 
das  Recht  des  Liegeorts,  für  den  Aufenthalt  auf  See  und  im  Ausland  das 
Recht  des  Heimathafens  als  maßgehend  yorgeschlagen.  Als  dann  hei  der 
ersten  Beratung  der  Ahgeordnete  Semler  darauf  aufmerksam  machte,  daß 
ein  deutsches  Schiff  auch  einen  ausländischen  Heimathafen  hahen  könne,  etwa 
in  China,  und  daß  ein  solches  Schiff  außerhalb  Deutschlands  in  seiner  Sonn- 
tagsruhe dann  allerwärts  an  die  chinesischen  Feiertage  gebunden  sei,  ließ  die 
Kommission  die  Anknüpfung  an  den  Heimathafen  ganz  fallen  —  Anträge, 
für  deutsche  Schiffe  mit  ausländischem  Heimathafen  die  hamburgischen  oder 
die  Feiertage  des  deutschen  Registerhafens  gelten  zu  lassen,  wurden  abgelehnt 
—  um  das  Recht  des  Liegeorts  hier  schlechtweg  entscheiden  zu  lassen.  Auf 
Vorstellungen  des  Auswärtigen  Amtes  hin,  welche  die  Unzweckmäßigkeit 
dieser  Lösung  darlegten,  wurde  dann  von  der  Kommission  in  zweiter  Lesung 
die  gegenwärtig  geltende  Fassung  angenommen.  Ueber  den  neu  angefügten 
Schlußsatz  des  §  39  gibt  der  Kommissionsbericht  keinen  Aufschluß.  Vgl. 
Sten.  Berichte  des  Reichstags  X.  Legislaturperiode  II.  Session,  Anlageband 
1,  42  (Begründung);  Band  1,  168 f  (1.  Beratung);  Anlageband  3,  1906  (1.  Le- 
sung der  Kommission)  und  1911  (2.  Lesung  der  Kommission). 
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nach  seiner  Ankunft  in  fremdem  Hafen  bei  seinem  Konsul  zn 
melden ;  Feiertage  verlängern  die  Frist.  Ein  schwediscLes  Schiff 
war  nach  Rußland  gekommen,  der  Kapitän  hatte  die  Anzeige 
mit  Rücksicht  auf  das  heimatliche  Ostern  verzögert,  der  oberste 
Gerichtshof  Stockholm  aber  hat  ihn  wegen  Versäumung  der 
Frist  verurteilt,  es  sei  lediglich  der  Festkalender  des  Ortes  der 
Anzeige  zu  beachten,  nach  russischem  Recht  aber  werde  Ostern 
erst  später  gefeiert.^)  Die  Entscheidung  muß  wundernehmen. 
Das  Konsulat  ist  eine  Behörde  des  Absendestaats,  die  Geschäfte, 
die  bei  ihm  zu  erledigen  sind,  sind  Angelegenheiten  der  heimat- 
lichen Rechtsordnung,  und  selbst  wenn  eine  ausdrückliche  Vor- 
schrift bestünde,  daß  die  Konsulate  als  Behörden  an  örtlichen 
Feiertagen  und  nur  an  diesen  zu  schließen  haben,  würde  das 
noch  keine  Verpflichtung  für  die  Partei  bedeuten,  entgegen  den 
heimischen  Ordnungen  an  Feiertagen  des  Heimatstaats  tätig  zq 
werden.  Aehnliche  Erwägungen  lassen  auch  einen  Satz  be- 
denklich erscheinen,  der  zuweilen  für  Zustellungen  im  Ausland 
aufgestellt  wird  2):  daß  das  Recht  des  Prozeßgerichts  entscheide, 
ob  eine  Zustellung  im  Ausland  an  einem  Festtag  gültig  vor- 
genommen werden  könne,  dagegen  das  Recht  des  Zustellungs- 
ortes,  ob  der  gewählte  Tag  Feiertag  ist.  Der  erste  Teil  dieses 
Satzes  dürfte  nur  dann  zutreffen,  wenn  die  Zustellung  dm*ch 
Vermittlung  des  heimischen  Konsuls  geschah;  denn  wenn  sie 
durch  Inanspruchnahme  der  ausländischen  Behörden  erfolgt  ist, 
so  ist  es  die  Staatsgewalt  des  Auslands,  die  dem  Vorgang  mit 
der  Darbietung  ihres  Annahmezwangs  ^)  Rechtswirksamkeit 
verliehen  hat,  und  die  Gültigkeit  solchen  staatlichen  Handelns 
muß  unter  den  Gesetzen  des  handelnden  Staates  stehen.  Vfss 
aber  die  Frage  anlangt,  welcher  Staat  den  Feiertag  festsetzt, 
so  scheinen  die  Dinge  hier  umgekehrt  zu  liegen:  ist  die  Zu- 
stellung durch  Vermittlung  ausländischer  Rechtshilfe  geschehen, 
so  ist  es  allerdings  das  Ausland,  dessen  Feiertagsordnung  dabei 


1)  J.  XXIX  179. 

2)  V.Bar,  Theorie  und  Praxis  U  366  (bei  Erörterung  der  ZusteUnngen 
durch  Rechtshilfe);  Böhm-DeliuSy  Handbuch  des  Rechtshilf eyerfahrnis^ 
(1906)  276. 

3)  Vgl.  Ztsch.  IX  455. 
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maßgibt.  Bei  einer  Zustellung  aber  durch  den  Konsul  dürften 
auch  hier  primär  die  heimatlichen  Gesetze  entscheiden.  —  Daß 
vollends  für  Konsuln  im  Besitz  der  Konsulargerichtsbarkeit  im 
Zweifel  die  heimische  Feiertagsordnung  maßgebend  ist,  wird 
schwerlich  zu  Meinungsverschiedenheiten  Anlaß  geben. ^) 

Endlich  ein  verwickelter  Fall,  der  die  französischen  Ge- 
richte beschäftigt  hat.  Das  ältere  französische  Seerecht-)  hat 
Forderungen  aus  einem  Schiffszusammenstoß  nur  dann  zugelassen, 
wenn  der  beschädigte  Teil  (dans  le  lieu  ou  le  capitaine  a  pti 
agir)  binnen  24  Stunden  eine  Entschädigungsforderung  vor  der 
Behörde  erhoben  und  sie  dem  Schädiger  zugestellt  hat,  wobei 
nach  der  Praxis  wiederum  Feiertage  in  der  Berechnung  der 
Frist  nicht  mitzählten.  Ein  Zusammenstoß  in  türkischen  Ge- 
wässern gibt  dem  Kapitän  und  Befrachter  eines  türkischen 
Schiffes  Veranlassung,  gegen  ein  französisches  Schiff  solche  An- 
zeige bei  der  türkischen  Hafenbehörde  zu  erstatten,  die  sie 
ihrerseits  zum  Zweck  der  Zustellung  an  den  französischen 
Konsul  weitergibt;  die  Anzeige  war  verspätet  erfolgt,  doch  be- 
rufen sich  Kapitän  und  Befrachter,  türkische  Staatsangehörige 
griechischen  Bekenntnisses,  darauf,  daß  die  Frist  durch  einen 
dazwischen  fallenden  römisch-katholischen  Feiertag,  Allerheiligen, 
verlängert  worden  sei.  Der  Appellhof  Aix^)  weist  die  Klage  ab: 
zwar  habe  die  Zustellung,  die  dem  französischen  Konsul  oblag, 
am  Feiertag  nicht  erfolgen  können,  allein  schon  die  Anzeige 
sei  verspätet  geschehen,  da  der  fragliche  Tag  weder  für  die 
türkische  Behörde,  bei  der  die  Anzeige  erstattet  werden  mußte, 
noch  für  die  Beschwerdeführer  nach  ihrem  Bekenntnis  Feiertag 
war.    Die  Schwierigkeiten  des  Falles  beruhen  darauf,  daß  das 


1)  Vgl.  für  Deutschland  §  27  des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes.  Fär 
die  Sonntagsgesetze  zivilreclitUchen  und  prozeßrechtlichen  Inhalts  werden 
dabei  gemäß  §  19^  RGG  die  im  Bereich  des  preußischen  allgemeinen  Land- 
reclits  in  Kraft  stehenden  Feiertage  entscheiden,  im  übrigen  aber  besteht, 
soviel  ich  sehe,  eine  Lücke;  die  etwaigen  durch  Verwaltungsverordnung  für 
den  Geschäftsgang  der  Konsulate  festgesetzten  Feiertage  haben  den  Parteien 
gegenüber  keine  Verbindlichkeit. 

2;  Code  de  commerce  Art.  435,  436  bis  zur  Novelle  von  18.il.  Parallele 
Vorschrifien  anderer  Staaten  bei  Die  na  a.  a.  0.  III  453  f. 

3)  J.  I  2G. 
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französische  Recht  —  die  Vorfrage  seiner  Anwendbarkeit  auf 
den  Fall  bejaht  —  hier  von  sich  aus  eine  Handlung  im  Aus- 
land und  vor  ausländischen  Behörden  vorschreibt.  Hatte  die 
ausländische  Behörde  zur  kritischen  Zeit  nach  ihrem  Recht 
Feiertag,  so  befand  sich  der  Kapitän  offenbar  nicht  an  einem 
Ort,  „wo  er  hat  handeln  können",  und  die  Verzögerung  kann 
ihm  nicht  Schaden  bringen.  Bestand  ein  solches  Hindernis  auf 
Seiten  der  ausländischen  Behörde  aber  nicht,  so  ist  die  Frage 
damit  nicht  gelöst,  sondern  erst  rein  gestellt:  welcher  der  be- 
teiligten Staaten  ist  zuständig,  die  Feiertage  im  Sinn  jener 
französischen  Verordnung  entweder  selbst  zu  bestimmen,  oder 
einen  andern  zu  solcher  Bestimmung  berufenen  Verband  zu  be- 
zeichnen? Der  fremde  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  Anzeige  er- 
stattet werden  soll,  kann  das  nicht  sein.  Die  Feiertagsordnimg 
ist  —  gerade  hier  werden  frühere  Erwägungen  praktisch  — 
für  den  Staat  nicht  Selbstzweck,  sie  hat  Bedeutung  nur  im 
Zusammenhang  mit  Anordnungen,  was  an  einem  Feiertag  ge- 
schehen soll.  Für  Handlungen,  die  der  französische  Gesetzgeber 
anordnet,  kann  es  nur  Frankreich  sein,  auf  dessen  Willen  die 
Verbindlichkeit  von  Feiertagen  unmittelbar  oder  mittelbar  zurück- 
geht. Der  Weg,  eine  materiellrechtliche  Verweisung  anzu- 
nehmen, die  es  als  Wille  des  französischen  Gesetzgebers  er- 
scheinen ließe,  bei  einer  Anzeige  im  Ausland  die  Feiertags- 
ordnung des  dortigen  Staates  anzuwenden  —  dürfte  auch  kaum 
gangbar  sein.  Und  so  scheint  hinsichtlich  der  Anzeige  die  Ent- 
scheidung allerdings  davon  abhängen  zu  müssen,  wie  das  Feier- 
tagsrecht in  Frankreich  beschaffen  ist  -—  das  für  die  bürger- 
lichen Wirkungen  der  Festtage  einen  unterschied  der  Kon- 
fessionen nicht  kennt  und  Allerheiligen  zum  „gesetzlichen 
Feiertag"  erhoben  hat.^)  Was  aber  die  Zulässigkeit  einer  Zu- 
stellung an  Feiertagen  betrifft,  so  kann  hier  auf  die  voraus- 
gehenden Ausführungen  verwiesen  werden,  nach  denen  es  für 
die  Verbindlichkeit  eines  Feiertags  den  Ausschlag  gibt,  ob  die 


^)  Vgl.  Block,  dicHonnaire  de  radministrcUion  franfaise,  r^di- 
maftches  et  fites. 
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Znstellimg  im  Ausland   durch  Vermittlung  der  Konsuln  oder 
durch  Inanspruchnahme  der  örtlichen  Behörden  erfolgt  ist.^) 


^)  Auch  Deloynes,  Retme  critigue  de  Ugislatian  et  de  Juris- 
prudence,  nouv.  sdrie  YII 268  ff.  hat  die  besprochene  Frage  behandelt,  mit  dem 
Ergebnis,  daß  es  nur  auf  das  Recht  des  Ortes  der  Anzeige  ankommen  könne. 
Das  folge  ans  dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  das  die  Frist  nur  laufen  lasse, 
,,wenn  der  Kapit&n  hat  handeln  können" ;  und  ebenso  aus  allgemeinen  Grund- 
sätzen: denn  der  Anspruch  müsse  nicht  nur  angezeigt,  sondern  auch  zu- 
gestellt werden,  die  ZusteUung  aber  rechtsgiltig  sein,  und  darüber  entscheide 
nach  dem  Grundsatz  locus  regit  actum  das  Recht  des  Zustellungsortes. 
(Und  wenn  sich  der  Adressat  der  Zustellung  gar  nicht  im  Zufluchtshafen 
befindet ?)  Vgl.  auch  die  Angaben  bei  Vincent  et  Pinaud,  dictionnaire 
de  droit  international  priv4  (1888)  y  ^  abordage  maritime  No.  86. 


Der  Rechtsschutz  österreichischer  Schrift-  und  Kunst- 
werke in  Deutschland. 

Von  Justizrat  Dr.  Fnld  in  Mainz. 

Infolge  der  Verschiedenheit  des  deutschen  und  öster- 
reichischen Urheberrechts  und  insbesondere  des  Widerspruchs 
der  zwischen  den  beiden  Urheberrechtsgesetzen  vom  19.  6.  Ol 
und  vom  9.  1.  07  einerseits,  dem  deutsch-österreichischen  Ver- 
trag vom  30.  12.  99  anderseits  besteht,  ist  die  Frage,  welches 
Recht  für  die  Werke  der  österreichischen  Staatsangehörigen  zur 
Anwendung  zu  kommen  hat,  das  des  genannten  Vertrags  oder 
das  der  vorgenannten  deutschen  Gesetze,  eine  streitige  geworden. 
Dieselbe  hat  für  das  Gebiet  des  literarischen  Urheberrechts, 
soweit  ersichtlich,  eine  oberstrichterliche  Entscheidung  bis  jetzt 
noch  nicht  gefunden.  War  schon  ihre  aktuelle  Bedeutung  bis- 
her eine  erhebliche,  obwohl  es  sich  nur  um  die  Beschränkung 
auf  den  literarischen  Urheberrechtsschutz  handelte,  so  ist  von 
Inkrafttreten  des  Kunstschutzgesetzes  an  die  praktische  Be- 
deutung eine  ungleich  höhere,  dies  vor  allem  um  deswillen, 
weil,  wie  bekannt,  die  österreichische  Kunst  in  Deutschland 
ein  größeres  Absatzgebiet  besitzt,  als  die  österreichische  Lite- 
ratur, und  weil  infolge  der  Ausdehnung  des  Kunstschutzes  auf 
das  für  die  österreichische  Kunstindüstrie  so  außerordentlich 
wichtige  Gebiet  des  Kunstgewerbes  das  Anwendungsgebiet  des 
neuen  Gesetzes  ein  wesentlich  ausgedehnteres  ist,  als  das  des 
früher  geltenden  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  bildenden  Kunst. 

Nach  §  54  des  Urheberrechtsgesetzes  von  1901  genießen 
den  Schutz  desselben  die  ßeichsangehörigen  für  alle  ihre  Werke, 
gleichviel,  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht.  Bezüglich  der 
Nichtreichsangehörigen  bestimmt  §  55,  daß  dieselben  den  Schutz 
für  jedes  ihrer  im  Inlande  erschienenen  Werke  genießen,  sofern 
sie  nicht  das  Werk  selbst  oder  eine  Uebersetzung  an  einem 
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früheren  Tage  im  Auslaade  haben  erscheinen  lassen.  Dieselben 
Vorschriften  finden  sich  in  §  51  des  Eunstschutzgesetzes. 
Dnrch  den  Vertrag  zwisdien  Deutschland  und  Oesterreich- 
üngam  vom  30.  12.  99  wird  bestimmt,  daß  jedes  Werk  der 
Literatur,  Kunst  und  Photographie,  welches  in  dem  Gebiete 
eines  der  vertragschließenden  Staaten  einheimisch  ist,  in  dem 
Gebiete  des  andern  den  dort  durch  die  inländische  Gesetzgebung 
für  Werke  gleicher  Art  jeweils  gewährten  Schutz  genießt,  so- 
fern es  nicht  auch  in  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates 
einheimisch  ist.  Der  Begriff  „einheimisch'^  wird  in  Art.  2 
dahin  erläutert,  daß  als  einheimisch  ein  Werk  dann  gilt,  wenn 
auf  dasselbe  vermöge  seines  Erscheinungsortes  die  inländische 
Gesetzgebung  Anwendung  findet.  An  Händen  dieser  Definition 
würde  also  an  sich  sowohl  nach  dem  Literaturschutzgesetz, 
wie  nach  dem  Eunstschutzgesetz  ein  Werk  in  Deutschland 
dann  als  einheimisch  anzusehen  sein,  wenn  der  österreichische 
Urheber  dasselbe  zuerst  in  Deutschland  und  erst  dann  in  Oester- 
reich  hätte  erscheinen  lassen.  Wenn  die  beiden  Gesetz- 
Übungen  unter  dem  Begriff  des  „Erscheinen"  dasselbe  ver- 
ständen, so  würde  die  Anwendung  dieser  Begriffserläuterung 
ohne  weitere  Schwierigkeit  möglich  gewesen  sein.  Dies  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Es  besteht  zwischen  dem  deutschen  und 
österreichischen  Recht  in  bezug  hierauf  ein  wesentlicher  Unter- 
schied insoweit,  als  nach  österreichischem  Recht  nicht  nur  das 
verlagsmäßig  erschienene,  sondern  auch  das  öffentlich 
aufgeführte  Tonwerk  oder  Bühnenwerk  als  erschienen  gilt  und 
des  weiteren  bei  den  Werken  der  bildenden  Kunst  und  der 
Photographie  die  öffentliche  Ausstellung  mit  dem  Begriff 
des  Erscheinens  identifiziert  wird.  Mit  Rücksicht  hierauf  be- 
stimmt das  Schlußprotokoll  zu  dem  deutsch -österreichischen 
Vertrage  einmal,  daß  die  in  dem  einen  Gebiete  erschienenen 
Werke  inländischer  Urheber  in  dem  andern  nicht  als  einheimisch 
gelten  und  dieserhalb  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz 
daselbst  genießen,  eine  Bestimmung,  die  hier  wesentlich  in  Be- 
tracht kommt.  Sodann  aber  wird  gesagt,  daß  einem  Werke, 
soweit  dasselbe  durch  die  Gresetzgebung  des  einen  Teils  nur 
vermöge  seines  Erscheinens  geschützt  wird,  der  vertragsmäßige 
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Schutz  nur  dann  zukommt,  wenn  es  auch  nach  der  inländischen 
Gesetzgebung  des  andern  Teils  als  in  dem  Gebiete  des  erstem 
erschienen  gilt.  Wenn  also  das  von  einem  österreichischen 
Künstler  verfertigte  Gemälde  zuerst  in  Oesterreich  ausgestellt 
wird,  demnächst  in  Deutschland  aber  zuerst  verlagsmäßig  er- 
scheint, so  würde  es  nach  ZiS.  1  des  Schlußprotokolls  nicht  in 
Deutschland,  sondern  in  Oesterreich  als  einheimisch  gelten, 
hätte  also  trotz  der  angeführten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1907  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz  zu  bean- 
spruchen. Würde  man  nun  annehmen,  daß  durch  die  er- 
wähnten Bestimmungen  der  beiden  Reichsgesetze  die  Vorschriften 
des  Vertrags  abgeändert  sind,  so  würde  im  gegebenen  Falle 
der  österreichische  Urheber  trotz  des  Aussteilens  des  Kunst- 
werks in  Oesterreich  den  Schutz  des  Gesetzes  von  1907  be- 
anspruchen können,  weil  ja  das  verlagsmäßige  Erscheinen  zu- 
erst in  Deutschland  geschehen  ist.  Die  Frage  ist  also  davon 
abhängig,  ob  der  internationale  Vertrag,  insbesondere 
in  Ansehung  der  Festlegung  des  Begriffs  „Erscheinen^  durch  die 
späteren  Reichsgesetze  eine  Aenderung  erfahren  hat?  Diese 
Frage  muß  verneint  werden.  Das  deutsch-österreichische  Ab- 
kommen ist  nach  wie  vor  in  Kraft  und  es  besteht  kein  Anlaß 
anzunehmen,  daß  durch  die  oben  erwähnten  Bestimmungen  in 
§§  54  und  51  die  spezielle  Regelung,  die  auf  einem  Vertrag 
beruht,  hat  außer  Kraft  gesetzt  werden  sollen.  Das  Verhältnis 
zwischen  dem  früheren  Staatsvertrag  und  einem  späteren  Gesetz 
ist  nicht  das  gleiche,  wie  das  Verhältnis  zwischen  einem  früheren 
Gesetz  und  einem  späteren  Gesetz,  sofern  es  sich  nicht  um  ein 
früheres  spezielles  und  ein  späteres  allgemeines  Gesetz  handelt. 
Daher  kann  die  Rechtsregel,  daß  ein  früheres  Gresetz  durch  ein 
späteres  Gesetz  aufgehoben  bezw.  geändert  wird  —  Lex  poste- 
rior derogat  priori  — ,  hier  nicht  Platz  greifen,  sondern  es 
läßt  sich  nur  die  für  das  Verhältnis  des  älteren  Spezialgesetzes 
zu  dem  jüngeren  allgemeinen  Gesetz  anerkannte  Rechtsregel 
zur  Anwendung  bringen,  daß  nämlich  ein  früheres  spezielles 
Gesetz  durch  den  Erlaß  eines  späteren  allgemeinen  Gesetzes 
nicht  berührt  wird  —  Lex  posterior  generalis  tum  derogat 
legi  priori  speciali  — .    Hieran  muß  im  gegebenen  Falle  om 
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SO  mehr  festgehalten  werden,  als  der  Vertrag  zwischen  Deutsch- 
land und  Oesterreich  den  Charakter  eines  Gegenseitigkeit s- 
yertrags  hat  und  die  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden 
Gesetzgebungen  in  dem  Begriff  des  „Erscheinen"  heute  noch 
ebenso  besteht,  wie  sie  bereits  im  Jahre  1899  bestanden  hat. 
Wenn  nun  aber  die  vertragschließenden  Staaten  im  Jahre  1899 
fiberzeugt  waren,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  gedachten  Ver- 
schiedenheiten zwischen  ihren  bezüglichen  Gesetzgebungen  der 
Schutz  für  ein  Werk,  das  in  Deutschland  zuerst  verlagsmäßig 
erschienen  ist,  in  Oesterreich  zwar  nicht  verlagsmäßig  zuerst 
erschienen  ist,  wohl  aber  nach  dem  in  Oesterreich  maßgeblichen 
Rechte  als  erschienen  gilt,  nur  nach  Maßgabe  des  Vertrags 
zu  gewähren  sei,  so  würde  es  hiermit  in  Widerspruch  stehen, 
wollte  man  ungeachtet  der  Fortdauer  des  Unterschiedes  zwischen 
den  beiden  Gesetzgebungen  nicht  den  vertraglichen,  sondern 
den  gesetzlichen  Schutz  als  den  maßgeblichen  ansehen.  Hier- 
gegen kann  auch  kein  Einwand  daraus  abgeleitet  werden,  daß 
der  Vertrag  ausspricht  für  jedes  Werk,  das  in  dem  Gebiete 
des  einen  Staates  als  einheimisch  gelte,  sollte  in  dem  Gebiete 
des  andern  Staates  die  daselbst  jeweils  geltende  materielle 
Urheberrechtsgesetzgebung  für  Werke  gleicher  Art  zur  An- 
wendung kommen.  Denn  diese  allgemeine  Bestimmung  des 
Vertrags  hat  durch  das  Schlußprotokoll  wieder  eine  Ein- 
schränkung insofern  erfahren,  als  in  den  in  Ziff.  1  des  Schluß- 
protokolls bezeichneten  Fällen  und  unter  den  daselbst  bezeich- 
neten Voraussetzungen  nur  der  vertragsmäßige  Schutz, 
also  nicht  der  gesetzliche,  zur  Anwendung  kommen  soll.  Die 
Willensübereinstimmung  der  beiden  kontrahierenden  Staaten, 
wie  sie  in  dem  Schlußprotokoll  niedergelegt  ist,  hat  gegenüber 
dem  Art.  1  des  Vertrags  die  Wirkung  einer  Einschränkung  der 
Tragweite  desselben.  Soweit  diese  Einschränkung  nicht  besteht, 
greift  hingegen  Art.  1  des  Vertrags  Platz,  wonach  die  jeweils 
für  Werke  der  gleichen  Kunstgattung  in  dem  einen  und  anderen 
der  Vertragsstaaten  geltende  Gesetzgebung  für  die  in  dem  andern 
einheimischen  Werke  maßgebend  sein  solle.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  die  materielle  Erweiterung,  welche  das  Eunstschutz- 
gesetz  enthält,  auch  den  Werken  österreichischer  Ur- 

20* 
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heb  er,  die  in  Oesterreich  einheimisch  sind,  zugute  kommt, 
vorausgesetzt,  daß  in  Gemäßheit  des  Abs.  2  des  Art.  1  das 
betreffende  Werk  auch  in  Oesterreich  selbst  noch  unter  Schutz 
steht. 

Auf  dem  Boden  dieser  Rechtsausffihrung  ist  auch  die  Frage 
zu  beantworten,  ob  österreichische  Staatsangehörige  berechtigt 
sind,  den  Schutz  des  §  21  des  Kunstschutzgesetzes  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  anzurufen?    Die  Frage 
ist  zweifellos  zu  bejahen  und  zwar  aus  einem  doppelten  Ge- 
sichtspunkte.    Einmal  ist  nach  dem  soeben  Gesagten  der  in 
Deutschland  vom  1.  7.  07  an  geltende  Schutz  für  Bildnisse  auch 
bei  Werken  gleicher  Art  ohne  weiteres  anwendbar,  welche  der 
Disposition  österreichischer  Staatsangehöriger  unterstehen.    So- 
dann aber  handelt  es  sich  bei  dem  Einspruchsrecht  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  nicht  sowohl  um  einen 
Ausfluß  des  Urheberrechts,   als  vielmehr  um  eine  Wirkung  des 
Persönlichkeitsrechtes.     Der   Schutz    des  Persönlichkeitsrechts 
steht  aber  den  ausländischen  Staatsangehörigen  ohne  weiteres 
zu,  solange  nicht  Yergeltungsmaßregeln  den  Angehörigen  eines 
bestimmten  Staates  gegenüber  angeordnet  worden  sind.    Unter 
diesem  Gesichtspunkte  ist  es  auch  vollständig  gleichgültig,  ob 
der   österreichische   Staatsangehörige,   welcher  die  Disposition 
über  das  betreffende  Bildnis  besitzt,  nicht  berechtigt  wäre,  in 
Oesterreich  selbst  der  öffentlichen  Ausstellung  sein  Verbot  ent- 
gegenzusetzen.    Wie   die   materielle  Tragweite   des   Urheber^ 
Schutzes  für  ein  bestimmtes  Werk  unter  Umständen  in  einem 
Staate,  in  welchem  dasselbe  nicht  einheimisch  ist,  erheblicher 
sein  kann,  als  in  dem  Staate,  in  dem  dasselbe  einheimisch  ist, 
so  kann  auch  der  Schutz  der  Persönlichkeit  in  einem  Staate, 
welcher  nicht  .der  Heimatstaat  desjenigen  ist,  der  den  Person- 
lichkeitsschutz   in  dem  konkreten  Falle  in   Anspruch   nimmt, 
intensiver  und  weitergehend  sein,  als  der  ihm  in  dem  Heimat- 
Staat  gewährte. 


Nach  welchen  Gesichtspunkten  ist  für  Zwecke  des  See- 
beuterechts die  feindliche  oder  neutrale  Eigenschaft  der 
Ware  zu  bestimmen? 

Ein  Reformvorschlag  yon  Professor  liiepmann»  Klei. 

I.  Die  Fragestellung. 

1.  Das  Seebeuterecht,  d.  h.  das  Recht  eines  Kriegführenden 
auf  Aneignung  des  dem  Seehandel  dienenden  Privateigentums 
im  Seekrieg  ist  durch  die  Pariser  Deklaration  zugunsten  des 
neutralen  Handels  erheblich  eingeschränkt.  Drei  Prinzipien 
standen  sich  bis  dahin  gegenüber:  Das  Prinzip  der  ^hostile 
infection",  das  des  „Consolato  del  mare"  und  das  hollän- 
dische Prinzip.  Nach  dem  ersten  Prinzip  sind  alle  Schiffe 
die  mit  feindlichem  Gut  beladen  sind,  und  neutrales  Gut  auf 
Feindesschiff  der  Wegnahme  ausgesetzt:  „robe  d'ennemtf  con- 
fisque  Celle  d'amy,^.  ^) 

Durch  die  französischen  Marineordonnanzen  von  1543,  1583, 
1584  und  1681  zur  Geltung  gebracht,  sind  diese  Grundsätze 
yon  den  Franzosen  in  der  Ordonnanz  von  1650  und  1744  zu* 
gunsten  der  zweiten  Auffassung  aufgegeben.  Sie  haben  aber 
auch  später  noch  auf  die  Handhabung  einen  Einfluß  ausgeübt. 
Nach  dem  zweiten  Prinzip,  das  die  Engländer  in  allen  ihren 
Kriegen  bis  zum  Krimkrieg  angewendet  haben  ^),  ist  nor  die 

>)  „Taus  navires  qui  ae  tnmveront  charg^s  tFeffets  appartenant 
ä  no8  ennemis  et  les  marchandises  de  noa  suJets  au  alliäs  (d.  li.  in  der 
damaUgen  Zeit  „neutral*')  qui  se  irauveront  dans  un  navire  ennemi 
aerofU  pareillement  de  banne  priae''^  Ordonnance  de  marine  No.  7, 
abgedruckt  bei  DalloM,  JiSpertaire  de  Ugialation,  de  doctrine  et  de 
Juriaprudence  Bd.  36,  a.  v.  „Priaea  maritintea" , 

')  nSi  quelque  navire  entrant  en  courae  au  ae  rMrani  ren* 
cantre  quelque  nanire  . . .  marchande,  mime  aaue  pavülan  ami,  et  que  les 
marchandiaea  dant  ee  navire  est  charg^,  appartiennent  ä  rennemi,  le 
commandant  du  vaiaaeau  .  .  .  peut  contraindre  le  maitre  du  navire 
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feindliche  Ware  zu  konfiszieren,  aber  gleichgültig,  ob  sie  auf 
feindlichem  oder  neutralem  SchiS  gefunden  wird.  Nach  dem 
letzten  Prinzip  ist  jedes  Gut  auf  Feindesschiff,  kein  Gut  auf 
neutralem  Schiff  wegzunehmen;  „unfrei  Schiff,  unfrei  Gut,  frei 
Schiff,  frei  Gut".  Von  den  Holländern  im  Interesse  ihres  fried- 
lichen Handels  aufgebracht,  sind  diese  Grundsätze  von  den 
Franzosen  in  ihrem  Reglement  von  1778  akzeptiert.^)  Das  ge- 
meinsame Vorgehen  Frankreichs  und  Englands  in  dem  Krimkrieg 
nötigte  die  beiden  Staaten  zu  einer  Einigung  über  die  Grenzen 
des  Seebenterechts.  England  verzichtete  auf  die  Beschlagnahme 
des  feindlichen  Gutes  auf  neutralem  Schiff,  Frank- 
reich auf  das  neutrale  Gut  auf  feindlichem  Schiff,  — 
es  sei  denn,  daß  es  sich  um  Kontrebande  handle,  die  auf  jedem 
Schiff  der  Beschlagnahm^  unterliegen  sollte.*)  —  Die  gleichen 
Grundsätze  wurden  dann  durch  die  Pariser  Seerechtsdeklaration 
zum  geltenden  Völkerrecht  der  Seemächte  erhoben,  und  sind 
auch    im    spanisch -amerikanischen  Krieg  von   beiden  Krieg- 


capturi  ä  conduire  oü  il  plaira  au  preneur  son  vaiaseau  et  les  mar- 
chandises  ennemies  chargies  sur  son  bord"  Consolato  del  mare, 
Kap.  273  bei  Pistoye  et  Duverdy,  Traitä  des  prises  tnarititnes  2  Bde. 
185Ö  I  341. 

3)  „Fait  difense  Sa  Majest4  ä  tous  armateure  d'arrSter  et  de 
conduire  dans  les  ports  du  royaume  les  navires  des  puissances  neutres 
quand  mSme  ils  sortiraient  des  ports  ennemis  ou  qu*ils  y  seraient 
destinis  .  .  ,  A  V4gard  des  navires  des  Etats  neutres  gut  seraient 
charg4s  de  tnarchandises  de  contrebande  destinäs  ä  Vennemi,  ils 
pourront  itre  arrSter  et  les  dites  tnarchandises  seront  saisies  et  con- 
fisquSes;  mais  les  bätiments  et  le  surplus  de  leur  cargaison  seront 
relächäs  ä  moins  que  les  dites  marchandises  de  contrebande  ne  eom- 
posent  les  trois  quarts  de  valeur  du  chargement  auquel  cas  les  namres 
et  la  cargaison  seront  conflsquäs  en  entier."  Art.  1  Regl.  von  1778  bei 
Dallo». 

«)  Vgl.  die  englische  Erklänmg  yom  28.  3. 1854  .  .  .  „Her  Majesty 
will  waive  the  right  of  seizing  Ennemy's  property  laden  on  board  a 
neutral  vessel  unless  it  be  contraband  of  toar,  It  is  not  Her  Majestffs 
intention  to  claim  the  conflscation  of  neutral  property  not  being  com- 
traband  of  war  found  on  board  Ennemy's  ship,*'  Abgedruckt  als 
Appendix  77  bei  Holland,  Manual  of  Naval  Prige  Law  (1888),  12a 
Inhaltlich  gleichlautend  die  französische  Erkläning  yom  29.  M&rz  bei  Pistoye- 
Duverdy,  II  468. 
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führendeu,  obgleich  sie  der  Deklaration  nicht  beigetreten  sind, 
zur  Norm  erhoben  worden.^)  Die  Grundsätze  lauten:  „Die 
neutrale  Flagge  deckt  das  feindliche  Gut  mit  Ausnahme  der 
Kriegskontrebande**  (Art.  2).  „Neutrales  Gut  unter  feind- 
licher Flagge  mit  Ausnahme  der  Eriegskontrebande  darf  nicht 
mit  Beschlag  belegt  werden"  (Art.  3).  Hiemach  ist  nur  feind- 
liches Gut  auf  feindlichem  Schiff  dem  Seebeuterecht  unterworfen. 

Was  ist  unter  feindlichem  und  neutralem  Gut  zu 
verstehen  ? 

Ueber  diese  Fragen  haben  sich  die  vertragschließenden 
Staaten  ebensowenig  wie  über  den  Begriff  „Kontrebande"  ver- 
ständigt, ja  es  scheint,  als  wenn  bei  den  Verhandlungen  zu  der 
Pariser  Deklaration  nicht  einmal  das  Bedürfnis  für  eine  Ver- 
ständigung erkannt  ist.  Und  das  gleiche  Verfahren  war  für 
den  Krimkrieg  von  England  und  Frankreich  eingeschlagen 
worden.  G^mäß  dem  von  ihnen  geschlossenen  Uebereinkommen 
vom  10.  5.  1854  sollte  die  Aburteilung  über  ein  Schiff  und  seine 
Ladung  der  Jurisdiktion  des  Landes  zustehen,  dem  das 
aufbringende  Schiff  angehöre,  und  falls  die  Aufbringung  ge- 
meinsam durch  Schiffe  der  Verbündeten  erfolge,  der  Jurisdiktion 
des  Landes,  dessen  Schiff  die  Oberleitung  bei  der  Aktion  gehabt 
habe.®)  Die  Grundsätze  aber,  nach  denen  die  Jurisdiktion  er- 
folgen und  feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  der  Beschlag- 
nahme unterliegen  sollte,  wurden  nicht  angegeben.  Jeder  durfte 
demnach  seine  bisherigen  Rechtsanschauungen  in  dieser 
Frage  zur  Anwendung  bringen:  diese  aber  maßen  in  England 
und  in  Frankreich  nach  durchaus  verschiedenen  Kriterien.  Aus 
dieser  Vorgeschichte  der  Pariser  Deklaration  ergibt  sich: 


^)  Das  Pieußische  Landrecht  hatte  bereits  die  Grandsätze  der  Pariser 

Deklaration  vertreten:    „ alle  Waren  und  Güter  feindlicher 

Untertanen»  welche  auf  feindUchen  Schiffen  gefanden  werden,  sind  für 
gate  Beate  anzasehen."  ,,Dagegen  soll  den  Untertanen  freandlicher  oder 
neutraler  Mächte  ihr  aaf  feindlichen  Schiffen  gefandenes 
Ei  gen  tarn  nicht  vorenthalten  werden'^  ,,Aach  das  Bigentam  feind- 
licher Untertanen,  welches  sich  aaf  neutralen  Schiffen  befindet,  ist  frei". 
I  9  §§  212—214. 

»)  Holland,  Art  I-III,  S.  122,  124. 
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französische  Recht  —  die  Vorfrage  seiner  Anwendbarkeit  ad 
den  Fall  bejaht  —  hier  von  sich  aus  eine  Handlung  im  Aus- 
land und  vor  ausländischen  Behörden  vorschreibt.  Hatte  die 
ausländische  Behörde  zur  kritischen  Zeit  nach  ihrem  Recht 
Feiertag,  so  befand  sich  der  Kapitän  offenbar  nicht  an  einem 
Ort,  „wo  er  hat  handeln  können",  und  die  Verzögerung  kami 
ihm  nicht  Schaden  bringen.  Bestand  ein  solches  Hindernis  auf 
Seiten  der  ausländischen  Behörde  aber  nicht,  so  ist  die  Frage 
damit  nicht  gelöst,  sondern  erst  rein  gestellt:  welcher  der  be- 
teiligten Staaten  ist  zuständig,  die  Feiertage  im  Sinn  jener 
französischen  Verordnung  entweder  selbst  zu  bestimmen,  oder 
einen  andern  zu  solcher  Bestimmung  berufenen  Verband  zu  be- 
zeichnen? Der  fremde  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  Anzeige  er- 
stattet werden  soll,  kann  das  nicht  sein.  Die  Feiertagsordnung 
ist  —  gerade  hier  werden  frühere  Erwägungen  praktisch  — 
für  den  Staat  nicht  Selbstzweck,  sie  hat  Bedeutung  nur  im 
Zusammenhang  mit  Anordnungen,  was  an  einem  Feiertag  ge- 
schehen soll.  Für  Handlungen,  die  der  französische  Gesetzgeber 
anordnet,  kann  es  nur  Frankreich  sein,  auf  dessen  Willen  die 
Verbindlichkeit  von  Feiertagen  unmittelbar  oder  mittelbar  zurück- 
geht. Der  Weg,  eine  materiellrechtliche  Verweisung  anzu- 
nehmen, die  es  als  Wille  des  französischen  Gesetzgebers  er- 
scheinen ließe,  bei  einer  Anzeige  im  Ausland  die  Feiertags- 
ordnung des  dortigen  Staates  anzuwenden  —  dürfte  auch  kaum 
gangbar  sein.  Und  so  scheint  hinsichtlich  der  Anzeige  die  Ent- 
scheidung allerdings  davon  abhängen  zu  müssen,  wie  das  Feier- 
tagsrecht in  Frankreich  beschaffen  ist  — -  das  für  die  bürger- 
lichen Wirkungen  der  Festtage  einen  Unterschied  der  Kon- 
fessionen nicht  kennt  und  Allerheiligen  zum  „gesetzlichen 
Feiertag**  erhoben  hat.^)  Was  aber  die  Zulässigkeit  einer  Zu- 
stellung an  Feiertagen  betrifft,  so  kann  hier  auf  die  voraus- 
gehenden Ausführungen  verwiesen  werden,  nach  denen  es  für 
die  Verbindlichkeit  eines  Feiertags  den  Ausschlag  gibt,  ob  die 


1)  Vgl.  Block,  dicHonnaire  de  VadministrcUion  frangaiae,  Y^di- 
mafichea  et  fites. 
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Zustellung   im   Ausland  durch  Vermittlung  der  Konsuln  oder 
durch  Inanspruchnahme  der  örtlichen  Behörden  erfolgt  Ist.^) 


^)  Anch  Deloynes,  Revtie  critique  de  ligialatian  et  de  juris- 
prudence,  nouv.  s^rie  YTL  268  ff.  hat  die  besprochene  Frage  behandelt,  mit  dem 
Ergebnis,  daß  es  nnr  anf  das  Recht  des  Ortes  der  Anzeige  ankommen  könne. 
Das  folge  ans  dem  Wortlaut  des  (Gesetzes,  das  die  Frist  nur  laufen  lasse, 
„wenn  der  Kapitän  hat  handeln  können*^ ;  und  ebenso  ans  allgemeinen  Grund- 
sätzen: denn  der  Anspruch  müsse  nicht  nur  angezeigt,  sondern  auch  zu- 
gestellt werden,  die  ZusteUung  aber  rechtsgiltig  sein,  und  darüber  entscheide 
nach  dem  Grundsatz  locus  regit  actum  das  Recht  des  Zustellungsortes. 
(Und  wenn  sich  der  Adressat  der  Zustellung  gar  nicht  im  Zufluchtshafen 
befindet ?)  Vgl.  auch  die  Angaben  bei  Vincent  et  Pinaud,  dictionnaire 
de  droit  international  privi  (1888)  y  ^  abordage  maritime  No.  86. 


Der  Rechtsschutz  österreichischer  Schrift-  und  Kunst- 
werlce  in  Deutschland. 

Von  Justizrat  Dr.  Fuld  in  Mainz. 

Infolge  der  Verschiedenheit  des  deutschen  und  öster- 
reichischen Urheberrechts  und  insbesondere  des  Widerspruchs 
der  zwischen  den  beiden  Urheberrechtsgesetzen  vom  19.  6.  Ol 
und  vom  9.  1.  07  einerseits,  dem  deutsch-österreichischen  Ver- 
trag vom  30.  12.  99  anderseits  besteht,  ist  die  Frage,  welches 
Recht  für  die  Werke  der  österreichischen  Staatsangehörigen  zur 
Anwendung  zu  kommen  hat,  das  des  genannten  Vertrags  oder 
das  der  vorgenannten  deutschen  Gesetze,  eine  streitige  geworden. 
Dieselbe  hat  für  das  Gebiet  des  literarischen  Urheberrechts, 
soweit  ersichtlich,  eine  oberstrichterliche  Entscheidung  bis  jetzt 
noch  nicht  gefunden.  War  schon  ihre  aktuelle  Bedeutung  bis- 
her eine  erhebliche,  obwohl  es  sich  nur  um  die  Beschränkung 
auf  den  literarischen  Urheberrechtsschutz  handelte,  so  ist  von 
Inkrafttreten  des  Kunstschutzgesetzes  an  die  praktische  Be- 
deutung eine  ungleich  höhere,  dies  vor  allem  um  deswillen, 
weil,  wie  bekannt,  die  österreichische  Kunst  in  Deutschland 
ein  größeres  Absatzgebiet  besitzt,  als  die  österreichische  Lite- 
ratur, und  weil  infolge  der  Ausdehnung  des  Kunstschutzes  auf 
das  für  die  österreichische  Kunstindustrie  so  außerordentlich 
wichtige  Gebiet  des  Kunstgewerbes  das  Anwendungsgebiet  des 
neuen  Gesetzes  ein  wesentlich  ausgedehnteres  ist,  als  das  des 
früher  geltenden  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  bildenden  Kunst. 

Nach  §  54  des  Urheberrechtsgesetzes  von  1901  genießen 
den  Schutz  desselben  die  Reichsangehörigen  für  alle  ihre  Werke, 
gleichviel,  ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht.  Bezüglich  der 
Nichtreichsangehörigen  bestimmt  §  55,  daß  dieselben  den  Schutz 
für  jedes  ihrer  im  Inlande  erschienenen  Werke  genießen,  sofern 
sie  nicht  das  Werk  selbst  oder  eine  Uebersetzung  an  einem 
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froheren  Tage  im  Auslände  haben  erscheinen  lassen.  Dieselben 
Vorschriften  finden  sich  in  §  öl  des  Eunstschutzgesetzes. 
Durch  den  Vertrag  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungara  vom  30.  12.  99  wird  bestimmt,  daß  jedes  Werk  der 
Literatur,  Kunst  und  Photographie,  welches  in  dem  Gebiete 
eines  der  vertragschließenden  Staaten  einheimisch  ist,  in  dem 
Gebiete  des  andern  den  dort  durch  die  inländische  Gesetzgebung 
für  Werke  gleicher  Art  jeweils  gewährten  Schutz  genießt,  so- 
fern es  nicht  auch  in  dem  Gebiete  des  betreffenden  Staates 
einheimisch  ist.  Der  Begriff  „einheimisch''  wird  in  Art.  2 
dahin  erläutert,  daß  als  einheimisch  ein  Werk  dann  gilt,  wenn 
auf  dasselbe  vermöge  seines  Erscheinungsortes  die  inländische 
Gesetzgebung  Anwendung  findet.  An  Händen  dieser  Definition 
würde  also  an  sich  sowohl  nach  dem  Literaturschutzgesetz, 
wie  nach  dem  Kunstschutzgesetz  ein  Werk  in  Deutschland 
dann  als  einheimisch  anzusehen  sein,  wenn  der  österreichische 
Urheber  dasselbe  zuerst  in  Deutschland  und  erst  dann  in  Oester- 
reich  hätte  erscheinen  lassen.  Wenn  die  beiden  Gesetz- 
gebungen unter  dem  Begriff  des  „Erscheinen"  dasselbe  ver- 
ständen, so  wurde  die  Anwendung  dieser  BegriSserläuterung 
ohne  weitere  Schwierigkeit  möglich  gewesen  sein.  Dies  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Es  besteht  zwischen  dem  deutschen  und 
österreichischen  Becht  in  bezug  hierauf  ein  wesentlicher  Unter- 
schied insoweit,  als  nach  österreichischem  Becht  nicht  nur  das 
verlagsmäßig  erschienene,  sondern  auch  das  öffentlich 
aufgeführte  Tonwerk  oder  Bühnenwerk  als  erschienen  gilt  und 
des  weiteren  bei  den  Werken  der  bildenden  Kunst  und  der 
Photographie  die  öffentliche  Ausstellung  mit  dem  Begriff 
des  Erscheinens  identifiziert  wird.  Mit  Bücksicht  hierauf  be- 
stimmt das  Schlußprotokoll  zu  dem  deutsch -österreichischen 
Vertrage  einmal,  daß  die  in  dem  einen  Gebiete  erschienenen 
Werke  inländischer  Urheber  in  dem  andern  nicht  als  einheimisch 
gelten  und  dieserhalb  nur  den  vertragsmäßigen  Schutz 
daselbst  genießen,  eine  Bestimmung,  die  hier  wesentlich  in  Be- 
tracht kommt.  Sodann  aber  wird  gesagt,  daß  einem  Werke, 
soweit  dasselbe  durch  die  Gesetzgebung  des  einen  Teils  nur 
vermöge  seines  Erscheinens  geschützt  wird,  der  vertragsmäßige 
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wird  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Gesetegebnngen  dnrch- 
ans  nicht  einheitlich  geregelt.  Vielmehr  sind  eine  Fälle  spezi- 
alisierter Bechtsvorschriften  und  eine  Mehrheit  leitender  und 
einander  widersprechender  Gesichtspunkte,  nationale  Sonder- 
regeln  an  Stelle  gemeinsamer  internationaler  Grundsätze  zur  Ao- 
Wendung  zu  bringen.  Wie  soll  der  Aufbringende  —  ein  Offizier, 
kein  Jurist  —  ein  Gebiet  beherrschen,  auf  dem  sich  der  eigene 
Staatsangehörige  nur  selten  zurechtzufinden  pflegt? 
Güter  an!  feindlichem  Schiff  Die  französische  Prisengerichtsbarkeit 

werden  als  feindlich  prii-     schneidet  diese  Bedenken  zunächst  durch 
sumiert  ^j^^^    jedenfalls    praktische,    PrasumtioB 

ab:  Güter,  die  sich  auf  feindlichem  Schiff  befinden, 
gelten  als  feindlich,  sofern  nicht  der  Gegenbeweis  durch 
den  Reklamanten  der  betreffenden  Güter  gefuhrt 
wird. 

Daher  genügt  nicht  einmal  die  Tatsache,  daß  eine  Ware 
von  einem  neutralen  Hafen  nach  einem  anderen  neutralen  Be- 
stimmungsort yerschitFt  wird.^^) 
Beweiskraft  sollen  nur  die  Noch    eine    zweite    Bestimmung   er- 

ürkunden  an  Bord  haben,  leichtert  die  Anwendung  des  Seebeute- 
rechts im  französischen  Recht.  Das  „Reglement  vom  26.  Jnli 
ITTS'',  das  niemals  aufgehoben  und  daher  nach  unbestrittener 
französischer  Auffassung  jedenfalls  im  70  er  Kriege  noch  galtig 
war,  bestimmt  ausdrücklich,  daß  sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes, 
wie  der  Eigenschaft  der  Waren  nur  diejenigen  Urkunden 
Beweiskraft  haben  sollen,  diesich  anBord  zur  Zeit 
der  Aufbringung  befunden  haben.^^) 


^*)  Entscheidungen  ,,Wilberforce" :  „Die  Ware  auf  einem  feindlicbeB 
Schiff,  die  nicht  reklamiert  wird,  ist  zn  konfisiieren'S  „Paul  Angiute": 
„Die  offenbare  Bestimmung  des  feindlichen  Schiffes  Yon  einem  neatrmlen  Haies 
za  einem  neatralen  Hafen  genügt  nicht;  notwendig  ist,  dafi  die  Reklamanta 
der  Ware  ihre  neutrale  NationaUt&t  und  ihr  wirkUches  Eigentum  oadiweiseiL 
„Wiederkunft"' :  Die  Ware  ist  zu  konfiszieren,  da  nicht  zu  Termuten  ist,  dat 
das  Eigentum  neutral  sei.    Sämtlich  bei  Barboux,  91--95. 

^)  Veut  Sa  MajeatS  que  dans  aucun  cos  les  pUces  qui  pourraUnt 
itre  rapport^es  apris  la  prise  des  bätiments  puissent  faire  auame 
foi  ni  Stre  d'aucune  uHlit^  tant  aux  proprütaires  des  dits  bdUmtnU 
qu'ä  ceux  des  marchandises   qui  pourraient  y  avoir  etS  chargets: 
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Dagegen  ist  unter  dieser  Yoraussetzimg  gleichgältig  für 
ihren  Beweiswert,  daß  sie  erst  später  vorgelegt  wurden,  und 
es  darf  auch  ihre  Beweiskraft  vervollständigt  oder  entkräftet 
werden  durch  andere  Beweisurkunden  oder  auch  Zeugenaus- 
sagen.^^ 

Diese  Regel  ist  gerade  für  den  Beweis 
^^^ZX^'mZ  der  Nationaütät  durchaus  ungerecht.  Denn 
naUt&t  des  Bmpf&ngers  der  «las  Eigentum  an  den  Waren  wird  —  wie 
Ware  nicht  darlegen.  noch  ZU  zeigen  ist  —  wenn  nicht  durch- 
Zweifel gegen  dies  Erlor-  gängig,  SO  doch  in  der  überwiegenden 
dernis  nod  «eine  piaktiaclie  Anzahl  aller  FäUe  während  der  Ueberfahrt 
Handhabung.  ^^^.^^  ^  ^^^  Empfänger  übergtegangen 

sein.  Wie  aber  soll  dieser  einen  Beweis  über  seine  Nationalität  an 
Bord  schicken?  Wenn  er  von  dem  Augenblick  der  Absendung 
unterrichtet  ist  und  auch  mit  der  Möglichkeit  der  Aufbringung 
des  Schiffes  schon  rechnen  kann,  weil  der  Krieg  bereits  aus* 
gebrochen  ist,  oder  —  wie  er  weiß  —  unmittelbar  bevorsteht, 
kann  er  dieser  Pflicht  genügen.  Im  allgemeinen  aber  wird  er 
dazu  nicht  imstande  sein.  Ich  glaube  auch  nicht,  daß  man  es 
mit  dieser  Forderung  ernst  genommen  hat.  Mir  ist  wenigstens 
keine  Entscheidung  bekannt,  in  der  die  Konfiskation  der  Ware 
lediglich  aus  dem  Grunde  ausgesprochen  ist,  weil  der  neutrale 
Eigentums  seinen  Nationalitätsbeweis  nicht  durch  Papiere  an 
Bord  führen  konnte;  dagegen  ist  in  dem  vorhin  zitierten  Fall 
^Nicolaus^  durch  den  Begierungskommissar  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, daß  nur  die  Dokumente  für  den  Beweis  des 
Eigentums  an  Bord  sein  müssen,  daß  es  dagegen  genügt, 
wenn  die  Nationalität  durch  Urkunden  nach  der  Beschlagnahme 
dargetan  wird.  ^'^)  Freilich  wird  dies  im  vorliegenden  Fall  nur 
damit  gerechtfertigt,  daß  die  Verladung  vor  der  Kriegserklärung 
stattgefunden  habe,  und  daß  es  aus  diesem  Grunde  offenbar 
ztt  rigoros  wäre,  zu  verlangen,  daß  sich  die  Beweise  für  die 


fnmlant  S.  M,  qu'en  toutes  occasions  Von  n*ait  igard  qu'aux  seules 
jpiäcea  trouvSes  ä  bord.  Art.  11  des  Reglern.  Abdruck  bei  Da  Hob  und 
DuboCf  Le  droit  de  visite  1902,  139  ff. 

W)  Entscheidungen  bei  Piatoye-Duverdy  I  424—445. 

17)  Barboux,  110  imd  dasn  seine  Bemerkungen  111. 
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Nationalität  an  Bord  befänden.  Man  wird  aber  diese  Ver- 
günstigung nicht  bloß  auf  den  Fall  der  Verladung  vor  Kriegs- 
beginn, sondern  allgemein  zulassen  können;  denn,  wie  Barboux 
kritisch  zu  dieser  Einschränkung  bemerkt,  solche  Urkunden 
werden  sich  fast  niemals  an  Bord  befinden,  weil  sie  den  Destinatar 
der  Waren,  nicht  den  Absender  betreffen,  und  ferner  rühren 
jene  Urkunden  von  der  öffentlichen  Autorität  des  Landes  her. 
dem  der  Reklamant  angehört,  verdienen  daher  kein  Miß- 
trauen (112). 

Besteht  nach  der  angegebenen  Beziehung  ein  Konflikt 
zwischen  den  nicht  aufgehobenen  Bestimmungen  von  1778  und 
den  Forderungen  der  Billigkeit,  so  ist  Beweisstrenge  in  einem 
andern  Punkt  durchaus  am  Platz. 

Manipulationen  zur  Ein  Schutz  ist  erforderlich  gegen  üm- 

ümgehong  des  Stoatsange-     gehung    des    Seebeuterechts :    Man   kann 
hörigkeitsprinzips.    Die       eine  neutrale  Staatsangehörigkeit 
Möglichkeiten    eines    Er-     erwerben,     um     seine    Waren    in 
werbes  neutraler,  der  Ab-         .  o       i     •  tt-       r-    i     *• 

legung    einer    ieindlichen     ^^'^^"^  Seekrieg  vor  Konfiskation 
Nationalität.  Das  geltende     ZU  bewahren,  und  man  kann  eine 
Recht    der    verschiedenen     feindliche     Staatsangehörigkeit. 
Staaten  erleichtert   solche     die  einem  infolge  des  Seekrieges 
Umgehungsversuche.         unbequem     werden     könnte,    aus 
demselben    Grund    verbergen     oder     ablegen.     Die 
Grundsätze  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
sind  nicht  derartig,  daß  sie  solche  Manipulationen  ausschließen 
oder  auch  nur  erheblich  erschweren.    Im  Gegenteil :  der  Erwerb 
einer    Staatsangehörigkeit    ist    nach    manchen    Rechten    ohne 
Schwierigkeit   zu   erreichen.     Namentlich   ist    ein    längerer 
Aufenthalt     in     dem     betreffenden    Lande    häufig 
keine   Vorbedingung   für   den   Erwerb    der    Staats- 
angehörigkeit. 

Zum  Beispiel  fordert  das  deutsche  Staatsangehörigkeits- 
gesetz für  die  Naturalisation  unbescholtenen  Lebenswandel, 
Dispositions-  und  Emährungsfähigkeit,  im  übrigen  aber  nnr. 
daß  die  Antragsteller  an  dem  Ort,  wo  sie  sich  niederlassen 
wollen,  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  findefl 
(§  8).    Die  preußische  Verwaltungspraiis  geht  zwar  dahin,  die 
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zuvorige  tatsächliche  Niederlassung  im  Inland  regelmäßig  zur 
Bedingung  zu  machen ;  aber  es  kann  doch  davon  ausnahmsweise 
Abstand  genommen  werden,  und  ein  längerer  Wohnsitz 
wird  jedenfalls  nicht  gefordert.^®)  Ebenso  ist  die 
italienische  Naturalisation  an  keine  vorherige  Residenzpflicht 
gebunden:  sie  ist  in  das  diskretionäre  Ermessen  des  Königs 
gestellt,  trijt  freilich  erst  in  Kraft  6  Monate,  nachdem  das 
Ernennungsdekret  an  dem  Ort,  wo  der  Fremde  sich  niederlassen 
will  oder  sich  niedergelassen  hat,  ausgestellt  ist. ^^)  0 ester- 
reich verlangt  zwar  regelmäßig  einen  ununterbrochenen  Aufent- 
halt von  10  Jahren;  doch  darf  der  Minister  des  Innern  von 
diesem  ^  wie  den  anderen  Erfordernissen  Abstand  nehmen.  ^) 
Nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten,  das  im 
allgemeinen  ebenso  wie  England  einen  Wohnsitz  von  fünf 
Jahren  fordert,  kann  doch  jemand,  der  auf  einem  amerikanischen 
Handelsschiff  drei  Jahre  mit  Ehren  gedient  hat  (gleichgültig, 
ob  dies  unmittelbar  vor  dem  Antrag  auf  Naturalisation  ge- 
schehen ist  oder  nicht),  die  amerikanische  Staatsangehörigkeit 
erwerben,  ohne  daß  ihm  eine  Residenzpflicht  auferlegt  wird.  2^) 
Rußland  gestattet  eine  beliebige  Abkürzung  der  Ver- 
pflichtung zum  Wohnsitz  für  alle  diejenigen  Fremden,  die 
sich  durch  ihre  Talente  oder  die  Rußland  geleisteten 
Dienste  ausgezeichnet  haben .^2)  Die  Niederlande  gewähren 
die  gleiche  Vergünstigung  für  Fremde,  die  dem  Staat  erheb- 
liche Dienste  geleistet  haben,  oder  deren  Zu- 
lassung vom  öffentlichen  Interesse  gefordert 
wird.^)  Portugal  gestattet  einen  Dispens  von  dem  sonst 
vorgeschriebenen  einjährigen  Wohnsitz  ganz  oder  zum  Teil, 
wenn  der  Antragsteller  eine  Portugiesin  geheiratet  hat,  oder 

^)  Cahn,  Das  Reichsgesetz  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der 
Beichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  6.  1870.  2.  Aufl.  81  No.  13  und  An- 
lage No.  69  (482  ff.). 

^^)  Weißy  Tratte  tJieorique  et  pratique  de  droit  international 
privö.    Bd.  I:   De  la  nationalite,  641/42. 

20)  Weiß,  624. 

21)  Weiß,^&i\\i  und  638 ff.  (England). 
23)   Weiß,  608. 

23)  Weiß,  67Ö. 
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einer  seiner  Aszendenten  Portugiese  war.  Und  Staaten,  schließlich 
vom  Range  Yenezuela's,  geben  eine  Naturalisation  jedem, 
gegen  den  „keine  Bedenken  obwalten^;  auch  wenn  er  nodi 
nicht  einmal  die  Absicht  hat,  seinen  Wohnsitz  in  dem 
Lande  zu  begründen  und  aufrecht  zu  erhalten.^) 

Vielfach  wird  femer  die  Wiedererlangung  einer  Staats^ 
angehörigkeit,  die  man  verloren  hat,  erheblich  ,  erleichtert. 
Deutschland  erlaubt  die  Wiedererlangung  ohne  Niederlassung 
allen,  die  durch  10jährigen  Auslandsaufenthalt  ihre  deutsche 
Reichsangehörigkeit  verloren  und  keine  andere  Staats- 
angehörigkeit erworben  haben  und  erteilt  sogar  einen 
Rechtsanspruch  auf  die  Wiedererlangung,  sofern  der  betreffende 
in  einem  deutschen  Bundesstaate  sich  niedergelassen  hat 
d.  h.  ein  Unterkommen  besitzt  und  die  Absicht  erklärt,  seinen 
Aufenthalt  in  der  betreffenden  Gemeinde  zu  nehmen  (§  21) '^i, 
fär  Frankreich  genfigt  in  dem  gleichen  Fall  ebenfalls  die  bloße 
Begründung  eines  Wohnsitzes^)  und  dasselbe  gilt  für  Belgien, 
Spanien  und  Portugal.  ^^  Schließlich  verdienen  auch  die  Ge- 
setze Beachtung,  die  den  im  Inland  geborenen  Kindern  eines 
Ausländers  Optionsrechte  für  die  Staatsangehörig- 
keit des  Geburtslandes  bewilligen  und  nur  verlangen, 
daß  diese  Erklärung  ein  Jahr  nach  erlangter  Großjährigkeit 
abgegeben  wird.^) 

Die  mala  fide  erworbene  ^us  Uedieser  bersicht  ergibt  sich,  daß 

Staatsangehörigkeit         man  unter  Umständen  sehr  schnell  eine 

wird  von  der  französischen     fremde  Staatsangehörigkeit  erwerben  kann. 

Auffassungnichtrespektiert.  jy^  französische  Seebeuterecht  sucht  sich 
gegen  solche  fraudulosen  Erwerbsarten  zu  schützen  dadurch, 
daß  es  die  mala  fide  erworbene  Staatsangehörigkeit 
nicht  respektiert.  In  verschiedenem  Umfang  ist  dies  bis- 
her geschehen.  Das  Reglement  von  1704  forderte  nur,  daß  die 
Staatsangehörigkeit  vor  der  Kriegserklärung  erworben  wurde,  -^'i 

2*}  Weiß,  605  (Portugal),  Cahn  470  (Venezuela). 

25)  Cahn,  183  ff. 

»)   Weiß,  582,  593. 

27)  Weiß,  664  (Belgien),  674  (Spanien),  606  (Portugal). 

23)  Zusammenstellung  bei  Cahn,  25—27. 

29j  de  Boeck,  164. 
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Das  Reglement  von  1778  begnügt  sich  damit  nicht,  erkennt 
vielmehr  eine  Staatsangehörigkeit  nur  dann  an,  wenn  sie 
drei  Monate  vor  der  Kriegserklärung  erworben 
wurde,  oder  wenn  die  Erwerber  wenigstens  drei 
Monate  vor  der  Kriegserklärung  ihren  Wohnsitz 
in  das  neutrale  Land  verlegt  hatten,  selbst  wenn 
die  Staatsangehörigkeit  erst  später  erworben 
wurde.  Die  letztere  Yergfinstigung  erklärt  sich  nach 
Pistoye-Duverdy  daraus,  daß  der  Gtesetzgeber  in  der  Ver- 
legung des  Wohnsitzes  ein  Zeichen  für  den  ernsten  Willen 
erblickt,  daß  der  feindliche  Untertan  seine  ursprüngliche  Staats- 
angehörigkeit ablegen  wollte,  um  die  der  Macht  zu  adoptieren, 
bei  welcher  er  wohnt.  ^) 

Anstelle  dieser  spezialisierten  Bestimmungen  geben  die 
Instruktionen  von  1870  nur  eine  allgemeine  Anweisung.  Sie 
schreiben  für  den  Fall,  daß  eine  Nationalitäts  Veränderung 
seit  der  Kriegserklärung  stattgefunden  habe,  die  „größte  Auf- 
merksamkeit^ vor,  um  sich  zu  vergewissern,  daß  diese  Operation 
im  guten  Glauben  vorgenommen  ist  und  nicht  zu  dem  ein- 
zigen Zweck,  um  in  Wahrheit  feindliches  Eigen- 
tum zu  verdecken.  ®^)  Ob  dieses  allgemeine  Kriterium  für 
die  praktischen  Zwecke  des  Seebeuterechts  genügt,  wird  noch 
zu  untersuchen  sein. 

Noch  wesentlich  leichter  ist  die  Um- 

S:  JZ'm  JrJhT,  ^'^^^^  ^^  Seebeuterechts  für  die  Oeider 

Staatsangehörigkeit. üeber-  s^^r    zahlreichen)    Fälle,    in    denen 

Sicht  Aber  den  Stand  der  Jemand,  sei  es  durch  Geburt  oder 

Gesetzgebung  und  die  hier-  Naturalisation,  mehreren  Staaten 

nach   hauptsächlich    mög-  angehört.      Wül    ein    solches    „mjet 

liehen  Fälle.  .    .  u    a-      -x.  u-  •  ttt 

mixte*'   die  ihm    gehörigen   Waren    vor 

Wegnahme  in  einem  Seekrieg  bewahren,   so  ist  es  hierzu  in 

besonderem  Maße  befähigt.    Es  ist  dann  in  der  Lage,  bald  die 

eine,  bald  die  andere  Staatsangehörigkeit  bescheinigen  zu  können, 

kann  also,  wenn  es  Deutscher  und  Franzose  ist,  seine  deutsche 


")  Pistoye-Duverdy  I  504.     In  demselben  Sinne  wird  die  nicht 
ganz  zweifelsfreie  Bestimmung  von  de  Boeck  164,  165  Anm.  2  interpretiert 
81)  Barboux,  Instructions  No.  7,  160. 
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1)  Daß  die  rertragschlieflenden  Staaten  aaf  Becbte  yer- 
2ichtet  baben,  die  ihnen  bei  ihrer  Kriegftthrang  irfiher  zu- 
standen. Bin  Verzicht  ist  aber  streng  za  interpretieren,  er 
darf  nicht  weiter  ausgelegt  werden,  als  die  Parteien  ausdrück- 
lich anerkannt  haben, 

2)  daher  sind  die  Parteien  in  der  Beurteilung  der 
Fragen  nach  der  feindlichen  oder  neutralen  Eigen- 
schaft der  Ware  nicht  gebunden.^  Sie  sind  yielmehr  be- 
rechtigt, ihr  bisheriges  Recht  in  PrisengerichtÄentscheiduÄgen 
zur  Anwendung  zu  bringen  oder  durch  neue  Instruktionen  andre 
Grundsätze  einzuführen,  solange  eine  internationale  Ver- 
ständigung über  diese  Fragen  fehlt« 

Die  Unbestimmtheit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration 
hat  sich  für  die  Rechte  der  Kriegführenden  und  Neutralen, 
ebenso  aber  auch  für  die  Interessen  der  Handelsschiffabrt  als 
ein  schwerer  Mangel  erwiesen.  Es  wird  daher  eine  Haupt- 
aufgabe der  2.  Haager  Konferenz  sein,  auf  diesem  Gebiete 
Sicherheit  zu  schaffen  und  die  bisher  offengelassenen  Fragen 
in  einem  bestimmten  Sinn  zu  entscheiden.  In  welchem 
Sinn  die  Beantwortung  der  vorliegenden  Frage  zu  empfehlen 
ist,  soll  unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  Yölkerrechüicben 
Erfahrungen  untersucht  werden. 

n.  Das  geltende  Recht. 

Die  fraBBöBlsche  and  die  1.  Wie  auf  fast  allen  Gebieten  des 

eogUi^uneiikaaisebe        Seekriegsrechts  stehen  sich  auch  hier  die 
u  MsoDg.  Auffassung  des  französischen  und  die 

des  englisch-atöei'ikanischen  Rechts  gegenüber.  Die 
französische  Auffassung  betrachtet  als  feindlich  die  Ware,  deren 
Eigentümer  feindlicher  Staatsangehörigkeit  ist,  als 
neutral  die  Ware,  die  einem  neutralen  Staatsangehörigen 
gehört.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung  sieht  als  ent- 
scheidend an,  ob  der  Eigentümer  der  Ware  im  Feindes- 
land oder  auf  neutralem  Gebiet  seinen  Wohnsitz  hat 


7)  Das  gleiche  gilt  anch  für  die  Fragen  der  Kontrebaade,  d«r  Qnalittt 
des  Schiffes,  des  Begriffs  und  der  Grebsen  der  Kaperet. 
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Kriterien  fttr  die  Be-  Der  Wert  beider  Systeme  ist  zh  be- 

urteüimg:   fomeUe  and       stimmen  nach  dem  Zweck,  dem  sie  dienen 
matene  e.  sollen.     Den  VoTzug  verdient  diejenige 

Anpassung,  die  dem  Ziel  des  Seebenterechts  als  eines  indirekten 
Mittels  der  Seekriegsfährang  am  besten  gerecht  wird  oder,  wie 
man  genauer  sagen  muß:  deren  praktische  Anwendung  die 
sichersten  Garantien  dafür  bietet,  daß  der  Zweck  des  Seebeute- 
rechts: die  Schädigung  des  feindlichen  Handels,  erfüllt  wird. 
Diese  Garantien  sind  einmal  formeller  Natur.  Welches  System 
bietet  der  Anwendung  die  geringsten  Schwierigkeiten,  ermöglicht 
also  ein  schnelles,  tatkräftiges  Handeln  und  zugleich  Ent- 
scheidungen, die  auch  ein  Reklamationsprozeß  nicht  zu  häufig 
umstoßen  kann?  Und  femer,  welches  System  schützt  den  Krieg- 
führenden gegen  die  stets  mit  allem  Raffinement  versuchten 
Täuschungen  und  Mittel  des  Handelsverkehrs,  das  Seebeuterecht 
illusorisch  zu  machen:  bei  welchem  sind  solche  Kunstgriffe  am 
sichersten  zu  entlarven?  Auf  der  anderen  Seite  soll  aber  die 
Schädigung  des  Handels  nur  innerhalb  der  Grenzen  des 
dem  Kriegführenden  erlaubten  Seebeuterechts  ge- 
schehen. Daher  wird  auch  zu  untersuchen  sein,  welches  System 
den  Neutralen  gegen  Ueberspannungen  und  unberechtigte  Schi- 
kanen besser  zu  schützen  vermag.  Zweitens  handelt  es  sich 
um  materielle  Garantien.  Welche  Auffassung  trifft  wirklich 
den  feindlichen  Handel,  d.  h.  diejenigen  Werte  und  Reserven 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  auf  die  es  für  die  Durchführung 
des  Krieges,  wenn  auch  nur  mittelbar,  ankommt,  deren  Schä^ 
digung  also  die  Kriegs-  und  Siegschancen  des  Gegners  herunter- 
zudrücken imstande  ist?  Damit  sind  die  Hauptkriterien  an- 
gegeben, die  bei  der  Darstellung  der  beiden  Anschauungen  in 
den  Vordergrund  zu  rücken  sind  und  die  zugleich  für  ihre  Be- 
urteilung entscheidende  Bedeutung  haben. 

2.  Die  französische  Auffassung.^) 
Nnr  det  Staatsangehörige  Feindlich  können  weder  Schiffe  noch 
und  "^I^^^^^J^  "^^        Waren,  sondern  nur  Personen  sein,  feind- 
liches  Gut  ist  ein  Gut,  das  dem  Feind 

^  Zu  folgendem  ist  namentlidi  zu  vergleichen  de  Boeck,  De  la  pro* 
pri^ti  priväe  ennemie  aoua  pavillon  ennemi  (1882)  50—153,  158—816. 


308  Liepmann, 

gehört.  Wer  aber  ist  der  Feind?  Das  franzosische  System 
ruht  auf  dem  Grundgedanken  des  modernen  Eriegsrechts,  daß 
der  Krieg  nicht  eine  Beziehung  zwischen  einzelnen,  sondern 
zwischen  Staaten  ist.  Daher  kann  man  zum  Feind  nicht  den- 
jenigen rechnen,  der  „zufällig**  in  Feindesland  wohnt  oder  dort 
Handel  treibt,  sondern  nur  denjenigen,  der  Untertan  des  feind- 
lichen Staates  ist  und  der  somit  —  in  guten  wie  bösen  Tagen 
—  als  Staatsangehöriger  sein  Schicksal  mit  dem  „seines*" 
Staates  verknttpft  hat. 

Dieses  Prinzip  wird  fär  die  Eigenschaft  des  Schiffes  ebenso 
wie  die  der  Ware  durchgeführt.    Wie  die  Nationalität  des 
Schiffes,  genauer  das  Recht  zur  Führung  der  Flagge  eines  neu- 
tralen oder  feindlichen  Staates,^  so  entscheidet  die  Nationalität 
des  Eigentümers  der  Waren.    Die 
Begründung  der  französi-     ausführliche    Begründung    dieses    Satzes 
sc  en    u  assung.  findet  sich  bereits  in  einer  Entscheidung 

vom  13.  Fructidor  an  IX  (1801),  die  für  die  spätere  französische 
Rechtsprechung  maßgebend  geblieben  ist.  Gegen  die  Aus- 
führungen des  Regierungskommissars,  der  den  englischen  Stand- 
punkt als  praktisch  und  berechtigt  zur  Geltung  bringen  wollte, 
entscheidet  der  „Conseil^:  „La  r^sidence  en  pays  äranger 
n'empSche  pas  un  individu  d'appartenir  au  pays  gut  Va  vu 
nattre;  pour  ne  plus  tenir  ä  sa  patrie,  ü  faut  qu'ü  aü 
volontairement  choisi  une  patrie  nouveUe  et  qu'elle  Vau 
rigulürement  adopt^;  sans  cette  r^nonciation  de  sa  pari  ä 
son  ancienne  patrie,  sans  cette  adoption  nScessaire,  ü  est 
toujours  ce  qu'ü  itait  auparavant,  ami  des  amis,  ennemi 
des  ennemis  de  sa  patrie  native;  lorsque  cette  patrie  est 
neutre,  il  reste  neutre  lui-meme  et  dait  jauir  pour  sa  per- 
sonne cotnme  pour  ses  Mens  de  tous  les  avantages  de  la 
neutralit^  .  .  .  parce  gue  les  biens  n'ont  pas  par  eux- 
memes  de  caractire  neutre  ou  hostile,  mais  prennent 
toujours  celui  dont  se  trouve  revetu  leur  proprie- 
taire;  les  ennemis  d'origine  quoique  itablis  dansun 

^)  Art.  10  der  Instructions  du  tninistre  de  la  marine  vom  25.  7. 1870 
hti  Barboux,  Jurisprudence  du  Conseil  des  prises  pendant  la  guerre 
de  1870/71;  40. 
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pays  neutre  et  y  faisant  le  commerce  sous  la  pro- 
tection et  le  pavillon  neutre,  ne  perdant  point  le  ca- 
ractere  ennemi,  ü  serait  tout  ä  la  fois  dMoyal  et  contra- 
dictoire  d'ctesimüer,  suivant  Voccasion  et  les  chances  vari- 
ables de  la  guerre,  les  neutres  d'oriffine  ä  des  ennemis  uni- 
quement  parce  qu'ils  residereraient  et  commerceraient  en 
pays  ennemi,*^  ^^)  Die  gleiche  Anschauung  ist  im  Krimkrieg 
und  dann  namentlich  in  dem  Krieg  von  1870/71  von  den  Fran- 
zosen vertreten.  So  in  dem  Falle  „Johann",  wo  die  Waren 
deutscher  Kaufleute,  die  zwar  in  Britisch-Honduras  wohnten, 
aber  nicht  die  englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten,^^) 
konfisziert  wurden,  in  dem  Fall  „Nicolaus":  die  Begründung 
eines  Handelshauses  im  Feindesland  schaffe  nur  eine  Prä- 
sumtion, keinen  Beweis  für  die  feindliche  Nationalität,^^ 
schließlich  in  dem  Fall  „Laura  Louise" :  das  einfache  Faktum 
der  Niederlassung  im  neutralen  Land  begründe  noch  nicht  die 
neutrale  Eigenschaft  der  Ware,  weil  daraus  noch  nicht  not- 
wendig der  Erwerb  der  neutralen  Staatsangehörigkeit  hervor- 
gehe. ^^) 

A.   Der  Beweis  der  Nationalität. 
Bedenken  gegen  das  Die  Nationalität  der  Wareneigentümer 

Prinzip.  gQjj  g^jgQ  ^gjj  Ausschlag  geben. 

Damit  ist  ein  Prinzip  aufgestellt,  das  sich  zwar  durch 
logische  und  juristische  Haltbarkeit  auszeichnet,  in  der  An- 
wendung aber,  wie  es  scheint,  zu  erheblichen  praktischen 
Schwierigkeiten  Anlaß  bietet.    Denn  die  Frage  der  Nationalität 


W)  Pistoye-Duverdy,  I,  321—27  („Hardy  c.  le  Voltigente'')  und 
486-88  („La  Paix"). 

^1)  Die  Entscheidung  sagt : .  weil  sie  „deutschen  Ursprungs"  waren  und 
nicht  den  Nachweis  erbrachten,  daß  sie  durch  NaturaUsation  die 
englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten:  BarbouXy  101—106. 

^  Barboux,  110/111.  AUerdings  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Marineinstruktionen  den  gerade  entgegengesetzten  Standpunkt  zu  vertreten 
scheinen:  „la  nationalitä  des  tnaisons  de  commerce  doit  se  determifter 
d^apris  le  Heu,  oü  ellea  sont  ätablies'*.  Aber  keine  einzige  Prisen- 
gerichtsentacheidung  hat  den  Wohnsitz^  an  Stelle  der  Staatsangehörigkeit  als 
entscheidend  angesehen:  vgl.  de  Boeck  109,  Anm.  3. 

13)  Barboux,  120. 
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wird  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Gesetzgebungen  dmcth 
aus  nicht  einheitlich  geregelt.  Vielmehr  sind  eine  Fülle  spezi- 
alisierter Bechtsvorschriften  und  eine  Mehrheit  leitender  und 
einander  widersprechender  Gesichtspunkte,  nationale  Sonder- 
regeln an  Stelle  gemeinsamer  internationaler  Grundsätze  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Wie  soll  der  Aufbringende  —  ein  Offizier, 
kein  Jurist  —  ein  Gebiet  beherrschen,  auf  dem  sich  der  eigene 
Staatsangehörige  nur  selten  zurechtzufinden  pflegt? 
Qütet  auf  feindUchem  Schiff  Die  französische  Prisengerichtsbarkeit 

werden  als  feindlich  pr&-     schneidet  diese  Bedenken  zunächst  durch 
sumiert  ^j^^^    jedenfalls    praktische,    Präsumtion 

ab:  Gäter,  die  sich  auf  feindlichem  Schiff  befinden, 
gelten  als  feindlich,  sofern  nicht  der  Gegenbeweis  durch 
den  Reklamanten  der  betreffenden  Güter  geführt 
wird. 

Daher  genügt  nicht  einmal  die  Tatsache,  daß  eine  Wait 
von  einem  neutralen  Hafen  nach  einem  anderen  neutralen  Be- 
stimmungsort yerschitFt  wird.^^) 
Beweiskraft  sollen  nur  die  Noch    eine    zweite    Bestimmung   er- 

ürkunden  an  Bord  haben,  leichtert  die  Anwendung  des  Seebeute- 
rechts im  franzosischen  Recht.  Das  „Beglement  Tom  26.  Juli 
1778^,  das  niemals  aufgehoben  und  daher  nach  unbestrittener 
französischer  Auffassung  jedenfalls  im  70er  Kriege  noch  gültig 
war,  bestimmt  ausdrücklich,  daß  sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes, 
wie  der  Eigenschaft  der  Waren  nur  diejenigen  Urkunden 
Beweiskraft  haben  sollen,  diesich  an  Bord  zur  Zeit 
der  Aufbringung  befunden  haben. ^^) 


14)  Entscheidungen  ,,Wilberforce" :  „Die  Ware  auf  einem  feindlieheB 
SchiS,  dienicht  reklamiert  wird,  ist  zu  konfiisieren",  „Paul  Auguste*': 
„Die  offenbare  Bestimmung  des  feindlichen  Schiffes  von  einem  neutralen  Hsifs 
zu  einem  neutralen  Hafen  genflgt  nicht;  notwendig  ist,  daß  die  Reklamsnta 
der  Ware  ihre  neutrale  NationaUt&t  und  ihr  wirkliches  Eigentum  nachweiseo. 
„Wiederkunft" :  Die  Ware  ist  zu  konfiszieren,  da  nicht  zu  Termuten  ist,  dat 
das  Eigentum  neutral  sei.    SiLmtlich  bei  Barboux,  91 — ^95. 

^^)  Veut  Sa  Majeetä  que  dans  aucun  cos  les  pUcea  qui  pourrakiU 
itre  rapportäes  apris  la  prise  des  hdtiments  puissent  faire  aueune 
foi  ni  itre  (Taucune  utilit4  tant  aux  propriitairea  des  dits  bdümints 
qu'ä   ceux   des   tnarchandises   qui  pourraient  y  avoir  4t4  chargees: 
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Dagegen  ist  unter  dieser  Voraussetzung  gleichgültig  für 
ihren  Beweiswert,  daß  sie  erst  später  vorgelegt  wurden,  und 
es  darf  auch  ihre  Beweiskraft  vervollständigt  oder  entkräftet 
werden  durch  andere  Beweisurkunden  oder  auch  Zeugenaus^ 
sagen.  ^^ 

Diese  Regel  ist  gerade  für  den  Beweis 
ä^ZTZ^.1^:  der  NationaUtüt  durchaus  ungerecht.  Denn 
nalit&t  des  Empfängers  der  ^as  Eigentum  an  den  Waren  wird  —  wie 
Ware  nicht  darlegen.  noch  ZU  zeigen  ist  —  wenn  nicht  durch- 
Zweifel gegen  dies  Erfor-  gängig,  SO  doch  in  der  überwiegenden 
dcmis  und  seine  praktische  Anzahl  aUer  FäUe  während  der  üeberfahrt 
"       ™^'  bereits  an  den  Empfänger  übergegangen 

sein.  Wie  aber  soll  dieser  einen  Beweis  über  seine  Nationalität  an 
Bord  schicken?  Wenn  er  von  dem  Augenblick  der  Absendung 
unterrichtet  ist  und  auch  mit  der  Möglichkeit  der  Aufbringung 
des  Schiffes  schon  rechnen  kann,  weil  der  Erleg  bereits  aus- 
gebrochen ist,  oder  —  wie  er  weiß  —  unmittelbar  bevorsteht, 
kann  er  dieser  Pflicht  genügen.  Im  allgemeinen  aber  wird  er 
dazu  nicht  imstande  sein.  Ich  glaube  auch  nicht,  daß  man  es 
mit  dieser  Forderung  ernst  genommen  hat.  Mir  ist  wenigstens 
keine  Entscheidung  bekannt,  in  der  die  Konfiskation  der  Ware 
lediglich  aus  dem  Grunde  ausgesprochen  ist,  weil  der  neutrale 
Eigentümer  seinen  Nationalitätsbeweis  nicht  durch  Papiere  an 
Bord  führen  konnte;  dagegen  ist  in  dem  vorhin  zitierten  Fall 
^Nicolaus''  durch  den  Begierungskommissar  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, daß  nur  die  Dokumente  für  den  Beweis  des 
Eigentums  an  Bord  sein  müssen,  daß  es  dagegen  genügt, 
wenn  die  Nationalität  durch  Urkunden  nach  der  Beschlagnahme 
dargetan  wird.  ^'^)  FreiKch  wird  dies  im  vorliegenden  Fall  nur 
damit  gerechtfertigt,  daß  die  Verladung  vor  der  Kriegserklärung 
stattgefunden  habe,  und  daß  es  aus  diesem  Grunde  offenbar 
zu  rigoros  wäre,  zu  verlangen,  daß  sich  die  Beweise  für  die 


fHmiant  S.  M.  qu'en  toutes  occasions  Von  n'ait  igard  qu'aux  seules 
jpücea  trouvSes  ä  bord.  Art.  11  des  Reglern.  Abdruck  bei  Dal  log  und 
Duboc,  Le  droit  de  visite  1902,  139 ff. 

*«)  Entscheidungen  bei  Piatoye-Duverdy  I  424—445. 

17)  Barboux,  110  und  dazu  seine  Bemerkungen  111. 
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Nationalität  an  Bord  befänden.  Man  wird  aber  diese  Ver- 
günstigung nicht  bloß  auf  den  Fall  der  Verladung  vor  Kriegs- 
beginn, sondern  allgemein  zulassen  können;  denn,  wie  Barboux 
kritisch  zu  dieser  Einschränkung  bemerkt,  solche  Urkunden 
werden  sich  fast  niemals  an  Bord  befinden,  weil  sie  den  Destinatar 
der  Waren,  nicht  den  Absender  betreffen,  und  femer  rühren 
jene  Urkunden  von  der  öffentlichen  Autorität  des  Landes  her. 
dem  der  Reklamant  angehört,  verdienen  daher  kein  Miß- 
trauen (112). 

Besteht  nach  der  angegebenen  Beziehung  ein  Konflikt 
zwischen  den  nicht  aufgehobenen  Bestimmungen  von  1778  und 
den  Forderungen  der  Billigkeit,  so  ist  Beweisstrenge  in  einem 
andern  Punkt  durchaus  am  Platz. 

Manipulationen  zur  ^'^^  Schutz  ist  erforderlich  gegen  üm- 

ümgehung  des  Staatsange-     gehung    des    Seebeuterechts :    Man   kann 
hörigkeitaprinzips.   Die       eine  neutrale  Staatsangehörigkeit 
Möglichkeiten    eines    Er-     erwerben,    um     seine    Waren    in 
werbes  neutraler,  der  Ab-         .  a       i     •  -er       «•    i     *• 

legung    einer    ieindlichen     ^^^^^  Seekrieg  vor  Konfiskation 
Nationalität.  Das  geltende     ZU  bewahren,  und  man  kann  eine 
Recht    der    verschiedenen     feindliche     Staatsangehörigkeit. 
Staaten  erleichtert    solche     die  einem  infolge  des  Seekrieges 
Umgehungsversuche.         unbequem     werden     könnte,     aus 
demselben    Grund    verbergen     oder     ablegen.     Die 
Grundsätze  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
sind  nicht  derartig,  daß  sie  solche  Manipulationen  ausschließen 
oder  auch  nur  erheblich  erschweren.    Im  Gegenteil :  der  Erwerb 
einer    Staatsangehörigkeit   ist   nach    manchen    Rechten    ohne 
Schwierigkeit   zu   erreichen.     Namentlich   ist    ein    längerer 
Aufenthalt     in     dem     betreffenden    Lande    häufig 
keine   Vorbedingung   für   den   Erwerb   der    Staats- 
angehörigkeit. 

Zum  Beispiel  fordert  das  deutsche  Staatsangehörigkeits- 
gesetz  für  die  Naturalisation  unbescholtenen  Lebenswandel. 
Dispositions-  und  Emährungsfähigkeit,  im  übrigen  aber  nur. 
daß  die  Antragsteller  an  dem  Ort,  wo  sie  sich  niederlassen 
wollen,  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  finden 
(§  8).    Die  preußische  Verwaltungspraiis  geht  zwar  dahin,  die 
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zuvorige  tatsächliche  Niederlassung  im  Inland  regelmäßig  zur 
Bedingung  zu  machen ;  aber  es  kann  doch  davon  ausnahmsweise 
Abstand  genommen  werden,  und  ein  längerer  W^ohnsitz 
wird  jedenfalls  nicht  gefordert.^®)  Ebenso  ist  die 
italienische  Naturalisation  an  keine  vorherige  Residenzpflicht 
gebunden:  sie  ist  in  das  diskretionäre  Ermessen  des  Königs 
gestellt,  trift  freilich  erst  in  Kraft  6  Monate,  nachdem  das 
Ernennungsdekret  an  dem  Ort,  wo  der  Fremde  sich  niederlassen 
will  oder  sich  niedergelassen  hat,  ausgestellt  ist.  ^^)  0  est  er- 
reich verlangt  zwar  regelmäßig  einen  ununterbrochenen  Aufent- 
halt von  10  Jahren;  doch  darf  der  Minister  des  Innern  von 
diesem  wie  den  anderen  Erfordernissen  Abstand  nehmen.  ^) 
Nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten,  das  im 
allgemeinen  ebenso  wie  England  einen  Wohnsitz  von  fünf 
Jahren  fordert,  kann  doch  jemand,  der  auf  einem  amerikanischen 
Handelsschiff  drei  Jahre  mit  Ehren  gedient  hat  (gleichgültig, 
ob  dies  unmittelbar  vor  dem  Antrag  auf  Naturalisation  ge- 
schehen ist  oder  nicht),  die  amerikanische  Staatsangehörigkeit 
erwerben,  ohne  daß  ihm  eine  Residenzpflicht  auferlegt  wird.  2^) 
Rußland  gestattet  eine  beliebige  Abkürzung  der  Ver- 
pflichtung zum  Wohnsitz  für  alle  diejenigen  Fremden,  die 
sich  durch  ihre  Talente  oder  die  Rußland  geleisteten 
Dienste  ausgezeichnet  haben.^^)  Die  Niederlande  gewähren 
die  gleiche  Vergünstigung  für  Fremde,  die  dem  Staat  erheb- 
liche Dienste  geleistet  haben,  oder  deren  Zu- 
lassung vom  öffentlichen  Interesse  gefordert 
wird.^)  Portugal  gestattet  einen  Dispens  von  dem  sonst 
vorgeschriebenen  einjährigen  Wohnsitz  ganz  oder  zum  Teil, 
wenn  der  Antragsteller  eine  Portugiesin  geheiratet  hat,  oder 

^)  Cahn,  Das  Reichsgesetz  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  6.  1870.  2.  Aufl.  81  No.  13  und  An- 
lage No.  69  (482  ff.). 

W)  Weiß,  Tratte  Üieorique  et  pratique  de  droit  international 
privi,    Bd.  I:   De  la  nationalitä,  641/42. 

20)  Weiß,  624. 

21)  Weiß^mh  und  638 ff.  (England). 

22)  Weiß,  608. 

23)  Weiß,  67Ö. 
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einer  seiner  Aszendenten  Portugiese  war.  Und  Staaten,  schließlich 
vom  Range  Venezuela's,  geben  eine  Natoralisation  jedem, 
gegen  den  ,,keine  Bedenken  obwalten^;  auch  wenn  er  noch 
nicht  einmal  die  Absicht  hat,  seinen  Wohnsitz  in  dem 
Lande  zn  begründen  und  aufrecht  zu  erhalten.^) 

Vielfach  wird  femer  die  Wiedererlangung  einer  Staats- 
angehörigkeit, die  man  verloren  hat,  erheblich  ,  erleichtert. 
Deutschland  erlaubt  die  Wiedererlangung  ohne  Niederlassung 
allen,  die  durch  lOjäbrigen  Auslandsaufenthalt  ihre  deutsche 
Reichsangehörigkeit  verloren  und  keine  andere  Staats- 
angehörigkeit erworben  haben  und  erteilt  sogar  einen 
Rechtsanspruch  auf  die  Wiedererlangung,  sofern  der  betreffende 
in  einem  deutschen  Bundesstaate  sich  niedergelassen  hat, 
d.  h.  ein  Unterkommen  besitzt  und  die  Absicht  erklärt,  seinen 
Aufenthalt  in  der  betreffenden  Gemeinde  zu  nehmen  (§  21} -^s 
für  Frankreich  genügt  in  dem  gleichen  Fall  ebenfalls  die  bloße 
Begründung  eines  Wohnsitzes^)  und  dasselbe  gilt  für  Belgien, 
Spanien  und  Portugal.^'')  Schließlich  verdienen  auch  die  Ge- 
setze Beachtung,  die  den  im  Inland  geborenen  Kindern  eines 
Ausländers  Optionsrechte  für  die  Staatsangehörig- 
keit des  Geburtslandes  bewilligen  und  nur  verlangen, 
daß  diese  Erklärung  ein  Jahr  nach  erlangter  Großjährigkeit 
abgegeben  wird.^) 

Die  mala  fide  erworbene  Aus  üedieser  bersicht  eigibt  sich,  daß 

Staatsangehörigkeit         man  unter  Umständen  sehr  schnell  eine 

wird  von  der  französischen     fremde  Staatsangehörigkeit  erwerben  kann. 

Auffassungnichtrespektiert.  j^^  französische  Seebeuterecht  sucht  sich 
gegen  solche  fraudulosen  Erwerbsarten  zu  schützen  dadurch, 
daß  es  die  mala  fide  erworbene  Staatsangehörigkeit 
nicht  respektiert.  In  verschiedenem  Umfang  ist  dies  bis- 
her geschehen.  Das  Reglement  von  1704  forderte  nur,  daß  die 
Staatsangehörigkeit  vor  der  Kriegserklärung  erworben  würde,  '^i 

2*j  Weiß,  606  (Portugal),  Cahn  470  (Venezuela). 

25)  Cahn,  183  ff. 

»)   Weiß,  682,  593. 

27)  Weiß,  664  (Belgien),  674  (Spanien),  606  (Portugal). 

2Sj  Zusammenstellung  bei  Cahn,  25—27. 

29j  de  Boeck,  164. 


Feindliche  od.  neutrale  Eigenschaft  d.  Ware  beim  Seebenterecht?     315 

Das  Reglement  von  1778  begnügt  sich  damit  nicht,  erkennt 
vielmehr  eine  Staatsangehörigkeit  nur  dann  an,  wenn  sie 
drei  Monate  vor  der  Kriegserklärung  erworben 
wurde,  oder  wenn  die  Erwerber  wenigstens  drei 
Monate  vor  der  Kriegserklärung  ihren  Wohnsitz 
in  das  neutrale  Land  verlegt  hatten,  selbst  wenn 
die  Staatsangehörigkeit  erst  später  erworben 
wurde.  Die  letztere  Vergünstigung  erklärt  sich  nach 
Pistoye-Duverdy  daraus,  daß  der  Gesetzgeber  in  der  Ver- 
legung des  Wohnsitzes  ein  Zeichen  für  den  ernsten  Willen 
erblickt,  daß  der  feindliche  Untertan  seine  ursprüngliche  Staats- 
angehörigkeit ablegen  wollte,  um  die  der  Macht  zu  adoptieren, 
bei  welcher  er  wohnt.  *^) 

Anstelle  dieser  spezialisierten  Bestimmungen  geben  die 
Instruktionen  von  1870  nur  eine  allgemeine  Anweisung.  Sie 
schreiben  für  den  Fall,  daß  eine  Nationalitäts  Veränderung 
seit  der  Kriegserklärung  stattgefunden  habe,  die  „größte  Auf- 
merksamkeit" vor,  um  sich  zu  vergewissem,  daß  diese  Operation 
im  guten  Glauben  vorgenommen  ist  und  nicht  zu  dem  ein- 
zigen Zweck,  um  in  Wahrheit  feindliches  Eigen- 
tum zu  verdecken.  ^^)  Ob  dieses  allgemeine  Kriterium  für 
die  praktischen  Zwecke  des  Seebeuterechts  genügt,  wird  noch 
zu  untersuchen  sein. 

Noch  wesentlich  leichter  ist  die  Um- 

SlrÄ?  JSfJrr     ^^»»»"^  ^^  Seebeuterechts  für  die  Oeider 

Staatsangehörigkeit. üeber-     ^^^^    zahlreichen)    Fälle,    in    denen 

Sicht  über  den  Stand  der     Jemand,  sei  es  durch  Geburt  oder 

Gesetzgebung  und  die  hier-     Naturalisation,  mehreren  Staaten 

nach   hauptsächlich    mög-     angehört.      Wm    ein    solches    ^^sujet 

*'  mixte*^   die  ihm    gehörigen   Waren    vor 

Wegnahme  in  einem  Seekrieg  bewahren,   so  ist  es  hierzu  in 

besonderem  Maße  befähigt.    Es  ist  dann  in  der  Lage,  bald  die 

eine,  bald  die  andere  Staatsängehörigkeit  bescheinigen  zu  können, 

kann  also,  wenn  es  Deutscher  und  Franzose  ist,  seine  deutsche 


^  Piatotfe-Duverdy  I  604.     In  demselben  Sinne  wird  die  nicht 
ganz  zweifelsfreie  Bestimmung  von  de  Boeck  164,  166  Anm.  2  interpretiert. 
^^)  Barboux,  Instructions  No.  7,  160. 

Zeitaohrift  f.  Intern.  Privat-  u.  öffentl.  Recht.    XVn.  21 
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1)  Daß  die  rertragscbUeßeiiden  Staaten  auf  Rechte  y er- 
zieht et  haben,  die  ibfien  bei  ihrer  Kriegföhnmg  irOher  zu- 
standen. Ein  Terzicht  ist  aber  streng  zn  interpretieren,  er 
darf  nicht  weiter  ansgdegt  werden,  als  die  Parteien  ansdrück- 
lich  anerkannt  haben, 

2)  daher  sind  die  Parteien  in  der  Beurteilung  der 
Fragen  nach  der  feindlichen  oder  neutralen  Eigen- 
schaft der  Ware  nicht  gebunden.'')  Sie  sind  rielmehr  be- 
rechtigt, ihr  bisheriges  Recht  in  Prisengerichtdentscheidungen 
zur  Anwendung  zu  bringen  oder  durch  neue  Instruktionen  andre 
Grundsätze  einzufahren,  solange  eine  internationale  Ver- 
ständigung aber  diese  Fragen  fehlt. 

Die  Unbestimmtheit  der  Pariser  SeeTechtsdekls^iition 
hat  sich  für  die  Rechte  der  Kriegführenden  und  Neutralen, 
ebenso  aber  auch  für  die  Interessen  der  Handelsschiffahrt  als 
ein  schwerer  Mangel  erwiesen.  Es  wird  daher  eine  Haupt- 
aufgabe der  2.  Haager  Konferenz  sein,  auf  diesem  Gebiete 
Sicherheit  zu  schaffen  und  die  bisher  offengelassenen  Fragen 
in  einem  bestimmten  Sinn  zu  entscheiden.  In  welchem 
Sinn  die  Beantwortung  der  vorliegenden  Frage  zu  empfehlen 
ist,  soll  unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  Tölkerrechtlichen 
Erfahrungen  untersucht  werden. 

n.  Das  geltende  Recht. 
Die  franBösificfce  nnd  die  1.  Wie  auf  fast  allen  Gebieten  des 

eiigUfteb.«mefikaAi8elie        Seekricgsrechts  stehen  sich  auch  hier  die 
u  assong.  Auffassung  des  französischen  und  die 

des  englisch-ainei'ikanischen  Rechts  gegenüber.  Die 
französische  Auffassung  betrachtet  als  feindlich  die  Ware,  deren 
Eigentümer  feindlicher  Staatsangehörigkeit  ist,  als 
neutral  die  Ware,  die  einem  neutralen  Staatsangehörigen 
gehört.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung  sieht  als  ent- 
scheidend an,  ob  der  Eigentümer  der  Ware  im  Feindes- 
land oder  auf  neutralem  Gebiet  seinen  Wohnsitz  hat 


7)  Das  gleiche  gilt  anch  fttr  die  Fragen  der  Kontrebandd,  der  Qttalittt 
des  Schiffes,  des  Begriffs  und  der  Greisen  dei*  Kaperei. 
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Kriterien  für  die  Be-  Der  Wert  beider  Systeme  ist  zu  be- 

urteilung:   formelle  und       stimmen  nach  dem  Zweck,  dem  sie  dienen 
ma  ne  e-  sollen.     Den  Vorzug  verdient   diejenige 

Auffassung,  die  dem  Ziel  des  Seebeuterechts  als  eines  indirekten 
Mittels  der  Seekriegsfühmng  am  besten  gerecht  wird  oder,  wie 
man  genauer  sagen  muß:  deren  praktische  Anwendung  die 
sichersten  Garantien  dafür  bietet,  daß  der  Zweck  des  Seebeute- 
rechts: die  Schädigung  des  feindlichen  Handels,  erfällt  wird. 
Diese  Garantien  sind  einmal  formeller  Natur.  Welches  System 
bietet  der  Anwendung  die  geringsten  Schwierigkeiten,  ermöglicht 
also  ein  schnelles,  tatkräftiges  Handeln  und  zugleich  Ent- 
scheidungen, die  auch  ein  Beklamationsprozeß  nicht  zu  häufig 
umstoßen  kann?  Und  femer,  welches  System  schützt  den  Krieg- 
führenden gegen  die  stets  mit  allem  Raffinement  versuchten 
Täuschungen  und  Mittel  des  Handelsverkehrs,  das  Seebeuterecht 
illusorisch  zu  machen:  bei  welchem  sind  solche  Kunstgriffe  am 
sichersten  zu  entlarven?  Auf  der  anderen  Seite  soll  aber  die 
Schädigung  des  Handels  nur  innerhalb  der  Grenzen  des 
dem  Kriegführenden  erlaubten  Seebeuterechts  ge- 
schehen. Daher  wird  auch  zu  untersuchen  sein,  welches  System 
den  Neutralen  gegen  Ueberspannungen  und  unberechtigte  Schi- 
kanen besser  zu  schützen  vermag.  Zweitens  handelt  es  sich 
um  materielle  Garantien.  Welche  Auffassung  trifft  wirklich 
den  feindlidien  Handel,  d.  h.  diejenigen  Werte  und  Reserven 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  auf  die  es  für  die  Durchführung 
des  Krieges,  wenn  auch  nur  mittelbar,  ankommt,  deren  Schä- 
digung also  die  Kriegs-  und  Siegschancen  des  Gegners  herunter- 
zudrücken imstande  ist?  Damit  sind  die  Hauptkriterien  an- 
gegeben, die  bei  der  Darstelluiig  der  beiden  Anschauungen  in 
den  Vordergrund  zu  rücken  sind  und  die  zugleich  für  ihre  Be- 
urteilung entscheidende  Bedeutung  haben. 

2.  Die  französische  Auffassung.^) 
Nur  der  Staatsangehörige  Feindlich  können  weder  Schiffe  floch 

""*  ""fdJidKcr  "'''*        W*^^'  »^^®™  ^"  Personen  sein,  feind- 
liches  Gut  ist  ein  Gut,  das  dem  Feind 

^  Za  folgendem  ist  namtotlich  zu  yergl^chen  de  Boeck,  De  la  pro*- 
priäte  priväe  ennemie  saus  pavillon  ennemi  (1882)  55—163,  158—816. 
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gehört.  Wer  aber  ist  der  Feind?  Das  französische  System 
ruht  auf  dem  Grundgedanken  des  modernen  Kriegsrechts,  daß 
der  Krieg  nicht  eine  Beziehung  zwischen  einzelnen,  sondern 
zwischen  Staaten  ist.  Daher  kann  man  zum  Feind  nicht  den- 
jenigen rechnen,  der  „zufällig"  in  Feindesland  wohnt  oder  dort 
Handel  treibt,  sondern  nur  denjenigen,  der  Untertan  des  feind- 
lichen Staates  ist  und  der  somit  —  in  guten  wie  bösen  Tagen 
—  als  Staatsangehöriger  sein  Schicksal  mit  dem  „seines" 
Staates  verknüpft  hat. 

Dieses  Prinzip  wird  für  die  Eigenschaft  des  Schiffes  ebenso 
wie  die  der  Ware  durchgeführt.    Wie  die  Nationalität  des 
Schiffes,  genauer  das  Recht  zur  Führung  der  Flagge  eines  neu- 
tralen oder  feindlichen  Staates,^  so  entscheidet  die  Nationalität 
des  Eigentümers  der  Waren.    Die 
Begrondung  der  französi-     ausführUche    Begründung    dieses    Satzes 
sehen  Auffaasung.  ^A^t  sich  bereits  in  einer  Entscheidung 

vom  13.  Fructidor  an  IX  (1801),  die  für  die  spätere  französische 
Rechtsprechung  maßgebend  geblieben  ist.  Gegen  die  Aus- 
führungen des  Regierungskommissars,  der  den  englischen  Stand- 
punkt als  praktisch  und  berechtigt  zur  Geltung  bringen  wollte, 
entscheidet  der  „Conseil":  „La  rSsidence  en  pays  etranger 
n'empSche  pas  un  individu  d*appartenir  au  pays  gut  Va  vu 
naitre;  pour  ne  plus  tenir  ä  sa  patrie,  ü  faut  qu'ü  ait 
volontairement  choisi  une  patrie  nouveüe  et  qu'elle  Vau 
Hgulierement  adopt^;  sans  cette  rAtonciation  de  sa  pari  ä 
son  andenne  patrie,  sans  cette  adoption  nScessaire,  ü  est 
toujours  ce  qu'ü  4tait  auparavant,  ami  des  amis,  ennemi 
des  ennemis  de  sa  patrie  native;  lorsque  cette  patrie  est 
neutre,  il  reste  neutre  lui-meme  et  doit  jouir  pour  sa  per- 
sonne  comme  pour  ses  Mens  de  tous  les  avantages  de  la 
neutralitS  .  .  .  parce  que  les  biens  n^ont  pas  par  eux- 
memes  de  caractere  neutre  ouhostile,  mais  prennent 
toujours  celui  dont  se  trouve  revetu  leur  proprie- 
taire;  les  ennemis  d'origine  quoique  4tablis  dansun 

^)  Art.  10  der  Instructions  du  ministre  de  la  marine  Tom  25.  7. 1870 
\)^\  Barboux^  Jurisprudence  du  Conseil  des  prises  pendant  la  guerre 

de  1870/71;  40. 
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pays  neutre  et  y  faisant  le  commerce  sous  la  pro- 
tection et  le  pavillon  neutre,  ne  perdant  point  le  ca- 
ractere  ennemi,  il  serait  tout  ä  la  fois  düoyäl  et  contra-- 
dictoire  d'aesimiler,  suivant  Voccasion  et  les  chances  vari- 
ables de  la  guerre,  les  neutres  d'origine  ä  des  ennemis  uni- 
quement  parce  qu'üs  residereraient  et  commerceraient  en 
pays  ennemi,''  ^^)  Die  gleiche  Anschauung  ist  im  Krimkrieg 
und  dann  namentlich  in  dem  Krieg  von  1870/71  von  den  Fran- 
zosen vertreten.  So  in  dem  Falle  „Johann",  wo  die  Waren 
deutscher  Kaufleute,  die  zwar  in  Britisch-Honduras  wohnten, 
aber  nicht  die  englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten,^^) 
konfisziert  wurden,  in  dem  Fall  „Nicolaus":  die  Begründung 
eines  Handelshauses  im  Feindesland  schaffe  nur  eine  Prä- 
sumtion, keinen  Beweis  für  die  feindliche  Nationalität,^^ 
schließlich  in  dem  Fall  „Laura  Louise":  das  einfache  Faktum 
der  Niederlassung  im  neutralen  Land  begründe  noch  nicht  die 
neutrale  Eigenschaft  der  Ware,  weil  daraus  noch  nicht  not- 
wendig der  Erwerb  der  neutralen  Staatsangehörigkeit  hervor- 
gehe. ^^) 

A.   Der  Beweis  der  Nationalität. 
Bedenken  gegen  das  Die  Nationalität  der  Wareneigentümer 

^*™*^'P'  soll  also  den  Ausschlag  geben. 

Damit  ist  ein  Prinzip  aufgestellt,  das  sich  zwar  durch 
logische  und  juristische  Haltbarkeit  auszeichnet,  in  der  An- 
wendung aber,  wie  es  scheint,  zu  erheblichen  praktischen 
Schwierigkeiten  Anlaß  bietet.    Denn  die  Frage  der  Nationalität 


10)  Pistoye-Duverdy,  I,  321—27  („Hardy  c.  le  Voltigente'')  und 
486-88  („La  Paix''). 

11)  Die  Entscheidong  sagt : .  weil  sie  ^«dentschen  Ursprangs"  waren  und 
nicht  den  Nachweis  erbrachten,  daß  sie  durch  Naturalisation  die 
englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten:  Barboux,  101—106. 

^  BarbouXy  110/111.  Allerdings  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Marineinstruktionen  den  gerade  entgegengesetzten  Standpunkt  zu  vertreten 
scheinen:  „la  nationäliti  des  maisons  de  commerce  doit  se  determifter 
d^apris  le  Heu,  oü  elles  sont  itablies''.  Aber  keine  einzige  Prisen- 
gerichtaentscheidung  hat  den  Wohnsitz  an  Stelle  der  Staatsangehörigkeit  als 
entscheidend  angesehen:   vgl.  de  Boeck  109,  Anm.  3. 

13)  Barboux,  120. 
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wird  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Gesetzgebungen  dardn 
aus  nicht  einheitlich  geregelt.  Vielmehr  sind  eine  Fälle  spezi- 
alisierter Rechtsvorschriften  und  eine  Mehrheit  leitender  und 
einander  widersprechender  Gresichtapunkte,  nationale  Sonder- 
regeln  an  Stelle  gemeinsamer  internationaler  Grundsätze  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Wie  soll  der  Aufbringende  —  ein  Offizier, 
kein  Jurist  —  ein  Gebiet  beherrschen,  auf  dem  sich  der  eigene 
Staatsangehörige  nur  selten  zurechtzufinden  pflegt? 
Qttter  anf  feindlichem  Schiff  Die  französische  Prisengerichtsbarkeit 

werden  als  feindlich  pr&-     schneidet  diese  Bedenken  zunächst  durch 
sumiert.  ^j^^^    jedenfalls    praktische,    Präsumtion 

ab:  Güter,  die  sich  auf  feindlichem  Schiff  befinden, 
gelten  als  feindlich,  sofern  nicht  der  Gegenbeweis  durch 
den  Reklamanten  der  betreffenden  Güter  geführt 
wird. 

Daher  genügt  nicht  einmal  die  Tatsache,  daß  eine  Ware 
von  einem  neutralen  Hafen  nach  einem  anderen  neutralen  Be- 
stimmungsort verschifft  wird.  ^^) 
Beweiskraft  sollen  nur  die  Noch    eine    zweite    Bestimmung    er- 

ürkunden  an  Bord  hahen.  leichtert  die  Anwendung  des  Seebeute- 
rechts im  französischen  Recht.  Das  „Reglement  vom  26.  Juli 
1778"^,  das  niemals  aufgehoben  und  daher  nach  unbestrittener 
französischer  Auffassung  jedenfalls  im  70er  Kriege  noch  gültig 
war,  bestimmt  ausdrücklich,  daß  sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes, 
wie  der  Eigenschaft  der  Waren  nur  diejenigen  Urkunden 
Beweiskraft  haben  sollen,  diesich  an  Bord  zur  Zeit 
der  Aufbringung  befunden  haben. ^^) 


14)  Entscheidnngen  ,,Wilberforce" :  „Die  Ware  an!  einem  feindlkihm 
Schiff,  die  nicht  reklamiert  wird,  ist  zn  konfissieren",  „Faul  Auguste*': 
„Die  offenbare  Bestimmung  des  feindUchen  Schiffes  von  einem  nentralen  Hilen 
ZQ  einem  neutralen  Hafen  genügt  nicht;  notwendig  ist,  daß  die  Reklamaatai 
der  Ware  ihre  neutrale  NationaUtät  und  ihr  wirkUches  Eigentum  nachweisa. 
„Wiederkunft^' :  Die  Ware  ist  zu  konfiszieren,  da  nicht  zu  Termuten  ist,  ds5 
das  Eigentum  nentral  sei.    S&mtlich  bei  Barboux,  91 — db. 

^)  Veut  Sa  Maje8t4  que  dans  aucun  cos  let  piäcea  quipourraimU 
Stre  rapportäes  apris  la  prise  des  bdtiments  puissent  faire  OMOtm 
foi  ni  etre  d'aucune  utiliti  tant  aux  propriitaires  des  dUs  bäUmenti 
qu'ä  ceux   des   marchandises   qui  pourraient  y  avoir  M  chargies: 
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Dagegen  ist  unter  dieser  Voraussetzung  gleicbgQltig  fär 
ihren  Beweiswert,  daß  sie  erst  später  vorgelegt  wurden,  und 
es  darf  auch  ihre  Beweiskraft  vervollständigt  oder  entkräftet 
werden  durch  andere  Beweisurkunden  oder  auch  Zeugenaus- 
sagen.^^ 

Diese  Regel  ist  gerade  für  den  Beweis 
der  R^ern^h  die  N^tio"  *^^  Nationalität  durchaus  ungerecht.  Denn 
nalit&t  des  Empfangers  der  ^85  Eigentum  an  den  Waren  wird  —  wie 
Ware  nicht  darlegen.  noch  ZU  zeigen  ist  —  wenn  nicht  durch- 
Zweifel gegen  dies  Brfor-  gängig,  so  doch  in  der  überwiegenden 
demis  und  seine  praktische  ^^^zahl  aUer  Fälle  während  der  üeberfahrt 
Han    a  ung.  bereits  an  den  Empfänger  übergegangen 

sein.  Wie  aber  soll  dieser  einen  Beweis  über  seine  Nationalität  an 
Bord  schicken?  Wenn  er  von  dem  Augenblick  der  Absendung 
unterrichtet  ist  und  auch  mit  der  Möglichkeit  der  Aufbringung 
des  Schiffes  schon  rechnen  kann,  weil  der  Krieg  bereits  aus- 
gebrochen ist,  oder  —  wie  er  weiß  —  unmittelbar  bevorsteht, 
kann  er  dieser  Pflicht  genügen.  Im  allgemeinen  aber  wird  er 
dazu  nicht  imstande  sein.  Ich  glaube  auch  nicht,  daß  man  es 
mit  dieser  Forderung  ernst  genommen  hat.  Mir  ist  wenigstens 
keine  Entscheidung  bekannt,  in  der  die  Konfiskation  der  Ware 
lediglich  aus  dem  Grunde  ausgesprochen  ist,  weil  der  neutrale 
Eigentümer  seinen  Nationalitätsbeweis  nicht  durch  Papiere  an 
Bord  führen  konnte;  dagegen  ist  in  dem  vorhin  zitierten  Fall 
^Nicolaus''  durch  den  Begierungskommissar  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, daß  nur  die  Dokumente  für  den  Beweis  des 
Eigentums  an  Bord  sein  müssen,  daß  es  dagegen  genügt, 
wenn  die  Nationalität  durch  Urkunden  nach  der  Beschlagnahme 
dargetan  wird.  ^'^)  FreiHch  wird  dies  im  vorliegenden  Fall  nur 
damit  gerechtfertigt,  daß  die  Verladung  vor  der  Kriegserklärung 
stattgefunden  habe,  und  daß  es  aus  diesem  Grunde  offenbar 
zu  rigoros  wäre,  zu  verlangen,  daß  sich  die  Beweise  für  die 


tHmlafit  S.  Jf.  qu*en  toutes  accasions  Von  n^ait  ägard  qu'aux  seulea 
j9iice8  trouvies  ä  bord.  Art.  11  des  Reglern.  Abdmck  bei  Dallo»  und 
J)uboc,  Le  droit  de  visite  1902,  139  ff. 

^«)  Entscheidungen  bei  Pistoye-Duverdy  I  424 — 445. 

^7)  BarbouXy  110  und  dasn  seine  Bemerkungen  111. 
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Nationalität  an  Bord  befänden.  Man  wird  aber  diese  Ver- 
günstigung nicht  bloß  auf  den  Fall  der  Verladung  vor  Kriegs- 
beginn, sondern  allgemein  zulassen  können;  denn,  wie  Barboux 
kritisch  zu  dieser  Einschränkung  bemerkt,  solche  Urkunden 
werden  sich  fast  niemals  an  Bord  befinden,  weil  sie  den  Destinatar 
der  Waren,  nicht  den  Absender  betreffen,  und  femer  rühren 
jene  Urkunden  von  der  öffentlichen  Autorität  des  Landes  her, 
dem  der  Reklamant  angehört,  verdienen  daher  kein  Miß- 
trauen (112). 

Besteht  nach  der  angegebenen  Beziehung  ein  Konflikt 
zwischen  den  nicht  aufgehobenen  Bestimmungen  von  1778  und 
den  Forderungen  der  Billigkeit,  so  ist  Beweisstrenge  in  einem 
andern  Punkt  durchaus  am  Platz. 

Manipulationen  zur  Ein  Schutz  ist  erforderlich  gegen  üm- 

ümgehung  des  Staatsange-     gehung    des    Seebeuterechts :    Man    kann 
hörigkeitsprinzips.   Die       eine  neutrale  Staatsangehörigkeit 
Möglichkeiten    eines    Er-     erwerben,    um     seine    Waren    in 
werbes  neutraler,  der  Ab-         .  o       i     •  tt-       r-    i     x- 

legung    einer    Endlichen     ^^^^«^  Seekrieg  vor  Konfiskation 
Nationalität.  Das  geltende     ZU  bewahren,  und  man  kann  eine 
Recht    der    verschiedenen     feindliche     Staatsangehörigkeit, 
Staaten  erleichtert   solche     die  einem  infolge  des  Seekrieges 
ümgehungsversuche.         unbequem     werden     könnte,     aus 
demselben    Grund    verbergen     oder     ablegen.     Die 
Grundsätze  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
sind  nicht  derartig,  daß  sie  solche  Manipulationen  ausschließen 
oder  auch  nur  erheblich  erschweren.    Im  Gegenteil :  der  Erwerb 
einer    Staatsangehörigkeit    ist    nach    manchen    Rechten    ohne 
Schwierigkeit   zu   erreichen.     Namentlich   ist    ein    längerer 
Aufenthalt     in     dem     betreffenden    Lande    häufig 
keine   Vorbedingung   für   den   Erwerb   der    Staats- 
angehörigkeit. 

Zum  Beispiel  fordert  das  deutsche  Staatsangehörigkeits- 
gesetz für  die  Naturalisation  unbescholtenen  Lebenswandel, 
Dispositions-  und  Ernährungsfähigkeit,  im  übrigen  aber  nur, 
daß  die  Antragsteller  an  dem  Ort,  wo  sie  sich  niederlassen 
wollen,  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  finden 
(§  8).    Die  preußische  Verwaltungspraiis  geht  zwar  dahin,  die 
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zuvorige  tatsächliche  Niederlassung  im  Inland  regelmäßig  zur 
Bedingung  zu  machen ;  aber  es  kann  doch  davon  ausnahmsweise 
Abstand  genommen  werden,  und  ein  längerer  Wohnsitz 
wird  jedenfalls  nicht  gefordert.^®)  Ebenso  ist  die 
italienische  Naturalisation  an  keine  vorherige  Residenzpflicbt 
gebunden:  sie  ist  in  das  diskretionäre  Ermessen  des  Königs 
gestellt,  trijt  freilich  erst  in  Kraft  6  Monate,  nachdem  das 
Ernennungsdekret  an  dem  Ort,  wo  der  Fremde  sich  niederlassen 
will  oder  sich  niedergelassen  hat,  ausgestellt  ist. ^^)  Oest er- 
reich verlangt  zwar  regelmäßig  einen  ununterbrochenen  Aufent- 
halt von  10  Jahren;  doch  darf  der  Minister  des  Innern  von 
diesem  wie  den  anderen  Erfordernissen  Abstand  nehmen.  ^) 
Nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten,  das  im 
allgemeinen  ebenso  wie  England  einen  Wohnsitz  von  fünf 
Jahren  fordert,  kann  doch  jemand,  der  auf  einem  amerikanischen 
Handelsschiff  drei  Jahre  mit  Ehren  gedient  hat  (gleichgültig, 
ob  dies  unmittelbar  vor  dem  Antrag  auf  Naturalisation  ge- 
schehen ist  oder  nicht),  die  amerikanische  Staatsangehörigkeit 
erwerben,  ohne  daß  ihm  eine  Residenzpflicht  auferlegt  wird.  2^) 
Rußland  gestattet  eine  beliebige  Abkürzung  der  Ver- 
pflichtung zum  Wohnsitz  für  alle  diejenigen  Fremden,  die 
sich  durch  ihre  Talente  oder  die  Rußland  geleisteten 
Dienste  ausgezeichnet  haben.^^)  Die  Niederlande  gewähren 
die  gleiche  Vergünstigung  für  Fremde,  die  dem  Staat  erheb- 
liche Dienste  geleistet  haben,  oder  deren  Zu- 
lassung vom  öffentlichen  Interesse  gefordert 
wird.^)  Portugal  gestattet  einen  Dispens  von  dem  sonst 
vorgeschriebenen  einjährigen  Wohnsitz  ganz  oder  zum  Teil, 
wenn  der  Antragsteller  eine  Portugiesin  geheiratet  hat,  oder 

^)  Cahn,  Das  Reichsgesetz  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  6.  1870.  2.  Aufl.  81  No.  13  und  An- 
lage No.  69  (482  ff.). 

1^)  Weiß,  Traue  th^orique  et  pratique  de  droit  international 
privS.    Bd.  I:   De  la  nationalite,  641/42. 

20)  Weiß,  624. 

21)  Weißy^mh  und  638  ff.  (England). 

22)  Weiß,  608. 

23)  Weiß,  675. 
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einer  seiner  Aszendenten  Portugiese  war.  Und  Staaten,  schließlich 
vom  Range  Venezuela's,  geben  eine  Naturalisation  jedem, 
gegen  den  „keine  Bedenken  obwalten^;  auch  wenn  er  noch 
nicht  einmal  die  Absicht  hat,  seinen  Wohnsitz  in  dem 
Lande  zu  begründen  und  aufrecht  zu  erhalten.^) 

Vielfach  wird  femer  die  Wiedererlangung  einer  Staats- 
angehörigkeit, die  man  verloren  hat,  erheblich ,  erleichtert. 
Deutschland  erlaubt  die  Wiedererlangung  ohne  Niederlassung 
allen,  die  durch  10jährigen  Auslandsaufenthalt  ihre  deutsche 
Reichsangehörigkeit  verloren  und  keine  andere  Staats- 
angehörigkeit erworben  haben  und  erteilt  sogar  einen 
Rechtsanspruch  auf  die  Wiedererlangung,  sofern  der  betreffende 
in  einem  deutschen  Bundesstaate  sich  niedergelassen  hat, 
d.  h.  ein  Unterkommen  besitzt  und  die  Absicht  erklärt,  seinen 
Aufenthalt  in  der  betreffenden  Gemeinde  zu  nehmen  (§  21)'^), 
fär  Frankreich  genügt  in  dem  gleichen  Fall  ebenfalls  die  blofie 
Begründung  eines  Wohnsitzes ^^)  und  dasselbe  gilt  für  Belgien, 
Spanien  und  Portugal.  ^"^  Schließlich  verdienen  auch  die  Ge- 
setze Beachtung,  die  den  im  Inland  geborenen  Kindern  eines 
Ausländers  Optionsrechte  für  die  Staatsangehörig- 
keit des  Geburtslandes  bewilligen  und  nur  verlangen, 
daß  diese  Erklärung  ein  Jahr  nach  erlangter  Großjährigkeit 
abgegeben  wird.^) 

Die  mala  fide  erworbene  ^^  üedieser  bersicht  ergibt  sich,  daß 

Staatsangehörigkeit         man  unter  Umständen  sehr  schnell  eine 

wird  von  der  französischen     fremde  Staatsangehörigkeit  erwerben  kann. 

Auffassungnichtrespektiert.  j^^  französische  Seebeuterecht  sucht  sich 
gegen  solche  fraudulosen  Erwerbsarten  zu  schützen  dadurch, 
daß  CS  die  mala  fide  erworbene  Staatsangehörigkeit 
nicht  respektiert.  In  verschiedenem  Umfang  ist  dies  bis- 
her geschehen.  Das  Reglement  von  1704  forderte  nur,  daß  die 
Staatsangehörigkeit  vor  der  Kriegserklärung  erworben  würde.  ^) 

2*j  Weiß,  605  (Portugal),  Cahn  470  (Venezuela). 

^)  Cahn,  183  ff. 

»)   Weiß,  582,  593. 

27)   Weiß,  664  (Belgien),  674  (Spanien),  606  (Portugal). 

28;  Zusammenstellung  bei  Cahn,  25—27. 

29;  de  Boeck,  164. 
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Das  Reglement  von  1778  begnügt  sich  damit  nicht,  erkennt 
vielmehr  eine  Staatsangehörigkeit  nur  dann  an,  wenn  sie 
drei  Monate  vor  der  Kriegserklärung  erworben 
wurde,  oder  wenn  die  Erwerber  wenigstens  drei 
Monate  vor  der  Kriegserklärung  ihren  Wohnsitz 
in  das  neutrale  Land  verlegt  hatten,  selbst  wenn 
die  Staatsangehörigkeit  erst  später  erworben 
wurde.  Die  letztere  Vergünstigung  erklärt  sich  nach 
Pistoye-Duverdy  daraus,  daß  der  Gesetzgeber  in  der  Ver- 
legung des  Wohnsitzes  ein  Zeichen  für  den  ernsten  Willen 
erblickt,  daß  der  feindliche  Untertan  seine  ursprüngliche  Staats- 
angehörigkeit ablegen  wollte,  um  die  der  Macht  zu  adoptieren, 
bei  welcher  er  wohnt.  *^) 

Anstelle  dieser  spezialisierten  Bestimmungen  geben  die 
Instruktionen  von  1870  nur  eine  allgemeine  Anweisung.  Sie 
schreiben  für  den  Fall,  daß  eine  Nationalitätsveränderung 
seit  der  Kriegserklärung  stattgefunden  habe,  die  „größte  Auf- 
merksamkeit" vor,  um  sich  zu  vergewissern,  daß  diese  Operation 
im  guten  Glauben  vorgenommen  ist  und  nicht  zu  dem  ein- 
zigen Zweck,  um  in  Wahrheit  feindliches  Eigen- 
tum zu  verdecken.  ^^)  Ob  dieses  allgemeine  Kriterium  für 
die  praktischen  Zwecke  des  Seebeuterechts  genügt,  wird  noch 
zu  untersuchen  sein. 

Noch  wesentlich  leichter  ist  die  Um- 

S:uS?'S'.i^  «"■«"«  tf  Saebent^eoto  für  die  0«der 

Staatsangehörigkeit. Ueber-  s^hr    zahlreichen)    Fälle,    in    denen 

Sicht  über  den  Stand  der  Jemand,  sei  es  durch  Geburt  oder 

Gesetzgebung  und  die  hier-  Naturalisation,  mehreren  Staaten 

nach   hauptsicUich    mOg-  angehört.      Wm    ein    solches    „sujet 

liehen  Fälle.  •   ^  u     -»*      »i             i ..  •           >rrr 

mtoote**   die  ihm   gehörigen   Waren    vor 

Wegnahme  in  einem  Seekrieg  bewahren,  so  ist  es  hierzu  in 
besonderem  Maße  befähigt.  Es  ist  dann  in  der  Lage,  bald  die 
eine,  bald  die  andere  Staatsangehörigkeit  bescheinigen  zu  können, 
kann  also,  wenn  es  Deutscher  und  Franzose  ist,  seine  deutsche 


^  Piatotfe'Duverdy  I  504.     In  demselben  Sinne  wird  die  nicht 
ganz  zweifelsfreie  Bestimmnng  von  de  Boeck  164,  166  Anm.  2  interpretiert. 
3^)  Barbou^y  Instmctioas  No.  7,  150. 

Zeitaohrift  f.  Intern.  Privat-  u.  öffentl.  Recht.    XVII.  21 
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1)  Daß  die  rertragschließeiiden  Staaten  auf  Beeilte  ver- 
zichtet haben,  die  ihnen  bei  ihrer  Eriegffflirang  früher  zu- 
standen. Ein  Terzidit  ist  aber  streng  zn  interpretieren,  er 
darf  nicht  weiter  ansgdegt  werden,  als  die  Parteien  ansdrfick- 
lich  anerkannt  haben, 

2)  daher  sind  die  Parteien  in  der  Beurteilung  der 
Fragen  nach  der  feindlichen  oder  neutralen  Eigen- 
schaft der  Ware  nicht  gebunden.'')  Sie  sind  vielmehr  be- 
rechtigt, ihr  bisheriges  Recht  in  Prisengerichtdentscheidnngen 
zur  Anwendung  zu  bringen  oder  durch  neue  Instruktionen  andre 
Grundsätze  einzuführen,  solange  eine  internationale  Ver- 
ständigung über  diese  Fragen  fehlt. 

Die  Unbestimmtheit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration 
hat  sich  für  die  Rechte  der  Kriegführenden  und  NeutraleB, 
ebenso  aber  auch  für  die  Interessen  der  Handelsschiffahrt  als 
ein  schwerer  Mangel  erwiesen.  Es  wird  daher  eine  Haupt- 
aufgabe der  2.  Haager  Konferenz  sein,  auf  diesem  Gebiete 
Sicherheit  zu  schaffen  und  die  bisher  offengelassenen  Fragen 
in  einem  bestimmten  Sinn  zu  entscheiden.  In  welchem 
Sinn  die  Beantwortung  der  vorliegenden  Frage  zu  empfehlen 
ist,  soll  unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  völkerrechtlichen 
Erfahrungen  untersucht  werden. 

n.  Das  geltende  Recht. 
Die  franisösisclie  uad  die  1.  Wie  auf  fast  allen  Gebieten  des 

^"^^r""^****^        g^3]a.je^j.^cljtg  gtehg^  ^j^jj  j^^ci,  Yner  die 
Mmiog.  Auffassung  des  französischen  und  die 

des  englisch-atnei*ikanischen  Rechts  gegenüber.  Die 
französische  Auffassung  betrachtet  als  feindlich  die  Ware,  deren 
Eigentümer  feindlicher  Staatsangehörigkeit  ist,  als 
neutral  die  Ware,  die  einem  neutralen  Staatsangehörigen 
gehört.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung  sieht  als  ent- 
scheidend an,  ob  der  Eigentümer  der  Ware  im  Feindes- 
landoderauf neutralem  Gebiet  sei nen  Wohnsitz  hat 


7)  Das  gleiche  gilt  auch  fttr  die  Fragen  der  Kontrebaade,  d«r  QttlitU 
des  Schiffes,  des  Begriffs  und  der  Greven  der  Kaperei. 


Feindliche  od.  neutrale  EigenBchaft  d.  Ware  beim  Seebeaterecht?     307 

Kriterien  fttr  die  Be-  Der  Wert  beider  Systeme  ist  zu  be- 

nrteünag:   formeUe  und       stimmen  nach  dem  Zweck,  dem  sie  dienen 
matene  e.  sollen.     Den  Vorzug  verdient  diejenige 

Auffassung,  die  dem  Ziel  des  Seebeuterecbts  als  eines  indirekten 
Mittels  der  Seekriegsfährung  am  besten  gerecht  wird  oder,  wie 
man  genauer  sagen  muß:  deren  praktische  Anwendung  die 
sichersten  Garantien  dafür  bietet,  daß  der  Zweck  des  Seebeute- 
rechts: die  Schädigung  des  feindlichen  Handels,  erfällt  wird. 
Diese  Garantien  sind  einmal  formeller  Natur.  Welches  System 
bietet  der  Anwendung  die  geringsten  Schwierigkeiten,  ermöglicht 
also  ein  schnelles,  tatkräftiges  Handeln  und  zugleich  Ent- 
scheidungen, die  auch  ein  Beklamationsprozeß  nicht  zu  häufig 
umstoßen  kann?  Und  femer,  welches  System  schützt  den  Krieg- 
führenden gegen  die  stets  mit  allem  Raffinement  versuchten 
Täuschungen  und  Mittel  des  Handelsverkehrs,  das  Seebeuterecht 
illusorisch  zu  machen:  bei  welchem  sind  solche  Kunstgriffe  am 
sichersten  zu  entlarven?  Auf  der  anderen  Seite  soll  aber  die 
Schädigung  des  Handels  nur  innerhalb  der  Grenzen  des 
dem  Kriegführenden  erlaubten  Seebeuterechts  ge- 
schehen. Daher  wird  auch  zu  untersuchen  sein,  welches  System 
den  Neutralen  gegen  Ueberspannungen  und  unberechtigte  Schi- 
kanen besser  zu  schützen  vermag.  Zweitens  handelt  es  sich 
um  materielle  Garantien.  Welche  Auffassung  trifft  wirklich 
den  feindlidien  Handel,  d.  h.  diejenigen  Werte  und  Reserven 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  auf  die  es  für  die  Durchführung 
des  Krieges,  wenn  auch  nur  mittelbar,  ankommt,  deren  Schä- 
digung also  die  Kriegs-  und  Siegschancen  des  Gregners  herunter- 
zudrücken imstande  ist?  Damit  sind  die  Hauptkriterien  an- 
gegeben, die  bei  der  Darstellung  der  beiden  Anschauungen  in 
den  Vordergrund  zu  rücken  sind  und  die  zugleich  für  ihre  Be- 
urteilung entscheidende  Bedeutung  haben. 

2.  Die  französische  Auffassung.^ 
Nur  der  Staatsangehörige  Feindlich  können  weder  Schiffe  noch 
und  ^^^^^^  "^^        Waren,  sondern  nur  Personen  sein,  feind- 
liches  Gut  ist  ein  Gut,  das  dem  Feind 

^  Za  folgendem  ist  namentiich  zu  yetglekhen  de  Boeck,  Db  la  pro* 
prieti  priväe  ennemie  sous  pavillon  ennemi  (1882)  55—153,  158—816. 
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gehört.  Wer  aber  ist  der  Feind?  Das  französische  System 
ruht  auf  dem  Grundgedanken  des  modernen  Kriegsrechts,  daß 
der  Krieg  nicht  eine  Beziehung  zwischen  einzelnen,  sondern 
zwischen  Staaten  ist.  Daher  kann  man  zum  Feind  nicht  den- 
jenigen rechnen,  der  „zufällig"  in  Feindesland  wohnt  oder  dort 
Handel  treibt,  sondern  nur  denjenigen,  der  Untertan  des  feind- 
lichen Staates  ist  und  der  somit  —  in  guten  wie  bösen  Tagen 
—  als  Staatsangehöriger  sein  Schicksal  mit  dem  „seines*" 
Staates  verknüpft  hat. 

Dieses  Prinzip  wird  für  die  Eigenschaft  des  Schiffes  ebenso 
wie  die  der  Ware  durchgeführt.    Wie  die  Nationalität  des 
Schiffes,  genauer  das  Recht  zur  Führung  der  Flagge  eines  neu- 
tralen oder  feindlichen  Staates,^)  so  entscheidet  die  Nationalität 
des  Eigentümers  der  Waren.    Die 
Begründung  der  französi-     ausführUche    Begründung    dieses    Satzes 
8   en    n  assung.  findet  sich  bereits  in  einer  Entscheidung 

vom  13.  Fructidor  an  IX  (1801),  die  für  die  spätere  französische 
Rechtsprechung  maßgebend  geblieben  ist.  Gegen  die  Aus- 
führungen des  Regierungskommissars,  der  den  englischen  Stand- 
punkt als  praktisch  und  berechtigt  zur  Greltung  bringen  wollte, 
entscheidet  der  „Conseil*':  „La  r^sidence  en  pays  Stranger 
n'empSche  pas  un  individu  d'appartenir  au  pays  qui  Va  vu 
naitre;  pour  ne  pltis  tenir  ä  sa  patrie,  ü  faut  gu'ü  ait 
volontairement  choisi  une  patrie  nouveüe  et  qu'eUe  Vau 
rigulürement  adoptS;  sans  cette  rSnanciation  de  sa  pari  ä 
son  ancienne  patrie,  sans  cette  adoption  näcessaire,  ü  est 
toujours  ce  gu'ü  Statt  auparavant,  ami  des  amis,  ennemi 
des  ennemis  de  sa  patrie  native;  lorsque  cette  patrie  est 
neutre,  ü  reste  neutre  luirtneme  et  doit  jauir  pour  sa  per- 
sonne  comme  pour  ses  Mens  de  tous  les  avantages  de  la 
neutralitS  .  .  .  parce  que  les  biens  n'ont  pas  par  eux- 
memes  de  caractere  neutre  ou  hostile,  mais  prennent 
toujours  celui  dont  se  trouve  revetu  leur  proprie- 
taire;  les  ennemis  d'origine  quoique  Stablis  dans  un 

8)  Art.  10  der  Instructions  du  ministre  de  la  marine  vom  25.  7. 1870 
Yi^iBarhoux,  Jurisprudence  du  Conseil  des  prises  pendant  la  guerre 

de  1870/71;  40. 
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pays  neutre  et  y  faisant  le  commerce  sous  la  pro- 
tection et  le  pavillon  neutre,  ne  perdant  point  le  cor 
ractere  ennemi,  il  serait  tout  ä  la  fois  dMoyal  et  contra- 
dictoire  d'aesimiler,  suivant  Voccasion  et  les  chances  vari- 
ables de  la  guerre,  les  neutres  d'origine  ä  des  ennemis  uni- 
guement  parce  qu'üs  residereraient  et  commerceraient  en 
pays  ennemi."^^)  Die  gleiche  Anschauung  ist  im  Krimkrieg 
und  dann  namentlich  in  dem  Krieg  von  1870/71  von  den  Fran- 
zosen vertreten.  So  in  dem  Falle  „Johann",  wo  die  Waren 
deutscher  Kaufleute,  die  zwar  in  Britisch-Honduras  wohnten, 
aber  nicht  die  englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten,^^) 
konfisziert  wurden,  in  dem  Fall  „Nicolaus'':  die  Begründung 
eines  Handelshauses  im  Feindesland  schaffe  nur  eine  Prä- 
sumtion, keinen  Beweis  für  die  feindliche  Nationalität,^^ 
schließlich  in  dem  Fall  „Laura  Louise":  das  einfache  Faktum 
der  Niederlassung  im  neutralen  Land  begründe  noch  nicht  die 
neutrale  Eigenschaft  der  Ware,  weil  daraus  noch  nicht  not- 
wendig der  Erwerb  der  neutralen  Staatsangehörigkeit  hervor- 
gehe. ^^) 

A.   Der  Beweis  der  Nationalität. 
Bedenken  gegen  das  Die  Nationalität  der  Wareneigentümer 

Pnnzip.  g^ji  j^jgQ  ^gjj  Ausschlag  geben. 

Damit  ist  ein  Prinzip  aufgestellt,  das  sich  zwar  durch 
logische  und  juristische  Haltbarkeit  auszeichnet,  in  der  An- 
wendung aber,  wie  es  scheint,  zu  erheblichen  praktischen 
Schwierigkeiten  Anlaß  bietet.    Denn  die  Frage  der  Nationalität 


W)  Pistoye-Duverdy,  I,  321—27  („Hardy  c.  le  Voltigente")  und 
486-88  („La  Paix"). 

^^)  Die  Entscheidong  sagt : .  weil  sie  ,,dentschen  ürsprangs**  waren  und 
nicht  den  Nachweis  erbrachten,  daß  sie  dnrch  Naturalisation  die 
englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten:  Barboux,  101—106. 

^  Barboux,  110/111.  Allerdings  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Marineinstruktionen  den  gerade  entgegengesetzten  Standpunkt  zu  vertreten 
scheinen:  „la  nationaliU  des  maisans  de  commerce  doit  se  ditermifier 
d^apria  le  Heu,  oü  elles  sont  ätablies''.  Aber  keine  einzige  Prisen- 
geriehtsentscheidung  hat  den  Wohasitz^  an  Stelle  der  Staatsangehörigkeit  als 
entscheidend  angesehen:  vgl.  de  Boeck  109,  Anm.  3. 

13)  Barboux,  120. 
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wird  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Gesetzgebungen  dmch- 
aus  nicht  einheitlich  geregelt.  Vielmehr  sind  eine  Fülle  spezi- 
alisierter Rechtsvorschriften  und  eine  Mehrheit  leitender  und 
einander  widersprechender  Gesichtspunkte,  nationale  Sonder- 
regeln an  Stelle  gemeinsamer  internationaler  Grundsätze  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Wie  soll  der  Aufbringende  —  ein  OfSzier, 
kein  Jurist  —  ein  Gebiet  beherrschen,  auf  dem  sich  der  eigene 
Staatsangehörige  nur  selten  zurechtzufinden  pflegt? 
Gater  auf  leindUchem  Schiff  Die  französische  Prisengerichtsbarkeit 

werden  als  feindlich  prÄ-     schneidet  diese  Bedenken  zunächst  durch 
snmiert.  g|jjg^    jedenfalls    praktische,    Präsumtion 

ab:  Güter,  die  sich  auf  feindlichem  Schiff  befinden, 
gelten  als  feindlich,  sofern  nicht  der  Gegenbeweis  durch 
den  Reklamanten  der  betreffenden  Güter  geführt 
wird. 

Daher  genügt  nicht  einmal  die  Tatsache,  daß  eine  Waie 
von  einem  neutralen  Hafen  nach  einem  anderen  neutralen  Be- 
stimmungsort verschifft  wird.^^) 
Beweiskraft  soUen  nur  die  Noch    eine    zweite    Bestimmung    er- 

ürkunden  an  Bord  haben,  leichtert  die  Anwendung  des  Seebeate- 
rechts im  französischen  Recht.  Das  „Reglement  vom  26.  Juli 
1778^,  das  niemals  aufgehoben  und  daher  nach  unbestrittener 
französischer  Auffassung  jedenfalls  im  70  er  Kriege  noch  gültig 
war,  bestimmt  ausdrücklich,  daß  sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes, 
wie  der  Eigenschaft  der  Waren  nur  diejenigen  Urkunden 
Beweiskraft  haben  sollen,  diesich  an  Bord  zur  Zeit 
der  Aufbringung  befunden  haben.^^) 


^*)  Entscheidungen  ,,Wilberforce" :  ,,Die  Ware  aof  einem  feindlicheD 
Schiff,  die  nicht  reklamiert  wird,  ist  zu  konfisiieren",  „Paal  Angnste'': 
„Die  offenbare  Bestimmong  des  feindlichen  Schiffes  yon  einem  nentnüen  Hafen 
zu  einem  neutralen  Hafen  genttgt  nicht;  notwendig  ist,  dafi  die  Reklamutai 
der  Ware  ihre  neutrale  NationaUt&t  und  ihr  wirkUche«  Eigentum  nachweiseiL 
„Wiederkunft" :  Die  Ware  ist  zu  konfiszieren,  da  nicht  zu  rermuten  ist,  M 
das  Eigentum  neutral  sei.    S&mtUch  hei  Barhoux,  91 — ^90. 

15)  Veut  Sa  MajestS  que  dans  aucun  cos  les  pUces  qui  pourraieni 
Stre  rapportäes  apris  la  prise  des  bätiments  puisseni  faire  aueum 
foi  ni  itre  d'aucune  utiliti  tant  aux  propriitairee  dee  dits  bdümeHts 
qu'ä   ceux  des   tnarchandises   qui  pourraient  y  avoir  iU  chargüs: 
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Dagegen  ist  unter  dieser  Voraussetzung  gleichgültig  für 
ihren  Beweiswert,  daß  sie  erst  später  vorgelegt  wurden,  und 
es  darf  auch  ihre  Beweiskraft  vervollständigt  oder  entkräftet 
werden  durch  andere  Beweisurkunden  oder  auch  Zeugenaus- 
sagen. ^®) 

Diese  Regel  ist  gerade  für  den  Beweis 
^^ZTZ^SJZt  der  Nationaütät  durchaus  ungerecht.  Denn 
nalit&t  des  Empfängers  der  ^^  Eigentum  an  den  Waren  wird  —  wie 
Ware  nicht  darlegen.  noch  ZU  zeigen  ist  —  wenn  nicht  durch- 
Zweifel gegen  dies  Erfor-  gängig,  SO  doch  in  der  überwiegenden 
demit  und  seine  praktische  Anzahl  aller  Fälle  während  der  Ueberfahrt 
an      ung.  bereits  an  den  Empfänger  übergegangen 

sein.  Wie  aber  soll  dieser  einen  Beweis  über  seine  Nationalität  an 
Bord  schicken?  Wenn  er  von  dem  Augenblick  der  Absendung 
unterrichtet  ist  und  auch  mit  der  Möglichkeit  der  Aufbringung 
des  Schiffes  schon  rechnen  kann,  weil  der  Krieg  bereits  aus- 
gebrochen ist,  oder  —  wie  er  weiß  —  unmittelbar  bevorsteht, 
kann  er  dieser  Pflicht  genügen.  Im  allgemeinen  aber  wird  er 
dazu  nicht  imstande  sein.  Ich  glaube  auch  nicht,  daß  man  es 
mit  dieser  Forderung  ernst  genommen  hat.  Mir  ist  wenigstens 
keine  Entscheidung  bekannt,  in  der  die  Konfiskation  der  Ware 
lediglich  aus  dem  Grunde  ausgesprochen  ist,  weil  der  neutrale 
Eigentümer  seinen  Nationalitätsbeweis  nicht  durch  Papiere  an 
Bord  führen  konnte;  dagegen  ist  in  dem  vorhin  zitierten  Fall 
^Nicolaus^  durch  den  Begierungskommissar  ausdrucklich  aus- 
gesprochen, daß  nur  die  Dokumente  für  den  Beweis  des 
Eigentums  an  Bord  sein  müssen,  daß  es  dagegen  genügt, 
wenn  die  Nationalität  durch  Urkunden  nach  der  Beschlagnahme 
dargetan  wird.  ^'^)  FreiMch  wird  dies  im  vorliegenden  Fall  nur 
damit  gerechtfertigt,  daß  die  Verladung  vor  der  Kriegserklärung 
stattgefunden  habe,  und  daß  es  aus  diesem  Grunde  offenbar 
zu  rigoros  wäre,  zu  verlangen,  daß  sich  die  Beweise  für  die 


wnUant  S.  M,  qu'en  toutes  occaaions  Von  n'ait  igard  qu'aux  seules 
jnices  trouväes  ä  bord.  Art.  11  des  Reglern.  Abdruck  bei  Daliost  und 
J)uboc,  Le  droit  de  visite  1902,  139 ff. 

*^  Entscheidungen  bei  Pistoye-Duverdy  I  424 — 445. 

^7)  Barboux,  110  nnd  dazn  seine  Bemerkungen  111. 
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Nationalität  an  Bord  befänden.  Man  wird  aber  diese  Ver- 
günstigung nicht  bloß  auf  den  Fall  der  Verladung  vor  Kriegs- 
beginn,  sondern  allgemein  zulassen  können;  denn,  wie  Barboux 
kritisch  zu  dieser  Einschränkung  bemerkt,  solche  Urkunden 
werden  sich  fast  niemals  an  Bord  befinden,  weil  sie  den  Destinatar 
der  Waren,  nicht  den  Absender  betreffen,  und  femer  rühren 
jene  Urkunden  von  der  öffentlichen  Autorität  des  Landes  her. 
dem  der  Reklamant  angehört,  verdienen  daher  kein  Miß- 
trauen (112). 

Besteht  nach  der  angegebenen  Beziehung  ein  Konflikt 
zwischen  den  nicht  aufgehobenen  Bestimmungen  von  1778  und 
den  Forderungen  der  Billigkeit,  so  ist  Beweisstrenge  in  einem 
andern  Punkt  durchaus  am  Platz. 

Manipulationen  zur  Ein  Schutz  ist  erforderlich  gegen  üm- 

ümgehnng  des  Staatsange-     gehung    des    Seebeuterechts :    Man   kann 

hörigkeitsprinzips.   Die       eine  neutrale  Staatsangehörigkeit 

Möglichkeiten    eines    Er-     erwerben,    um     seine    Waren    in 

werbes  neutraler,  der  Ab-         .  o       i»  xr       r-ii...« 

, i  •  JT  V        einem  Seekrieg  vor  Konfiskation 

legung     einer     feindlichen  ® 

Nationalität.  Das  geltende     ZU  bewahren,  und  man  kann  eine 
Recht    der    yerschiedenen     feindliche     Staatsangehörigkeit. 
Staaten  erleichtert    solche     die  einem  infolge  des  Seekrieges 
Umgehungsversuche.  unbequem     werden     könnte,    aus 

demselben  Grund  verbergen  oder  ablegen.  Die 
Grundsätze  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
sind  nicht  derartig,  daß  sie  solche  Manipulationen  ausschließen 
oder  auch  nur  erheblich  erschweren.  Im  Gregenteil :  der  Erwerb 
einer  Staatsangehörigkeit  ist  nach  manchen  Rechten  ohne 
Schwierigkeit  zu  erreichen.  Namentlich  ist  ein  längerer 
Aufenthalt  in  dem  betreffenden  Lande  häufig 
keine  Vorbedingung  für  den  Erwerb  der  Staats- 
angehörigkeit. 

Zum  Beispiel  fordert  das  deutsche  Staatsangehörigkeits- 
gesetz für  die  Naturalisation  unbescholtenen  Lebenswandel. 
Dispositions-  und  Ernährungsfähigkeit,  im  übrigen  aber  nur. 
daß  die  Antragsteller  an  dem  Ort,  wo  sie  sich  niederlassen 
wollen,  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  finden 
(§  8).    Die  preußische  Verwaltungspraxis  geht  zwar  dahin,  die 
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zTivorige  tatsächliche  Niederlassung  im  Inland  regelmäßig  zur 
Bedingung  zu  machen ;  aber  es  kann  doch  davon  ausnahmsweise 
Abstand  genommen  werden,  und  ein  längerer  Wohnsitz 
wird  jedenfalls  nicht  gefordert.^^  Ebenso  ist  die 
italienische  Naturalisation  an  keine  vorherige  Residenzpflicht 
gebunden:  sie  ist  in  das  diskretionäre  Ermessen  des  Königs 
gestellt,  trijt  freilich  erst  in  Kraft  6  Monate,  nachdem  das 
Ernennungsdekret  an  dem  Ort,  wo  der  Fremde  sich  niederlassen 
will  oder  sich  niedergelassen  hat,  ausgestellt  ist. ^^j  Oest er- 
reich verlangt  zwar  regelmäßig  einen  ununterbrochenen  Aufent- 
halt von  10  Jahren;  doch  darf  der  Minister  des  Innern  von 
diesem  wie  den  anderen  Erfordernissen  Abstand  nehmen.  ^) 
Nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten,  das  im 
allgemeinen  ebenso  wie  England  einen  Wohnsitz  von  fünf 
Jahren  fordert,  kann  doch  jemand,  der  auf  einem  amerikanischen 
Handelsschiff  drei  Jahre  mit  Ehren  gedient  hat  (gleichgültig, 
ob  dies  unmittelbar  vor  dem  Antrag  auf  Naturalisation  ge- 
schehen ist  oder  nicht),  die  amerikanische  Staatsangehörigkeit 
erwerben,  ohne  daß  ihm  eine  Residenzpflicht  auferlegt  wird.  2^) 
Rußland  gestattet  eine  beliebige  Abkürzung  der  Ver- 
pflichtung zum  Wohnsitz  für  alle  diejenigen  Fremden,  die 
sich  durch  ihre  Talente  oder  die  Rußland  geleisteten 
Dienste  ausgezeichnet  haben.^)  Die  Niederlande  gewähren 
die  gleiche  Vergünstigung  für  Fremde,  die  dem  Staat  erheb- 
liche Dienste  geleistet  haben,  oder  deren  Zu- 
lassung vom  öffentlichen  Interesse  gefordert 
wird.^)  Portugal  gestattet  einen  Dispens  von  dem  sonst 
vorgeschriebenen  einjährigen  Wohnsitz  ganz  oder  zum  Teil, 
wenn  der  Antragsteller  eine  Portugiesin  geheiratet  hat,   oder 

^)  Cahn,  Das  Reichsgesetz  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  6.  1870.  2.  Aufl.  81  No.  13  und  An- 
lage No.  69  (482  fF.). 

^®)  Weiß,  Tratte  tJteorique  et  pratique  de  droit  international 
privi.    Bd.  I:   De  la  nationalitd,  641/42. 

20)  Weiß,  624. 

21)  Weiß,^m\\i  und  638 ff.  (England). 

22)  Weiß,  608. 

23)  Weiß,  67Ö. 
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einer  seiner  Aszendenten  Portugiese  war.  und  Staaten,  schließlich 
vom  Range  Yeneznela's,  geben  eine  Naturalisation  jedem, 
gegen  den  „keine  Bedenken  obwalten^;  auch  wenn  er  nodi 
nicht  einmal  die  Absicht  hat,  seinen  Wohnsitz  in  dem 
Lande  zu  begründen  und  aufrecht  zu  erhalten.^) 

Vielfach  wird  femer  die  Wiedererlangung  einer  Staats- 
angehörigkeit, die  man  verloren  hat,  erheblich  ,  erleichtert. 
Deutschland  erlaubt  die  Wiedererlangung  ohne  Niederlassung 
allen,  die  durch  10jährigen  Auslandsaufenthalt  ihre  deutsche 
Reichsangehörigkeit  verloren  und  keine  andere  Staats- 
angehörigkeit erworben  haben  und  erteilt  sogar  einen 
Rechtsanspruch  auf  die  Wiedererlangung,  sofern  der  betreffende 
in  einem  deutschen  Bundesstaate  sich  niedergelassen  hat, 
d.  h.  ein  Unterkommen  besitzt  und  die  Absicht  erklärt,  seioen 
Aufenthalt  in  der  betreffenden  Gemeinde  zu  nehmen  (§  21)^1, 
für  Frankreich  genügt  in  dem  gleichen  Fall  ebenfalls  die  blofie 
Begründung  eines  Wohnsitzes^)  und  dasselbe  gilt  für  Belgien, 
Spanien  und  Portugal.  ^"^  Schließlich  verdienen  auch  die  Ge- 
setze Beachtung,  die  den  im  Inland  geborenen  Kindern  eines 
Ausländers  Optionsrechte  für  die  Staatsangehörig- 
keit des  Geburtslandes  bewilligen  und  nur  verlangen, 
daß  diese  Erklärung  ein  Jahr  nach  erlangter  Großjährigkeit 
abgegeben  wird.^) 

Die  mala  fide  erworbene  ^us  üedieser  bersicht  ergibt  sich,  daß 

Staatsangehörigkeit         man  unter  Umständen  sehr  schnell  eine 

wird  von  der  französischen     fremde  Staatsangehörigkeit  erwerben  kann. 

Auffassungnichtrespektiert.  j^^  französische  Seebeuterecht  sucht  sich 
gegen  solche  fraudulosen  Erwerbsarten  zu  schützen  dadurch, 
daß  es  die  mala  fide  erworbene  Staatsangehörigkeit 
nicht  respektiert.  In  verschiedenem  Umfang  ist  dies  bis- 
her geschehen.  Das  Reglement  von  1704  forderte  nur,  daß  die 
Staatsangehörigkeit  vor  der  Kriegserklärung  erworben  würde.  ''^) 

2*)  Weiß,  605  (Portugal),  Cahn  470  (Venezuela). 

25)  Cahn,  183  ff. 

26)  Weiß,  582,  593. 

27)  Weiß,  664  (Belgien),  674  (Spanien),  606  (Portugal). 
2Sj  Zusammenstellung  bei  Cahn,  25—27. 

2»;  de  Boeck,  164, 
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Das  Reglement  von  1778  begnügt  sich  damit  nicht,  erkennt 
vielmehr  eine  Staatsangehörigkeit  nur  dann  an,  wenn  sie 
drei  Monate  vor  der  Kriegserklärung  erworben 
wurde,  oder  wenn  die  Erwerber  wenigstens  drei 
Monate  vor  der  Kriegserklärung  ihren  Wohnsitz 
in  das  neutrale  Land  verlegt  hatten,  selbst  wenn 
die  Staatsangehörigkeit  erst  später  erworben 
wurde.  Die  letztere  Vergünstigung  erklärt  sich  nach 
Pistoye-Duverdy  daraus,  daß  der  Gesetzgeber  in  der  Ver- 
legung des  Wohnsitzes  ein  Zeichen  für  den  ernsten  Willen 
erblickt,  daß  der  feindliche  Untertan  seine  ursprüngliche  Staats- 
angehörigkeit ablegen  wollte,  um  die  der  Macht  zu  adoptieren, 
bei  welcher  er  wohnt.  ®^) 

Anstelle  dieser  spezialisierten  Bestimmungen  geben  die 
Instruktionen  von  1870  nur  eine  allgemeine  Anweisung.  Sie 
schreiben  für  den  Fall,  daß  eine  Nationalitäts  Veränderung 
seit  der  Kriegserklärung  stattgefunden  habe,  die  „größte  Auf- 
merksamkeit" vor,  um  sich  zu  vergewissem,  daß  diese  Operation 
im  guten  Glauben  vorgenommen  ist  und  nicht  zu  dem  ein- 
zigen Zweck,  um  in  Wahrheit  feindliches  Eigen- 
tum zu  verdecken.  ^^)  Ob  dieses  allgemeine  Kriterium  für 
die  praktischen  Zwecke  des  Seebeuterechts  genügt,  wird  noch 
zu  untersuchen  sein. 

Noch  wesentlich  leichter  ist  die  Um- 
Die  Umgehung  des  See-  j^  ^^  Seebeuterechts  für  die  Gelder 
benterechts  bei  mehrfacher      ®  , ,     .  »^     x 

Staatsangehörigkeit. üeber-     «^hr    zahlreichen)    Fälle,     in    denen 

Sicht  ttber  den  Stand  der     Jemand,  sei  es  durch  Geburt  oder 

Gesetzgebung  und  die  hier-     Naturalisation,  mehreren  Staaten 

nach    hanptsächUch    mög-     angehört.      Wül    ein    solches    y^sujet 

^  ^°       ®'  mixte^   die  ihm    gehörigen   Waren    vor 

Wegnahme  in  einem  Seekrieg  bewahren,   so  ist  es  hierzu  in 

besonderem  Maße  befähigt.    Es  ist  dann  in  der  Lage,  bald  die 

eine,  bald  die  andere  Staatsangehörigkeit  bescheinigen  zu  können, 

kann  also,  wenn  es  Deutscher  und  Franzose  ist,  seine  deutsche 


^)  Pistoye-Duverdy  I  504.     In  demselben  Sinne  wird  die  nicht 
ganz  zweifelsfreie  Bestimmung  von  de  Boeck  164,  165  Anm.  2  interpretiert. 
5^)  BarbouXy  Instructions  No.  7,  150. 
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Staatsangehörigkeit  durch  Papiere  belegen,  wenn  Deutschland, 
seine  französische,  wenn  Frankreich  in  einem  Seekrieg  neutral 
ist.  Und  eine  solche  Person  kann  ferner  die  ihm  unbequeme 
feindliche  Staatsangehörigkeit  durch  Verzicht  oder  Bewir- 
kung  der  Entlassung  in  ganz  kurzer  Zeit  zum  Erlöschen 
zu  bringen.  Prisengerichtsentscheidungen,  in  denen  solche 
Manipulationen  als  ungültig  zurückgewiesen  wurden,  sind  mir 
nicht  bekannt.  Aber  es  wäre  gewiß  übereilt,  daraus  zu 
schließen,  daß  jene  Kunstgriffe  zum  Schutz  des  Eigentums  in 
Kriegszeiten  nicht  vorgekommen  seien  oder  gar,  daß  sie  auch 
in  den  kommenden  Seekriegen  nicht  benutzt  werden  würden. 
Die  Möglichkeit,  das  Seebeuterecht  auf  diesem  Wege  illusorisch 
zu  machen,  ist  jedenfalls  gegeben,  und  der  Scharfblick  der 
Kaufleute  hat  noch  stets  in  Seekriegen  solche  Mittel  angefunden 
und  verwendet.  So  ist  die  Frage,  ob  und  wie  man  diesen 
Gefahren  begegnen  kann,  entscheidend  für  das  Urteil  über 
die  Brauchbarkeit  des  Staatsangehörigkeitsprin- 
zips: findet  man  keine  Mittel  und  Wege,  um  solche  Täuschungen 
aufzudecken,  so  ist  das  Nationalitätsprinzip  jedenfalls  de  lege 
ferenda  abzulehnen.  Es  wird  sich  daher  empfehlen,  zunächst 
durch  eine  Uebersicht  über  den  Stand  der  Gesetzgebungen 
darzulegen,  in  welchem  Umfang  die  Gefahr  einer  mehr- 
fachen Staatsangehörigkeit  besteht. 

1.  Die  Staaten  vertreten  heute  bekanntlich  überwiegend 
das  jus  sanguinis,  d.  h.  den  Standpunkt,  daß  das  Kind  mit 
der  Geburt  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters  (bei 
unehelichen  Kindern  die  Staatsangehörigkeit  der  Mutter)  erwirbt. 
Daneben  aber  bestimmt  sich  die  Staatsangehörigkeit  in  erheb- 
lichem Maße  nach  dem  jus  soli:  d.  h.  das  Kind  erwirbt  die 
Staatsangehörigkeit  des  Landes,  in  dem  es  zur 
Welt  kommt.  Die  von  den  ausländischen  Eltern  ab- 
stammende Person  kann  also  vom  Tage  der  Geburt  an  zugleich 
die  Staatsangehörigkeit  ihrer  Abstammung  und  ihres 
Geburtslandes  erwerben. ^^j 

^  Zu  dem  folgenden  ist  zu  vergleichen  von  und  zu  Bodmann, 
Die  Rechtsverhältnisse  der  sogen,  stijets  mixtes  im  Archiv  für  öffentliches 
Becht  XII  200  ff.  und  in  demselben  Archiv  Keidel,  Gebart  nnd  Aufenthalt 
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Es  sind  nur  wenige  Staaten,  die  ausschließlicli  das 
Recht  der  Abstammung  ohne  Rücksicht  auf  das  Geburts- 
land anerkennen:  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn, 
Norwegen,  Schweden  und  die  deutschen  Kantone  der 
Schweiz,  und  andererseits  nur  einige  Staaten  mit  ausschließ- 
licher Geltung  des  jus  soli:  die  südamerikanischen 
Staaten.  Die  in  den  letzten  Staaten  zur  Welt  kommenden  Kinder 
ausländischer  Eltern,  die  deren  Nationalität  nach  ihrem  Heimats- 
recht erben,  sind  also  ausnahmslos  im  Besitz  zweier  Staats- 
angehörigkeiten. ^^)  Die  große  Mehrzahl  der  Staaten  steht  nun 
zwar  auf  dem  Abstammungsprinzip,  läßt  aber  daneben  dem/n^ 
sali  einen  erheblichen  Einfluß  zu,  und  schafft  dadurch  ebenfalls  die 
Möglichkeit  mehrfacher  Staatsangehörigkeit.  Hier  sind  mehrere 
Gruppen  zu  unterscheiden.  Zuerst  Frankreich.  Ist  das 
Kind  eines  Ausländers,  der  in  Frankreich  geboren 
ist,  ebenfalls  dort  zur  Welt  gekommen,  so  wird  es 
dadurch  ipso  jure  Franzose,  Nur  die  Geburt  entscheidet 
hier:  es  ist  nicht  erforderlich,  daß  der  Vater  in  Frankreich 
domiziliert  war,  noch  daß  das  Kind  daselbst  erzogen  ist.^) 
Die  zweite  Gruppe  von  Staaten  bildet  der  Oranje-Freistaat 
und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Die  hier 
geborenen  Kinder  deutscher  Eltern  werden  zu  Staatsangehörigen 
des  Geburtslandes,  wenn  der  Vater  in  diesem  Land  domiziliert 
ist.*^)  Die  dritte  Gruppe  (Dänemark,  Kolumbien, 
Ecuador)  vertreten  denselben  Grundsatz  nur,  wenn  das  Kind 


als  Anknüphrngspnnkt  für  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  XVI  88  ff. 
Ferner  v.  Mar  tilg,  Das  Recht  der  Staatsangehörigkeit,  Annalen  des 
Deutschen  Beichs  (1878)  793  ff.  and  die  Rapports  et  Correspondences 
des  Beprisentants  diplomatiques  de  Grande  Bretagne  etc.  im  Becueil 
de  Traitds  (1896),  XXIX  514  ff. 

^  z.  B. :  Der  Yon  Deutschen,  Engländern,  Amerikanern,  Franzosen  etc. 
Abstammende,  der  in  Brasilien,  Argentinien,  Venezuela  zur  Welt  kommt: 
Bodmann,  219  ff. 

»*)  Code  civil  frangais  Art.  8»,  dazu  Weiß,  194  ff. 

^)  Bodmann,  227  ff.  Die  Tragweite  der  amerikanischen  Auffassung 
ist  bestritten,  Weiß,  243  ff. 

»)  Bodmann,  228  ff. 
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gehört.  Wer  aber  ist  der  Feind?  Das  französische  System 
ruht  auf  dem  Grundgedanken  des  modernen  Eriegsrechts,  daß 
der  Krieg  nicht  eine  Beziehung  zwischen  einzelnen,  sondern 
zwischen  Staaten  ist.  Daher  kann  man  zum  Feind  nicht  den- 
jenigen rechnen,  der  „zufällig"  in  Feindesland  wohnt  oder  dort 
Handel  treibt,  sondern  nur  denjenigen,  der  Untertan  des  feind- 
lichen Staates  ist  und  der  somit  —  in  guten  wie  bösen  Tagen 
—  als  Staatsangehöriger  sein  Schicksal  mit  dem  „seines" 
Staates  verknüpft  hat. 

Dieses  Prinzip  wird  für  die  Eigenschaft  des  Schiffes  ebenso 
wie  die  der  Ware  durchgeführt.    Wie  die  Nationalität  des 
Schiffes,  genauer  das  Recht  zur  Führung  der  Flagge  eines  neu- 
tralen oder  feindlichen  Staates,®)  so  entscheidet  die  Nationalität 
des  Eigentümers  der  Waren.    Die 
Begründung  der  französi-     ausführUche    Begründung    dieses    Satzes 
assang.  findet  sich  bereits  in  einer  Entscheidung 

vom  13.  Fructidor  an  IX  (1801),  die  für  die  spätere  französische 
Rechtsprechung  maßgebend  geblieben  ist.  Gegen  die  Aus- 
führungen des  Regierungskommissars,  der  den  englischen  Stand- 
punkt als  praktisch  und  berechtigt  zur  Geltung  bringen  wollte, 
entscheidet  der  „Conseü^:  „La  risidence  en  pays  Stranger 
n'empSche  pas  un  individu  d'appartenir  au  pays  gut  Va  vu 
naitre;  pour  ne  plus  tenir  ä  sa  patrie,  ü  faut  qu'il  ait 
volontairement  choisi  une  patrie  nouveUe  et  gu'eUe  Vau 
rSgUlierement  adqptS;  sans  cette  ränanciation  de  sa  part  ä 
son  ancienne  patrie,  sans  cette  adoption  nScessaire,  ü  est 
toujours  ce  qu'il  Statt  auparavant,  ami  des  amis,  ennemi 
des  ennemis  de  sa  patrie  native;  lorsque  cette  patrie  est 
neutre,  il  reste  neutre  lui-meme  et  doit  jouir  pour  sa  per- 
sonne comme  pour  ses  Mens  de  tous  les  avantages  de  la 
neutralitä  .  .  .  parce  que  les  biens  n^ont  pas  par  eux- 
memes  de  caractire  neutre  ou  hostile,  mais  prennent 
toujours  celui  dont  se  trouve  revetu  leur  proprie- 
taire;  les  ennemis  d'origine  quoique  Stablis  dans  un 

^)  Art.  10  der  Instructions  du  ministre  de  la  marine  vom  25.  7. 1870 
\i%iBarboux^  Jurisprudence  du  Conseil  des  prises  pendant  la  guerre 

de  1870/71;  40. 
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pays  neutre  et  y  faisant  le  commerce  sous  la  pro- 
tection et  le  pavillon  neutre,  ne  perdant  point  le  ca- 
ractere  ennemi,  ü  serait  tout  ä  la  fois  (Mloyal  et  contra- 
dictoire  d'assimiler,  suivant  l'occasion  et  les  chances  vari- 
ables de  la  gtterre,  les  neutres  d'origine  ä  des  ennemis  uni- 
quement  parce  quHls  residereraient  et  commerceraient  en 
pays  ennemi.*' ^^)  Die  gleiche  Anschauung  ist  im  Krimkrieg 
und  dann  namentlich  in  dem  Krieg  von  1870/71  von  den  Fran- 
zosen vertreten.  So  in  dem  Falle  „Johann",  wo  die  Waren 
deutscher  Kaufleute,  die  zwar  in  Britisch-Honduras  wohnten, 
aber  nicht  die  englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten, ^^) 
konfisziert  wurden,  in  dem  Fall  „Nicolaus":  die  Begründung 
eines  Handelshauses  im  Feindesland  schaffe  nur  eine  Prä- 
sumtion, keinen  Beweis  für  die  feindliche  Nationalität,^^ 
schließlich  in  dem  Fall  „Laura  Louise":  das  einfache  Faktum 
der  Niederlassung  im  neutralen  Land  begründe  noch  nicht  die 
Beutrale  Eigenschaft  der  Ware,  weil  daraus  noch  nicht  not- 
wendig der  Erwerb  der  neutralen  Staatsangehörigkeit  hervor- 
gehe. 1^) 

A.   Der  Beweis  der  Nationalität. 
Bedenken  gegen  das  Die  Nationalität  der  Wareneigentümer 

^^^^^^V'  soll  also  den  Ausschlag  geben. 

Damit  ist  ein  Prinzip  aufgestellt,  das  sich  zwar  durch 
logische  und  juristische  Haltbarkeit  auszeichnet,  in  der  An- 
wendung aber,  wie  es  scheint,  zu  erheblichen  praktischen 
Schwierigkeiten  Anlaß  bietet.    Denn  die  Frage  der  Nationalität 

10)  Pistoye-Duverdy,  I,  321—27  („Hardy  c.  le  Voltigente")  und 
486-88  („La  Paix''). 

11)  Die  Entscheidung  sagt :  weil  sie  „deutschen  Ursprungs"  waren  und 
nicht  den  Nachweis  erbrachten,  daß  sie  durch  Naturalisation  die 
englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten:  Barboux,  101—106. 

^  Barbouxy  110/111.  Allerdings  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Marineinstruktionen  den  gerade  entgegengesetzten  Standpunkt  zu  vertreten 
scheinen:  „la  nalionalitä  des  maisons  de  commerce  doit  se  ditermifter 
d^apree  le  Heu,  oü  elles  sont  4tablies'\  Aber  keine  einzige  Prisen- 
gerichtaentscheidung  hat  den  Wohnsitz,  an  Stelle  der  Staatsangehörigkeit  als 
entscheidend  angesehen:  ygl.  de  Boeck  109,  Anm.  3. 

13)  Barboux,  120. 
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wird  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Gesetzgetmogen  dardH 
aus  nicht  einheitlich  geregelt.  Vielmehr  sind  eine  Fälle  spezi- 
alisierter Rechtsvorschriften  und  eine  Mehrheit  leitender  und 
einander  widersprechender  Gesichtspunkte,  nationale  Sonder- 
regeln an  Stelle  gemeinsamer  internationaler  Grundsätze  zur  An-^ 
Wendung  zu  bringen.  Wie  soll  der  Aufbringende  —  ein  Offizier, 
kein  Jurist  —  ein  Gebiet  beherrschen»  auf  dem  sich  der  eigene 
Staatsangehörige  nur  selten  zurechtzufinden  pflegt? 
Güter  auf  feindlichem  Sclüff  Die  französische  Prisengerichtsbarkeit 

werden  ali  feindlich  pr&^     schneidet  diese  Bedenken  zunächst  durch 
snmiert  ^j^^^    jedenfalls    praktische,    Präsumtion 

ab:  Güter,  die  sich  auf  feindlichem  Schiff  befinden, 
gelten  als  feindlich,  sofern  nicht  der  Gegenbeweis  durch 
den  Reklamanten  der  betreffenden  Gfiter  geffihrt 
wird. 

Daher  genagt  nicht  einmal  die  Tatsache,  daß  eine  Ware 
von  einem  neutralen  Hafen  nach  einem  anderen  neutralen  Be- 
stimmungsort verschifft  wird.^^) 
Beweiskraft  sollen  nur  die  Noch    eine    zweite    Bestimmmig    er- 

ürkunden  an  Bord  haben,  leichtert  die  Anwendung  des  Seebeute- 
rechts im  französischen  Recht.  Das  „Reglement  vom  26.  Juli 
1778^,  das  niemals  aufgehoben  und  daher  nach  unbestrittener 
französischer  Auffassung  jedenfalls  im  70  er  Kriege  noch  gültig 
war,  bestimmt  ausdrücklich,  daß  sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes, 
wie  der  Eigenschaft  der  Waren  nur  diejenigen  Urkunden 
Beweiskraft  haben  sollen,  diesich  an  Bord  zurZeit 
der  Aufbringung  befunden  haben.^^) 


^*)  Entscheidungen  ,,Wilberforce" ;  „Die  Ware  atxf  einem  feindliclien 
Schiff,  die  nicht  reklamiert  wird,  ist  zu  konfiwieren",  ,,Paal  Augaste": 
„Die  offenbare  Bestimmong  des  feindlichen  Schiffes  von  einem  neatralen  Hafea 
zu  einem  neutralen  Hafen  genügt  nicht;  notwendig  ist,  daß  die Beklamantn 
der  Ware  ihre  neutrale  Nationalität  and  ihr  wirkUches  Eigentum  nachweisen. 
„Wiederkanft" :  Die  Ware  ist  zn  konfiszieren,  da  nicht  za  yermuten  ist,  daft 
das  Eigentum  neutral  sei.    S&mtlich  bei  Barboux,  91 — 95. 

^)  Veut  Sa  Maj€8t4  que  dans  aucun  cos  les  pidces  quipaurraimU 
itre  rapporiäes  apris  la  prise  des  bdtiment»  puisaent  faire  aiuame 
foi  ni  itre  Waucune  utiliU  tant  aux  propriätairee  des  dits  bäHments 
qü'ä   ceux  des   marchandises  qui  pourraient  y  avoir  iÜ  chargees: 
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Dagegen  ist  unter  dieser  Voraussetzong  gleichgültig  für 
ihren  Beweiswert,  daß  sie  erst  später  vorgelegt  wurden,  und 
es  darf  auch  ihre  Beweiskraft  vervollständigt  oder  entkräftet 
werden  durch  andere  Beweisurknnden  oder  auch  Zeugenaus- 
sagen. ^^ 

Diese  Regel  ist  gerade  fflr  den  Beweis 
der  ^TZh  "die^Nati'"  *®^  Nationalität  durchaus  ungerecht.  Denn 
naUt&t  des  Empfängers  der  *««  Eigentum  an  den  Waren  wird  —  wie 
Ware  nicht  darlegen.  noch  ZU  zeigen  ist  —  wenn  nicht  durch- 
Zweifei  gegen  dies  Brfor-  gängig,  SO  doch  in  der  überwi^enden 
dernis  und  seine  praktische  Anzahl  aUer  Fälle  während  der  Ueberfahrt 
ung.  bereits  an  den  Empfänger  übergegangen 

sein.  Wie  aber  soll  dieser  einen  Beweis  über  seine  Nationalität  an 
Bord  schicken?  Wenn  er  von  dem  Augenblick  der  Absendung 
unterrichtet  ist  und  auch  mit  der  Möglichkeit  der  Aufbringung 
des  Schiffes  schon  rechnen  kann,  weil  der  Krieg  bereits  aus- 
gebrochen ist,  oder  —  wie  er  weiß  —  unmittelbar  bevorsteht, 
kann  er  dieser  Pflicht  genügen.  Im  allgemeinen  aber  wird  er 
dazu  nicht  imstande  sein.  Ich  glaube  auch  nicht,  daß  man  es 
mit  dieser  Forderung  ernst  genommen  hat.  Mir  ist  wenigstens 
keine  Entscheidung  bekannt,  in  der  die  Konfiskation  der  Ware 
lediglich  aus  dem  Grande  ausgesprochen  ist,  weil  der  neutrale 
Eigentümer  seinen  Nationalitätsbeweis  nicht  durch  Papiere  an 
Bord  führen  konnte;  dagegen  ist  in  dem  vorhin  zitierten  Fall 
„Nicolaus^  durch  den  Begierungskommissar  ausdräcklich  aus- 
gesprochen, daß  nur  die  Dokumente  für  den  Beweis  des 
Eigentums  an  Bord  sein  müssen,  daß  es  dagegen  genügt, 
wenn  die  Nationalität  durch  Urkunden  nach  der  Beschlagnahme 
dargetan  wird.  ^'^)  FreiHch  wird  dies  im  voriiegenden  Fall  nur 
damit  gerechtfertigt,  daß  die  Verladung  vor  der  Kriegserklärung 
stattgefunden  habe,  und  daß  es  aus  diesem  Grunde  offenbar 
zu  rigoros  wäre,  zu  verlangen,  daß  sich  die  Beweise  für  die 


fHmlant  S.  Jf.  gu'en  toutea  oecctaiona  Von  n'ait  4gard  qu*aux  seules 
jpiäces  trouvies  ä  hord.  Art.  11  des  Reglern.  Abdmck  bei  Dallo»  und 
Duboc,  Le  droit  de  visite  1902,  139 ff. 

*•)  Entscheidungen  bei  Pistoye-Duverdy  I  424 — 445. 

^7)  Barboux,  110  nnd  dazu  seine  Bemerkungen  111. 
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heb  er,  die  in  Oesterreich  einheimisch  sind,  zugute  kommt, 
vorausgesetzt,  daß  in  GemäBheit  des  Abs.  2  des  Art.  1  das 
betreffende  Werk  auch  in  Oesterreich  selbst  noch  unter  Schutz 
steht. 

Auf  dem  Boden  dieser  Rechtsausffihrung  ist  auch  die  Frage 
zu  beantworten,  ob  österreichische  Staatsangehörige  berechtigt 
sind,  den  Schutz  des  §  21  des  Kunstschutzgesetzes  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  anzurufen?  Die  Frage 
ist  zweifellos  zu  bejahen  und  zwar  aus  einem  doppelten  Ge- 
sichtspunkte. Einmal  ist  nach  dem  soeben  Gesagten  der  in 
Deutschland  vom  1.  7.  07  an  geltende  Schutz  für  Bildnisse  auch 
bei  Werken  gleicher  Art  ohne  weiteres  anwendbar,  welche  der 
Disposition  österreichischer  Staatsangehöriger  unterstehen.  So- 
dann aber  handelt  es  sich  bei  dem  Einspruchsrecht  gegen  die 
öffentliche  Ausstellung  eines  Bildnisses  nicht  sowohl  um  einen 
Ausfluß  des  Urheberrechts,  als  vielmehr  um  eine  Wirkung  des 
Persönlichkeitsrechtes.  Der  Schutz  des  Persönlichkeitsrechts 
steht  aber  den  ausländischen  Staatsangehörigen  ohne  weiteres 
zu,  solange  nicht  Vergeltungsmaßregeln  den  Angehörigen  eines 
bestimmten  Staates  gegenüber  angeordnet  worden  sind.  Dnter 
diesem  Gesichtspunkte  ist  es  auch  vollständig  gleichgültig,  ob 
der  österreichische  Staatsangehörige,  welcher  die  Disposition 
über  das  betreffende  Bildnis  besitzt,  nicht  berechtigt  wäre,  in 
Oesterreich  selbst  der  öffentlichen  Ausstellung  sein  Verbot  ent- 
gegenzusetzen. Wie  die  materielle  Tragweite  des  Urheber- 
schutzes für  ein  bestimmtes  Werk  unter  Umständen  in  einem 
Staate,  in  welchem  dasselbe  nicht  einheimisch  ist,  erheblicher 
sein  kann,  als  in  dem  Staate,  in  dem  dasselbe  einheimisch  ist, 
so  kann  auch  der  Schutz  der  Persönlichkeit  in  einem  Staate, 
welcher  nicht  .der  Heimatstaat  desjenigen  ist,  der  den  Person^ 
lichkeitsschutz  in  dem  konkreten  Falle  in  Anspruch  nimmt, 
intensiver  und  weitei^ehend  sein,  als  der  ihm  in  dem  Heimat- 
staat gewährte. 


Nach  weichen  Gesichtspunkten  ist  für  Zwecice  des  See- 

beuterechts  die  feindliehe  oder  neutrale  Eigenschaft  der 

Ware  zu  bestimmen? 

Ein  Reformyorschlag  yon  Professor  lilepmanil,  Kiel. 

I.  Die  Fragestellung. 

1.  Das  Seebeuterecht,  d.  h.  das  Recht  eines  Eriegfährenden 
auf  Aneignung  des  dem  Seehandel  dienenden  Privateigentums 
im  Seekrieg  ist  durch  die  Pariser  Deklaration  zugunsten  des 
neutralen  Handels  erheblich  eingeschränkt.  Drei  Prinzipien 
standen  sich  bis  dahin  gegenüber:  Das  Prinzip  der  ^hostile 
infection^,  das  des  ^Consolato  del  mare^  und  das  hollän- 
dische Prinzip.  Nach  dem  ersten  Prinzip  sind  alle  Schifte 
die  mit  feindlichem  Gut  beladen  sind,  und  neutrales  Gut  auf 
Feindesschiff  der  Wegnahme  ausgesetzt:  „robe  d'ennemy  con- 
fisque  Celle  d'amy.^  ^) 

Durch  die  französischen  Marineordonnanzen  von  1543,  1583, 
1584  und  1681  zur  Geltung  gebracht,  sind  diese  Grundsätze 
Ton  den  Franzosen  in  der  Ordonnanz  von  1650  und  1744  zu- 
gunsten der  zweiten  Auffassung  aufgegeben.  Sie  haben  aber 
auch  später  noch  auf  die  Handhabung  einen  Einfluß  ausgeübt. 
Nach  dem  zweiten  Prinzip,  das  die  Engländer  in  allen  ihren 
Kriegen  bis  zum  Kximkrieg  angewendet  haben  ^),  ist  nur  die 

*)  „Tou8  navirea  gut  se  tnmveront  charg^a  tFeffeta  appartenant 
ä  noa  ennemia  et  lea  marchandiaea  de  noa  aujeta  ou  alliea  (d.  h.  in  der 
damaligen  Zeit  „neutral")  qui  ae  trouveront  dana  un  navire  ennemi 
aaront  pareillemant  de  bonne  priae".  Ordonnance  de  marine  No.  7, 
aligedrackt  bei  Dalloa,  Ripertoira  de  Ugialation,  de  doctrine  et  de 
ßtriaprudence  Bd.  36.  s.  v.  „Priaea  maritimaa". 

^  „Si  quelque  navire  entrant  an  couraa  ou  aa  rStirant  ran- 
contra  quelque  navire  . . .  marchande,  mime  aouapavillon  ami,  et  que  lea 
marchandiaea  dont  ce  navire  eat  charg4,  appartiennent  ä  Vennemi,  le 
commandant  du  vaiaaeau  .  .  .  peut  contraindre  le  maitre  du  navire 
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feindliche  Ware  zu  konfiszieren,  aber  gleichgültig,  ob  sie  auf 
feindlichem  oder  neutralem  Schiff  gefunden  wird.  Nach  dem 
letzten  Prinzip  ist  jedes  Gut  auf  Feindesschiff,  kein  Gut  auf 
neutralem  Schiff  wegzunehmen;  „unfrei  Schiff,  unfrei  Gut,  frei 
Schiff,  frei  Gut".  Von  den  Holländern  im  Interesse  ihres  fried- 
lichen Handels  aufgebracht,  sind  diese  Grundsätze  von  den 
Franzosen  in  ihrem  Reglement  von  1778  akzeptiert.^)  Das  ge- 
meinsame Vorgehen  Frankreichs  und  Englands  in  dem  Erimkrieg 
nötigte  die  beiden  Staaten  zu  einer  Einigung  über  die  Grenzen 
des  Seebeuterechts.  England  verzichtete  auf  die  Beschlagnahme 
des  feindlichen  Gutes  auf  neutralem  Schiff,  Frank- 
reich auf  das  neutrale  Gut  auf  feindlichem  Schiff,  — 
es  sei  denn,  daß  es  sich  um  Eontrebande  handle,  die  auf  jedem 
Schiff  der  Beschlagnahm^  unterliegen  sollte.*)  —  Die  gleichen 
Grundsätze  wurden  dann  durch  die  Pariser  Seerechtsdeklaration 
zum  geltenden  Völkerrecht  der  Seemächte  erhoben,  und  sind 
auch    im    spanisch -amerikanischen  Krieg  von  beiden  Krieg- 


capturi  ä  conduire  oü  il  plaira  au  preneur  son  vaiaseau  et  lea  mar- 
chandises  ennemiea  chargäea  sur  son  hord"  Consolato  del  mare, 
Kap.  273  bei  Pistoye  et  Duverdy,  Traiti  des  prises  maritimes  2  Bde. 
1855  I  341. 

*)  „Fait  defense  Sa  Majest^  ä  tous  armateurs  d'arrSter  et  de 
conduire  dans  les  ports  du  royaume  les  navires  des  puissances  neutres 
quand  m4me  ila  sortiraient  des  ports  ennemis  ou  quHls  y  seraient 
destinds  .  .  .  A  V4gard  des  navires  des  Etats  neutres  qui  seraient 
chargis  de  marchandises  de  eontrebande  destinis  ä  Vennemi,  ils 
pourront  itre  arriter  et  les  dites  marchandises  seront  saisies  et  con- 
flsqu^es;  mais  les  bätiments  et  le  surplus  de  leur  cargaison  seront 
relächäs  ä  moins  que  les  dites  marchandises  de  eontrebande  ne  com- 
posent  les  trois  quarts  de  valeur  du  chargement  auquel  cas  les  navires 
et  la  cargaison  seront  confisquSs  en  entier."  Art.  1  Regl.  von  1778  bei 
Dallon. 

«)  Vgl.  die  englische  Erklänmg  yom  28.  3. 1854  .  .  .  „Her  Majesty 
will  waive  the  right  of  seiging  Ennemy*8  property  laden  an  board  a 
neutral  vessel  unless  it  be  contraband  of  war.  It  is  not  Her  Majestffs 
intention  to  claim  the  conflscation  of  neutral  property  not  being  con" 
traband  of  war  found  on  board  Ennemy's  ship"  Abgedruckt  als 
Appendix  //bei  Holland,  Manual  of  Naval  Priee  Law  (1888),  12a 
InhaltUch  gleichlautend  die  französische  Erklärung  yom  29.  M&rz  bei  Pistoye- 
Duverdy,  II  468. 
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führende»,  obgleich  sie  der  Deklaration  nicht  beigetreten  sind, 
zur  Norm  erhohen  worden,^)  Die  Grundsätze  lauten:  „Die 
neutrale  Flagge  deckt  das  feindliche  Gut  mit  Ausnahme  der 
Kriegskontrebande"  (Art.  2).  „Neutrales  Gut  unter  feind- 
licher Flagge  mit  Ausnahme  der  Kriegskontrebande  darf  nicht 
mit  Beschlag  belegt  werden"  (Art.  3).  Hiemach  ist  nur  feind- 
liches Gut  auf  feindlichem  Schiff  dem  Seebeuterecht  unterworfen. 

Was  ist  unter  feindlichem  und  neutralem  Gut  zu 
verstehen  ? 

Ueber  diese  Fragen  haben  sich  die  vertragschließenden 
Staaten  ebensowenig  wie  über  den  Begriff  „Kontrebande"  ver- 
ständigt, ja  es  scheint,  als  wenn  bei  den  Verhandlungen  zu  der 
Pariser  Deklaration  nicht  einmal  das  Bedürfnis  für  eine  Ver- 
ständigung erkannt  ist.  Und  das  gleiche  Verfahren  war  für 
den  Krimkrieg  von  England  und  Frankreich  eingeschlagen 
worden.  Gemäß  dem  von  ihnen  geschlossenen  Uebereinkommen 
vom  10.  5.  1854  sollte  die  Aburteilung  über  ein  Schiff  und  seine 
Ladung  der  Jurisdiktion  des  Landes  zustehen,  dem  das 
aufbringende  Schiff  angehöre,  und  falls  die  Aufbringung  ge- 
meinsam durch  Schiffe  der  Verbündeten  erfolge,  der  Jurisdiktion 
des  Landes,  dessen  Schiff  die  Oberleitung  bei  der  Aktion  gehabt 
habe.^)  Die  Grundsätze  aber,  nach  denen  die  Jurisdiktion  er- 
folgen und  feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  der  Beschlag- 
nahme unterliegen  sollte,  wurden  nicht  angegeben.  Jeder  durfte 
demnach  seine  bisherigen  Rechtsanschauungen  in  dieser 
Frage  zur  Anwendung  bringen:  diese  aber  maßen  in  England 
und  in  Frankreich  nach  durchaus  verschiedenen  Kriterien.  Aus 
dieser  Vorgeschichte  der  Pariser  Deklaration  ergibt  sich: 


^)  Das  Preußische  Landrecht  hatte  bereits  die  Grandsätze  der  Pariser 

Deklaration  vertreten:    „ aUe  Waren  nnd  Güter  feindlicher 

Untertanen,  welche  auf  feindUchen  Schiffen  gefanden  werden,  sind  für 
gate  Beate  anzasehen."  „Dagegen  soliden  Untertanen  frenndlicher  oder 
neatraler  Mächte  ihr  anf  feindlichen  Schiffen  gefundenes 
Bigentam  nicht  vorenthalten  werden'^  „Aach  das  Eigentum  feind- 
licher Untertanen,  welches  sich  aaf  neutralen  Schiffen  befindet,  ist  frei'^ 
I  9  §§  212—214. 

«)  Holland,  Art  I— III,  S.  122,  124. 
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1)  Daß  die  tertra^chließenden  Staaten  auf  Rechte  t er- 
zieht et  haben,  die  ihnen  bei  ihrer  Eriegfilhmng  frfiher  zu- 
standen. Ein  Terzlcht  ist  aber  streng  zn  interpretieren,  er 
darf  nicht  weiter  ausgelegt  werden,  als  die  Partei^  ausdrack- 
lieh  anerkannt  haben, 

2)  daher  sind  die  Partei^  In  der  Beurteilung  der 
Fragen  nach  der  feindlichen  oder  neutralen  Eigen- 
schaft der  Ware  nicht  gebunden.^  Sie  sind  Tielmehr  be- 
rechtigt, ihr  bisheriges  Recht  in  Prisengerichtdentscheidungen 
zur  Anwendung  zu  bringen  oder  durch  neue  Instruktionen  andre 
Grundsätze  einzuführen,  solange  eine  internationale  Ver- 
ständigung über  diese  Fragen  fehlt. 

Die  Unbestimmtheit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration 
hat  sich  für  die  Rechte  der  Kriegfährenden  und  Neutralen, 
ebenso  aber  auch  für  die  Interessen  der  Handelsschiffahrt  als 
ein  schwerer  Mangel  erwiesen.  Es  wird  daher  eine  Haupte 
aufgäbe  der  2.  Haager  Konferenz  sein,  auf  diesem  Gebiete 
Sicherheit  zu  schaffen  und  die  bisher  offengelassenen  Fragen 
in  einem  bestimmten  Sinn  zu  entscheiden.  In  welchem 
Sinn  die  Beantwortung  der  vorliegenden  Frage  zu  empfehlen 
ist,  soll  unter  Berücksichtigung  der  bisherigen  völkerrechtlichen 
Erfahrungen  untersucht  werden. 

IL  Das  geltende  Recht. 

Die  franeösificke  and  die  1.  Wie  auf  fast  allen  Gebieten  des 

eogliiicb.«inetik»iii8ebe        Seekriegsrechts  stehen  sich  auch  hier  die 
asfloog.  Auffassung  des  französischen  und  die 

des  englisch-amerikanischen  Rechts  gegenfiber.  Die 
französische  Auffassung  betrachtet  als  feindlich  die  Ware,  deren 
Eigentümer  feindlicher  Staatsangehörigkeit  ist,  als 
neutral  die  Ware,  die  einem  neutralen  Staatsangehörigen 
gehört.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung  sieht  als  ent- 
scheidend an,  ob  der  Eigentümer  der  Ware  im  Feindes- 
landoder auf  neutralem  Gebiet  seinen  Wohnsitz  hat. 


'^)  Das  gleiche  gilt  auch  für  die  Fragen  der  Kontrebaad«,  der  Qoallttt 
des  Schiffes,  des  Begriffs  and  der  Qre&sen  der  Kaperei. 
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Kriterioi  fflr  die  Be-  Der  Wert  beider  Systeme  ist  zu  be- 

urteüung:    formeUe  und       stimmen  nach  dem  Zweck,  dem  sie  dienen 
matene  e.  sollen.     Den  VoTzug  verdient  diejenige 

AnSassnng,  die  dem  Ziel  des  Seebenterecbts  als  eines  indirekten 
Mittels  der  Seekriegsffihrong  am  besten  gerecht  wird  oder,  wie 
man  genauer  sagen  muß:  deren  praktische  Anwendung  die 
sichersten  Garantien  dafür  bietet,  daß  der  Zweck  des  Seebeute- 
rechts: die  Schädigung  des  feindlichen  Handels,  erfüllt  wird. 
Diese  Garantien  sind  einmal  formeller  Natur.  Welches  System 
bietet  der  Anwendung  die  geringsten  Schwierigkeiten,  ermöglicht 
also  ein  schnelles,  tatkräftiges  Handeln  und  zugleich  Ent- 
scheidungen, die  auch  ein  Reklamationsprozeß  nicht  zu  häufig 
umstoßen  kann?  und  femer,  welches  System  schätzt  den  Krieg- 
führenden gegen  die  stets  mit  allem  RafGinement  versuchten 
Täuschungen  und  Mittel  des  Handelsverkehrs,  das  Seebeuterecht 
illusorisch  zu  machen:  bei  welchem  sind  solche  EunstgriSe  am 
sichersten  zu  entlarven?  Auf  der  anderen  Seite  soll  aber  die 
Schädigung  des  Handels  nur  innerhalb  der  Grenzen  des 
dem  Kriegführenden  erlaubten  Seebeuterechts  ge- 
schehen. Daher  wird  auch  zu  untersuchen  sein,  welches  System 
den  Neutralen  gegen  Ueberspannungen  und  unberechtigte  Schi- 
kanen besser  zu  schützen  vermag.  Zweitens  handelt  es  sich 
um  materielle  Garantien.  Welche  Auffassung  trifft  wirklich 
den  feindlichen  Handel,  d.  h.  diejenigen  Werte  und  Reserven 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  auf  die  es  für  die  Durchführung 
des  Krieges,  wenn  auch  nur  mittelbar,  ankommt,  deren  Schä- 
digung also  die  Kriegs-  und  Siegschancen  des  Gegners  herunter- 
zudrücken imstande  ist?  Damit  sind  die  Hauptkriterien  an- 
gegeben, die  bei  der  Darstelluiig  der  beiden  Anschauungen  in 
den  Vordergrund  zu  rücken  sind  und  die  zugleich  für  ihre  Be- 
urteilung entscheidende  Bedeutung  haben. 

2.  Die  französische  Auffassung.^ 
Nur  der  Staatsangehörige  Feindlich  können  weder  Schiffe  noch 
'*"'*  "^feteiScr  "^^        "^B^n,  sondern  nur  Personen  sein,  feind- 
liches  Gut  ist  ein  Gut,  das  dem  Feind 

^  Zu  folgendem  igt  namentlich  zn  yetgleiohen  <f#  Boeck,  2>«  la  pro* 
pri4t4  priv^e  ennemie  soua  pavillon  ennemi  (1882)  55—163,  158—216. 
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gehört.  Wer  aber  ist  der  Feind?  Das  französische  System 
ruht  auf  dem  Grundgedanken  des  modernen  Eriegsrechts,  daß 
der  Krieg  nicht  eine  Beziehung  zwischen  einzelnen,  sondern 
zwischen  Staaten  ist.  Daher  kann  man  zum  Feind  nicht  den- 
jenigen rechnen,  der  „zufällig"  in  Feindesland  wohnt  oder  dort 
Handel  treibt,  sondern  nur  denjenigen,  der  Untertan  des  feind- 
lichen Staates  ist  und  der  somit  —  in  guten  wie  bösen  Tagen 
—  als  Staatsangehöriger  sein  Schicksal  mit  dem  „seines" 
Staates  verknüpft  hat. 

Dieses  Prinzip  wird  für  die  Eigenschaft  des  Schiffes  ebenso 
wie  die  der  Ware  durchgeführt.    Wie  die  Nationalität  des 
Schiffes,  genauer  das  Recht  zur  Führung  der  Flagge  eines  neu- 
tralen oder  feindlichen  Staates,®)  so  entscheidet  die  Nationalität 
des  Eigentümers  der  Waren.    Die 
Begründung  der  französi-     ausführüche    Begründung    dieses    Satzes 
u  asBung.  findet  sich  bereits  in  einer  Entscheidung 

vom  13.  Fructidor  an  IX  (1801),  die  für  die  spätere  französische 
Rechtsprechung  maßgebend  geblieben  ist.  Gegen  die  Aus- 
führungen des  Regierungskommissars,  der  den  englischen  Stand- 
punkt als  praktisch  und  berechtigt  zur  Geltung  bringen  wollte, 
entscheidet  der  j,Conseil^:  „La  risidence  en  pays  itranger 
n'empSche  pas  un  individu  d'appartenir  au  pays  gut  Va  vu 
naitre;  pour  ne  plus  tenir  ä  sa  patrie,  ü  faut  qu'ü  ait 
volontairement  choisi  une  patrie  nouvelle  et  qu'elle  Vau 
rigulierement  adopte;  sans  cette  r4nonciaiion  de  sa  pari  ä 
son  andenne  patrie,  sans  cette  adoption  näcessaire,  il  est 
toujours  ce  qu'ü  Statt  auparavant,  ami  des  amis,  ennemi 
des  ennemis  de  sa  patrie  native;  lorsque  cette  patrie  est 
neutre,  il  reste  neutre  lup-metne  et  doit  jouir  pour  sa  per- 
sonne  comme  pour  ses  Mens  de  tous  les  avantages  de  la 
neutralitS  .  .  .  parce  que  les  biens  n'ont  pas  par  eux- 
memes  de  caractere  neutre  ou  hostile,  mais  prennent 
toujours  celui  dont  se  trouve  revetu  leur  proprie- 
taire;  les  ennemis  d'origine  quoique  itablis  dansun 

®)  Art.  10  der  Instructions  du  ministre  de  la  marine  vom  25.  7. 1870 
h^i  Barboux,  Jurisprudence  du  Conseil  des  prises  pendant  la  guerre 

de  1870/71;  40. 
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pays  neutre  et  y  faisant  le  commerce  sous  la  pro- 
tection et  le  pavillon  neutre y  ne  perdant  point  le  ca- 
ractere  ennemi,  il  serait  tout  ä  la  fois  düoyal  et  contra- 
dictoire  d'aesimüer,  suivant  Voccasion  et  les  chances  vari- 
ables de  la  guerre,  les  neutres  d'origine  ä  des  ennemis  unir- 
quement  parce  qu'ils  residereraient  et  commerceraient  en 
pays  ennemi.^  ^^)  Die  gleiche  Anschauung  ist  im  Krimkrieg 
und  dann  namentlich  in  dem  Krieg  von  1870/71  von  den  Fran- 
zosen vertreten.  So  in  dem  Falle  „Johann",  wo  die  Waren 
deutscher  Kaufleute,  die  zwar  in  Britisch-Honduras  wohnten, 
aber  nicht  die  englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten,^^) 
konfisziert  wurden,  in  dem  Fall  „Nicolaus":  die  Begründung 
eines  Handelshauses  im  Feindesland  schaffe  nur  eine  Prä- 
isumtion,  keinen  Beweis  für  die  feindliche  Nationalität,^^ 
schließlich  in  dem  Fall  „Laura  Louise":  das  einfache  Faktum 
der  Niederlassung  im  neutralen  Land  begründe  noch  nicht  die 
neutrale  Eigenschaft  der  Ware,  weil  daraus  noch  nicht  not- 
wendig der  Erwerb  der  neutralen  Staatsangehörigkeit  hervor- 
gehe. ^^) 

A.   Der  Beweis  der  Nationalität. 
Bedenken  gegen  das  Die  Nationalität  der  Wareneigentümer 

Prinzip.  g^ij  g^jg^j  ^ßjj  Ausschlag  geben. 

Damit  ist  ein  Prinzip  aufgestellt,  das  sich  zwar  durch 
logische  und  juristische  Haltbarkeit  auszeichnet,  in  der  An- 
wendung aber,  wie  es  scheint,  zu  erheblichen  praktischen 
Schwierigkeiten  Anlaß  bietet.    Denn  die  Frage  der  Nationalität 


W)  Pistoye-Duverdy,  I,  321—27  („Mardy  c.  le  VolHgente"J  und 
486-88  C„La  Paix^). 

^^)  Die  Entscheidong  sagt : .  weil  sie  „deutschen  Ursprungs"  waren  und 
nicht  den  Nachweis  erbrachten,  daß  sie  durch  Naturalisation  die 
englische  Staatsangehörigkeit  erworben  hatten:  Barboux,  101—106. 

^  Barboux,  110/111.  Allerdings  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Marineinstruktionen  den  gerade  entgegengesetzten  Standpunkt  zu  yertreten 
scheinen:  „la  natUmaliti  des  ntaisons  de  commerce  doit  se  dätermifier 
ePapris  le  Heu,  oü  ellee  aont  stabiles'*.  Aber  keine  einzige  Prisen- 
geriehtaentscheidnng  hat  den  Wohnsitz-  an  Stelle  der  Staatsangehörigkeit  als 
entscheidend  angesehen:  ygl.  de  Boeck  109,  Anm.  3. 

«)  Barboux,  120. 
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wird  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Gesetzgebungen  dnrdH 
aus  nicht  einheitlich  geregelt.  Vielmehr  sind  eine  Fälle  spezi- 
alisierter  Rechtsvorschriften  und  eine  Mehrheit  leitender  und 
einander  widersprechender  Gresichtspunkte,  nationale  Sonder- 
regeln  an  Stelle  gemeinsamer  internationaler  Grundsätze  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Wie  soll  der  Aufbringende  —  ein  Offizier, 
kein  Jurist  —  ein  Gebiet  beherrschen^  auf  dem  sich  der  eigene 
Staatsangehörige  nur  selten  zurechtzufinden  pflegt? 
Qüter  auf  feindlichem  Schiff  Die  französische  Prisengerichtsbarkeit 

werden  als  feindlich  prÄ-     schneidet  diese  Bedenken  zunächst  durch 
sumiert  ^j^g^    jedenfalls    praktische,    Präsumtioit 

ab:  Güter,  die  sich  auf  feindlichem  Schiff  befinden, 
gelten  als  feindlich,  sofern  nicht  der  Gegenbeweis  durch 
den  Reklamanten  der  betreffenden  Guter  geführt 
wird. 

Daher  genügt  nicht  einmal  die  Tatsache,  daß  eine  Ware 
von  einem  neutralen  Hafen  nach  einem  anderen  neutralen  Be- 
stimmungsort verschifft  wird.^^) 
Beweiskraft  sollen  nur  die  Noch    eine    zweite    Bestimmung    er- 

Urkunden  an  Bord  haben,  leichtert  die  Anwendung  des  Seebeute- 
rechts im  französischen  Recht.  Das  „Reglement  vom  26.  Juli 
1778^,  das  niemals  aufgehoben  und  daher  nach  unbestrittener 
französischer  Auffassung  jedenfalls  im  70  er  Kriege  noch  gültig 
war,  bestimmt  ausdrücklich,  daß  sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes, 
wie  der  Eigenschaft  der  Waren  nur  diejenigen  Urkunden 
Beweiskraft  haben  sollen,  diesich  anBord  zur  Zeit 
der  Aufbringung  befunden  haben.^^) 


^^)  Entscheidungen  ,,Wilberforce" :  „Die  Ware  auf  einem  feindlichen 
Schiff,  die  nicht  reklamiert  wird,  ist  zu  konfissieren",  „Faul  Auguste": 
„Die  offenbare  Bestimmung  des  feindlichen  Schiffes  von  einem  neutralen  Hafen 
zu  einem  neutralen  Hafen  genügt  nicht;  notwendig  ist,  daß  die  Reklamanten 
der  Ware  ihre  neutrale  NationaUtät  und  ihr  wirkUches  Eigentum  nachweisen. 
„Wiederkunft" :  Die  Ware  ist  zu  konfiszieren,  da  nicht  zu  rermuten  ist,  daA 
das  Eigentum  neutral  seL    Sämtlich  bei  Barboux,  91— d5. 

^)  Veui  Sa  MajestS  que  dans  aucun  c<ia  lea  pUces  quipaurraimU 
itre  rapportäes  apris  la  priae  des  bätimenU  puissent  fairt  anactme 
foi  ni  itre  d'aucune  utilit4  tant  aux  propriitairee  des  düs  öäümente 
qu'ä  ceux  des   marcliandises   qui  pourraient  y   avoir  ätä  charffdes: 
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Dagegen  ist  unter  dieser  Voraussetzung  gleichgültig  für 
ihren  Beweiswert,  daß  sie  erst  später  vorgelegt  wurden,  und 
es  darf  auch  ihre  Beweiskraft  vervollständigt  oder  entkräftet 
werden  durch  andere  Beweisurkunden  oder  auch  Zeugenaus- 
sagen. ^®) 

Diese  Regel  ist  gerade  für  den  Beweis 
d^*  ^^TZh^'lTiSl  *®^  Nationalität  durchaus  ungerecht.  Denn 
nalit&t  des  Empfängers  der  das  Eigentum  an  den  Waren  wird  —  wie 
Ware  nicht  darlegen.  noch  ZU  zeigen  ist  —  wenn  nicht  durch- 
Zweifel gegen  dies  Brfor-  gängig,  SO  doch  in  der  überwiegenden 
deniis  nnd  seine  praktische  ^^^hl  aUer  Fälle  während  der  Ueberfahrt 
°      ^"^'  bereits  an  den  Empfänger  übergegangen 

sein.  Wie  aber  soll  dieser  einen  Beweis  über  seine  Nationalität  an 
Bord  schicken?  Wenn  er  von  dem  Augenblick  der  Absendung 
unterrichtet  ist  und  auch  mit  der  Möglichkeit  der  Aufbringung 
des  Schiffes  schon  rechnen  kann,  weil  der  Krieg  bereits  aus- 
gebrochen ist,  oder  —  wie  er  weiß  —  unmittelbar  bevorsteht, 
kann  er  dieser  Pflicht  genügen.  Im  allgemeinen  aber  wird  er 
dazu  nicht  imstande  sein.  Ich  glaube  auch  nicht,  daß  man  es 
mit  dieser  Forderung  ernst  genommen  hat.  Mir  ist  wenigstens 
keine  Entscheidung  bekannt,  in  der  die  Konfiskation  der  Ware 
lediglich  aus  dem  Grunde  ausgesprochen  ist,  weil  der  neutrale 
Biigentnmer  seinen  Nationalitätsbeweis  nicht  durch  Papiere  an 
Bord  führen  konnte;  dagegen  ist  in  dem  vorhin  zitierten  Fall 
^Nicolaus^  durch  den  Begierungskommissar  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, daß  nur  die  Dokumente  für  den  Beweis  des 
Eigentums  an  Bord  sein  müssen,  daß  es  dagegen  genügt, 
wenn  die  Nationalität  durch  Urkunden  nach  der  Beschlagnahme 
dargetan  wird.  ^'^)  FreiKch  wird  dies  im  vorliegenden  Fall  nur 
damit  gerechtfertigt,  daß  die  Verladung  vor  der  Kriegserklärung 
stattgefunden  habe,  und  daß  es  aus  diesem  Grunde  offenbar 
zu  rigoros  wäre,  zu  verlangen,  daß  sich  die  Beweise  für  die 


wmlant  S.  M.  qu'en  ioutes  occasions  Von  n*ait  ^gard  qu'aux  ssules 
jfiicea  trouviea  ä  bord.  Art.  11  des  Reglern.  Abdruck  bei  Dallox  and 
Duboc,  Le  droit  de  visite  1902,  139 ff. 

*«)  Entscheidungen  bei  Pistoye-Duverdy  I  424—445. 

^7)  Barboux,  110  und  dazu  seine  Bemerkungen  111. 
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Nationalität  an  Bord  befänden.  Man  wird  aber  diese  Yer- 
gänstigung  nicht  bloß  anf  den  Fall  der  Verladung  vor  Kriegs- 
beginn, sondern  allgemein  zulassen  können;  denn,  wie  Barboux 
kritisch  zu  dieser  Einschränkung  bemerkt,  solche  Urkunden 
werden  sich  fast  niemals  an  Bord  befinden,  weil  sie  den  Destinatar 
der  Waren,  nicht  den  Absender  betreffen,  und  femer  rühren 
jene  Urkunden  von  der  öffentlichen  Autorität  des  Landes  her, 
dem  der  Reklamant  angehört,  verdienen  daher  kein  Miß- 
trauen (112). 

Besteht  nach  der  angegebenen  Beziehung  ein  Konflikt 
zwischen  den  nicht  aufgehobenen  Bestimmungen  von  1778  und 
den  Forderungen  der  Billigkeit,  so  ist  Beweisstrenge  in  einem 
andern  Punkt  durchaus  am  Platz. 

Manipulationen  zur  ^^  Schutz  ist  erforderlich  gegen  Um- 

ümgefaung  des  Staatsange-     gehung    des    Seebeuterechts :    Man    kann 
hörigkeitsprinzips.   Die       eine  neutrale  Staatsangehörigkeit 
Möglichkeiten    eines    Er-     erwerben,    um     seine    Waren    in 
werbes  neutraler,  der  Ab-         .  o       i     •  tt-       « •    i     ^  • 

legung  einer  leindlichen  ^^^^"^  Seekrieg  vor  Konfiskation 
Nationalität.  Das  geltende  ^^  bewahren,  und  man  kann  eine 
Recht  der  verschiedenen  feindliche  Staatsangehörigkeit, 
Staaten  erleichtert  solche  die  einem  infolge  des  Seekrieges 
Umgehungsversuche.  unbequem     werden     könnte,     aus 

demselben  Grund  verbergen  oder  ablegen.  Die 
Grundsätze  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
sind  nicht  derartig,  daß  sie  solche  Manipulationen  ausschließen 
oder  auch  nur  erheblich  erschweren.  Im  Gegenteil :  der  Erwerb 
einer  Staatsangehörigkeit  ist  nach  manchen  Rechten  ohne 
Schwierigkeit  zu  erreichen.  Namentlich  ist  ein  längerer 
Aufenthalt  in  dem  betreffenden  Lande  häufig 
keine  Vorbedingung  für  den  Erwerb  der  Staats- 
angehörigkeit. 

Zum  Beispiel  fordert  das  deutsche  Staatsangehörigkeits- 
gesetz für  die  Naturalisation  unbescholtenen  Lebenswandel, 
Dispositions-  und  Ernährungsfähigkeit,  im  übrigen  aber  nur, 
daß  die  Antragsteller  an  dem  Ort,  wo  sie  sich  niederlassen 
wollen,  eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  finden 
(§  8).    Die  preußische  Verwaltungspraxis  geht  zwar  dahin,  die 
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zuvorige  tatsächliche  Niederlassung  im  Inland  regelmäßig  zur 
Bedingung  zu  machen ;  aber  es  kann  doch  davon  ausnahmsweise 
Abstand  genommen  werden,  und  ein  längerer  Wohnsitz 
wird  jedenfalls  nicht  gefordert. ^^)  Ebenso  ist  die 
italienische  Naturalisation  an  keine  vorherige  Residenzpflicht 
gebunden:  sie  ist  in  das  diskretionäre  Ermessen  des  Königs 
gestellt,  tri^t  freilich  erst  in  Kraft  6  Monate,  nachdem  das 
Ernennungsdekret  an  dem  Ort,  wo  der  Fremde  sich  niederlassen 
will  oder  sich  niedergelassen  hat,  ausgestellt  ist.  ^^j  0  est  er- 
reich verlangt  zwar  regelmäßig  einen  ununterbrochenen  Aufent- 
halt von  10  Jahren;  doch  darf  der  Minister  des  Innern  von 
diesem ,  wie  den  anderen  Erfordernissen  Abstand  nehmen.  ^) 
Nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten,  das  im 
allgemeinen  ebenso  wie  England  einen  Wohnsitz  von  fünf 
Jahren  fordert,  kann  doch  jemand,  der  auf  einem  amerikanischen 
Handelsschiff  drei  Jahre  mit  Ehren  gedient  hat  (gleichgältig, 
ob  dies  unmittelbar  vor  dem  Antrag  auf  Naturalisation  ge- 
schehen ist  oder  nicht),  die  amerikanische  Staatsangehörigkeit 
erwerben,  ohne  daß  ihm  eine  Residenzpflicht  auferlegt  wird.^^) 
Rußland  gestattet  eine  beliebige  Abkürzung  der  Ver- 
pflichtung zum  Wohnsitz  für  alle  diejenigen  Fremden,  die 
sich  durch  ihre  Talente  oder  die  Rußland  geleisteten 
Dienste  ausgezeichnet  haben.^)  Die  Niederlande  gewähren 
die  gleiche  Vergünstigung  für  Fremde,  die  dem  Staat  erheb- 
liche Dienste  geleistet  haben,  oder  deren  Zu- 
lassung vom  öffentlichen  Interesse  gefordert 
wird.^)  Portugal  gestattet  einen  Dispens  von  dem  sonst 
vorgeschriebenen  einjährigen  Wohnsitz  ganz  oder  zum  Teil, 
wenn  der  Antragsteller  eine  Portugiesin  geheiratet  hat,  oder 

^)  Cahfiy  Das  Reichsgesetz  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  6.  1870.  2.  Aufl.  81  No.  13  und  An- 
lage No.  69  (482  ff.). 

1*)  Weißj  Traue  tJieorigue  et  pratique  de  droit  international 
priv4.    Bd.  I:   De  la  nationalitä,  641/42. 

20)  Weiß,  624. 

21)  Weiß,^mh  und  638 ff.  (England). 
23)  Weiß,  608. 

23)   Weiß,  67Ö. 
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einer  seiner  Aszendenten  Portugiese  war.  Und  Staa4;en,  schließlich 
vom  Range  Venezuela's,  geben  eine  Naturalisation  jedem, 
gegen  den  „keine  Bedenken  obwalten^;  auch  wenn  er  noch 
nicht  einmal  die  Absicht  hat,  seinen  Wohnsitz  in  dem 
Lande  zu  begründen  und  aufrecht  zu  erhalten.^) 

Vielfach  wird  femer  die  Wiedererlangung  einer  Staats- 
angehörigkeit, die  man  verloren  hat,  erheblich » erleichtert. 
Deutschland  erlaubt  die  Wiedererlangung  ohne  Niederlassung 
allen,  die  durch  10jährigen  Auslandsaufenthalt  ihre  deutsche 
Beichsangehörigkeit  verloren  und  keine  andere  Staats- 
angehörigkeit erworben  haben  und  erteilt  sogar  einen 
Rechtsanspruch  auf  die  Wiedererlangung,  sofern  der  betreffende 
in  einem  deutschen  Bundesstaate  sich  niedergelassen  hat, 
d.  h.  ein  Unterkommen  besitzt  und  die  Absicht  erklärt,  seinen 
Aufenthalt  in  der  betreffenden  Gemeinde  zu  nehmen  (§  21)^), 
für  Frankreich  genfigt  in  dem  gleichen  Fall  ebenfalls  die  bloBe 
Begründung  eines  Wohnsitzes^)  und  dasselbe  gilt  für  Belgien, 
Spanien  und  Portugal.  ^"0  Schließlich  verdienen  auch  die  Ge- 
setze Beachtung,  die  den  im  Inland  geborenen  Kindern  eines 
Ausländers  Optionsrechte  für  die  Staatsangehörig- 
keit des  Geburtslandes  bewilligen  und  nur  verlangen, 
daß  diese  Erklärung  ein  Jahr  nach  erlangter  Großjährigkeit 
abgegeben  wird.^) 

Die  mala  fide  erworbene  Aus  Uedieser  bersicht  ergibt  sich,  daß 

Staatsangehörigkeit         man  unter  Umständen  selir  schnell  eine 

wird  von  der  französischen     fremde  Staatsangehörigkeit  erwerben  kann. 

Auffassungnichtrespektiert.  jy^  französische  Seebeuterecht  sucht  sich 
gegen  solche  fraudulosen  Erwerbsarten  zu  schützen  dadurch, 
daß  CS  die  mala  fide  erworbene  Staatsangehörigkeit 
nicht  respektiert.  In  verschiedenem  Umfang  ist  dies  bis- 
her geschehen.  Das  Reglement  von  1704  forderte  nur,  daß  die 
Staatsangehörigkeit  vor  der  Kriegserklärung  erworben  würde.  ^) 

2*)  Weiß,  605  (Portugal),  Cahn  470  (Venezuela). 
^)  Cahn,  183 ff. 

26)  Weiß,  Ö82,  593. 

27)  Weiß,  664  (Belgien),  674  (Spanien),  606  (Portugal). 
2Sj  Zusammenstellung  bei  Cahn,  25>-27. 

29;  de  Boeck,  164. 
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Das  Reglement  von  1778  begnügt  sich  damit  nicht,  erkennt 
vielmehr  eine  Staatsangehörigkeit  nur  dann  an,  wenn  sie 
drei  Monate  vor  der  Kriegserklärung  erworben 
wurde,  oder  wenn  die  Erwerber  wenigstens  drei 
Monate  vor  der  Kriegserklärung  ihren  Wohnsitz 
in  das  neutrale  Land  verlegt  hatten,  selbst  wenn 
die  Staatsangehörigkeit  erst  später  erworben 
wurde.  Die  letztere  Vergünstigung  erklärt  sich  nach 
Pistoye-Duverdy  daraus,  daß  der  Gesetzgeber  in  der  Ver- 
legung des  Wohnsitzes  ein  Zeichen  für  den  ernsten  Willen 
erblickt,  daß  der  feindliche  Untertan  seine  ursprüngliche  Staats- 
angehörigkeit ablegen  wollte,  um  die  der  Macht  zu  adoptieren, 
bei  welcher  er  wohnt.  ®^) 

Anstelle  dieser  spezialisierten  Bestimmungen  geben  die 
Instruktionen  von  1870  nur  eine  allgemeine  Anweisung.  Sie 
schreiben  für  den  Fall,  daß  eine  Nationalitäts  Veränderung 
seit  der  Kriegserklärung  stattgefunden  habe,  die  „größte  Auf- 
merksamkeit" vor,  um  sich  zu  vergewissem,  daß  diese  Operation 
im  guten  Grlauben  vorgenommen  ist  und  nicht  zu  dem  ein- 
zigen Zweck,  um  in  Wahrheit  feindliches  Eigen- 
tum zu  verdecken.  ^^)  Ob  dieses  allgemeine  Kriterium  für 
die  praktischen  Zwecke  des  Seebeuterechts  genügt,  wird  noch 
zu  untersuchen  sein. 

Noch  wesentlich  leichter  ist  die  Um- 

SLlÄ^SilTr  ^'^^^^  d««  Seebeuterechts  für  die  (leider 
Staatsangehörigkeit,  üeber-  s^hr  zahlreichen)  Fälle,  in  denen 
Sicht  üher  den  Stand  der  Jemand,  sei  es  durch  Greburt  oder 
Gesetzgebung  und  die  hier-  Naturalisation,  mehreren  Staaten 
nach   hauptsächlich    mög-     angehört.      WUl    ein    solches    „sujet 

mixte^  die  ihm  gehörigen  Waren  vor 
Wegnahme  in  einem  Seekrieg  bewahren,  so  ist  es  hierzu  in 
besonderem  Maße  befähigt.  Es  ist  dann  in  der  Lage,  bald  die 
eine,  bald  die  andere  Staatsangehörigkeit  bescheinigen  zu  können, 
kann  also,  wenn  es  Deutscher  und  Franzose  ist,  seine  deutsche 


^  Pistoye-Duverdy  I  504.     In  demselben  Sinne  wird  die  nicht 
ganz  zweilelsfreie  Bestimmung  yon  de  Boeck  164,  165  Anm.  2  interpretiert. 
5^)  Barboux,  Instructions  No.  7,  150. 
Zeiticbrift  f.  Intern.  Privat-  u.  öffentl.  Becht.    XVn.  21 
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bereits  ansgebrochenen  Krieg  mit  äußerstem  Mißtrauen 
angesehen  und  so  gut,  wie  nie,  von  englischen  Gerichten 
respektiert  wird.  Und  ebenso  berechtigt  ist  der  Spott,  mit 
dem  die  Gerichte  die  Behauptung  der  Wohnsitzverlegung  dann 
zurückweisen,  wenn  in  wenigen  Tagen  im  neutralen  Ausland 
der  Antrag  auf  Erlangung  des  Bärgerrechts  gestellt,  der 
Bürgerbrief  erteilt  und  der  Bfirgereid  abgeleistet  wurde.''*) 
Aber  auch  sonst  wird  den  Behauptungen  und  Beweisen  der 
Reklamanten  erhebliche  Skepsis  entgegengesetzt.  Die  Tatsache, 
daß  ein  Kaufmann  im  Feindesland  kein  Kontor  habe,  gilt 
nicht  als  Beweis,  daß  er  kein  Domizil  begründet  habe:  denn 
„wie  viele  große  Geschäfte  werden  im  Kaffeehause  abge- 
schlossen." '^^)  Die  Behauptung,  „nur  einige  Geschäfte  im  Feindes- 
lande zu  erledigen",  wird  für  den  gleichen  Zweck  als  nicht 
genügend  angesehen,  weil  darunter  „alle  zukünftigen  Ver- 
anstaltungen gemeint  sein  könnten".'")  Kurz,  wenn  die  Ge- 
richte „vollsten  Beweis"  über  die  Absicht  verlangen '''^  ^^^ 
nur  ein  „solides  Faktum"  nicht  bloße  Intentionen  zulassen,  so 
lassen  sie  doch  völlig  im  Dunklen,  worin  diese  „soliden  Fakta" 
erblickt  werden  können.  Ueberall  da,  wo  nicht  die  Länge 
eines  Aufenthalts  jeden  Zweifel  ausschließt,  kann  man  höchstens 
ein  greifbares  Prinzip  aus  allen  diesen  Urteilssprüchen  heraus- 
lesen: das  Prinzip  sehr  starken  Mißtrauens  gegen  jedes  an- 
geblich definitive  Verlassen  des  Feindeslandes  und 
gegen  jede  Behauptung  einer  Wohnsitzverlegung 
in  neutrales  Gebiet.  Freilich  enthalten  die  Entscheidungen 
so  viel  an  praktischem  „bon  sen$^\  so  viel  an  geläuterter 
Menschenbeurteilung  und  Kenntnissen  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
daß  viell(3icht  trotz  der  mangelhaften  Begründung  meist  das 
Richtige  getroffen  sein  mag. 


'*)  Spinks,  102  („Merk")  und  ebenda  109  (,,Sogla8ie*0 :  „all  of  a 
audden  he  ist  transformed  into  a  Daniah  subject  and  all  at  once  in 
ttoo  or  three  days  a  petition,  certificate,  burgher*s  brief  and  oath  of 
allegiance  is  aut-all  done  in  ttoo  or  three  daye", 

7*)  Robinson,  5,  299  (,,The  Jonge  Klassina^O- 

'8)  Robinson,  6,  66  („The  Diana"). 

77)  Robinson,  5,  280  („The  President"). 
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Aber  die   Unsicherheit    des  Prinzips 
Bedenken  gegen  die  Wohn-     gelegt  bleibt  doch   für   alle   zweifelhaften 

SSw^l!*  A^%  ^^T'     Tatbestände  bestehen,  seine  Brauchbarkeit 
henkelt  für  den  Neutralen.  ,  ,  *  „       .    ,  ,      ^  . 

Steht  und  fällt  mit  hervorragenden  Prisen- 
richtern. Sie  haben  die  Entscheidung  selbst  zu  treffen,  ihre 
eigene  Erfahrung  und  Beurteilung  gibt  allein  den  Ausschlag^ 
sie  haben  alle  Fragen  selbständig  zu  lösen,  und  ihre  Auf- 
gabe wird  nicht,  wie  bei  dem  Staatsangehörigkeitsprinzip^ 
dadurch  erleichtert,  daß  eine  Reihe  von  Inzidentpunkten  bereits 
durch  unanfechtbare  staatliche  Urkunden  beantwortet  sind. 
Gerade  dieser  letztere  Gesichtspunkt  erweckt  starke  Zweifel 
gegen  die  Praktikabilität  der  ganzen  Anschauung,  zumal,  wenn 
es  sich  darum  handelt,  sie  zum  Gemeingut  völkerrechtlicher 
Beurteilung  zu  erheben.  Heute  gehören  Kriege  glücklicherweise 
an  den  Ausnahmevorgängen  im  staatlichen  Leben:  Man  kann 
dah£r  nicht  mit  Prisenrichtern  rechnen,  die  durch  regelmäßige 
Erfahrungen  zur  sicheren  Lösung  auch  komplizierter  Tatbestände 
stets  die  erforderliche  Befähigung  mitbringen.  Sind  sie  aber 
dieser  Aufgabe  nicht  vollkommen  gewachsen,  so  sind  üeber- 
Spannungen  und  Willkürentscheidungen,  auch-  wenn  man  von 
bewußten  Rechtsbeugungen  in  majorem  reiptiblicae  gloriam 
absieht,  gerade  bei  dieser  Wohnsitztheorie  zu  befürchten. 
Staaten,  die  damit  rechnen  können,  öfter  neutral  als  kriegführend 
zu  sein,  werden  sich  daher  die  Zustimmung  zu  ihr  doppelt  ernst 
überlegen  müssen. 

B.  Das  Eigentum  an  der  Ware. 

1.  Die  handelsrechtlichen  Bestimmungen 

Die   Eigentmnsirage  nach     ^jej.  Engländer  beruhen  auf  dem  Grund- 

engUschem  Handehrecht.        g^^^^^^^   ^^^  ^g^^  ^^  q^^^  ^^^u  ^^^ 

1893,  wonach  mit  der  üebergabe  der  Ware  zur  Verfrachtung 
oder  Verschiffung  das  Eigentum  auf  den  Käufer  übergegangen 
ist,  sofern  sich  nicht  der  Verkäufer  das  Verffigungsrecht  bis 
zur  Ankunft  vorbehält.  '^^)    Dieses  Verfügungsrecht  kann  er  sich 

^  Sect.  18,  6,  2).  Und  zu  der  ganzen  Materie  Carver,  A  Treatise 
an  the  Lato  relating  to  the  carriage  of  goods  by  sea.  4.  Aofl.  1905; 
Sect  4921!. 
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durch  besondere  Vertragsabrede  reservieren  „bis  bestimmte 
Bedingungen  erfüllt  sind"  '^^)  oder  er  kann  es  tatsächlich  hand- 
haben durch  Verwendung  des  Konnossements  („Uli  of  lading'').  • 
Da  auch  nach  englischem  Recht  dies  Konnossement  ein  „Symbol 
für  die  Güter"  ^)  darstellt,  seine  üebertragung  also  als  Ueber- 
tragung  der  Güter  selbst  anzusehen  ist,  so  ist  der  Eigentümer 
der  Waren  in  der  Lage,  durch  das  Konnossement  (seine 
Zurückbehaltung  oder  Uebergabe)  über  die  Ware  selbst  zu 
verfügen.  Insbesondere  wird  nach  englischem  Recht  die  Aus- 
stellung eines  Konnossements  an  eigne  Ordre  („to  his  otcn 
Order")  prima  facie  so  aufgefaßt,  als  wenn  der  Verkäufer 
sich  dadurch  das  Verfügungsrecht  über  die  Güter  vorbehalten 
wollte.  ^^)  Es  handelt  sich  aber  auch  bei  solchen  Konnosse- 
menten stets  um  die  Interpretation  der  Parteiabsichten, 
die  Form  der  bül  of  luding  allein  entscheidet  nicht.  Es  kann 
sein,  daß  der  Verkäufer  auch  bei  den  Konnossementen  an  eigne 
Ordre  lediglich  als  Agent  des  Käufers  handeln  sollte: 
kann  der  Käufer  diesen  Beweis  führen,  so  hat  er  das  Ver- 
fügungsrecht, nicht  der  Verkäufer.  Und  andererseits  kann 
vielleicht  der  Verkäufer  nachweisen,  daß  er  nicht  das  Eigentum 
übertragen  wollte,  obwohl  das  Konnossement  lediglich  von  d6r 
Uebergabe  der  Güter  an  den  Käufer  spricht.  Ist  das  der  Fall, 
so  behält  der  Verkäufer  das  Verfügungsrecht.  Denn  das 
Konnossement  repräsentiert,  wie  Carver  es  ausdrückt,  nur  die 
Güter,  nicht  das  Recht  an  ihnen,  und  sein  Besitz 
ist  nur  Aequivalent  für  den  physischen  Besitz  an 
den  Gütern.^2)  Ob  es  überhaupt  Rechte  überträgt,  ob  es  Eigen- 
tum oder  bloße  Besitzrechte  schafft,  hängt  von  den  zugrunde 
liegenden  Vertragsabreden  und  deren  Gültigkeit  iab.®*) 

7»)  Act,  Sect.  19'  Act. 

®)  Carver,  Sect.  486:  „«^  is  a  key  tchich  in  tke  hands  of  a 
rightful  otcner  is  intended  to  unlock  the  door  of  tke  tcarehouse, 
floating  or  fixed,  in  which  tke  goods  may  ckance  to  he" 

81)  Act.  19,  2 :  ,,u>kere  goods  are  skipped  an  tke  bill  of  lading  the 
goodsare  delivered  to  tke  order  of  tke  seller  or  kis  agent,  tke 
seller  is  prima  facie  dtemed  to  reserve  tke  rigkt  of  disposal", 

82)  Carver,  Sect.  492,  497. 

83)  lieber  das  amerikanische  Recht,  das  im  wesentlichen  die  gleichen 
Grundsätze  vertritt:  Kent,  Commentaries  on  American  Lato  (11.  Aufl.) 
2,  Part.  V..  Sect.  39,  7  ff. 
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2.  In  der  Prüfung  der  Eigentumsfrage 
Die  englische  Prüfung  der  ^^  Zwecke  des  Seebeuterechts  sind  die 
Beweisfrage  im  Prisenver-      tut-    j  ui^Tii.  j 

fahren? Schiffspapiere,  Englander  erheblich  strenger  und,  wie 
Privatbriefe,  eidüche  Ver-  m»^  s^g^n  darf,  zielbewußter  als  die 
Bchmnng,  spezialisierte  Be-  Franzosen.  Und  zwar  nach  zwei  Rieh- 
fragung  über  die  Rechts-  tungen.  Einmal  hinsichtlich  der  Beweis- 
verhältnisse  von  Schiff  und  f  j.age.  Das  englische  Prisengericht  be- 
*  ^^^'  gnügt  sich  nicht  mit  einer  Einsicht  der 

an  Bord  befindlichen  SchifEspapiere  und  Privatkorrespon- 
denzen. ^)  Vielmehr  fordert  die  „Act  for  regulating  Naväl 
Prize  of  war''  von  1864,  die  darin  nur  eine  feste  englische 
Tradition  bestätigte,  eine  Vernehmung  von  3  oder  4  Haupt- 
personen der  Schiffsbesatzung  oder  von  Personen,  die  zu  diesem 
Zweck  z.  B.  von  den  Reklamanten  als  Bevollmächtigte  autorisiert 
sind,  vor  dem  Gericht.®^)  Und  diese  Personen  werden,  der 
Regel  nach  eidlich,  in  der  spezialisiertesten  Form  über  die 
Rechtsverhältnisse  von  Schiff  und  Ladung  befragt.^)  Erst 
dadurch  wird  dem  Gericht  ein  Urteil  ermöglicht,  ob  die  vor- 
gelegten Papiere  echt  oder  „only  colourahW  sind,  ob  die  in 

")  Gerade  die  Privatkorrespondenzen  werden  in  den  englischen  Ent- 
scheidungen sehr  oft  herangezogen,  um  festzustellen,  welchen  Zweck  die 
Parteien  mit  ihren  Anordnungen  verfolgt  haben,  namentlich  um  „Transaktionen" 
zur  Täuschung  der  Kriegführenden  aufzudecken. 

8ä)  Die  Act  ist  als  Appendix  VI  bei  Holland  abgedruckt,  S.  128, 
vergl.  namentlich  Ü,  19. 

*)  Bei  Holland,  110 ff.  sind  die  für  den  Krimkrieg  von  der  englischen 
Regierung  vorgeschlagenen  „Interrogatories**  abgedruckt,  die  für  die  Kenntnis 
des  materiellen  Prisenrechts  der  Engländer  sehr  instruktiv  sind.  Ich  führe 
daraus  die  für  die  Eigenschaft  der  Ladung  maßgebenden  Fragen  an :  „  What 
are  the  natnea  of  the  respective  laders  or  otcners  or  consignees  of  the 
8aid  goods?  What  counirymen  are  theyP  Where  do  they  now  live 
and  carry  on  their  business  or  trade  ?  Hoto  long  have  they  resided 
there  ?  Where  did  they  reside  before,  to  the  best  of  your  knotoledge  ? 
And  where  toere  the  said  goods  to  be  delivered  and  for  tohose  real 
account,  risk  or  beneflt  ?  Have  any  of  the  said  consignees  or  laders 
any  and  tchai  interest  in  the  said^  goods?  If  yea,  tohereon  do  you 
found  your  belief  that  they  have  such  interest?  Can  you  take  upon 
yourself  to  stoear  that  you  believe  that  at  the  time  of  the  lading  the 
cargo  and  at  the  present  time  and  also  if  the  said  goods  shall  be 
restored  and  unladen  at  the  destined  ports  the  goods  did  do  and  will 
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Betracht  kommenden  Rechtsverhältnisse  in  wirklichen  Handels- 
interessen   oder   lediglich   zur   Täuschung    der   Kaptoren   be- 
gründet sind. 
Prüfung    des    Bigentoms-  Zweitens  ei^fibt  sich  schon  aus  dieser 

rechts  nach  Empfang  der  prozessualen  Strenge,  daß  die  englische 
Ware.  Der  Vorbehalt  des  Prisengerichtsbarkeit  auch  die  Fragen  des 
Eigentams  beim  Absender  materiellen  Rechts:  Eigentum  an  der 
wird  für  das  Seebeuterecht  ^g^  ^^  EigentUfflSÜbergang  wesentlich 
nicht  respektiert.  skeptischer  beurteilt  als  das  franzosische 

Recht.  So  vor  allem  in  der  Zurfickweisung  aller  Parteiabreden, 
die,  ffir  den  Friedensverkehr  gültig,  zu  einer  Umgehung  des 
Prisenrechts  führen  könnten.  Nicht  anerkannt  werden  üeber- 
tragungen  der  Ware  „in  transitu'^  an  andere,  als  die  in  den 
Schiffspapieren  bezeichneten  Personen®''')  —  der  Beweis,  daß  ein 
neutraler  „bona  /^''-Eigentum  an  den  Waren  erworben  habe, 
genügt  nicht,  wenn  nicht  das  Eigentum  schon  zur  Zeit  der 
Verschiffung  erworben  war. ^  Aber  auch  die  in  diesem  Zeit- 
punkt vereinbarten  Bestimmungen  können  durch  die  stärkeren 
Regeln  des  Seebeuterechts  entkräftet  werden.  Der  Absender 
kann  sich  das  Eigentumsrecht  bis  zur  Ablieferung 
vorbehalten.  Ist  eine  solche  Vereinbarung  im  Frieden  ab- 
geschlossen, so  behält  er  Verfügungs-  und  Eigentumsrecht.  Ist 
sie  aber  in  Eriegszeiten  abgeschlossen,  oder  „flagrante  beUo", 
d.  h.  zu  einer  Zeit,  in  der  der  Handel  schon  mit  dem  Ausbrach 
eines  Krieges  rechnen  konnte,  so  wird  sie  im  Prisenrecht  nicht 
respektiert.  ^)  Im  Krieg  kommt  es  nur  darauf  an,  was  mit  der 
Ware  nach  ihrer  Ankunft  geschehen  sollte.    Wenn  sie  hier 


belang  to  ihe  sante persans  and  to  none  others'*.  Man  beachte,  ds0 
diese  Fragen  von  dem  Schiffer  gar  nicht,  sondern  nur  ron 
dem  Absender  and  dem  Empf&nger  beantwortet  werden 
können,  von  dem  letztgenannten  aber  auch  nnr,  wenn  er  der 
wirklich  Interessierte  an  dem  Warenempfang  ist! 

»7)  Robinson  1,  338  („The  Vrow  Margaretha") :  Jhe  property  is 
alfoays  considered  in  the  same  character  in  tchich  it  tccis  shipped  tili 
the  delivery", 

«)  Spinks,  42  If.  („Abo"). 

«)  Eobinson,  2,  184  („The  Packet  de  Bilboa"),  Spinks,  41, 
(„Fidentia") ;  45  If.  („Abo"). 
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an  einen  Feind  znm  Eigentum  übertragen  werden  sollte,  so  hat 
der  Kriegführende  auch  schon  während  der  Fahrt  ein  Anrecht 
auf  sie;  denn  die  Wegnahme  trete  in  solchen  Fällen  an  die 
Stelle  der  Uebergabe  und  schaffe  also  die  gleichen  Rechte  wie 
diese.  ^)  Diese  Kegel  ist  von  den  Engländern  stets  eingehalten. 
Schon  1666  macht  Sir  Jenkins  auf  den  Kunstgriff  der  Ham- 
burger aufmerksam,  welche  schwören,  daß  die  Güter,  welche 
nach  England  für  Rechnung  englischer  Kaufleute  verschifft 
werden,  ihr,  der  Hamburger,  Eigentum  seien.  Sie  könnten 
diesen  Eid  leisten,  weil  sie  in  ihrer  Korrespondenz  das  Risiko 
der  Güter  auf  sich  nehmen,  solange  sie  auf  See  und  in  Feindes 
Gefahr  wären.  ®^)  Aber  dieses  Risiko  sei  so  beschränkt,  daß 
es  nur  die  letztere  Gefahr  betreffe,  sie  wären  dadurch  gebunden, 
eine  Reklamation  (claim)  im  Fall  der  Wegnahme  der  Ware 
zu  erheben,  der  Verlust  der  Ware  treffe  aber  die  Engländer. 
Jenkins  macht  hierauf  aufmerksan,  weil  die  Hamburger  eine 
ähnliche  Unterstützung  des  Handels  wohl  auch  den  Holländern 
und  Franzosen  gewähren  würden.®^)  Bei  der  Darstellung  der 
liigentumsfragen  nach  französischem  Recht  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, daß  aus  dem  Konnossement  selbst,  aber  auch  aus 
den  ihm  zugrunde  liegenden  Yereinbarungen,  der  wirkliche 
Eigentümer  sehr  häufig  nicht  zu  erkennen  sein  werde:  daß  der 
Konnossementinhaber  oder  der  in  der  Chartrepartie  bezeichnete 
Empfänger  nach  dem  Vertrag  als  Kommissionär,  Spediteur  oder 
Pfandgläubiger  zwar  Besitz,  aber  keineswegs  Eigentum  an  der 
Sache  erlangen  sollte. 

Die  englischen  Prisengerichtsentscheidungen  nehmen  zu 
diesem  Mangel  in  der  Weise  Stellung,  daß  sie  nur  den  wirk- 
lichen Eigentümer,  nicht  aber  sonstige  Rechte  an  der  Ware 


^  y^roperty  going  to  be  delivered  in  the  ennemy'a  intmediaiely 
on  arrieal,  if  taken  in  transitu,  is  to  be  conHdered  as  ennemy  pro- 
periy  ....  capture  is  considereä  as  deliverey":  Hobinson,  3, 
301,  Anm.  (,,Sa]1y  Griffith"),  ebenda  3,  299  ff.  („Atlas*'),  4,  109  ff.  O^The 
Anna  Oatharina")- 

•*)  Jenkins  fügt  hinzu  „antf  for  so  doing,  they  fiave  so  much 
per  Cent!'' 

^  Jenkins  Ansführnngen  sind  zitiert  bei  Robinson,  4,  114  Anm. 
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berücksichtigen.  Daher  haben  sie  die  „secret  liens",  die  ein 
Kaufmann  an  einem  Schiff  als  Sicherheit  für  ein  gegebenes 
Darlehen  oder  aus  anderen  Gründen  hat,  niemals  berücksichtigt, 
wenn  daraus  Neutrale  Ansprüche  auf  die  Herausgabe  des 
feindlichen  Schiffes  herleiten  wollten.  ^^)  Und  dieselben  Grund- 
sätze sind  für  die  Beziehungen  der  Reklamanten  zur 
Ware  maßgebend.  Es  genügt  nicht,  daß  ein  Neutraler 
legitimierter  Konnossementinhaber  ist,  daß  er  Ansprüche  auf  die 
Herausgabe  und  auf  den  Gewahrsam  an  der  Sache  bona  fide 
aus  dem  Vertrag  erworben  hat,  sofern  er  die  Ware  nur  zur 
Sicherung  für  ein  vorgeschossenes  Darlehen  er- 
halten sollte.  Aus  diesem  Grunde  wurde  im  Krimkriege  die 
Reklamation  einer  Hamburger  Firma  zurückgewiesen.  Ein 
russisches  Schiff  war  mit  Kaffee  von  Brasilien  nach  einem 
finnischen  Hafen  gefahren:  Der  Kaffee  sollte  für  Ordre  des 
Hamburger  Hauses  ^)  nach  Helsingfors  gehen.  Diesem  war  die 
Ware  „consigniert"  als  Sicherheit  für  ein  dem  Absender  gegebenes 
und  bisher  nicht  zurückgezahltes  Darlehen.  Der  Einwand,  daß 
die  Hamburger  Firma  den  Kaffee  gekauft  und  Eigentum  an 
ihm  erworben  habe,  daß,  solange  sie  nicht  für  ihre  Forderung 
befriedigt  werde,  „niemand  im  russischen  Reich  einen  Anspruch 
auf  Eigentum*'  hieran  geltend  machen  könne,  wurde  von  dem 
englischen  Gericht  zurückgewiesen.  Denn  der  Hamburger  Firma 
sei  das  Konnossement  nur  zur  Sicherheit  übertragen,  wäre 
die  Ware  unterwegs  zugrunde  gegangen,  so  hätte  nicht  sie, 
sondern  der  Absender  den  Verlust  tragen  müssen,  sie  selbst 
hätte  ihre  Forderung  auf  Rückzahlung  des  Darlehens  natürlich 
behalten.    Für  die  Frage,  ob  jemand  Eigentümer  der  Ware 

geworden  sei,  müsse  aber  in  Kriegszeiten 
Das  Interesse  am  Eingang  ^^^  entscheidend  angesehen  werden,  wer 
der  Ware  sei  entscheidend".       , .     ^  -    ,  , 

die  Transportgefahr  trage,  nur  der 


^)  Robinsofiy  5,  221  („Tobago"):  nur  ein  ßM  in  re,  nicht  ein  fits 
in  rem  sei  zu  beachten,  6,  26  („Marianna"),  Spinks,  8  ff.  („Aina"). 

^)  Ohne  Nennung  bestimmter  Personen.  In  einem  vom  Kapitän  anter- 
schriebenen  Konnossement  waren  aber  zum  unterschied  ron  dem  Exemplar, 
das  die  Hamburger  Firma  vorlegte,  die  Namen  einer  Firma  in  Helsingfors 
angegeben. 
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sei  wirklicher  Eigentümer,  im  Sinne  des  Seebeuterechts,  auf 
den  der  Verlust  der  Wafe  durch  Untergang  falle.  ®^)  Das  war 
nicht  bloß  eine  vereinzelte  Entscheidung,  sondern  schon  der 
„Right  Hon,  Sir  William  Scott",  dessen  Entscheidungen 
für  englische  Priesengerichte  ja  ein  fast  kanonisches  Ansehen 
haben,  hatte  als  allgemeinen  Grundsatz  ausgesprochen:  „the 
ultimate  loss  is  the  true  test  of  otvnership  in  the  Court  of 
Fruse\^) 

Denselben  Gedanken  beherrscht  femer  eine  andere  Ent- 
scheidung dieses  Richters,  die  Beachtung  verdient,  weil  hier 
der  Absender  trotz  der  Absicht  der  definitiven  Ent- 
äußerung als  Eigentümer  im  Sinne  des  Seebeuterechts  an- 
gesehen wurde.  Ein  Amerikaner  hatte  ein  Schiff  an  einen 
Spanier  verkauft,  dieser  hatte  nur  einen  Teil  des  Kaufpreises 
bezahlt  und  für  den  Rest  dem  Verkäufer  Waren  zur  Verfügung 
gestellt,  die  in  England  an  den  Vertreter  des  amerikanischen 
Hauses  abgeliefert  werden  sollten.  Obgleich  hier  dem  Amerikaner 
das  Konnossement  zugeschickt  war,  und  auch  die  Schiffspapiere 
diesen  Tatbestand  offen  erkennen  ließen,  wurde  doch  der  An- 
spruch des  (neutralen)  Amerikaners  und  seiner  englischen  Ver- 
treter abgewiesen.  Die  Uebertragung  des  Konnossements  hätte 
nur  dann  dem  amerikanischen  Kaufmann  das  Eigentum  ver- 
schaffen können,  wenn  ihm  gleichzeitig  das  volle  Risiko  an 
den  Gütern  übertragen  worden  wäre.  Das  sei  aber  nicht 
geschehen  und  hätte  auch  nach  den  zugrunde  liegenden  Rechts- 
verhältnissen gar  nicht  geschehen  können.  Wäre  die  Ware 
unterwegs  zugrunde  gegangen,  so  hätte  natürlich  nicht  der 
Amerikaner,  sondern  der  (feindliche)  Spanier  den  Verlust  tragen 
müssen:  da  er  ja  dem  Amerikaner  eine  Summe  schuldete  und 
also  in  diesem  Falle  noch  einmal  in  Geld  oder  Waren  hätte 
zahlen  müssen.  „Even  if  bills  of  lading  are  delivered,  that 
circumstance  will  not  be  sufficient  unless  accompanied  with 
an  understanding  that  he  who  holds  the  bill  of  lading 
is  to  bear  the  risk  of  the  goods  as  to  the  voyage  and 
as   to   the   market  to   which  they  are  consigned; 

^)  Spinks  („Ida"),  26  ff. 

^)  Robinson,  2,  135  („The  Packet  of  Bilboa"). 
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otherwise,  thought  the  security  may  avail  pro  tantOj 
it  cannot  be  held  to  work  any  change  in  the 
proper  ty",^'^) 

Daher  galt  die  Ware  als  feindliches,  spanisches  Eigentum.  — 

Die  aus  diesem  Material  zu  erkennende 

Zusammenfassmig  der  eng-     Rechtsauffassung   läßt   sich  nunmehr  in 

EigentLt^^^^^^  ^^  folgenden  Sätze  zusammenfassen: 

das  Seebeuterecht.  1-  Wird  die  Ware  von  einem  neutralen 

Eigentümer    an    einen    im    Feindesland 

domizilierten    Empfänger    abgesandt,    so    gilt    sie    als    dessen 

Eigentum,  auch  wenn  sich  der  Absender  Risiko  und  Eigentum 

bis  zur  Ankunft  vorbehält. 

2.  Abgesehen  von  diesem  Fall  ist  als  Eigentümer  stets 
nur  derjenige  anzusehen,  der  während  der  Ueberfahrt  die  Ge- 
fahr des  Verlustes  trägt,  also  nicht  der  neutrale  Empfänger, 
der  die  Ware  nur  zu  seiner  Sicherheit  für  ein  vom  feindlichen 
Absender  ihm  geschuldetes  Darlehen  bekommen  soll,  oder  die 
Ware  für  einen  feindlichen  Käufer  besitzt  oder  an  ihn  trans- 
portieren soll. 

4.  Kritik  und  Ergebnisse. 
1.  Die  Darstellung  der  französischen  und  englischen  Auf- 
fassung hat  bereits  deren  Vorzüge  und  Mängel  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  aufgedeckt,  so  daß  nunmehr  leicht  ein 
Urteil  darüber  zu  gewinnen  ist,  welcher  Standpunkt  für  eine 
internationale  Vereinbarung  de  lege  ferenda  Annahme  verdient.*) 
Dabei  sind  voneinander  zu  trennen  die  Frage,  ob  Staats- 
angehörigkeit oder  Domizil  entscheiden  soll,  von  der  Unter- 
suchung nach  welchem  Gesichtspunkt  die  Eigentumsfrage  zn 
beurteilen  ist. 


»7)  Bobinson,  6,  24  G,The  Marianna").  In  dem  FaU  ,,Ida''  (Anm.  96) 
wird  ausdrücklich  auf  diese  Entscheidung  Bezug  genommen. 

^)  Es  wird  zu  beachten  sein,  daß  für  Deutschland  bis  zu  einer  nenen 
Regelung  noch  heute  die  Bestimmungen  des  Preußischen  Landrechts 
maßgebend  sind.  Dieses  hat  nach  der  oben  Anm.  5  angeführten  Bestimmung 
I,  9,  §  21,  2:  „alle  Waren  und  Güter  feindlicher  Untertanen''  das  französisebe 
Prinzip.  Denselben  Standpunkt  hat  das  Preußische  Prisenreglement  Tom 
20.  6.  1864  eingenommen.    Es  redet  im  §  2  von  Schiffen,  welche  dem  feind- 
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A.  Domizil  oder  Staatsangehörigkeit? 

Die  juristischen  Vorzüge  des  Staats- 
"'"SÜÄS!!''     angehörigkeiteprii.zip8UegenaufderHaaxd. 

„Flagge*'  und  „Gut"  werden  nicht  nur  von 
der  Pariser  Deklaration  in  demselben  Zusammenhange  gebraucht, 
so  daß  die  verschiedene  Behandlung  der  letzteren  Frage  wider- 
spruchsvoll wäre  und  besonderer  Rechtfertigung  bedürfte.  Dazu 
kommt,  daß  auch  in  anderen  Fragen  des  Eriegsrechts  die  Staats- 
angehörigkeit, nicht  das  Domizil,  den  Charakter  des  Feindlichen 
oder  Neutralen  bestimmt.  Die  Deutsche  Reichsverfassung  ver- 
bürgt femer  „dem  Ausland  gegenüber"  allen  Deutschen  „gleich- 
mäßigen Anspruch  auf  den  Schutz  des  Reichs"  (Art.  3  letzter 
Abs.).  Diese  Bestimmung  gilt  unbestritten  zugunsten  deutscher 
Staatsangehöriger.  Soll  das  Deutsche  Reich  ihnen  den  sonst 
gewährten  Schutz  versagen,  wenn  sie  im  feindlichen  Ausland 
wohnen,  und  ihr  Handel  infolgedessen  nach  der  Domiziltheorie 
den  Zugriffen  des  Seebeuterechts  ausgesetzt  wäre?  Zu  diesen 
juristischen  Vorzügen  gesellen  sich  aber  zugleich  praktische 
Vorteile.  Die  Fragen  der  Staatsangehörigkeit  können  durch 
staatliche  und  zwar  von  „höheren  Verwaltungsbehörden"  aus- 
gestellte Urkunden  entschieden  werden,  auf  die  sich  der  Auf- 
bringende abgesehen  von  den  noch  zu  behandelnden  Ausnahmen 
verlassen  kann,  die  ihm  also  eine  Reihe  recht  schwieriger 
Rechtsfragen  abnehmen.  Die  Entscheidung  über  das  Domizil 
ruht  allein  in  den  Händen  des  Prisengerichts :  sie  erfordert  eine 
Beurteilung  oft  sehr  unzuverlässiger  und  unbestimmter,  rein 
privater  Aussagen  von  interessierten  und  also  leicht  parteiischen 
Zeugen,  sie  wird  häufig  nicht  durch  objektiv  greifbare  Tatsachen 
gestützt  werden.    Der  Maßstab  des  Domizilprinzips  ist  ein  rein 


liehen  Staat  oder  dessen  Untertan  gehören.  §  7  erklärt  dann  ffir  gute  Prise 
yDie  feindlichen  Schiffe  nebst  deren  Ladung'^  Es  ist  demnach  anzu- 
nehmen, daß  die  Untertaneneigenschaft  auch  für  die  Waren  maßgebend  sein 
soll.  Die  Bestimmungen  des  Preußischen  Landrecbts  sind  durch  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  für  Deutschland,  soweit  sie  „öffentliches  Recht"  betreffen, 
nicht  aufgehoben  (Ausführungsgesetz  z.  BGB  Art.  89).  Und  diese  Bestimmungen 
gelten  nicht  bloß  für  Preußen,  sondern  für  D«itschland,  das  ja  in  allen  völker- 
rechtlichen Fragen  als  Rechtsnachfolger  Preußens  anzusehen  ist. 
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quantitativer  (Länge  der  Zeit)  und  mechanischer.  Er  ist  für 
die  Kriegführenden  unter  Umständen  eine  sehr  brauchbare  Waffe 
zur  Ueberspannung  des  Seebeuterechts.  Die  Neutralen  werden 
im  allgemeinen  von  der  Domiziltheorie  größere  Belästigung  und 
Einbußen  zu  erleiden  haben.  Da  Deutschland  in  Seekriegen 
häufiger  neutral  als  kriegführend  sein  wird,  so  liegt  eine  Be- 
rücksichtigung der  neutralen  Interessen  in  seinem  eigenen  Vor- 
teil. Es  würde  nur  dann  zur  Domiziltheorie  zu  greifen  genötigt 
sein,  wenn  sie  allein  ihm  die  Handhabung  des  Seebeuterechts 
in  Kriegszeiten  ermöglichte.  Das  ist  aber  keineswegs  der  Fall. 
Auch  der  Domizilstandpunkt  ermöglicht  Täuschungen  aller  Art. 
Einen  entscheidenden  Wert  kann  das  Seebeuterecht  nur  bei 
Waren  im  Großhandelsbetrieb  haben.  Ein  Kaufmann  aber,  bei 
dem  wirklich  große  Summen  auf  dem  Spiel  ständen,  wird  leicht 
gegen  entsprechende  Vergütung  Agenten  im  neutralen  Ausland 
gewinnen  können,  die  während  des  Krieges  seine  Geschäfte 
gesichert  vermitteln  können. 

Beseitigt  man  daher  die  bereits  charakterisierten  Mängel 
des  Staatsangehörigkeitsprinzips,  so  ist  ihm  aus  den  angeführten 
Gründen  der  Vorzug  zu  geben.  Trotz  der  in  unerträglicher 
Weise  international  zersplitterten  Gesetzgebung  über  das  Recht 
der  Nationalität  läßt  sich  aber  eine  vereinfachte  und  Täuschungen 
im  allgemeinen  gewachsene  Art  der  Regelung  vorschlagen,  wenn 
die  oben  begründeten  Rechtsgrundsätze  akzeptiert  werden. 

Ich  fasse  sie  noch  einmal  zusammen : 

orac  age  zur  ^   Feindliches  Gut  ist  das  Gut  eines 

Verbesserung    des    Staats-      ... 
angehörigkeitsprinzips.        feindlichen    Staatsangehörigen,    neutrales 
Gut    das    Gut    eines    neutralen    Staats- 
angehörigen. 

2.  Der  Erwerb  einer  neutralen  Staatsangehörigkeit,  sowie 
der  Verzicht  auf  eine  feindliche  Staatsangehörigkeit  schützen 
nicht  gegen  die  Wegnahme,  wenn  die  hierfür  maßgebenden 
Handlungen  (Antrag  auf  Naturalisation  oder  Entlassung,  Option 
und  Verzicht)  in  den  letzten  3  Monaten  vor  Kriegsbeginn  vor- 
genommen sind. 

3.  Ergibt  sich  aus  der  Vorlegung  der  Papiere,  daß  die 
neutrale  Staatsangehörigkeit  einer  dem  Feindesland  durch  Ab- 
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stammung  angehörigen  Person  durch  Naturalisation  erworben 
ist,  so  ist  die  dieser  Person  gehörende  Ware  nur  dann  als  neutral 
freizugeben,  wenn  der  Beweis  geführt  wird,  daß  der  Betreffende 
bereits  seit  länger  als  3  Monaten  vor  Kriegsbeginn  aus  seinem 
Heimatstaate  entlassen  ist.  Dieser  Beweis  darf  nur  durch  die 
Papiere  der  die  Entlassung  aussprechenden  Staatsbehörden 
erbracht  werden. 

4.  Hat  der  neutrale  Staatsangehörige  seinen  Wohnsitz  in 
Feindesland,  so  sind  seine  Güter  nur  dann  freizugeben,  wenn 
er  durch  Bescheinigung  der  zuständigen  Behörde  seines  Wohn- 
sitzstaates beweist,  daß  er  dessen  Staatsangehörigkeit  nicht 
erworben  hat.  Ist  dieser  Beweis  nicht  erbracht,  so  gilt  seine  ' 
Ware  als  feindlich. 

In    diesen   Vorschlägen    ist    nur    in 
der  stfaLSrigkeit.        einzelnen  Beziehungen  zu  der  Frage  des 

Beweises  der  Staatsangehörigkeit  Stellung 
genommen.    Es  bedarf  aber  noch  der  allgemeinen  Untersuchung 
dieser  praktisch  überaus  wichtigen  Frage.  Die  Forderung,  daß  die 
Nationalität  durch  Staatsurkunden,  die  sich  an  Bord  befinden, 
zu  beweisen  ist,  kann  nicht  gestellt  werden.    Der  Empfänger 
ist  es,  auf  den  es  ankommt,  wie  noch  gezeigt  werden  soll.  Wie 
soll  er  die  fraglichen  Papiere  an  Bord  des  Schiffes  senden? 
Daher  wird  man  einen  nachträglichen  Beweis  zulassen  müssen, 
zumal   die  Aufstellung   der  3  -  Monatsfrist  Täuschungen  durch 
nachträgliche  Nationalitätsveränderungen  regelmäßig  ausschließt. 
Dagegen  fragt  es  sich,  ob  die  französische  Auffassung,  daß  das 
Gut  auf  feindlichem  Schiff  als  feindlich  zu  präsumieren  ist, 
beibehalten  werden  soll.    Zweifellos  ist  diese  Präsumtion  eine 
Nachwirkung  der  im  übrigen  überwundenen  Theorie,  von  der 
„hostüe  infection*',  sie  ist  daher  aus  juristischen  Gründen  nicht 
mehr  zu  rechtfertigen.    Praktische  Bedürfnisse  fordern  sie  aber 
auch  heute  noch.    Das  Seebeuterecht  ist  durch  die  Pariser  See- 
rechtsdeklaration ganz  erheblich  zugunsten  der  Neutralen  ein- 
geschränkt, ein  Schritt  weiter  auf  diesem  Wege,  und  es  bietet 
dem  Kriegführenden  überhaupt  keine  Vorteile  mehr.    Bedenkt 
man  das,  so  erscheint  die  Forderung  der  Präsumtion  begreiflich, 
ja  vom  Standpunkt  der  praktischen  Handhabung  des  Seebeute- 

Zeitaohrift  f.  Tntern.  Privat-  n.  Öffontl.  Rocht.    XVII.  23 
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rechts  unentbebrlicb.  Denn  der  Aufbringende  wird  —  von 
Ausnahmefällen  abgesehen  —  nicht  in  der  Lage  sein,  das  anf 
feindlichem  SchiS  befindliche  Gut,  selbst  wenn  er  seine  neutrale 
Eigenschaft  ans  den  SchiSspapieren  vermuten  kann,  an  seinen 
Bestimmungsort  zu  senden :  die  Situation  wird  ihn  also  nötigen, 
das  SchiS  zunächst  mit  allen  seinen  Waren  in  den  Hafen  des 
Prisengerichts  zu  schaffen.  Freilich  läßt  sich  nicht  verkennen, 
daß  schon  dadurch  eine  ertaebliche  Störung  des  neutralen  Handels 
eintritt,  die  das  Privileg  der  Unverletzlichkeit  neutralen  Gutes 
auf  feindlichem  Schilf  wesentlich  in  seinem  Wert  herabsetzt. 

Soll  dieses  Verfahren  aber  auch  dann 
Das  BeweisTerfahren  im  i»     •  !■  •      ry         ^  .• 

13. 11    V    ^    *..         A       zulassig  sein,  wenn  die  Zerstörung 
Falle   der   Zerstörung    der       ,  ®  .        \         ,      ,         ^^      *.    ,, 

Pjigg  der  Prise   durch   den  Notfall  ge- 

rechtfertigt wird?  Die  Frage  wird 
zu  verneinen  sein.  Die  Zerstörung  selbst  ist  unvermeidlich  für 
aUe  Staaten,  namentlich  aber  solche,  denen  es  an  den  erforder- 
lichen Häfen  und  Stützpunkten  zur  Aburteilung  ihrer  Prisen 
fehlt.  Die  Vernichtung  ist  aber  nach  allgemein  anerkannten 
Grundsätzen  nur  in  solchen  Fallen  zulässig,  in  denen  der  Auf- 
bringende berechtigte  Gründe  zu  der  Annahme  hat, 
daß  auch  das  Prisengericht  zu  einer  verurteilenden 
Entscheidung  kommen  würde.^) 

Aus  diesem  Gesichtspunkt  wird  eine  Entscheidung  der 
Frage  zu  treffen  sein.  Das  auf  feindlichem  SchiS  befindliche 
Gut  ist  im  Fall  der  Schiffszerstörung  der  Prise  aufzubewahren, 
wenn  sich  aus  den  Schiffspapieren  der  Beweis 
ergibt,  daß  es  neutrales  Gut  enthält.  Auch  in  diesem 
Fall  aber  muß  eine  Zerstörung  vom  Standpunkt  des 
Angarienrechts  gestattet  werden,  nur  ist  dann  der  Kriegs- 
führende zur  Entschädigung  verpflichtet.^^) 


^)  Das  Recht  zur  Zeratörang  von  Prisen  und  die  BcBfammqng  Kiner 
Grenzen  ist  im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  zn  untersuche.  Der  amerikanisdie 
Naval  War  Code  Art.  50  gibt  die  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte 
meines  Erachtens  richtig  an. 

^  Ueber  das  Angarienrecht  vgl.  meine  Schrift  „Der  Kieler  Hafen  im 
Secdmeg^S  88. 
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B.  Eigentumsfrage. 

Die   Frage,    in   welchem   Augenblick 
'^  deS^h^'S.''  s^^^  ^^^  Bigentumsübergang  vollzieht,  ist, 

wie  die  bisherige  Darstellung  gezeigt  hat, 
zunächst  eine  zivil-  und  handelsrechtliche.  Die  deutsche 
Rechtsauffassnng  weicht  von  der  französischen  und  englischen 
insofern  ab,  als  fixr  sie  das  Eigentum  nicht  schon  mit  der 
vertragsmäßigen  Einigung  der  Parteien,  sondern  erst  mit  der 
Uebergabe  der  Waren  zu  Eigentumsrechten  übertragen  wird.  ^^^) 
Die  Untersdieidung  ist  aber  für  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Fälle  ohne  Bedeutung,  da  die  Uebergabe  des  Konnossements 
(und  ebenso  des  Ladescheines)  ^für  den  Erwerb  von  Rechten 
an  Gütern*^  dieselbe  Wirkung  hat,  „wie  die  Uebergabe  der 
Güter".  1^)  Daraus  folgt  nicht  etwa,  daß  die  Uebergabe  des 
Konnossements  schlechthin  Eigentum  an  dem  Gut  überträgt, 
sondern  dies  geschieht  nur,  wenn  der  Veräußernde  Eigentum 
übertragen,  der  Empfänger  Eigentum  erwerben  wollte  (und 
beide  dazu  rechtlich  imstande  waren).  Ob  dies  die  Absicht 
der  Parteien,  war  oder  ob  bloß  Besitz-,  Pfand-  und  ähnliche 
Hechte  an  dem  Gut  dem  Konnossementsinhaber  übertragen  werden 
sollten,  läßt  sich  auch  nach  deutschem  Recht  nicht  aus  dem 
Konnossement,  sondern  nur  aus  dem  zugrunde  liegenden  Vertrag 
erkennen.  Die  Uebertragbarkeit  der  Güter  wird  dadurch  er- 
leichtert, d£kß  das  Konnossement  sowohl  an  die  Ordre  des 
Empfängers,  oder  lediglich  an  Ordre,  d.  h.  die  Ordre  des  Ab- 
laders oder  sogar  auf  den  Namen  des  Schiffers  als  Empfänger 
ausgestellt  werden  kann  —  und  daß  zur  Empfangnahme  hier- 
nach derjenige  l^timiert  ist,  an  welchen  die  Güter  nach  dem 
Konnossement  abgeliefert  werden  sollten  oder  an  welchen  das 
Konnossement,  wenn  es  an  Ordre  lautet,  durch  Indossament  über- 
tragen ist.^®^)  Unabhängig  von  der  Eigentumsfrage  regefit  das  Bürg. 
Gesetzbuch  die  Frage  des  Gefahrüberganges  für  den  Ver- 
sendungskauf in  dem  Sinne,  daß  der  Käufer  die  Gefahr  trägt, 

»1)  BGB  929. 

^^)  HOB  §  647.  Hinsichtlich  des  Ladescheines  ebenda  450. 
^)  HOB  644,  645.    Vgl.  hierzn  Coaack,  Lehrbuch  des  Handelsrechts, 
6.  Aufl..  1903,  427  ff. 

23* 


360  Liepmann, 

„sobald  der  Käufer  die  Sache  dem  Spediteur,  dem  Frachtführer 
oder  der  sonst  zur  Ausführung  der  Versendung  bestimmten 
Person  oder  Anstalt  ausgeliefert  hat".  (BGB  447,  1.)  Dieser 
Satz  gilt  aber  nur,  wenn  die  Parteien  nicht  das  Entgegen- 
gesetzte vereinbart  haben:  z.  B.  bedeutet  die  Verabredung  der 
Klausel  bei  Versendungskäufen  „ab  dort"  daß  die  Gefahr  bis 
zur  Ablieferung  bei  dem  Verkäufer  bleiben  soll.  ^^)  Aber  auch 
dann,  wenn  der  Käufer  die  Gefahr  trägt,  wird  er  dadurch  noch 
nicht  Eigentümer,  sondern  erst,  wenn  ihm  das  Gut  oder  das 
dieses  repräsentierende  Papier  vom  Verkäufer  übergeben  wird. 
Das  eine  solche  Vertragsfreiheit  für  das  See'beutereclit 
nicht  anerkannt  werden  kann,  ist  aus  der  bisherigen  Darstellung 
und  der  Hervorhebung  der  verschiedenen  Möglichkeiten  einer 
Täuschung  ersichtlich.  Der  Kriegführende  hat  keinen  Grund, 
die  vorbehaltenen  Eigentumsrechte  des  neutralen  Verkäufers 
anzuerkennen,  wenn^die  Ware  nach  glücklich  bestandener  See- 
reise in  das  Eigentum  des  feindlichen  Käufers  übergehen  soll 
denn  dieser,  niclit  jener,  ist  an  dem  Eintreffen  der  Ware 
interessiert,  er  wird  geschädigt,  wenn  die  Ware,  die*  er  bestellt 
hat,  nicht  eintrifft.  Gibt  man  sie  aber  frei,  weil  der  neutrale 
Verkäufer  Eigentumsrechte  sich  reserviert  liatte,  so  fällt  der 
Nutzen*dem^feindlichen  Empfänger  zu  Gute.  Da  das  Seebeute- 
recht eine  Schädigung  des  feindlichen  Handels  bezweckt,  der 
neutrale  Verkäufer  aber  jederzeit  die  Gefahr  und  damit  einen 
Schaden  der  Beschlagnahme  von  sich  auf  den  Käufer  abwälzen 
kann,  so  würde  die  Freilassung  lediglich  beiden  Vertragsteilen 
Nutzen  bringen,  das  Seebeuterecht  aber  illusorisch  machen.  So 
empfiehlt  sich  im  Anschluß  an  die  englische  Auffassung  aber 
unter  Uebernahme  des  Staatsangehörigkeitsprinzips  der  Satz: 

Für  Zwecke  des   Seebeuterechts 

Vorschlag  zur  Regelung  der     g^^.  g^jg  Eigentümer  der  Waren  der- 

Bigentumsfrage.  .^^.^^^  ^^  ^^^  ^^^    Eigentum  nach 

Beendigung  der  Fahrt  übergehen  soll,  auch  wenn  der 
Absender  sich  das  Eigentum  durch  Vertragsabrede  bis 


^^)  So  in  den  Danziger  HanJelsgebräuchen  (Gutachten  des  Vorsteheramts 
der  Kaufmannschaft),  1901  Nu.  90  ausdrücklich  ausgesprochen. 
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ZU  dieser  Zeit  vorbehalten  hat.  Eigentumsübertra- 
gungen,  die  erst  nach  der  Verschiffung  (in  transitu) 
erfolgen,  sind  als  ungültig  anzusehen. 

Eine  solche  Regelung  würde  allerdings  den  Export  aus 
d-em  Feindesland  erleichtern.  Der  englische  Kaufuiann 
würde  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  England  und  Deutschland 
seine  Ware  unbehindert  an  neutrale  —  freilich  nur  an  diese  — 
Staatsangehörige  senden  können,  und  nur  die  an  ihn  abgesandten 
Waren  würden  dem  Zugriff  der  Kriegführenden  unterliegen. 
Eine  solche  Unterscheidung  läge  aber  durchaus  im  Interesse 
des  Seebeuterechts,  denn  dieses  bezweckt,  als  indirektes  Mittel 
des  Seekrieges  eine  Schwächung  des  Feindes,  die  ihm  die 
Fortsetzung  der  Kriegführung  erschwert.  Dies  geschieht  aber 
nicht  dadurch,  daß  die  Exporteure  eines  Landes  Bestellungen 
einbüßen,  weil  die  von  ihnen  abgesandten  Waren  der  Beschlag- 
nahme unterliegen  können,  sondern  nur  wenn  dem  Land  der 
Import  abgeschnitten,  wird,  und  ihm  also  diejenigen  Waren 
entzogen  werden,  die  es  zur  Befriedigung  seiner  Lebensbedürf- 
nisse notwendig  gebraucht.  Die  Bedürfnisse  des  Landes  aber 
sind  nach  dem  zu  messen,  was  ihre  Bewohner  für  Ernährung, 
Kleidung  usw.  gebrauchen,  nach  der  Zufuhr,  nicht  der  Ausfuhr. 
Auch  bei  der  Blockade  ist  die  Abschneidung  des  Imports  die 
eigentlich  wirksame  Maßregel:  die  Aushungerung  des  Landes, 
wie  man  die  schärfste  und  erfolgreichste  Ausgestaltung  dieser 
Maßregel  nennen  kann.  Und  in  der  gleichen  Richtung  soll  das 
Kontrebanderecht  wirken:  die  für  den  Feind  bestimmten  Gegen- 
stände sollen  ihm  entzogen  werden,  soweit  sie  seinen  militäri- 
schen Bedürfnissen  zu  dienen  bestimmt  sind.  Das  Seebeuterecht 
ist  dazu  da,  diese  Wirkungen  zu  verstärken  oder  zu  ersetzen. 
Es  will  nicht  bloß  die  Befriedigung  der  militärischen,  sondern 
auch  die  der  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  des  Gegners  erschweren. 
Es  ist  zweifellos  das  erlaubte  Surrogat  für  die  —  rechts- 
ungültigen —  nichteffektiven  Blockaden,  wenigstens  so- 
weit es  sich  um  feindliche  Schiffe  handelt,  die  den  Verkehr 
in  Kriegszeiten  mit  dem  feindlichen  Kaufmann  unterhalten 
sollen.  Das  Aktionsgebiet  des  Seebeuterechts  liegt  also  in  der 
Abschneidung  des  Imports.    Kann  man  es  durch  Rechtsregeln 
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in  dieser  Ricfattiiig  konzentrieren,  so  ist  die  dadurch  ermöglichte 
Erleichterung  des  Exportes  ans  dem  Feindeslande  für  den 
Kriegsführenden  ohne  wesentlicfae  Bedentang.  Die  Sicberang 
des  Seebeaterechts  verlangt  aber  noch  weitere  Handhaben  gegen 
Täuschnngen. 

Die  Verschleierung  der  ^^^  ™  Feindesland  befindlichen  nen- 

Eigentumsfrage,    um    dem     ^^^^^^^  Staatsangehörigen  sollen  keine  Ein- 
Seebeuterecht  zu  entgehen,     bnße  erleiden.     Waren,   die  sie  gekauft 
Schutzmaßregeln  gegen        haben,  bleiben  von  der  Wegnahme  befreit. 
diese  Gefahr.  Dj^^iit  ist  indes  ein  Ausweg  eröffnet,  um 

dnrch  diese  neutralen  Eaufleute  auch  Waren  für  feindliche 
Kaufleute  einzuschmuggeln.  Der  neutrale  Kaufmann,  der  in 
den  Schiffspapieren  als  Empfänger  bezeichnet  wird,  soll  sie  in 
Wahrheit  nur  empfangen,  um  sie  an  den  feindlichen  Kaufmann 
weiterzubefördem.  Ich  glaube  nicht,  daß  sich  ein  unfehlbares 
Mittel  gegen  solche  Verschleierung  wird  auffinden  lassen. 
Stimmen  die  Konnossemente  nicht  miteinander  überein,  weisen 
Privatkorrespondenzen,  die  sich  an  Bord  befinden,  auf  das  zu- 
grunde liegende  Rechtsverhältnis  hin,  oder  lassen  wenigstens 
auf  Unregelmäßigkeiten  schließen,  so  wird  man  mit  Recht  trotz 
der  neutralen  Eigenschaft  des  Empfängers  znr  Beschlagnahme 
greifen  können  mit  der  Begrfindung,  daß  der  Eigentumsbeweis 
mißlangen  sei.  Für  einzelne  Fälle  wird  auch  wohl  die  eng- 
lische Präsumtion  helfen,  daß  nur  der  als  Eigentümer  der  Ware 
anzusehen  ist,  der  das  volle  Risiko  des  Transports  zu  tragen 
hat.  Denn  der  Spediteur,  Verwahrer,  Pfandberechtigte  wird 
sich  hüten,  eine  solche  Gefahrtragung  zu  übernehmen.  Wohl 
aber  kann  er  dies  in  den  vorgefundenen  Papieren  ton. 
Hier  kauft  er  die  Ware,  hier  wird  ihm  das  voUe  Risiko  über- 
tragen. Briefe  oder  Telegramme  aber,  die  der  Absender  an 
den  Käufer  gesandt  hat  und  die  dem  Kaptor  nicht  zu  Gesicht 
kommen,  legen  die  wirkliche  Rechtslage  fest.  Oder  der 
empfangende  Spediteur  verhandelt  mit  dem  „wirklichen"  Eigen- 
tümer im  Feindesland  über  das  zwischen  ihnen  abgeschlossene 
Rechtsverhältnis.  In  solchen  Fällen  wird  es  dem  Aufibringenden 
ebenso  wie  dem  Prisengericht  nicht  immer  möglich  sein,  die 
Beschlagnahme  aufrecht  za  erhalten.    Immeiiiin  gibt  es  Mittel 
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und  Wege,  um  solche  Manipulationen  wenigstens  zu  erschweren, 
indem  man  äberall  da,  wo  der  neutrale  Empfänger  der  Waren 
im  Feindesland  wohnt,  den  Beweis  seines  Eigentums  an  der 
Ware  an  besonders  strenge  Voraussetzungen  knüpft.  Das  Miß- 
trauen des  Prisengerichts  wird  namentlich  wachzubleiben  haben, 
1.  wenn  die  BeschiJenheit  der  Ware  außerhalb  des  Geschäfts- 
betriebs des  Empfängers  liegt:  ein  neutraler  Bankier  erhält 
Robprodukte,  ein  neutraler  Detaillist  Engrossendungen; 

2.  wenn  das  Gewerbe  des  neutralen  Empfängers  in  der 
Versendung  oder  Beförderung  von  Gütersendungen  besteht, 
z.  B.  er  ist  Spediteur; 

3.  wenn  der  aus  den  SchiSspapieren  zu  erkennende  Kauf- 
preis die  Vermutung  hervorruft,  daß  ein  wirklicher  Kauf  nicht 
stattgefunden  habe.  Daß  die  hervorgehobenen  Fälle  die  mög- 
lichen Verschleierungen  erschöpfen,  ist  nicht  anzunehmen. 
Jedenfalls  würde  aber  schon  ein  wesentlicher  Fortschritt  erreicht 
werden,  wenn  man  wenigstens  die  genannten  Tatbestände,  denen 
durch  eine  clausula  generalis  analoge  Fälle  zur  Seite  zu 
stellen  wären,  aufklären  könnte.  Ich  glaube,  daß  einmal  die 
von  dem  Prisengericht  zu  fordernde  Vorlegung  der  Origi- 
nalhandelsbücher sowohl  des  Absenders  wie  des 
Empfängers  manche  Täuschung  aufdecken  würde.  Ist  hier 
das  abgeschlossene  Geschäft  überhaupt  nicht  erwähnt,  oder  be- 
stehen Differenzen  zwischen  den  Aufzeichnungen  der  Parteien 
oder  den  dem  Kapitän  übergegebenen  Papieren,  so  ist  die  Ware 
als  feindlich  anzusehen. 

Und  zweitens  würde  dem  Empfänger  von  dem  Prisengericht 
der  Eid  aufzulegen  sein,  darüber,  daß  er  die  Waren  nicht 
an  einen  feindlichen  Kaufmann  zu  befördern,  sondern  sie 
lediglich  für  eigene  Zwecke  gekauft  habe.  Der  Gewissenszwang, 
die  Nötigung  außerdem,  sich  in  Person  an  den  Ort  des  Prisen- 
gerichts zu  begeben,  werden  hier  manche  Agenten  und  Spediteure 
verhindern,  Geschäfte  solcher  Art  abzuschließen,  oder  wenigstens 
die  Reklamation  gegen  die  Beschlagnahme  durchzuführen. 
Die  erwähnten  Gesichtspunkte  lassen  sich  in  die  folgende  Be- 
stimmung zusammenfassen : 
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Besteht  nach  der   Beschaffen- 
vorschlag zur  Behandlung     ^^4^  ^^^  Ware,  dem  Gewerbe  des 

„.     ,        J'    ,,  .  Reklamanten,  den  in  den  Schiffs- 

Eigentums  -  Verschleierung.  ' 

papieren  dokumentierten  Ver- 
tragsbedingungen oder  aus  anderen  Gründen  der 
Verdacht,  daß  der  im  Feindesland  domizilierte 
neutrale  Reklamant  nicht  der  wirkliche  Eigen- 
tümer der  Ware  ist,  so  gilt  die  Ware  bis  zur  Füh- 
rung eines  Gegenbeweises  als  feindlich.  Dieser 
Verdacht  kann  nur  durch  die  Vorlegung  der  Ori- 
ginalhandelsbücher des  Absenders  und  Empfängers 
entkräftet  werden.  Ist  das  Prisengericht  nach  ge- 
nauer Prüfung  dieser  Bücher  zweifelhaft,  so  kann 
es  dem  Empfänger  die  Verpflichtung  auferlegen, 
vor  dem  Gericht  in  Person  eidlich  auszusagen,  daß 
er  die  Ware  nicht  an  einen  feindlichen  Kaufmann 
befördern,  sondern  sie  lediglich  für  den  eigenen 
Bedarf  gekauft  habe. 


Das  Staatsbiirgerrecht  im  internationalen  Vericehr, 
seine  Erwerbung  und  Verlust. 

Von  Dr.  Inidor  Seliwartz«  Regierongskonzipist  in  Sarajevo. 

Unter  dem  obigen  Titel  hat  Dr.  J.  Sieb  er,  Professor  an 
der  Universität  in  Bern,  vor  kurzer  Zeit  (1907  Bern  bei  Stämpfli 
et  Cie.)  ein  zweibändiges  Werk  veröffentlicht,  welches  im  ersten 
Bande  eine  systematische  Darstellung  der  Materie  enthält, 
während  der  zweite  Band  die  auf  die  Materie  bezüglichen 
Gesetze  und  Staatsverträge  nahezu  aller  Staaten  des  Erdenrundes 
zum  größten  Teile  in  deutscher  Uebersetzung  umfaßt^).  Der 
Verfasser  gibt  im  Vorworte  selbst  zu,  daß,  falls  die  Arbeit 
lediglich  einen  theoretisch-wissenschaftlichen  Zweck  im  Auge 
hätte,  eine  mehr  ins  einzelne  gehende  Systematisierung  am  Platze 
gewesen  wäre.  Er  bemerkt  aber,  daß  die  Arbeit  vor  allem 
auch  der  Praxis  dienen  und  in  allen  wichtigen  das  Staatsbürger- 
recht  betreffenden  Fragen  eine  leichte  und  schnelle  Orientierung 
ermöglichen  will.  Ob  und  inwieweit  der  Verfasser  dieses  Ziel 
erreicht  hat,  kann  ich  hier  im  fernen  Oriente  mangels  der  er- 
forderlichen wissenschaftlichen  Behelfe  nicht  beurteilen.    Was 


^)  Bemerkt  sei,  daß  der  Verfasser  ohne  Angabe  der  Quelle  die  sehr 
schlechte  amtliche  deutsche  uebersetzung  des  ungarischen  Gesetzes  über  den 
Erwerb  und  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  (GA  L  1879)  abgedruckt  hat. 
Die  korrekte  Uebersetzung  findet  der  Leser  in  dem  Werke  von  Di.A.Berdnyi 
und  Dr.  F.  Tarjdn  „Der  Erwerb  und  der  Verlust  der  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft* Leipzig  1906  (Duncker  A  Humblot).  Ferner  sei  bemerkt, 
daß  in  Ungarn  die  Gesetze  offiziell  weder  mit  dem  Datum  der  Sanktion, 
noch  auch  mit  dem  Datum  der  Kundmachung  zitiert  werden,  wie  dies  der 
Verfasser  S.  100  letzter  Absatz  und  S.  102  Note  3  tut,  sondern  nach  der 
Jahreszahl  und  nach  der  fortlaufenden  Zahl  ihrer  Kundmachung  in  dem  be- 
treffenden Jahrgange  des  „Orszägos  Törv^nytär"  (Corpus  Juris)' 
Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Recht.    XVII.  24 
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aber  Oesterreich  und  Ungarn  anbelangt,  so  bedarf  die  Darstellung 
gewisser  Einschränkungen  und  Berichtigungen. 

Sowohl  Oesterreich  als  auch  Ungarn  haben  ganz  selbständige 
Gesetze  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  Staatsbürger- 
schaft. Es  ist  daher  nicht  abzusehen,  weshalb  der  Verfasser 
in  seiner  Darstellung  beide  Staaten  unter  „Oesterreich-Ungam" 
zusammenzufassen  für  gut  befunden  hat^).  Aus  der  Selbst- 
ständigkeit der  Gesetzgebung  beider  Staaten  in  dieser  Materie 
folgt  von  selbst,  daß  der  Ungar  in  Oesterreich  als  Ausländer  zu 
behandeln  ist,  wenn  der  Erwerb  eines  Rechtes  oder  die  Aus- 
übung einer  staatsbürgerlichen  Pflicht  durch  die  österreichische 
Gesetzgebung  von  der  Tatsache  der  österreichischen  Staats- 
bürgerschaft abhängig  ist^).  Ganz  dasselbe  gilt  vice  versa  in 
der  erwähnten  Beziehung  von  dem  Oesterreicher  in  Ungarn.  Die 
Behauptung  des  Verfassers  (I.  Bd.,  S.  99),  daß  in  denjenigen 
Angelegenheiten  dagegen,  welche  durch  die  Verfassungsgesetz- 
gebung zu  gemeinsamen  des  Gesamtstaates  erklärt  sind,  Oester- 
reicher und  Ungarn  völlig  gleichgestellt  sind,  ist  zwar  richtig, 
aber  auch  selbstverständlich.  Der  Verfasser  würde  aber  vielleicht 
in  Verlegenheit  geraten,  wenn  er  die  Verfassungsgesetzgebnng 
produzieren  müßte,  welche  den  Gesamtstaat  geschaffen  hat. 
Dieser  G^samtstaat  hat  keine  Verfassung  und  keine  Gesetze. 
Er  ist  nicht  infolge  Drängens  der  Ungarn,  wie  Sieber  meint, 
sondern  infolge  der  Katastrophe  auf  den  Schlachtfeldern  von 
Sadowa  unter  dem  Donner  der  preußischen  Geschütze  verschieden 
und  führt  seit  jener  Zeit  nur  in  einigen  Handbüchern  des 
österreichischen  Staatsrechtes  seine  Scheinexistenz.  Dies  wird 
durch  die  Tatsache  bewiesen,  daß  internationale  Verträge  von 
den  Parlamenten  Oesterreichs  und  Ungarns  genehmigt  werden 

^)  Im  zweiten  Bande  hat  er  aber  ganz  korrekt  Oesterreich  von  Ungarn 
getrennt  und  als  sonveränes  Rechtsgebiet  behandelt. 

^  Diese  ans  der  Natur  des  staatsrechtlichen  Verhältnisses  beider  Staaten 
der  Monarchie  folgende  These  hätte  der  Verfasser  durch  die  S.  99  Note  1 
zitierte  Note  des  österreichischen  Ministeriums  zu  beweisen  nicht  nötig  gehabt 
Die  Note  ist  übrigens  in  solcher  Weise  reproduziert,  daß  sie  kaum  zu 
Orientierung  des  unkundigen  Lesers  beitragen  dürfte.  Nur  nebenbei  sei  be- 
merkt, daß  die  österreichischen  Ministerien  offiziell  den  Titel  , Kaiserlich- 
Königlich*'  führen. 
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müssen,  falls  sie  fär  das  Gebiet  beider  Staaten  Geltung  haben 
sollen,  weil  der  Gesamtstaat  Siebers  und  seiner  österreichischen 
Gewährsmänner  keine  Legislative  hat.  Aus  diesem  Grunde  ist 
auch  unrichtig  die  in  dem  österreichischen  Justizministerialerlasse 
vom  28. 1. 1877  Nr.  966 1)  enthaltene  Behauptung,  daß  bei  dem  Um- 
stände, als  die  österreichische  und  ungarische  Staatsbürgerschaft, 
entsprechend  der  internationalen  einheitlichen  Stellung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie,  wie  solche  durch  das  Gesetz 
vom  21.  12.  1867  Nr.  167  RGB.  betreffend  die  allen  Ländern 
der  Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  namentlich 
durch  dessen  §  1  Lit.  a  gegeben  ist,  im  Verkehre  mit  dem  Aus- 
lande als  eine  einheitliche  Staatsangehörigkeit  aufzufassen  sind^), 
Angehörige  der  ungarischen  Reichshälfte,  welche  außerhalb  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben  und  im  Gebiete  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Länder  betreten  werden,  niemals  an  das  Ausland  ausgeliefert 
werden  können.  Diese  Frage  hat  mit  der  internationalen  ein- 
heitlichen Stellung  der  Monarchie  gar  nichts  zu  tun.  Wenn 
Oesterreich  ungarische  und  umgekehrt  Ungarn  österreichische 
Verbrecher  an  das  Ausland  ausliefern  wollten,  so  könnten  sie 
es  ohne  weiteres  tun,  weil  sie  auf  dem  Gebiet  der  Strafrechts- 
pflege vollständig  souverän  sind.  Wenn  sie  es  nicht  tun,  so 
hat  dies  seinen  Grund  in  der  übereinstimmenden  Vereinbarung 
beider  Staaten,  daß  diese  Auslieferung  der  beiderseitigen 
delinquierenden  Staatsangehörigen  an  das  Ausland  nicht  zu  er- 
folgen habe. 

Was  in  Ansehung  der  Staatsbürgerschaft  das  Rechtsver- 
hältnis der  Angehörigen  Bosniens  und  der  Herzegowina  zu 
Oesterreich-Ungarn  anbelangt,  so  ist  die  Behauptung  Siebers 
(S.  100)  wahr,  daß  die  Angehörigen  Bosniens  und  der  Herze- 
gowina, um  österreichische  oder  ungarische  Staatsbürger  zu 
werden,  die  in  Oesterreich  oder  Ungarn  für  die  Ausländer  vor- 
geschriebenen ordentlichen  Einbürgerungsbedingungen  zu  erfüllen 


1)  Mayrkofer,  Handbnch  für  den  politischen  Yerwaltongsdienst, 
I.  Bd.  5.  Aufl.,  Wien  1896  S.  951  Note  1. 

^  Dies  ist  eine  Fiktion  irgend  eines  Bareaokraten  ans  der  zentra- 
listischen  Schule. 

24* 
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haben.  Er  scheint  es  aber  nicht  zu  wissen,  daß  bosnisch- 
herzegowinischen  Landesangehörigen  die  Entlassung  aus  dem 
Verbände  der  bosnisch -herzegowinischen  Landesangehörigkeit 
die  Landesregierung  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  in  Sara- 
jevo erteilt,  welche  eine  Regierung  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
von  Oesterreich  und  des  Königs  von  Ungarn  ist.  Die  Landes- 
regierung in  Sarajevo  verleiht  auch  die  bosnisch-herzegowinische 
Landesangehörigkeit  solchen  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsbürgern  oder  anderen  Ausländem,  welche  die  Zusicherung 
•der  Aufnahme  in  den  Verband  einer  bosnisch-herzegowinischen 
Gemeinde  und  den  Nachweis  der  Entlassung  aus  dem  Staats- 
verbande Oesterreichs  oder  Ungarns  oder  eines  anderen  aus- 
ländischen Staates  beibringen.  Hieraus  erhellt,  daß  die  Souve- 
ränität des  osmanischen  Reiches  nur  ein  nudum  jus  proprietatis 
ist.^)  Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  als  Gemeindeangehörige, 
welche  in  der  Gemeinde  heimatberechtigt  sind,  nach  §  6  Zahl  1 
des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  der  Dorfgemeinden  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina 2)  zu  betrachten  sind: 

a)  durch  die  Geburt:  die  ehelichen  Kinder  eines  Gemeinde- 
angehörigen (Heimatberechtigten)  und  die  unehelichen  Kinder 
einer  gemeindeangehörigen  Mutter; 

b)  durch  Einheirat:  die  Gattinnen  der  Gemeindeangehörigen 
und  die  etwa  in  eine  gemeindeangehörige  Familie  eingeheirateten 
männlichen  Individuen  (doma&eti)  bosnisch-herzegowinisclier 
Landesangehörigkeit ; 

c)  durch  landesübliche  Adoption  (posinovljenje) :  die  von 
einem  Gemeindeangehörigen  an  Sohnesstatt  angenommenen  männ- 
lichen landesangehörigen  Individuen  (posinci); 

d)  durch  Gemeindebeschluß:  Personen,  welche  von  der  Ge- 
meindevertretung ausdrücklich  in  den  Heimatverband  aufge- 
nommen wurden,  vorausgesetzt,  daß  sie  die  Landesangehörigkeit 
besitzen,  beziehungsweise  erworben  haben. 


1)  Franz  von  Liszt,  „Völkerrecht",  2.  Aufl.,  Berlin  1902,  S.  93— 94. 

^)  Genehmigt  mit  allerhöchster  Entschließung  yom  8.  2. 1907,  publiziert 
mit  Erlaß  der  Landesregierung  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  vom  13. 3. 1907 
!Nr.  34054/1  (Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Bosnien  und  die  Herzegowina^ 
Jahrgang  1907  Nr.  13). 
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Sieber  sagt  (S.  101),  daß  ungeachtet  §  28  des  öster- 
reichischen BGB  zwischen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern 
keinen  Unterschied  mache,  die  Fassung  des  §  28  nicht  etwa 
dahin  zu  deuten  sei,  daß  das  Bürgerrecht  auch  dem  von  einer 
Ausländerin  geborenen  unehelichen  Kinde  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  zukommt.  Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  §  28  in 
der  österreichischen  Literatur  noch  niemals  so  gedeutet  wurde, 
weil  es  keinem  Zweifel  unterliegt,  daß  §  28  sich  nur  auf  ehe- 
liche Kinder  eines  österreichischen  Staatsbürgers  bezieht  ^).  Daß 
aber  das  uneheliche  Kind  einer  österreichischen  Staatsbürgerin 
die  österreichische  Staatsbürgerschaft  erlangt,  folgt  aus  dem 
allgemeinen  Bechtsgrundsatze,  daß  nach  östeireichischem  Rechte 
das  uneheliche  Kind  nicht  einmal  zur  Familie  der  Mutter  ge- 
hört, sondern  nur  der  Mutter  gegenüber  Rechte  besitzt.  Es 
führt  den  Geschlechtsnamen  der  Mutter  (§  165  BGB),  es  hat 
nur  in  Rücksicht  auf  die  Mutter  bei  der  gesetzlichen  Erbfolge 
in  das  frei  vererbliche  Vermögen  gleiche  Rechte  mit  den  ehe- 
lichen (§  754  BGB)  und  umgekehrt  gebührt  in  dem  Vermögen 
eines  unehelich  gebliebenen  Kindes  nur  der  Mutter  die  Erbfolge 
(§  756  BGB).  Eine  uneheliche  Tochter  kann  nur  von  ihrer 
Mutter  ein  Heiratsgut  verlangen  (§  1220  BGB).  Die  unehe- 
lichen Kinder  folgen  dem  allgemeinen  Gerichtsstande  der  Mutter 
und  behalten  diesen  Gerichtsstand  trotz  des  Todes  der  Mutter 
solange  fort,  als  sie  das  Recht  zur  freien  Vermögensverwaltung 
nicht  erlangt  haben  (§  72  der  Jurisdiktionsnorm).  Endlich  sind 
nach  §  6  des  Heimatgesetzes  vom  3.  12.  1863  Nr.  105  RGB 
uneheliche  Kinder  in  jener  Gemeinde  heimatberechtigt,  in  welcher 
ihrer  Mutter  zur  Zeit  der  Entbindung  das  Heimatrecht  zusteht. 
Hebus  sie  stantibus  steht  der  Grundsatz  fest,  daß  uneheliche 
Kinder  einer  österreichischen  Staatsbürgerin  die  österreichische 
Staatsangehörigkeit  durch  die  Geburt  erlangen.  Dieser  Grund- 
satz wurde  in  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
6.  12.  1850  Nr.  25418  (kundgemacht  mit  Erlaß  der  nieder- 
österreichischen Statthalterei  vom  14.  2.  1851  LGB  Nr.  42)  aus- 
drücklich als  zutreffend  bezeichnet^). 

1)  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  921. 

2)  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  921  Note  3. 
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Femer  meint  Sieber  (a.  a.  0.),  daß  die  Frage  nach  dem 
Staatsbürgerrecht  legitimer  Kinder  von  Eltern  verschiedener 
Nationalität  —  wie  sie  anderwärts  zu  stellen  war  —  für  das 
österreichische  Recht  deshalb  unpraktisch  ist,  weil  die  Frau 
stets  das  Bürgerrecht  ihres  Gatten  teilt.  Diese  Motivierung 
ist  ganz  verfehlt.  Denn  wird  einem  Ausländer  das  öster- 
reichische Bürgerrecht  verliehen,  so  erstreckt  sich  wohl  die 
Verleihung  stets  auch  auf  die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebende 
Ehefrau  und  auch  auf  die  mit  derselben  erzeugten  minder- 
jährigen ehelichen  Kinder,  falls  denselben  nicht  die  fremde 
Staatsbürgerschaft  vorbehalten  wird  bezw.  kraft  bestehender 
Staatsverträge  vorbehalten  bleiben  muß^).  Die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  erstreckt  sich  aber  nicht  auf  jene  Kinder, 
welche  nur  Kinder  der  Ehefrau  sind  (z.  B.  aus  einer  früheren 
Ehe).  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Frage  nach  dem  Staats- 
bärgerrecht  legitimer  Kinder  von  Eltern  verschiedener  Nationalität 
für  das  österreichische  Recht  unpraktisch^). 

Auf  S.  102  sagt  Sieber:  „Da  das  (österreichische) 
Heimatgesetz  (vom  3.  12.  1863  Nr.  105  RGB)  die  Findlinge 
und  Heimatlosen  nach  gewissen  Anhaltspunkten  einer  Gremeinde 
zuweist,  ihre  Heimatgenössigkeit  daselbst  präsumierend,  so  liegt 
es  besonders  nahe,  noch  einen  Schritt  weiter  zu  gehen  und  auch 
die  Staatsbürgerschaft  dieser  Leute  zu  präsumieren**.  Auch 
diese  Behauptung  ist  nicht  ganz  richtig.  Wohl  ist  es  wahr, 
daß  Findelkinder,  nämlich  solche,  deren  Eltern  unbekannt  sind, 
wenn  sie  auf  österreichischem  Boden  geboren  wurden^),  die 
Vermutung  der  Eigenschaft  österreichischer  Staatsbürger  für 
sich  haben  (arg.  §  19  Abs.  3  des  obzitierten  Heimatgesetzes). 
Diese  Rechtsvermutung  erstreckt  sich  jedoch  keineswegs  auf 
andere  Heimatlose,  deren  Staatsbürgerschaft  nicht  erweislich  ist, 

1)  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  930—931. 

^  Ebenso  erwerben  die  Kinder  einer  Ausländerin,  wenn  dieselbe  eioen 
Oesterreicher  ehelicht,  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  nicht,  falls  sie 
nur  ihre  Kinder  sind  (z.  B.  wenn  eine  ausländische  Witwe,  welche  Kinder 
aus  erster  Ehe  hat,  sich  mit  einem  Oesterreicher  wieder  vereheUcht),  vgl. 
Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  931  und  auch  Sieber  S.  105  Abs.  2. 

3)  Nicht  wenn  sie  aufgefunden  wurden,  wie  Sieber  irrig  annimmt, 
vgl.  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  921. 
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denn  der  Zuweisung  eines  Heimatlosen  zu  einer  Gemeinde  muß 
die  Konstatierung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  des 
Zuzuweisenden  vorausgehen,  falls  dieselbe  nicht  von  Anfang  an 
außer  Zweifel  steht*). 

Wenn  ferner  Sieber  (S.  103)  lehrt,  daß  es  bestritten  sei, 
ob  nach  österreichischem  Recht  auch  die  Legitimation  zu  den 
Erwerbsgründen  des  Bürgerrechts  zu  zählen  sei,  so  beweist  er 
nur  wieder,  daß  ihm  das  österreichische  Recht  terra  mcognita  ist. 
Die  Frage  ist,  so  wie  er  sie  stellt,  nicht  zu  beantworten,  weil 
das  österr.  BGB  vier  Kategorien  der  Legitimation  kennt.  Es 
muß  daher  untersucht  werden,  was  in  jedem  einzelnen  Falle 
Rechtens  ist.  Die  vier  erwähnten  Fälle  der  Legitimation  un- 
ehelicher Kinder  sind  aber  nach  österreichischem  Rechte  die 
folgenden: 

1.  Die  aus  einer  ungültigen  Ehe  erzeugten  Kinder  sind  als 
eheliche  anzusehen,  wenn  die  Konvalidation  der  Ehe  durch  die 
Nachsicht  von  dem  bei  Schließung  der  Ehe  bestandenen  Ehe- 
hindemisse  erfolgt  ist  (§  160  BGB).  In  diesem  Falle,  welcher 
der  dispensatio  in  radice  matrimonii  des  kanonischen  Rechtes 
entspricht,  sind  die  Kinder,  wie  bereits  erwähnt,  den  ehelichen 
gänzlich  gleichgestellt,  weil  die  Ehe  in  diesem  Falle  so  zu  be- 
trachten ist,  als  wäre  sie  ursprünglich  gültig  geschlossen  worden 
(§  88  BGB).  Die  Kinder  aus  diesen  Ehen  folgen  daher  der 
Staatsbürgerschaft  des  Vaters. 

2.  Wenn  die  Ehe  ungültig  ist,  aber  wenigstens  einem  Nup- 
turienten  die  schuldlose  Unwissenheit  des  Ehehindemisses  zu- 
statten kommt  (der  Fall  der  sogenannten  Putativehe),  so  sind 
die  Kinder  als  eheliche  anzusehen  (§  160  BGB).  Sie  folgen 
daher  der  Staatsbürgerschaft  des  Vaters.  Die  Frau,  falls  sie 
vor  der  Eheschließung  Ausländerin  gewesen  ist,  erlangt  aber 
nur  dann  die  österrieichische  Staatsbürgerschaft  des  Mannes, 
wenn  sie  in  bona  fide  gewesen  ist,  d.  h.  sich  in  Unkenntnis 
des  Ehehindemisses  befunden  hat.  Dies  folgt  aus  dem  all- 
gemeinen Rechtsgrundsatze,  daß  die  mala  fides  keinen  Anspruch 


1)  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  921  Note  4  und  S.  1005  Note  2. 
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auf  rechtlichen  Schutz  erheben  und  um  so  weniger  die  gültige 
Grundlage  für  einen  Rechtserwerb  abgeben  kann^). 

3.  Das  minderjährige  uneheliche  Kind  einer  Ausländerin 
und  eines  österreichischen  Staatsbürgers,  wenn  es  durch  nach- 
folgende Ehe  (subsequens  matrimonium)  seiner  Eltern  legiti- 
miert wird  (§  161  BGB),  erwirbt  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft^). Dies  folgt  unzweifelhaft  aus  §  6  Abs.  3  des 
obzitierten  Heimatgesetzes,  aus  welchem  durch  argumentum 
a  contrario  naturgemäß  folgt,  daß  das  eigenberechtigte  un- 
eheliche Kind  einer  Ausländerin  und  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  per  sub- 
sequens matrimonium  seiner  Eltern  nicht  erwirbt^). 

4.  DBS  per  rescriptum  principis  legitimierte  minderjährige 
uneheliche  Kind  einer  Ausländerin  und  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  erwirbt  die  österreichische  Staatsbürgerschaft*). 
Zweifelhaft  ist  aber,  ob  auch  das  uneheliche  eigenberechtigte 
Kind  einer  Ausländerin  und  eines  österreichischen  Staatsbürgers 
die  österreichische  Staatsbürgerschaft  erwirbt,  falls  dasselbe  mit 
seiner  Einwilligung  per  rescriptum  principis  legitimiert  wird 
(ohne  solche  Einwilligung  ist  diese  Art  der  Legitimation  nicht 
möglich,  vgl.  §§  263—265  des  kais.  Patentes  vom  9.  8.  1854 
Nr.  208  RGB).  Angesichts  des  allgemeinen  Wortlautes  des  §  6 
Abs.  3  des  obzitierten  Heimatgesetzes,  welches  von  legitimierten 
Kindern  ohne  Unterscheidung  der  Kategorien  spricht,  müßte 
die  Frage  verneint  werden. 

^)  Ebenso  verhält  sich  die  Sache  nach  ungarischem  Rechte,  wovon  aber 
Sieber  auch  nichts  weiß,  vgl.  das  in  Note  1  zitierte  Werk  von  Berenyi 
und  Tarjdn  S.  19. 

^  Die  uneheliche  Vaterschaft  des  Oesterreichers  muß  aber  außer  Zweifel 
stehen.  Nach  dem  Tode  des  uneheUchen  Vaters  erfolgt  die  Feststellung 
derselben  im  außerstreitigen  Verfahren  (vgl.  Art.  XVI  des  EG  zur  Juris- 
diktionsnorm). 

^  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  931  Note  2.  Anders  nach  ungarischem 
Rechte,  vgl.  richtig  St  eher  S.  104  letzter  Absatz  und  das  zitierte  Werk 
von  Berenyi-Tarjdn  S.  20. 

*)  Gegen  die  Annahme  Stubenrauchs  (Kommentar  zum  österreichi- 
schen BGB  8.  Aufl.  I.  Bd.  S.  77  sub  A),  daß  dies  nur  dann  der  Fall  sei, 
wenn  die  Legitimation  behufs  Erlangung  der  Standesvorzüge  (§  162  BGB« 
erfolgt  ist,  vgl.  Mayrhofer  S.  931  Note  2. 
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Was  den  Erwerb  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft 
durch  Naturalisation  eines  Ausländers  anbelangt,  so  lehrt 
Sieber  (S.  272 — 273),  daß  ein  Unterschied  zwischen  der  Auf- 
nahme in  das  Bürgerrecht  minderjähriger  Personen  und 
derjenigen  Volljähriger  nur  darin  bestehe,  daß  jene  von  der 
Leistung  des  Untertaneneides,  der  für  volljährige  Ausländer 
obligatorisch,  entbunden. sind  und  auch  die  vorgeschriebene  Vor- 
haltung der  Untertanenpflichten  bei  ihnen  entfällt.  Ueber  diese 
Unwissenheit  eines  Schriftstellers,  welcher  für  ein  internatio- 
nales Publikum  schreibt,  kann  man  sich  nicht  genug  wundern. 
Sieber  muß  das  von  ihm  zitierte  Hofkanzleidekret  vom 
31.  3.  1831  ^)  nicht  gelesen  haben.  Dasselbe  sagt,  daß  einem 
Unmündigen,  d.h.  einem  Kinde,  welches  das  14.  Lebensjahr 
noch  nicht  zurückgelegt  hat  (vgl.  §  21  BGB),  entweder  der 
Dispens  von  der  Ablegung  des  Untertaneneides  erteilt  oder 
dessen  Ablegung  bis  zur  Erreichung  des  erforderlichen  Alters 
verschoben  werden  kann^.  Ebenso  irrig  ist  die  Behauptung 
Siebers  (S.  279),  daß  die  Kompetenz  der  Landesstellen  zur 
Verleihung  der  Staatsbürgerschaft  keine  endliche  ist,  sondern 
ihre  Entscheide  der  Weiterziehung  an  das  Ministerium  des 
Innern  unterliegen.  Dies  ist  nur  dann  der  Fall,  wenn  es  sich 
um  die  Naturalisation  politisch  bedenklicher  Ausländer  handelt  ^). 
Was  die  Modifikation  des  §  29  des  BGB  durch  das  Hofkanzlei- 
dekret vom  1.  3.  1833  (Polit.  GS  Bd.  61  Nr.  28  beziehungs- 
weise Justizhofdekret  vom  12.  4.  1833  Nr.  2597  JGS)  an- 
belangt, so  genügt  es  die  Leser  auf  die  Arbeit  von  Ofner 
„Die  Entstehung  des  Justizhofdekrets  vom  12.  4.  1833  Nr.  2597^ 
(Wiener  „Juristische  Blätter"  Nr.  13  und  14  in  1905)  und  auf 
den  Artikel  „Ueber  die  Ersitzung  der  Staatsbürgerschaft"  (a.  a.  0. 


1)  Vgl.  dasselbe  bei  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  928  Note  2. 

^  Merkwürdig  ist,  daß  Sieber  (S.  280)  lehrt:  „Unmündige  Personen 
sind  von  der  Eidesleistuiig  dispensiert '^.  Auch  diese  Bebanptung  ist  nur  zur 
Hälfte  richtig,  wie  das  im  Texte  mitgeteilte  Hofkanzleidekret  beweist,  nach 
dem  doch  auch  ein  Anfschnb  der  Eidesleistung  statthaft  ist.  Richtig  ist  es, 
dafi  auch  bei  Frauenspersonen  von  der  Abnahme  des  Staatsbürgereides  ab- 
gesehen werden  kann  (vgl.  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  928  Note  3). 

3)  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  927  Note  3. 
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1905  Nr.  28  sub  „Korrespondenz")  zu  verweisen^).  Eine  wesent- 
liche Aenderung  ist  durch  die  Novelle  zum  Heimatgesetze  vom 
5.  12.  1896  Nr.  222  EGB  nicht  eingetreten.  §  5  der  Novelle 
bestimmt:  „Ausländer  und  Personen,  deren  Staatsbürgerschaft 
nicht  nachweisbar  ist,  erlangen  unter  den  im  §  2  festgesetzten 
Bedingungen  den  Anspruch  auf  Zusicherung  der  Aufnahme  in, 
den  Heimatverband  einer  österreichischen  Gemeinde;  die  Auf- 
nahme wird  jedoch  erst  dann  wirksam,  wenn  die  Betreffenden 
das  österreichische  Staatsbürgerrecht  erlangt  haben."  Die  Ge- 
setzesstelle beweist,  daß  der  durch  das  letztzitierte  Hofdekret 
geschaffene  Bechtszustand  nicht  alteriert  wurde.  Es  gibt  also 
keine  Ersitzung  des  österreichischen  Staatsbürgerrechts.  Wird 
aber  dem  Ausländer,  welcher  nach  erlangter  Eigenberechtigung 
durch  zehn  der  Bewerbung  um  das  Staatsbürgerrecht  voraus- 
gehende Jahre  sich  freiwillig  und  ununterbrochen  in  einer  öster- 
reichischen Gemeinde  aufgehalten  und  auf  Grund  des  §  5  der 
zitierten  Novelle  die  Zusicherung  der  Aufnahme  in  den  Heimat- 
verband jener  österreichischen  Gemeinde  erlangt  hat,  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  verliehen,  so  hat  der  Bewerber 
mit  der  Verleihung  des  Staatsbürgerrechtes  das  Heimatrecht  in 
der  betreffenden  Gemeinde  zwar  nicht  ohne  weiteres  erworben, 
sondern  muß,  wie  Sieb  er  (S.  275 — 276)  richtig  bemerkt,  sobald 
er  naturalisiert  ist,  jene  Gemeinde  nochmals  begrüßen  und  von 
ihr  die  definitive  Aufnahme  in  das  Heimatrecht  verlangen. 
Sieber  scheint  aber  nicht  zu  wissen,  daß  die  einem  fremden 
Staatsangehörigen  unter  der  Bedingung  seiner  Entlassung  aus 
dem  bisherigen  Staatsverbande  erteilte  Zusicherung  der  Auf- 
nahme in  den  Heimatverband,  von  der  betreffenden  Gemeinde 
nicht  beliebig  widerrufen  werden  kann  2).  Insofern  begründet 
also  schon  die  Zusicherung  der  Aufnahme  in  den  Heimatverband 
für  den  Ausländer  ein  jiis  quaesitum.    Ja  im  Falle  des  §  5 


1)  Sieb  er  zitiert  sie  nicht.    Vgl.  auch  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  922. 

2)  Mayrhofer  a.  a.  0.  S.  926  Note  2  Abs.  2  in  fin.  Sonst  würde 
man  mit  §  2  des  Heimatgesetzes  in  Widersprach  geraten  (»jeder  Staatsbürger 
soll  in  einer  Gemeinde  beimatberechtigt  sein''). 
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der  zitierten  Novelle  hat  er  einen  Anspruch  auf  diese  Zu- 
sicherung, welchen  ihm  die  Gemeinde  nicht  entziehen  kann^). 

Die  Annahme  Siebers  (S.  279),  daß  die  Fassung  des 
Art.  1  Abs.  2  des  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  einerseits  und  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
andererseits  geschlossenen  Naturalisationsvertrages^)  vom 
20.  9.  1870  das  Unionbürgerrecht  der  in  Oesterreich  oder  Ungarn 
zu  naturalisierenden  Nordamerikaner  unberührt  läßt,  ist  mit 
dem  Texte  des  Vertrages  schlechterdings  unvereinbar.  Es  gibt 
keine  internationale  Vereinbarungen  mit  reservatio  mentalis. 
Daß  der  Vertrag  geschlossen  wurde,  um  Konflikten  vorzubeugen, 
welche  aus  dem  Doppelbürgerrecht  entstehen  könnten,  ist  selbst- 
verständlich. Aber  man  kann  doch  nicht  in  conflictu  einem 
Staate  und  ea^tra  conflictum  dem  anderen  Staate  angehören. 

Auch  die  Naturalisation  nach  ungarischem  Rechte  behandelt 
Sieber  nicht  ganz  zutreffend.  Er  weiß  es  nicht  (S.  283),  daß 
die  Grenz-Landesverwaltung  für  die  Militärgrenze  schon  seit 
längst  nicht  mehr  besteht,  die  Naturalisation  mit  königlichem 
Diplom  (§17  GA  L  1879)  nennt  er  Ehrenstaatsbürgerrecht, 
welche  Terminologie  dem  GA  L  1879  ganz  fremd  ist;  von  der 
sogenannten  stillschweigenden  Naturalisation^)  weiß  er  nichts 
und  ganz  in  der  Luft  stehend  ist  die  Auffassung  (S.  284 
bis  285),  als  wenn  §  12  GA  L  1879  in  Ansehung  der  minder- 
jährigen Kinder  des  Naturalisierten  eine  Ausnahme  von  der 
Regel  des  §  7  desselben  Gesetzes  zulassen  würde.  Die  unter 
der  väterlichen  Gewalt  des  Naturalisierten  befindlichen  minder- 
jährigen Kinder  erwerben  von  Gesetzes  wegen  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft*)  und  im  §  12  GA  L  1879  ist  nichts  Anderes 
als  eine  Ordnungsvorschrift  enthalten,  indem  verlangt  wird, 
daß   in    dem  Naturalisationsdokumente   die  Namen   derjenigen 

1)  Vgl.  Sieher  S.  275. 

^  Derselbe  ist  abgedruckt  bei  Sieher,  Bd.  11  S.  3ö3-- 3öö  und  bei 
Beränyi'TarJän  8.  161—165. 

3)  Berinyi'Tarjdn,  S.  68—78. 

^)  Der  nach  österreichischem  Rechte  zulässige  Vorbehalt  der  fremden 
Staatsbürgerschaft  (Mayrhofer,  S.  930  Note  4  und  931  Note  1)  ist  nach 
ungarischem  Rechte  unstatthaft.  Auf  Seite  497  lehrt  übrigens  Sieh  er  die 
richtige  Ansicht. 
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Kinder  des  Naturalisierten,  welche  die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft erworben  haben,  angeführt  werden  sollen.  Zu  bemerken 
ist  aber,  worüber  Sieber  schweigt,  daß  auch  nach  ungarischem 
Rechte  Minderjährige  selbständig  die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft erwerben  können,  obzwar  ihre  Eltern  ihre  fremde  Staats- 
angehörigkeit auch  weiter  beibehalten  haben  ^)  und  daß  die 
Ehegattin  des  Naturalisierten  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
nur  dann  erwirbt,  wenn  die  Ehe  nicht  gerichtlich  von  Tisch 
und  Bett  getrennt  oder  geschieden  ist'-^).  In  letzterem  Falle 
kann  die  Ausländerin  die  Naturalisation  auch  allein  verlangen'). 
Zu  dem  Abschnitte  „Verlust  des  Staatsbürgerrechtes''  ist 
vorerst  zu  bemerken,  daß  die  diplomatische  und  kommerzielle 
Vertretung  Oesterreichs  und  Ungarns  dem  Auslande  gegenüber 
eine  gemeinsame  Angelegenheit  beider  Staaten  ist.  Die  Ge- 
sandtschaften und  Konsulate  sind  daher  k.  und  k.  Behörden 
(nicht  aber  k.  k.,  wie  bei  Steher^  S.  993  zu  lesen  ist).  Daß 
unter  Se.  Majestät  im  §  25  des  GA  L  1879  der  König  von 
Ungarn  zu  verstehen  ist,  ist  doch  wohl  selbstverständlich. 
Nichtsdestoweniger  sagt  Sieber  S.  496:  „In  Kriegszeiten 
kann  die  Entlassung  eines  Ungarn  aus  seinem  Staatsbüiger- 
recht  nur  durch  den  Kaiser  (sie!)  auf  Vortrag  des  Kriegs- 
ministers bewilligt  werden".  Verfehlt  ist  ferner,  wenn  Sieber 
S.  493  lehrt,  daß  der  ohne  Bewilligung  auswandernde  wehr- 
pflichtige Oesterreicher  „unbefugt  auswandert".  Derselbe  macht 
sich  nur  des  Dawiderhandelns  gegen  die  Wehrvorschriften 
schuldig,  nicht  aber  auch  einer  Uebertretung  der  Auswanderungs- 
vorschriften.  Unter  unbefugter  Auswanderung  versteht  man 
aber  eine  Uebertretung  der  Auswanderungsvorschriften.  Eine 
solche  Uebertretung  kann  aber  der  auswandernde  Oesterreicher 
nicht  begehen,  weil  der  in  dem  Auswanderungspatente  vom 
24.  3.  1832  Nr.  2557  JGS  (Hofkanzleidekret  vom  2.  4.  1832, 
Pol.  GS  Bd.  60,  Nr.  34  S.  71)  statuierte  Begriff  der  unbefugten 


1)  Beränyi-Tarjdn,  S.  29—30,  ebenso  nach  österreichischem  Recht«, 
Mayrhofer,  S.  925  Note  2. 

2)  Beränyi'Tarjän,  8.28—29,  ebenso  nach  österreichischem  Rechte. 
Mayrhofer,  S.  930  Note  3. 

3j  Berenyi'TarJün,  a.  a.  0. 
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Auswanderung  (üebertretung  der  Auswanderungsvorschriften) 
durch  Art.  4  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  12.  1867  Nr.  142 
RGR  aufgehoben  wurde  ^).  Femer  sei  erwähnt,  daß  Sieber 
als  konkludente  Handlungen-  für  den  animus  emigrandi  die  im 
§  7  Lit-  a,  c,  d  (S.  488—489)  und  die  in  Lit.  e  (S.  494)  des 
zitierten  Auswanderungspatentes  aufgezählten  Fälle  anführt, 
ohne  zu  wissen,  daß  es  nicht  unbestritten  ist,  ob  diese  Akte 
auch  nach  heutigem  Rechte  den  Verlust  der  österreichischen 
Staatsangehörigkeit  bedingen^.  Wenn  man  aber  auch  mit 
Sieb  er  den  zitierten  §  7  als  noch  zu  Recht  bestehend  erachtet, 
so  ist  es  nicht  einzusehen,  weshalb  Sieb  er  gerade  die  Lit,  b 
des  zitierten  §  7  eximiert®).  Diese  Lit.  b  erklärt  als  Hand- 
lungen, welche  den  Vorsatz  der  Auswanderung  zu  erkennen 
geben:  „der  Eintritt  in  ein  ausländisches  religiöses  Institut 
oder  in  was  immer  ffir  eine  außer  der  Monarchie  bestehende 
Versammlung,  welche  die  persönliche  Anwesenheit  erfordert". 
Unter  Eintritt  in  ein  religiöses  Institut  ist  erst  die  Ablegung 
der  Profeß,  nicht  schon  das  Noviziat  zu  verstehen*). 

Auf  Seite  590  führt  Sieber  jene  Fälle  an,  in  welchen 
demjenigen  ungarischen  Staatsangehörigen,  welcher  die  unga- 
rische Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  ein  Rechtsanspruch 
eingeräumt  ist,  wieder  in  den  Staatsverband  aufgenommen 
(renaturalisiert)  zu  werden.  Dabei  gibt  Sieber  unter  Lit.  b 
den  Inhalt  des  geltenden  Rechtes  so  wieder:  „Frauen,  die 
infolge  Entlassung  oder  Abwesenheit  des  Gatten,  oder  in- 
folge Eheschließung  mit  einem  Ausländer  ihr  Bürgerrecht 
verloren  haben,  falls  ihre  Ehe  durch  Scheidung  oder  Tod  des 
Gatten  aufgelöst  wird  und  sie  das  Heimatrecht  einer  ungarischen 
Gemeinde  erworben  oder  zugesichert  erhalten  haben".  Ver- 
gleicht man  mit  dieser  seiner  Formulierung  den  Text  des  Ge- 
setzes^)  so   sieht   man,    daß   die   bezogene   Gesetzesstelle  von 


1)  Mayrhofer,  S.  932  und  939. 

2)  Mayrhofer,  a.  a.  0.  939  und  Note  4. 

^  Das    zitierte    Answanderungspatent    ist    abgedruckt    bei    Sieber, 
Bd.  II,  S.  206-210. 

*)  Mayrhofer,  a.  a.  0.  S.  939  Note  4. 
ö)  §  41  GA  L  1879  (Bd.  II,  S.  303). 
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Scheidung,  Auflösung  der  Ehe  und  Tod  des  Mannes  spricht. 
Sieber  erwähnt  aber  nur  die  Scheidung  und  den  Tod  des 
Mannes.  Die  Auflösung  der  £he  hat  er  anscheinend  übersehen 
oder  nicht  gewußt,  was  damit  gemeint  sei.  Angesichts  der 
schlechten  offiziellen  üebersetzung,  welche  Sieber  benutzt  hat 
ist  dies  nicht  zu  verwundem.  In  Wahrheit  erwähnt  der  unga- 
rische Originaltext  des  §  41  des  GA  L  1879  die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett,  die  Scheidung  (diese  ist  unter  Auflösung  der 
Ehe  gemeint)  und  den  Tod  des  Mannes^).  Schließlich  ist  zu 
Lit.  c  auf  Seite  590  zu  bemerken,  daß  das  Gresetz  (§  42  des 
GA  L  1879)  ausdrücklich  hervorhebt:  „nach  erreichter  Groß- 
jährigkeit im  Sinne  der  Gesetze  seines  neuen  Vaterlandes** 
und  daß  zu  dem  Ansuchen  des  Petenten,  wenn  er  minderjährig 
ist,  die  Zustimmung  des  Vormundes  erforderlich  ist. 


1)  Ber4nyi'Tarjdn,  a.  a.  0.  S.  61-62. 


Kann  eine  wegen  einer  strafbaren  Handlung  ausgelieferte 
Person  wegen  einer  andern  Straftat  als  derjenigen, 
wegen  welcher  die  Auslieferung  erfolgt  ist,  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden?  —  Recht  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 

Von  H.  Wlttmaaek,  Reichsgerichtsrat  a.  D. 

Die  Frage,  ob  eine  Person,  die  wegen  einer  bestimmten  straf- 
baren Handlung  von  einem  fremden  Staate  ausgeliefert  worden 
ist,  in  dem  Staate,  an  welchen  die  Auslieferung  erfolgt  ist, 
auch  wegen  einer  anderen  strafbaren  Handlung,  welche  vor  der 
Auslieferung  begangen  ist,  in  Untersuchung  gezogen  und  bestraft 
werden  kann,  hat  früher  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  zu  Zweifeln  Anlaß  gegeben  und  eine  ver- 
schiedene Beantwortung  erfahren.  Namentlich  bei  Angeklagten, 
welche  von  England  ausgeliefert  waren,  ist  die  Frage  zur 
Erörterung  gekommen.  Zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
England  ist  im  Jahre  1842  ein  Vertrag  geschlossen,  welcher 
u.  a.  eine  Bestimmung  über  die  Auslieferung  flüchtiger  Ver- 
brecher enthält.  Der  Vertrag  zählt  einige  strafbare  Handlungen 
auf,  wegen  deren  die  Auslieferung  verlangt  werden  kann. 
Darüber,  ob  eine  ausgelieferte  Person  auch  wegen  anderer 
strafbarer  Handlungen  als  derjenigen,  wegen  deren  die  Aus- 
lieferung gewährt  worden  ist,  verfolgt  werden  kann,  findet  sich 
keine  Bestimmung  in  dem  Vertrage.  Die  Frage,  ob  eine  Be- 
strafung wegen  solcher  anderer  strafbaren  Handlungen  zulässig 
sei,  war  bis  zum  Jahre  1886  nur  bei  den  untergeordneten 
Bundesgerichtshöfen  und  bei  den  Gerichtshöfen  der  einzelnen 
Staaten  zur  Entscheidung  gekommen.  Diese  Entscheidungen 
waren  verschieden  ausgefallen.  Für  die  Zulässigkeit  einer 
Verfolgung  wegen  anderer  Straftaten  wurde  namentlich  geltend 
gemacht,  daß  die  Gerichtsbarkeit  auch  wegen  dieser  anderen 
strafbaren  Handlungen  begründet  sei,  und  daß  der  Angeklagte 
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aus  dem  Staatsvertrage  keine  Rechte  herleiten  könne.  Eine 
Kongreßakte  von  1869,  welche  in  §  5275  der  revidierten 
Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  aufgenommen  ist,  schreibt 
vor,  daß  der  Präsident  für  die  Sicherheit  einer  ausge- 
lieferten Person  zu  sorgen  habe  bis  zum  Ablauf  einer  ange- 
niessenen  Zeit  nach  Beendigung  des  Verfahrens  und  der  Haft 
wegen  derjenigen  Straftat,  für  welche  die  Auslieferung  erfolgt 
ist.  Die  Gerichtshöfe,  welche  die  Verfolgung  wegen  anderer 
Straftaten  für  zulässig  erklärten,  hielten  diese  Vorschrift  gegen- 
über dem  Vertrage,  der  nach  der  Konstitution  als  ein  Gesetz 
anzusehen  sei,  für  unerheblich. 

Im  Jahre  1886  kam  die  Frage  vor  dem  höchsten  Gerichts- 
hof der  Vereinigten  Staaten  zur  Entscheidung.  Der  Fall  war 
folgender:  Ein  gewisser  Ratischer,  welcher  Steuermann  auf 
einem  nordamerikanischen  Schiffe  gewesen  war,  war  angeklagt, 
einen  Matrosen  auf  diesem  Schiffe  ermordet  zu  haben.  Wegen 
dieser  Beschuldigung  wurde  er  auf  Grund  des  Vertrages  von 
1842  von  England  an  die  Vereinigten  Staaten  ausgeliefert.  Die 
Anklage  wegen  Mordes  ließ  sich  nicht  aufrecht  erhalten  und 
es  entstand  nun  die  Frage,  ob  er  für  dieselbe  Tat  wegen  grau- 
samer und  ungewöhnlicher  Bestrafung  eines  Matrosen  auf 
Grund  einer  eine  solche  Handlung  unter  Strafe  stellenden 
Gesetzesvorschrift  bestraft  werden  könne.  Ein  Verbrechen  der 
letzten  Art  gehört  nicht  zu  denjenigen,  wegen  deren  nach  dem 
Vertrage  von  1842  eine  Auslieferung  erfolgt.  Die  Richter  der 
unteren  Instanz  waren  verschiedener  Ansicht.  Für  die  Zu- 
lässigkeit  der  Bestrafung  auf  Grund  des  anderen  Strafgesetzes 
wurde  insbesondere  angeführt,  daß  es  sich  um  denselben  tat- 
sächlichen Vorgang,  wegen  dessen  die  Auslieferung  erfolgt  sei, 
handele  und  nur  ein  erschwerendes  Moment  in  Wegfall  komme. 
Die  Sache  wurde  dem  höchsten  Gerichtshof  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt. Das  Urteil  dieses  Gerichtshofes  vom  6.  12.  1886  ^)  führt 
folgendes  aus:  Wie  in  der  Völkerrechtsliteratur  anerkannt, 
dürfe,  wenn  die  Auslieferung  eines  Flüchtlings,  ohne  daß  ein 
Auslieferungsvertrag  vorliege,  wegen  einer  bestimmten  strafbaren 
Handlung    erfolge,    ein    Strafverfahren    wegen    einer    anderen 

1)  United  States  Reports  119,  407  ff. 
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Strafbaren  Handlung  gegen  die  ausgelieferte  Person  nicht  ein- 
geleitet werden.  Man  könne  nicht  annehmen,  daß  ein  Staat, 
welcher  eine  Person  wegen  eines  Schweren  Verbrechens  aus- 
geliefert habe,  derselben  auch  wegen  einer  leichteren  Straftat 
oder  wegen  eines  politischen  Verbrechens  das  Asyl  habe  ver- 
sagen wollen.  Der  Vertrag  von  1842  enthalte  keine  Bestim- 
mung, aus  der  man  entnehmen  könne,  daß  man  von  dieser 
Regel  habe  abgehen  wollen.  Vielmehr  ergebe  sich  aus  dem 
Inhalt  desselben  das  Gegenteil.  Aus  der  Aufführung  bestimmter 
strafbarer  Handlungen,  wegen  deren  die  Auslieferung  erfolgen 
solle,  sei  zu  entnehmen,  daß  eine  Auslieferung  wegen  anderer 
strafbai-er  Handlungen  nicht  stattfinde.  Der  Auslieferungsantrag 
könne  auch  nicht  allgemein  darauf  gestützt  werden,  daß  der 
Flüchtling  sich  strafbar  gemacht  habe,  sondern  müsse  die  be- 
stimmte strafbare  Handlung  und  die  Beweise  für  dieselbe 
angeben.  Man  habe  allerdings  geltend  gemacht,  daß,  wenn  ein 
flüchtiger  Verbrecher  durch  Auslieferung  oder  auf  andere  Weise 
in  die  Gewalt  des  Staates,  in  welchem  die  strafbaren  Hand- 
lungen begangen  seien,  komme,  die  Jurisdiktion  dieses  Staates 
keinen  Beschränkungen  unterliege.  Diese  Ansicht  stehe  aber 
mit  dem  Vertrage,  wie  solcher  nach  den  Grundsätzen  von  Treu 
und  Glauben  ausgelegt  werden  müsse,  in  Widerspruch.  Wenn 
in  dieser  Beziehung  ein  Zweifel  bestehen  bleiben  sollte,  so 
werde  derselbe  durch  die  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten 
gehoben.  Der  §  5272  der  revidierten  Gesetze  der  Vereinigten 
Staaten  ermächtige  den  Staatssekretär  nur  zur  Auslieferung  für 
die  strafbare  Handlung,  wegen  deren  der  Flüchtling  angeklagt 
sei  und  die  Auslieferung  erfolgen  solle.  Nach  §  5275  der 
revidierten  Gesetze  dürfe  ein  flüchtiger  Verbrecher,  welcher  an 
die  Vereinigten  Staaten  ausgeliefert  sei,  wegen  einer  anderen 
strafbaren  Handlung  als  derjenigen,  wegen  deren  die  Aus- 
lieferung erfolgt  sei,  nicht  verhaftet  oder  verfolgt  werden,  so 
lange  ihm  nicht  eine  angemessene  Zeit  zur  Rückkehr  nach  dem 
Lande,  von  welchem  er  ausgeliefert  sei,  zur  Verfügung  gestanden 
habe.  In  diesen  gesetzlichen  Vorschriften  liege  eine  Auslegung 
der  Auslieferungsverträge  seitens  des  Kongresses.  Jedenfalls 
seien  die  Gerichte  hieran  gebunden.     Danach  dürfe  ein  Ver- 

Zeitechrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Üffentl.  Recht.    XVII.  25 
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brecher,  welcher  auf  Grund  eines  Vertrages  von  einem  fremden 
Staate  an  die  Vereinigten  Staaten  ausgeliefert  sei,  wegen  eber 
vor  der  Auslieferung  begiangenen  strafbaren   Handlung  nicht 
eher  verfolgt  werden,  als  bis  ihm  nach  Beendigung  des  Ver- 
fahrens angemessene  Zeit  und  Grelegenheit  zur  Riickkehr  in 
das  Land,  aus  dessen  Asyl  er  in  die  Vereinigten  Staaten  ge- 
bracht sei,  gewährt  worden  sei.    Diese  Ansicht  beseitige  einen 
Übelstand,  welcher  in  den  Vereinigten  Staaten  in  dem  Ver- 
hältnisse der  Bundesregierung  zu  den  Regierungen  der  einzelnen 
Staaten  und  zu  den  Gerichtshöfen  liege.     Wenn   der  Staats- 
vertrag  als  ein  Akt  der  Gresetzgebung  behandelt  werde,  so 
könne    der   Angeklagte    sich    durch    Anrufen    der    Grerichte, 
nötigenfalls  des  höchsten  Bundesgerichtshofs,  von  der  Verfolgung 
wegen   anderer  strafbarer  Handlungen   als  deijenigen,   wegen 
deren  er  ausgeliefert  sei,  freimachen.      Was   den  Grund  ffir 
die  entgegengesetzte  Ansicht  anlange,  daß  der  britischen  Be- 
hörde, welche  die  Auslieferung  angeordnet  habe,  das  Beweis- 
material vorgelegen  habe,  welches  auch  die  Verhängung  einer 
grausamen  und  ungewöhnlichen  Strafe  seitens  des  Angeklagten 
nachweise,  so  lasse  sich  wohl  annehmen,  daß  die  ausliefernde 
Behörde  auch  die  letztere  strafbare  Handlung  ebenso  wie  den 
Mord  für  genügend  glaubhaft  angesehen  habe.     Da  aber  der 
Vertrag  nur  wegen  Mordes   und  nicht  wegen   des  erwähnten 
geringeren  Vergehens  eine  Auslieferung  gestatte,  so  fehle  es  an 
einem  Grunde  für  die  Annahme,  daß  auch  wegen  dieses  Ver- 
gehens  die  Auslieferung   erfolgt  wäre.     Nach   der  entgegen- 
gesetzten Ansicht  könnten  die  Bestimmungen  des  Staatsvertrages 
umgangen  werden.     Man  könne  tatsächlich  eine  Auslieferung 
wegen  einer  minderen  strafbaren  Handlung,  die  zu  den  im  Ver- 
trage aufgeführten  Verbrechen  nicht  gehöre,  dadurch  erwirken, 
daß  man  den  Flüchtling  wegen  eines  der  im  Vertrage  erwähnten 
Verbrechen  anklage  und  ihn  dann,  wenn  er  von  dieser  Anklage 
freigesprochen  werde,  wegen  der  anderen  strafbaren  Handlung 
zur  Verantwortung  ziehen. 

Das  Urteil  des  höchsten  Gerichtshofs  wurde  nicht  ein- 
stimmig beschlossen.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika wie  in  England  geben  auch   die   von  der  Majorität 
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dissentierenden  Mitglieder  eines  Gerichtshofs  die  Gründe  für 
ihre  Ansicht  in  dem  urteil  an.  Ein  Mitglied  des  Gerichtshofs, 
welches  im  Resultat  der  Majorität  beitrat,  stützte  sein  Votum 
nur  auf  §  627B  der  revidierten  Gesetze.  Die  allgemeinere  Frage, 
ob  ohne  eine  solche  gesetzliche  Vorschrift  und  ohne  eine  aus- 
drückliche einschränkende  Bestimmung  in  dem  Staatsvertrage 
eine  ausgelieferte  Person  wegen  einer  andern  vor  der  Aus- 
lieferung begangenen  strafbaren  Handlung  als  derjenigen,  wegen 
deren  die  Auslieferung  erfolgt  sei,  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  könne,  ließ  der  Richter  dahingestellt,  da  er  zweifelhaft 
sei,  ob  es  sich  insoweit  um  eine  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte 
gehörende  Rechtsfrage  oder  um  eine  im  diplomatischen  Verkehr 
zu  erledigende  völkerrechtliche  Frage  handle. 

In  der  Sache  dissentierte  nur  ein  Mitglied  des  Gerichtshofs 
aus  folgenden  Gründen:  Der  Staatsvertrag  von  1842  enthalte 
nicht  die  Beschränkung,  daß  die  ausgelieferte  Person  nur  wegen 
des  in  den  Auslieferungsverhandlungen  erwähnten  Verbrechens 
bestraft  werden  dürfe.  Der  Vertrag  gewähre  dem  Angeklagten 
keine  Immunität,  und  er  könne  aus  demselben  nicht  das  Recht 
ableiten,  daß  er  wegen  anderer  strafbarer  Handlungen  nicht 
eher  verfolgt  werden  dürfe,  als  bis  ihm  eine  angemessene  Zeit 
zur  Rückkehr  in  das  Land,  von  welchem  er  ausgeliefert  sei, 
gewährt  worden  sei.  Das  Bedenken,  daß  die  Bestimmungen 
des  Staatsvertrages  durch  unrichtiges  Vorgeben  eines  schweren, 
die  Auslieferung  begründenden  Verbrechens  umgangen  werden 
könnten,  berühre  nur  das  auswärtige  Amt  und  den  diplomatischen 
Verkehr.  Es  sei  femer  nicht  anzuerkennen,  daß  der  §  5275 
an  dem  Staatsvertrage  von  1842  etwas  geändert  habe. 

In  Nordamerika  wie  in  England  haben  die  gerichtlichen 
Urteile  eine  Art  Gesetzeskraft.  Die  Gerichte  in  den  Vereinigten 
Staaten  sind  an  die  von  dem  höchsten  Bundesgerichtshof  in 
seinen  Urteilen  aufgestellten  Grundsätze  gebunden.  Auch  darf 
dieser  Gerichtshof  selbst  künftighin  nicht  wieder  davon  abgehen. 
Die  Frage,  ob  eine  wegen  einer  bestimmten  strafbaren  Hand- 
lung ausgelieferte  Person  auch  wegen  einer  anderen  vor  der 
Auslieferung  begangenen  Handlung  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  dürfe,  bevor  ihr  hinreichende  Zeit  und  Gelegenheit  zur 

25* 
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Rückkehr  zu  Gebote  gestanden  habe,  war  danach  durch  das 
erwähnte  Urteil  für  die  Vereinigten  Staaten  definitiv  in  ver- 
neinendem Sinne  entschieden.  Der  Fall,  welcher  damals  zu 
entscheiden  war,  machte  allerdings  eine  allgemeine  Erörteroog 
der  Frage  nicht  erforderlich;  es  handelte  sich  nur  darum,  ob 
eine  ausgelieferte  Person  wegen  einer  anderen  Anschuldigung 
auch  dann  zur  Verantwortung  gezogen  werden  könne,  wenn  es 
sich  bei  dieser  neuen  Anschuldigung  um  eine  Straftat  handele, 
wegen  deren  eine  Auslieferung  nach  dem  Staatsvertrage  nicht 
verlangt  werden  kann.  Der  Gerichtshof  hat  sich  indessen  nicht 
auf  die  Entscheidung  dieser  speziellen  Frage  beschränkt,  sondern 
in  seinen  Ausführungen  die  Frage  allgemein  entschieden.^) 

In  diesem  Sinne  ist  das  Urteil  des  höchsten  Gerichtshofs 
auch  in  England  aufgefaßt. 

§  3  Abs.  2  der  englischen  Auslieferungsakte  von  1870 
schreibt  vor,  daß  ein  Angeschuldigter  an  einen  fremden  Staat 
nicht  ausgeliefert  werden  darf,  wenn  nicht  durch  eine  gesetz- 
liche Vorschrift  dieses  Staats  oder  durch  eine  Vertragsbestimmung 
Sicherheit  dafür  gewährt  ist,  daß  der  Flüchtling  nicht,  bevor 

^)  Im  Jahre  1878  wurde  eine  Person,  die  auf  Grund  des  Vertrages  Ton 
1871  Yon  Italien  wegen  Urkundenfälschung  ausgeliefert  war,  Ton  einem 
preußischen  Schwurgericht  nicht  wegen  Urkundenfälschung,  sondern  nur 
wegen  Betruges  yerurteilt.  Der  Einwand  des  Angeklagten,  daß  er  w^eo 
Betruges  nicht  bestraft  werden  dürfe,  da  nach  dem  Auslieferungsrertrage  mit 
Italien  die  Auslieferung  wegen  Betrugs  nur  dann  erfolge,  wenn  der  Wert 
des  Gegenstandes  1000  Franken  übersteige,  und  diese  Voraussetzung  nicht 
yorhanden  sei,  wurde  von  dem  Gerichtshof  Terworfen,  indem  dieser  annahm, 
daß  die  Verfolgung  nur  wegen  anderer  Straftaten  als  derjenigen,  welche  zur 
Auslieferung  Veranlassung  gegeben  habe,  ausgeschlossen  sei.  In  Anlaß  einer 
diplomatischen  Intervention  kam  die  Sache  zur  Erörterung  bei  dem  Justiz- 
ministerium. Das  Appellationsgericht  schloß  sich  in  dem  yon  ihm  einge- 
zogenen Berichte  dieser  Ansicht  nicht  an,  sondern  sprach  sich  dahin  aus,  da£ 
nach  dem  Auslieferungsvertrage  nicht  nur  die  Verfolgung  wegen  einer  anderen 
Straftat,  als  wegen  deren  die  Auslieferung  erfolgte,  sondern  schlechtweg  die 
Verfolgung  wegen  eines  in  jenem  Vertrage  nicht  vorgesehenen  Verbrechens 
und  Vergehens  untersagt  sei,  einerlei,  ob  dasselbe  durch  eine  andere  oder 
durch  die  nämliche,  beim  Auslieferungsvertrage  jedoch  in  anderer  Weise 
qualifizierte  Straftat  verübt  sein  sollte.  Der  Reichskanzler  und  der  Justiz- 
minister  traten  der  Ansicht  bei.  Es  wurde  im  Gnadenwege  von  der  Straf- 
vollstreckung Abstand  genommen,  unter  dem  Vorbehalt,   daß  der  Verurteilte 
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er  nach  England  zurückgebracht  oder  ihm  genügende  Gelegen- 
heit gegeben  ist,  dorthin  zurückzukehren,  wegen  einer  anderen, 
vor  der  Auslieferung  begangenen  strafbaren  Handlung  als  der- 
jenigen, wegen  welcher  die  Auslieferung  erfolgt  ist,  verhaftet 
oder  in  Untersuchungshaft  gezogen  werden  darf. 

Im  Jahre  1888  war  auf  Antrag  der  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  der  zuständigen  englischen  Behörde  die 
Auslieferung  einer  Person  an  die  Vereinigten  Staaten  ver- 
fügt. Die  angeschuldigte  Person  focht  diese  Verfügung  bei  der 
Queen's  Besteh  Division  an,  indem  sie  sich  auf  die  eben  er- 
wähnte Bestimmung  der  Auslieferungakte  berief  und  anführte, 
daß  die  hierin  verlangte  Garantie  in  den  Vereinigten  Staaten 
nicht  vorhanden  sei.  Der  Gerichtshof  wies  die  Beschwerde 
zurück.^)  Er  führte  aus,  daß  die  Entscheidung  des  höchsten 
Gerichtshofs  der  Vereinigten  Staaten  in  dem  Falle  Rauscher, 
da  selbige  für  alle  Bundes-  und  Staatsgerichtshöfe  bindend  sei, 
einer  gesetzlichen  Vorschrift,  wie  sie  in  dem  §  3  der  Akte  von 
1870  verlangt  werde,  gleichstehe.^) 

sich  nicht  durch  Verbleiben  im  Inlande  oder  durch  spätere  Rückkehr  in 
dasselbe  in  eine  Lage  yersetze^  in  welcher  auch  wegen  anderer  Straftaten  die 
Verfolgung  nach  dem  Vertrage  gestattet  sei  (Pr.  JMBl  1878  S.  137  f.). 
Wenn  hiemach  angenommen  zu  sein  scheint,  daß  die  Strafverfolgung  wegen 
anderer  Handlungen  als  derjenigen,  wegen  deren  die  Auslieferung  erfolgt  ist, 
zulässig  sei,  falls  diese  anderen  Handlungen  sich  als  solche  Straftaten 
qualifizieren,  wegen  deren  die  Auslieferung  nach  dem  Vertrage  verlangt 
werden  kann,  so  wird  dieses  darauf  beruhen,  daß  man  in  den  besonderen 
Bestimmungen  des  Vertrages  mit  Italien  eine  solche  Ermächtigung  gefunden 
hat.  Man  darf  nicht  annehmen,  daß  man  es  allgemein  fttr  zulässig  gehalten 
hat,  die  Strafverfolgung  auf  andere  Straftaten  auszudehnen,  auch  wenn 
dieses  nicht  besonders  in  dem  Vertrage  gestattet  sein  sollte.  Vergl.  RGSt  XII 
381  ff.;  XXX  440 ff.;  XXXI  428 ff.;  XXXII  425 ff. 

1)  Cox'8  Reports  XVI  478  ff. 

2)  Der  Art.  VII  des  deutsch-englischen  Auslieferungsvertrages  von  1872 
enthält  bei  der  Bestimmung,  wodurch  es  untersagt  wird,  eine  ausgelieferte 
Person  wegen  einer  anderen  Handlung  als  derjenigen,  derentwegen  die  Aus- 
lieferung erfolgt  ist,  zu  verfolgen,  keinen  Vorbehalt,  wie  ein  solcher  in  der 
englischen  Auslieferungsakte  sich  findet,  fttr  den  Fall,  daß  der  Flüchtling 
Gelegenheit  gehabt  habe,  nach  dem  Staate,  von  welchem  er  ausgeliefert  sei, 
zurückzukehren.  Das  Reichsgericht  hat  in  einem  Urteil  vom  13.  11.  1899 
(RGSt  XXXII  425  ff.)  ausgesprochen,   daß  nach  dieser  Bestimmung  des  Aus- 
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Die  Frage  kam  unter  veränderten  Umständen  im  Jahre  1907 
abermals  vor  dem  höchsten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten 
znr  Entscheidung. 

Im  Jahre  1889  wurde  zwischen  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  ein  Zusatzvertrag  zu  der  im  Jahre  1842  über  die  Aus- 
lieferung flüchtiger  Verbrecher  getroffenen  Vereinbarung  ge- 
schlossen. Die  Zahl  der  strafbaren  Handlungen,  wegen  deren 
die  Auslieferung  erfolgen  sollte,  wurde  hierin  vermehrt.    Weiter 


liefeningsYertrages  eine  Yon  England  ausgelieferte  Person  nach  Brledignng 
des  Verfahrens  wegen  des  Auslieferangsverbrechens  auch  dann  nicht  w^en 
einer  anderen,  vor  der  Ansliefening  begangenen  strafbaren  Handlang  znr 
Verantwortung  gezogen  werden  dttrfe,  wenn  sie  im  Inlande  Terbleibe  nnd  die 
Gelegenheit  zur  Rttckkehr  nach  England  nicht  benatze.  Mir  scheint  dieses 
nicht  richtig  za  sein.  Bs  ist  eine  allgemein  anerkannte  Regel,  daß  eine 
aasgelieferte  Person  wegen  anderer,  vor  der  Auslieferung  begangener  straf- 
-  barer  Handlangen  in  Untersuchung  gezogen  und  bestraft  werden  kann,  wenn 
sie  freiwillig  längere  Zeit  im  Gebiete  des  Staats,  an  welchen  die  Auslieferung 
erfolgt  ist,  yerbleibt.  Die  Zulässigkeit  des  Strafverfahrens  unter  dieser 
Voraussetzung  folgt  aus  dem  praktischen  Bedürfnis.  Man  kann  jemanden, 
welcher  sich  yielleicht  in  schwerer  Weise  gegen  die  Strafgesetze  vergangen 
hat,  nicht  ungestraft  im  Inlande  lassen.  Das  Auskunftsmittel  der  Aus- 
weisung versagt,  wenn  der  Ausgelieferte  Inländer  ist.  In  dem  Falle,  auf 
welchen  sich  das  reichsgerichtliche  Urteil  bezieht,  war  der  AusgeUeferte 
deutscher  Staatsangehöriger.  Man  kam  damals  Aber  die  Schwierigkeit  hinw^, 
indem  man  darauf  Gewicht  legte,  daß  der  Angeklagte  erkl&rt  habe,  die  Ab- 
sicht der  Rückkehr  nach  England  aufgegeben  zu  haben,  und  als  deutscher 
Staatsangehöriger  im  Inlande  verbleiben  zu  wollen.  Aber  wenn  der  Ange- 
klagte nun  erklärt,  er  wisse  noch  nicht,  ob  er  dauernd  im  Inlande  verbleiben 
oder  nach  England  zurttckkehren  werde?  Die  englische  Auslief erongsakte 
enthält,  wie  bemerkt,  keine  Beschränkung  des  Staates,  an  welchen  die  Aus- 
lieferung erfolgt  ist,  hinsichtlich  der  Strafverfolgung,  wenn  die  ausgelieferte 
Person  in  dem  Gebiet  des  ersuchenden  Staates  verbleibt,  obgleich  ihr  hin- 
reichende Gelegenheit  zur  Rückkehr  nach  England  zu  Gebote  gestanden  hat. 
Es  fehlt  jeder  Grund  für  die  Annahme,  daß  der  in  Anlaß  des  AusUeferungs- 
gesetzes  abgeschlossene  Vertrag  von  1872  eine  derartige  Beschränkung,  wie 
das  Reichsgericht  annimmt,  die  mit  einer  allgemein  anerkannten  Regel  in 
Widerspruch  steht  und  für  beide  Teile  gleich  unbequem  werden  kann,  habe 
festsetzen  wollen.  Das  Reichsgericht  legt  auf  den  von  dem  englischen  Gesetze 
abweichenden  Wortlaut  des  Vertrages  Gewicht.  Man  muß  aber  aus  dem 
erwähnten  Grunde  annehmen,  daß  der  Wortlaut  des  Vertrages  hier  ungenau 
ist.  Die  Fassung  der  Auslieferungsverträge  ist  eine  ganz  verschiedene,  ohne 
daß  ein  innerer  Grund  für  die  Verschiedenheit  ersichtlich  ist« 
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wurde  bestimmt,  daß  die  Auslieferang  nicht  stattfinde,  wenn 
es  sich .  um  eine  strafbare  Handlung  politischen  Charakters 
handle,  oder  wenn  der  Flüchtling  beweise,  daß  seine  Ausliefe- 
rung in  Wirklichkeit  verlangt  werde,  um  ihn  wegen  einer 
solchen  strafbaren  Handlung  in  Untersuchung  zu  ziehen  oder 
zu  bestrafen.  Keine  ausgelieferte  Person  dürfe  wegen  eines 
politischen  Verbrechens,  welches  vor  der  Auslieferung  begangen 
sei,  in  Untersuchung  gezogen  oder  bestraft  werden.  Dann  heißt 
es,  daß  keine  ausgelieferte  Person  wegen  einer  anderen,  vor  der 
Auslieferung  begangenen  Handlung  als  derjenigen,  wegen  deren 
er  ausgeliefert  worden  sei,  in  Untersuchung  gezogen  werden 
dürfe,  bevor  sie  Gelegenheit  gehabt  habe,  nach  dem  anderen 
Staate  zurückzukehren.  Hierin  fehlt  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung, daß  auch  eine  Bestrafung  wegen  einer  solchen  Hand- 
lung nicht  stattfinden  dürfe.  Dieser  Umstand  gab  zu  Zweifeln 
Anlaß.  Ein  gewisser  Broume  war  in  New  York  rechtskräftig 
zu  einer  Gefängnisstrafe  verurteilt.  Er  war  nach  Canada  ge- 
flohen. Seine  Auslieferung  wegen  dieser  strafbaren  Handlung 
wurde  abgelehnt,  da  nach  der  Ansicht  des  canadischen  Gerichts 
das  Vergehen  nicht  zu  den  in  dem  Auslieferungsvertrage  er- 
wähnten strafbaren  Handlungen  gehörte.  Br.  war  außerdem 
in  New  York  wegen  eines  andern  Vergehens  angeschuldigt.  Es 
wurde  aus  diesem  Grunde  die  Auslieferung  von  der  canadischen 
Regierung  verlangt  und  bewilligt.  In  New  York  glaubte  man 
nun,  die  vor  der  Auslieferung  erkannte  Gefängnisstrafe  voll- 
strecken zu  dürfen,  indem  angeführt  wurde,  der  Vertrag  von 
1889,  ebenso  wie  der  von  1842,  beziehe  sich  nur  auf  strafbare 
Handlungen,  welche  noch  nicht  abgeurteilt  seien,  dagegen  nicht 
auf  die  Vollstreckung  bereits  rechtskräftig  erkannter  Strafen. 
Der  höchste  Gerichtshof  führte  in  einem  Urteil  vom  8.  4.  07 0 
folgendes  aus :  Wenn  die  Rechtslage  dieselbe  wäre,  wie  zur  Zeit 
des  Urteils  in  dem  Falle  Rauscher^  so  könne  die  Sache  keinem 
Bedenken  unterliegen.  Es  kämen  dann  die  in  diesem  Urteil 
ausgesprochenen  Grundsätze  zur  Anwendung.  Der  Vertrag  be- 
schränke nach  seinem  ganzen  Zweck  und  Inhalt  die  Zulässig- 
keit  einer  Verhaftung  der  ausgelieferten  Person  wie  die  einer 

1)  United  States  Reports  205,  309  ff. 
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Untersuchung  gegen  dieselbe  auf  die  strafbare  Handlung,  derent- 
wegen die  Auslieferung  gewährt  sei.  Nun  sei  allerdings  in  der 
hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmung  des  Vertrages  von 
1889  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  daß  auch  eine  Bestrafung 
wegen  einer  anderen  Handlung  als  derjenigen,  wegen  deren  der 
Angeklagte  ausgeliefert  sei,  nicht  erfolgen  dürfe.  Trotz  des 
Mangels  einer  dahingehenden  ausdrücklichen  Bestimmung  müsse 
man  aber  nach  dem  Zweck  und  dem  ganzen  Inhalt  der  Vertrage 
von  1842  und  1889  annehmen,  daß  sowohl  die  Vollstreckung 
einer  Strafe  wie  die  Einleitung  einer  Untersuchung  wegen  einer 
solchen  anderen  Straftat  habe  ausgeschlossen  werden  sollen. 
Außerdem  stehe  der  §  5275  noch  in  Kraft.  Zwar  werde  an- 
geführt, daß  diese  Vorschrift  durch  den  Vertrag  von  1889  auf- 
gehoben sei ;  man  müsse  aber  vorsichtig  sein  bei  der  Annahme, 
daß  ein  Gesetz  durch  ein  anderes  aufgehoben  sei.  Solches  gelte 
insbesondere,  wenn  es  sich  um  die  Aufhebung  eines  Gesetzes 
durch  einen  Vertrag  mit  einem  anderen  Staate  handle.  In  diesem 
Falle  dürfe  die  Aufhebung  nur  aus  einem  zwingenden  Grunde 
angenommen  werden.  Ein  solcher  Grund  könne  allein  in  dem 
Umstände,  daß  in  dem  Vertrage  von  1889  nicht  ausdrücklich 
erwähnt  sei,  es  dürfe  auch  eine  Bestrafung  wegen  einer  früheren 
Handlung  nicht  stattfinden,  nicht  gefunden  werden.  Allerdings 
sei  in  anderen  ähnlichen  Staatsverträgen  ausdrücklich  bestimmt, 
daß  auch  eine  Bestrafung  wegen  anderer  strafbarer  Handlungen 
als  des  Auslieferungsverbrechens  ausgeschlossen  sei,  allein  diese 
Verschiedenheit  des  Ausdrucks  berechtige  nicht  zu  dem  Schlüsse, 
daß  der  Vertrag  von  1889  in  der  fraglichen  Beziehung  einen 
anderen  Sinn  habe.  Wohin  die  entgegengesetzte  Ansicht  führe, 
zeige  der  vorliegende  Fall.  Die  canadische  Regierung  habe  die 
Auslieferung  wegen  des  Vergehens,  wegen  dessen  die  Bestrafung 
stattfinden  solle,  verweigert.  Man  habe  nun  auf  Grund  einer 
anderen  strafbaren  Handlung  die  Auslieferung  erwirkt,  und  jetzt 
wolle  man  die  Strafe  wegen  des  Vergehens  vollstrecken,  wegen 
dessen  die  canadische  Regierung  die  Auslieferung  für  unzulässig 
erklärt  habe.  Dies  stehe  mit  der  Regel  in  Widerspruch,  daß 
die  völkerrechtlichen  Verträge  nach  den  Grundsätzen  von  Treu 
und  Glauben  auszulegen  seien. 


Englische  Auslieferungsgesetzgebung. 

Von  H.  Wlttmaaek,  Reichsgerichtsrat  a.  D. 

Das  englische  Recht  gestattet  der  Regierung  nicht,  flüchtige 
Verbrecher  an  einen  fremden  Staat  auszuliefern,  wenn  nicht 
eine  Verpflichtung  hierzu  durch  einen  Staatsvertrag  begründet 
ist.^)  Die  englische  Regierung  nimmt  zwar  auch  in  Fällen,  in 
denen  ein  Auslieferungsvertrag  nicht  geschlossen  ist,  oder  in 
welchen  der  Vertrag  sich  nicht  auf  eine  solche  strafbare 
Handlung  bezieht,  wie  sie  in  Frage  steht,  die  Auslieferung  von 
einem  fremden  Staate  an;  sie  ist  aber  nicht  in  der  Lage, 
diesem  Staate  in  einem  gleichartigen  Falle  ebenso  willfährig 
zu  sein. 

Vor  dem  Jahre  1870  mußte  jeder  einzelne  Auslieferungs- 
vertrag dem  Parlamente  zur  Beschlußfassung  vorgelegt  werden. 
Durch  ein  Gesetz  vom  9.  8.  1870  (die  Extradition  Act)  wurde 
die  Krone  ermächtigt,  bezüglich  der  in  einer  Anlage  zu  dem 
Gesetze  aufgeführten  strafbaren  Handlungen  Auslieferungs- 
verträge mit  fremden  Staaten  zu  schließen  unter  dem  Vorbehalt 
einer  Kündigungsfrist  von  einem  Jahr.  Ausgeschlossen  von  der 
Auslieferung  sind  solche  Personen,  welche  wegen  einer  Straf- 
tat von  politischem  Charakter  verfolgt  werden.  Wird  die  Aus- 
lieferung wegen  einer  anderen  Straftat  verlangt,  so  ist  sie  zu 
versagen,  wenn  der  Verfolgte  nachweist,  daß  es  in  Wirklichkeit 


1)  Anch  darf  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
niemanden  an  eine  fremde  Regiemng  ansliefern,  wenn  nicht  hierzu  eine  Vor- 
pfüchtong  anf  Grund  eines  Gesetzes  oder  eines  völkerrechtlichen  Vertrages 
besteht.  Die  Frage,  ob  auch  der  Präsident  eines  Unionsstaates  eine  Aus- 
lieferung verfügen  kann,  scheint  noch  nicht  definitiv  ausgetragen  zu  sein. 
Der  höchste  Bundesgerichtshof  hat  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  sie  zu  ver- 
neinen sei  {United  States  Reports  119,  414). 
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darauf  abgesehen  ist,  ihn  wegen  einer  ^raftat  von  politischeni 
Charakter  in  Untersuchung  zu  ziehen  oder  zu  bestrafen. 

Die  strafbaren  Handlungen,  wegen  welcher  nach  der  Akte 
von  1870  die  Auslieferung  in  einem  Staatsvertrage  zugesichert 
werden  kann,  sind  solche,  welche  unter  den  Begriff  folgender 
Verbrechen  und  Vergehen  im  Sinne  des  englischen  Rechts  fallen: 

Murder  and  attempt  and  conspiracy  to  murder, 

Manslaughter, 

Counterfeiting  and  altering  money  and  uttering  counter- 
feit  or  altered  money, 

Fargery,  counterfeiting,  and  altering,  and  uttering  what 
is  forged  or  counterfeited  or  altered, 

Embezslement  and  larceny, 

Obtaining  money  or  goods  by  false  pretences. 

Crimes  by  bankrupts  against  bankruptcy  law, 

Fraud  by  a  bailee,  banker,  agent,  factor,  trustee,  ar 
director,  or  member,  or  public  officer  of  any  Company  made 
criminal  by  any  Act  for  the  time  being  in  force. 

Rape, 

Äbduction, 

Child  stealing. 

Burglary  and  housebreaking. 

Arson, 

Robbery  with  violence, 

Threats  by  letter  or  otherwise  with  intent  to  extort, 

Piracy  by  law  of  nations, 

Sinking  or  destroying  a  vessel  at  sea,  or  attempting,  or 
conspiring  to  do  so. 

Assaults  on  board  a  ship  on  the  high  seas  with  intent 
to  destroy  life  or  to  do  grievous  bodily  härm. 

Revolt  or  conspiracy  to  revolt  by  two  or  more  persofts 
on  board  a  ship  on  the  high  seas  against  the  authority  of 
the  master. 

Ein  Gesetz  vom  5.  8.  1873  erklärte  die  Auslieferungsakte 
auch  auf  solche  Straftaten  für  anwendbar,  die  vor  Erlaß  der 
Auslieferungsakte  begangen  waren.  Es  beseitigte  femer  den 
Zweifel,  welcher  hervorgetreten  war,  ob  die  Auslieferung  auch 
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wegen  Anstiftung,  Teilnahme  oder  Begünstigung  bezüglich  der 
in  der  Akte  erwähnten  Straftaten,  sofern  jene  Handlungen  nach 
englischem  Recht  strafbar  seien,  bewilligt  werden  dürfe,  indem 
es  diese  Frage  bejahte.  Dann  dehnte  es  die  Zahl  der  Straf- 
taten, wegen  welcher  die  Auslieferung  erfolgen  darf,  aus.  Zu 
den  im  Gesetze  von  1870  aufgeführten  wurden  folgende  hinzu- 
gefügt: 

Kidnapping  and  false  imprisonment, 

Perjury y  and  subamation  of  perjury,  tohether  under 
common  or  Statute  law. 

Any  indictable  offence  under  the  Larceny  Act,  1861,  or 
any  Act  amending  or  substituted  for  the  same,  which  is  not 
included  in  the  first  schedule  to  the  prindpai  Act 

Any  indictable  offence  under  the  Act  of  the  Session  of 
the  twenty-fourth  and  tuyenty-fifth  years  of  the  reign  of  Her 
present  Majesty,  chapter  ninety-seven,  „To  consolidate  and 
amend  the  Statute  law  of  England  and  Ireland  relating  to 
malicious  injuries  to  property^  or  any  Act  amending  or 
substituted  for  the  same,  which  is  not  included  in  the  first 
schedule  to  the  prindpal  Act 

Any  indictable  offence  under  the  Act  of  the  session  of 
the  twenty-fourth  and  Hwenty-fifth  years  of  the  reign  of  Her 
present  Majesty^  chapter  ninety-eight,  „To  consolidate  and 
amend  the  Statute  law  of  England  and  Ireland,  relating  to 
indictable  offences  by  forgery^ ,  or  any  Act  amending  or 
substituted  for  the  same,  which  is  not  included  in  the  first 
schedule  to  the  prindpal  Act 

Any  indictable  offence  under  the  Act  of  the  session  of 
the  twenty-fourth  and  twenty-fifth  years  of  the  reign  of  Her 
present  Majesty,  chapter  ninety-nine,  „To  consolidate  and 
amend  the  Statute  law  of  the  United  Kingdom  against  offences 
relating  to  the  coin^  or  any  Act  amending  or  substituted 
for  the  same,  which  is  not  included  in  the  first  schedule  to 
the  prindpal  Act 

Any  indictable  offence  under  the  Act  of  the  session  of 
the  twenty-fourth  and  twenty-fifth  years  of  Her  present 
Majesty,  chapter  one  hundred,  „To  consolidate  and  amend 
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the  Statute  law  of  England  and  Ireland  relating  to  offetices 
against  the  person",  or  any  Act  amending  or  substituted 
for  the  same,  which  i$  not  included  in  the  first  schedtde  to 
the  principal  Act 

Any  indictable  offence  under  the  laws  for  the  time  betng 
in  force  in  relation  to  bankruptcy,  which  is  not  included  in 
the  first  schedule  to  the  principal  Act. 

Ein  anderes  Gesetz  von  1873  gestattet,  die  Auslieferung 
wegen  Übertretung  der  Gesetze  wider  den  Sklavenhandel  zu 
bewilligen. 

Durch  ein  Gesetz  vom  4.  8.  06  ist  schließlich  „bribery^ 
unter  die  strafbaren  Handlungen  aufgenommen,  wegen  deren 
eine  Auslieferung  erfolgen  darf.  Den  Anlaß  zu  diesem  Gesetz 
bot  ein  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
in  welchem  die  Auslieferung  wegen  bribery  festgesetzt  war. 
Ein  solcher  Vertrag  konnte  nach  dem  englischen  Recht  nur  in 
Kraft  treten,  wenn  die  Liste  der  in  den  Auslieferungsge^etzen 
aufgeführten  Delikte  durch  Hinzufügung  des  Delikts  bribery 
vervollständigt  wurde.  Es  scheint  in  den  Beziehungen  dieser 
beiden  Staaten  das  Bedürfnis  hervorgetreten  zu  sein,  auch  die 
wegen  bribery  verfolgten  oder  bestraften  Personen  auszuliefern. 
Bribery  entspricht  im  wesentlichen  unserem  Begriffe  der  Be- 
stechung (§§  331—334  StGB). 

Das  Deutsche  Reich  hat  unterm  14.  4.  1872  einen  Aus- 
lieferungsvertrag mit  England  geschlossen.  Dieser  konnte  sich 
nur  auf  die  in  der  Akte  von  1870,  nicht  auf  die  in  der  Novelle 
von  1873  erwähnten  strafbaren  Handlungen  beziehen.  Von  den 
in  jener  Akte  benannten  Verbrechen  und  Vergehen  sind  in  den 
Vertrag  nicht  aufgenommen :  conspiracy  to  murder,  piracy  by 
law  of  nations  und  conspiring  to  sink  or  destroy  a  vesselat 
sea.  Diese  Verbrechen  sind  ausgelassen,  weil  sie  im  Deutschen 
Recht  nicht  als  besondere  strafbare  Handlungen  mit  Strafe  be- 
droht sind.  Die  Auslieferung  setzt  voraus,  daß  die  Handlung, 
wegen  welcher  sie  erfolgen  soll,  nach  den  Gesetzen  beider  in 
Betracht  kommenden  Staaten  strafbar  ist.  Im  übrigen  weichen 
die  im  Vertrage  aufgeführten  strafbaren  Handlungen  in  folgen- 
dem von  den  in  der  Akte  von  1870  benannten  ab.   In  der  Akte 
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heißt  es:  counterfeiting  or  altering  m(mey  and  uttering 
counterfeit  or  altered  money,  in  dem  Vertrage  sind  diesem 
Passus  die  Worte  ar  bringing  into  circulation  hinzugefügt. 
Dieses  ist  geschehen,  um  eine  Übereinstimmung  mit  §  147  StGB 
herbeizuführen  (vgl.  Denkschrift  in  Drucks,  d.  deutschen  Reichs- 
tags, 1872,  3.  Session  Bd.  11  Nr.  98).  Den  Worten  in  der 
Akte  forgery,  counterfeiting ,  and  altering ,  and  uttering  what 
is  forged  or  counterfeited  or  aitered  ist  in  dem  Vertrage  hinzu- 
gefügt comprehending  the  crimes  designated  in  the  German 
JPenal  Code  as  counterfeiting  or  falsi/ication  of  paper-money, 
banknotes  or  other  securities,  forgery  or  falsificatipn  of  other 
public  or  private  documents,  likewise  the  uttering  or  bringing 
into  circulation  or  wilfully  using  such  counterfeited,  forged 
orfalsifiedpapers.  Weiter  ist  dem  Passus  crimes  by  bankrupts 
against bankruptcy  law  folgendes  hinzugesetzt:  comprehending 
the  crimes  designated  in  the  German  Penal  Code  am?  bank- 
ruptcy liable  to  prosecution,^) 

Danach  findet  zufolge  des  deutschen  Textes  des  Vertrages 
die  Auslieferung  für  folgende  strafbare  Handlungen  statt: 

Mord,  Mordversuch. 

Totschlag. 

Nachmachen  oder  Verfälschen  von  Metallgeld,  Verausgabung 
oder  Inverkehrbringen  nachgemachten  oder  verfälschten  Metall- 
geldes. 

Nachmachen  oder  Verfälschen  von  Papiergeld,  Banknoten 
oder  anderen  Wertpapieren,  Fälschung  oder  Verfälschung  anderer 
öffentlicher  oder  Privaturkunden,  ingleichen  Verausgabung  oder 
Inverkehrbringen  oder  wissentliches  Grebrauchen  solcher  nach- 
gemachten oder  gefälschten  Papiere. 

Diebstahl  und  Unterschlagung. 

Erlangung  von  Geld  oder  anderen  Sachen  durch  falsche 
Vorspiegelungen. 

Strafbarer  Bankerott,  unter  welchen  Begriff  alle  diejenigen 
strafbaren  Handlungen  fallen,  die  nach    den   bezüglichen  Be- 


^)  Der  Ausdrack  Act  ist  einmal  dnrch  law  ersetzt,  wohl  weil  unsere 
Gesetze  nicht  als  Act  bezeichnet  werden. 
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Stimmungen  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  gerichtlich  geahndet 
werden. 

untreue  seitens  eines  Verwalters  und  Beauftragten,  Bankiers, 
Agenten,  Prokuristen,  Vormundes  oder  Kurators,  Vorstandes, 
Mitgliedes  oder  Beamten  irgend  einer  Gesellschaft,  soweit 
dieselbe  nach  den  bestehenden  Gesetzen  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Notzucht. 

Entführung. 

Einderraub. 

Einbrechen  und  Eindringen  in  ein  Wohnhaus  oder  dazu 
gehöriges  Nebengebäude  mit  der  Absicht,  ein  Verbrechen  zu 
begehen,  zur  Tages-  (housebreäking)  oder  Nachtzeit  ßurglary). 

Vorsätzliche  Brandstiftung. 

Raub  mit  Gewalttätigkeiten. 

Erpressung. 

Vorsätzliche  Versenkung  oder  Zerstörung  eines  Schiffes 
zur  See  oder  Versuch  dieses  Verbrechens. 

Angriffe  auf  Personen  an  Bord  eines  Schiffes  auf  hoher 
See  in  der  Absicht  zu  töten  oder  eine  schwere  Körperverletzung 
zu  verüben. 

Widerstand  mit  Tätlichkeiten  (revolf)  gegen  den  Schiffs- 
führer an  Bord  eines  Schiffes  auf  hoher  See,  wenn  dieser  von 
zwei  oder  mehreren  Personen  verübt  wird,  oder  Verschwörung 
zu  einem  solchen  Widerstände. 

Eine  Vervollständigung  des  Vertrages  unter  Berücksichti- 
gung der  später  in  England  erfolgten  Ausdehnung  der  Zahl 
der  strafbaren  Handlungen,  wegen  deren  die  Auslieferung 
erfolgen  kann,  hat  nicht  stattgefunden.  Der  Vertrag  schreibt 
die  Auslieferung  wegen  Teilnahme  (parUdpation)  an  den  darin 
angegebenen  strafbaren  Handlungen  vor,  vorausgesetzt,  daß  die 
Teilnahme  nach  den  Rechten  beider  Länder  strafbar  ist.  Wenn 
die  englische  Gesetzgebung  im .  Jahre  1873  den  Zweifel  be- 
seitigte, ob  auch  wegen  Teilnahme  die  Auslieferung  erfolgen 
dürfe,  so  war  dieses  für  das  Vertragsverhältnis  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  England  unerheblich.  Durch  Vertrag 
vom  5.  5.  1894  ist  der  Vertrag  von  1872  auf  die  deutschen 
Schutzgebiete   ausgedehnt.     Eine   Erweiterung    der   Zahl  der 
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strafbaren  Handlungen,  wegen  welcher  die  Auslieferung  erfolgt, 
hat  dabei  nicht  stattgefunden.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß 
ein  Bedär&iis  nach  einer  solchen  Erweiterung  nicht  hervor- 
getreten ist.  Zwischen  Oesterreich-Ungam  und  Großbritannien 
ist  ein  Auslieferungsvertrag  am  3.  12.  1873,  also  nach  der 
Novelle  von  1873,  geschlossen.  Von  den  in  dieser  Novelle 
aufgefährten  strafbaren  Handlungen  sind  in  den  Vertrag  auf- 
;genommen:  kidnapping  and  false  impHsonment  (Menschen- 
raub und  unbefugte  Einschränkung  der  persönlichen  Freiheit 
eines  Menschen),  femer  perjury  or  subornatian  of  perjury 
(falsche  eidliche  Aussage  oder  Verleitung  zu  derselben)  und 
malidous  injury  to  prapertyy  if  the  offenes  be  indiciable 
(boshafte  Beschädigung  fremden  Eigentums,  sofern  sie  nicht 
blos  als  Übertretung  strafbar  ist). 

Mit  den  englischen  Anschauungen  steht  es  nicht  in  Wider- 
spruch, einheimische  Staatsangehörige  an  eine  auswärtige 
Regierung  auszuliefern.  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  lehnte  früher  die  Abschließung  eines  Aus- 
lieferungsvertrages ab,  wenn  der  andere  Teil  die  eigenen  Unter- 
tanen von  der  Auslieferung  ausnehmen  wollte.  Erst  im  Jahre 
1862  hat  sie  sich  nach  längeren  Verhandlungen  dazu  verstanden, 
mit  Preußen  und  im  Jahre  1853  mit  Bayern  Auslieferungs- 
verträge zu  schließen,  in  welche  der  Vorbehalt  aufgenommen 
wurde,  daß  eigene  Untertanen  nicht  ausgeliefert  werden  sollten. 
Die  englische  Begierung  hat  Staatsverträge  geschlossen,  in 
denen  sich  beide  kontrahierenden  Teile  zur  Auslieferung  ver- 
pflichten, ohne  Unterschied,  ob  die  auszuliefernde  Person  In- 
länder ist  oder  nicht.^)  In  anderen  Verträgen  verpflichtet  sich 
die  englische  Regierung  unbeschränkt  zur  Auslieferung,  während 
der  andere  Teil  von  der  Verpflichtung  die  eigenen  Untertanen 
ausnimmt.^)     In  einer  dritten  Art  von  Verträgen  reservieren 


^)  So  in  den  Verträgen  mit  Ecuador  nnd  den  Vereinigten  Staaten  von 
^Nordamerika. 

^  So  in  den  Verträgen  mit  Lnxembnrg,  der  Schweiz  und  Spanien. 
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sich  beide  Teile  die  Befugnis,  die  Auslieferung  der  eigenen 
Untertanen  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern.^) 

In  dem  deutsch-englischen  Vertrage  ist  bestimmt,  daß  kein 
Deutscher  von  der  deutschen  und  kein  Engländer  von  der 
englischen  Regierung  an  den  anderen  Staat  ausgeliefert  wird/^) 

§  9  StGB  untersagt  die  Auslieferung  von  Deutschen  an  eine 
fremde  Regierung.  Die  Vorschrift  ist  nicht  neu  eingeführt, 
sondern  entspricht  den  hergebrachten  Anschauungen.  Die  Ver- 
schiedenheit der  im  Deutschen  Reich  und  in  dem  englisch- 
amerikanischen Rechtsgebiete  vorhandenea  Anschauungen  bezüg- 
lich der  Zulässigkeit  der  Auslieferung  eigener  Staatsangehöriger 
steht  mit  den  Rechtsvorschriften  über  den  Greltungsbereich  der 
Strafgesetze  in  Beziehung.  Nach  §  3  Nr.  3  StGB  wird  ein 
Deutscher  auch  wegen  eines  im  Auslande  begangenen  Verbrechens 
und  Vergehens  bestraft,  wenn  die  Handlung  auch  nach  den  Ge- 
setzen des  Ortes,  an  welchem  sie  begangen  ist,  mit  Strafe  be- 
droht ist.  In  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  dagegen  unterliegen  Handlungen,  welche  außerhalb 
des  Territoriums  begangen  werden,  nicht  der  Stra^erichtsbarkeit, 
mag  der  Täter  auch  ein  eigener  Untertan  sein.  Ein  Engländer 
oder  Nordamerikaner,  welcher  im  Auslande  eine  strafbare  Hand- 
lung begangen  hat,  würde  also  straflos  bleiben,  wenn  es  ihm 
gelänge,  sich  in  seine  Heimat  zu  flüchten  und  sein  Heimatstaat 
nicht  durch  einen  Staatsvertrag  verpflichtet  ist,  ihn  auszuliefern, 
mag  er  sich  auch  eines  noch  so  schweren  Verbrechens  schuldig 
gemacht  haben.  Da  im  allgemeinen  einem  Staate  nicht  damit 
gedient  ist,  daß  ein  Verbrecher  ungestraft  in  seinem  Territorium 
bleibt,  mag  er  auch  Inländer  sein  und  das  Verbrechen  im  Aus- 
lände begangen  haben,  so  ist  es  erklärlich,  daß  England  auch 
Auslieferungsverträge  geschlossen  hat,  in  denen  die  Auslieferung 
eigener  Untertanen  ohne  Gegenseitigkeit  zugestanden  wird.  Aber 


^)  So  in  den  Verträgen  mit  Argentinien,  Bolivia,  Chile,  Colnmbia, 
Liberia,  Mexiko,  Monako,  den  Niederlanden,  Rumänien,  Rnßland,  San 
Marino,  Persien. 

^)  Eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  in  den  Verträgen  Englands 
mit  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Frankreich,  Guatemala,  Haiti,  Italien, 
Oesterreich- Ungarn,  Portugal,  Salvador,  Schweden  und  Norwegen  und  Uruguay- 
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auch  für  Staaten,  in  denen  der  Inländer  auch  wegen  einer  im 
Auslande  begangenen  Straftat  zur  Verantwortung  gezogen  wird, 
empfiehlt  es  sich  nicht,  die  Auslieferung  eigener  Staatsange- 
höriger in  den  Auslieferungsverträgen  von  der  Verpflichtung 
zur  Auslieferung  auszunehmen.  Wenngleich  der  üebelstand,  daß 
ein  Verbrecher  straflos  im  Lande  bleibt,  hier  nicht  eintreten 
kann,  so  ist  doch  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  die  Unter- 
suchung wegen  einer  strafbaren  Handlung  regelmäßig  weit 
zweckmäßiger  im  forum  delicti  commissi  stattfindet  als  in 
einem  fremden  Staat.  Sie  ist  dort  regelmäßig  zuverlässiger, 
weniger  weitläufig  und  langwierig  und  weniger  kostspielig.  Der 
Verbrecher  andererseits  kann,  auch  wenn  er  Inländer  ist,  sich 
nicht  mit  Fug  über  die  Auslieferung  an  den  fremden  Staat  be- 
schweren, dessen  Gerichtsbarkeit  er  anheim  gefallen  wäre,  wenn 
ihm  nicht  die  Flucht  gelungen  wäre.  Voraussetzung  dabei  ist 
allerdings,  daß  der  fremde  Staat  durch  seine  Gesetze  und  Ein- 
richtungen die  erforderliche  Gewähr  für  eine  unparteiische,  den 
zivilisierten  Anschauungen  entsprechende  Strafrechtspflege  bietet. 
Daß  diese  Voraussetzung  bei  einem  fremden  Staate  vorhanden 
ist,  wird  aber  durch  Abschließung  eines  Auslieferungsvertrages  ' 
mit  demselben  anerkannt.  Ungerechtfertigt  ist  es  insbesondere, 
auch  diejenigen  Staatsangehörigen,  welche  die  Staatsangehörig- 
keit erst  nach  begangener  Tat  erworben  haben,  von  der  Aus- 
lieferung auszunehmen  und  dadurch  einem  Verbrecher  die  Mög- 
lichkeit zu  eröffnen,  sich  der  gegen  ihn  begründeten  Strafgerichts- 
barkeit eines  Staats,  durch  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit 
in  einem  anderen  Staate  zu  entziehen. 

Das  Institut  de  droit  international  hat  sich  im  Jahre 
1880  mit  der  Auslieferungsfrage  befaßt  und  u.  a.  folgende 
Resolution  angenommen:  Die  Auslieferung  der  eigenen  Staats- 
angehörigen sichere  eine  gute  Strafrechtspflege,  weil  es  wünschens- 
wert sei,  daß,  soweit  möglich,  die  Aburteilung  der  strafbaren 
Handlungen  im  forum  delicti  commissi  erfolge.  Aber  auch 
wenn  man  sich  auf  den  jetzt  in  der  Praxis  vorherrschenden 
Standpunkt,  daß  die  Auslieferung  der  eigenen  Staatsangehörigen 
unzulässig  sei,  stelle,  so  dürfe  man  doch  nicht  auf  eine  solche 
Staatsangehörigkeit  Rücksicht  nehmen,  welche  erst  nach  Be- 

Zeitachrift  f.  iDtern.  Privat-  u.  üffentl.  Recht.    XVII.  26 
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gehung  der  Tat,  wegen  deren  die  Auslieferung  verlangt  werde, 
erworben    sei    {Annuaire    de    droit   international   1881—82 

S.  1271).^) 


^)  In  den  von  England  geschlossenen  Auslieferungsyerträgen  mit  Bra- 
silien, Italien  and  Portugal  sind  eigene  Untertanen  von  der  Ausliefenmg 
ansgenommen.  Die  Auslieferung  findet  indessen  statt,  wenn  die  Staats- 
angehörigkeit durch  Naturalisation  nach  Begehung  der  Tat,  wegen  deren  die 
Auslieferung  verlangt  wird,  erworben  ist.  —  Nach  Zeitungsnachrichten  hat 
sich  eine  Russin,  die  in  Rußland  wegen  eines  Verbrechens  verfolgt  wurde 
und  ihre  Zuflucht  nach  Österreich  genommen  hatte,  der  Auslieferung  dadurch 
entzogen,  daß  sie  einen  Österreicher  heiratete. 
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Von  der  Redaktion. 

A.  Die  deutsche  Denkschrift. 

Die  Anregung  zu  einer  zweiten  internationalen  Friedens- 
konferenz im  Haag  ist  im  Jahre  1904  von  dem  Herrn  Präsi- 
denten der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ausgegangen. 
Im  Jahre  1905  hat  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Rußland 
diese  Anregung  aufgenommen  und  Einladungen  zu  einer  solchen 
Konferenz  ergehen  lassen,  nach  deren  Annahme  Ihre  Majestät 
die  Königin  der  Niederlande  die  Konferenz  auf  Mitte  Juni  1907 
einberufen  hat.  Die  Konferenz  ist  daraufhin  am  15.  Juni  1907 
im  Haag  zusammengetreten  und  hat  bis  zum  18.  Oktober  getagt. 
Beteiligt  waren  fast  sämtliche  Staaten  Europas,  Asiens  und 
Amerikas,  zusammen  44  Staaten,  während  auf  der  Ersten 
Haager  Friedenskonferenz  von  1899,  wo  Mittel-  und  Süd- 
amerika fehlten,  nur  26  Staaten  vertreten  waren.  Den  Konferenz- 
beratungen lag  im  wesentlichen  das  von  der  Russischen  Re- 
gierung aufgestellte  Programm  zu  Grunde,  das  in  französischem 
Texte  und  in  deutscher  Uebersetzung  beigefügt  ist^).  Danach 
sollte  sich  die  Konferenz  mit  der  Verbesserung  und  Ergänzung 


^)  Die  dem  dentschen  Reichstag  soeben  —  Dezember  1907  —  vorgelegte 
Denkschrift  hat  eine  Über  ihre  nächste  Bestimmung  hinansreichende  Be- 
deutung. Sie  bildet  ein  Dokument  der  Geschichte  des  Völkerrechts  und 
einen  Beitrag  für  die  Auslegung  der  1907  im  Haag  beschlossenen  Konven- 
tionen. Sie  wird  darum  hier  dem  Abdruck  der  Haager  Dokumente  (S.  415  ff.) 
als  Einleitung  vorangeschickt. 

«)  S.  unten  S.  415. 
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der  auf  der  Ersten  Friedenskonferenz  getroffenen  Abkommen 
über  die  Schiedssprechung,  über  das  Landkriegsrecht  und  über 
die  Anwendung  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  sowie 
femer  mit  der  Ausarbeitung  eines  Abkommens  über  Fragen 
des  Seekriegsrechts  befassen.  Dieser  Stoff  wurde  unter  vier 
von  der  Konferenz  gebildete  Kommissionen  in  der  Weise  ver- 
teilt, daß  sich  die  erste  mit  der  Schiedssprechung  und  der 
damit  zusammenhängenden  Einrichtung  einer  internationalen 
Prisengerichtsbarkeit,  die  zweite  mit  dem  Landkriegsrechte, 
die  dritte  und  vierte  mit  dem  Seekriegsrecht,  unter  Einschluß 
der  Anwendung  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg, 
beschäftigten.  Die  Konferenz  hat  in  ihren  Vollversammlungen, 
Kommissionen  und  Ausschüssen  gegen  200  Sitzungen  abge- 
halten. Das  Ergebnis  ist  in  der  in  französischem  Texte  und 
in  deutscher  Uebersetzung  anliegenden  Schlußakte  ^)  zusammen- 
gefaßt. Danach  hat  die  Konferenz  14  Vereinbarungen  über  die 
vorstehend  aufgeführten  Gegenstände  fertiggestellt  und  außerdem 
.verschiedene  Erklärungen  und  Anregungen  beschlossen.  Die 
Vereinbarungen  sind  gleichfalls  in  französischem  Textet  und 
in  deutscher  Uebersetzung  angeschlossen,  ebenso  ein  weiterer 
der  Schlußakte  beigefügter  Vertragsentwurf,  den  die  Konferenz 
den  Mächten  zur  Annahme  empfohlen  hat. 

Von  den  14  Vereinbarungen  beziehen  sich  zwei  (No.  I,  II 
des  Verzeichnisses  der  Schlußakte)  auf  die  Schiedssprechung, 
zwei  (No.  III,  XIV)  auf  die  Kriegführung  im  allgemeinen,  zwei 
(No.  IV,  V)  auf  das  Landkriegsrecht  und  die  übrigen  acht 
(No.  VI  bis  XIII)  auf  das  Seekriegsrecht.  Durch  die  Aus- 
arbeitung dieser  Vereinbarungen  ist  das  russische  Programm') 
zum  größten  Teile  erledigt  worden;  insbesondere  hat  die 
Konferenz  die  bestehenden  Haager  Abkommen  von  1899  in 
wesentlichen  Punkten  verbessert  und  durch  neue  Bestimmungen, 
teilweise  auch  durch  neue  Abkommen  ergänzt.  Auf  dem 
Gebiete  des  Seekriegsrechts  hat  das  Programm  allerdings  nicht 


1)  Siehe  unten  S.  415. 

2)  Siehe  unten  S.  427  ff. 
^)  Siehe  unten  S.  415. 
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«rschöpft  werden  können,  weil  die  Rechtsauffassungen  und  die 
Interessen  der  beteiligten  Mächte  nicht  überall  in  Einklang 
zu  bringen  waren.  Immerhin  sind  auf  diesem  Gebiete  wichtige 
Fragen  geregelt  worden;  auch  berechtigt  die  Errichtung  eines 
internationalen  Prisenhofs  zu  der  Hoffnung  auf  eine  sachgemäße 
Weiterbildung  des  Seekriegsrechts.  Die  Konferenz  selbst  hat 
mit  dem  in  der  Schlußakte  niedergelegten  vierten  Wunsche 
(unten  S.  427)  angeregt,  die  Ausarbeitung  einer  vollständigen 
Seekriegsordnung  in  das  Programm  der  nächsten  Konferenz 
aufzunehmen  und  bis  dahin  auf  den  Seekrieg  soweit  wie  möglich 
die  Grundsätze  der  Landkriegsordnung  anzuwenden. 

Von  den  sonstigen  in  der  Schlußakte  gegebenen  Anregungen 
ist  besonders  hervorzuheben  der  Beschluß  über  die  Beschränkung 
der  Militärlasten  (unten  S.  427),  der  in  Bestätigung  des  gleichen 
Beschlusses  der  Ersten  Friedenskonferenz  den  Vertragsmächten 
das  ernstliche  Studium  dieser  Frage  empfiehlt.  Der  neue 
Beschluß,  der  von  der  Konferenz  ohne  weitere  Erörterung  ein- 
stimmig angenommen  worden  ist,  entspricht  der  Stellung,  die 
Deutschland  in  der  Frage  von  vornherein  eingenommen  bat. 
Denn  die  Reichsverwaltung,  die  dieses  schwerwiegende  Problem 
bereits  vor  der  Konferenz  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen 
hatte,  kann  nur  wünschen,  daß  die  Frage  bei  allen  beteiligten 
Mächten  den  Gegenstand  einer  weiteren  ernsten  Prüfung  bilden 
möge.  Sie  wird  nicht  verfehlen,  deren  praktische  Ergebnisse 
in  Verbindung  mit  den  Ergebnissen  ihrer  eigenen  Prüfung 
seinerzeit'  in  sorgfältige  und  gewissenhafte  Erwägung  zu  nehmen. 

Zu  den  einzelnen  von  der  Konferenz  angenommenen  Ver- 
einbarungen und  den  damit  zusammenhängenden  Anregungen 
ist  nachstehendes  zu  bemerken. 

I.  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung 
internationaler  Streitfälle. 
Durch  dieses  Abkommen,  das  an  die  Stelle  des  bestehenden 
Haager  Schiedsabkommens  treten  soll,  sind  dessen  Bestim- 
mungen erheblich  verbessert  worden.  Insbesondere  hat  eine 
Ausgestaltung  des  dritten  Titels  über  die  internationalen  Unter- 
suchungskommissionen   stattgefunden,     wobei     auch    die     Er- 


392  Dokumente  der  zweiten  Friedenskonferenz, 

fahrungen  der  aus  Anlaß  des  Huller  Streitfalls  eingesetzten 
Untersuchungskommission  berücksichtigt  worden  sind.  Ferner 
sind  wesentliche  Lücken  in  dem  Verfahren  vor  dem  Haager 
Schiedsgericht  ausgefüllt  worden,  so  namentlich  durch  die  im 
Art.  45  (früher  24)  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Zu- 
sammensetzung des  Gerichts  und  durch  die  in  den  Artt.  53, 
54  neu  getroffenen  Bestimmungen  über  das  Zustandekommen 
des  in  jedem  einzelnen  Falle  abzuschließenden  Schiedsvertrags. 
Endlich  ist  im  vierten  Titel  ein  viertes  Kapitel  hinzugefügt, 
wodurch  ein  abgekürztes  Schiedsverfahren  neu  eingeführt  wird. 
Dagegen  haben  auf  der  Konferenz  zwei  im  Zusammenhange 
mit  dem  Haager  Schiedsabkommen  behandelte  Gegenstände  nicht 
zum  Abschlüsse  gebracht  werden  können,  nämlich  die  Errichtung 
eines  ständigen  internationalen  Schiedsgerichtshofs  und  die  Ein- 
führung der  obligatorischen  Schiedssprechung. 

Internationaler  Schiedsgerichtshof. 
Die  Errichtung  eines  solchen  Schiedsgerichtshofs  war  von 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  der  Konferenz  an- 
geregt worden.  Die  Anregung  bezweckte  die  möglichste  Er- 
leichterung der  Schiedssprechung,  indem  ein  ständiger,  in  be- 
stimmter Weise  zusammengesetzter  Weltgerichtshof  jährlich  im 
Haag  zusammentreten  sollte,  um  alle  ihm  von  den  Vertrags- 
mächten unterbreiteten  Streitigkeiten  kostenlos  zu  entscheiden. 
Eine  solche  Einrichtung  erschien  als  ein  durchaus  zweckmäßiger 
Schritt,  der  auch  den  von  Deutschland  angestrebten  Zielen 
entsprach.  Die  Deutsche  Delegation  hat  daher  diese  Anregung 
lebhaft  unterstützt  und  eine  entsprechende  Vorlage  gemeinsam 
mit  der  Amerikanischen  und  der  Britischen  Delegation  aus- 
gearbeitet und  eingebracht.  Zum  Abschluß  eines  Vertrags  hat 
die  Vorlage  auf  der  Konferenz  nicht  geführt,  weil  man  sich 
dort  über  die  Zusammensetzung  des  Gerichtshofs  nicht  einigen 
konnte.  Die  Konferenz  hat  aber  mit  dem  in  der  Schlußakte 
von  ihr  geäußerten  ersten  Wunsche  (unten  S.  426)  den  Mächten 
empfohlen,  den  auf  der  erwähnten  Vorlage  beruhenden  Entwurf 
anzunehmen,  sobald  eine  Verständigung  über  eine  geeignete 
Organisation  herbeigeführt  sein  würde.  Deutschland  ist  gern 
bereit,  seine  Mitwirkung  hierzu  eintreten  zu  lassen. 
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Obligatorische  Schiedssprechung. 

Wegen  Einführung  der  obligatorischen  Schiedssprechung, 
die  übrigens  nicht  auf  dem  russischen  Programme  stand,  lagen 
verschiedene  Anträge  vor.  Diese  liefen  im  wesentlichen  darauf 
hinaus,  alle  streitigen  Rechtsfragen,  insbesondere  solche  über 
die  Anwendung  und  Auslegung  internationaler  Verträge,  der 
Schiedssprechung  zu  unterstellen,  unter  der  Voraussetzung,  daß 
weder  die  Lebensinteressen  noch  die  Unabhängigkeit  oder  die 
Ehre  einer  der  streitenden  Parteien  entgegenständen;  die  An- 
rufung dieser  sogenannten  Ehrenklausel  sollte  indes  bei  ver- 
schiedenen Gregenständen,  namentlich  bei  Verträgen  bestimmten 
Inhalts,  nicht  statthaft  sein.  Ein  solcher  Weltschiedsvertrag 
erschien  der  Deutschen  Delegation  nicht  annehmbar,  da  nach 
dem  Ergebnisse  der  auf  der  Konferenz  gepflogenen  Verhand- 
lungen sowohl  seine  Begrenzung  wie  seine  Ausführung  wie  auch 
seine  Wirkungen  zu  den  größten  Schwierigkeiten  geführt  hätten. 

Was  zunächst  die  Begrenzung  des  Vertrags  betrifft,  so  be- 
stand auf  der  Konferenz  darüber  Einverständnis,  daß  der 
obligatorischen  Schiedssprechung  die  Interessenfragen  als  Fragen 
politischer  Natur  nicht  unterstellt  werden  sollten,  da  solche 
Fragen  dem  Gebiete  der  Mediation  angehören.  Die  Konferenz 
hat  aber  keine  Formel  finden  können,  die  geeignet  war,  die 
Interessenfragen  von  den  bloßen  Rechtsfragen  in  klarer  Weise 
zu  trennen ;  hierauf  mußte  schon  deshalb  besonderer  Wert  gelegt 
werden,  weil  der  Begriff  der  Rechtsfrage  in  den  einzelnen 
Ländern  einer  verschiedenen  Deutung  fähig  ist.  Eine  weitere 
Schwierigkeit  in  der  Begrenzung  bestand  darin,  daß  die  vor- 
geschlagenen Formulierungen  nicht  die  Streitigkeiten  unter- 
geordneter Bedeutung  auszuscheiden  vermochten,  obwohl  sich 
solche  für  eine  Schiedssprechung  schon  im  Hinblick  auf  den 
damit  verbundenen  erheblichen  Zeit-  und  Kostenaufwand  im 
allgemeinen  nicht  eignen. 

Sodann  erschien  die  Ausführung  des  Weltschiedsvertrags 
nicht  als  hinreichend  gesichert.  Einerseits  stellte  die  erwähnte 
Ehrenklausel  die  Ausführung  des  Vertrags  in  das  freie  Ermessen 
der  Mächte,  zumal  da  jede  Partei  sie  mit  durchgreifender 
Wirkung  hätte  anrufen  können.     Andererseits  war  keine  ge- 
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nügende  Vorsorge  getroffen,  um  in  jedem  einzelnen  Falle  das 
Zustandekommen  des  zur  Regelung  der  Fragestellung  und  der 
sonstigen  Bedingungen  des  Verfahrens  erforderlichen  besonderen 
Schiedsvertrags  (Art.  52  des  neuen  Schiedsabkommens)  zu  sichern, 
da  die  Artt.  53,  54  hierzu  nicht  ausreichten  und  die  weiter- 
gehenden deutschen  Anträge  abgelehnt  wurden.  Dazu  kam,  daß 
nach  der  Verfassung  verschiedener  Länder  zum  Abschlüsse  des 
besonderen  Schiedsvertrags  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Ge- 
nehmigung der  gesetzgebenden  Körperschaften  erforderlich  wäre, 
so  daß  sich  für  die  einzelnen  Länder  eine  verschiedene  Art  der 
rechtlichen  Bindung  ergeben  hätte.  Alle  diese  Vorbehalte  waren 
geeignet,  dem  Weltschiedsvertrage  seinen  obligatorischen  Charak- 
ter zu  nehmen  und  ihn  damit  illusorisch  zu  machen. 

Endlich  herrschte  auf  der  Konferenz  keine  Einigkeit  über 
die  Wirkungen  der  Schiedssprechung.  Vor  allem  bestand 
Meinungsverschiedenheit  darüber,  in  welchem  Verhältnisse  die 
Sprüche  der  Schiedsgerichte  zu  den  Urteilen  der  nationalen 
Gerichte  stehen,  insbesondere  ob  sie  die  Kraft  haben  sollten, 
die  bereits  ergangenen  Urteile  eines  solchen  Gerichts  umzu- 
stoßen oder  dieses  wenigstens  für  die  Zukunft  an  die  von  dem 
Scliiedsgerichte  gegebene  Auslegung  der  Rechtsfi'age  zu  binden. 
Sodann  war  eine  befriedigende  Regelung  nicht  zu  erzielen  für 
den  Fall,  wo  eine  Macht  durch  Schiedsspruch  verpflichtet  wird, 
zur  Ausführung  eines  internationalen  Vertrags  ihre  Gesetzgebung 
in  gewissem  Sinne  zu  ändern,  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
sich  aber  weigern,  die  erforderlichen  Aenderungen  zu  beschließen. 
Außerdem  bestand  in  Ansehung  der  Verträge,  an  denen  mehr 
als  zwei  Mächte  beteiligt  sind,  das  Bedenken,  daß  über  dieselbe 
Frage  einander  widersprechende  Schiedssprüche  ergehen  könnten, 
die  zu  einer  ganz  verschiedenen  Handhabung  des  Vertrags 
führen  würden. 

Bei  dieser  Sachlage  konnte  von  dem  in  Aussicht  genommenen 
Weltschiedsvertrag  eine  Förderung  des  Schiedsgerichtsgedankens 
nicht  erwartet  werden.  Vielmehr  bestand  die  begründete  Be- 
sorgnis, daß  über  die  Anwendung  und  Auslegung  eines  solchen 
Vertrags  ernste  Streitigkeiten  entstehen  könnten,  die  der  Sache 
des  Friedens  nicht  dienlich   sein  würden.     Die  Delegation  des 
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Reichs  hat  daher  den  von  der  Mehrheit  der  Konferenz  aufge- 
stellten Vorschlägen  über  die  obligatorische  Schiedssprechung 
nicht  zuzustimmen  vermocht ;  derselbe  Standpunkt  ist  von  einer 
Reihe  anderer  Mächte,  darunter  von  mehreren  Großmächten, 
vertreten  worden.  Mit  Rücksicht  hierauf  hat  sich  die  Konferenz 
mit  der  in  der  Schlußakte  enthaltenen  Erklärung  (Seite  426) 
begnügt,  daß  sie  grundsätzlich  in  der  Anerkennung  der  obli- 
gatorischen Schiedssprechung  einig  sei  und  daß  sich  für  die 
vorbehaltlose  Durchführung  dieses  Grundsatzes  insbesondere 
Streitigkeiten  über  die  Anwendung  und  Auslegung  internationaler 
Vertragsabreden  eignen. 

Dieser  Erklärung  konnte  die  Deutsche  Delegation  unbe- 
denklich zustimmen.  Denn  Deutschland  hat  bereits  obligatorische 
Schiedsverträge  mit  Großbritannien  und  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vereinbart,  von  denen  der  erstere  sofort 
in  Kraft  getreten  ist ;  auch  sind  in  die  neuen  deutschen  Handels- 
verträge Schiedsklauseln  aufgenommen  worden,  wonach  alle 
Streitigkeiten  über  Tariffragen  besonderen  Schiedsgerichten 
unterbreitet  werden  sollen.  Auf  diesem  Wege  des  Abschlusses 
von  Einzelverträgen  beabsichtigt  die  Kaiserliche  Regierung, 
soweit  es  den  deutschen  Interessen  entspricht,  weiter  fortzu- 
schreiten. Denn  die  Bedenken,  die  gegen  einen  Weltschieds- 
vertrag  sprechen,  erledigen  sich  zum  großen  Teile,  wenn  es 
sich  um  Schiedsabreden  zwischen  einzelnen  Staaten,  deren 
gegenseitige  Beziehungen  sich  übersehen  lassen,  oder  um  die 
Einrückung  der  Schiedsklausel  in  einzelne  bestimmte  Verträge 
handelt.  Hier  kann  auf  begrenztem  Gebiete  von  der  Schieds- 
sprechung eine  gute  Wirkung  erwartet  werden. 

II.  Abkommen^  betreffend  die  Beschränkung 

der   Anwendung   von    Gewalt   bei   der  Eintreibung 

von  Vertragsschulden. 

Dieses  Abkommen  bezieht  sich  auf  Geldforderungen  jeder 
Art,  die  den  Angehörigen  eines  Staates  auf  Grund  eines  Ver- 
tragsverhältnisses gegen  einen  fremden  Staat  zustehen.  Der 
Art.  1  bestimmt,  daß  der  Staat,  dem  der  Gläubiger  angehört, 
zur  Eintreibung  von  Forderungen  keine  Waffengewalt  anwenden 
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darf,  es  sei  denn,  daß  der  Schuldnerstaat  das  Anerbieten  des 
Gläubigerstaats,  den  Streitfall  einem  Schiedsgerichte  vorzulegen, 
ablehnt  oder  unbeantwortet  läßt  oder  die  Durchführung  des 
Verfahrens  böswillig  vereitelt  oder  dem  Schiedssprüche  nicht 
nachkommt.  Der  Art.  2  schreibt  vor,  daß  wenn  das  Anerbieten 
schiedsgerichtlicher  Erledigung  angenommen  wird,  das  Verfahren 
sich  nach  den  Bestimmungen  des  Titel  IV  Kapitel  3  des  neuen 
Haager  Schiedsabkommens  richtet.  Dabei  ist  hervorzuheben,  daß 
alsdann  nach  Art.  53  Abs.  2  No.  2  in  Ermangelung  einer  ander- 
weitigen Vereinbarung  die  Feststellung  des  die  Einzelheiten  der 
Schiedssprechung  regelnden  Scliiedsvertrags  auf  einseitigen  An- 
trag des  Gläubigerstaats  durch  den  Ständigen  Schiedshof  erfolgt. 
Die  vorstehenden  Bestimmungen  dürften  geeignet  sein, 
einen  billigen  Ausgleich  zwischen  den  Interessen  der  Schuldner- 
staaten und  der  Gläubigerstaaten  herbeizuführen.  Denn  einerseits 
wird  durch  das  Abkommen  der  Anwendung  von  Waffengewalt 
zur  Durchführung  unberechtigter  Forderungen  in  wirksamer 
Weise  vorgebeugt;  andererseits  läßt  das  Abkommen  volle 
Freiheit  des  Handelns  gegenüber  dem  böswilligen  Schuldner- 
staate, der  eine  friedliche  Erledigung  auf  dem  Wege  der 
Schiedssprechung  verweigert  oder  vereitelt. 

III.  Abkommen  über  den  Beginn  der  Feindseligkeiten. 

Dieses  Abkommen,  das  sowohl  auf  den  Landkrieg  wie  auf 
den  Seekrieg  Anwendung  findet,  enthält  Bestimmungen  für  das 
Verhalten  der  Kriegführenden  gegeneinander  und  für  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  neutralen  Mächten. 

Nach  Art.  1  soll  dem  Beginne  der  Feindseligkeiten  eine 
unzweideutige  Benachrichtigung  des  Gegners  vorausgehen,  die 
entweder  in  einer  unbedingten  Kriegserklärung  oder  in  einem 
Ultimatum  mit  bedingter  Kriegserklärung  bestehen  kann.  Die 
Kriegserklärung  soll  mit  Gründen  versehen  sein,  damit  der 
Allgemeinheit  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  sich  über  den 
Streitfall  ein  Urteil  zu  bilden.  Einer  entsprechenden  Vorschrift 
bedurfte  es  für  das  Ultimatum  nicht,  da  hier  der  Krieg  aus 
der  Verweigerung  der  geforderten  Genugtuung  folgt  und  die 
Gründe  sich  aus  der  gestellten  Forderung  ohne  weiteres  ergeben. 
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Was  das  Verhältnis  zu  den  neutralen  Mächten  betrifft,  so 
geht  der  Art.  2  davon  aus,  daß  die  mit  der  Neutralität  ver- 
bundenen Pflichten  erst  entstehen  können,  wenn  der  Neutrale 
von  dem  Ausbruche  des  Krieges  sichere  Kunde  erhalten  hat. 
Er  schreibt  deshalb  vor,  daß  den  Neutralen  von  dem  Kriegs- 
zustand unverzüglich  Mitteilung  zu  machen  ist.  Doch  kann 
sich  eine  neutrale  Macht  auf  den  Mangel  der  Benachrichtigung 
nicht  berufen,  wenn  auf  anderem  Wege  der  Kriegszustand 
unzweifelhaft  zu  ihrer  Kenntnis  gekommen  ist. 

Das  Abkommen  stellt  sich  als  ein  nicht  unerheblicher 
Fortschritt  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts  dar ;  es  schließt 
den  völkerrechtlich  bisher  zugelassenen  üeberfall  aus  und 
schafft  die  im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  dringend 
wünschenswerte  Klarheit  über  den  Beginn  des  Kriegszustandes. 

IV.  Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Landkriegs. 

Das  Landkriegsabkommen  von  1899  enthält  im  wesentlichen 
nur  die  Vorschrift,  daß  für  den  Fall  eines  Krieges  zwischen 
Vertragsmächten  den  Landheeren  Verhaltungsmaßregeln  im 
Sinne  der  als  Anlage  beigefügten  Ordnung  der  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Landkriegs  zu  geben  sind.  In  das  an  seine 
Stelle  tretende  neue  Landkriegsabkommen  ist  daneben  eine  von 
Deutschland  vorgeschlagene  Bestimmung  aufgenommen  worden, 
die  dem  völkerrechtlichen  Grundsatz  Ausdruck  gibt,  daß  jeder 
Verstoß  gegen  die  bezeichnete  Ordnung  zum  Schadensersatze 
verpflichtet  und  daß  die  Vertragsmächte  in  dieser  Hinsicht  für 
die  Handlungen  aller  zu  ihrer  bewaffneten  Macht  gehörenden 
Personen  einzustehen  haben. 

In  der  dem  neuen  Abkommen  beigefügten  Landkriegs- 
ordnung ist  der  in  der  alten  Ordnung  enthaltene  vierte  Ab- 
schnitt, der  die  bei  Neutralen  untergebrachten  Angehörigen 
einer  Kriegsmacht  und  in  Pflege  befindlichen  Verwundeten 
betrifft,  ausgelassen  worden,  weil  er  seinem  Inhalte  nach  besser 
in  das  neu  abgeschlossene  Abkommen  über  die  Rechte  und 
Pflichten  der  neutralen  Mächte  und  Personen  im  Falle  eines 
Landkriegs  paßt. 
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Im  übrigen  ist  die  Landkriegsordnung  der  Hauptsache 
nach  unverändert  geblieben  und  nur  in  Einzelheiten  ergänzt 
und  verbessert  worden.  Die  wesentlichen  Aenderungen  sind 
folgende : 

Nach  Art.  2  soll  die  Bevölkerung  eines  nicht  besetzten 
Gebiets,  die  beim  Herannahen  des  Feindes  aus  eigenem  Antriebe 
zu  den  Waffen  greift,  ohne  sich  gemäß  Art.  1  zu  Freikorps 
organisieren  zu  können,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Krieg- 
führenden haben,  sofern  sie  die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkriegs  beobachtet.  Auf  deutschen  Antrag  ist  die  weitere 
Bedingung  hinzugefügt  worden,  daß  sie  die  Waffen  offen 
führen  muß. 

Der  Art.  23  hat  gleichfalls  auf  deutschen  Antrag  zwei 
wichtige  Zusätze  erhalten.  Durch  den  ersten  wird  der  Grund- 
satz der  ünverletzlichkeit  des  Privateigentums  auf  dem  Gebiete 
der  Forderungsrechte  anerkannt.  Nach  der  Gesetzgebung  ein- 
zelner Staaten  soll  nämlich  der  Krieg  die  Folge  haben,  daß 
die  Schuldverbindlichkeiten  des  Staates  oder  seiner  Angehörigen 
gegen  Angehörige  des  Feindes  aufgehoben  oder  zeitweilig  außer 
Kraft  gesetzt  oder  wenigstens  von  der  Klagbarkeit  ausgeschlossen 
werden.  Solche  Vorschriften  werden  nunmehr  durch  den  Art.  23 
Abs.  1  unter  h  für  unzulässig  erklärt.  Der  andere  Zusatz,  der 
den  Abs.  2  des  Artikels  bildet,  untersagt  den  Kriegführenden 
allgemein,  Angehörige  des  Feindes,  selbst  wenn  sie  vor  dem 
Kriege  von  ihnen  angeworben  waren,  zur  Teilnahme  an  den 
Kriegsunternehmungen  gegen  ihr  eigenes  Land  zu  zwingen, 
während  die  alte  Landkriegsordnung  im  Art.  44  eine  enl^ 
sprechende  Vorschrift  nur  zu  Gunsten  der  Bevölkerung  besetzter 
Gebiete  enthält. 

Der  Art.  25,  der  die  Beschießung  unverteidigter  Plätze 
untersagt,  hat  in  seiner  neuen  Fassung  den  Zusatz  erhalten: 
„mit  welchen  Mitteln  es  auch  sei'*.  Dieser  Zusatz  soll  klar- 
stellen, daß  sich  das  Verbot  auch  auf  eine  solche  Beschießung 
erstreckt,  die  aus  Luftschiffen  oder  auf  sonstigen  neuen  Wegen 
erfolgen  könnte. 

Der  neue  Art.  44  untersagt  den  Kriegführenden,  die  Be- 
wohner eines  besetzten  Gebietes  zur  Erteilung  von  Auskünften 
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über  das  Heer  oder  die  Verteidigungsmittel  ihres  Landes  zu 
zwingen.  Diese  Bestimmung,  die  aus  den  Anwendungsfällen 
des  im  Art.  23  Abs.  2  enthaltenen  Grundsatzes  in  unerwünschter 
Weise  Einzelheiten  herausgreift,  wird  voraussichtlich  verschie- 
denen Großmächten,  darunter  auch  Deutschland,  Anlaß  zu  einem 
Vorbehalte  geben. 

Die  Vorschrift  des  bisherigen  Art.  54  über  das  aus  neutralen 
Staaten  stammende  Eisenbahnmaterial  ist  in  den  Art.  19  des 
Abkommens  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Mächte 
und  Personen  im  Falle  eines  Landkriegs  übergegangen.  An 
ihre  Stelle  ist  eine  neue  Vorschrift  getreten,  wonach  unter- 
seeische Kabel,  die  ein  besetztes  Gebiet  mit  einem  neutralen 
Lande  verbinden,  nur  im  Falle  unbedingter  Notwendigkeit  be- 
schlagnahmt oder  zerstört  werden  dürfen  und  beim  Friedens- 
schluß unter  Regelung  der  Entschädigungsfrage  zurückgegeben 
werden  müssen. 

V.  Abkommen,  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten 
der  neutralen  Mächte  und  Personen  im  Falle  eines 

Landkriegs. 

Einem  von  der  Ersten  Friedenskonferenz  ausgesprochenen 
Wunsche  zufolge  hat  sich  die  Konferenz  mit  der  Feststellung 
der  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen  beschäftigt.  Das  vor- 
liegende Abkommen  regelt  diesen  Gegenstand  für  den  Landkrieg, 
wobei  es  einmal  die  Rechtsstellung  der  neutralen  Staaten  selbst 
und  femer  die  Rechtsstellung  von  Angehörigen  solcher  Staaten 
behandelt.  Mit  Fragen  der  ersten  Art  befassen  sich  die 
Kapitel  I  und  II,  mit  Fragen  der  letzten  Art  das  Kapitel  IIT, 
während  das  Kapitel  IV  die  Frage  des  neutralen  Eisenbahn- 
materials ordnet.  Das  Bestreben  der  Konferenz  war,  in  dem 
Abkommen  einen  billigen  Ausgleich'  zwischen  den  Interessen 
der  Kriegführenden  und  der  Neutralen,  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  des  Verkehrs  zu  schaffen. 

Das  erste  Kapitel  umfaßt  die  Rechte  und  Pflichten  der 
neutralen  Staaten  im  allgemeinen.  Der  Art.  1  enthält  den 
obersten  Grundsatz  der  Neutralität,  nämlich  die  ünverletzlich- 
keit  des  neutralen  Gebiets,  die  nach  Art.  10  von  der  neutralen 
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Macht  auch  mit  Waffengewalt  verteidigt  werden  darf.  In  den 
Artt.  2  bis  4  finden  sich  Bestimmungen  über  einzelne  Pflichten 
der  Kriegführenden,  die  sich  aus  diesem  Grundsatz  ergeben, 
so  das  Verbot  des  Durchmarsches,  der  Errichtung  funken- 
telegraphischer  Anlagen  und  der  Bildung  von  Kombattanten- 
korps. Umgekehrt  dürfen  die  neutralen  Mächte  nach  Art.  5 
auf  ihrem  Gebiete  keine  dieser  Handlungen  dulden,  wogegen 
sie  für  Handlungen  ihrer  Angehörigen  außerhalb  dieses  Gebiets 
nicht  verantwortlich  sind.  Die  Artt.  6  bis  8  führen  femer 
eine  Reihe  von  Handlungen  auf,  deren  Duldung  durch  eine 
neutrale  Macht  nicht  als  Neutralitätsverletzung  anzusehen  ist, 
so  die  üeberschreitung  der  Grenze  durch  einzelne  zum  Heere 
eines  Kriegführenden  sich  begebende  Leute,  der  Konterbande- 
handel von  Privatpersonen  und  die  Benutzung  von  Telegraphen- 
oder Fernsprechleitungen  durch  die  Kriegführenden.  Der  Art.  9 
schreibt  sodann  vor,  daß  alle  von  einer  neutralen  Macht  ein- 
geführten Verkehrsbeschränkungen  auf  beide  Ejriegführenden 
gleichmäßig  anzuwenden  sind. 

Das  zweite  Kapitel,  das  die  bei  Neutralen  untergebrachten 
Angehörigen  einer  Kriegsmacht  und  in  Pflege  befindlichen 
Verwundeten  behandelt,  gibt  den  vierten  Abschnitt  der  be- 
stehenden Landkriegsordnung  wieder.  Neu  ist  nur  der  Art.  13, 
wonach  die  auf  neutrales  Gebiet  entwichenen  oder  von  einer 
dorthin  übertretenden  Truppe  mitgeführten  Kriegsgefangenen 
ohne  weiteres  frei  sind. 

Das  dritte  Kapitel  betrifft  die  neutralen  Personen.  Es 
bestimmt  im  Art.  16  deren  Begriff  und  enthält  femer  in  den 
Artt.  17,  18  Vorschriften  darüber,  welche  Verstöße  den  Verlust 
der  Eigenschaft  als  Neutraler  und  infolgedessen  die  Gleich- 
stellung mit  den  Angehörigen  des  Feindes  zur  Folge  haben 
können.  Von  deutscher  Seite  war  der  Konferenz  eine  Vorlage 
zur  vollständigen  Regelung  der  Rechtsstellung  neutraler  Personen 
gemacht  worden ;  diese  ging  von  dem  Gedanken  aus,  daß  solche 
Personen,  selbst  wenn  sie  in  dem  Gebiete  der  Kriegführenden 
wohnen,  den  Feindseligkeiten  völlig  fem  zu  bleiben  haben  und 
demgemäß  auch  von  den  Wirkungen  des  Krieges  soweit  irgend 
möglich  verschont  werden  sollen.    Im  Gegensatze  hierzu  wurde 
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von  anderer  Seite  der  Standpunkt  vertreten,  daß  die  neutralen 
Personen  in  dem  Gebiete  der  Kriegführenden  den  Landes- 
angehörigen gleichzustellen  sind.  Ein  Ausgleich  zwischen 
diesen  Auffassungen  ist  nicht  gelungen.  Die  Konferenz  hat 
sich  daher  begnügen  müssen,  mit  dem  in  der  Schlußakte  ge- 
äußerten dritten  Wunsche  (unten  S.  427)  anzuregen,  daß  die  Frage 
der  Behandlung  von  Fremden  in  Ansehung  der  Kriegslasten 
durch  besondere  Abkommen  geregelt  werde. 

Das  vierte  Kapitel  gibt  in  weiterer  Ausgestaltung  des  von 
ihm  übernommenen  Art.  54  der  bestehenden  Landkriegs- 
ordnung Vorschriften  über  das  aus  neutralem  Gebiete  stam- 
mende Eisenbahnmaterial.  Solches  Material  soll  von  den  Krieg- 
führenden nur  in  dringenden^  Notfällen  und  nur  gegen  Ent- 
schädigung benutzt  werden;  auch  darf  der  Neutrale  alsdann 
im  Bedürfnisfalle  das  in  seinen  Händen  befindliche  Eisenbahn- 
material  des  Kriegführenden  in  entsprechendem  Umfange  zurück- 
halten. Bei  Gelegenheit  der  Beratungen  über  diesen  Gegenstand 
ist  die  allgemeine  Frage  der  Aufrechterhaltung  des  Verkehrs 
zwischen  der  Bevölkerung  der  kriegführenden  und  der  neutralen 
Staaten  des  näheren  erörtert  worden.  Das  Ergebnis  ist  in  dem 
zweiten  Wunsche  der  Konferenz  (unten  S.  427)  niedergelegt,  wo- 
nach im  K^riegsfall  alle  Behörden  es  sich  zur  besonderen  Pflicht 
machen  sollen,  den  Fortbestand  des  friedlichen  Verkehrs  nach 
3Iöglichkeit  zu  sichern  und  zu  schützen. 

VI.  Abkommen  über  die  Behandlung  von  feindlichen 
Kauffahrteischiffen 
beim  Ausbruche  der  Feindseligkeiten. 
Nach  einem  seit  dem  Krimkriege  geübten  Brauche  gestatten 
die  Kriegführenden   den  Kauffahrteischiffen   des  Gegners,   die 
vom  Ausbruche  des  Krieges  in  einem  ihrer  Häfen  überrascht 
werden  oder  einen  solchen  ohne  Kenntnis  der  Feindseligkeiten 
anlaufen,  innerhalb  bestimmter  Fristen  den  Hafen  zu  verlassen 
und  ihre  Reise  unbehelligt  fortzusetzen.    Der  auch  von  Deutsch- 
land unterstützte  Antrag,  dieser  Uebung,  die  eine  der  größten 
Härten  des  Seebeuterechts  beseitigt,  den  Charakter  einer  Rechts- 
regel zu  geben,  fand  allerdings   auf  der  Konferenz  keine  An- 
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nähme.  Doch  hat  das  vorliegende  Abkommen  im  Art.  1  die 
Beobachtung  der  üebung  empfohlen.  Auch  enthält  der  Art.  2 
eine  Milderung  des  bisherigen  Rechtszustandes,  indem  er  vor- 
schreibt, daß  feindliche  Kauffahrteischiffe,  denen  die  Erlaubnis 
zum  Verlassen  des  Hafens  verweigert  wird,  nicht  wie  nach 
bisherigem  Rechte  der  Wegnahme  unterliegen,  sondern  nur  bis 
zum  Ende  des  Krieges  mit  Beschlag  belegt  oder  aber  gegen 
Entschädigung  angefordert  werden  dürfen.  Das  Gleiche  gilt 
nach  Art.  4  Abs.  1  von  den  an  Bord  befindlichen  Gütern,  die 
feindliches  Eigentum  sind  und  als  solches  an  sich  Gegenstand 
des  Seebeuterechts  sein  würden.  Diese  Bestimmungen  sollen 
sich  jedoch  nach  Art.  5  nicht  ^»uf  Schiffe  beziehen,  deren  Bau 
ersehen  läßt,  daß  sie  zu  Hilfskreuzern  bestimmt  sind. 

Der  hiemach  für  die  Kauffahrteischiffe  beim  Beginn  eines 
Krieges  geschaffene  Zustand  stellt  einen  Fortschritt  dar,  der 
gegebenen  Falles  allen  seefahrenden  Nationen  gleichmäßig  zugute 
kommt.  Dagegen  trifft  letzteres  nicht  zu  bei  den  Bestimmungen 
des  Art.  3  und  des  Art.  4  Abs.  2,  wonach  auch  die  beim  Aus- 
bruche des  Krieges  auf  See  befindlichen  feindlichen  Kauffahrtei- 
schiffe nebst  ihrer  Ladung  entsprechende  Vergünstigungen  er- 
halten sollen.  Denn  die  Beschlagnahme  oder  die  Anforderung 
solcher  Schiffe  wird  nur  den  Nationen  zugute  kommen,  die  zur 
Unterbringung  der  Schiffe  Stützpunkte  in  den  verschiedenen 
Teilen  der  Welt  besitzen,  während  Nationen  •ohne  derartige 
Stützpunkte  von  der  in  Rede  stehenden  Befugnis  keinen  rechten 
Gebrauch  machen  können.  Auch  das  weiter  eingeräumte  Recht, 
die  Prisen  zu  zerstören,  reicht  hier  nicht  aus,  wenn,  wie  im 
Art.  3  Abs.  1  bestimmt  ist,  für  eine  solche  Zerstörung  Ent- 
schädigung gewährt  werden  muß.  Im  Hinblick  auf  diese  Un- 
gleichheit hat  die  Deutsche  Delegation  in  Ansehung  des  Art.  3 
und  des  Art.  4  Abs.  2  einen  Vorbehalt  gemacht. 

VII.  Abkommen  über  die  Umwandlung 

von  Kauffahrteischiffen  in  Kriegsschiffe. 

Dieses  Abkommen   stellt  fest,  welche  Voraussetzungen  zu 

erfüllen    sind,   um   einem   unter   der   Handelsflagge   fahrenden 

Schiffe  die  rechtliche  Stellung  eines  Kriegsschiffs  zu  geben.   Die 
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Bestimmungen  verfolgen  einen  doppelten  Zweck.  Einmal  soll 
eine  Gewähr  dafür  gegeben  werden,  daß  die  in  die  Kriegsflotte 
eingereihten  Kauffahrteischiffe  die  militärische  Ordnung  und 
Disziplin  beachten;  sodann  soll  die  Tatsache  einer  solchen 
Einreihung  äußerlich  ersichtlich  sein  und  in  bestimmter  Form 
zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht  werden.  Die  Frage,  an 
welchen  Orten  die  Umwandlung  vorgenommen  werden  darf, 
wird  in  dem  Abkommen  nicht  berührt,  da  hierüber  eine  Ver- 
ständigung nicht  zu  erzielen  war. 

Vin.  Abkommen  über  die  Legung  von  unterseeischen 
selbsttätigen  Kontaktminen. 

Dieses  Abkommen  füllt  eine  Lücke  im  Völkerrecht  aus, 
die  sich  namentlich  im  russisch-japanischen  Kriege  fühlbar 
gemacht  hat.  Es  versucht,  bei  gebührender  Berücksichtigung 
der  Zwecke  des  Krieges,  die  friedliche  Schiffahrt  vor  den  Ge- 
fahren zu  schützen,  die  ihr  aus  der  Legung  von  Minen  erwachsen. 

Der  Art.  1  kennzeichnet  die  verschiedenen  Arten  von 
Minen,  die  nicht  zur  Verwendung  gelangen  dürfen.  Diese  Be- 
stimmungen verfolgen  vor  allem  den  Zweck,  dem  Uebelstande 
vorzubeugen,  daß  unbeaufsichtigt  auf  dem  Weltmeere  schwim- 
mende Minen  der  Schiffahrt  der  Neutralen  gefährlich  werden. 
Nach  Art.  2  soll  die  Legung  von  Minen  zu  dem  alleinigen 
Zwecke  einer  Unterbindung  der  Handelsschiffahrt  untersagt 
sein ;  gegen  diese  Bestimmung  ist  von  deutscher  Seite  ein  Vor- 
behalt gemacht  worden,  da  der  Kriegführende  nur  einen  anderen 
Zweck  anzugeben  braucht,  um  die  Anwendung  der  Bestimmung 
illusorisch  zu  machen.  Der  Art.  3  verlangt  Vorsichtsmaßregeln 
im  Literesse  der  friedlichen  Schiffahrt,  insbesondere  deren 
rechtzeitige  Benachrichtigung,  während  der  Art.  5  die  Be- 
seitigung der  Minen  nach  Beendigung  des  Krieges  vorschreibt. 
Der  Art.  4  verpflichtet  auch  die  Neutralen,  falls  sie  Minen 
legen,  entsprechende  Regeln  zu  beobachten. 

IX.  Abkommen,  betreffend  die  Beschießung  durch 
Seestreitkräfte  in  Kriegszeiten. 
Die  Behandlung  der  Beschießung  durch  Seestreitkräfte  entsprach 
einem  von  der  Ersten  Friedenskonferenz  ausgedrückten  Wunsche. 

Zeiteohrift  für  intern.  Privat-  u.  Öflfenti.  Recht.    XVII.  27 
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Das  erste  Kapitel  des  vorliegenden  Abkommens  dehnt  im 
Art.  1  Abs.  1  das  Verbot  der  Beschießung  unverteidigter  Plätze, 
das  für  die  Landheere  im  Artikel  25  der  alten  wie  der  neuen 
Landkriegsordnung  ausgesprochen   ist,    auf  die  Seestreitkräfte 
aus.    Wenn   im   Abs.   2    bestimmt   wird,   daß   ein   Platz,  vor 
dessen   Hafen   Minen   gelegt   sind,   nicht   schon  um  deswillen 
beschossen  werden  darf,  so  haben   hiergegen   eine  Reihe  von 
Großmächten,  darunter  auch  Deutschland,  Vorbehalte  gemacht, 
da  sich  schon  das  Legen  von  Minen  als  eine  Verteidigungs- 
maßregel darstellt.    Mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  werden  in  den  Artt.   2,  3  von  dem  Verbote  der 
Beschießung   zwei  Ausnahmen  zugelassen.     Während  nämlich 
das  Landheer  in   der   Lage  ist,   in  den  unverteidigten  Platz 
einzurücken  und  die  aus  militärischen  Gründen  gebotene  Zer- 
störung eines  Gebäudes  oder  einer  Vorrichtung  oder  die  An- 
forderung von  Naturalleistungen  auf  anderem  Wege  als  durch 
Beschießung  durchzusetzen,  wird  einer  Seestreitmacht,   die  an 
der  Landung  verhindert  ist,    zur  Erreichung  solcher  Zwecke 
regelmäßig  nur  die  Beschießung  zur  Verfügung  stehen.     Mit 
Rücksicht  hierauf  bestimmt  Art.  2,  daß  militärische  Anstalten 
und  Einrichtungen  aller  Art,  die  für  die  Bedürfnisse  von  Heer 
oder  Flotte  dienlich  sind,  sowie  die  etwa  im  Hafen  liegenden 
feindlichen  Kriegsschiffe   äußersten  Falles  durch  Geschützfeaer 
zerstört   werden   dürfen.     Femer   darf   nach   Art.  3  zur  Be- 
schießung geschritten  werden,  um  die  Lieferung  von  Lebens- 
mitteln und  Vorräten   für   das   augenblickliche  Bedürfnis   der 
eigenen  Streitmacht  zu  erzwingen;  dagegen  soll  nach  Art.  4 
die  Beschießung  als  Zwangsmittel  zur  Eintreibung  von  Geld- 
auflagen nicht  gestattet  sein. 

Das  zweite  Kapitel  enthält  allgemeine  Vorschriften,  die  bei 
der  Beschießung  verteidigter  wie  unverteidigter  Plätze  durch 
Seestreitkräfte  Anwendung  finden  sollen  und  im  wesentlichen 
den  Artt.  26  bis  28  der  Landkriegsordnung  entsprechen. 

X.  Abkommen,  betreffend  die  Anwendung 
der  Grundsätze  desGenfer  Abkommensfür  den  Seekrieg. 
Das   vorliegende    Abkommen,    das    an   die   Stelle  des  be- 
stehenden Haager  Abkommens  gleichen  Inhalts  treten  soll,  hat 
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dessen  Bestimmungen  mit  dem  neuen  Genfer  Abkommen  vom 
6.  Juli  1906  (RGBl  1907  S.  279)  in  Einklang  gebracht  und 
sie  im  Anschluß  an  dieses .  vervollständigt.  Den  Beratungen 
lag  ein  deutscher  Entwurf  zu  Grunde,  der  im  wesentlichen  zur 
Annahme  gelangt  ist. 

Die  Bestimmungen  des  bestehenden  Haager  Abkommens 
sind  zumeist  unverändert  in  das  neue  Abkommen  übernommen 
worden.  Eine  Aenderung  von  grundsätzlicher  Bedeutung  besteht 
darin,  daß  nach  dem  neuen  Abkommen  die  von  neutralen 
Privatpersonen  und  Gesellschaften  ausgerüsteten  Hospitalschiffe* 
sich  fortan  einem  der  Kriegführenden  anzuschließen  und  dessen 
Leitung  zu  unterstellen  haben,  ebenso  wie  dies  durch  das  neue 
Genfer  Abkommen  im  Landkriege  den  von  neutralen  Gesell- 
schaften ausgerüsteten  Sanitätsformationen  vorgeschrieben  ist. 
Die  Unterstellung  der  neutralen  Hospitalschiffe  unter  die 
Leitung  einer  Kriegspartei  erschien  aus  Gründen  der  militärischen 
Ordnung  geboten ;  sie  kommt  äußerlich  dadurch  zum  Ausdrucke, 
daß  die  Schiffe  gemäß  Art.  5  Abs.  4  am  Hauptmaste  die 
Nationalflagge  dieser  Kriegspartei  zu  hissen  haben.  Eine 
wichtige  Ergänzung  der  alten  Bestimmungen  findet  sich  im 
Art.  5  Abs.  6,  wonach  sich  die  Hospitalschiffe  des  Nachts  als 
solche  kenntlich  zu  machen  haben,  um  den  ihnen  gebührenden 
Schutz  zu  genießen. 

Nach  Art.  12  kann  jedes  Kriegsschiff  einer  Kriegspartei 
die  Herausgabe  der  Verwundeten,  Kranken  oder  Schiffbrüchigen 
verlangen,  die  sich  an  Bord  von  Hospitalschiffen  oder  Kauf- 
fahrteischiffen irgendwelcher  Nationalität  befinden.  Diese  Be- 
stimmung stellt  sich  als  Folgerung  aus  dem  Art.  9  des  alten 
Abkommens  (Art.  14  des  neuen  Abkommens)  dar,  wonach  Ver- 
wundete, Kranke  oder  Schiffbrüchige,  die  in  die  Gewalt  des 
Gegners  fallen,  kriegsgefangen  werden.  Der  Art.  13  regelt 
den  Fall,  daß  ein  neutrales  Kriegsschiff  Verwundete,  Kranke 
oder  Schiffbrüchige  an  Bord  genommen  hat.  Entsprechend  den 
Vorschriften,  die  im  Landkriege  für  den  Uebertritt  einer  Truppe 
auf  neutrales  Gebiet  gelten,  soll  auch  hier  der  Neutrale,  soweit 
es  nach  Lage  der  Umstände  möglich  ist,  dafür  sorgen,  daß 
diese  Personen  nicht  mehr  am  Kriege  teilnehmen  können. 

27* 
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Der  Art.  15  erneuert  die  Bestimmung  des  seinerzeit  weg- 
gefallenen Art.  10  des  alten  Abkommens,  wonach  die  in  einem 
neutralen  Hafen  ausgeschifften  Verwundeten,  Kranken  oder 
Schiffbrüchigen  durch  den  neutralen  Staat  bewacht  werden 
sollten.  Die  Bedenken,  die  damals  von  verschiedenen  Seiten 
gegen  diese  Bestimmung  erhoben  wurden,  sind  jetzt  fallen 
gelassen  worden. 

Die  übrigen  neuen  Bestimmungen  sind  mit  den  durch  die 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  bedingten  Aenderungen  aus 
*dem  neuen  Genfer  Abkommen  entnommen. 

XI.  Abkommen  über  gewisse  Beschränkungen  in  der 
Ausübung  des  Beuterechts  im  Seekrieg. 

Die  Abschaffung  des  Seebeuterechts  hat  auf  der  Konferenz 
wegen  des  Widerstandes  mehrerer  großen  Seemächte  nicht 
durchgesetzt  werden  können.  Dagegen  sind  verschiedene  Be- 
schränkungen dieses  Rechtes  eingeführt  worden,  die  in  dem 
vorliegenden  Abkommen  zusammengefaßt  sind  und  die  Behand- 
lung der  Post  auf  See,  die  Befreiung  gewisser  Fahrzeuge  von 
der  Wegnahme  sowie  die  Behandlung  der  Besatzung  weg- 
genommener feindlicher  Kauffahrteischiffe  betreffen. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Kapitels  über  die  Post 
entsprechen  einem  deutschen  Antrage.  Sie  beruhen  auf  dem 
Gedanken,  daß  die  Vorteile,  die  der  Kriegführende  von  der 
üeberwachung  des  Postverkehrs  seines  Gegners  erwarten  kann, 
zu  den  damit  verbundenen  Belästigungen  des  friedlichen  Ver- 
kehrs in  keinem  Verhältnisse  stehen.  Die  Briefpostsendungen 
sollen  deshalb  auf  See  unverletzlich  sein  ohne  Unterschied,  ob 
sie  auf  neutralen  oder  feindlichen  Schiffen  befördert  werden, 
ob  sie  amtlicher  oder  privater  Natur  sind  und  ob  es  sich  um 
Briefschaften  von  Neutralen  oder  von  Kriegführenden  handelt 
Auch  soll,  falls  das  die  Post  befördernde  Schiff  aus  Gründen 
des  Seekriegsrechts  beschlagnahmt  wird,  die  Post  selbst  unver- 
züglich weiterbefördert  werden.  Abgesehen  von  der  ün ver- 
letzlichkeit der  Post  unterliegen  die  Postdampfer  den  für 
Kauffahrteischiffe  im  allgemeinen  geltenden  Vorschriften.  Nur 
erhalten  neutrale  Postdampfer  insofern  eine  bevorzugte  Stellung, 
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als  ihre  Durchsuchung  durch  die  Ejreuzer  der  Kriegführenden 
nur  in  dringenden  Fällen  und  alsdann  mit  möglichster  Schonung 
und  Beschleunigung  vorgenommen  werden  soll. 

Das  zweite  Kapitel  bestimmt,  entsprechend  einem  bisher 
regelmäßig  geübten  Brauche,  daß  Fahrzeuge,  die  ausschließlich 
der  Küstenfischerei  dienen,  dem  Seebeuterechte  nicht  unterliegen ; 
dieser  Schutz  ist  auf  Fahrzeuge,  die  ausschließlich  für  die 
kleine  LokalschifFahrt  bestimmt  sind,  ausgedehnt  worden.  Die 
Begünstigung  kommt  in  Wegfall,  sobald  sich  die  Fahrzeuge  in 
irgend  einer  Weise  an  den  Feindseligkeiten  beteiligen.  Endlich 
sollen  auch  Schiffe,  die  mit  religiösen,  wissenschaftlichen  oder 
menschenfreundlichen  Aufgaben  betraut  sind,  vom  Seebeuterechte 
nicht  ergriffen  werden. 

Das  dritte  Kapitel  schreibt  vor,  daß  bei  Wegnahme  feind- 
licher Kauffahrteischiffe,  die  nicht  an  den  Feindseligkeiten  teil- 
genommen haben,  die  unter  der  Besatzung  befindlichen  neutralen 
Staatsangehörigen  frei  zu  lassen  sind,  und  zwar  die  Mannschaften 
ohne  weiteres,  der  Kapitän  und  die  Offiziere  gegen  das  schrift- 
liche Versprechen,  während  der  Dauer  des  Krieges  auf  keinem 
feindlichen  Schiffe  Dienste  zu  nehmen.  Die  feindlichen  Staats- 
angehörigen, und  zwar  Kapitän,  Offiziere  und  Mannschaften, 
sind  entlassen,  wenn  sie  das  schriftliche  Versprechen  abgeben, 
während  der  Dauer  des  Krieges  keinen  Dienst  zu  übernehmen, 
der  mit  den  Kriegsuntemehmungen  im  Zusammenhange  steht. 
Die  Namen  der  durch  solche  Versprechen  gebundenen  Personen 
werden  von  dem  Nehmestaate  der  Gegenpartei  mitgeteilt,  die 
ihrerseits  verpflichtet  ist,  sie  wissentlich  nicht  in  ihrem  Dienste 
zu  verwenden.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  neu,  da 
nach  geltendem  Völkerrechte  die  Besatzung  weggenommener 
Schiffe  der  Gefangennahme  unterliegt;  sie  stellen  sich  als  ein 
wertvoller  Fortschritt  im  Sinne  einer  humaneren  Kriegführung  dar. 

Xn,  Abkommen  über  die  Errichtung  eines 
Internationalen  Prisenhofs. 

Dieses  Abkommen  gehört  zu  den  wichtigsten  Vereinbarungen, 
die  auf  der  Konferenz  zustande  gekommen  sind.  Es  beruht 
auf   zwei   von   der  Deutschen   und  der  Britischen  Delegation 
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vorgelegten  Entwürfen,  die  unter  Beteiligung  der  Delegationen 
Frankreichs  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  einem 
gemeinsamen  Entwürfe  dieser  vier  Delegationen  verschmolzen 
worden  sind. 

Die  Errichtung  eines  internationalen  Prisenhofs  entspricht 
einem  Gedanken,  der  schon  seit  Jahrzehnten  die  Völkerrechts- 
literatur und  die  öffentliche  Meinung  beschäftigt  hat.  Diesen 
Gedanken  verwirklicht  das  vorliegende  Abkommen,  indem  es 
einen  ständigen  Gerichtshof-  im  Haag  schafft,  dem  die  Prisen- 
gerichtsbarkeit aller  Länder  in  letzter  Instanz  anvertraut  werden 
soll.  Eine  solche  Einrichtung  bedeutet  einen  wichtigen  Fort- 
schritt nach  doppelter  Richtung.  Einmal  sichert  sie  im  Falle 
eines  Seekriegs  die  großen,  mit  der  Schiffahrt  verbundenen 
Privatinteressen  gegen  unberechtigte  Beeinträchtigung  durch  die 
Kriegführenden ;  denn  sie  gewährleistet  eine  unparteiische  Recht- 
sprechung, während  die  nationalen  Prisengerichte,  die  über  die 
Rechtmäßigkeit  der  von  ihrer  eigenen  Staatsgewalt  bewirkten 
Wegnahmen  zu  urteilen  haben,  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
in  eigener  Sache  Recht  sprechen  und  somit  nicht  als  völlig 
unbefangen  gelten  können.  Sodann  beseitigt  sie  eine  Reihe 
völkerrechtlicher  Streitigkeiten,  die  aus  Anlaß  eines  Seekriegs 
zwischen  Neutralen  und  Kriegführenden  über  die  Ausübung  de^ 
Wegnahmerechts  auszubrechen  pflegen  und  bisher  vielfach  keine 
befriedigende  Erledigung  fanden,  während  sie  künftig  im  Wege 
eines  geordneten  internationalen  Verfahrens  zum  Austrage 
kommen.  Da  derartige  Streitigkeiten  häufig  einen  schwer- 
wiegenden Charakter  annehmen  und  selbst  die  Erhaltung  des 
Friedens  zu  gefährden  vermögen,  hat  die  Konferenz  mit  der 
•Errichtung  des  Internationalen  Prisenhofs  ein  bedeutsames 
Friedenswerk  geleistet. 

Das  Abkommen  enthält  im  ersten  Titel  allgemeine  Be- 
stimmungen, ordnet  im  zweiten  die  Verfassung  des  Prisenhofs, 
im  dritten  das  Verfahren  und  trifft  im  vierten  Schlußbestini- 
mungen. 

Unter  den  allgemeinen  Bestimmungen  finden  sich  zunächst 
in  den  Artt.  1,  2  einige  Vorschriften  über  die  Ausübung  der 
nationalen  Prisengerichtsbarkeit,  die  insbesondere  den  Völker- 
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rechtlich  bestehenden  Satz  wiedergeben,  daß  über  jede  neutrale 
oder  feindliche  Prise  ein  Urteil  ergehen  muß.  Der  Art.  3  regelt 
die  Zuständigkeit  des  Internationalen  Prisenhofs,  und  zwar  in 
der  Weise,  daß  dem  Rekurs  an  diesen  Gerichtshof  die  nationalen 
Entscheidungen  über  neutrale  Prisen  stets,  über  feindliche  in 
bestimmten  Fällen  unterliegen ;  der  weitergehende  deutsche  An- 
trag, wonach  auch  die  feindlichen  Prisen  der  internationalen 
Gerichtsbarkeit  stets  unterstellt  werden  soUten,  ist  nicht  zur 
Annahme  gelangt.  In  den  Artt.  4,  5  wird  die  Partei-  und 
Prozeßfähigkeit  der  Beteiligten  behandelt.  Dabei  ist  auf  deutschen 
Antrag  der  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  auch  die  betroffenen 
Privatpersonen  zur  Einlegung  des  Rekurses  berechtigt  sind.  Der 
Art.  6  enthält  die  wichtige  Bestimmung,  daß  das  nationale 
Prisenverfahren  höchstens  zwei  Instanzen  haben  darf  und  jeden- 
falls in  zwei  Jahren  beendet  sein  muß;  ein  deutscher  Antrag, 
der  dieses  Verfahren  auf  eine  Instanz  beschränken  wollte,  ist 
nicht  angenommen  worden.  Vorschriften  über  das  von  dem 
Prisenhof  anzuwendende  Recht  sind  im  Art.  7  gegeben ;  danach 
entscheiden  in  erster  Linie  die  internationalen  Verträge,  in 
zweiter  Linie  die  allgemein  anerkannten  Regeln  des  Völker- 
rechts und  in  dritter  Linie  die  allgemeinen  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  und  der  Billigkeit.  Dem  Prisenhof  ist  hierdurch 
die  weittragende  Befugnis  erwachsen,  durch  seine  Rechtsprechung 
das  Prisenrecht  und  damit  einen  erheblichen  Teil  des  Seekriegs- 
rechts nach  humanen  Grundsätzen  weiterzuentwickeln.  Der 
Art.  8  regelt  die  Wirkungen  der  Sprüche  des  Prisenhofs,  die 
von  den  Vertragsmächten  gemäß  Art.  9  nach  Treu  und  Glauben 
auszuführen  sind. 

Was  die  Verfassung  des  Internationalen  Prisenhofs  betrifft, 
so  ist  diesem  der  Charakter  einer  ständigen  Einrichtung  gegeben, 
so  daß  er  im  Falle  eines  Seekriegs  ohne  weiteres  in  Tätigkeit 
treten  kann.  Er  soll  aus  Richtern  und  Hilfsrichtern  von  an- 
erkannter Sachkunde  in  Fragen  des  internationalen  Seerechts 
bestehen,  die  von  den  Vertrag«mächten  für  einen  Zeitraum  von 
sechs  Jahren  ernannt  werden  (Artt.  10,  11),  im  Range  einander 
gleich  sind  (Art.  12)  und  während  der  Ausübung  ihres  Amtes 
ebenso  wie  die  Mitglieder  des  Ständigen  Schiedshofs  die  diplo- 
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matischen  Vorrechte  genießen  (Art.  13).    Da  eine  Besetzung  des 
Gerichtshofs  mit  sämtlichen  Richtern  eine  praktische  Betätigung 
unmöglich  machen  würde,  ist  die  Zahl  der  in  Tätigkeit  tretenden 
Richter  auf  fünfzehn  beschränkt  worden  (Art.  14),  deren  Aus- 
wahl in  der  Weise  erfolgt,  daß  die  Richter  der  acht  größten 
Handels-  und  Seemächte   ständig,    die    der   übrigen  Vertrags- 
mächte in  bestimmter  wechselnder  Reihenfolge  zu  einem  Sitze 
berufen  sind  (Art.  15).    Dabei  ist  jedoch  aus  Billigkeitsrück- 
sichten dafür  Sorge  getragen,  daß  die  kriegführenden  Mächte 
im  Prisenhofe  stets  vertreten    sind  (Art.  16).     Auf  deutschen 
Antrag  bestimmt  der  Art.  18,  daß  die  beteiligten  Mächte  höhere 
Marineoffiziere  als  Beisitzer  mit  beratender  Stimme  bestellen 
können,  da  deren  Erfahrung  für  eine  sachgemäße  Entscheidung 
erforderlich    erschien.     Die    übrigen   Bestimmungen   über   die 
Verfassung  des  Prisenhofs  betreffen  die  Wahl  des  Präsidenten 
(Art.  19),  die  den  Richtern  zukommenden  Gebühmisse,  die  auf 
Reisekosten  und  Tagegelder  beschränkt  sind  (Art.  20),  den  Sitz 
des  Prisenhofs  (Art.  21),  seine  Beziehungen  zu  dem  Verwaltungs- 
rat und  dem  Internationalen  Bureau  des  Ständigen  Schiedshofs 
(Artt.  22,  23),  die  in  dem  Verfahren  anzuwendenden  Sprachen 
(Art.  24),  die  Vertretung  der  als  Parteien  beteiligten  Mächte 
und  Privatpersonen  (Art.  25,  26)  sowie  die  Rechtshilfe  (Art.  27j. 
Die  Vorschriften  über  das  Verfahren  vor  dem  Internationalen 
Prisenhofe  sind  im  wesentlichen  dem  deutschen  Entwurf  ent- 
nommen.   Die  Einlegung  des  Rekurses,  die  entweder  bei  dem 
erkennenden  nationalen  Gericht  oder  bei  dem  Internationalen 
Bureau  des  Ständigen  Schiedshofs   erfolgen  kann,   ist  in  den 
Artt.  28  bis  33  geordnet,  und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  der 
Zugang  zu  dem  Prisenhofe  .tunlichst   erleichtert  werden   soll. 
Das  weitere  Verfahren  zerfällt,  ebenso  wie  das  vor  dem  Stän- 
digen Schiedshof,   in  ein  schriftliches  Vorverfahren   und  eine 
mündliche  Verhandlung  (Art.  34).    Auch  sonst  finden  auf  das 
Verfahren  vielfach  ähnliche  Bestimmungen  Anwendung  wie  die 
für  den  Ständigen  Schiedshof  erlassenen.    Das  Bestreben  bei 
Regelung  des  Verfahrens  ging  dahin,  dem  Prisenhofe  möglichste 
Bewegungsfreiheit  zu  lassen  (Art.  35)  und  ihn  insbesondere  in 
der  Beweiswürdigung  in  keiner  Weise  zu  beschränken  (Art.  42). 
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Für  die  Kosten  des  Prisenhofs  haben  die  Vertragsmächte  auf- 
zukommen; doch  werden  zu  diesen  Kosten  auch  die  Parteien 
herangezogen,  so  daß  den  als  solche  nicht  beteiligten  Mächten 
Aufwendungen  kaum  erwachsen  werden  (Artt.  46,  47).  Mit 
Eücksicht  auf  die  Schwierigkeiten,  die  durch  die  Abwesenheit 
der  Mitglieder  des  Gerichtshofs  von  dessen  Sitze  entstehen,  ist 
mit  der  Wahrnehmung  einzelner  prozeßleitender  Verfügungen 
eine  Delegation  von  drei  Mitgliedern  betraut  (Art.  48).  Endlich 
ist  dem  Prisenhof  in  den  Artt.  49,  50  die  Befugnis  eingeräumt 
worden,  seine  Geschäftsordnung  selbst  festzustellen  und  Vor- 
schläge wegen  Abänderung  der  Bestimmungen  über  das  Ver- 
fahren zu  machen. 

Xni.  Abkommen,  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Neutralen  im  Falle  eines  Seekriegs. 

Dieses  Abkommen  regelt  die  Rechtsstellung  der  neutralen 
Staaten  für  den  Seekrieg  und  bildet  insofern  eine  Ergänzung 
zu  dem  Abkommen,  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten  der 
neutralen  Mächte  und  Personen  im  Falle  eines  Landkriegs.  Der 
Stoff  ist  in  der  Weise  gegliedert,  daß  in  den  ersten  fünf  Artikeln 
das  Verhalten  der  Kriegführenden  in  neutralen  Häfen  und  Ge- 
wässern geordnet  wird,  während  die  Artt.  6 — 25  das  Verhalten 
der  neutralen  Staaten  gegenüber  den  Kriegführenden  behandeln 
und  die  Artt.  26—33  allgemeine  Vorschriften  und  Schluß- 
bestimmungen enthalten. 

Was  zunächst  das  Verhalten  der  Kriegführenden  in  neu- 
tralen Häfen  und  Gewässern  betrifft,  so  stellt  der  Art.  1  die 
allgemeine  Regel  auf,  daß  die  Kriegführenden  die  Hoheitsrechte 
der  neutralen  Staaten  zu  achten  und  sich  jeder  Handlung  zu 
enthalten  haben,  deren  Duldung  seitens  dieser  Staaten  eine  Ver- 
letzung ihrer  Neutralität  bedeuten  würde.  In  Anwendung  dieses 
Grundsatzes  ist  untersagt  die  Begehung  irgendwelcher  Feind- 
seligkeiten in  neutralen  Gewässern,  insbesondere  die  Ausübung 
des  Wegnahme-  und  des  Durchsuchungsrechts  (Artt.  2,  3)  und  die 
Bildung  von  Prisengerichten  im  neutralen  Holieitsbereich  (Art.  4) ; 
ebensowenig  dürfen  Kriegführende  neutrale  Häfen  oder  Gewässer 
als  Stützpunkte  für  Kriegsunternehmungen  benutzen  (Art.  5). 
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Die  Pflichten  der  Neutralen  gegenüber  den  Kriegführenden 
beziehen  sich  auf  den  Handel  mit  Kriegskonterbande,  auf  die 
Behandlung  von  Kriegsschiffen  der  Kriegführenden  während 
ihres  Aufenthalts  im  neutralen  Hoheitsbereiche  sowie  auf  die 
Zulassung  von  Prisen  in  neutralen  Häfen. 

In  Ansehung  der  Kriegskonterbande  bestimmen  die  Artt. 
6—8,  daß  der  neutrale  Staat  Kriegschiffe,  Munition  oder  son- 
stiges Kriegsmaterial  einem  Kriegführenden  nicht  liefern  darf, 
auch  in  seinem  Hoheitsbereiche  die  Ausrüstung  oder  Bewaffnung 
von  Schiffen  für  die  Kriegführenden  sowie  das  Auslaufen  der 
dort  zu  Kriegszwecken  hergerichteten  Schiffe  verhindern  muß; 
dagegen  ist  er  im  übrigen  nicht  verpflichtet,  seinen  Angehörigen 
den  Handel  mit  Kriegskonterbande  zu  untersagen. 

Die  Regeln  für  den  Aufenthalt  von  Kriegsschiffen  der  Krieg- 
führenden in  neutralen  Häfen  und  Gewässern  sind  in  den  Artt. 
9 — 20  enthalten.  Aus  dem  Wesen  der  Neutralität  folgt  zunächst 
der  im  Art.  9  aufgestellte  Satz,  daß  alle  für  einen  solchen 
Aufenthalt  von  einer  neutralen  Macht' getroffenen  Anordnungen 
auf  beide  Kriegführende  gleichmäßig  anzuwenden  sind.  Nach 
Art.  10  stellt  sich  die  bloße  Durchfahrt  durch  neutrale  Grewässer 
nicht  als  eine  Beeinträchtigung  der  Neutralität  dar.  Auch  soll 
es  nach  Art.  11  einer  neutralen  Macht  freistehen,  den  Krieg- 
führenden die  Benutzung  der  von  ihr  bestallten  Lotsen  zu  ge- 
statten; da  diese  Bestimmung  indes  unter  Umständen  zu  einer 
tatsächlichen  Neutralitätsverletzung  führen  kann,  erscheint  hier 
ein  Vorbehalt  angezeigt.  Die  Dauer  des  Aufenthalts  der  Kriegs- 
schiffe in  neutralen  Häfen  und  Gewässern  ist  im  allgemeinen 
in  den  Artt.  12,  13  geordnet,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  an 
sich  jede  Macht  für  ihre  Häfen  und  Gewässer  in  der  Regelung 
dieses  Gegenstandes  freie  Hand  hat,  daß  aber  in  Ermangelung 
derartiger  Vorschriften  der  Aufenthalt  der  Schiffe  nicht  über 
24  Stunden  ausgedehnt  werden  darf.  Diese  wenn  auch  nur 
aushilfsweise  aufgestellte  sogenannte  24-Stunden-Regel  entspricht 
nicht  der  bisherigen  Uebung  des  europäischen  Kontinents  und 
erscheint  in  solcher  Allgemeinheit  sachlich  nicht  hinreichend 
begründet;  die  Deutsche  Delegation  hat  daher  gegen  die  er- 
wähnten Artikel  einen  Vorbehalt  gemacht.    Ein  längerer  Aufent- 
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halt  als  der  dort  vorgesehene  kann  den  Kriegsschiffen  gestattet 
werden  wegen  Beschädigungen  des  Schiffes  oder  wegen  un- 
günstiger See  (Art.  14),  wegen  des  Zusammentreffens  von  Kriegs- 
schiffen beider  Kriegsparteien  (Art.  16)  sowie  wegen  der  Ein- 
nahme von  Lebensmitteln  und  Peuerungsmaterial  (Art.  19). 
Schiffsschäden  dürfen  nur  zur  Herstellung  der  Seefähigkeit, 
nicht  aber  zur  Vermehrung  der  Gefechtsstärke  ausgebessert 
werden  (Art.  17).  Ebensowenig  darf  die  Gefechtsstärke  durch 
Erneuerung  der  militärischen  Vorräte  oder  der  Armierung  sowie 
durch  Ergänzung  der  Besatzung  vergrößert  werden  (Art.  18); 
dagegen  ist  die  Einnahme  von  Lebensmitteln  und  Feuerungs- 
material in  den  Grenzen  des  Art.  19  gestattet.  Die  Regel  des 
Art.  20,  welche  die  wiederholte  Erneuerung  des  Feuerungs- 
materials in  einem  Hafen  derselben  Macht  erst  nach  drei  Monaten 
gestattet,  ist  weder  im  geltenden  Rechte  noch  in  den  tatsäch- 
lichen Verhältnissen  begründet;  von  der  Deutschen  Delegation 
ist  daher  hiergegen  ein  Vorbehalt  gemacht  worden. 

Vorschriften  über  die  Einbringung  von  Prisen  in  neutrale 
Häfen  finden  sich  in  den  Artt.  21 — 23.  Die  Regel  ist,  daß 
eine  Prise  nur  wegen  Seeuntüchtigkeit,  wegen  ungünstiger  See 
sowie  wegen  Mangels  an  Feuerungsmaterial  und  Vorräten  ein- 
gebracht werden  darf.  Um  indes  die  Zerstörung  von  Prisen 
möglichst  zu  verhüten,  kann  außerdem  die  Zulassung  von  Prisen 
zum  Zwecke  der  Verwahrung  bis  zum  Urteile  des  nationalen 
Prisengerichts  gestattet  werden. 

Die  Ueberschreitung  der  in  den  neutralen  Häfen  gestatteten 
Aufenthaltsdauer  hat  nach  Art.  24  die  Entwaffnung  des  Schiffes 
und  die  Festhaltung  der  Besatzung  zur  Folge.  Der  Art.  25 
endlich  verpflichtet  die  neutralen  Mächte,  jede  Verletzung  der 
vereinbarten  Bestimmungen  durch  gehörige  Ueberwachung  nach 
Möglichkeit  zu  verhindern. 

Das  vorliegende  Abkommen  hat,  soweit  es  nicht  zu  den 
erwähnten  Vorbehalten  Anlaß  gibt,  für  eine  Reihe  bisher  zweifel- 
hafter Fragen  Lösungen  gefunden,  die  einen  billigen  Ausgleich 
zwischen  den  Interessen  der  Neutralen  und  der  Kriegführenden 
darstellen.  Diese  Lösungen  sind  geeignet,  schwerwiegenden 
Streitigkeiten  vorzubeugen,  die  sich  erfahrungsgemäß  aus  solchen 
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Fragen  in  jedem  Seekrieg  ergeben;  sie  sind  daher  als  Fort- 
schritt in  der  Entwickelung  des  Völkerrechts  zu  begrüßen. 

XIV.  Erklärung,  betreffend  das  Verbot  des  Werfens 
von  Geschossen  und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen. 

Durch  diese  Erklärung  wird  die  auf  der  Ersten  Friedens- 
konferenz vereinbarte  und  inzwischen  abgelaufene  Erklärung 
über  denselben  Gegenstand  erneuert.  Die  neue  Vereinbarung 
deckt  sich  fast  wörtlich  mit  der  früheren.  Der  einzige  Unter- 
schied besteht  darin,  daß  die  frühere  Vereinbarung  für  einen 
Zeitraum  von  fünf  Jahren  geschlossen  war,  während  die  neue 
bis  zum  Schlüsse  der  Dritten  Friedenskonferenz  gelten  soll. 

Deutschland  hatte  der  Vereinbarung  auf  der  Konferenz 
unter  der  Bedingung  zugestimmt,  daß  alle  großen  Militärmächte 
denselben  Standpunkt  einnehmen  würden.  Da  verschiedene 
dieser  Mächte  die  Erneuerung  abgelehnt  haben,  wird  auch 
Deutschland  ihr  nicht  beitreten  können. 

Die  vorstehend  aufgeführten  Vereinbarungen  sind  am  Schlüsse 
der  Konferenz  mit  dem  Datum  des  18.  Oktober  1907  von  den 
Vertretern  der  Mehrzahl  der  Mächte  unterzeichnet  worden.  Die 
deutschen  Bevollmächtigten  haben  namentlich  mit  Rücksicht 
darauf,  daß  die  Bevollmächtigten  anderer  Großmächte  die  Ver- 
einbarungen nicht  sofort  unterzeichneten,  von  deren  alsbaldigen 
Zeichnung  gleichfalls  abgesehen.  Deutschland  ist  aber  durchaus 
geneigt,  die  sämtlichen  Vereinbarungen  mit  Ausnahme  der  Er- 
klärung über  die  Luftschiffe  demnächst  zu  unterzeichnen,  wobei 
nur  die  wenigen  oben  erwähnten  Vorbehalte  zu  machen  sein 
werden.  Nach  den  Bestimmungen  der  Schlußakte  wird  diese 
Zeichnung  so  angesehen,  als  ob  sie  am  Tage  des  Schlusses  der 
Konferenz  erfolgt  wäre. 

Die  Konferenz  hat  endlich  in  der  Schlußakte  den  Mächten 
empfohlen,  nach  Ablauf  eines  Zeitraums,  der  etwa  dem  seit 
der  vorigen  Konferenz  verstrichenen  entspricht,  eine  dritte 
Friedenskonferenz  zu  veranstalten.  Deutschland  wird,  soweit 
sich  zur  Zeit  übersehen  läßt,  gern  bereit  sein,  dieser  Anregung 
Folge  zu  geben. 
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B.  Das  rassische  Programm.^) 

1.  Am^liorations  k  apporter  anx  dispositions  de  la  Convention  relative 
an  r^glement  pacifique  des  conflits  internationanx  en  ce  qoi  regarde  la  Conr 
d'arbitrage  et  les  Gommissions  internationales  d'enqaCte. 

2.  Compl^ments  k  apporter  anx  dispositions  de  la  Convention  de  1899 
relative  aux  lois  et  contnmes  de  la  gnerre  snr  terre,  entre  autres  concernant 
Fonvertnre  des  hostilit^s,  les  droits  des  nentres  sor  terre,  etc.  .  .  D^clara- 
tions  de  1899.   L'une  d 'entre  elles  ^tant  p^rim^e,  qaestion  de  son  renonvellement. 

3.  Elaboration  d*nne  Convention  relative  anx  lois  et  nsages  de  la  guerre 
maritime,  concernant: 

les  Operations  speciales  de  la  guerre  maritime  telles  que  le  bombardement 
des  ports,  villes  et  villages  par  nne  force  navale,  pose  de  torpilles  etc.  .  . 

la  transformation  des  bätiments  de  commerce  en  bätiments  de  guerre, 

la  propriäte  priv6e  des  bellig^rants  sur  mer, 

le  dölai  de  faveur  h  accorder  aux  bätiments  de  commerce  pour  quitter 
les  ports  neutres  ou  ceux  de  Tennemi  apr6s  Touverture  des  hostilit^s, 

les  droits  et  devoirs  des  neutres  sur  mer,  entre  autres  questions  de  la 
contrebande,  regime  anquel  seraient  soumis  les  bÄtiments  des  bellig^rants 
dans  les  ports  neutres,  destruction  pour  force  majeure  des  bätiments  de 
commerce  neutres  arrßt^s  comme  prises. 

Dans  ladite  Convention  ä.  ^laborer  seraient  introduites  les  dispositions 
relatives  k  la  guerre  sur  terre  qui  seraient  applicables  ägalement  k  la  guerre 
maritime. 

4.  Compl^ments  k  apporter  k  la  Convention  de  1899  pour  Tadaptation 
k  la  guerre  maritime  des  principes  de  la  Convention  de  Gen^ve  de  1864. 


G.   Die  Schlofiakte.^ 

La  Deuxi^me  Conference  Internationale  de  la  Paix,  propos^e  d'abord 
par  Monsieur  le  President  des  £tats-ünis  d'Amörique,  ayant  ete,  sur 
rinvitation  de  Sa  Majeste  TEmpereur  de  Toutes  les  Kussies,  convoqu^e  par 
Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas,  s'est  röunie  le  15  juln  1907  k  La  Haye, 
dans  la  Salle  des  Chevaliers,  avec  la  mission  de  donner  un  d^veloppement 
nouveau  aux  principes  humanitaires  qui  ont  servi  de  base  k  l'oeuvre  de  la 
Premiere  Conference  de  1899. 

Les  Puissances,  dont  TCnumeration  suit,  ont  pris  part  k  la  Conference, 
pour  laquelle  Elles  avaient  designe  les  Delegu^s  nomm^s  ci-apr^s: 


1)  Siehe  oben  S.  389. 

2)  Siehe  oben  S.  390. 
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L*Allemagne: 

Son  Exe.  le  Baron  Marschall  de  Bieber stein,  Ministre  d'j^tat,  Ambas^ 
sadenr  Imperial  k  Constantinople,  Premier  D^Mga6  Pl^nipotentiaire; 

M.  Kriege,  Envoyä  Imperial  en  Mission  extraordinaire  k  la  präsente 
Conference,  Conseiller  Intime  de  L^gation  et  Jurisconsulte  au  Departement 
des  Affaires  ^trang^res,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  Second 
Delegat  Pienipotentiaire ; 

M.  le  Contre-Amiral  Siegel,  Attache  Naval  k  TAmbassade  Imperiale 
k  Paris,  Deiegne  de  la  Marine; 

M.  le  Major-General  d^  Cründell,  Quartier-Maltre  Snperienr  du  Grand 
ßtat-major  de  l'Armee  Royale  de  Prasse,  Deiegue  militaire; 

M.  Zorn,  Professeur  k  la  Faculte  de  Droit  de  rüniversite  de  Bonn. 
Conseiller  Intime  de  Jnstice,  Membre  de  la  Chambre  des  Seigneors  de  Prasse 
et  Syndic  de  la  Conronne,  Deiegae  scientifiqne; 

M.  Göppert,  Conseiller  de  Legation  et  Conseiller  adjoint  an  Departe- 
ment des  Affaires  l^trangöres,  Deiegae  adjoint; 

M.  Retzmann,  Capitaine-Lieatenant  de  Tl^tat-major  general  de  la 
Marine,  Deiegae  adjoint  de  la  Marine. 

Les  ]^tat8-Unis  d'Amerique: 

Son  Exe.  M.  Joseph  H.  Choate,  ancien  Ambassadeur  k  Londres,  Ambas- 
sadeur extraordinaire,  Deiegue  Plenipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Horace  Porter,  ancien  Ambassadeur  k  Paris,  Ambassadeur 
extraordinaire,  Deiegue  Plenipotentiaire; 

Son  Exe.  M.  üriah  M,  Rose,  Ambassadeur  extraordinaire,  Delegat 
Plenipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  David  Jayne  Hill,  ancien  Sous-Secretaire  d'^tat  dea 
Affaires  l^trangeres,  Envoye  extraordinaire  et  Ministre  plenipotentiaire  k  La 
Haye,  Deiegue  Plenipotentiaire; 

M.  le  Contre-Amiral  Charles  S.  Sperry,  ancien  President  de  l'^le 
de  Guerre  maritime,  Ministre  plenipotentiaire,  Deiegue  Plenipotentiaire; 

M.  le  General  de  Brigade  George  B.  Davis,  Chef  de  la  Justice  militaire 
de  r Armee  des  !^tats-ünis,  Ministre  plenipotentiaire,  Deiegue  Plenipotentiaire; 

M.  William  L  Buchanan,  ancien  Ministre  k  Buenos-Ayres,  anden 
Ministre  au  Panama,  Ministre  plenipotentiaire,  Deiegue  Plenipotentiaire; 

M.  James  Brown  Scott,  Jurisconsulte  du  Departement  d'fitat  des 
Affaires  iSltrangeres,  Deiegue  technique; 

M.  Charles  Henry  Butler,  Rapporteur  de  la  Cour  Supröme,  Deiegue 
technique. 

La  Republique  Argentine: 

Son  Exe.  M.  Roque  Saenz  Pena,  ancien  Ministre  des  Affaires  !ßtran- 
geres,  Envoye  extraordinaire  et  Ministre  plenipotentiaire  k  Rome,  Membre 
de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  Deiegue  Plenipotentiaire; 

Son  Exe.  M.  Luis  M.  Drago,  ancien  Ministre  des  Affaires  j^trang^res^ 
Depute,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  Deiegue  Plenipotentiaire; 
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Son  Exe.  M.  Carlos  Eodrigueg  Larreia,  ancien  Ministre  des  Affaires 
^trang^res,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  DÜ6ga6  P16ni- 
potentiaire; 

M.  le  G^n^ral  Francisco  Beynolds,  Attache  militaire  k  Berlin,  D^14ga6 
techniqne ; 

M.  le  Capitaine  de  yaissean  Juan  A.  Martin,  ancien  Ministre  de  la 
Marine,  Attache  nayal  ä,  Londres,  IMl6ga6  techniqne. 
L*  An  triebe- Ho  ngrie: 
Son  Ezc.  M.  Gaetan  Mirey  de  Kapos-Mere,  Conseiller  intime  de  Sa 
Majest^   Imperiale .  et  Royale  Apostoliqae,    Ambassadeur  extraordinaire   et 
pl^nipotentiaire,  Premier  D416ga6  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  le  Baron  Charles  de  Macchio,  Enyoyä  extraordinaire  et 
Ministre  pl^nipotentiaire  k  Äthanes,  Second  D^l^guä  Plönipotentiaire ; 

M.  Henri  Lammasch,  Professenr  k  rUniversit^  de  Yienne,  Conseiller 
anliqae,  Membre  de  la  Chambre  des  Seigneors  da  Reichsrath  antrichien, 
Membre  de  la  Conr  permanente  d'Arbitrage,  D616gn6  scientifiqne; 
M.  Antoine  Haus,  CoHtre-Amiral,  D^16gn6  naval; 
M.  le  Baron  Wladimir  Oiesl  de  Qieslingen,  Major-G6n6ral,  Plöni- 
potentiaire  militaire  k  TAmbassade  Imperiale  et  Royale  k  Gonstantinople  et 
&  la  L^ation  Imperiale  et  Royale  k  Äthanes,  D6l4gn6  militaire; 

M.  le  Chevalier  Othon  de  Weil,  Conseiller  aoliqae  et  ministöriel  an 
Ministöre  de  la  Maison  Imperiale  et  Royale  et  des  Affaires  ^^trangöres, 
D61^ga4 ; 

M.  Jules  Szilassy  de  Szilas  et  Pilis,  Conseiller  de  L^gation,  D614ga6  ; 
M.  Emile  Konek  de  Nortoall,  Lieutenant  de  Vaisseau  du   premiöre 
classe,  D^l^gu^  adjoint. 

La  Belgique: 
Son  Exe.  M.  A.  Beernaert,  Ministre  d'^tat,  Membre  de  la  Chambre  des 
Repr^sentants,  Membre  de  Tlnstitut  de  France  et  des  Acad^mies  Royales  de 
Belgique  et  de  Ronmanie,  Membre  d'honneur  de  Tlnstitut  de  Droit  inter- 
national, Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  D6l6gu^  Plänipotentiaire ; 
Son  Exe.  M.  J.  Van  den  Heuvel,  Ministre  d'J^tat,  ancien  Ministre  de 
la  Justice,  D^l6gu6  P16nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  le  Baron  Guillaume,  Envoyd  extraordinaire  et  Ministre 
pl^nipotentiaire  k  La  Haye,  Membre  de  FAcadämie  Royale  de  Roumanie, 
D6l6gu^  Pl6nipotentiaire. 

La  Bolivie: 
Son  Exe.  M.  Claudio  Pinilla,  Ministre  des  Affaires  j^trangdres,  Membre 
de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  D^l(^ga6  PMnipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Fernando  E.  Guachalla,  Ministre  plönipotentiaire  k 
Londres,  D6l6gu6  Pl^nipotentiaire. 

Le  Br6sil: 
Son  Exe.  M.  Ruy  Barhosa,  Ambassadeur  extraordinaire  et  pI6nipoten- 
tiaire,  Vice-Prösident  du  S<5nat,  Membre  de  la  Cour  permanente  d' Arbitrage, 
D6l6gu6  Plänipotentiaire ; 
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Son  Exe.  M.  Eduardo  F.  S.  Dos  Santos  Lisböa,  envoy^  extraordinaire 
et  Ministre  plönipotentiaire  k  La  Haye,  D61ägn6  Plönipotentiaire ; 

M.  le  Colonel  Roberto  Trompotcsky  Leitäo  de  Alnieiday  Attache 
militaire  &  La  Haye,  D^l^gn^  techniqne; 

M.  le  Capitaine  de  Fr^gate  Tancredo  Burlamaqui  de  Moura, 
D6l6gn6  technique. 

La  Balgarie: 

M.  le  G6n6ral-Major  de  T^tat-Major  Vrban  Vinaroff,  G6n^ral  ä  la 
Saite,  Premier  D^l^guä  P16nipotentiaire ; 

M.  Ivan  Karandjouloffy  Procareur  Gän^ral  de  la  Goar  de  Cassation, 
Second  Däläga^  Pl6nipotentiaire ; 

M.  le  Capitaine  de  Fr^gate  S,  Limiirieff,  Chef  de  T^tat-Major  de  la 
Flottille  Bulgare,  Däl^gu^. 

Le  Chili: 

Son  Exe.  M.  Domingo  Gana,  Envoyö  extraordinaire  et  Ministre  pl^ni- 
potentiaire  k  Londres,  D^l^gu^  Plönipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Augusto  Matte,  Bnvoy^  extraordinaire  et  Ministre  pl^ni- 
potentiaire  k  Berlin,  D616ga6  Plönipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Carlos  Concha,  ancien  Ministre  de  la  Gnerre,  anden 
President  de  la  Chambre  des  D^put6s,  ancien  Envoy6  extraordinaire  et 
Ministre  pl^nipotentiaire  k  Buenos-Ayres,  Döl^gu^  Plänipotentiaire. 

La  Chine: 

Son  Exe.  M.  Lou  Tseng- Tsiang,  Ambassadeur  extraordinaire,  D^l^^ 
Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  The  Honourable  John  W.  Foster,  ancien  Secr6taire  d'l&tat 
au  Departement  des  Affaires  ^trang^res  des  i^tats-ünis  d'Am^rique,  D6l^^ 
Plönipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Tsien-Sun,  Envoy6  extraordinaire  et  Ministre  pl^nipoten- 
tiaire  k  La  Haye,  D^l^ga^  Pl^nipotentiaire ; 

M.  le  Colonel  W.  S.  Y.  Tinge,  Chef  du  Bureau  de  Justice  militaire  au 
Ministdre  de  la  Guerre,  Däl^gu^  militaire; 

M.  Tchang  Tching  Tong,  Secr^taire  de  L^gation,  D^l^ga^  adjoint; 

M.  TchaO'Ifi'Tchion,  ancien  Secrötaire  de  la  Mission  et  de  la  Lotion 
Imperiale  de  Chine  ä  Paris  et  ä  Rome,  D^l^gu^  adjoint. 

La  Colombie: 
M.  le  G6n6ral  Jorge  ffolguin,  D6l6gu6  Pl^nipotentiaire ; 
M.  Santiago  Perez  Triana,  D6l(5gu6  Pl^nipotentiaire ; 
Son  Exe.  le  G6n6ral  M.  Vargas,  Envoyä  extraordinaire  et  Ministre 
pl6nipotentiaire  a  Paris,  D6I^gu6  Plönipotentiaire. 

La  R^publique  de  Cuba: 
M.  Antonio  Sanchez  de  Bustamante,  Professeur  de  Droit  IntematioBal 
ä  rUniversite  de  la  Havane,   S^nateur  de  la  R6publique,  D6l6gu6  Pl^nipo- 
tentiaire : 
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Son  Exe.  M.  GofUfalo  de  Qtiesada  y  Aröstegui,  Enyoyä  eztraordisadre 
et  Ministre  pl^nipotentiaire  k  Washington,  D^l6ga6  Pl^nipotentiaire ; 

M.  Manuel  Sanguily,  ancien  Directenr  de  Tlnstitat  d'enseignement 
secondaire  de  la  Hayane,  S^nateur  de  la  R6pablique,  Döl6ga6  PMnipotentiaire. 

Le  Danemark: 

Son  Exe.  M.  C  Brun,  Bnvoy^  extraordinaire  et  Ministre  pl6nipoten- 
tiaire  k  Washington,  Premier  D6l6gn4  Plönipotentiaire ; 

M.  le  Contre-Amiral  C,  F,  Scheller ^  Deuxi^me  D616ga6  Pl^nipotentiaire ; 

M.  A.  Vedel,  Ohambellan,  Chef  de  seetion  an  Minist^re  Royal  des 
Affaires  !6trang6res,  Troisiöme  D^lögnö  Plönipotentiaire. 

La  R^publiqne  Dominicaine: 

M.  Francisco  Henriquez  I  Carvajal,  ancien  Ministre  des  Affaires 
^trangöres,  Membre  de  la  Cour  permanente  d' Arbitrage,  D6l6ga6  plönipo- 
tentiaire ; 

M.  Apolinar  Tegera,  «Recteor  de  Tlnstitut  Professionnel  de  Saint 
Domingue,  Membre  de  la  Coor  permanente  d 'Arbitrage,  Döl^guö  Pl^nipotentiaire. 

La  Röpubliqne  de  Tl^quateur: 

Son  Exe.  M.  Victor  Renädn,  Envoyä  extraordinaire  et  Ministre  pUni- 
potentiaire  k  Paris  et  k  Madrid,  D6l6ga^  Plönipotentiaire ; 

M.  Enrique  Dom  y  de  Alsüa,  Charge  d' Affaires,  D6l6ga6  Pl^nipo- 
tentiaire. 

L'Espagne: 

Son  Exe.  M.  W.  Ji,  De  Villa- Urri^tia,  S^nateor,  ancien  Ministre  des 
Affaires  ^trang^res,  Ambassadeur  extraordinaire  et  pl^nipotentiaire  k  Londres, 
Premier  D416ga6  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Josä  de  la  Eico  y  Galvo,  Enyoyö  extraordinaire  et 
Ministre  pl6nipotentiaire  k  La  Haye,  D^lögn^  Plönipotentiaire ; 

M.  Gabriel  Maura  y  Gamazo,  Comte  de  la  Mortera,  D6put6  anx 
Gort&s,  D6Uga6  Plönipotentiaire ; 

M.  J.  Jofre  Montojo,  Colonel  d'^tat  Major,  Aide  de  Camp  dn  Ministre 
de  la  Gaerre,  D616ga4  adjoint  miUtaire; 

M.  le  Capitaine  de  Yaissean  Francisco  Chacon,  D^Mgnö  adjoint  nayal. 

La  France: 

Son  Exe.  M.  LSon  Bourgeois,  Ambassadeur  extraordinaire,  S^nateur, 
ancien  President  da  Conseil,  ancien  Ministre  des  Affaires  ^trangöres,  Membre 
de  la  Conr  permanente  d'Arbitrage,  D6l6ga6,  premier  P16nipotentiaire ; 

M.  le  Baron  d' Estoumelles  de  Constant,  S^nateur,  Ministre  pl^ni- 
potentiaire  de  premidre  Classe,  Membre  de  la  Conr  permanente  d'Arbitrage, 
D616ga^,  denxi^me  Plönipotentiaire ; 

M.  Louis  Eenaulty  Professenr  k  la  Facultä  de  Droit  de  Paris,  Ministre 
plönipotentiaire  honoraire,  Jnrisconsalte  du  Ministre  des  Affaires  i^trangöres, 
Membre  de  l'Institat,  Membre  de  la  Conr  permanente  d'Arbitrage,  Däl^gu^, 
troisi^me  Plönipotentiaire  ; 
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Son  Exe.  M.  Marcellin  Pellety  Envoyö  extraordinaire  et  Ministre  pUni- 
potentiaire  a  La  Haye,  D^16ga^,  quatri6me  Pl4nipotentiaire ; 

M.  le  G^n^ral  de  Division  Amourel,  D616ga^  militaire; 

M.  le  Contre-Amiral  Arago,  DMga&  de  la  Marine; 

M.  Fromageot,  Avocat  ä  la  Cour  d'Appel  de  Paris,  D6Uga^  technique; 

M.  le  Capitaine  de  Vaisseau  Lacaze,  deuxi^me  D614gn6  de  la  Marine; 

M.  le  Lieutenant-Colonel  Siben,  Attache  militaire  ä  Bruxelles  et  &  La 
Haye,  deuxi^me  däl^guä  militaire. 

La  Grande-Bretagne: 

Son  Exe.  The  Right  Honourable  Sir  Edward  Fry,  G.  C.  B.,  Membre 
du  Conseil  privä,  Ambassadeur  extraordinaire,  Membre  de  la  Cour  permanente 
d'Arbitrage,  D^l^gu^  Plenipotentiaire ; 

Son  Exe.  The  Right  Honourable  Sir  Ernest  Mason  Satotc,  G.  C.  M.  6., 
Membre  du  Conseil  privö,  Membre  de  la  Cour  permanente  d 'Arbitrage, 
D41^gu6  Plenipotentiaire; 

Son  Exe.  The  Right  Honourable  Lord  Eeay,  G.  C.  S.  I.,  G.  C.  I.  B., 
Membre  du  Conseil  privä,  ancien  President  de  l'Institut  de  Droit  international, 
D^l^gu^  Plenipotentiaire; 

Son  Exe,  Sir  Henry  Howard,  K.  C.  M.  G.,  C.  B.,  Envoyö  extraordi- 
naire et  Ministre  plenipotentiaire  &  La  Haye,  Deiögue  Plenipotentiaire; 

M.  le  General  de  Division  Sir  Edmond  R.  Elles,  Q.  C.  I.  E.,  K.  C.  B., 
Deiegue  militaire; 

M.  le  Capitaine  de  Vaisseau  C.  L.  Ottley,  M.  V.  0.,  R.  N.,  A.  D.  C, 
Deiegue  naval; 

M.  Eyre  Crowe,  Conseiller  d'Ambassade,  Deiegue  technique,  premier 
Secretaire  de  la  Delegation; 

M.  Cecil  Hurst,  Conseiller  d'Ambassade,  Deiegue  technique,  Conseiller 
legal  de  la  Delegation; 

M.  le  Lieutenant-Colonel,  The  Honourable  Henry  Yarde-Buller, 
D.  S.  0.,  Attache  militaire  k  La  Haye,  Deiegue  technique; 

M.  le  Capitaine  de  fregate  J.  H.  Segrave,  R.  N.,  Deiegue  technique; 

M.  le  Commandant  George  K.  Cockerill,  Chef  de  section  k  T^tat- 
Major  de  l'Armee,  Deiegue  technique. 

La  Grfece: 
Son  Exe.   M.  Cldon  Rizo  RangabS,  Envoye  extraordinaire  et  Ministre 
plenipotentiaire  k  Berlin,  premier  Deiegue  Plenipotentiaire; 

M.  Georges  Streit,  Professeur  de  Droit  International  k  rUniversit^ 
d'Ath^nes,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  second  Deiegu^ 
Plenipotentiaire ; 

M.  le  Colonel  d'artillerie  C.  Sapountzakis,  Chef  de  Tlfitat-Major  General, 
Deiegue  technique. 

Le  Guatemala: 

M.  Jose  Tible  Machado,  Charge  d' Affaires  k  La  Haye  et  k  Londres, 
Membre  de  la  Cour  permanente  d' Arbitrage,  Deiegue  Plenipotentiaire; 
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M.  Enrique  Gomez  Carrillo,  Charg6  d'Affaires  ä  Berlin,  D616gu6 
PMnipotentiaire. 

La  R^publique  d*Ha'iti: 

Son  Exe.  M.  Jean  Joseph  Dalb&maTj  Bnvoy^  eztraordinaire  et  Ministre 
pl^nipotentiaire  ä  Paris,  D^löguö  Plönipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  J.  N.  Liger,  Envoy^  extraordinaire  et  Ministre  plönipo- 
tentiaire  d.  Washington,  D6l4ga^  Pl6nipotentiaire  ; 

M.  Pierre  Büdicourt,  ancien  professeur  de  Droit  International  Public, 
Avocat  du  Barreau  de  Port-au-Prince,  D616gu6  P16nipotentiaire. 

L'Italie: 

Son  Exe  le  Comte  Joseph  Tomielli  Brusati  di  Vergano,  S^nateur 
du  Boyanme,  Ambassadeur  de  Sa  Majest^  le  Roi  ä.  Paris,  Membre  de  la 
Cour  permanente  d'Arbitrage,  President  de  la  D^l^gation  Italienne,  D^l^guö 
Fl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Guido  Poinpilj\  D6put^  an  Parlement,  Sous-Secr^taire 
d'^tat  au  Minist^re  Royal  des  Affaires  ^trang^res,  D6l^gu6  Pl^nipotentiaire ; 

M.  Guido  Fusinato,  Gonseiller  d'^tat,  D^pntö  au  Parlement,  ancien 
Ministre  de  Flnstruction,  D^l^gn^  Plönipotentiaire ; 

M.  Marius  Nicolis  de  Bobilant,  G^n^ral  de  Brigade,  D61^gn4  techniqne; 

M.  Frangoia  Castiglia,  Gapitaine  de  Yaisseau,  D61^gu^  technique. 

Le  Japon: 

Son  Exe.  M.  Keiroku  Tsudzuki,  Ambassadeur  extraordinaire  et  pl^- 
potentiaire,  premier  Däi^guä  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Aimaro  Sato,  Envoyä  extraordinaire  et  Ministre  pl^nipo- 
tentiaire  k  La  Haye,  second  D^Mgu^  P16nipotentiaire ; 

M.  Henry  Willard  Denison,  Jurisconsulte  du  Minist^re  Imperial  des 
Affaires  ^trangdres,  Membre  de  la  Cour  permanente  d^Arbitrage,  D^UgaA 
technique ; 

M.  le  Major-G^n^ral  Yoshifuru  Akiyama,  Inspecteur  de  la  Cavalerie, 
D^lögu^  technique; 

M.  le  Contre-Aoiiral  Hayao  Shimamura,  President  de  T^^cole  de  la 
Karine  k  l^tajima,  D616gu6  technique. 

Le  Luxembourg: 
Son  Exe.  M.   Fyschen,  Ministre  d'^tat,  President  du  Gouvernement 
Orand-Dncal,  D^Mgu^  Plänipotentiaire ; 

M.  le  Comte  De  Villers,  Chargö  d Affaires  k  Berlin,  D616gu6  Pl6nipo- 
tentiaire. 

Le  Mexique: 
Son  Exe.   M.  Gonzalo  A.  Esteva,  Envoy^  extraordinaire  et  Ministre 
pl^nipotentiaire  k  Rome,  premier  D6k'gu6  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Sebastian  B.  de  Mier,  Envoy^  extraordinaire  et  Ministre 
pl6nipotentiaire  k  Paris,  deuxiöme  D616gu6  PMnipotentiaire ; 
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Son  Exe.  M.  Francisco  L.  de  la  Barra,  Enyoy^  extraordinaire  et 
Ministre  plänipotentiaire  ä  Bmxelles  et  k  La  Haye,  troisi^me  D61^6  Pl^ni- 
.  potentiaire. 

Le  Mont^n6gro: 

Son  Exe.  M.  NelidoWy  Conseiller  Privö  Actael,  Ambassadeur  de  Russie 
ä  Paris,  D4l^6  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  de  Martens,  Conseiller  Priy^,  Membre  permanent  da 
Gonseil  du  Ministöre  Imperial  des  Affaires  Etrangöres  de  Russie.  D^l^e 
Pl^nipotentiaire  ; 

Son  Exe.  M.  TcharykoiCy  Conseiller  d'l^tat  Aetuel,  Chambellan,  Envoj^ 
extraordinaire  et  Ministre  pl4nipotentiaire  de  Russie  ä  La  Haye,  D41^^ 
Plönipotentiaire. 

Le  Niearagua: 

Son  Exe.  M.  Crisanto  Medina,  Envoyö  extraordinaire  et  Ministre 
pl^nipotentiaire  k  Paris,  D^l^gu^  Plönipotentiaire. 

La  Norvöge: 

Son  Exe.  M.  Francis  Hagerup,  ancien  Pr^ident  du  Conseil,  ancieii 
Professeur  de  Droit,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  Enroj^ 
extraordinaire  et  Ministre  pl^nipotentiaire  k  La  Haye  et  k  Copenhagne. 
D6l6gu6  Pl^nipotentiaire ; 

M.  Joachim  Grieg,  Armateur  et  Döputö,  D616gu6  teehnique; 

M.  Christian  Loits  Lange,  Seer6taire  du  Comit6  Nobel  du  Stortmg 
Nory^gien,  D61^gu6  teehnique. 

Le  Panama: 

M.  Belisario  Porra^s,  D616gu6  P16nipotentiaire. 

Le  Paraguay: 
Son  Exe.  M.  Eusebio  Machain,  Envoy^  extraordinaire   et  Ministie 
plönipotentiaire  k  Paris,  Döl6gu6  P16nipotentiaire. 

Les  Pays-Bas: 

M.  W.  ff.  De  Beaufort,  ancien  Ministre  des  Affaires  J^rang^res^ 
Membre  de  la  Seeonde  Chambre  des  £tats-66n6raux,  D616gu6  PMnipotentiaire; 

Son  Exe.  M.  T.  M,  C.  Asser,  Ministre  d'^tat,  Membre  du  Consefl 
d'^tat,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbitrage,  D6l6gu6  Plänipotentiaire: 

Son  Exe.  le  Jonkheer  J,  C,  C,  Den  Beer  Poortugael,  Lieutenant* 
Gönöral  en  retraite,  aneien  Ministre  de  la  Guerre,  Membre  du  Conseil  d*]^Ut 
D6l^gu6  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  le  Jonkheer  </.  A.  Böell,  Aide  de  Camp  de  Sa  Majest^  b 
Reine  en  serrice  extraordinaire,  Yice-Amiral  en  retraite,  aneien  Ministre  de 
la  Marine,  D^16ga^  Pl^nipotentiaire ; 

M.  J.  A.  Loeffj  ancien  Ministre  de  la  Justice,  Membre  de  la  Seeonde 
Chambre  des  6tats-G6n<5raux,  D616gu6  Pl6nipotentiaire ; 

M.  H.  L.  Van  Oordt,  Lieutenant-Colonel  de  rÄta^Major,  Professcnr  i 
r6cole  supörieure  militaire,  D6l6gu6  teehnique; 
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M.  le  Jonkheer  W.  J.  M.  Van  Eysinga,  Chef  de  la  Direction  politique 
an  Ministöre  des  Affaires  l^trang^res,  D^löguö  adjoint; 

M.  le  Jonkheer  H.  A.  Van  Kamebeek,  Gentilhomme  de  la  Chambre, 
Soos-Che!  de  Diyision  au  Ministöre  des  Colonies,  DMga^  adjoint; 

M.  ff.  G,  Surie,  Lieutenant  de  Yaisseau  de  premiöre  classe,  D^l^guö 
technique. 

Le  P^rou: 

Pon  Exe.  M.  Carlos  G.  Candatno,  Envoyä  extraordinaire  et  Ministre 
pMnipotentiaire  k  Paris  et  &  Londres,  Membre  de  la  Cour  permanente 
d'Arbitrage,  D6l^gu6  Plänipotentiaire ; 

M.  Gustavo  de  la  Fuenle,  Premier  Secr^taire  de  Lögation  ä,  Paris, 
D6l^gu6  adjoint 

La  Perse: 

Son  Ezc.  Samad  Khan  Momtas-Es-Saltaneh,  Bnvoy^  extraordinaire 
et  Ministre  pl4nipotentiaire  k  Paris,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Ar- 
bitrage,  D6l^6,  premier  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  Mirza  Ahmed  Khan  Sadig  Ul  Mulk,  Envoy^  extraordinaire 
et  Ministre  pMnipotentiaire  ä  La  Haye,  D416gu6  Pl^nipotentiaire ; 

M.  ffennehicq,  Jurisconsulte  du  Ministöre  des  Affaires  !^trangöres  & 
T^h^ran,  DöMguÖ  technique. 

Le  Portugal: 

Son  Exe.  le  Marquis  de  Soveral,  Conseiller  d'^tat,  Pair  du  Royaume, 
ancien  Ministre  des  Affaires  i^trangöres,  Bnvoy^  extraordinaire  et  Ministre 
plönipotentiaire  k  Londres,  Ambassadeur  extraordinaire  et  plönipotentiaire, 
D^löguö  Plönipotentiaire ; 

Son  Exe.  le  Comte  de  S^lir,  Envoy6  extraordinaire  et  Ministre  pl6ni- 
potentiaire  k  La  Haye,  D^l6guö  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Alberto  d'Oliveira,  Enyoyö  extraordinaire  et  Ministre 
plönipotentiaire  k  Beme,  D^löguö  Pl^nipotentiaire ; 

M.  le  Lieutenant-Colonel  d'!^tat-Major  Thomcus  Antonio  Garcia 
Jiosado,  Dölöguö  technique; 

M.  Guilherme  Ivens  Ferraz,  Capitaine-lieutenant  de  la  Marine, 
D^l^gu^  technique. 

La  Roumanie: 

Son  Exe.  M.  Alexandre  Beldiman^  Envoyö  extraordinaire  et  Ministre 
pl<3nipotentiaire  k  Berlin,  premier  D6löguö  Plönipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Edgard  Mavrocordato,  Enyoyö  extraordinaire  et  Ministre 
plönipotentiaire  k  La  Haye,  second  D6lägu6  Plönipotentiaire ; 

M.  le  Capitaine  Alexandre  Sturdza,  du  Grand  £tat-Major,  Döl6gu6 
technique. 

La  Russie: 

Son  Exe.  M.  NelidotOy  Conseiller  Priv^  Actuel,  Ambassadeur  de  Russie 
ik  Paris,  D6l6guö  Plönipotentiaire ; 
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Son  Exe.  M.  de  Martens,  Conseiller  Privö,  Membre  permanent  da 
Gonseil  da  Minist^re  Imperial  des  Affaires  !^trangdres,  Membre  de  la  Cour 
permanente  d'Arbitrage,  D^l^gu6  P16nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Tcharykow,  Conseiller  d'!^tat  Actnel,  Ghambellan,  Envoy^ 
extraordinaire  et  Hinistre  pl^nipotentiaire  k  La  Haye,  D^16ga6  Pl^nipotentäaire ; 

M.  Prozor,  Conseiller  d'^tat  Actuel,  Chambellan,  Ministre  de  Rossie  & 
Rio-Janeiro,  D6l^gu6  techniqae; 

M.  le  Major-Gön^ral  YermolotOj  Attache  militaire  k  Londres,  D^l^gue 
techniqae; 

M.  le  Colonel  Michelson,  Attaeh^  militaire  k  Berlin,  D^l6ga6  techniqae; 

M.  le  Capitaine  de  Vaissean  BehVj  Attache  naval  k  Londres,  D61^6 
techniqae ; 

M.  le  Colonel  de  l'Amiraat^  OvtchinnikotOf  Professenr  de  Droit  inter- 
national k  TAcad^mie  de  la  Marine,  D4l4ga^  techniqae. 

Le  Salvador: 

M.  Pedro  J.  Afatheu,  Charge  d'Afiaires  k  Paris^  Membre  de  la  Ooor 
permanente  d' Arbitrage,  D616ga^  Pl^nipotentiaire ; 

M.  Santiago  Perez  Triana,  Charge  d'Atfaires  k  Londres,  Membre  de 
la  Coar  permanente  d 'Arbitrage,  D^l^guä  Pl6nipotentiaire. 

La  Serble: 

Son  Exe  le  G^n^ral  Sava  Grouitch,  President  da  Conseil  d'£tat, 
D6l4ga4  Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Milovan  Milovanovitch^  Envoy^  extraordinaire  et  Ministre 
pl6nipotentiaire  k  Rome,  Membre  de  la  Coar  permanente  d'Arbitrage,  D€1^6 
Pl^nipotentiaire; 

Son  Exe.  M.  Michel  MilitchSvilch,  Enyoyä  extraordinaire  et  Ministre 
plönipotentiaire  k  Londres  et  k  La  Haye,  D41^ga6  Plönipotentiaire. 

Le  Siam: 
M.  le  Major-G6n6ral   Mom  Ckatidej  ITdom,  D6l6ga6  Plönipotentiaire; 
M.  Corragioni  d'Orelli,  Conseiller  de  L^gation  k  Paris,  D616ga6  P16iii- 
potentiaire ; 

M.  le  Capitaine  Luang  Bhuvanarth  NarObal,  D^l^ga6  Pl^nipotenti&iie. 

La  Sa^de: 

Son  Exe.  M.  Knut  Hjalmar  Leonard  de  Hammarskjöld,  Envoj^ 
extraordinaire  et  Ministre  plänipotentiaire  k  Copenhagae,  aneien  Ministre  de 
la  Jastiee,  Membre  de  la  Coar  permanente  d'Arbitrage,  premier  D^l^^ 
Pl6nipotentiaire ; 

M.  Johannes  ffellner,  aneien  Ministre  sans  Portefeuille,  aneien  Membre 
de  la  Coar  Sapr^me  de  Sa6de,  Membre  de  la  Cour  permanente  d'Arbil^age, 
second  D616ga6  Pl^nipotentiaire ; 

M.  le  Colonel  David  Hedengren,  Chef  d'un  rögiment  d'artillerie, 
D6l6ga6  techniqae; 

M.  Gustaf  de  Klint,  Capitaine  de  Pr^gate,  Chef  de  Section  k  TÄUt- 
Major  de  la  Marine  Royale,  D^l6ga6  techniqae. 
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La  Suisse: 
Son  Exe.  M.  Gaston  Carlin,  Envoy^  eztraordinaire  et  Ministre  pl^ni- 
potentiaire  ä  Londres  et  ä,  La  Haye,  D^l^gaä  Pl^nipotentiaire ; 

M.  Eugene  Borel,  Colonel  d'6tat-Major  G6n6ral,  Professeur  k  rUniver- 
sit^  de  Gen^ve,  D616ga^  PMnipotentiaire ; 

M.  Max  Hübet,  Professenr  de  Droit  ^  rUniversitö  de  Znrich,  D6l6gu^ 
Pl^nipotentiaire. 

La  Turquie: 
Son  Exe.   Turkhan  Pacha,  Ambassadenr  extraordinaire,   Ministre  de 
TEvkaf,  Premier  D6l6gu6  PMnipotentiaire ; 

Son  Exe.  Jidchid  Bey,  Ambassadeur  de  Turquie  ä  Bome,  Döl^guö 
Pl^nipotentiaire ; 

Son  Exe.  le  Viee-Amiral  Mehemtned  Pacha,  D^l^gu4  P16nipotentiaire ; 
BaKf  Bey,  Conseiller  16giste  de  la  Liste  Civile,  D616gu6  adjoint; 
Le  Colonel  d'^ßtat-Major  Mekenimed  Said  Bey,  D^l^gu6  adjoint. 

L*  Uruguay: 
M.  Jose  Batlle  y  Ordonez,  aneien  Präsident  de  la  Räpublique,  Membre 
de  la  Cour  permanente  d' Arbitrage,  premier  Dölägu6  Plänipotentiaire ; 

Son  Exe.  M.  Juan  P,  Castro,  aneien  Präsident  du  Sänat,  Envoyä  extra- 
ordinaire  et  Ministre  Plänipotentiaire  ä  Paris,  Membre  de  la  Cour  perma- 
nente d'Arbitrage,  Dälägnö  Plänipotentiaire ; 

M.  le  Colonel  Sebastian  Buquet,  Premier  Chef  de  rägiment  d'artillerie 
de  eampagne,  Däläguä  technique. 

Les  6tats-ünis  du  Vänäzuäla: 

M.  Joad  Gil  Fortoul,  Chargä  d'Affaires  k  Berlin,  Däläguä  Plänipotentiaire. 

Dans  nne  särie  de  räunions,  tenues  du  15  juin  au  18  octobre  1907,   oü 

les  Däläguäs  präeitäs  ont  ätä  constamment  animäs  du  däsir  de  räaUser,  dans 

la  plus  large  mesure  possible,  les  vues  gänäreuses  de  TAuguste  Initiateur  de 

la   Conference  et  les  intentions   de  leurs  Gouvernements,  la  Conference  a 

arrätä,  pour   ätre  soumis  k  la  signature  des  Plänipotentiaires,  le  texte  des 

Conventions  et  de  la  Däclaration  änumäräes  ci-apräs  et  annexäes  au  präsent  Acte : 

I.  Convention  pour  le  räglement  pacifiqne  des  conflits  internationaux. 

II.  Convention  coneernant  la  limitation  de  Temploi  de  la  force  pour 

le  recouvrement  de  dettes  contractuelles. 
III.  Convention  relative  k  Touverture  des  hostiUtäs. 
lY.  Convention  coneernant  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre. 
y.  Convention  coneernant  les  droits  et  les  devoirs  des  Puissances  et 

des  personnes  neutres  en  eas  de  guerre  sur  terre. 
VI.  Convention  relative  au  rägime  des  navires  de  commerce  ennemis 

au  däbut  des  hostilitäs. 
Vn.  Convention  relative  k  la  transformation  des  navires  de  commerce 

en  bätiments  de  guerre. 
VIII.  Convention  relative  k  la  pose  de  mines  sous-marines  automatiques 
de  contaet. 
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IX.  Convention  concernant  le  bombardement  par  des  forces  nayales  en 

temps  de  gnerre. 
X.  Convention  ponr  Tadaptation   ä.  la  gnerre  maritime  des  prindpes 

de  la  Convention  de  Qen^ve. 
XI.  Convention  relative  h  certaines  prescriptions  k  Tezercice  du  droit 

de  capture  dans  la  gnerre  maritime. 
Xn.  Convention  relative    ä  l'ätablissement  d'une  Cour  internationale 

des  prises. 
Xin.  Convention  concernant  les  droits  et  les  devoirs  des  Puissances 

neutres  en  cas  de  gnerre  maritime. 
XIY.  D^claration  relative  k  Tinterdiction  de  lancer  des  projectiles  et 

des  ezplosifs  du  haut  de  ballons. 
Ces  Conventions  et  cette  Däclaration  formeront  antant  d'actes  s^pai^ 
Ces   actes  porteront   la   date  de  ce  jour  et  pourront  ßtre  sign6s  jusqu'an 
30  juin  1908  k  La  Haye  par  les  Pl6nipotentiaires  des  Puissances  repr^nt^ 
k  la  Deuxi^me  Conference  de  la  Paix. 

La   Conference,   se  conformant  k  Tesprit  d'entente  et   de  concessions 
r^ciproques  qui  est  l'esprit  m^me  de  ses  deiib^rations,  a  arr^tö  la  d6claration 
suivante  qui,  tont  en  röservant  k  chacune  des  Puissances  reprösentees  le 
benefice  de  ses  votes,  leur  permet  k  toutes  d'affirmer  les  principes  qu'Elles 
considörent  comme  unanimement  reconnus: 
Elle  est  unanime, 
1^  A  reconnaitre  le  principe  de  Tarbitrage  obligatoire; 
2^  A  dedarer  que  certains  diff^rends,  et  notamment  ceux  relatifs  k 
l'interpretation  et  k  l'application  des  stipulations  crnventionelles 
internationales,  sont  susceptibles  d'ötre  soumis  k  Farbitrage  obli- 
gatoire Sans  aucune  restriction. 
Elle  est  unanime  enfin  de  proclamer  que,  s'il   n'a  pas  ete  donnö  de 
conclure  dös  maintenant  nne  Convention  en  ce  sens,  les  divergences  d^opinion 
qui   se   sont  manifest^es   n'ont  pas   döpass^    les   limites   d'une   controverse 
juridique,  et  qu'en  travaillant  ici  ensemble  pendant  quatre  mois,  toutes  les 
Puissances   du  monde,  non  seulement  ont  appris  k  se  comprendre  et  ä  se 
rapprocher  davantage,  mais  ont  su  d^gager,  au  cours  de  cette  longue  colla- 
boration^  un  sentiment  trös  elev^  du  bien  commun  de  l'humanite. 

En  ontre,  la  Conference  a  adopte  k  Tunanimite  la  Resolution  suivante: 
La  Deuxieme  Conference  de  la  Paiz  confirme  la  Resolution  adoptee  p&r 
la  Conference  de  1899  k  l'egard  de  la  limitation  des  charges  militaires;  et, 
vu  que  les  charges  militaires  se  sont  considerablement  accrues  dans  presqae 
tous  les  pays  depuis  ladite  annee,  la  Conference  dedare  qu'il  est  bautement 
desirable  de  voir  les  Gouvernements  reprendre  Vetude  seriense  de  cette 
question. 

Elle  a,  de  plus,  emis  les  Voeux  suivants: 

1^  La  Conference  recommande  aux  Puissances  signataires  Tadoption 
du  projet  ci-annexe  de  Convention  pour  retablissement  d'une  Cour 
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de  Justice  arbitrale,  et  sa  mise  en  vigueur  d6s  qu'un  accord  sera 
interrenu  sur  le  choix  des  juges  et  la  Constitution  de  la  Cour. 
2^  La  Conference  6met  le   rceu  qa'en  cas  de  guerre,  les   autorit^s 
comp6tentes,  civiles  et  militaires,  se  fassent  un  devoir  tout  special 
d'assurer  et  de  prot^ger  le  maintien  des  rapports  pacifiques  et 
notamment  des  relations  commerciales  et  industrielles  entre  les 
populations  des  £tats  belligörants  et  les  pays  neutres. 
3^  La  Conference  ^met  le  toqu  que  les  Puissances  r^glent,  par  des 
Conventions  particnliöres,  la  Situation,  au  point  de  yue  des  charges 
militaires,  des  ^trangers  6tablis  sur  leors  territoires. 
40  La    Conference    6met   le    voeu   que   l'eiaboration   d'un   r^glement 
relati!   aux   lois   et   coutumes   de   la  guerre  maritime  figure  au 
Programme  de  la  prochaine  Conference  et  que,  dans  tous  les  cas, 
les  Puissances  appliquent,  autant  que  possible,  k  la  guerre   sur 
mer,  les  principes  de  la  Convention  relative  aux  lois  et  coutumes 
de  la  guerre  sur  terre. 
Enfin,   la   Conference   recommande    aux  Puissances    la    reunion    d'une 
troisieme  Conference  de  la  Paix  qui  pourrait  avoir  lieu,   dans  une  periode 
analogue  k  celle  qui  s'est  ecoulee  depuis  la  precedente  Conference,  k  une  date 
k  fixer  d'un  commun  accord  entre  les  Puissances,  et  eile  appelle  leur  attention 
sur  la  necessite  de  preparer  les  travaux  de  cette  troisieme  Conference  assez 
longtemps  k  Tavance  pour  que  ses  deliberations  se  poursuivent  avec  Tautorite 
et  la  rapidite  indispensables. 

Pour  atteindre  k  ce  but,  la  Conference  estime  qu'il  serait  träs  desirable 
que,  environ  deux  ans  avant  Fepoque  probable  de  la  reunion,  un  Comite 
pr^paratoire  füt  Charge  par  les  Gouvernements  de  recueillir  les  diverses 
propositions  k  soumettre  k  la  Conference,  de  rechercher  les  matieres  suscep- 
tibles  d'un  prochain  reglement  international  et  de  preparer  un  Programme 
qae  les  Gouvernements  arreteraient  assez  tot  pour  qu'il  püt  etre  serieusement 
etndie  dans  chaque  pays.  Ce  Comite  serait,  en  outre,  Charge  de  proposer  un 
mode  d'organisation  et  de  procedure  pour  la  Conference  elle-meme. 

En  foi  de  quoi,  les  Pienipotentiaires  ont  signe  le  present  acte  et  y  ont 
appose  leurs  cachets. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  un  seul 
exemplaire  qui  sera  depose  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  les  copies,  certiiiees  conformes,  seront  deiivrees  k  toutes  les 
Puissances  representees  k  la  Conference. 

(Signatures) 
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D.  Die  KoDTentionen. 

I.  Convention  pour  le  Reglement  pacifique  des  conflits 

intemationaux. 

Sa  Majest^  l'Empereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prußse;  le  President  des 
£tats-Unis  d'Am^riqae;  le  President  de  la  R^pablique  Argen tine ;  Sa  Majestä 
TEmpereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  etc.,  et  Roi  apostolique  de  Hongrie; 
Sa  Majest^  le  Roi  des  Beiges;  le  President  de  la  R^pnbliqne  de  Bolivie;  le 
President  de  la  R^publique  des  fitats-ünis  du  Brasil ;  Son  Altesse  Royale  le 
Prince  de  Bulgarie;  le  PrtSsident  de  la  R<5publique  de  Chili;  Sa  Majest^ 
TEmpereur  de  Chine;  le  President  de  la  Republique  de  Colombie;  le  Gou- 
verneur provisoire  de  la  Röpublique  de  Cuba;  Sa  Majest^  le  Roi  de  Dane- 
mark; le  Pr^^sident  de  la  Republique  Dominicaine;  le  President  de  la  R^pa- 
blique  de  l'fiquateur;  Sa  Majestö  le  Roi  d'Espagne;  le  President  de  la  Repu- 
blique Fran(^ise ;  Sa  Majest^  le  Roi  du  Royaume-Uni  de  Grande-Bretagne  et 
d'Irlande  et  des  Territoires  Britanniques  au  delä  des  mors,  Empereur  des 
Indes;  Sa  Majest^  le  Roi  des  Hellönes;  le  President  de  la  R^publiqoe  de 
Guatemala;  le  President  de  la  Republique  d'Haiti;  Sa  Majeste  le  Roi  dltalie; 
Sa  Majeste  TEmpereur  du  Japon;  Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de 
Luxembourg,  Duc  de  Nassau;  le  President  des  £tats-ünis  Mexicains;  Son 
Altesse  Royale  le  Prince  de  Montenegro;  le  President  de  la  Republiqae  de 
Nicaragua ;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Norvöge ;  le  President  de  la  Republique  de 
Panama ;  le  President  de  la  Republique  du  Paraguay ;  Sa  Majeste  la  Reine 
des  Pays-Bas ;  le  President  de  la  Republique  du  Perou ;  Sa  Majeste  Imperiale 
le  Schah  de  Perse;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves,  etc.;  Sa 
Majeste  le  Roi  de  Roumanie;  Sa  Majeste  TEmpereur  de  toutes  les  Russies; 
le  President  de  la  Republique  du  Salvador;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Serble: 
Sa  Majeste  le  Roi  de  Slam;  Sa  Majeste  le  Roi  de  SuMe;  le  ConseO  Federal 
Snisse;  Sa  Majeste  l'Empereur  des  Ottomans;  le  President  de  la  Republique 
Orientale  de  l'üruguay;  le  President  des  6tat8-ünis  de  Venezuela: 

Animes  de  la  ferme  volonte  de  concourir  au  maintien  de  la  paix  generale; 

Resolus  k  favoriser  de  tous  leurs  efforts  le  reglement  amiable  des  con- 
flits internationattx ; 

Reconnaissant  la  solidarite  qui  unit  les  membres  de  la  societe  des  nations 
civilipees ; 

Voulant  etendre  Tempire  du  droit  et  fortifier  le  sentiment  de  la  justice 
internationale ; 

Convaincus  que  Tinstitution  permanente  d'une  juridiction  arbitnie 
accessible  ä  tous,  au  sein  des  Puissances  independantes,  peut  contribner 
efficacement  k  ce  resultat; 

Considerant  les  avantages  d'une  Organisation  generale  et  reguliere  de 
la  procedure  arbitrale; 

Estimant  avec  TAuguste  Initiateur  de  la  Conference  internationale  de 
la  Paix  qu'il  Importe  de  consacrer  dans  un  accord  international  les  principes 
d'equite  et  de  droit  sur  lesquels  reposent  la  recurite  des  £tats  et  le  bien- 
etre  des  peuples; 
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D^sireux,  dans  ce  bat,  de  mieux  assorer  le  fonctionnement  pratiqae  des 
Gommissions  d'enqu^te  et  des  tribananx  d'arbitrage  et  de  faciliter  le  recoars 
^  la  justice  arbitrale  lorsqa'il  s'agit  de  litiges  de  nature  k  comporter  une 
proc^dore  sommairc; 

Ont  jug^  n^cessaire  de  reviser  snr  certains  points  et  de  compl^ter 
roeayre  de  la  Pr^mi^re  Conference  de  la  Paix  ponr  le  rdglement  paclfique 
des  conflits  internationanx ; 

Les  Haates  Parties  contractantes  ont  r^soln  de  conclure  une  nonyelle 
Convention  ä  cet  effet  et  ont  nomm6  ponr  Lenrs  Pl4nipotentaires,  savoir: 

Siehe  oben  S.  416  ff. 

Lesqaels,  apr^s  avoir  d6pos6  lenrs  pleins  ponvoirs,  tronv^s  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenns  de  qni  sait: 

Titre  I. 
Du  maintien  de  la  Paix  generale. 

Art.  Premier.  —  En  vue  de  prövenir  autant  qne  possible  le  recouirs 
k  la  force  dans  les  rapports  entre  les  !^tats,  les  Paissances  contractantes 
conviennent  d'employer  tons  lenrs  efforts  ponr  assnrer  le  r^glement  pacifiqne 
des  diff^rends  internationanx. 

Titre  II. 
Des  bons  Offices  et  de  la  m^diation. 

Art.  2.  —  £n  cas  de  dissentiment  grave  on  de  conflit,  avant  d'en  appeler 
aux  armes,  les  Pnissances  contractantes  conviennent  d 'avoir  recoars,  en  tant 
qne  les  circonstances  le  permettront.  aox  bons  offices  on  &  la  m^diation  d'nne 
QU  de  plussienrs  amies. 

Art.  3.  —  Ind^pendamment  de  ce  reconrs,  les  Pnissances  contractantes 
jagent  utile  et  d^sirable  qu'une  ou  plusieurs  Pnissances  ^trang^res  au  conflit 
offrent  de  leor  propre  initiative,  en  tant  qne  les  circonstances  s'y  prdtent, 
lenrs  bons  offices  ou  leur  mädiation  aux  l^tats  en  conflit. 

Le  droit  d'offrir  les  bons  offices  ou  la  m^diation  appartient  aux  Pnis- 
sances etrang^res  au  conflit,  möme  pendant  le  cours  des  hostilit^s. 

L'exercice  de  ce  droit  ne  peut  jamais  6tre  consid^r^  pär  l'une  ou  Tautre 
des  Parties  en  litige  comme  un  acte  peu  amical. 

Art.  4.  —  Le  röle  du  m^diateur  consiste  ä,  concilier  les  pr^tentions 
opposöes  et  k  apaiser  les  ressentiments  qni  peuvent  s'6tre  produits  entre  les 
i^tats  en  conflit. 

Art.  5.  —  Les  fonctions  du  m^diateur  cessent  du  moment  oü  il  est 
constate,  seit  par  l'une  des  Parties  en  litige,  soit  par  le  mödiateur  luim6me, 
que  les  moyens  de  conciliation  propos6s  par  lui  ne  sont  pas  accept^s. 

Art.  6.  —  Les  bons  offices  et  la  m^diation,  soit  sur  le  recoars  des 
Parties  en  conflit,  soit  sur  l'initiative  des  Pnissances  ^trang^res  an  conflit, 
ont  exclusivement  le  caract^re  de  conseil  et  n'ont  jamais  force  obligatoire. 

Art.  7.  —  L'acceptation  de  la  mädiation  ne  peut  avoir  pour  effet,  sauf 
Convention  contraire,  d'interrompre,  de  retarder  ou  d'entraver  la  mobilisation 
et  autres  mesures  präparatoires  k  la  guerre. 
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Si  eile  interrient  aprös  ronverture  des  hostilit^,  eile  nlnterrompt  pas, 
sauf  Convention  contraire,  les  Operations  militaires  en  conrs. 

Art.  8.  —  Les  Paissances  contractantes  sont  d'accord  pour  recommander 
Tapplication,  dans  les  circonstances  qui  le  permettent,  d'nne  mödiation  sous 
la  forme  snivante: 

En  cas  de  diff^rend  grave  compromettant  la  paix,  les  ^tats  en  confiit 
choisissent  respectivement  nne  Puissance  ä  laqnelle  ils  confient  la  mission 
d'entrer  en  rapport  direct  avec  la  Puissance  chosie  d'antre  part,  ä  Teffet  de 
pr^renir  la  ruptore  des  relations  pacifiques. 

Pendant  la  dnr^e  de  ce  mandat  dont  le  terme,  sauf  stipulation  con- 
traire, ne  peut  exender  trente  jours,  les  £tats  en  litige  cessent  tout  rapport 
direct  au  sujet  du  conflit,  leqnel  est  consid6r6  comme  d^f^r^  exclusirement 
aux  Puissances  m^diatrices.  Celles-ci  doiyent  appliquer  tous  leurs  efforts  k 
regier  le  diff4rend. 

En  cas  de  rupture  effective  des  relations  pacifiques,  ces  Puissances  de- 
meurent  chargäes  de  la  mission  commune  de  profiter  de  toute  occasion  pour 
r6tablir  la  paix. 

Titre  IIL 
Des  commissions  internationales  d'enquöte. 

Art.  9.  —  Dans  les  litiges  d'ordre  international  n'engageant  ni  Thonnear 
ni  des  int^röts  essentiels  et  provenant  d'une  diyergence  d'appr6ciation  sur 
des  Points  de  fait,  les  Puissances  contractantes  jugent  utile  et  d6Birable  que 
les  Parties  qui  n'auraient  pu  se  mettre  d'accord  par  les  voies  diplomatiques 
instituent,  en  tant  que  les  circonstances  le  permettront,  une  Commission 
internationale  d'enqu6te  chargöe  de  faciliter  la  Solution  de  ces  litiges  en 
^claircissant,  par  un  examen  impartial  et  consciencieux,  les  questions  de  fait. 

Art.  10.  —  Les  Commissions  internationales  d'enqudte  sont  constitudes 
par  Convention  speciale  entre  les  Parties  en  litige. 

La  Convention  d'enqu6te  pr^cise  les  faits  k  examiner;  eile  d^termine 
le  mode  et  le  d^lai  de  formation  de  la  Commission  et  Tötendue  des  pouvoirs 
des  commissaires. 

Elle  determine  ^galement,  s'il  y  a  lieu,  le  si^ge  de  la  Commission  et  la 
faculte  de  se  d^placer,  la  langue  dont  la  Commission  fera  usage  et  oelles 
dont  Temploi  sera  autoris6  d^vant  eile,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  chaqoe 
Partie  devra  d^poser  son  expos^  des  faits,  et  gönöralement  toutes  les  con- 
ditions  dont  les  Parties  sont  convenues. 

Si  les  Parties  jugent  n^cessaire  de  nommer  des  assesseurs,  la  Convention 
d'enqu^te  d^termine  le  mode  de  leur  d^signation  et  l'ötendue  de  leurs  pouvoirs. 

Art.  11.  —  Si  la  Convention  d'enqu6te  n'a  pas  dösign^  le  si^ge  de  la 
Commission,  celle-ci  siögera  ä  La  Haye. 

Le  si^ge  une  fois  fix6  ne  peut  etre  chang^  par  la  Commission  qu'avec 
Tassentiment  des  Parties. 

Si  la  Convention  d'enquSte  n'a  pas  dötermin^  les  langues  h  employer,  il 
en  est  d^cidd  par  la  Commission. 
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Art.  12.  —  Sauf  stipulation  contraire,  les  Gommissions  d'enqnöte  sont 
form^es  de  la  mani^re  d6termin4e  par  les  articles  45  et  57  de  la  präsente 
Convention. 

Art  13.  —  En  cas  de  d^c^s,  de  d^mission  oa  d'empöchement,  ponr 
qnelqae  cause  qne  ce  soit,  de  Tun  des  commissaires,  on  ^ventaellement  de 
Tnn  des  assessenrs,  il  est  ponrvn  ä  son  remplacement  selon  le  mode  fiz^  ponr 
sa  nomination. 

Art.  14.  —  Les  Parties  ont  le  droit  de  nonuner  aupr^s  de  la  Commis- 
sion  d'enqaßtedes  agents  sp^cianjc  avec  la  mission  de  Les  repräsenter  et  de 
servir  d'intermädiaires  entre  Blies  et  la  Gommission. 

Blies  sont,  en  ontre,  autorisöes  ä  charger  des  conseils  on  avocats 
nommäs  par  elles,  d'exposer  et  de  soutenir  lenrs  intärSts  devant  la  Gommission. 

Art.  15.  —  Le  Bureau  International  de  la  Gour  permanente  d'arbitrage 
sert  de  greSe  auz  Gommissions  qui  siögent  k  LaHaye,  et  mettra  ses  locauz 
et  son  Organisation  k  la  disposition  des  Puissances  contractantes  pour  le 
fonctionnement  de  la  Gommission  d'enqu^te. 

Art.  16.  —  Si  la  Gommission  si^e  ailleurs  qu'&  La  Haye,  eile  nomme 
un  Secrätaire-G^näral  dont  le  bureau  lui  sert  de  greffe. 

Le  greffe  est  chargä,  sous  Tautoritä  du  Präsident,  de  Torganisation 
materielle  des  säances  de  la  Gommission,  de  la  rädaction  des  procäsverbaux 
et,  pendant  le  temps  de  Penquäte,  de  la  garde  des  archives  qui  seront  ensuite 
versäes  au  Bureau  International  de  La  Haye. 

Art.  17.  —  Bn  vue  de  faciliter  Tinstitution  et  le  fonctionnement  des 
Gommissions  d'enquäte,  les  Puissances  contractantes  recommandent  les  rägles 
snivantes  qui  seront  applicables  k  la  procädure  d'enquäte  en  tant  que  les 
Parties  n'adopteront  pas  d'autres  rägles. 

Art.  18.  —  La  Gommission  räglera  les  dätails  de  la  procädure  non 
prävus  dans  la  Convention  speciale  d'enquäte  ou  dans  la  präsente  Convention, 
et  procädera  k  toutes  les  formalitäs  que  comporte  Tadministration  des  preuves. 

Art.  19.  —  L'enquäte  a  lieu  contradictoirement. 

Aux  dates  prävues,  chaque  Partie  communique  k  la  Gommission  et  k 
Tautre  Partie  les  exposäs  de  faits,  s'il  y  a  lieu,  et,  dans  tous  les  cas,  les 
actes,  piäces  et  documents  qu'Elle  juge  utiles  k  la  däcouverte  de  la  väritä, 
ainsi  que  la  liste  des  tämoins  et  des  ezperts  qu*elle  däsire  faire  entendre. 

Art.  20.  —  La  Gommission  a  la  facultä,  avec  l'assentiment  des  Parties, 
de  se  transporter  momentanäment  sur  les  lieux  oü  eile  juge  utile  de  recourir 
k  ce  moyen  d'information  ou  d'y  däläguer  un  ou  plusieurs  de  ses  membres. 
L'autorisation  de  l'J^tat  sur  le  territoire  duquel  il  doit  ätre  procädä  k  cette 
information  devra  ätre  obtenue. 

Art.  21.  —  Toutes  constatations  materielles,  et  toutes  visites  des  lieuz 
doivent  ätre  faites  en  präsence  des  agents  et  conseils  des  Parties  ou  eux 
düment  appeläs. 

Art.  22.  —  La  Gommission  a  le  droit  de  soUiciter  de  l'une  ou  Tautre 
Partie  telles  explications  ou  informations  qu'elle  juge  utiles. 
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Art.  23.  —  Les  Parties  s'engagent  k  fonmir  k  la  Gommission  d'enqn^te, 
dans  la  plus  large  mesnre  qu'Elles  jugeront  possible,  tous  les  moyens  et 
toutes  les  facultas  n^cessaires  pour  la  connaissance  compl^te  et  Tappr^ciation 
exacte  des  faits  en  question. 

Elles  s'engagent  k  user  des  moyens  dont  Blies  disposent  d'apr^  leur 
l6gislation  Interieure,  pour  assurer  la^comparution  des  t^moins  ou  des  experU 
ee  trouvant  sur  leur  territoire  et  cit^s  devant  la  Gommission. 

Si  ceux-ci  ne  peuvent  comparaltre  devant  la  Gommission  EUes  feront 
proc^der  k  leur  audition  devant  leurs  autorit^s  comp^tentes. 

Art.  24.  —  Pour  toutes  les  notifications  que  la  Gommission  aurait  k 
faire  sur  le  territoire  dune  tierce  Puissance  contractante,  la  Gommission 
s'adressera  directement  au  Gouvernement  de  cette  Puissance.  II  en  sera  de 
mSme  sll  s^agit  de  faire  proc^der  sur  place  k  F^tablissement  de  tous  moyens 
de  preuve. 

Les  requötes  adress^es  k  cet  effet  seront  execut(5es  suivant  les  moyens 
dont  la  Puissance  requise  dispose  d'apr^s  Sa  l^gislation  int^rieure.  EUes  ne 
peuvent  6tre  refus^es  que  si  cette  Puissance  les  juge  de  nature  k  porter 
atteinte  k  Sa  souverainet^  ou  k  Sa  s^curit^. 

La  Gommission  aura  aussi  toujours  la  facnlt^  de  recourir  k  Tinterm^ 
diaire  de  la  Puissance  sur  le  territoire  de  laquelle  eile  a  son  sidge. 

Art.  25.  —  Les  tömoins  et  les  experts  sont  appel^s  k  la  reqn^te  des 
Parties  ou  d'office  par  la  Gommission,  et,  dans  tous  les  cas,  par  Tinterm^diaire 
du  Gouvernement  de  T^tat  sur  le  territoire  duquel  ils  se  trouvent. 

Les  t^moins  sont  entendus,  successivement  et  s^pardment,  en  pr^sence 
des  agents  et  des  conseils  et  dans  un  ordre  k  fixer  par  la  Gommission. 

Art.  26.  —  L'interrogatoire  des  t^moins  est  conduit  par  le  President. 

Les  membres  de  la  Gommission  peuvent  n^anmoins  poser  &  chaqae 
t^moin  les  questions  qu'ils  croient  convenables  pour  ^claircir  ou  compl^ter 
sa  döposition,  ou  pour  se  renseigner  sur  tout  ce  qui  concerne  le  t^moin  dans 
les  limites  n^cessaires  k  la  manifestation  de  la  v^ritö. 

Les  agents  et  les  conseils  des  Parties  ne  peuvent  interrompre  le  t^moin 
dans  sa  d^position,  ni  lui  faire  aucune  Interpellation  directe,  mais  peuvent 
demander  au  President  de  poser  au  t^moin  telles  questions  compl^mentaires 
qu'ils  jugent  utiles. 

Art.  27.  —  Le  tdmoin  doit  d^poser  sans  qu'il  lui  soit  permis  de  lire 
aucun  projet  ^crit.  Toutefois,  il  peut  6tre  autoris^  par  le  President  k  s'aider 
de  notes  ou  documents  si  la  nature  des  faits  rapport^s  en  n^cessite  TemploL 
Art.  28.  —  Proc6s-verbal  de  la  döposition  du  t^moin  est  dressö  s^nce 
tenante  et  lecture  en  est  donn^e  an  t^moin.  Le  t^moin  peut  y  faire  tels 
changements  et  additions  que  bon  lui  semble  et  qui  seront  consign^s  k  la 
suite  de  sa  d^position. 

Lecture  faite  an  t^moin  de  l'ensemble  de  sa  d^position,  le  tömoin  est 
requis  de  signer. 
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Art.  29.  —  Les  agents  sont  autoris^s,  au  conrs  ou  ä  la  fin  de  Tenqu^te, 
k  präsenter  par  6crit  ä  la  Commission  et  k  l'autre  Partie  tels  dires,  r^qui- 
fiitions  on  r^snm^s  de  lait,  quils  jngent  ntiles  k  la  d^converte  de  la  v^rit^. 

Art.  30.  —  Les  d^lib^rations  de  la  Commission  ont  lien  k  hnis  clos  et 
restent  secr^tes. 

Tonte  d^cision  est  prise  k  la  majoritö  des  membres  de  la  Commission. 

Le  refns  d'an  membre  de  prendre  part  an  vote  doit  6tre  constatö  dans 
le  procfes-verbal. 

Art.  31.  —  Les  söances  de  la  Commission  ne*  sont  pnbliqnes  et  les 
proc^s-yerbaux  et  documents  de  Tenquöte  ne  sont  rendns  publics  qn'en  vertu 
d'ime  d^cision  de  la  Commission,  prise  arec  Tassentiment  des  Parties. 

Art  32.  —  Les  Parties  ayant  prösent^  tous  les  ^claircissements  et 
preuves,  tous  les  t^moins  ayant  ötö  entendus,  le  President  prononce  la 
cldture  de  Tenqu^te  et  la  Commission  s'ajoume  pour  dölib^rer  et  r^diger  son 
rapport 

Art.  33.  —  Le  rapport  est  sign^  par  tous  les  membres  de  la  Commission. 

Si  un  des  membres  refuse  de  signer,  mention  en  est  faite;  le  rapport 
reste  n6anmoins  yalable. 

Art.  34.  —  Le  rapport  de  la  Commission  est  In  en  s^ance  publique, 
les  agents  et  les  conseils  des  Parties  pr^sents  ou  ddment  appel^s. 

Un  exemplaire  du  rapport  est  remis  k  chaque  Partie. 

Art.  30.  —  Le  rapport  de  la  Commission,  limit^  k  la  constatation  des 
faits,  n'a  nuUement  le  caract^re  d'une  sentence  arbitrale.  II  laisse  aux  Parties 
nne  entiöre  libert^  pour  la  suite  k  donner  k  cette  constatation. 

Art.  36.  —  Cbaque  Partie  Supporte  ses  propres  frais  et  une  part  6gale 
des  frais  de  la  Commission. 

Titre  IV. 
De  Tarbitrage  international. 
Chapitre  I. 
De  la  Justice  arbitrale. 
Art.  37.  —  L'arbi trage  international  a  pour  objet  le  rdglement  de  litiges 
entre  les  £tats  par  des  juges  de  leur  choix  et  sur  la  base  du  respect  du  droit. 
Le  reconrs  k  l'arbitrage  implique  Tengagement  de  se  soumettre  de  bonne 
foi  k  la  sentence. 

Art.  38.  —  Dans  les  questions  d'ordre  juridique,  et  en  premier  lieu, 
dans  les  questions  d' Interpretation  ou  d'appllcation  des  Conventions  inter- 
nationales, l'arbitrage  est  reconnu  par  les  Puissances  contractantes  comme  le 
moyen  le  plus  efiicace  et  en  mdme  temps  le  plus  ^quitable  de  rögler  les  litiges 
qui  n'ont  pas  H6  rC'Solus  par  les  voies  diplomatiques. 

En  cons^quence,  il  serait  dOsirable  que,  dans  les  litiges  sur  les  questions 
Busmentionnöes,  les  Puissances  contractantes  cussent,  le  cas  (^ch^ant,  reconrs 
k  Tarbitrage,  en  tant  que  les  circonstanccs  le  permettraient. 

Art.  39.  —  La  Convention  d'arbi trage  est  conclue  pour  des  contestations 
d€}k  n^es  ou  pour  des  contestations  öventuelles. 
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Elle  pent  concemer  tont  litige  ou  senlement  les  litiges  d'one  cat^rie 
d^terminöe. 

Art.  40.  —  Ind^pendamment  des  Trait^s  g^nörauz  ou  particuliers  qoi 
sipulent  actuellement  Tobligation  du  recours  k  Tarbitrage  pour  les  PuisBances 
contractantes,  ces  Puissances  se  r^servent  de  conclure  des  accords  nouveanx, 
g6n6rauz  ou  particuliers,  en  rue  d'6tendre  Tarbitrage  obligatoire  k  tous  les 
cas  qu'elles  jugeront  possible  de  lui  soumettre. 

Ghapitre  U. 
De  la  Gour  permanente  d'arbitrage. 

Art.  41.  —  Dans  le  but  de  faciliter  le  recours  imm6diat  k  Tarbitrage 
pour  les  diff6rends  intemationaux  qui  n'ont  pu  6tre  r^lös  par  la  Yoie  diplo- 
matique, les  Puissances  contractantes  s'engagent  k  maintenir,  teile  qu'elle  a 
^t^  stabile  par  la  Premiere  Gonförence  de  la  Paix,  la  Gour  permanente  d'ar- 
bitrage, accessible  en  tont  temps  et  fonctionnant,  sauf  stipulation  contraire 
des  Parties,  conform^ment  aus  r^gles  de  procödure  insöröes  dans  la  pr6aente 
Gonvention. 

Art.  42.  —  La  Gour  permanente  est  comp6tente  pour  tous  les  cas  d  u- 
bitrage,  k  moins  qu'il  n'y  ait  entente  entre  les  Parties  pour  retablissement 
d'nne  juridiction  speciale. 

Art.  43.  —  La  Gour  permanente  a  son  si^e  k  La  Haye. 

ün  Bureau  international  sert  de  greffe  k  la  Gour;  il  est  rinterm^diaire 
des  Communications  relatives  aux  r^unions  de  celle-ci;  il  a  la  garde  des  ar- 
cbiyes  et  la  gestion  de  toutes  les  affaires  administratives. 

Les  Puissances  contractantes  s'engagent  k  communiqner  au  Bureau, 
aussitdt  que  possible,  une  copie  certifiöe  conforme  de  tonte  stipulation  d'ar- 
bitrage interyenue  entre  elles  et  de  tonte  sentence  arbitrale  les  conoernant 
et  rendue  par  des  juridictions  speciales. 

Elles  s'engagent  k  communiquer  de  m6me  au  Bureau  les  lois,  r^Iementa 
et  documents  constatant  ^ventuellement  Tex^cution  des  sentences  rendues  par 
la  Gour. 

Art.  44.  —  Ghaque  Puissance  contractante  dösigne  quatre  personnes  an 
plus,  d'une  comp<^tence  reconnue  dans  les  questions  de  droit  international, 
jouissant  de  la  plus  baute  consid^ration  morale  et  dispos^es  k  accepter  les 
fonctions  d'arbitre. 

Les  personnes  ainsi  d6sign6es  sont  inscrites,  au  titre  de  membres  de  la 
Gour,  sur  une  liste  qui  sera  notifi^e  k  toutes  les  Puissances  contractantes 
par  les  soins  du  Bureau. 

Tonte  modification  k  la  liste  des  arbitres  est  port^e,  par  les  soins  da 
Bureau,  k  la  connaissance  des  Puissances  contractantes. 

Deux  ou  plusieurs  Puissances  peuvent  s'entendre  pour  la  d^signation 
en  commun  d*un  ou  de  plusieurs  membres. 

La  möme  personne  peut  ötre  d6sign6e  par  des  Puissances  diff^rentes. 

Les  membres  de  la  Cour  sont  nomm^s  pour  un  terme  de  six  ans.  Lenr 
mandat  peut  ßtre  renouvel6. 
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Bn  cas  de  d^c^s  ou  de  retraite  d'nn  membre  de  la  Cour,  il  est  ponrvn 
k  son  remplacement  selon  le  mode  fixö  pour  sa  nominaüon,  et  ponr  nne 
nonvelle  p6riode  de  siz  ans. 

Art.  45.  —  Lorsqne  les  Poissances  contractantes  venlent  s'adresser  k 
la  Cour  permanente  pour  le  r^glement  d'un  diff^rend  survenu  entre  elles,  le 
€hoix  des  arbitres  appel^s  k  former  le  Tribunal  comp^tent  pour  statuer  sur 
ce  diff^rend,  doit  6tre  fait  dans  la  liste  g^n^rale  des  membres  de  la  Cour. 

A  döfaut  de  Constitution  du  Tribunal  arbitral  par  Taccord  des  Parties, 
il  est  proc6d6  de  la  manidre  suivante: 

Chaque  Partie  nomme  deux  arbitres,  dont  nn  seulement  peut  6tre  son 
national  ou  choisi  parmi  ceuz  qui  ont  ^t^  d6sign6s  par  eile  comme  membres 
de  la  Cour  permanente.    Ces  arbitres  choisissent  ensemble  un  surarbitre. 

En  cas  de  partage  des  roix,  le  choiz  du  surarbitre  est  confi6  k  une 
Puissance  tierce,  d^sign^e  de  commun  accord  par  les  Parties. 

Si  Taccord  ne  s'^tablit  pas  k  ce  sujet,  chaque  Partie  d^signe  une 
Puissance  diff6rente  et  le  choix  du  surarbitre  est  fait  de  concert  par  les 
Puissances  -ainsi  d^sign^es. 

Si,  dans  un  dälai  de  deux  mois,  ces  deux  Tuissances  n'ont  pu  tomber 
d'accortJ,  chacune  d'elles  präsente  deux  candidats  pris  sur  la  liste  des  membres 
de  la  Cour  permanente,  en  dehors  des  membres  d^sign^s  par  les  Parties  et 
n'^tant  les  nationaux  d'aucune  d'elles.  Le  sort  d^termine  lequel  des  candidats 
ainsi  pr^sent^s  sera  le  surarbitre. 

Art.  46.  —  D6s  que  le  Tribunal  est  composä,  les  Parties  notifient  au 
Bureau  leur  d^cision  de  s'adresser  k  la  Cour,  le  texte  de  leur  compromis,  et 
les  noms  des  arbitres. 

Le  Bureau  communique  sans  d^lai  k  chaque  arbitre  le  compromis  et 
les  noms  des  autres  membres  du  Tribunal. 

Le  Tribunal  se  r^unit  k  la  date  fixöe  par  les  Parties.  Le  Bureau 
pourvoit  k  son  installation. 

Les  membres  du  Tribunal,  dans  l'exerdce  de  leurs  fonctions  et  en  dehors 
de  leur  pays,  jouissent  des  priTÜ^ges  et  immunit^s  diplomatiques. 

Art.  47.  —  Le  Bureau  est  autoris^  k  mettre  ses  locaux  et  son  Organi- 
sation k  la  disposition  des  Puissances  contractautes  pour  le  fonctionnement 
de  toute  juridiction  speciale  d'arbitrage. 

La  juridiction  de  la  Cour  permanente  peut  6tre  ^tendue,  dans  les  con- 
ditions  prescrites  par  les  rdglements,  aux  litiges  existant  entre  des  Puissances 
non  contractantes  ou  entre  des  Puissances  contractantes  et  des  Puissances 
non  contractantes,  si  les  Parties  sont  convenues  de  recourir  k  cette  juridiction. 

Art.  48.  —  Les  Puissances  contractantes  consid^rent  comme  un  deyoir, 
dans  le  cas  oü  un  conflit  aigu  menacerait  d'öclater  entre  deux  ou  plusieurs 
d 'entre  elles,  de  rappeler  k  celles-ci  que  la  Cour  permanente  leur  est  ouyerte. 

En  cons^quence,  elles  d^clarent  que  le  fait  de  rappeler  aux  Parties  en 
conflit  les  dispositions  de  la  präsente  Convention,  et  le  conseil  donnö,  dans 
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l'int^r^t  snpärienr  de  la  paix,  de  s'adresser  k  la  Oonr  permanente,  ne  penvent 
6tre  consid^r^s  que  comme  actes  de  bons  Offices. 

£n  cas  de  conflit  entre  deux  Puissances,  Tone  d'elles  poorra  tonjonr» 
adresser  an  Burean  international  nne  note  contenant  sa  d^claration  qn'elle 
aerait  dispos^e  ä  soomettre  le  diff^rend  k  an  arbitrage. 

Le  Borean  devra  porter  aussitöt  la  d^claration  k  la  connaissance  de 
Tantre  Poissance. 

Art.  49.  —  Le  Conseil  administratif  permanent,  composö  des  Reprisen- 
tants  diplomatiqnes  des  Pnissances  contractantes  accr^dit^  k  La  Haye  et  da 
Ministre  des  Affaires  ll^trangöres  des  Pays-Bas,  qni  remplit  les  fonctions  de 
President,  a  la  direction  et  le  contröle  du  Bureau  international. 

Le  Conseil  arr^te  son  r^glement  d'ordre  ainsi  que  tous  autres  r^lement» 
nöcessaires. 

n  d^ide  toutes  les  questions  administratives  qui  pourraient  surgir 
touchant  le  fonctionnement  de  la  Cour. 

n  a  tout  pouYoir  quant  k  la  nomination,  la  Suspension  ou  la  r^yocatioD 
des  fonctionnaires  et  employ^s  du  Bureau. 

n  fixe  les  traitements  et  salaires,  et  contrdle  la  d^pense  gön^rale. 

La  pr6sence  de  neu!  membres  dans  les  r^unions  düment  conyoqu6e& 
Buffit  pour  permettre  au  Conseil  de  d6Iib6rer  yalablement  Les  d^isions 
8ont  prises  k  la  majorit^  des  voix. 

Le  Conseil  communique  Sana  d^lai  aux  Puissances  contractantes  les 
r^lements  adopt^s  par  lui.  H  leur  präsente  chaque  annöe  un  rapport  snr 
les  traraux  de  la  Cour,  sur  le  fonctionnement  des  Services  administratifs  et 
sur  les  d^penses.  Le  rapport  contient  ^galement  un  r4sum4  du  contenu 
essentiel  des  documents  communiqu^s  au  Bureau  par  les  Puissances  en  yerta 
de  Tarticle  43  alin^as  3  et  4. 

Art.  60.  —  Les  frais  du  Bureau  seront  support^s  par  les  Puissances 
contractantes  dans  la  proportion  6tablie  pour  le  Bureau  international  de 
rUnion  postale  universelle. 

Les  frais  k  la  Charge  des  Puissances  adh^rentes  seront  compt^  k  partir 
du  jour  oü  leur  adh^sion  produit  ses  eSets. 

Chapitre  IIL 
De  la  proc^dure  arbitrale. 

Art.  51.  —  En  vue  de  favoriser  le  d^veloppement  de  Tarbitrage,  les^ 
Puissances  contractantes  ont  arrGt^  les  r^gles  suivantes  qui  sont  applicables 
k  la  proc^dure  arbitrale,  en  tant  que  les  Parties  ne  sont  pas  convoiues 
d'autres  r^gles. 

Art.  52.  -7-  Les  Puissances  qui  recourent  k  Tarbitrage  signent  nn 
compromis  dans  lequel  sont  d^termin^s  4'objet  du  litige,  le  dölai  de  nomi- 
nation  des  arbitres,  la  forme,  l'ordre  et  les  d61ais  dans  lesquels  la  commnni- 
cation  vis^e  par  Tarticle  63  devra  ^tre  faite,  et  le  montant  de  la  eomme  que 
chaque  Partie  aura  k  d^poser  k  titre  d'avance  pour  les  frais. 
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Le  compromis  d^termine  ^galement,  s'il  y  a  lien,  le  mode  de  nomination 
des  arbitres,  tons  pouvoirs  spöcianz  öventuels  da  Tribunal,  son  si6ge,  la 
langne  dont  il  fera  usage  et  Celles  dont  l'emploi  sera  autoris^  devant  loi,  et 
g^n^ralement  tontes  les  conditions  dont  les  Parties  sont  convennes. 

Art.  63.  —  La  Conr  permanente  est  compötente  pour  r^tablissement  da 
compromis,  si  les  Parties  sont  d'accord  pour  s'en  remettre  ä  eile. 

Elle  est  ^galement  compötente,  mßme  si  la  demande  est  faite  seulement 
par  Tone  des  Parties,  apr^s  qn'un  accord  par  la  voie  diplomatique  a  6t6 
yainement  essayö,  quand  il  s'agit: 

10  d'an  difförend  rentrant  dans  an'  Trait^  d'arbitrage  g^n^ral  conclu  oa 
renouyel^  aprös  la  mise  en  vigaeor  de  cette  Conrention  et  qui  pr^roit  pour 
chaqae  difförend  un  compromis  et  n'exclut  pour  Tötablissement  de  ce  dernier 
ni  ezplicitement  ni  implicitement  la  comp^tence  de  la  Cour.  Toutefois,  le 
recoors  ä  la  Cour  n*a  pas  lieu  si  Taatre  Partie  d^clare  qu'&  son  avis  le 
difförend  n'appartient  pas  &  la  catögorie  des  diff^rends  k  soumettre  k  an 
arbitrage  obligatoire,  ä  moins  que  le  Trait^  d'arbitrage  ne  conföre  au  Tri- 
bunal arbitral  le  pouYoir  de  d^cider  cette  qaestion  pröalable; 

2fi  d'un  difförend  provenant  de  dettes  contractuelles  r^clam^es  k  une 
Puissance  par  une  autre  Puissance  comme  dues  &  ses  nationaux,  et  pour  la 
Solution  duquel  ToSre  d'arbitrage  a  4t^  accept^e.  Cette  disposition  n'est 
pas  applicable,  si  Tacceptation  a  6tö  subordonn^e  k  la  condition  que  le 
compromis  seit  6tabli  selon  un  autre  mode. 

Art.  64.  —  Dans  les  cas  pr^TUS  par  Tarticle  pr^c^dent,  le  compromis 
sera  ötabli  par  une  commission  composöe  de  cinq  membres  d6sign^s  de  la 
mani^e  pr^vue  k  l'article  4ö  alinöas  3  &  6. 

'  Le  cinquiöme  membre  est  de  droit  President  de  la  commission. 

Art.  55.  —  Les  fonctions  arbitrales  peavent  6tre  conföröes  ä.  an  arbitre 
unique  ou  k  plusieurs  arbitres  dösignös  par  les  Parties  ä  lenr  grö,  ou  cboisia 
par  elles  parmi  les  membres  de  la  Cour  permanente  d'arbitrage  6tablie  par 
la  präsente  Conyention. 

Au  d^faut  de  Constitution  du  Tribunal  par  Taccord  des  Parties,  il  est 
proc6d6  de  la  maniöre  indiqu6e  k  Tarticle  45  alin^as  3  ä  6. 

Art.  56.  —  Lorsqu'un  SouTerain  ou  un  Chef  d'^tat  est  choisi  pour 
arbitre,  la  proc^dure  arbitrale  est  r6gl^e  par  Lui. 

Art.  57.  —  Le  surarbitre  est  de  droit  President  du  Tribunal. 

Lorsque  le  Tribunal  ne  comprend  pas  de  surarbitre,  il  nomme  luimdme 
son  President. 

Art.  58.  —  En  cas  d'^tablissement  du  compromis  par  one  commission, 
teile  qu'elle  est  Yis6e  k  Tarticle  54,  et  sauf  stipulation  contraire,  la  com- 
mission elle-mßme  formera  le  Tribunal  d'arbitrage. 

Art.  59.  —  En  cas  de  däc^s,  de  d^mission  ou  d'emp^cbement,  pour 
quelque  cause  que  ce  soit,  de  Tun  des  arbitres,  il  est  pourru  k  son  remplace- 
ment  selon  le  mode  fix6  pour  sa  nomination. 
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Art.  60.  —  A  d<^!aut  de  d^signation  par  les  Parties,  le  Tribunal  si^ 
k  La  Haye. 

Le  Tribunal  ne  peut  si^ger  sur  le  territoire  d'une  tierce  Puissanoe 
qu'arec  Tassentiment  de  celle-ci. 

Le  si^ge  une  fois  fix^  ne  peut  6tre  chang6  par  le  Tribunal  qn^arec 
Tassentiment  des  Parties. 

Art.  61.  —  Si  le  compromis  n'a  pas  döterminö  les  langues  k  employer, 
il  en  est  d^cidö  par  le  Tribunal. 

Art.  62.  —  Les  Parties  ont  le  droit  de  nommer  auprfes  du  Tribunal 
des  agents  sp^ciaux,  avec  la  mission  de  seryir  dlntermödiaires  entre  eUes  et 
le  Tribunal. 

Elles  sont  en  outre  autoris^es  k  charger  de  la  defense  de  leurs  droits 
et  int^r^ts  devant  le  Tribunal,  des  conseils  ou  avocats  nomm^s  par  elles  i 
cet  effet. 

Les  membres  de  la  Cour  permanente  ne  peurent  exercer  les  fonctions 
d' agents,  conseils  ou  avocats,  qu'en  fareur  de  la  Puissance  qui  les  a  nomm^ 
membres  de  la  Cour. 

Art  63.  —  La  proc^dure  arbitrale  comprend  en  rögle  g^n^rale  deuz 
phases  distinctes:  Tinstruction  ^crite  et  les  d6bats. 

L'instruction  öcrite  consiste  dans  la  communication  fait  par  les  agents 
rcspectifs,  aux  membres  du  Tribunal  et  k  la  Partie  adverse,  des  m^moires, 
des  contre-m^moires  et,  au  besoin,  des  r^pliques ;  les  Parties  y  joignent  toutes 
pi^ces  et  documents  inToqu6s  dans  la  cause.  Cette  communication  aura 
lieu,  directement  ou  par  rintorm^diaire  du  Bureau  international,  dans  Tordre 
et  dans  les  d^lais  d^terminös  par  le  compromis. 

Les  d^lais  fix^s  par  le  compromis  pourront  ^tre  prolongös  de  commun 
accord  par  les  Parties,  ou  par  le  Tribunal  quand  il  le  juge  nöcessaire  pour 
arriyer  k  une  d^cision  juste. 

Les  d^bats  consistent  dans  le  d^veloppement  oral  des  moyens  des 
Parties  devant  le  Tribunal. 

Art.  64.  —  Toute  piöce  produite  par  l'une  des  Parties  doit  6tre  com- 
muniqu^e,  en  copie  certiii^e  conforme,  k  Tautre  Partie. 

Art.  60.  —  A  moins  de  circonstances  speciales,  le  Tribunal  ne  se  räumt 
qu'apr^s  la  cldture  de  Tinstruction. 

Art.  66.  —  Les  d^bats  sont  dirigös  par  le  Präsident. 

Ils  ne  sont  publics  qu'en  vertu  d'une  däcision  du  Tribunal,  prise  avec 
l'assentiment  des  Parties. 

Ils  sont  consignäs  dans  des  procäsverbaux  r6dig6s  par  des  secrätaires 
que  nomme  le  Präsident.  Ces  procäsverbaux  sont  signäs  par  le  Präsident  et 
par  un  des  secrätaires;  ils  ont  seuls  caractäre  authentique. 

Art.  67.  —  L'instruction  ätant  close,  le  Tribunal  a  le  droit  d'äcarter 
du  däbat  tous  actes  ou  documents  nouveaux  qu'une  des  Parties  voudrait  lui 
soumettre  sans  le  consentcment  de  l'autre. 
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Art.  68.  —  Le  Tribunal  demeore  libre  de  prendre  en  considöration  les 
actes  oa  docnments  nonreaux  sar  lesquels  les  agents  oa  conseils  des  Parties 
appelleraient  son  attention. 

En  ce  cas,  le  Tribunal  a  le  droit  de  requ^rir  la  production  de  ces 
actes  ou  documents,  sauf  Tobligation  d'en  donner  connaissance  ä  la  Partie 
adverse. 

Art  69.  —  Le  Tribunal  peut,  en  outre,  requ6rir  des  agents  des  Parties 
la  production  de  tous  actes  et  demander  toutes  explications  n^cessaires.  En 
cas  de  refus,  le  Tribunal  en  prend  acte. 

Art.  70.  —  Les  agents  et  les  conseils  des  Parties  sont  autoris^s  ä 
präsenter  oralement  au  Tribunal  tous  les  moyens  qu'ils  jngent  ntiles  k  la 
defense  de  leur  cause. 

Art.  71.  —  Ils  ont  le  droit  de  soulever  des  exceptions  et  des  incidents. 
Les  d^cisions  du  Tribunal  sur  ces  points  sont  definitives  et  ne  peuvent  donner 
lieu  ä  aucune  discussion  ult^rieure. 

Art.  72.  —  Les  membres  du  Tribunal  ont  le  droit  de  poser  des  questions 
aux  agents  et  aux  conseils  des  Parties  et  de  leur  demander  des  6claircisse- 
ments  sur  les  points  douteux. 

Ni  les  questions  pos^es,  ni  les  observations  faites  par  les  membres  du 
Tribunal  pendant  le  cours  des  d^bats  ne  peuvent  6tre  regard^es  comme 
Texpression  des  opinions  du  Tribunal  en  g^nöral  ou  de  ses  membres  en 
particulier. 

Art.  73.  —  Le  Tribunal  est  autoris^  k  d^terminer  sa  comp^tence  en 
interpr^tant  le  compromls  ainsi  que  les  autres  Trait^s  qui  peuvent  dtre 
invoquös  dans  la  matidre,  et  en  appliquant  les  principes  du  droit. 

Art.  74.  —  Le  Tribunal  a  le  droit  de  rendre  des  ordonnances  de  proc^- 
dure  pour  la  direction  du  procös,  de  d^terminer  les  formes,  Tordre  et  les 
d^lais  dans  lesquels  chaque  Partie  devra  prendre  ses  conclusions  finales,  et 
de  proc^der  ä  toutes  les  formalit^s  que  comporte  Tadministration  des  preuves. 

Axt.  76.  ~  Les  Parties  s'engagent  k  foumir  au  Tribunal,  dans  la  plus 
large  mesnre  qu'elles  jugeront  possible,  tous  les  moyens  nöcessaires  pour  la 
d^ision  du  litige. 

Art.  76.  —  Pour  toutes  les  notifications  que  le  Tribunal  aurait  &  faire 
sur  le  territoire  d'une  tierce  Puissance  contractante,  le  Tribunal  s'adressera 
directement  au  Gouvernement  de  cette  Puissance.  II  en  sera  de  m^me  s'il 
8*agit  de  faire  proc^der  sur  place  k  T^tablissement  de  tous  moyens  de  preuve. 

Les  requötes  adress^es  k  eet  eSet  seront  exöcut^es  suivant  les  moyens 
dont  la  Puissfince  requise  dispose  d'apr^s  sa  l^gislation  int^rienre.  Elles  ne 
peuvent  6tre  refus6es  que  si  cette  Puissance  les  juge  de  nature  k  porter 
atteinte  k  sa  souverainet^  ou  k  sa  s^curit^. 

Le  Tribunal  aura  aussi  toujours  la  facult^  de  recourir  k  Tinterm^diaire 
de  la  Puissance  sur  le  territoire  de  laquelle  il  a  son  si^ge. 


440  Doknmente  der  zweiten  Friedenskonferenz, 

Art.  77.  —  Les  agents  et  les  conseils  des  Parties  ayant  pr^sent6  tons 
les  ^claircissements  et  preures  k  l'appui  de  leor  cause,  le  Pr^ident  prononoe 
la  cldtnre  des  döbats. 

Art.  78.  —  Les  d^lib^rations  du  Tribnnal  ont  liea  ä  huis  clos  et  restent 
Beerbtes. 

Tonte  d^cision  est  prise  k  la  majoritd  de  ses  membres. 

Art.  79.  —  La  sentence  arbitrale  est  motiTÖe.  Elle  mentionne  les 
noms  des  arbitres;  eile  est  sign^  par  le  President  et  par  le  greffier  on  le 
secrötaire  faisant  fonctions^de  greffier. 

Art.  80.  —  La  sentence  est  lue  en  söance  publique,  les  agents  et  les 
conseils  des  Parties  pr^sents  ou  düment  appel^s. 

Art.  81.  —  La  sentence.  ddment  prononc^e  et  notifi^  aux  agents  des 
Parties,  d^cide  d^finitivement  et  sans  appel  la  contestation. 

Art.  82.  —  Tout  difförend  qui  pourrait  surgir  entre  les  Parties,  concer- 
nant  Tinterpr^tation  et  Tex^cution  de  la  sentence,  sera,  sauf  stipulation 
contraire,  soumis  au  jugement  du  Tribunal  qui  Ta  rendue. 

Art.  83.  —  Les  Parties  peuvent  se  i^server  dans  le  compromis  de 
demander  la  r^vision  de  la  sentence  arbitrale. 

Dans  ce  cas,  et  sauf  stipulation  contraire,  la  demande  doit  6tre  adress^e 
au  Tribunal  qui  a  rendu  la  sentence.  Elle  ne  peut  6tre  motivöe  que  par 
la  döcourerte  d'un  fait  nouyeau  qui  ett  6t6  de  nature  k  exercer  une  inflaenoe 
d^cisiye  sur  la  sentence  et  qui,  lors  de  la  clötnre  des  döbats,  ötait  inconna 
du  Tribunal  lui-m^me  et  de  la  Partie  qui  a  demande  la  r^vision. 

La  proc^dure  de  r^vision  ne  peut  ^tre  ouyerte  que  par  une  d^ision  du 
Tribunal  constatant  express^ment  Texistence  du  fait  nouyeau,  Ini  reconnaiasant 
les  caract^res  pr^yus  par  le  paragraphe  pr^cödent  et  d^arant  k  ce  Ütre  la 
demande  receyable. 

Le  compromis  d^termine  le  d^lai  dans  lequel  la  demande  de  r^yision 
doit  6tre  formte. 

Art.  84.  —  La  sentence  arbitrale  n'est  obligatoire  que  pour  les  Peirties 
en  litige. 

Lorsqu'il  s'agit  de  Tinterpr^tation  d'une  conyention  k  laquelle  ont  par- 
ticip^  d'autres  Puissances  que  les  Parties  en  litige,  celles-ci  ayertissent  en 
temps  utile  toutes  les  Puissances  signataires.  Chacune  de  ces  Puissances  a 
le  droit  d'interyenir  au  procös.  Si  une  ou  plusieurs  d'entre  elles  ont  profit6 
de  cette  facult^,  Tinterprötation  contenue  dans  la  sentence  est  ^aleme&t 
obligatoire  k  leur  6gard. 

Art.  85.  —  Ghaque  Partie  Supporte  ses  propres  frais  et  une  part  6gale 
des  frais  du  Tribunal. 

Chapitre  IV. 
De  la  proc6dnre  sommaire  d^arbitrage. 

Art.  86.  —  En  vue  de  faciliter  le  fonctionnement  de  la  justice  arbitrale, 
lorsqu'il  s'agit  de  litiges  de  nature  k  comporter  une  proc^dnre  sommaire,  les 
Puissances  contractantes  arrßtent  les  r^gles  ci-apr^s  qui  seront  suiyies  en 
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Vabseoce   de   stipulatioiis   diSörentes,    et   sous   r^serve,   le   cas   6ch^ant,   de 
rapplication  des  dispositions  du  chapitre  III  qui  ne  seraient  pas  contraires. 

Art.  87.  —  Ohacnne  des  Parties  en  litige  nomme  an  arbitre.  Les  deuz 
arbitres  ainsi  dösign^s  choisissent  an  sararbitre.  S'ils  ne  tombent  pas  d'accord 
k  ce  sajet,  chacan  präsente  deox  candidats  pris  sor  la  liste  g^n^rale  des 
membres  de  la  Cour  permanente,  en  dehors  des  membres  indiqnäs  par  chacane 
des  Parties  elles-m^mes  et  n'6tant  les  nationaax  d'aacune  d'elles;  le  sort 
d^termine  leqnel  des  candidats  ainsi  prösent^s  sera  le  sararbitre. 

Le  sararbitre  pr^side  le  Tribunal,  qui  rend  ses  döcisions  &  la  majoritö 
des  voix. 

Art.  88.  —  A  d^faat  d'accord  pr^alable,  le  Tribunal  fixe,  dös  qu'il  est 
constitu^,  le  d^lai  dans  leqnel  les  deuz  Parties  derront  loi  soomettre  leors 
mämoires  respectifs. 

Art.  89.  —  Chaqae  Partie  est  repr4sent6e  devant  le  Tribunal  par  an 
agent  qui  sert  d'interm^diaire  entre  le  Tribunal  et  le  Gouremement  qui  Ta 
d^sign^. 

Art.  90.  —  La  proc6dure  a  lieu  exclusivement  par  6crit.  Toutefois, 
chaque  Partie  a  le  droit  de  demander  la  comparution  de  t^moins  et  d'ezperts. 
Le  Tribunal  a,  de  son  cöt6,  la  facult6  de  demander  des  explications  orales 
auz  agents  des  deux  Parties,  ainsi  qu'aux  experts  et  aux  t^moins  dont  il 
juge  la  comparution  utile. 

Titre  V. 
Dispositions  finales. 

Art.  91.  —  La  präsente  Convention  düment  ratifiäe  remplacera,  dans 
les  rapports  entre  les  Pnissances  contractantes,  la  Convention  pour  le  rögle- 
ment  pacifique  des  conflits  internationaux  du  29  juillet  1899. 

Art.  92.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  aussitöt  que  posaible. 

Les  ratifications  seront  däpos^es  ä  La  Haye. 

Le  Premier  d^pöt  de  ratifications  sera  constat^  par  un  procös-verbal 
fiign^  par  les  repr^sentants  des  Pnissances  qui  y  prennent  part  et  par  !• 
Ministre  des  Affaires  ^trangöres  des  Pays-Bas. 

Les  d^pöts  u!t6rieurs  de  ratifications  se  leront  au  moyen  d^une  noti- 
fication  6crite,  adress6e  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  accompagn^e  de 
Tintrument  de  ratification. 

Copie  certifi^e  conforme  du  procös-verbal  relatif  au  premier  döpdt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionn^es  k  Talinöa  pr^cödent,  ainsi  que  des 
Instruments  de  ratification,  sera  immädiatement  remise,  par  les  soins  du 
Gouvernement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  aux  Pnissances 
conviöes  k  la  Deuxi^me  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qu'aux  autres  Puissancee 
qui  auront  adh^r^  k  la  Convention.  Dans  les  cas  vis4s  par  Falin^^a  pr^c^dent, 
ledit  Gouvernement  leur  fera  connaitre  en  m^me  temps  la  date  k  laquelle  il 
a  reQU  la  notification. 

Art.  93.  —  Les  Pnissances  non  signataires  qui  ont  6t6  convi^es  k  la 
Deuxiöme  Conference  de  la  Paix  poarront  adh^rer  k  la  präsente  Convention. 
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La  Poissance  qni  dösire  adh^rer  notifie  par  öcrit  son  intention  an  Qovl- 
yernement  des  Pays-Bas  en  Ini  transmettant  l'acte  d'adh^sion  qni  sera  d^posö 
dans  les  archives  dndit  Gonvernement. 

Ge  Gouvernement  transmettra  imm^diatement  k  toutes  les  antres  Pnia* 
sances  convi^es  k  la  Denxi^me  Conference  de  la  Paix  copie  certifi^e  conforme 
de  la  notification  ainsi  qne  de  •  Tacte  d'adh^sion,  en  indiqaant  la  date  ä,  la- 
quelle  il  a  recu  la  notification. 

Art.  94.  —  Les  conditions  aujKqnelles  les  Puissances  qui  n'ont  pas  ^t^ 
convi^es  ä  la  Deuxldme  Conference  de  la  Päix,  pourront  adh^rer  k  la  präsente 
Convention,  formeront  l'objet  d'une  entente  ulterieure  entre  les  Puissances 
contractantes. 

Art.  95.  —  La  präsente  Convention  produira  eSet,  pour  les  Puissances 
qui  auront  particip^  au  premier  d^pöt  de  ratifications,  soixante  jours  apr^s 
la  date  du  procfes-verbal  de  ce  d6pöt  et,  pour  les  Puissances  qui  ratifieront 
ulterieurement  ou  qui  adh^reront,  soixante  jours  apr^s  que  la  notification  de 
leur  ratification  ou  de  leur  adh^sion  aura  äte  re^ue  par  le  Gouvernement  des 
Pays-Bas. 

Art.  96.  —  S'il  arrivait  qu*une  des  Puissances  contractantes  voulftt 
denoncer  la  präsente  Convention,  la  d^nonciation  sera  notifiäe  par  ^crit  an 
Gouvernement  des  Pays>Bas,  qui  communiquera  immödiatement  copie  certifiöe 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances  en  leur  faisant 
savoir  la  date  k  laquelle  il  l'a  re^ue. 

La  denonciation  ne  produira  ses  effets  qu'ä  T^gard  de  la  Puissance  qui 
Taura  notifi^e  et  un  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenue  au  Gon« 
vemement  des  Pays-Bas. 

Art  97.  ~  Un  registre  tenu  par  le  Ministöre  des  Affaires  J&trangöres 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d^pöt  de  ratifications  effectu^  en  vertu 
de  Tartlcle  92  alin^as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  ete  re^ues 
les  notifications  d'adhesion  (article  93  alinöa  2)  ou  de  dönonciation  (article  9S 
alinäa  1). 

Chaque  Puissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de  ce 
registre  et  k  en  demander  des  extraits  certifiös  conformes. 

£n  foi  de  quoi,  les  Plänipotentiaires  ont  revötu  la  präsente  Convention 
de  leurs  signatures. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  un  seol 
exemplaire  qui  restera  d6po86  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies  certifides  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
matique aux  Puissances  contractantes. 

(Signatures) 
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n.  Convention  concemant  la  limitation  de  Temploi  de  la 
force  pour  le  recouvrement  de  dettes  contractuelles. 

Sa  Majest6  TEmperenr  d'AlIemagne,  Roi  de  Prasse;  le  President  des 
ÄtÄts-Unis  d'Amörique  etc.^): 

D^sirenx  d'^viter  entre  les  nations  des  conflits  arm^s  d'one  origine  pä- 
cnniaire,  provenant  de  dettes  contractnelles,  r^clam^es  an  Gouvernement  d'an 
pays  par  le  Gouvernement  d'an  antre  pays  comme  dnes  ä  ses  uationaux, 

Ont  r^soln  de  conclare  nne  Convention  ä.  cet  effet  et  ont  nomm6  poor 
Lenrs  P16nipotentiaires,  savoir^): 

Lesquels,  apr^s  avoir  d^pos^  lenrs  pleins  ponvoirs  troav6s  en  bonne  et 
dne  forme,  sont  convenns  des  dispositions  snivantes: 

Art.  Premier.  —  Les  Puissances  contractantes  sont  convennes  de  ne  pas 
avoir  reconrs  k  la  force  armäe  pour  le  recouvrement  de  dettes  contractuelles 
röclam^es  an  Gouvernement  d'un  pays  par  le  Gouvernement  d'un  autre  pays 
comme  dues  ä  ses  nationaux. 

Toutefois,  cette  stipulation  ne  pourra  6tre  appliqu^e  quand  T^ßtat  d6- 
biteur  refuse  ou  laisse  sans  r^ponse  une  offre  d'arbitrage,  ou,  en  cas  d'accep- 
tation,  rend  impossible  r6tablissement  du  compromis,  ou,  apr6s  l'arbi trage, 
manque  de  se  conformer  k  la  sentence  rendue. 

Art.  2.  —  II  est  de  plus  convenu  que  l'arbitrage,  mentionnö  dans 
Talin^a  2  de  l'article  pr6c^dent,  sera  soumis  ä  la  proc^dure  pr(^vue  par  le 
titre  lY  cbapitre  3  de  la  Convention  de  La  Haye  pour  le  r^glement  pacifique 
des  conflits  intemationauz.  Le  jugement  arbitral  d6termine,  sauf  les  arran- 
gements  particuliers  des  Parties,  le  bienfond^  de  la  r^clamation,  le  montant 
de  la  dette,  le  temps  et  le  mode  de  paiement. 

Art  3.   —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  aussitöt  que  possible. 

Les  ratifications  seront  döpos^es  k  La  Haye. 

Le  Premier  d^pöt  de  ratifications  sera  constat^  par  un  proc^s-verbal 
signö  par  les  repräsentants  des  Puissances  qui  y  prennent  part  e  par  le 
Ministre  des  Affaires  ^trang^es  des  Pays-Bas. 

Les  d6p6ts  ult^rieurs  de  ratifications  se  feront  au  moyen  d'une  notifi- 
cation  ^crite,  adress^e  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  accompagn6e  de 
Tinstrument  de  ratification. 

Copie  certifi^e  conforme  du  proc^s-verbal  relatif  au  premier  d6pöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionn^es  k  Talin^a  pr^c^dent,  ainsi  que  des 
instniments  de  ratification,  sera  immädiatement  remise,  par  les  soins  du 
Gouvernement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  aux  Puissances 
convi6es  k  la  Denxiöme  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qu'anx  autres  Puissances 
qui  auront  adh^rä  k  la  Convention.  Dans  les  cas  vis^s  par  ralin6a  pr^c^dent, 
ledit  Gouvernement  leur  fera  connaltre  en  m6me  temps  la  date  k  laquelle 
il  a  re^u  la  notification. 
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Art.  4.  —  Les  Paissances  non  signat&ires  sont  admises  k  adh^rer  k  la 
präsente  Convention. 

La  Puissance  qoi  d^sire  adhörer  notifie  par  ^crit  son  intentlon  aa 
GoaTemement  des  Pays-Bas  en  Ini  transmettant  Tacte  d'adh^sion  qoi  sera 
d6pos^  dans  les  archiyes  dadit  Goavemement. 

Ce  Gouvernement  transmettra  imm^diatement  k  tontes  les  antres 
Paissances  conviöes  k  la  Deuxi^me  Conference  de  la  Paix  copie  certifiäe  oon- 
forme  de  la  notification  ainsi  qae  de  Tacte  d'adh^sion,  en  indiquant  la  date 
k  laquelle  il  a  re^a  la  notification. 

Art.  5.  —  La  präsente  Convention  produira  effet,  pour  les  Paissances 
qai  anront  particip^  au  premier  d^pöt  de  ratifications,  soizante  joors  apr^s 
la  date  du  proc^s-verbal  de  ce  döpöt,  pour  les  Paissances  qui  raüfieront 
nlt^rieurement  ou  qoi  adh^reront,  soixante  jours  apr^s  qae  la  notification  de 
leur  ratification  ou  de  leur  adh^sion  aura  4te  re^'ue  par  le  Gouvernement 
des  Pays-Bas. 

Art.  6.  —  S*il  arrivait  qu'une  des  Paissances  contractantes  voolüt  d^ 
noncer  la  präsente  Convention,  la  d^nonciation  sera  notifiöe  par  ^rit  an 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  communiquera  immödiatement  copie  certifi^ 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances  en  leur  faisant 
savoir  la  date  k  laquelle  il  Ta  re^ue. 

La  d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qu'ä  Tögard  de  la  Poissance  qui 
Taura  notifi^e  et  un  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenue  au  Gou- 
vernement des  Pays-Bas. 

Art.  7.  —  ün  registre  tenu  par  le  Minist^re  des  Affaires  ^trang^res 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d^pöt  de  ratifications  effectuö  en  verta 
de  Tarticle  3  alin^as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  6te  re^aes 
les  notifications  d'adh^sion  (art.  4  alin^a  2)  ou  de  dänonciation  (art.  6  alin^  1). 

Chaque  Puissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de  c« 
registre  et  k  en  demander  des  eztraits  certifi^s  conformes. 

£2n  foi  de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  revdtu  la  präsente  Convention 
de  leurs  signatures. 

Fait  k  La  Haye,  le  diz-huit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  un  seol 
exemplaire  qui  restera  d^pos^  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies  certifi^s  conformes  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
matique auz  Puissances  contractantes. 

(Signatures) 

m.  Convention  relative  k  Touverture  des  hostilitfe. 

Sa  Majest6  TEmpereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse;  le  President  des 
ißtats-ünis  d'Amörique  etc.*): 

Considi^rant  que,  pour  la  s^curit^  des  relations  pacifiques,  il  importe 
que  les  hostilit^s  ne  commencent  pas  Sans  un  avertissement  pr^alable; 

M  Siehe  oben  S.  427. 
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Qu*il  importe,  de  möme,  que  Tötat  de  guerre  Boit  notifiö  sans  retard 
atiz  Pnissances  neutres; 

Däsirant  conclnre  nne  Gonyention  &  cet  effet,  ont  nommö  ponr  Leurs 
PMnipotentiaires,  savoir :  ^) 

Lesqnels,  aprös  avoir  d6pos6  lenrs  pleins  pouvoirs,  trouvös  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenns  des  dispositions  suivantes: 

Art.  Premier.  —  Les  Pnissances  contractantes  reconnaissent  qne  les 
hostilit^s  entre  elles  ne  doivent  pas  commencer  sans  an  avertissement  prö- 
alable  et  non  ^qoivoqne,  qni  anra,  soit  la  forme  d'une  d^claration  de  gnerre 
motiv^e,  soit  celle  d'an  nltimatnm  avec  d^claration  de  gnerre  conditionnelle. 

Art.  2.  —  L'6tat  de  gnerre  devra  6tre  notifiö  sans  retard  am  Pnissances 
nentres  et  ne  produira  effet  ä  lenr  ^gard  qn'apr^s  r^ception  d'nne  notification 
qni  ponrra  6tre  falte  m^me  par  yoie  t^lögraphiqne.  Tontefois  les  Pnissances 
nentres  ne  ponrraient  invoqner  Tabsence  de  notification,  s'il  ötait  6tabli  d'nne 
mani^re  non  dontense  qn'en  fait  elles  connaissaient  l'^tat  de  gnerre. 

Art.  3.  —  L'articie  1  de  la  präsente  Convention  produira  effet  en  cas 
de  gnerre  entre  denx  on  plnsienrs  des  Pnissances  contractantes. 

L'article  2  est  obligatoire  dans  les  rapports  entre  nn  bellig^rant  con- 
tractant  et  les  Pnissances  nentres  ^galement  contractantes. 

Art.  4.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  anssitöt  qne  possible. 

Les  ratifications  seront  döposöes  &  La  Haye. 

Le  Premier  d^pöt  de  ratifications  sera  constat^  par  nn  proc^s-yerbal 
Bign6  par  les  repr^sentants  des  Pnissances  qni  7  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  ]£!trang6res  des  Pays-Bas. 

Les  döpöts  nltörienrs  de  ratifications  se  feront  an  moyen  d'nne  notifi- 
cation ^crite  adress^e  an  Gonvemement  des  Pays-Bas  et  accompagnöe  de 
rinstmment  de  ratification. 

Copie  certifi^e  conforme  du  procds-verbal  relatif  an  premier  d^pöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionnöes  k  Talin^a  pr^cädent  ainsi  qne  des 
instmments  de  ratification,  sera  immödiatement  remise,  par  les  soins  dn 
Gonvemement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  anx  Pnissances 
convi^es  ä  la  Deuxi^me.  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qn'anx  antres  Pnissances 
qni  anront  adb^rä  ä  la  Convention.  Dans  les  cas  vis^s  par  Talinöa  pr^c^dent, 
ledit  Gonvemement  lenr  fera  connaltre  en  m^me  temps  la  däte  k  laqnelle  il 
a  re^n  la  notification. 

Art.  6.  —  Les  Pnissances  non  signataires  sont  admises  k  adb^rer  k  la 
präsente  Convention. 

La  Pnissance  qni  däsire  adbörer  notifie  par  öcrit  son  Intention  an  Gon- 
vemement des  Pays-Bas  en  lui  transmettant  l'acte  d'adbäsion  qni  sera  d^pos^ 
dans  les  arcbives  dudit  Gouvernement. 

Ce  Gouvernement  transmettra  immi^diatement  k  toutes  les  antres  Pnis- 
sances copie  certifi^e  conforme  de  la  notification  ainsi  que  de  l'acte  d'adb^sion, 
en  indiquant  la  date  k  laquelle  il  a  re^^u  la  notification. 

1)  Siehe  oben  S.  416  ff. 
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Art.  6.  —  La  präsente  Convention  prodnira  effet,  poor  les  Poiasances 
qui  anront  particip6  au  premier  d6pöt  de  ratifications,  soixante  joors  apr^4 
la  date  da  proc^s-yerbal  de  ce  d^pöt,  et,  pour  les  Puissances  qni  ratifieront 
olt^rieurement  ou  qui  adhdreront,  soixante  joors  apr^s  qae  la  notiücation  de 
leor  ratification  ou  de  lenr  adh^sion  aara  ^t6  re^ue  par  le  Goavemement 
des  Pays-Bas. 

Art.  7.  —  S'il  arrivait  qa'ane  des  Haates  Parties  contractantes  Toolüt 
d^noncer  la  präsente  Convention,  la  d^nonciation  sera  notifi^  par  6crit  aa 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  communiquera  immädiatement  copie  certifi^ 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances  en  leur  faisant 
savoir  la  date  k  laquelle  il  Ta  re^ue. 

La  d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qu'ä  T^gard  de  la  Puissance  qni 
Taura  notiti6e  et  un  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenue  au  Goa* 
vemement  des  Pays-Bas. 

Art.  8.  —  Un  registre  tenu  par  le  Minist^re  des  Affaires  ^trang^res 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d^pöt  de  ratifications  effectu^  en  verta 
de  Tarticle  4  alinöas  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  ^t^  r&^^aes 
les  notiücations  d'adh^sion  (art.  5  alinäa  2)  ou  de  d^nonciation  (art.  7  alin^a  1). 

Chaque  Puissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de  ce 
registre  et  k  en  demander  des  extraits  certifiäs  conformes. 

En  foi  de  quoi,  les  Pl6nipotentiaires  ont  rev6tu  la  präsente  Convention 
de  leurs  signatures. 

Fait  ä  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  un  seol 
exemplaire  qui  restera  däpos^  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
matique aux  Puissances  qui  ont  ät^  conviöes  k  la  Deuxi^me  Conference  de 
la  Paix. 

(Signatures) 

IV.  Convention  concemant  les  lois  et  coutnmes  de  la  guerre 

sur  terre. 

Sa  Majeste  TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prasse  etc.:^) 

Consid^rant  que,  tout  en  recherchant  les  moyens  de  sauvegarder  1& 
paix  et  de  pr^venir  les  conflits  arm^s  entre  les  nations,  il  importe  de  R 
pr^occuper  ^galement  du  cas  oü  Tappel  aux  armes  serait  amenö  par  des 
4v6nements  que  leur  sollicitude  n'aurait  pu  d^tourner; 

Animos  du  d^sir  de  servir  encore,  dans  cette  hypoth^e  extreme,  les 
int4r6ts  de  Thumanit^  et  les  exigences  toujours  progressives  ge  la  civilisation; 

Estimant  qu'il  importe,  k  cette  fin,  de  r^viser  les  lois  et  coutnmes 
g^n^rales  de  la  guerre,  soit  dans  le  but  de  les  döfinir  avec  plus  de  prödsion, 
soit  afin  d'y  tracer  certaines  limites  destin^es  k  en  restreindre  autant  que 
possible  les  rigueurs; 
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Ont  jng6  n^cessaire  de  compl^ter  et  de  pr^ciser  snr  certains  points 
ToenTTe  de  la  Premiere  Conference  de  la  Paiz  qui,  s'inspirant,  k  la  suite  de 
la  Conference  de  Bmzelles  de  1874,  de  ces  id^es  recommand^es  par  une  sage 
et  g^nereuse  pr^Toyance,  a  adopte  des  dispositions  ayant  ponr  objet  de  definir 
et  de  regier  les  usages  de  la  gnerre  sur  terre. 

Selon  les  vnes  des  Hantes  Parties  contractantes,  ces  dispositions,  dont 
la  redaction  a  ete  inspir^e  par  le  d^sir  de  diminner  les  manx  de  la  gaerre, 
antant  qne  les  n^cessit^s  militaires  le  permettent,  sont  destin^es  k  senrir  de 
r^gle  generale  de  condnit«  anx  bellig^rants,  dans  lenrs  rapports  entre  eox  et 
avec  les  popnlations. 

n  n'a  pas  €t&  possible  toatefois  de  concerter  d^s  maintenant  des  stipn- 
lations  s'etendant  ä  tontes  les  circonstances  qni  se  pr^sentent  dans  la  pratique; 

D'antre  part,  il  ne  ponvait  entrer  dans  les  intentions  des  Hantes  Parties 
contractantes  qne  les  cas  non  pr^yns  fnssent,  fante  de  stipulation  ecrite, 
laissöes  &  Tappr^ciation  arbitraire  de  cenz  qni  dirigent  les  arm^es. 

En  attendant  qu'nn  Code  plns  complet  de  lois  de  la  guerre  pnisse  etre 
edicte,  les  Hantes  Parties  contractantes  jugent  opportun  de  constater  que, 
dans  les  cas  non  compris  dans  les  dispositions  räglementaires  adopt6es  par 
elles,  les  populations  et  les  bellig^rants  restent  sous  la  sauvegarde  et  sous 
Tempire  des  principes  du  droit  des  gens,  tels  qulls  r^sultent  des  usages 
etablis  entre  nations  civilis^es,  des  lois  de  Thumanite  et  des  exigences  de  la 
conscience  publique. 

Elles  declarent  que  c'est  dans  ce  sens  que  doiyent  s'entendre  notamment 
les  articles  1  et  2  du  Reglement  adopte. 

Les  Hautes  Parties  contractantes,  dösirant  conclure  une  nouvelle  Con- 
vention k  cet  effet,  ont  nomme  ponr  Lenrs  Pl^nlpotentiaires,  sayoir^): 

Lesquels,  aprds  avoir  d^pos^  leurs  pleins  pouyoirs,  trouvös  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

Article  premier.  —  Les  Puissances  contractantes  donneront  k  leurs 
forces  armees  de  terre  des  instructions  qui  seront  confonnes  au  Reglement 
concemant  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre,  annezö  k  la  präsente 
Convention. 

Art.  2.  —  Les  dispositions  contenues  dans  le  Eöglement  vise  k  l'article 
1^^  ainsi  que  dans  la  präsente  Convention,  ne  sont  applicables  qu'entre  les 
Puissances  contractantes  et  seulement  si  les  bellig^rants  sont  tous  parties  k 
la  Convention. 

Art.  3.  —  La  Partie  belligörante  qui  violerait  les  dispositions  dudit 
B^glement  sera  tenue  k  indemnite,  s'il  y  a  lieu.  Elle  sera  reponsable  de 
tous  actes  commis  par  les  personnes  faisant  partie  de  sa  force  arm^e. 

Art.  4.  —  La  präsente  Convention  düment  ratifi6e  remplacera,  dans  les 
rapports  entre  les  Puissances  contractantes,  la  Convention  du  29  juillet  1899 
concemant  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre. 


1)  Siebe  oben  S.  614  ff. 
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La  Convention  de  1899  freste  en  vignenr  dans  les  rapports  entre  les 
Poissances  qoi  Tont  signöe  et  qoi  ne  ratifieraient  pas  ^galement  la  präsente 
Convention. 

Art.  5.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  aossitöt  qne  possible« 

Les  ratifications  seront  däpos^es  ä  La  Haye. 

Le  Premier  d^pöt  de  ratifications  sera  constat^  par  nn  proc^-verbal 
sign^  par  les  reprösentants  des  Poissances  qoi  y  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  J^trangdres  des  Pays-Bas. 

Les  d^pöts  olt^riears  de  ratifications  se  feront  au  moyen  d'nne  notifi- 
cation  ^crite  adress^e  au  Goavernement  des  Pays-Bas  et  accompagn^  de 
Finstroment  de  ratification. 

Copie  certifiöe  conforme  da  proc^s-verbal  relati!  au  premier  d^pdt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionn^es  k  Talinöa  pr^c6dent  ainsi  qne  des 
instmments  de  ratification,  sera  imm6diatement  remise,  par  les  soins  da 
Gouvernement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  aux  Poissaac^ 
convi^es  h  la  Deuxi^me  Conference  de  la  Paiz,  ainsi  qu'aux  autres  Pussänoes 
qui  auront  adh^rö  k  la  Convention.  Dans  les  cas  vis6s  par  Talinöa  pröo^- 
dent,  ledit  Gouvernement  leur  fera  connattre  en  m6me  temps  la  date  k  la^ 
quelle  il  a  re^u  la  notification. 

Art.  6.  —  Les  Puissances  non  signataires  sont  admises  k  adh^rer  k  la 
präsente  Convention. 

La  Puissance  qui  d^sire  adh^rer  notifie  par  6crit  son  Intention  au  Gou- 
vernement des  Pays-Bas  en  lui  transmettant  Tacte  d'adh^sion  qui  sera  d^pos^ 
dans  les  archives  dudit  Gouvernement. 

Ce  Gouvernement  transmettra  imm^diatement  &  tontes  les  auties  Pois- 
sances copie  certifiöe  conforme  de  la  notification  ainsi  que  de  Tacte  d^adhesioOf 
en  indiquant  la  date  k  laquelle  U  a  re^u  la  notification. 

Art.  7.  —  La  präsente  Convention  produira  effet,  pour  les  Poissances 
qui  auront  particip^  au  premier  döpöt  de  ratifications,  soixante  jours  apr&s 
la  date  du  proc^s-verbal  de  ce  d^pdt  et,  pour  les  Puissances  qui  ratifieront 
ultörieurement  ou  qui  adhöreront,  soixante  jours  apr^  que  la  notification  de 
leur  ratification  ou  de  leur  adh^sion  aura  6U  regue  par  le  Gouvernement  des 
Pays-Bas. 

Art  8.  —  S'il  arrivait  qu'une  des  Puissances  contractantes  vonhit 
dönoncer  la  pr^ente  Convention,  la  dänonciation  sera  notifiöe  par  öcrit  ao 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  communiquera  imm6diatement  copie  certifi^ 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances  en  leur  faisant 
savoir  la  date  k  laquelle  il  l'a  regue. 

La  d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qu'ä  Tögard  de  la  Puissance  qoi 
Taura  notifi^e  et  un  an  aprds  que  la  notification  en  sera  parvenoe  ao 
Gouvernement  des  Pays-Bas. 

Art.  9.  —  ün  registre  tenu  par  le  Minist^re  des  Affaires  ]fitrangÄre» 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d6pöt  de  ratifications  eSectuö  en  verta  de 
l'article  ö  alin^as  3  et  4  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  6te  re^oes  les 
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notifications  d'adh^sion  (article  6  alin^a  2)   ou   de  d^nonciation   (article  8 
alin^  1). 

Chaqne  Poissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de  ce 
registre  et  k  en  demander  des  extraits  certifiös  conformes. 

£n  !oi  de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  rev^tn  la  präsente  Convention 
de  lenrs  signatnres. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  nn  senl 
ezemplaire  qni  restera  d^posö  dans  les  archives  da  Gonvemement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  yoie  diplo- 
matique anx  Pnissances  qni  ont  €t6  convi^es  k  la  Denxi^me  Conference  de 
la  Paix. 

(Signatnres) 

Annexe  k  la  Convention.  i 

B^lement  concernant  les  lois  et  contnmes  de  la  gnerre  snr  terra. 

Section  I. 

Des  bellig^rants. 

Chapitre  I. 

De  la  qualite  de  bellig^rant. 

Art.  Premier.  —  Les  lois,   les  droits  et  les  devoirs    de   la   gnerre  ne 

8'appliqaent  pas  seulement  k  rannte,  mais  encore  aox  milices  et  anx  corps 

de  volontaires  r^nnissant  les  conditions  snivantes: 

10  d*avoir  k  lenr  t^te  nne  personne  responsable  pour  ses  snbordonn^s; 

20  d*avoir  nn  signe  distinctif  fixe  et  reconnaissable  k  distance; 

3^  de  porter  les  armes  onvertement  et 

4^  de  se  conformer  dans  lenrs  Operations  anx  lois  et  contnmes  de  la 

gnerre. 
Dans  les  pays  oü  les  milices  on  des  corps  de  volontaires  constitnent 
rannte  on  en  fönt  partie,  ils  sont  compris  sons  la  denomination  ^armie, 

Art.  2.  —  La  popnlation  d'nn  territoire  non  occnpö  qni,  k  l'approche 
de  Tennemi,  prend  spontan^ment  les  armes  ponr  combattre  les  tronpes  d'in- 
vasion  sans  avoir  en  le  temps  de  s'organiser  conformement  k  Tarticle  premier, 
sera  consideräe  comme  bellig^rante,  si  eile  porte  les  armes  onvertement  et  si 
eile  sespecte  les  lois  et  contnmes  de  la  gnerre. 

Art.  3.  —  Les  forces  arm^es  des  parties  bellig^rantes  penvent  se  com- 
poser  de  combattants  et  de  non-combattants.  £n  cas  de  captnre  par  Tennemi^ 
les  nns  et  les  antres  ont  droit  an  traitement  des  prisonniers  de  gnerre. 

Chapitre  IL 
Des  prisonniers  de  gnerre. 
Art.  4.  —  Les  prisonniers  de  gnerre  sont  an  ponvoir  du  Gouvernement 
ennemi,  mais  non  des  individus  ou  des  corps  qni  les  ont  capturäs. 
Ils  doivent  etre  trait^s  avec  humanite. 

Tont  ce  qni  lenr  appartient  personnellement,  excepte  les  armes,  les 
chevaux  et  les  papiers  militaires,  reste  leur  propri6te. 
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Art.  5.  —  Les  prissonniers  de  guerre  penvent  ^tre  assnjettis  k  Tinter- 
nement  dans  nne  ville,  forteresse,  camp  on  localit^  qnelconqne,  avec  Obligation 
de  ne  pas  s'en  41oigner  au  delä  de  certaines  limites  d^termin^es ;  mais  ils  ne 
peuvent  6tre  enferm^s  que  par  mesure  de  süret4  indispensable,  et  senlement 
pendant  la  dur^e  des  clrconstances  qui  n^cessitent  cette  mesure. 

Art.  6.  —  L'^tat  peut  employer,  comme  travailleurs,  les  prisonniers  de 
guerre,  selon  lenr  grade  et  leurs  aptitudes,  k  Texception  des  officiers.  Ces 
travaux  ne  seront  pas  excessifs  et  n'auront  aucnn  rapport  avec  les  Operations 
de  la  guerre. 

Les  prisonniers  peuvent  6tre  autoris^s  k  travailler  pour  le  compte 
d'administrations  publiques  ou  de  particuliers,  ou  pour  leur  propre  compte. 

Les  travaux  faits  pour  T^tat  sont  pay^s  d'aprds  les  tarils  en  Tignenr 
pour  les  militaires  de  Tarm^e  nationale  ex^cutant  les  mßmes  travaux,  ou, 
s'il  n'en  existe  pas,  d'aprös  un  tarif  en  rappori  avec  les  travaux  ex^cut^s. 

Lorsque  les  travaux  ont  lieu  pour  le  compte  d'autres  administrations 
publiques  ou  pour  des  particuliers,  les  conditions  en  sont  rögl^es  d'accord 
avec  l'autorit^  militaire. 

Le  salaire  des  prisonniers  contribuera  k  adoucir  leur  position,  et  le 
surplus  leur  sera  compte  au  moment  de  leur  lib^ration,  sauf  döfalcaüon  des 
frais  d'entretien. 

Art.  7.  —  Le  Gouvernement  au  pouvoir  duquel  se  trouvent  les  pri- 
sonniers de  guerre  est  chargö  de  leur  entretien. 

A  d^faut  d'une  entente  speciale  entre  les  bellig^rants,  les  prisonniers 
de  guerre  seront  trait^s  pour  la  nourriture,  le  couchage  et  Thabillement,  sur 
le  möme  pied  que  les  troupes  du  Gouvernement  qui  les  aura  captnr^s. 

Art.  8.  —  Les  prisonniers  de  guerre  seront  soumis  aux  lois,  r^glements 
et  ordres  en  vigueur  dans  Tarmöe  de  l'i^tat  au  pouvoir  duquel  ils  se  trou- 
vent. Tout  acte  d'insubordination  autorise,  k  leur  ^gard,  les  mesures  de 
rigueur  nöcessaires. 

Les  prisonniers  ^vad^s,  qui  seraient  repris  avant  d'avoir  pu  rejoindre 
leur  arm6e  ou  avant  de  quitter  le  territoire  occupö  par  Tarmöe  qui  les  aura 
capturös,  sont  passibles  de  peines  disciplinaires. 

Les  prisonniers  qui,  aprös  avoir  r^ussi  k  s'^vader,  sont  de  nouveau 
faits  prisonniers,  ne  sont  passibles  d'aucune  peine  pour  la  fuite  ant^rieure. 

Art.  9.  —  Chaque  prisonnier  de  guerre  est  tenu  de  d^clarer,  s'il  est 
interrog^  k  ce  sujet,  ses  vöritables  noms  et  grade  et,  dans  le  cas  otl  il  en- 
freindrait  cette  r^gle,  il  s'exposerait  k  une  restriction  des  avantages  accord^s 
aux  prisonniers  de  guerre  de  sa  cat^gorie. 

Art.  10.  —  Les  prisonniers  de  guerre  peuvent  6tre  mis  en  libert^  snr 
parole,  si  les  lois  de  lear  pays  les  y  autorisent,  et,  en  pareil  cas,  ils  sont 
Obligos,  sous  la  garantie  de  leur  honneur  personnel,  de  remplir  scrupuleuse- 
ment,  tant  vis-i^-vis  de  leur  propre  Gouvernement  que  vis-ä-vis  de  celui  qui 
les  a  faits  prisonniers,  les  engagements  qu'ils  auraient  contract^s. 
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Dans  le  mdme  cas,  lear  propre  Goayemement  est  tenu  de  n'exiger  ni 
accepter  d'eoz  aucnn  Bervice  contraire  k  la  parole  donn^e. 

Art.  11.  —  Un  prisonnier  de  gaerre  ne  pent  dtre  contraint  d'accepter 
sa  libert^  aar  parole;  de  möme  le  GouTemement  ennemi  n'est  pas  oblig^ 
d'acc^der  ä  la  demande  dn  prisonnier  r^clamant  sa  mise  en  libertö  snr  parole. 

Art.  12.  —  Tont  prisonnier  de  gnerre,  lib^r^  snr  parole  et  repris  portant 
les  armes  contre  le  Goayemement  envers  leqnel  il  s'^tait  engagö  d'honneor, 
oa  contre  les  alli^s  de  celni-ci,  perd  le  droit  au  traitement  des  prisonniers 
de  gaerre  et  peat  6tre  tradait  derant  les  tribanaaz. 

Art.  13.  —  Les  individas  qai  solvent  one  arm^e  sans  en  faire  directe- 
ment  partie,  tels  qae  les  correspondants  et  les  reporters  de  joamaax,  les 
vivandiers,  les  foamissears,  qai  tombent  aa  poayoir  de  Fennemi  et  qae  celoi- 
ci  jage  atile  de  d^tenir,  ont  droit  an  traitement  des  prisonniers  de  gaerre, 
il  condition  qalls  soient  monis  d'one  l^gitimation  de  Taatoritö  militaire  de 
rannte  qa'ils  accompagnaient. 

Art.  14.  —  n  est  constita«^,  d6s  le  d^bat  des  bostilit^s,  dans  cbacan 
des  £tats  bellig^rants,  et,  le  cas  ^chöant,  dans  les  pays  neatres  qai  aaront 
recaeilli  des  belligörants  sar  lear  territoire,  an  bareaa  de  renseignements  sar 
les  prisonniers  de  gaerre.  Ce  bareaa,  cbargä  de  r^pondre  k  toates  les  de- 
mandes  qai  les  concementi  re^oit  des  divers  Services  comp^tens  toates  les 
indications  relatives  aax  intemements  et  aax  matations,  aax  mises  en  libert6 
sar  parole,  aoz  ^cbanges,  aax  ^vasions,  aax  entr^es  dans  les  böpitaax,  aax 
d^c^,  ainsi  qae  les  aatres  renseignements  n^cessaires  poar  ötablir  et  tenir 
ä,  joir  one  fiche  individaelle  poar  chaqae  prisonnier  de  gaerre.  Le  bareaa 
devra  porter  sar  cette  fiche  le  nam^ro  matricale,  les  nom  et  pr^nom,  Tage, 
le  llea  d'origine,  le  grade,  le  corps  de  troape,  les  blessares,  la  date  et  le  liea 
de  la  captare,  de  Tintemement,  des  blessares  et  de  la  mort,  ainsi  qae  toates 
les  observations  particoli^res.  La  fiche  individaelle  sera  remise  aa  Goaver- 
nement  de  Tantre  bellig^rant  apr^s*  la  conclasion  de  la  paix. 

Le  bareaa  de  renseignements  est  6galement  charg6  de  recaeillir  et  de 
centraliser  toas  les  objets  d'an  asage  personnel,  valears,  lettres,  etc.,  qai 
seront  trouv^s  sar  les  champs  de  bataille  oa  d^laiss^s  par  des  prisonniers 
lib^r^  sar  parole,  6chang^s,  4vad^8  oa  d^cödäs  dans  les  höpitaax  et  amba- 
lances,  et  de  les  transmettre  aax  int^ressös. 

Art  16.  —  Les  soci^t^s  de  secoars  poar  les  prisonniers  de  gaerre, 
r^gali^rement  constita^es  selon  la  loi  de  lear  pays  et  ayant  poar  objet  d'dtre 
les  intermödiaires  de  Taction  charitable,  recevront,  de  la  part  des  bellig^rants, 
poar  elles  et  poar  lears  agents  düment  accrödit^s,  toate  facilit^,  dans  les 
limites  trac^es  par  les  n^essitös  militaires  et  les  r6gles  administratives,  poar 
accomplir  efficacement  lear  täche  d'hamanit^.  Les  d4l6ga6s  de  ces  soci^t^s 
poarront  6tre  admis  k  distribaer  des  secoars  dans  les  döpöts  d*intemement, 
ainsi  qa'aax  lieax  d'^tape  des  prisonniers  rapatri^s,  moyennant  ane  permission 
personnelle  d^Uvröe  par  Taatoritä  militaire,  et  en  prenant  Tengagement  par 
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6crit  de  se  sonmettre  h  toates  les  mesares  d*ordre  et  de  police  qae  celle-ci 
prescrirait. 

Art  16.  —  Les  boreanx  de  renseignements  jonissent  de  la  franchise  de 
port.  Les  lettres,  mandats  es  articles  d'argent,  ainsi  qae  les  colis  postauz 
destin^s  aux  prisonniers  de  gnerre  ou  exp^diös  par  eaz,  seront  affranchis  de 
toutes  les  tazes  postales,  anssi  bien  dans  les  pays  d'origine  et  de  destination 
qae  dans  les  pays  intermödiaires. 

Les  dons  et  secours  en  natare  destin^s  aaz  prisonniers  de  gnerre  seront 
admis  en  franchise  de  tons  droits  d'entröe  et  aatres,  ainsi  qne  des  tazes  de 
transport  sur  les  chemins  de  fer  ezploit^s  par  T^tat. 

Art.  17.  —  Les  officiers  prisonniers  recevront  la  solde  h  laqaelle  out 
droit  les  officiers  de  ni6me  grade  da  pays  oü  ils  sont  retenas,  h  Charge  de 
remboarsement  par  leor  Goavemement. 

Art  18.  —  Tonte  latitade  est  laiss^e  aoz  prisonniers  de  gnerre  pour 
Tezercice  de  leor  religion,  y  compris  Tassistance  aoz  Offices  de  leor  colte, 
&  la  seole  condition  de  se  conformer  aaz  mesares  d'ordre  et  de  police  pre- 
scrites  par  Taatorit^  militaire. 

Art.  19.  —  Les  testaments  des  prisonniers  de  gnerre  sont  re^os  ou 
dress^s  dans  les  m^mes  conditions  qne  poar  les  militaires  de  Tarmöe  nationale. 

On  snivra  ögalement  les  mömes  r^les  en  cc  qai  conceme  les  pitees 
relatives  h  la  constatation  des  d6c^,  ainsi  qae  poar  Tinhamation  des  pri- 
sonniers de  gnerrCi  en  tenant  compte  de  lear  grade  et  de  leor  rang. 

Art  20.  —  Apr^s  la  conclasion  de  la  paiz,  le  rapatriement  des  prisonniers 
de  gnerre  s'effectaera  dans  le  plas  bref  dölai  possible. 

Ghapitre  IIL 
Des  malades  et  des  blosses. 
Art.  21.  —  Les  obligations  des  belligörants  concemant  le  serrice  des 
malades  et  des  bless^s  sont  r^gies  par  la  Convention  de  Gtendve. 

Section  ü. 

Des  hostilit^s. 

Chapitre  L 

Des  moyens  de  nnire  k  Tennemi,  des  si^ges  et  des  bombardements. 

Art  22.  —  Les  bellig6rants  n'ont  pas  an  droit  illimit^  qnant  an  cboix 
des  moyens  de  nnire  k  Tennemi. 

Art  23.  —  Ontre  les  prohibitions  stabiles  par  des  Conventions  spteiales, 
11  est  notamment  interdit: 

a)  d'employer  da  poison  ou  des  armes  empoisonntes; 

b)  de  tuer  ou  de  blesser  par  trahison  des  individns  appartenant  4  la 
nation  ou  &  Tarmöe  efinemie; 

c)  de  tuer  ou  de  blesser  an  ennemi   qui,   ayant  mis  bas  les  anoes  on 
n'ayant  plus  les  moyens  de  se  d^fendre,  s'est  rendn  &  disci^tion; 

d)  de  döclarer  qu'il  ne  sera  pas  fait  de  quartier; 
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e)  d'employer  des  armes,  des  projectiles  on  des  matidres  propres  k  canser 
des  mauz  saperflns; 

f)  d'nser  indüment  dn  pavillon  parlamentaire,  dn  pavillon  national  oa 
des  insignes  militaires  et  de  ronifonne  de  Fennemi,  ainsi  qae  des 
eignes  distinctifs  de  la  Conrention  de  Gen^ve; 

g)  de  dötroire  ou  de  saisir  des  propriöt^s  ennemies,  sanf  les  cas  oü  ces 
destmctions  on  ces  saisies  seraient  impörieosement  command^es  par 
les  n^cessit^s  de  la  gnerre; 

h)  de  döclarer  ^teints,  saspendas  on  non  recevables  en  justice,  les  droits 
et  actions  des  nationaox  de  la  Partie  adverse. 

n  est  ^galement  interdit  &  nn  bellig^rant  de  forcer  les  nationanx  de  la 
Partie  adverse  k  prendre  part  aux  Operations  de  gnerre  dirigöes  contre  leor 
pays,  rnöme  dans  le  cas  oü  ils  anraient  6te  k  son  Service  avant  le  commen- 
cement  de  la  gnerre. 

Art.  24.  —  Les  mses  de  gnerre  et  Temploi  des  mojens  n^cessaires  ponr 
se  procnrer  des  renseignements  sur  l'ennemi  et  snr  le  terrain  sont  considör^s 
comme  licites. 

Art  25.  —  II  est  interdit  d'attaquer  on  de  bombarder,  par  qnelqne 
moyen  qne  ce  soit,  des  viUes,  villages,  babitations  on  bd,timents  qni  ne  sont 
pas  döfendns. 

Art  26.  —  Le  commandant  des  troapes  assaillantes,  avant  d'entrependre 
le  bombardement,  et  sanf  le  cas  d'ataque  de  yive  force,  devra  faire  tont  ce 
qni  dopend  de  Ini  ponr  en  avertir  les  antoritös. 

Art.  27.  —  Dans  les  si^ges  et  bombardements,  tontes  les  mesnres 
n^cessaires  doiyent  6tre  prises  ponr  äpargner,  antant  qne  possible,  les  ödifices 
consacr^s  anz  cnltes,  anz  arts,  anx  sciences  et  k  la  bienfaisance,  les  monn- 
ments  historiques,  les  hdpitanz  et  les  lienz  des  rassemblement  de  malades  et 
de  bless^s,  &  condition  qn'ils  ne  soient  pas  employ^s  en  mdme  temps  k  nn 
bnt  militaire. 

Le  deyoir  des  assiögäs  est  de  d^signer  ces  ^difices  on  lienz  de  ras- 
semblement par  des  signes  visibles  sp^cianz  qni  seront  notifi^s  d*avance 
k  Tassiögeant 

Art.  28.  —  II  est  interdit  de  livrer  an  pillage  nne  yille  on  localit6 
m^me  prise  d'assant 

Cbapitre  II. 
Des  espions. 

Art  29.  —  Ne  peut  ötre  considörö  comme  espion  qne  Findividn  qni, 
agissant  clandestinement  on  sous  de  fanz  pröteztes,  recneille  on  chercbe  k 
recneillir  des  inlormations  dans  la  zöne  d'op^rations  d'nn  belligörant,  avec 
rintention  de  les  commnniquer  k  la  Partie  adverse. 

Ainsi  les  militaires  non  dögnis^s  qni  ont  p^n^tr^  dans  la  zöne  d'ope- 
rations  de  Tarm^e  ennemie,  &  TeSet  de  recneillir  des  informations,  ne  sont 
pas  consid6r6s  comme  espions.  De  möme,  ne  sont  pas  considörös  comme 
espions:  les  militaires  et  les  non  militaires,  accomplissant  onyertement  lenr 
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misflion,  charg^s  de  transmettre  des  döp^es  destin^  soit  ä  lenr  propre 
armöe,  soit  k  Tarmte  ennemie.  A  cette  cat^gorie  appartiennent  ögalement 
les  individos  enyoyös  en  ballon  ponr  transmettre  les  döptehes,  et,  en  g6n6ral, 
ponr  entretenir  les  Communications  entre  les  direrses  parties  d'nne  arm^e 
on  d'on  territoire. 

Art.  30.  —  L'espion  pris  sor  le  fait  ne  poorra  6tre  pnni  sans  jagement 
pr6alable. 

Art.  31.  —  L'espion  qui,  ayant  rejoint  Tarm^e  &  laqaelle  il  apparüent, 
est  captnrö  plns  tard  par  Tennemi,  est  traitö  oomme  prisonnier  de  gaerre  et 
n'encoart  aucnne  responsabilitö  ponr  ses  actes  d'espionnage  antörienrs. 

Chapitre  IIL 
Des  parlementaires. 

Art.  32.  —  Est  consid^r^  comme  parlementaire  rindividu  antoris^  par 
Ton  des  belligörants  h  entrer  en  poarparlers  avec  Taatre  et  se  Präsentant 
arec  le  drapeau  blanc.  II  a  droit  ä  rinyiolabilitö  ainsi  qae  le  trompette, 
clairon  on  tambonr,  le  porte-drapeaa  et  Tinterpr^te  qni  Faccompagneraient. 

Art.  33.  —  Le  cbef  anqnel  nn  parlementaire  est  'ezpMiö  n'est  pas 
Obligo  de  le  recevoir  en  tontes  circonstances. 

n  pent  pendre  toutes  les  mesnres  n^cessaires  afin  d'empteher  le  parle- 
mentaire de  profiter  de  sa  mission  ponr  se  renseigner. 

II  a  le  droit,  on  cas  d'abns  de  retenir  temporairement  le  parlementaire. 

Art.  34.  —  Le  parlementaire  perd  ses  droits  d*inTiolabilit6,  s'il  est 
prouY^,  d'nne  manidre  positive  et  irr^cnsable,  qa'il  a  profit^  de  sa  position 
priyil^gi^e  ponr  provoqner  oa  commettre  nn  acte  de  trahison. 

Chapitre  IV. 
Des  capitulations. 
Art.  35.  —  Les  capitulations  arrdt^es  entre  les  parties  contractantes 
doiyent  tenir  compte  des  r^les  de  Thonneur  militaire. 

Üne  fois  fix^es,  elles  doiyent  6tre  scmpnleusement  observöes  par  les 
denz  parties. 

Chapitre  V. 
De  Tarmistice. 
Art.  36.  —  L'armistice  snspend  les  Operations  de  gaerre  par  un  accord 
mntnel  des  parties  bellig^rantes.  Si  la  dnr^  n'en  est  pas  dötermin^  les 
parties  bellig^rantes  penvent  reprendre  en  tont  temps  les  Operations,  poorm 
tontefois  que  Tennemi  soit  ayerti  en  temps  convenn,  conformement  au 
conditions  de  rarmistice. 

Art.  37.  —  L'armistice  pent  Hre  gön^ral  on  local.  Le  premier  snspend 
partout  les  Operations  de  guerre  des  £tats  belligerants ;  le  second,  seulement 
entre  certaines  fractions  des  arm6es  belligerantes  et  dans  un  rayon  determin^ 
Art.  38.  —  L'armistice  doit  ßtre  notifie  officiellement  et  en  temps  utile 
aux  autorites  competentes  et  aux  troupes.  Les  hostilites  sont  suspendnes 
immediatement  apr^s  la  notification  ou  au  terme  fixe. 
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Art  39.  —  II  dopend  des  parties  contractantes  de  fixer,  dans  les  clauses 
de  Tarmistice,  les  rapports  qni  poorraient  avoir  lien,  snr  le  th^&tre  de  la 
gnerre,  avec  les  popnlations  et  entre  elles. 

Art.  40.  —  Tonte  violation  grave  de  Farmistice,  par  Tane  des  parties 
donne  ä  Tantre  le  droit  de  le  dönoncer  et  mäme,  en  cas  d'argence,  de  re- 
prendre  immödiatement  les  hostilit^. 

Art.  41.  —  La  violation  des  clanses  de  Tannisticej  par  des  particnliers 
agissant  de  lenr  propre  initiative,  donne  droit  seolement  k  r^clamer  la 
panition  des  coapables  et,  sll  y  a  lieu,  nne  indemnit^  ponr  les  pertes 
^pronv^es. 

Section  III. 
De  Tautoritä  militaire  snr  le  territoire  de  l'^tat  ennemi. 

Art.  42.  —  Un  territoire  est  con8id6r6  conune  occnp^  lorsqn'il  se  trouve 
plac6  de  fait  sons  Tantorit^  de  Tarm^e  ennemie. 

L'occnpation  ne  s'6tend  qn'anz  territoires  oü  cette  antorit^  est  stabile 
et  en  mesnre  de  s'exercer. 

Art.  43.  —  L*antorit4  dn  pouvoir  l^gal  ayant  pass4  de  fait  entre  les 
mains  de  Toccapant,  celoi-ci  prendra  tontes  les  mesnres  qni  d^pedent  de  Ini 
en  vne  de  r^tablir  et  d'assorer,  autant  qn'il  est  possible,  Fordre  et  la  vie 
pnblics  en  respectant,  sauf  empöchement  absoln,  le  lois  en  vignenr  dans 
le  pays. 

Art  44.  —  II  est  interdit  k  an  bellig^rant  de  forcer  la  popalation 
d'nn  territoire  occap^  &  donner  des  renseignements  snr  Tarm^e  de  Tantre 
bellig^rant  oa  snr  ses  moyens  de  defense. 

Art.  46.  —  n  est  interdit  de  contraindre  la  population  d'nn  territoire 
occnp^  k  prdter  serment  k  la  Pnissance  ennemie. 

Art.  46.  —  L*honnear  et  les  droits  de  la  famille,  la  vie  des  individns  et 
la  propriötö  priv^,  ainsi  qne  les  convictions  religieoses  et  Texercice  des 
coltes,  doivent  6tre  respect6s. 

La  propriötö  privöe  ne  pent  pas  dtre  confisqn^e. 

Art.  47.  —  Le  pillage  est  fonnellement  interdit. 

Art.  48.  —  Si  Toccapant  pr61öve,  dans  le  territoire  occnp^,  les  impöts, 
droits  et  p^ages  ^tablis  an  profit  de  V^tat,  il  le  fera,  autant  qae  possible, 
d'apres  les  r^gles  de  Tassiette  et  de  la  r^partition  en  vignenr,  et  il  en  r^snl- 
tera  ponr  Ini  l'obligation  de  pourvoir  anx  frais  de  Tadministration  da  territoire 
occap6  dans  la  mesnre  oü  le  Gouvernement  lögal  y  ötait  tenu. 

Art  49.  —  Si,  en  dehors  des  impöts  vis6s  k  Tarticle  pr^cödent,  Toccupant 
pr61^ve  d'antres  contributions  en  argent  dans  le  territoire  occupö,  ce  ne 
ponrra  6tre  que  ponr  les  besoins  de  Tarmöe  ou  de  Tadministration  de  ce 
territoire. 

Art  60.  —  Aucnne  peine  coUective,  p^cuniaire  ou  autre,  ne  ponrra  ßtre 
^dictöe  contre  les  popnlations  k  raison  de  faits  individaels  dont  elles  ne 
pourraient  6tre  considöröes  comme  solidairement  responsables. 
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Art.  51.  —  Aacone  contribntion  ne  sera  per^ne  qn'en  vertu  d'nn  ordre 
6crit  et  sous  la  responsabilitö  d'an  gön^ral  en  che!. 

n  ne  sera  proc^dö,  antant  qne  possible,  k  cette  perception  qne  d'apr^ 
les  rdgles  de  Tassiette  et  de  la  r^partition  des  impöts  en  yigaenr. 

Poor  tonte  contribntion,  nn  re^u  sera  döliyrö  anz  contriboables. 

Art.  52.  —  Des  r^qnisitions  en  natare  et  des  serrices  ne  ponrront  6tre 
räclam^s  des  commanes  oa  des  babitants,  qne  ponr  les  besoins  de  Tami^ 
d'occnpation.  Ils  seront  en  rapport  avec  les  ressonrces  dn  pays  et  de  teile 
natare  qn'ils  n'impliqnent  pas  ponr  les  popnlations  Tobligation  de  prendre 
part  anx  Operations  de  la  gnerre  contre  leor  patrie. 

Ces  r^qnisitions  et  ces  Services  ne  seront  röclamte  qu'avec  Tantorisation 
da  commandant  dans  la  localit6  occnpöe. 

Les  prestations  en  natnre  seront,  autant  qn  possible,  pay^es  au  comp> 
tant;  sinon,  elles  seront  constat^es  par  des  re^us,  et  le  paiment  des  sommes 
dues  sera  eSectnö  le  plus  tdt  possible. 

Art.  53.  —  L'ann^e  qui  occnpe  un  territoire  ne  pourra  saisir  qne  le 
numäraire,  les  fonds  et  les  yaleurs  ezigibles  appartenant  en  propre  k  T^taC 
les  d^pdts  d'armes,  moyens  de  transport,  magasins  et  approvisionnements  et, 
en  g^n^ral,  toute  propriöt^  mobiliöre  de  T^tat  de  natare  &  serrir  aiUE 
Operations  de  la  guerre. 

Tous  les  moyens  affect^s  sur  terre,  sur  mer  et  dans  les  airs  k  la  trans- 
mission  des  nouvelles,  au  transport  des  personnes  ou  des  choses,  en  dehon 
des  cas  r^gis  par  le  droit  maritime,  les  döpöts  d'armes  et,  en  g^ndral,  tonte 
esp^ce  de  munitions  de  guerre,  peuyent  dtre  saisis,  mtoie  s*ils  appartiennent 
k  des  personnes  priy^es,  mais  deyront  ötre  restitu^s  et  les  indemnit^s  seront 
r^giees  k  la  paix. 

Art.  54.  —  Les  c&bles  sous-marins  reliant  un  territoire  occupö  k  an 
territoire  neutre  ne  seront  saisis  ou  dötruits  que  dans  le  cas  d'une  n^ceasaU 
absolue.  Ils  deyront  ögalement  ßtre  restitnös  et  les  indemnitös  seront  r6gl6es 
k  la  paix. 

Art.  55.  —  L'J^tat  occupant  ne  se  consid^rera  que  comme  administratair 
et  usufruitier  des  ediüces  publics,  immeubles,  for^ts  et  ezploitations  agricoles 
appartenant  k  TEtat  ennemi  et  se  trouyant  dans  le  pays  occnpe.  II  deyra 
sauyegarder  le  fonds  de  ces  proprietes  et  les  administrer  conformement  aax 
regles  de  Tusafruit. 

Art.  56.  —  Les  biens  des  communes,  ceux  des  Etablissements  consacräs 
aux  cultes,  k  la  charite  et  k  Tinstruction,  aux  arts  et  aux  sciences,  m&aat 
appartenant  k  T^tat,  seront  traites  comme  la  propriete  priy^e. 

Toute  saisie,  destruction  ou  degradation  intentionnelle  de  semblabks 
Etablissements,  de  monuments  hitoriques,  d'o?uyres  d'art  et  de  science,  est 
interdite  et  doit  6tre  poursuiyie. 
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V.   Convention   concernant  les   droits  et  les  devoirs  des 
Puissances   et   des   personnes  neutres   en  cas  de   guerre 

sur  terre. 

Sa  Majest^  TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prasse;  le  President  des 
Etats-Ünis  d'Amöriqae  etc.  ^): 

En  Yue  mieax  pr^ciser  les  droits  et  les  devoirs  des  Puissances  neutres 
en  cas  de  gaerre  sur  terre  et  de  regier  la  Situation  des  bellig^rants  r^fugi^s 
en  territoire  neutre; 

D6sirant  6galement  d^finir  la  qualit6  de  neutre  en  attendant  qu'il  soit 
possible  de  regier  dans  son  ensemble  la  Situation  des  parliculiers  neutres 
dans  leurs  rapports  avec  les  bellig^rants ; 

Ont  r^solu  de  conclure  une  Convention  ä  cet  effet  et  ont,  en  cons^quence, 
nomm6  pour  Leurs  Plänlpotentiaires  savoir^: 

Lesquels,  apr^s  avoir  d^pos^  leurs  pleins  pouvoirs  trouvös  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: 

Chapitre  I. 
Des  droits  et  des  devoirs  des  Puissances  neutres. 

Art.  Premier.  —  Le  territoire  des  Puissances  neutres  est  inviolable. 

Art  2.  —  n  est  interdit  aux  belligörants  de  faire  passer  ä  travers  le  terri- 
toire d'une  Puissance  neutre  des  troupes  ou  des  convois,  soit  de  munitions, 
soit  d'approvisionnements. 

Art.  3.  —  n  est  6galement  interdit  aux  bellig^rants : 

a)  d'installer  sur  le  territoire  d'une  Puissance  neutre  une  Station  radio- 
t616graphique  ou  tout  appareil  destin^  &  servir  comme  moyen  de  com- 
munication  avec  des  forces  belligörantes  sur  terre  ou  sur  mer; 

b)  d'ntiliser  toute  Installation  de  ce  genre  6tablie  par  euz  avant  la 
guerre  sur  le  territoire  de  la  Puissance  neutre  dans  un  bnt  exclusive- 
ment  militaire,  et  qui  n'a  pas  6t^  ouverte  au  Service  de  la  correspon- 
dance  publique. 

Art.  4.  —  Des  corps  de  combattants  ne  peuvent  6tre  form^s»  ni  des 
bureaux  d^enrölement  ouverts,  sur  le  territoire  d'une  Puissance  neutre  au 
profit  des  bellig^rants. 

Art.  5.  —  üne  Puissance  neutre  ne  doit  tol^rer  sur  son  territoire  aucun 
des  actes  visös  par  les  articles  2  ä  4. 

Elle  n'est  tenue  de  punir  des  actes  contraires  &  la  neutralit^  que  si  ces 
actes  ont  ^U  commis  sur  son  propre  territoire. 

Art.  6.  —  La  responsabilit^  d'une  Puissance  neutre  n'est  pas  engag^e 
par  le  fait  que  des  individus  passent  isol6ment  la  fronti^re  pour  se  mettre 
au  Service  de  Tun  des  bellig^rants. 

Art.  7.  —  üne  Puissance  neutre  n'est  pas  tenue  d'emp^her  l'exportation 
ou  le  transit,  pour  le  compte  de  Ihin  ou  de  l'aatre  des  bellig^rants,  d'armes, 

1)  Siehe  oben  S.  428. 

2)  Siehe  oben  S.  416  ff. 
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de  monitions,  et,  en  g^nöral,  de  toat  ce  qni  pent  6tre  ntile  k  one  armöe  oa 
k  une  flotte. 

Art.  8.  —  Une  Pnissance  neatre  n'est  pas  tenae  d'interdire  on  de 
restreindre  Tosage,  ponr  les  bellig^rants,  des  c&bles  töl^graphiqaes  on  t^l^- 
phoniques,  ainsi  qae  des  appareils  de  t616graphie  sans  fil,  qni  sont,  soit  sa 
propri6t6,  soit  Celle  de  compagnies  ou  de  parücnliers. 

Art.  9.  --  Toates  mesures  restrictives  on  prohibitives  prises  par  une 
Pnissance  nentre  ä  Tögard  des  matteres  yis^es  par  les  articles  7  et  8  deTiont 
6tre  nniform^ment  appliqnöes  par  eile  anx  bellig^rants. 

La  Pnissance  nentre  veillera  an  respect  de  la  mdme  Obligation  par  les 
compagnies  on  particnliers  propri^taires  de  c&bles  t^l^raphiqnes  on  t^l^pho- 
niqnes  on  d'appareils  de  töl^graphie  sans  fil. 

Art.  10.  —  Ne  pent  6tre  considör^  comme  nn  acte  hostile  le  fait,  par 
nne  Pnissance  nentre,  de  reponsser,  mdme  par  la  force,  les  atteintes  k  sa 
nentralitö. 

Gbapitre  IL 
Des  belligörants  internus  et  des  blessös  soign^s  chez  les  nentres. 

Art.  11.  —  La  Pnissance  nentre  qni  re^it  snr  son  territoire  des  tronpes 
appartenant  anx  arm6es  belligörantes,  les  intemera,  antant  qne  possible,  loin 
dn  tb6&tre  de  la  gnerre. 

Elle  ponrra  les  garder  dans  des  camps,  et  m6me  les  enfermer  dans  des 
forteresses  on  dans  dos  lienz  appropri^s  k  cet  effet. 

Elle  d^cidera  si  les  officiers  penvent  6tre  laissös  libres  en  prenant 
Tengagement  snr  parole  de  ne  pas  qnitter  le  territoire  nentre  sans 
antorisation. 

Art.  12.  —  A  döfant  de  Convention  speciale,  la  Pnissance  neatre  fonmira 
anx  internus  les  vivres,  les  babillements  et  les  seconrs  command^  par 
rbnmanit^. 

Boniflcation  sera  faite,  k  la  paix,  des  frais  occasionnös  par  lintemement. 

Art  13.  —  La  Pnissance  nentre  qni  re^oit  des  prisonniers  de  gnerre 
^yad^s  les  laissera  en  libert^.  Si  eile  tolöre  lenr  söjonr  snr  son  territoire. 
eile  pent  lenr  assigner  nne  r^sidence. 

La  mdme  disposition  est  applicable  anz  prisonniers  de  gnerre  amen^s 
par  des  tronpes  se  r^fngiant  snr  le  territoire  de  la  Pnissance  neatre. 

Art.  14.  —  Une  Pnissance.  neatre  ponrra  antoriser  le  passage  snr  son 
territoire  des  bless6s  ou  malades  appartenant  anz  arm^es  bellig^rantes,  sons 
la  r^serve  qne  les  trains  qui  les  am^neront  ne  transporteront  ni  personsel 
ni  mat^riel  de  gnerre.  En  pareil  cas,  la  Pnissance  nentre  est  tenne  de 
prendre  les  mesures  de  süretö  et  de  contrdle  nöcessaires  k  cet  effet. 

Les  bless6s  on  malades  amenös  dans  ces  conditions  snr  le  territoire 
nentre  par  nn  des  belligörants,  et  qni  appartiendraint  k  la  partie  advene. 
deyront  etre  gardös  par  la  Pnissance  nentre  de  mani^re  qn'ils  ne  poisaent 
de  nouvean  prendre  part  anx  Operations  de  la  guerre.    Cette  Pnissance  aura 
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les  mdmes  devoirs  quant  aax  blessös   on  malades  de  Taatre  ann6e  qni  loi 
seraient  confi^s. 

Art. '15.  —  La  Convention  de  Gen^ve  s'appliqae  anx  malades  et  aox 
blessös  internus  sur  territoire  neutre. 

Ghapitre  III. 
Des  personnes  nentres. 
Art  16.  —  Sont  consid^r^s  comme  nentres  les  nationanx  d'nn  ^tat  qni 
ne  prend  pas  part  ä  la  gnerre. 

Art  17.  —  ün  nentre  ne  peat  pas  se  pr^valoir  de  sa  neutralit^: 

a)  s'il  commet  des  actes  hostiles  contre  an  bellig^rant ; 

b)  8*il  commet  des  actes  en  favenr  d*un  belligörant,  notamment  s'il  prend 
volontairement  da  Service  dans  les  rangs  de  la  force  armöe  de  Tane 
des  Parties. 

£n  pareil  cas,  le  neatre  ne  sera  pas  trait^  plns  rigoareasement  par  le 
belligörant  contre  leqnel  il  s'est  döparti  de  la  neatralitö  qne  ne  poarrait 
retre,  k  raison  da  möme  fait,  an  national  Taatre  £tat  bellig^rant. 

Art.  18.  —  Ne  seront  pas  consid^rös  comme  actes  commis  en  favenr 
d'on  des  belligörants,  dans  le  sens  de  Tarticle  17,  lettre  b: 

a)  les  foarnitares  faites  oa  les  emprants  consentis  k  Tan  des  belllgörants, 
poarva  qae  le  foamissear  oa  le  prdteor  n'habite  ni  le  territoire  de 
Tantre  Partie,  ni  le  territoire  occapö  par  eile,  et  qae  les  foarnitares  ne 
proviennent  pas  de  ces  territoires; 

b)  les  Services  rendas'en  mati^re  de  police  oa  d'administration  civile. 

Ghapitre  IV. 
Da  matöriel  des  cbemins  de  fer. 

Art  19.  —  Le  matöriel  des  cbemins  de  fer  provenant  da  territoire  de 
Poissances  nentres,  qa'il  appartienne  ä  ces  Paissances  oa  k  des  sociötös  oa 
personnes  priv^es,  et  reconnaissable  comme  tel,  ne  poarra  6tre  r6qaisitionn6 
et  ntilis^  par  an  bellig^rant  qae  dans  le  cas  et  la  mesare,  oh  Texige  ane 
impörieose  n6cessit6.  H  sera  renvoy6  aassit^t  qae  possible  dans  le  pays 
d'origine. 

La  Paissance  neatre  poarra  de  mßme,  en  cas  de  nöcessitö,  retenir  et 
ntiliser,  jasqa*ä  dae  concnrrence,  le  mat^riel  provenant  da  territoire  de  la 
Paissance  belligörante. 

Une  indemnit6  sera  payöe  de  part  et  d'antre,  en  proportion  da  matöriel 
utilisö  et  de  lo  dar^  de  l'atilisation. 

Ghapitre  V. 
Dispositions  finales. 
Art  20.  —  Les  dispositions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  appli- 
cables qa'entre  les  Paissances  contractantes  et  sealement  si  les  bellig^rants 
sont  tons  parties  k  la  Convention. 

Art.  21.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  aassitdt  qae  possible. 
Les  ratifications  seront  d^posöes  k  La  Haye. 
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Le  Premier  d^pdt  de  ratifications  sera  constatö  par  an  proc^s-yerbal 
8ign6  par  les  repr^entants*  des  Pnissances  qoi  y  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  ^trang^res  des  Pays-Bas. 

Les  d^pdts  nlt^rienrs  de  ratifications  se  feront  an  moyen  d'ane  notafi- 
€ation  ^crite,  adressöe  au  Gonvemement  des  Pays-Bas  et  accompagn^e  de 
rinstrument  de  ratification. 

Gopie  certifiöe  con forme  du  procösTerbal  relatif  an  premier  d6pöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionnöes  k  Talin^a  pröc^dent,  ainsi  qae  des 
instruments  de  ratification  sera  imm^diatement  remise,  par  les  soins  da 
Gonyemement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  aux  Puissanoes 
convi^es  k  la  Deuxi^me  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qu'auz  antres  Puissanoes 
qui  auront  adh^rö  k  la  Convention.  Dans  les  cas  vis^s  par  Talin^a  pr^c^ent, 
ledit  Gouvernement  leur  fera  connaitre  en  m^me  temps  la  date  k  laqaelle  il 
a  re^u  la  notification. 

Art.  22.  —  Les  Puissanoes  non  signataires  sont  admises  k  adyrer  k  U 
präsente  Convention. 

La  Puissance  qui  d^sire  adh^rer  notifie  par  ^rit  son  Intention  au  Gou- 
vernement des  Pays-Bas  en  lui  transmettant  Tacte  d'adh^sion  qui  sera  d^086 
dans  les  archives  dudit  Gouvernement. 

Ce  Gouvernement  transmettra  immödiatement  k  toutes  les  autres  Puls- 
sances  copie  certifiöe  conforme  de  la  notification  ainsi  que  de  Tacte  d'adh^on, 
en  indiquant  la  date  k  laquelle  il  a  re^  la  notification. 

Art.  23.  —  La  präsente  Convention  produira  effet,  pour  les  Puissances 
qui  auront  particip^  au  premier  d^pöt  de  ratifications,  soixante  jours  aprte 
la  date  du  proc^s-verbal  de  ce  d^pöt  et,  pour  les  Puissances  qui  ratifieront 
ultörieurement  ou  qui  adhöreront,  soixante  jours  apr^s  que  la  notification  de 
leur  ratification  ou  de  leur  adh^sion  aura  6te  re^ue  par  le  Gouvemanent 
des  Pays-Bas. 

Art.  24.  —  S'il  arrlvait  qu^une  des  Puissances  contractantes  voulAt 
d6noncer  la  präsente  Convention,  la  dänonciation  sera  notifi^e  par  6crit  au 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  communiquera  imm^atement  copie  certifi6e 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances,  en  leur  faisant 
savoir  la  date  k  laquelle  il  Ta  re^ue. 

La  d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qu'ä,  Tögard  de  la  Puissance  qui 
Taura  notifi^e  et  un  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenue  au 
Gouvernement  des  Pays-Bas.  , 

Art.  25.  —  Un  registre  tenu  par  le  Minist^re  des  Affaires  !^trang^res 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  däpöt  des  ratifications  effectuö  en  vertu 
de  Tarticle  21  alin6as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  ^U  re^oies 
les  notifications  d'adh^sion  (article  22  alin6a  2)  ou  de  d^nonciation  (article  24 
alin^a  1). 

Chaque  Puissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  dece 
registre  et  ä  en  demander  des  extraits  certifi^s  conformes. 
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£n  foi  de  qnoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  revßta  la  präsente  Convention 
de  leurs  signatures. 

Fait  ä  La  Haye,  le  dix  hoit  octobre  mil  neu!  cent  sept,  en  nn  senl 
exemplaire  qui  restera  d6pos6  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  voie 
diplomatique  aux  Puissances  qui  ont  6tö  convi^es  k  la  Deuxi^me  Conference 
^e  la  Paix. 

(Signatures) 

VI.  Convention  relative  au  regime  des  navires  de  commerce 
ennemis  au  döbut  des  hostilit^s. 

Sa  Majeste  TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse;  le  President  des 
^^tats-Unis  d'Am6rique  etc.^): 

D^sireux  de  garantir  la  söcurit^  du  commerce  international  contre  les 
surprises  de  la  guerre  et  vonlant,  conform^ment  ä  la  pratique  moderne, 
prot^ger  autant  que  possible,  les  Operations  engagöes  de  bonne  foi  et  en 
€our8  d'ex^cution  avant  le  debut  des  bostilites; 

Ont  r^solu  de  conclure  une  Convention  k  cet  effet  et  ont  nomm^  pour 
Leurs  Plenipotentiaires,  savoir^: 

Lesquels,  apr^s  avoir  d^pose  leurs  pleins  pouvoirs  trouv^s  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: 

Art.  Premier.  —  Lorsqu'un  navire  de  commerce  relevant  d*une  des 
Puissances  bellig^rantes  se  trouve,  au  döbut  des  hostilit^s,  dans  un  port 
ennemi,  il  est  d^sirable  qu'il  lui  seit  permis  de  sortir  librement,  imm^diate- 
ment  ou  aprös  nn  deiai  de  faveur  süffisant,  et  de  gagner  directement,  apr^s 
avoir  ete  muni  d'un  laissez-passer,  son  port  de  destination  ou  tel  autre  port 
qui  lui  sera  dösignö. 

n  en  est  de  mfime  du  navire  ayant  qnitte  son  demier  port  de  d^part 
avant  le  commencement  äe  la  guerre  et  entrant  dans  un  port  ennemi  sans 
connaitre  les  bostilites. 

Art.  2.  —  Le  navire  de  commerce  qui,  par  suite  de  circonstances  de 
force  majeure,  n'aurait  pu  quitter  le  port  ennemi  pendant  le  delai  vise  ä 
l'article  pr^c^dent,  ou  auquel  la  sortie  n'aurait  pas  ete  accord6e,  ne  peut 
etre  confisque. 

Le  bellig^rant  peut  seulement  le  saisir  moyennant  Tobligation  de  le 
restituer  apr^s  la  guerre  sans  indemnite,  ou  le  requisitionner  moyennant 
indemnite. 

Art.  3.  —  Les  navires  de  commerce  ennemis,  qui  ont  quitte  leur  demier 
port  de  depart  avant  le  commencement  de  la  guerre  et  qui  sont  rencontr^s 
en  mer  ignorants  des  bostilites,  ne  peuvent  etre  confisques.  Ils  sont  seule- 
ment Sujets  k  6tre  saisis,  moyennant  Tobligation  de  les  restituer  apräs  la 
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gnerre  sans  indemnitö,  ou  k  ßtre  r^quisitionn^s,  ou  mfime  &  fitre  dötniitS;  k 
Charge  d'indemnit^  et  sons  robligation  de  poaryoir  k  la  s6carit^  des  personnes 
ainsi  qa'ä,  la  conservation  des  papiers  de  bord. 

Apr^s  avoir  tonch6  k  an  port  de  lenr  pays  ou  ^  nn  port  nentre,  ces 
navires  sont  sonmis  aux  lois  et  contames  de  la  gaerre  maritime. 

Art.  4.  —  Les  marchandises  ennemies  se  troavant  k  bord  des  navires 
Tis^s  anx  articles  1  et  2  sont  ^galement  sujettes  k  etre  saisies  et  restitn^ 
apr^s  la  gaerre  sans  indemnitö,  oa  k  6tre  r^qaisitionnöes  moyennant  indem- 
nit^,  conjointement  avec  le  navire  oa  s4par6ment. 

n  en  est  de  m6me  des  marchandises  se  troavant  k  bord  des  navires 
Yis6s  k  V  article  3. 

Art.  5.  —  La  präsente  Convention  ne  vise  pas  les  navires  de  commerce 
dont  la  construction  indiqae  qa'ils  sont  destinös  k  6tre  transform^s  en  b4ti- 
ments  de  gaerre. 

Art.  6.  —  Les  dispositions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  appli- 
cables qa'entre  les  Paissances  contractantes  et  sealement  si  les  bellig^rants 
sont  toas  parties  k  la  Convention. 

Art.  7.   —  La  präsente  Convention  sera  ratifiöe  aassitOt  qae  possible. 

Les  ratifications  seront  d^pos^s  k  La  Haye. 

Le  Premier  d^pöt  de  ratifications  sera  constatö  par  an  prooto-verbal 
8ign6  par  les  repr^sentants  des  Paissances  qai  y  prennent  part  et  par  1& 
Ministre  des  Affaires  !^trang^res  des  Pays-Bas. 

Les  d^pöts  alt^riears  de  ratifications  se  feront  an  moyen  d'ane  noU- 
fication  6crite,  adress^  an  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  accompagn^  de 
rinstrument  de  ratification. 

Copie  certifi^e  conforme  du  proc^s-verbal  relatif  au  premier  d6p6t  de 
ratifications,  des  notifications  mentionnöes  k  Talinöa  pröcödent,  ainsi  que  dea 
instruments  de  ratifications,  sera  imm^diatement  remise,  par  les  soins  da 
Qouvemement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  aux  Paissances 
conviöes  k  la  Deuzieme  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qu'auz  autres  Paissances 
qui  auront  adhör^  k  la  Convention.  Das  les  cas  visös  par  l'alin^a  prte^ent» 
ledit  Gouvernement  leur  fera  connattre  en  m^me  temps  la  date  k  laquelle  il 
a  re^u  la  notification. 

Art.  8.  —  Les  Puissances  non  signataires  sond  admises  k  adh^rer  k  la 
präsente  Convention. 

La  Puissance  qui  d^sire  adhörer  notifie  par  öcrit  son  intention  au 
Gouvernement  des  Pays-Bas  en  lui  transmettant  Tacte  d'adhösion  qui  sera 
d^posä  dans  les  archives  dudit  Gouvernement. 

Ce  Gouvernement  transmettra  immädiatement  k  toutes  les  autres  Pais- 
sances copie  certifiöe  conforme  de  la  notification  ainsi  que  de  Facte  d'adhösion, 
en  indiquant  la  date  k  laquelle  il  a  re^u  la  notification. 

Art.  9.  —  La  präsente  Convention  produira  effet,  pour  les  Paissances 
qui  auront  particip^  au  premier  d^pöt  de  ratifications,  soixante  jours  apräs 
la  date  du  proc^s-verbal  de  ce  d^pöt  et,  pour  les  Paissances  qui  ratifieront 
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ult^rieurement  on  qni  adh^reront,  soixante  jonrs  apr^s  qne  la  notification  de 
leor  ratigcation  ou  de  lenr  adh^don  anra  4t6  regne  par  le  Gonvernement  des 
Pays-Bas. 

Art.  10.  —  S*il  amvait  qa'une  des  Poissances  contractantes  youlüt 
dönoncer  la  präsente  Convention,  la  dönonciation  sera  notifi^e  par  6crit  an 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  qoi  commaniquera  inun^diatement  copie  certifi^e 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  antres  Poissances  en  lenr  faisant 
savoir  la  date  k  laqnelle  il  Ta  regne. 

La  d^nonciation  ne  prodnira  ses  effets  qa'ä  l'ögard  de  la  Poissance  qui 
Taura  notifi^e  et  an  an  apr^s  qae  la  notification  en  sera  parvenne  au  Gou- 
vernement des  Pays-Bas. 

Art.  11.  —  Un  registre  tenu  par  le  Ministöre  das  Affaires  ]^trangöre8 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d^pöt  de  ratifications  effectuö  en  vertu 
de  Tarticle  7  alin^as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  ä  laquelle  auront  6t^  regues 
les  notification  d'adhöslon  (article  8  alinöa  2)  ou  de  d^nonciation  (article  10 
alinto  1). 

Chaque  Puissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de  ce 
registre  at  k  en  demander  des  extraits  certifi^s  conformes. 

En  !oi  de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  rev6tu  la  präsente  Convention 
de  leurs  signatures. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  neu!  cent  sept,  en  un 
seul  exemplaire  qui  restera  d6pos6  dans  les  archives  du  Gouvernement  des 
Pays-Bas  et  dont  des  copies,  certifiöes  conformes,  seront  remises  par  la  voie 
diplomatique  aux  Puissances  qui  ont  6U  convi^es  k  la  Deuxiöme  Conference 
•de  la  Paix. 

(Signatures) 

Vn.  Convention  relative  k  la  transformation  des  navires 
de  commerce  en  bfttiments  de  guerre. 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse;  le  President  des 
^tats-Unis  d'Amörique  etc.  ^): 

Consid^rant  qu'en  vue  de  Tincorporation  en  temps  de  guerre  de  navires 
de  la  marine  marchande  dans  les  flottes  de  combat,  il  est  d^sirable  de  d^finir 
les  conditions  dans  lesquelles  cette  Operation  pourra  6tre  effectuöe; 

Que,  toutefois,  les  Puissances  contractantes  n'ayant  pu  se  mettre 
d'accord  sur  la  question  de  savoir  si  la  transformation  d'un  navire  de 
commerce  en  bätiment  de  guerre  peut  avoir  Heu  en  pleine  mer,  il  est  entendu 
que  la  question  du  lieu  de  transformation  reste  hors  de  cause  et  n'est 
nuUement  visäe  par  les  rögles  ci-dessous; 

D^sirant  conclure  une  Convention  k  cet  effet,  ont  nomm^  pour  Leurs 
Pl^nipotentiares,  savoir  ^: 
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Lesquels,  apr^s  avoir  d^pos^  leurs  pleins  ponvoirs,  trouT^  en  bonne 
et  dae  forme,  sont  conTonus  des  dispositions  snivantes: 

Art.  Premier.  —  Aucnn  navire  de  commerce  transformö  en  b&timent  de 
gaerre  ne  pent  avoir  les  droits  et  les  obligations  attacb^  k  cette  «iiialit^, 
s'il  n'est  plac4  sons  l'aatorit^  directe,  le  contrdle  immödiat  et  la  responsabi- 
lit6  de  la  Fnissance  dont  il  porte  le  pavillon. 

Art.  2.  —  Les  nayires  de  commerce  transformös  en  bfttiments  de  gaerre 
doiyent  porter  les  signes  ext^rieurs  distinctifs  des  b&timents  de  gaerre  de 
lenr  national! t^. 

Art.  3.  —  Le  commandant  doit  etre  an  Service  de  T^^tat  et  düment 
commissionn^  par  les  aatoritös  comp^tentes.  Son  nom  doit  fignrer  sar  la 
liste  des  officiers  de  la  flotte  militaire. 

Art.  4.   —   L'öqoipage   doit   6tre   soamis   anx  r6gles    de   la    discipline 
militaire. 

Art.  5.  —  Tont  navire  de  commerce  transform^  en  b&timent  de  gaerre 
est  tena  d'observer,  dans  ses  Operations'  les  lois  et  coatames  de  la  gaerre. 

Art.  6.  —  Le  beliig^rant,   qai  transforme  an  navire  de  commerce  en  | 

b&timent  de  gnerre,  doit,  le  plas  tdt  possible,  mentionner  cette  transformation  | 

sor  la  liste  des  bätiments  de  sa  flotte  militaire.  | 

Art.  7.  —  Les  dispositions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  applicables  i 

qa'entre  les  Foissances  contractantes    et  seulement  si  les  belligörants  sont  i 

tous  parties  ä  la  Convention.  , 

Art.  8.  —  La  präsente  Convention  sera  ratlfi^  aossitöt  qne  possible. 

Les  raüfications  seron  döposöes  k  La  Haye. 

Le  Premier  döpdt  de  ratiflcations  sera  constatä  par  an  proc&s-verb&l 
signö  par  les  repräsentants  des  Paissances  qai  y  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  ifetrang^res  des  Pays-Bas. 

Les  däpöts  oltärieors  de  ratiflcations  se  feront  aa  moyen  d'ane  notiflca- 
tion  äcrite,  adressäe  an  GK>avemement  des  Pays-Bas  et  accompagn^  de 
rinstroment  de  ratification. 

Copie  certifiäe  conforme  du  proc&s-verbal  relatif  an  premier  döpdt  de 
ratiflcations,  des  notiflcations  mentionnäes  k  Talinäa  pröcädent,  ainsi  qae  des 
instroments  de  ratiflcation,  sera  immädiatement  remise,  par  les  soins  da 
Gonvemement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  anx  Paissances 
conviäes  k  la  Deaxi^me  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qn^anx  autres  Pais- 
sances qai  anront  adbörä  k  la  Convention.  Dans  les  cas  visös  par  Talinea 
präcedent,  ledit  Gonvemement  lenr  fera  connattre  en  mdme  temps  la  date  k 
laquelle  il  a  re^u  la  notification. 

Art.  9.  —  Les  Paissances  non  signataires  sont  admises  k  adbärer  k  U 
präsente  Convention. 

La  Paissance  qni  däsire  adbärer  notifle  par  äcrit  son  Intention  aa 
Gonvemement  des  Pays-Bas  en  lai  transmettant  Tacte  d'adhäsion  qai  sera 
däposä  dans  les  arcbives  dndit  GK>uveroement. 
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Ce  GK>ayernenient  transmettra  imm^diatement  k  tontes  les  antres 
Poissances  copie  certifi^e  conlorme  de  la  notification  ainsi  que  de  Tacte 
d'adhöBion,  en  indiqoant  la  date  k  laqnelle  il  a  re^a  la  notification. 

Art.  10.  —  La  präsente  Convention  prodoira  eSet,  poor  les  Poissances 
qni  aoront  partidpö  an  premier  döpdt  de  ratifications,  soixante  jours  apr^s 
la  date  da  proc^s-verbal  de  ce  d6pdt  et,  poor  les  Poissances  qni  ratifieront 
nlt^rieorement  oo  qoi  adhöreront,  soixante  joors  aprös  qoe  la  notification  de 
leor  ratification  oo  de  leor  adhösion  aora  6t6  re^ne  par  le  Goovernement  des 
Pays-Bas. 

Art  11.  —  S*il  arrivait  qo'one  des  Poissances  contractantes  voolüt 
dönoncer  la  präsente  Convention,  la  d^nonciation  sera  notifi^  par  öcrit  ao 
Goovernement  des  Pays-Bas,  qoi  commoniqoera  immödiatement  copie  certifiöe 
oonforme  de  la  notification  ä  tootes  les  aotres  Poissances  en  leor  faisant 
savoir  la  date  k  laqnelle  il  Fa  re^oe. 

La  d6nonciation  ne  prodoira  ses  effets  qo'ä  Tögard  de  la  Poissance 
qoi  Taara  notifiöe  et  on  an  aprös  qoe  la  notification  en  sera  parvenoe  ao 
Qoovemement  des  Pays-Bas. 

Art.  12.  —  ün  registre  teno  par  le  Minist^re  des  Affaires  Etrang^res 
des  Pais-Bas  indiqoera  la  date  do  d^pöt  de  ratifications  eSecto6  en  verto  de 
Tarticle  8  alinöas  3  et  4,  ainsi  qoe  lä  date  k  laqoelle  aoront  6t6  reines  les 
notifications  d'adhösion  (artlcle  9  alinöa  2)  on  de  d^nonciation  (article  11 
alinöa  1). 

Chaqoe  Poissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de 
ce  registre  et  k  en  demander  des  extraits  certifi^s  cohformes. 

En  foi  de  qooi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  rev6to  la  präsente  Convention 
de  leors  signatores. 

Fait  k  La  Haye,  le  diz-hoit  octobre  mil  neo!  cent  sept,  en  on  seol 
exemplaire  qni  restera  d^posö  dans  les  archives  do  Goovernement  des  Pays- 
Bas,  et  dont  des  copies,  certifiöes  conformes,  seront  remises  par  la  voie 
diplomatiqoe  aox  Poissances  qoi  ont  6t6  convi^es  k  la  Deoxiöme  Conference 

de  la  Paix. 

(Signatnres) 

Vm  Convention  relative  &  la  pose  de  mines  sous-marines 
automatiques  do  contact. 

Sa  Majestö  TEmpereor  d'Allemagne,  Roi  de  Prasse;  le  President  des 
£tat8-ünis  d'Am^riqoe  etc.^): 

S'inspirant  da  principe  de  la  libertö  des  voies  maritimes,  oovertes  k  tontes 
les  nations ; 

Conflidörant  qne,  si  dans  Fötat  actael  des  choses,  on  ne  pent  interdire 
l'emploi  de  mines  soos-marines  automatiques  de  contact,  il  Importe  d'en  limiter 
et  x6glementer  Tnsage,  afin  de  restreindre  les  rigueors  de  la  gaerre  et  de 
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donner,  antant  qae  faire  se  pent,  ä  la  nayigation  pacifiqne  la  söcnritö  k  U- 
qnelle  eile  a  droit  de  pr^tendre,  malgr^  l'existence  d'nne  gaerre; 

£n  attendant  qn'il  soit  possible  de  regier  la  mati&re  d'one  fa^n  qoi 
donne  anz  intörftt»  engagös  tontes  les  garanties  dösirables; 

Ont  r68oln  de  conclnre  nne  GonTention  jt  cet  eüet  et  ont  nomm^  posr 
Leurs  Pl^nipotentiaireB,  savoir^): 

Lesqnels,  apr^s  avoir  däpos^  lenrs  pleins  ponyoirB,  tronr^  en  bonne  et 
dne  forme,  sont  convenns  des  dispositions  smyantes: 

Art.  Premier.  —  H  est  interdit: 

10  de  placer  des  mines  automatiqnes  de  contact  non  amarr^es,  k  moim 
qa'elles  ne  soient  constrniteB  de  maniöre  k  devenir  inoffensives  nne 
henre  au  mazimam  apr^s  que  celui  qni  les  a  plac^es  en  anra  perdu 
le  contrdle; 

2^  de  placer  des  mines  antomatiqaes  de  contact  amarr^es,  qni  ne  de- 
yiennent  pas  inoSensives  d^s  qu'elles  anront  rompn  lenrs  amarres; 

30  d'employer  des  torpilles,  qni  ne  deviennent  pas  ineffensiTes  lorsqa'elks 
anront  manqnö  lenr  bat. 

Art.  2.  —  n  est  interdit  de  placer  des  mines  antomatiqnes  de  contact 
devant  les  cdtes  et  les  ports  de  Tadversaire,  dans  le  senl  bat  d'interoepter  la 
nayigation  de  commerce. 

Art  3.  —  Lorsqne  des  mines  antomatiqaes  de  contact  amarr^es  sont 
employ^es,  tontes  les  pr^caations  possibles  doivent  etre  prises  ponr  la  s^corit^ 
de  la  nayigation  pacifiqne. 

Les  bellig^rants  s'engagent  k  ponnroir,  dans  la  mesnre  dn  possible,  k  ee 
qne  ces  mines  deyiennent  inoSensiyes  aprös  nn  laps  de  temps  limitö,  et,  dans 
le  cas  oü  elles  cesseraient  d'^tre  snryeillöes,  k  signaler  les  rögions  dangereoaes, 
anssitdt  qne  les  exigences  militaires  le  permettront,  par  nn  ayis  k  la  navi- 
gation,  qni  deyra  6tre  anssi  commnniqn^  anx  GK>ayemement8  par  la  voie 
diplomatique. 

Art.  4.  —  Tonte  Pnissance  neutre  qui  place  des  mines  antomatiqnes  de 
contact  deyant  ses  cötes,  doit  obseryer  les  mdmes  r&gles  et  prendre  les  m6mes 
pr^cautions  qne  Celles  qui  sont  impos6es  anx  bellig^rants. 

La  Pnissance  neutre  doit  faire  connaltre  k  la  nayigation,  par  nn  aris 
pr^alable,  les  r^gions  oü  seront  mouill6es  des  mines  antomatiques  de  contact. 
Cet  ayis  deyra  Ctre  communiqu4  d'urgence  anx  Gonyemements  par  yoie 
diplomatique. 

Art.  5.  —  A  la  fin  de  la  guerre,  les  Puissances  contractantes  s'engagent 
k  faire  tont  ce  qui  dopend  d'elles  ponr  enleyer,  cbacnne  de  son  cöt6,  les  mines 
qu'elles  ont  plac^es. 

Quant  anx  mines  antomatiqnes  de  contact  amarrtes,  que  Fun  des  bel- 
lig^rants  aurait  pos^es  le  long  des  cdtes  de  l'autre,  Templacement  en  seit 
notifi^  k  l'autre  partie  par  la  Pnissance  qui  les  a  posöes  et  chaqne  Poissance 
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deyra  proc^der  dans  le  plus  bre!  dölai  ä  Fenl^yement  des  mines  qoi  se  troa- 
yent  dans  ses  eauz. 

Art.  6.  —  Les  Poissances  contractantes,  qni  ne  disposent  pas  encore  de 
mines  perfectionn^s  telles  qu'elles  sont  pr^ynes  dans  la  präsente  Convention, 
et  qoi,  par  consöqnent,  ne  sauraient  actnellement  se  conformer  aaz  r6gles 
^tablies  dans  les  articles  1  et  3,  s'engagent  ä  transformer,  aussitöt  qne  possible, 
leor  matöriel  de  mines,  afin  qu'il  r^ponde  anx  prescriptions  sasmentionn^s. 

Axt  7.  —  Les  dispositions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  applicables 
qa'entre  les  Poissances  contractantes  et  senlement  si  les  belligörants  sont  tous 
parties  ä  la  Convention. 

Art.  8.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  aussitöt  qne  possible. 

Les  ratifications  seront  d^pos^s  ä  La  Haye. 

Le  Premier  d^öt  de  ratifications  sera  constat^  par  an  proc^s- verbal 
sign^  par  les  repr^sentants  des  Poissances  qoi  y  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  ^trang^res  des  Pays-Bas. 

Les  d^pdts  olt^rieors  de  ratifications  se  feront  ao  moyen  d'one  noti- 
fication  6crite,  adress^e  ao  Goovemement  des  Pays-Bas  et  accompagn^e  de 
Tinstroment  de  ratification. 

Copie  certifi^e  conforme  do  proc^s- verbal  relatif  ao  premier  d^pöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionnöes  k  Talin^a  pr6c^dent,  ainsi  qoe  des 
instroments  de  ratification,  sera  imm^diatement  remise.  par  les  soins  do  Goo- 
vemement des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatiqoe,  aox  Poissances  convi^es 
k  la  Deoxi^me  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qo'aox  aotres  Poissances  qoi 
aoront  adb^r^  k  la  Convention.  Dans  les  cas  visös  par  Talinöa  pröc^dent, 
ledit  Goovemement  leor  fera  connaltre  en  m^me  temps  la  date  k  laqoelle  il 
a  re^o  la  notification. 

Art  9.  —  Les  Poissances  non  signataires  sont  admises  k  adhörer  k  la 
präsente  Convention. 

La  Poissance  qoi  d^sire  adh^rer  notifi^e  par  öcrit  son  Intention  ao  Goo- 
vemement des  Pays-Bas  en  loi  transme^tant  Tacte  d'adh^sion  qoi  sera  d^posö 
dans  les  arcbives  dodit  Goovemement. 

Ce  Goovemement  transmettra  imm^diatement  k  tootes  les  aotres  Pois- 
sances copie  certifi^  conforme  de  la  notification  ainsi  qoe  de  Tacte  d'adb^sion 
en  indiqoant  la  date  k  laqoelle  il  a  re^o  la  notification. 

Art.  10.  —  La  präsente  Convention  prodoira  effet,  poor  les  Poissances 
qoi  aoront  partidpö  ao  premier  döpöt  de  ratifications,  soizante  joors  aprös 
la  date  do  procös- verbal  de  ce  d^pöt  et,  poor  les  Poissances  qoi  ratifieront 
oltörieorement  oo  qoi  adböreront,  soixante  joors  apr^s  qoe  la  notification  de 
lenr  ratification  oo  de  leor  adh^sion  aora  6t6  re^oe  par  le  Goovemement  des 
Pays-Bas. 

Art.  11.  —  La  präsente  Convention  aora  one  doräe  de  sept  ans  k  partir 
do  soizantidme  joor  aprös  la  date  do  premier  däpdt  de  ratifications. 

San!  dönonciation,  eile  continoera  d'dtre  en  vigoeor  aprös  Tezpiration 
de  ce  d61ai. 
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La  dtoondation  sera  notifiöe  par  öcrit  an  Gonvemement  des  Pays-Bas, 
qni  commaniquera  imm^diatement  copie  certifiöe  conforme  de  la  notification 
ä  tontea  les  PuBBances,  en  lear  faisant  savoir  la  date  k  laqnelle  il  Ta  le^e. 

La  dönonciation  ne  prodoira  ses  effeta  qn'k  F^ard  de  la  PoiBsanoe  qui 
l'aqra  notifi^  et  aix  mois  aprös  qae  la  notification  en  sera  parrenne  u 
Gouvernement  des  Pays-Bas. 

Art.  12.  —  Les  Puissances  contractantes  s'engagent  k  reprendie  U 
question  de  Temploi  des  mines  automatiques  de  contact  siz  mois  ayant  Tei- 
piration  du  terme  pr^vu  par  l'alinöa  premier  de  l'article  pr^c^ent,  an  cas  od 
eile  n*aurait  pas  6t6  reprise  et  r^solue  k  une  date  ant^rieure  par  la  Troisi^e 
Conference  de  la  Paix. 

Si  les  Puissances  contractantes  concluent  une  nouvelle  Gonvention  re- 
lative k  Temploi  des  mines,  d^s  son  entr^e  en  vigueur,  la  pr^ente  Convenüon 
cessera  d'6tre  applicable. 

Art.  13.  —  ün  registre  tenu  par  le  Ministöre  des  Affaires  £trang6ies 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d^pdt  de  ratifications  eSectu^  en  verta  de 
Tarticle  8  alinöas  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  6i6  re^es  lei 
notifications  d'adhösion  (article  9  alin^a  2)  ou  de  dönondation  (artide  U 
alinöa  3). 

Ghaque  Puissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de  ce 
registre  et  k  en  demander  des  extraits  certifiös  conformes. 

En  foi  de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  revdtu  präsente  Gonvention  de 
leurs  signatures. 

Fait  k  La  Haye,  le  diz-hnit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  un  Beul 
exemplaire  qui  restera  döposö  dans  les  archives  du  GK)Uvemement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiöes  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
matique aux  Puissances  qui  ont  4t6  convi^es  k  la  Deuxiöme  Conference  de 
la  Paix. 

(Signatures) 

IX.  Convention  concemant  le  bombardement  par  des  forces 
navales  en  temps  de  guerre. 

Sa  Majest6  TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prasse;  le  President  des 
]ßtats-ünis  d'Amörique  etc.i): 

Animos  du  dösir  de  r^aliser  le  voßu  exprim6  par  la  Premiere  Conference 
de  la  Paix,  concernant  le  bombardement,  par  des  forces  navales,  de  ports. 
villes  et  villages,  non  döfendus: 

Considörant  qull  Importe  de  soumettre  les  bombardements  par  des  foioes 
navales  k  des  dispositions  g^n^rales  qui  garantissent  les  droits  des  habitants 
et  assurent  la  conservation  des  principaux  ^difices,  en  ^tendant  k  cette  opto* 
tion  de  guerre,  dans  la  mesure  du  possible,  les  principes  du  R^lemeni  de  l^ 
sur  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre; 
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S'inspirant  ainsi  da  d^sir  de  senrir  les  intördts  de  Thnmaiiitö  et  de  di- 
minaer  les  rigaenrs  et  les  dösaatres  de  la  gaerre; 

Ont  lösolu  de  conclnre  une  Conyention  k  cet  effet  et  ont,  en  consöqaence, 
Qomni^  poor  Lenrs  Plönipotentiaires,  saYoir^): 

Lesqaels,  apr^  avoir  döposö  lenrs  pleins  pcavoirs,  troav^s  en  l)oime  et 
dae  fqnne,  sont  conveBos  des  dispositiQiiB  suivantes: 

Chapitre  I. 
Du  bombardement  des  ports,  Yilles,  yillages,  habitations  ou  b&timents  non 

d^fendas. 

Art.  Premier.  —  H  est  interdit  de  bombarder,  par  des  forces  navales, 
des  ports,  villes,  TÜlages,  habitations  on  b&üments  qni  ne  sont  pas  döfendns. 

üne  locaUt^  ne  pent  pas  6tre  bombard^  k  raison  da  senl  jait  qne, 
devant  son  port,  se  troarent  monill^es  des  mines  sons-marines  antomatiqaes 
de  contact. 

Art  2.  —  Tontefois,  ne  sont  pas  compris  dans  cette  interdiction  les 
oavrages  militaires,  Etablissements  militaires  on  nayals,  d^pdts  d'armes  oa  de 
mat^riel  de  gaerre,  ateliers  et  installations  propres  k  Etre  ntilisEs  ponr  les 
besoins  de  la  flotte  on  de  Tarmöe  ennemie,  et  les  navires  de  gaerre  se 
tronyant  dans  le  port.  Le  commandant  d'nne  force  navale  ponrra,  aprte 
sommation  avec  dölai  raisonnable»  les  d^tmire  par  le  canon,  si  tont  antre 
moyen  est  imposaible  et  lorsqne  les  antoritEs  locales  n'anront  pas  procödö  k 
cette  destmction  dans  le  dölai  fix6. 

n  n'enconrt  aucnne  responsabilitE  dans  ce  ca»  ponr  les  dommages  in- 
Tolontaires,  qni  ponrraient  etre  occasionnös  par  le  bombardement. 

Si  des  n^cessit^s  militaires,  ezigeant  one  action  imm6diate,  ne  per- 
mettaient  pas  d'accorder  de  d^lai,  ü  reste  entendu  qne  Tinterdiction  de 
bombarder  la  ville  non  d^fendne  snbsiste  comme  dans  le  cas  6nonc6  dans 
Talin^a  1  et  qne  le  commandant  prendra  tontes  les  dispositions  Tonlnes  ponr 
qnll  en  r^nlte  ponr  cette  Tille  le  moins  d'inconyönients  possible. 

Art.  3.  --  n  pent,  apr^s  notification  ezpresse,  dtre  procEd6  an  bom- 
bardement des  ports,  yilles,  yillages,  habitations  on  b&timents  non  döfendns, 
si  les  antorit^s  locales,  mises  en  demenre  par  nne  sommation  formelle,  refnsent 
d'obtempErer  k  des  r^qnisitions  de  yiyres  on  d'approyisionnements  n^oessaires 
an  besolD  präsent  de  la  force  nayale  qni  se  tronye  deyant  la  localitö. 

Ces  r^qnisitions  seront  en  rapport  ayec  les  ressonrces  de  la  localit^. 
Blies  ne  seront  röclam^s  qn'ayec  Tantorisation  dn  commandant  de  ladite 
foroe  nayale  et  elles  seront,  antant  qne  possible,  payöes  an  comptant;  sinon 
«lies  seront  constat^es  par  des  re^ns. 

Art.  4.  ^  Est  interdit  le  bombardement,  ponr  le  non  paiement  dea 
contribntions  en  argent,  des  ports,  yilles,  yillages,  habitations  on  b&timents, 
non  döfendns. 
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Chapitre  IL 
DispoBitions  gönörales. 

Art.  5.  —  Dans  le  bombardement  par  des  forces  navales,  tontes  les 
mesnres  n^cessaires  doivent  6tre  prises  par  le  commandant  ponr  ^pargner 
antant  qne  possible,  les  ^difices  consacr^s  anx  cnltes,  aoz  arts,  aax  sdences 
et  k  la  bienfaisance,  les  monnments  historiqnes,  les  hOpitanz  et  les  lienz  de 
rassemblement  de  malades  on  des  blosses  ä  condition  qn'ils  ne  soient  pts 
employ^s  en  m^me  temps  &  an  bat  militaire. 

Le  devoir  des  babitants  est  de  d^signer  ces  monnments,  ces  ödifioes 
on  lieax  de  rassemblement,  par  des  signes,  visibles,  qui  consisteront  en  grands 
panneaox  rectangnlaires  rigides,  partagös,  saivant  nne  des  diagonales,  en 
denx  triangles  de  conlear,  noire  en  baat  et  blanche  en  bas. 

Art.  6.  —  Saal  le  cas  oü  les  ezigences  militaires  ne  le  permettr&ient 
pas,  le  commandant  de  la  force  navales  assaillante  doit,  arant  d'entreprendie 
le  bombardement,  faire  tont  ce  qai  dopend  de  lai  poar  avertir  les  antorit^. 

Art.  7.  —  n  est  interdit  de  livrer  aa  pillage  one  Tille  oa  localit^ 
m6me  prise  d'assaut. 

Gbapitre  IIL 
Dispositions  finales. 

Art  8.  —  Les  dispositions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  applicables 
qn'entre  les  Poissances  contractantes  et  seolement  si  les  belligörants  sont 
toas  parties  ä  la  Convention. 

Art.  9.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  aassitdt  qne  possible. 

Les  ratifications  seront  d^pos^es  &  La  Haye. 

Le  Premier  d^pdt  de  ratifications  sera  constat^  par  an  proc^-verbal 
signö  par  les  reprösentants  des  Poissances  qoi  y  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  ^trangöres  des  Pays-Bas. 

Les  d^pdts  alt^rieurs  de  ratifications  se  feront  aa  moyen  d'ane  no- 
tification  6crite,  adress^  au  Qoavemement  des  Pays-Bas  et  accompagn^  de 
rinstrnment  de  ratification. 

Copie  certifi^e  conforme  da  proo^-verbal  relatif  aa  premier  d^pöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionnöes  k  l'alinöa  pröc^ent,  ainsi  qne  d& 
instniments  de  ratification,  sera  immödiatement  remise,  par  les  soins  dn 
Gouvernement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  auz  Poissances 
convi^es  &  la  Deuzi^me  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qu'aoz  aotres  Poissances 
qoi  aoront  adh^r^  k  la  Convention.  Dans  les  cas  vis^  par  l'alinöa  pröoödent, 
ledit  Qoavemement  leor  fera  connaitre  en  mdme  temps  la  date  k  laqoelle  il 
a  re^u  la  notification. 

Art.  10.  —  Les  Poissances  non  signataires  sont  admises  k  adhörer  k 
la  präsente  Convention. 

La  Poissance  qoi  dösire  adb^rer  notifie  par  öcrit  son  intentaon  an 
Goovemement  des  Pays-Bas  en  loi  transmettant  Tacte  d'adh^on  qoi  sera 
d4pos6  das  les  archives  dodit  Qoavemement. 
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Ge  GouTernement  transmettra  immödiatement  k  toates  les  aatres  Pnis- 
sances  copie  certifi^  conforme  de  la  notification  ainsi  qne  de  Tacte  d'ad- 
h^sion,  en  indiqaant  la  date  ä  laqnelle  il  a  re^n  la  notification. 

Art  11.  —  La  präsente  Convention  prodnira  eSet,  poor  les  Paissances 
qni  anront  particip^  an  premier  d4p6t  de  ratifications,  soizante  jonn  apr^s 
la  date  dn  procös-verbal  de  ce  d^pöt  et,  pour  les  Paissances  qoi  ratifieront 
nlt^rieorement  on  qni  adh^reront,  soixante  joors  apr^s  qne  la  notification  de 
lenr  ratification  on  de  lenr  adhösion  anra  6t^  re^ne  par  le  Gouvernement 
des  Pays-Bas. 

Art.  12.  —  S'il  arrivalt  qn'nne  des  Paissances  contractantes  vonlüt 
dönoncer  la  präsente  Convention,  la  d^nonciation  sera  notifi^  par  öcrit  an 
Gonvemement  des  Pays-Bas,  qui  commnniqnera  inim^diatement  copie  certifi^e 
conforme  de  la  notification  ä  toates  les  aatres  Paissances  en  lenr  faisant 
savoir  la  date  k  laqaelle  il  Ta  re^e. 

La  dänonciation  ne  prodnira  ses  effets  qn'ä  Tögard  de  la  Paissance  qni 
Taara  notifi^e  et  an  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenae  aa  Goa- 
vemement  des  Pays-Bas. 

Art.  13.  —  ün  registre  tena  par  le  Minist^re  des  Affaires  ^trang^res 
des  Pays-Bas  indiqaera  la  date  da  d^pöt  de  ratifications  effectn^  en  verta 
de  Tarticle  9  alinäas  3  et  4,  ainsi  qae  la  date  k  laqaelle  aaront  6t6  reines 
les  notifications  d'adh^sion  (article  10  alin^a  2)  oa  de  d^nociation  (article  12 
alinöa  1). 

Chaqae  Paissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de 
ce  registre  et  k  en  demander  des  extraits  certifi^s  conformes. 

En  foi  de  qaoi,  les  Plönipotentiaires  ont  revßta  la  präsente  Convention 
de  lears  signatares. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-hait  octobre  mil  neaf  cent  sept,  en  an  seul 
ezemplaire  qai  restera  d^posä  dans  les  archives  da  Goavernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  voie 
diplomatique  aax  Paissances  qai  ont  6t^  conviöes  k  la  Denzi^me  Conference 
de  la  Paiz. 

(Signatares) 

X.  Ck>nventiou  pour  l'adaptatiou  k  la  guerre  maritime  des 
prindpes  de  la  Convention  de  Genöve. 

Sa  Majestö  TEmperear  d'AUemagne,  Roi  de  Prasse;  le  President  des 
!^tats-IJnis  d'Am^riqae  etc.^): 

]^galement  anim^s  da  dösir  de  diminaer,  aatant  qu'll  dopend  d'eaz, 
les  maaz  ins6parables  de  la  gaerre; 

Et  voalant,  dans  ce  bat,  adapter  k  la  gaerre  maritime  les  principes 
de  la  Convention  de  Gen^ve  da  6  jaillet  1906 ; 

1)  Siehe  oben  S.  428. 


472  Dokumente  der  zweiten  Friedenskonferenz, 

Ont  r^solu  de  conclore  nne  Convention  h  TeSet  de  r^yiser  la  ConTention 
du  29  Joillet  1899  relative  k  la  rndme  mati^re  et  ont  nommö  pour  Leors 
Plänipotentiaires,  savoir^): 

Lesqnels,  apr^s  avoir  d^posö  leurs  pleins  ponvoirs,  troaTös  en  boime 
et  dne  forme,  sont  convenns  des  dispositions  snivantes: 

Art.  Premier.  —  Les  b&timent8-h6pitaaz  militaires,  c'est-i-dire  les 
b&timents  constmits  oa  amänag^  par  les  ^tats  spödalement  et  nniqnement 
en  Tue  de  porter  secours  aox  blessös,  malades  et  nanfrag^,  et  dont  les  noms 
anront  6t6  communiquös,  k  Toavertore  oa  au  conrs  des  hostilitös,  en  tont 
cas  avant  tonte  mise  en  usage,  aax  Poissances  belligörantes,  sont  respect^s 
et  ne  peuvent  £tre  captnr^s  pendant  la  dar6e  des  hostilit^. 

Ges  bätiments  ne  sont  pas  non  plus  assimil^s  aox  navires  de  gaerre 
au  point  de  yue  de  leor  s^joor  dans  an  port  neutre. 

Art.  2.  —  Les  bätiments  hospitaliers,  öqaipös  en  totalit^  on  en  partie 
aojc  frais  des  particaliers  oa  des  soci^tös  de  secours  officiellement  reconnaes, 
sont  ^alement  respectös  et  exempts  de  capture,  si  la  Puissance  bellig^rant« 
dont  ils  d^pendent,  leur  a  donn4  une  commission  officielle  et  en  a  notifi^  les 
noms  k  la  Paissance  adverse  ä  Touverture  ou  au  cours  des  hostilitös,  en 
tout  cas  avant  toute  mise  en  usage. 

Ges  navires  doivent  6tre  porteurs  d'an  document  de  Tautorit^  compe- 
tente  d^clarant  qulls  ont  6t6  soumis  k  son  contröle  pendant  leur  armement 
et  k  leur  d4part  final. 

Art.  3.  —  Les  bätiments  bospitaliers,  öquipös  en  totalit^  ou  en  partie 
auz  frais  des  particuliers  ou  des  soci^tös  officiellement  reconnnes  de  pays 
neutres,  sont  respect^s  et  exempts  de  capture,  k  condition  qu'ils  se  soient 
mis  sons  la  direction  de  Tun  des  bellig^rants,  avec  Tassentiment  pr^alable 
de  leur  propre  Gouvernement  et  avec  Tautorisation  du  bellig^rant  lui-mftme 
et  que  ce  dernier  en  ait  notifi^  le  nom  k  son  adversaire  d^  Touverture  oa 
dans  le  cours  des  hostilit^s,  en  tout  cas,  avant  tout  emploi. 

Art.  4.  —  Les  bätiments  qui  sont  mentionn^s  dans  les  articles  1,  2  et 
3,  porteront  secours  et  assistance  aux  blessös,  malades  et  naufrag^  des 
bellig^rants  sans  distinction  de  nationalitö. 

Les  Gouvernements  s'engagent  k  n'utiliser  ces  b&timents  pour  aucun 
but  militaire. 

Ces  bätiments  ne  devront  g^ner  en  aucune  mani^re  les  mouvements 
des  combattants. 

Pendant  et  apr^s  le  combat,  ils  agiront  k  leurs  risques  et  pdrils. 
I  Les  bellig^rants  auront  sur  eux  le  droit  de  contrdle  et  de  visite:  ils 

pourront  refuser  leur  concours,  leur  enjoindre  de  s'6loigner,  leur  imposer  une 
I  direction  d^termin^e  et  mettre  k  bord  un  commissaire,  m6me  les  dötenir,  si 

I  la  gravit^  des  circoustances  Texigeait. 

Autant  que  possible,  les  bellig^rants  inscriront  sur  le  Journal  de  bord 
^  des  bArtiments  hospitaliers  les  ordres  qu'ils  leur  donneront. 

I  1)  Siehe  oben  S.  416  ff. 
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Art  ö.  —  Les  b&timents-hdpitaiu:  militaires  seront  disüngaös  par  nne 
peintnre  extörieuie  blanche  ayec  one  bände  horizontale  verte  d'nn  rndtre  et 
demi  de  largeor  enyiron. 

Les  b&timents  •  qni  sont  mentionnös  dana  lea  articles  2  et  3,  seront 
distingate  par  nne  peintnre  eztörienre  blanche  avec  nne  bände  horisontale 
ronge  d'nn  mötre  et  demi  de  largenr  environ. 

Les  embarcations  des  b&timents  qni  viennent  d'6tre  mentionnöS)  comme 
les  petits  bfttiments  qne  ponrront  6tre  affectös  an  Service  hospitalier,  se 
distingneront  par  nne  peintnre  analogne. 

Tons  les  b&timents  hospitaliers  se  feront  reconnattre  en  hissant,  avec 
lenr  pavillon  national,  le  pavillon  blanc  k  croix-ronge  prövn  par  la  Conven- 
tion de  Gen^ve  et,  en  ontre,  s'ils  ressortissent  k  nn  ^tat  neutre,  en  arborant 
an  grand  mftt  le  pavillon  national  dn  bellig^rant  sons  la  direction  dnqnel 
ils  se  sont  placös. 

Les  b&timents  hospitaliers  qni,  dans  les  termes  de  Tarticle  4,  sont 
dötenns  par  Tennemi,  aaront  k  rentrer  le  pavillon  national  da  bellig6rant 
dont  ils  relövent. 

Les  b&timents  et  embarcations  cidessns  mentionnös,  qni  vealent  s'as- 
Borer  la  nnit  le  respect  anquel  ils  ont  droit,  ont,  avec  Tassentiment  da 
belligidrant  qn'ils  accompagnent,  &  prendre  les  mesnres  nöcessaires  ponr  qae 
la  peintnre  qni  les  caractörise  soit  snffisamment  apperente. 

Art.  6.  —  Les  signes  distinctifs  prävos  k  Tarticle  ö  ne  ponrront  6tre 
employös,  soit  en  temps  de  paix,  soit  en  temps  de  gnerre,  qae  ponr  protöger 
on  dösigner  les  b&timents  qai  y  sont  mentionn^s. 

Art.  7.  —  Dans  le  cas  d'on  combat  &  bord  d'an  vaissean  de  gaerre, 
les  infirmeries  seront  respect^es  et  m6nag6es  antant  qne  faire  se  poarra. 

Ges  infirmeries  et  lenr  mat^riel  demenrent  sonmis  aax  lois  de  la  gaerre, 
mais  ne  ponrront  6tre  d^tnm^  de  lenr  emploi,  tant  qa'ils  seront  n^cessaires 
anz  bless^  et  malades. 

Tontefois,  le  commandant  qni  les  a  en  son  poavoir,  a  la  facaltö  d'en 
disposer,  en  cas  de  n^cessit^  militaire  importante,  en  assarant  an  pr^alable 
le  sort  des  blessös  et  malades  qni  s'y  troavent. 

Art  8.  —  La  protection  dne  anx  b&timents  hospitaliers  et  anx  infir- 
meries des  vaisseanx  cesse,  si  Ton  en  nse  ponr  commettre  des  actes  nnisible 
&  Tennemi. 

N'est  pas  consid^r^  comme  ^tant  de  natare  &  jastifier  le  retrait  de  la 
protection  le  fait  qne  le  personnel  de  ces  b&timents  et  infirmeries  est  arm6 
ponr  le  maintien  de  Tordre  et  ponr  la  defense  des  blosses  on  malades,  ainsi 
qne  le  fait  de  la  pr^sence  &  bord  d*ane  Installation  radiot^I^graphiqne. 

Art.  9.  —  Les  belligörants  ponrront  faire  appel  aa  z^le  charitable  des 
commandants]  de  b&timents  de  commerce,  yachts  on  embarcations  nentres, 
ponr  prendre  &  bord  et  soigner  des  bless^s  on  des  malades. 

Les  b&timents  qni  anront  r^pondu  &  cet  appel  ainsi  qne  cenx  qni  spon- 
tanöment  anront  recaeilll  des  bless^s,  des  malades  on  des  nanfrag^s,  joniront 
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d'one  protection  speciale  et  de  certaines  immnnitös.  En  ancon  cas,  ils  oe 
ponrront  6tre  captnr^s  pour  le  fait  d'nn  tel  transpoit;  mais,  sauf  les  pro- 
messes  qni  leor  anraient  ^tö  faites,  ils  restent  expos^  k  la  captnre  ponr  les 
violations  de  neutralitö  qa'ils  poorraient  ayoir  commises« 

Art  10.  —  Le  personnel  religienX)  mödical  et  hospitalier  de  tont  Uti- 
ment  captnr^  est  inviolable  et  ne  peat  6tre  fait  prisonnier  de  gneire.  D 
empörte,,  en  qnittant  le  navire,  les  objets  et  les  instmments  de  chinigie 
qui  sont  sa  propriötö  particnliöre. 

Ge  personnel  continnera  k  remplir  ses  fonctions  tant  qae  cela  seia  n6- 
cessaire  et  il  ponrra  ensnite  se  retirer,  lorsqne  le  commandant  en  cbef  le 
jngera  possible. 

Les  bellig^rants  dolvent  assorer  k  ce  personnel  tombö  entre  leors 
mainB,  les  mfimes  allocations  et  la  m6me  solde  qu'aa  personnel  des  mfinm 
grades  de  lenr  propre  marine. 

Art.  11.  —  Les  marins  et  les  militaires  embarqnte  et  les  aatzes  per- 
sonnes  officiellement  attach^es  aax  marines  on  avx  arm^,  bless^  on  malades, 
&  qaelqne  nation  qn'ils  appartiennent,  seront  respectös  et  soignte  par  les 
capteors. 

*  Art.  12.  —  Tont  vaisseaa  de  gnerre  d'nne  Partie  bellig^rante  peot 
röclamer  la  remise  des  bless^s,  malades  on  nanfrag^,  qni  sont  k  bord  de 
b&timents-böpitaax  militaires,  de  bfttiments  hospitaliers  de  sociötö  de  seooun 
on  de  particnliers,  de  navires  de  commerce,  yachts  et  embarcations,  qadle 
qae  soit  la  naüonalitö  de  ces  b&timents. 

Art.  13.  —  Si  des  bless^s,  malades  on  nanfrag^s  sont  recneillis  k  bord 
d'nn  yaisseau  de  gnerre  neutr6,  11  deyra  6tre  pooryn,  dans  la  mesore  du 
possible,  k  ce  qa*ils  ne  pnissent  pas  de  nonvean  prendre  part  aox  Operations 
de  la  gnerre. 

Art.  14.  —  Sont  prisonniers  de  gnerre  les  nanfragös,  bless^  on  malades. 
d*an  belligörant  qni  tombent  an  ponvoir  de  Tautre.  n  appartient  k  celm-d 
de  d^cider,  snivant  les  circonstances,  s'il  conyient  de  les  garder,  de  les  diiiger 
snr  an  port  de  sa  nation,  snr  an  port  neatre  oa  möme  sar  an  port  de  Tad- 
versaire.  Dans  ce  demier  cas,  les  prisonniers  ainsi  rendas  k  lenr  pays  oe 
ponrront  servir  pendant  la  dar6e  de  la  gaerre. 

Art.  16.  —  Les  naafrag^s,  bless^s  oa  malades,  qui  sont  döbarqa^s  dus 

an   port  neatre,  da  consentement  de  l'aatoritö  locale,  devront,  k  moins  d^oo 

arrangement   contraire   de  T^^tat  neatre  ayec  les  £tats  belligörants,  ^tre 

gard^s  par  T^tat  neatre  de  mani^re  qa'ils  ne  pnissent  pas  de  noayeau  prendre 

part  aax  Operations  de  la  gaerre. 

Les  frais  d'hospitalisation  et  d'intemement  seront  sapport^s  par  l^^t 
dont  rel^yent  les  nanfragös,  bless^s  oa  malades. 

Art.  16.  —  Apr6s  cbaqae  combat,  les  deax  Parties  belligeranteB,  eo 
tant  que  les  -intör^ts  militaires  le  comportent,  prendront  des  mesnres  povr 
rechercher  les  nanfrag^s,  les  bless^s  et  les  malades  et  poar  les  faire  prot^. 
ainsi  que  les  morts,  contre  le  pillage  et  les  mauyais  traitements. 
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Elles  veilleront  k  ce  que  rinhumation,  Timmersion  on  Tincin^ration  des 
morts  soit  pr^cöd^e  d'nn  examen  attentif  de  leors  cadayres. 

Alt.  17.  —  Chaqne  belligörant  enverra,  d6s  qu'il  sera  possible,  aox 
aatorit^s  de  leor  pays,  de  leor  marine  on  de  lenr  armöe,  les  marqnes  on 
piöces  militaires  dldentit^  trouv^s  snr  les  morts  et  F^tat  nominatif  des 
blessös  on  malades  recneillis  par  Ini. 

Les  belligörants  se  tiendront  r^ciproqnement  au  coorant  des  inteme- 
ments  et  des  mntations,  ainsi  qne  des  entr^es  dans  les  hdpitanx  et  des 
d^dbB  snrrenns  parmi  les  blessös  et  malades  en  leor  ponvoir.  Ils  recaeille- 
ront  tons  les  objets  d'nn  nsage  personnel,  valeurs,  lettres,  etc.  qni  seront 
tronv^s  dans  les  vaisseanx  captnrös,  on  dölaiss^s  par  les  bless^s  ou  malades 
döc^dös  dans  les  bdpitanz,  poor  les  faire  transmettre  aox  int^ress^  par  les 
«utoiit^s  de  leor  pays. 

Art.  18.  —  Les  dlspositions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  appli- 
cables qa'entre  les  Pnissances  contractantes  et  senlement  si  les  bellig^rants 
3ont  tons  parties  h  la  Convention. 

Art  19.  —  Les  commandants  en  chef  des  flottes  des  belligörants  anront 
k  ponrvoir  anx  dötails  d'exöcntion  des  articles  pr^cödents,  ainsi  qn'anx  cas 
non  pr^vns,  d'apr^s  les  instmctions  de  lenrs  Gonvemements  respectifs  et 
conformöment  anx  principes  g^nöranx  de  la  präsente  Convention. 

Art  20.  —  Les  Pnissances  signataires  prendront  les  mesnres  n^cessaires 
ponr  instmire  lenrs  marines,  et  sp^cialement  le  personnel  protögö,  des  dis- 
positions  de  la  präsente  Convention  et  ponr  les  porter  k  la  connaissance  des 
popnlations. 

Art.  21.  —  Les  Pnissances  signataires  s'engagent  6galement  k  prendre 
on  k  proposer  k  lenrs  l^gislatnres,  en  cas  d'insnffisance  de  lenrs  lois  pönales, 
les  mesnres  nöcessaires  ponr  röprimer  en  temps  de  gnerre,  les  actes  individnels 
de  pillage  et  de  manvais  traitements  envers  des  blessös  et  malades  des  marines, 
ainsi  qne  ponr  pnnir,  comme  usnrpation  d'insignes  militaires,  Tnsage  abnsif 
des  signes  distinctifs  dösignös  k  Tarticle  5  par  des  b&timents  non  protögös 
par  la  präsente  Convention. 

Ils  se  commnniqneront,  par  Tintermödiaire  dn  Gouvernement  des  Pays- 
Bas,  les  dispositions  relatives  k  cette  röpression,  an  plus  tard  dans  les  cinq 
ans  de  la  ratificaüon  de  la  pr^ente  Convention. 

Art.  22.  —  En  cas  d'operations  de  gnerre  entre  les  forces  de  terre  et 
de  mer  des  belligörants.  les  dispositions  de  la  präsente  Convention  ne  seront 
applicables  qn'anx  forces  embarquöes. 

Art  23.  —  La  pr^ente  Convention  sera  ratifiöe  anssitöt  qne  possible. 

Les  ratifications  seront  döposöes  k  La  Haye. 

Le  Premier  döpöt  de  ratifications  sera  constatö  par  un  proc^s-verbal 
signö  par  les  reprösentants  des  Pnissances  qui  y  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  I^trang^res  des  Pays-Bas. 

Les  d^pdts  nltörienrs  de  ratifications  se  feront  an  moyen  d'nne  noti- 
fication  6crite,  adressöe  an  Gouvernement  des  Pays -Bas  et  accompagnöe  de 
Tinstrument  de  ratification. 
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Gopie  certifiöe  conforme  dn  proc^s- verbal  relatif  an  premier  d^pöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionn^es  k  Talinöa  pröc^dent,  ainsi  qoe  de» 
instraments  de  ratification,  sera  imm6diatement  remise,  par  les  soins  du  Qoo- 
yemement  des  Pays-Bas  et  par  la  yoie  diplomatique,  auz  Puiasances  oonyi^ 
k  la  Deuidöme  Conference  de  la  Paiz,  aind  qu'anz  autres  PnissanoeB  qoi 
auront  adh^r^  k  la  Convention.  Dans  les  cas  visös  par  Talinöa  prMdent, 
ledit  Qouvemement  lenr  fera  connaltre  en  m6me  temps  la  date  h  laqmelle  ü 
a  re^u  la  notification. 

Art.  24.  —  Les  Puissances  non  signataires  qui  auront  accept^  la  Con- 
vention de  Oen^ve  du  6  juillet  1906,  sont  admises  k  adh^rer  k  la  prtente 
Convention. 

La  Puissance  qui  d^sire  adh^rer,  notifie  par  6crit  son  intention  an 
Gouvernement  des  Pays-Bas  en  lui  transmettant  Tacte  d'adhösion,  que  sera 
döposö  dans  les  archives  dudit  Qouvemement. 

Ce  Qouvemement  transmettra  immödiatement  k  toutes  les  autres  Puis- 
sances copie  certifi^e  conforme  de  la  notification  ainsi  que  de  Tacte  d'ad- 
hösion,  en  indiquant  la  date  k  laquelle  il  a  re^u  la  notification. 

Art.  26.  —  La  präsente  Convention,  düment  raüfi^,  remplacera  dans 
les  rapports  entre  les  Puissances  contractantes,  la  Convention  du  29  jniUet 
1899  pour  Padaptation  k  la  guerre  maritime  des  principes  de  la  Convention 
de  Qenöve. 

La  Convention  de  1899  reste  en  vigueur  dans  les  rapports  entre  les 
Puissances  qui  Tont  sign^e  et  qui  ne  ratifieraient  pas  ^galement  la  prösente 
Convention. 

Art.  26.  —  La  präsente  Convention  produira  eSet,  pour  les  Puissances 
qui  auront  particip^  au  premier  d^pöt  de  ratifications,  soixante  jonrs  apr^ 
la  date  du  proc^s-verbal  de  ce  d^pöt  et,  pour  les  Puissances  qui  ratifieront 
ultörieurement  ou  qui  adh^reront,  soixante  jours  apr^s  que  la  notification 
de  lenr  ratification  ou  de  leur  adh^sion  aura  6t6  re^ue  par  le  Qouvemement 
des  Pays-Bas. 

Art.  27.  —  S'il  arrivait  qu'une  des  Puissances  contractantes  vonlüt 
d^noncer  la  präsente  Convention,  la  d^nonciation  sera  noüfi^  par  6cnt  an 
Qouvemement  des  Pays-Bas,  qui  communiqnera  immMiatement  copie  certifi^ 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances  en  leur  faisant 
savoir  la  date  k  laquelle  il  Ta  regue. 

La  d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qn'k  Tögard  de  la  PoiBsance 
qui  l'aura  notifi^e  et  un  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenue  an 
Qouvemement  des  Pays-Bas. 

Art.  28.  —  Un  registre  tenu  par  le  Minist^re  des  Affaires  ^trang&res 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d6p6t  des  ratifications  effectuö  en  veitn 
de  Tarticle  23  alin^as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  6t6  reines 
les  notifications  d'adh^sion  (articie  24  alin^a  2)  ou  de  d6nonciation  (article 
27  alin^a  1). 
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Chaqae  Poissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de 
ce  registre  et  k  en  demander  des  eztraits  certifiös  conformes. 

En  foi  de  qaoi,  les  Plönipotentiaires  ont  revdta  la  pfißsente  CooTention 
de  lears  signatores. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  nenl  ce&t  sept,  en  an  senl 
ezemplaire  qoi  restera  döpos^  dans  les  archives  da  Goayernement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiöes  conformes,  seront  remises  par  la  yoie 
diplomatique  auz  Puissances  qui  ont  €U  coaTi4es  k  la  Deoxi^me  Conference 
de  la  Paix. 

(Signatores) 

XI.  Convention  relative  &  certaines  restrictions  &  Texercice 
du  droit  de  capture  dans  la  guerre  maritime. 

Sa  Mi^estö  TEmperear  d'AUemagne,  Roi  de  Prasse;  le  President  des 
Etats-ünis  d*Am6riqae  etc.  ^): 

Reconnaissant  la  nöcessit^  de  mieux  assarer  qae  par  le  passö  l'appli- 
cation  öqaitable  da  droit  aax  relations  maritimes  internationales  en  temps 
de  guerre; 

Estimant  que,  poor  y  parvenir,  il  convient,  en  abandonnant  oa  en 
conciliant  le  cas  öch^ant  dans  an  int^rdt  comman  certaines  praüqaes  diver- 
gentes anciennes,  d'entreprendre  de  codifier  dans  des  r^gles  commanes  les 
garanties  dues  an  commerce  pacifiqae  et  au  travall  inoSensU,  ainsi  qae  la 
condnite  des  hostilit^s  sor  mer;  qa'il  Importe  de  fixer  dans  des  engagements 
mataels  öcrits  les  principes  demeur^s  jusqu'ici  dans  le  domaine  incertain  de 
la  controverse  oa  laiss^s  k  l'arbitraire  des  Goavemements ; 

Qae  d^s  k  präsent,  un  certain  nombre  de  r^gles  peavent  6tre  pos^es 
Sans  qa'il  soit  portö  attainte  au  droit  actuellement  en  yigueur  concernant 
les  mati^res  qui  n'y  sont  pas  pr^yues; 

Ont  nommö  pour  Leurs  Plönipotentiaires,  savoir  ^): 

Lesquels,  apr^s  avoir  döposä  leurs  pleins  pouvoirs,  trouvös  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: 

Ghapitre  I.      ' 
De  la  correspondance  postale. 
Art.  Premier.  —  La  correspondance  postale  des  neutres  ou  des   belli- 
g^rants,  quel  que  soit  son  caractöre  officiel  ou  priv^,  trouy^  en  mer  sur  un 
nayire  neutre  ou  ennemi,  est  inviolable.    S'il  y  a  saisie  du  navire,  eile  est 
exp^di^  avec  le  moins  de  retard  possible  par  le  capteur. 

Les  dispositions  de  Talin^a  pr^c^dent  ne  s'appliquent  pas,  en  cas  de 
yiolation  de  blocus,  k  la  correspondence  qui  est  k  destination  ou  en  prove- 
nance  du  port  bloqu^. 


1)  Siehe  oben  S.  428. 

2)  Siehe  oben  S.  416  ff. 
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Art.  2.  —  L'inyiolabilitö  de  la  correspondance  postale  ne  soustrait  pas 
les  paqaebotsposte  nentres  anx  lois  et  coatumes  de  la  gaerre  snr  mer  conoer- 
nant  les  navires  de  commerce  neutres  en  gönöral.  Toatefois,  la  Tisite  n'en 
doit  6tre  eSectnöe  qa'en  cas  de  n^cessitö,  avec  tons  les  mönagements  et 
tonte  la  o&Uht6  possibles. 

Chapitre  II. 
De  Texemption  de  captare  ponr  certains  bateanz. 
Art.  3.  —  Les  bateauz  exclnsivement  affect^s  k  la  p^che  cdüfere  oa  i 
des  Services  de  petite  navigation  locale  sont  ezempts  de  captnre,  ainsi  qae 
lenrs  engins,  agr^s,  apparaox  et  chargement. 

Gette  exemption  cesse  de  leor  6tre  applicable  d^s  qn'ils  partidpeat 
d'nne  fa^n  qaelconqne  anx  bostilitös, 

Les  Puissances  contractantes  s^nterdisent  de  profiter  du  caractöre  in- 
offensif  desdits  bateaox  ponr  les  employer  dans  nn  bat  militaire  en  lev 
conservant  lenr  apparence  pacifiqne. 

Art  4.  —  Sont  ögalement  exempts  de  capture  les  navires  charg6s  de 
nissions  religienses,  scientifiqnes  on  pbilanthropiqnes. 

Chapitre  IIL 
Du  regime  des  ^quipages  des  navires  de  commerce  ennemis  capturäs  par 

un  bellig^rant 

Art  ö.  —  Lorsqu'un  navire  de  commerce  ennemi  est  captur^  par  nn 
bellig^rant,  les  hommes  de  son  Equipage,  nationaux  d*un  ^tat  neutre,  ne 
sont  pas  faits  prisonniers  de  guerre. 

n  en  est  de  m^me  du  capitaine  et  des  officiers,  6galement  nationanx 
d'un  £tat  neutre,  s'ils  promettent  formellement  par  6crit  de  ne  pas  serrir 
sur  un  navire  ennemi  pendant  la  dur^  de  la  guerre. 

Art.  6.  —  Le  capitaine,  les  officiers  et  les  membres  de  röquipage, 
nationaux  de  l'J^tat  ennemi,  ne  sont  pas  faits  prisonniers  de  guerre,  k  con- 
dition  qu'ils  s'engagent,  soos  la  foi  d'une  promesse  formelle  6crite,  k  ne 
prendre,  pendant  la  dur^  des  hostilit^s,  aucun  Service  ayant  rapport  afec 
les  Operations  de  la  guerre. 

Art.  7.  —  Les  noms  des  individus  laiss^s  libres  dans  les  conditions 
vis^es  k  Tarticle  ö  alinöa  2  et  &  Tarticle  6,  sont  notifiös  par  le  bellig^rut 
capteur  k  Tautre  belligörant.  II  est  interdit  k  ce  demier  d'employer  sciement 
lesdits  individus. 

Art.  8.  —  Les  dispositions  des  trois  articles  pr^c^dents  ne  s'appliqneQt 
pas  aux  navires  qui  prennent  part  aux  hostilit^s. 

Chapitre  IV. 
Dispositions  finales. 
Art.  9.  —  Les  dispositions  de  la  prösente  Convention  ne  sont  appli- 
cables qu'entre  les  Puissances  contractantes  et  seulement  si  les  belligärants 
sont  tous  parties  k  la  Convention. 
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Art.  10.  --  La  präsente  Convention  sera  ratifiöe  anssitOt  qne  possible. 

Les  ratifications  seront  döpos^s  Jk  La  Haye. 

Le  Premier  d^^t  de  ratifications  sera  constatö  par  un  procös-verbal 
signö  par  les  repr^sentants  des  Pnissances  qxii  y  prennent  part  et  par  le 
Ministre  des  Affaires  ^trang^res  des  Pays-Bas. 

Les  d^pdts  altärienrs  de  ratifications  se  feront  an  moyen  d'nne  notifi- 
cation  6crite  adress6e  an  Gonvemement  des  Pays-Bas  et  accompagnöe  de 
rinstniment  de  ratification. 

Gopie  certifi^  conforme  da  procös-verbal  relatif  an  premier  döpöt  de 
ratifications,  des  notifications  mentionnöes  k  Talin^a  pr^c^dent  ainsi  qne  des 
instmments  de  ratification,  sera  immödlatement  remise,  par  les  soins  da 
Gonvemement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  aaz  Paissances 
conviöes  ä.  la  Denxi^me  Conference  de  la  Paiz,  ainsi  qu'anz  autres  Paissances 
qai  aoront  adhörö  k  la  Convention.  Dans  les  cas  visös  par  Talinöa  pröcö- 
dent)  ledit  Gonvemement  leor  fera  connaitre  en  m^me  temps  la  date  k  la- 
queüe  il  a  re^a  la  notification. 

Art.  11.  —  Les  Paissances  non  signataires  sont  admises  k  adh^rer  k 
la  präsente  Convention. 

La  Paissance  qni  d^sire  adhörer  notifie  par  terit  son  intention  au 
Gouvernement  des  Pays-Bas  en  lai  transmettant  Tacte  d'adhösion  qai  sera 
d^osö  dfins  les  archives  dndit  Goavemement. 

Ce  Goavemement  transmettra  inunödiatement  k  toates  les  aatres  Pais- 
sances copie  certifi6e  conforme  de  la  notification  ainsi  qne  de  Tacte  d'adhösion, 
en  indiqnant  la  date  k  laqnelle  il  a  re^a  la  notification. 

Art  12.  —  La  präsente  Convention  produira  effet,  poar  les  Paissances 
qni  anront  participö  au  premier  döpöt  de  ratifications,  soixante  jonrs  apr^s 
la  date  da  procös-verbal  de  ce  döpöt  et,  poar  les  Paissances  qni  ratifieront 
oltöriearement  oa  qai  adhöreront,  soixante  jonrs  apr^  qae  la  notification  de 
leor  ratification  on  de  lenr  adh^sion  anra  öt^  regae  par  le  Goavemement  des 
Pays-Bas. 

Art  13.  —  S'il  arrivait  qn'ane  des  Paissances  contractantes  vonlüt 
d^noncer  la  pr^ente  Convention,  la  dönonciation  sera  notifiöe  par  ^crit  an 
GK>avemement  des  Pays-Bas,  qni  commnniqnera  imm^diatement  copie  certifiöe 
conforme  de  la  notification  k  toates  les  aatres  Paissances  en  lenr  faisant 
savoir  la  date  k  laqnelle  il  Ta  re^ne. 

La  dönonciation  ne  prodnira  ses  effets  qa'ä  Tögard  de  la  Paissance 
qni  Tanra  notifi^e  et  nn  an  apr^s  qae  la  notification  en  sera  parvenne  aa 
Goavemement  des  Pays-Bas. 

Art  14.  —  ün  registre  tenn  par  le  Hinist^re  des  Affaires  ^trang^res 
des  Pays-Bas  indiqnera  la  date  da  d6pöt  des  ratifications  effectnö  en  vertn 
de  Tarticle  10  alinöas  3  et  4,  ainsi  qne  la  date  k  laqaelle  aaront  4te  reines 
les  notifications  d'adhösion  (article  11  alin^  2)  ou  de  d^nonciation  (article 
13  alin^a  1). 
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Gbaqae  Poissance  contractante  est  admiae  k  prendre  connaisaance  de 
ce  registre  et  k  en  demander  des  eztraits  certifiös  conformes. 

Bn  foi  de  quoi,  les  Plönipotentiaires  ont  revdta  la  präsente  Convention 
de  leurs  signatnres. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-hnit  ootobre  mil  neu!  cent  sept  en  an  aed 
exemplaire  qni  restera  d6pos£  dans  les  archives  da  GouTemement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiäes  conformes,  seront  remises  par  la  voie 
diplomatique  aox  Poissances  qni  ont  6t6  conyi^es  k  la  Deuxi^e  Confärence 
de  la  Paix. 

(Signatnres) 

Xn.  Cionvention  relative  k  r^tablissement  cl'tiiie  Cour  inter- 
nationale des  prises. 

Sa  Majestö  TEmpereur  d'AUemagne,  Roi  de  Pmsse;  le  President  des 
^tats-ünis  d'Amörique  etc.^); 

Animos  da  d^sir  de  regier  d'ane  maniöre  6qaitable  les  difförrads  qni 
s'^Iöyent,  parfois,  en  cas  de  gaerre  maritime,  k  propos  des  d^dsions  des 
tribunaax  des  prises  nationaaz; 

Bstimant  qae,  si  ces  tribananx  doiyent  continaer  k  statuer  snivant  les 
formes  prescrites  par  lear  lögislation,  il  Importe  qae,  dans  des  cas  ddter- 
minös,  an  recours  poisse  6tre  form6  sous  des  conditions  qoi  concilient)  daos 
la  mesore  da  possible,  les  intöröts  publica  et  les  int^rdts  privös  engagte  dans 
tonte  affaire  de  prises; 

Gonsidörant,  d'autre  part,  qae  Tinstitution  d'une  Cour  internationale, 
dont  la  comp^tence  et  la  proc^dure  seraient  soigneusement  r^l6es,  a  pamle 
meilleur  moyen  d'atteindre  ce  but; 

Persuadös,  enfin,  que  de  cette  fa^on  les  consöqaences  rigoureuses  d'nne 
guerre  maritime  pourront  ßtre  att6nu6es;  que  notamment  les  bons  rapports 
entre  les  bellig^rants  et  les  neutres  auront  plus  de  cbance  d'6tre  maintenus 
et  qu'ainsi  la  conserration  de  la  paix  sera  mieux  assur^; 

Dösirant  conclure  une  Convention  k  cet  effet,  ont  nonunö  pour  Leois 
Plönipotentiaires,  savoir:^ 

Lesquels,  apr^s  avoit  d^pos^  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: 

Titre  I. 
Dispositions  g^nörales. 
Art.  Premier.  —  La  validit^  de  la  capture  d'un  navire  de  conunerce 
ou  de  sa  cargaison  est,  s'il  s'agit  de  propri6t^s  neutres  ou  ennemies,  ötablie 
devant  une  juridiction  des  prises  conformöment  k  la  pr^nte  Convention. 

Art.  2.  —  La  juridiction  des  prises  est  exerc^  d'abord  par  les  tribnnanx 
de  prises  du  belligörant  capteur. 

1)  Siehe  oben  S.  428. 
^  Siehe  oben  S.  416  ff. 
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Lee  däcisions  de  ces  tiibnnanz  sont  prononc^s  en  s^ance  publique  ou 
notifi^  d'office  auz  parties  ueutres  ou  ennemies. 

Art  3.  —  Les  döcisions  des  tribunauz  de  prises  nationaux  peuvent  6tre 
l'objet  d*un  recours  deyant  la  Cour  internationale  des  prises: 

1^  lorsque  la  döcision  des  tribunauz   nationauz  concerne  les  propriötös 

d'une  Pnissance  ou  d*nn  particulier  neutres; 
29  lorsque  ladite    d^ision    concerne    des    propriöt^s  ennemies    et   qu'il 
s'agit: 

a)  de  marchandises  charg^es  sur  un  navire  neutre, 

b)  d*un  nayire  ennemi,  qui  aurait  ^t^  capturö  dans  les  eaux  terri- 
toriales d'une  Puissance  neutre,  dans  le  cas  oü  cette  Puissance 
n'aurait  pas  fait  de  cette  capture  Tobjet  d'une  röclamation  diplo- 
matique, 

c)  d^une  röclamation  fond^e  sur  Tallägation  qne  la  capture  aurait  6t^ 
effectu6e  en  violation,  seit  d'une  disposition  conventionnelle  en 
yigueur  entre  les  Puissances  belligörantes,  soit  d'une  disposition 
Mgale  ^ictöe  par  le  bellig6rant  capteur. 

Le  recours  contre  la  döcision  des  tribunauz  nationauz  peut  6tre  fond^ 
sur  ce  que  cette  döcision  ne  serait  pas  justifi^,  soit  en  fait,  soit  en  droit 
Art.  4.  — -  Le  recours  peut  6tre  ezerc6: 

1^  par  une  Puissance  neutre,  si  la  d^cision  des  tribunauz  nationauz  a 
port^  atteinte  k  ses  propri^t^s  ou  k  Celles  de  ses  ressortissants  (article 
3—1^  ou  s*il  est  all^ö  que  la  capture  d*un  navire  ennemi  a  eu  lien 
dans  les  eauz  territoriales  de  cette  Puissance  (article  3 — 29h); 

2^  par  un  particulier  neutre,  si  la  döcision  des  tribunauz  nationauz  a 
port6  atteinte  k  ses  propri6t6s  (article  3 — 1%  sous  röserve  toutefois 
du  droit  de  la  Puissance  dont  il  rel^ve,  de  lui  interdire  Taccds  de  la 
Cour  ou  d'y  agir  elle-m6me  en  ses  lieu  et  place; 

3^  par  un  particulier  relevant  de  la  Puissance  ennemie,  si  la  döcision 
des  tribunauz  nationauz  a  port6  atteinte  k  ses  propri^t^s  dans  les 
conditions  vis^es  k  l'article  3 — 2<>,  k  Tezception  du  cas  pr6vu  par 
Talinda  b. 

Art.  5.  —  Le  recours  peut  aussi  ötre  ezerc^,  dans  les  m6mes  conditions 
qa^k  Tarticle  pr^c^dent,  par  les  ayants-droit,  neutres  ou  ennemis,  du  particulier 
auquel  le  recours  est  accord^,  et  qui  sont  intervenus  devant  la  juridjction 
nationale.  Ces  ayants-droit  peuvent  ezercer  individuellement  le  recours  dans 
la  mesure  de  leur  int^r6t 

II  en  est  de  mdme  des  ayants-droit,  neutres  ou  ennemis,  de  la  Puissance 
neutre  dont  la  propriöt^  est  en  cause. 

Art.  6.  —  Lorsque,  conformäment  k  Tarticle  3  ci-dessus,  la  Cour  inter- 
nationale est  comp^tente,  le  droit  de  juridiction  des  tribunauz  nationauz  ne 
peut  6tre  ezerc^  k  plus  de  deuz  degr^s.  II  appartient  k  la  l^gislation  du 
iiellig^rant  capteur  de   döcider  si   le   recours  est  ouvert  apr^s  la  d^cision 
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rendae  en  premier  ressort  on  sealement  apr^s  la  dödsion  rendae  en  appelon 
en  Cassation. 

Fante  par  les  tribunanz  nationaox  d'ayoir  renda  nne  dödsion  d^finitiTe 
dans  les  deoz  ans  k  compter  da  jonr  de  la  capture,  la  Coor  peut  6tre  saisie 
directement. 

Art  7.  —  Si  la  qnestion  de  droit  k  rösondre  est  prövae  par  one  God> 
yention  en  vigueor  entre  le  belligörant  capteor  et  la  Poissance  qai  est  eile- 
m6me  partie  au  litige  on  dont  le  ressortissant  est  partie  ^u  litige,  la  Coor 
se  conforme  anz  stipalations  de  ladite  Convention. 

A  d^faut  de  telles  stipnlations,  la  Coor  applique  les  r^les  du  droit 
international.  Si  des  rögles  gönöralement  reconnaes  n'ezistent  pas,  la  Coor 
Statue  d'apr^s  les  principes  g^n^raux  de  la  justice  et  de  T^quit^. 

Les  dispositions  d-dessus  sont  4galement  applicables  en  ce  qui  conoerne 
l'ordre  des  preuyes  ainsi  que  les  moyens  qui  peuyent  £tre  employös. 

Si,  con!orm6ment  k  Tarticle  3—2^  c,  le  recours  est  fondö  sur  la  yiolation 
d'une  disposition  legale  ödict^e  par  le  belligörant  capteur,  la  Cour  appliqoe 
cette  disposition. 

La  Cour  peut  ne  pas  tenir  compte  des  d4ch4ances  de  proc^dure  6dict^ 
par  la  lögislation  du  belligörant  capteur,  dans  les  cas  on  eile  estime  qne 
les  consöquences  en  sont  contraires  k  la  justice  et  k  T^quitö. 

Art.  8.  —  Si  la  Cour  prononce  la  validitö  de  la  capture  du  navire  on 
de  la  cargaison,  il  en  sera  disposö  conform^ment  aux  lois  du  bellig6rant 
capteur. 

Si  la  nullit^  de  la  capture  est  prononc^e,  la  Cour  ordonne  la  restitution 
du  nayire  ou  de  la  cargaison  et  fixe,  s'il  y  a  lieu,  le  montant  des  dommages* 
intör^ts.  Si  le  nayire  ou  la  cargaison  ont  ^t^  yendus  ou  d^truits,  la  Cour 
dötermine  Tindemnit^  k  accorder  de  ce  cbef  au  propri^taire. 

Si  la  nullit^  de  la  capture  ayait  €t6  prononc^  par  la  juridiction  na- 
tionale, la  Cour  n'est  appelöe  k  statuer  que  sur  les  dommages  et  int^röts. 

Art.  9.  —  Les  Puissances  contractantes  s'engagent  k  se  soumettre  de 
bonne  foi  aux  döcisions  de  la  Cour  internationale  des  prises  et  k  les  extoter 
dans  le  plus  bref  d^lai  possible. 

Titre  IL 
Organisation  de  la  Cour  internationale  des  prises. 
#Art.  10.  —  La  Cour  internationale  des  prises  se  compose  de  juges  et 
de  juges  suppl^ants,  nommös  par  les  Puissances  contractantes  et  qui  toos 
deyront  ötre  des  jurisconsultes  d'une  comp^tence  reconnue  dans  les  questioi» 
de  droit  international  maritime  et  jouissant  de  la  plus  haute  considtotion 
morale. 

La  nomination  de  ces  juges  et  juges  suppl^ants  sera  faite  dans  les  sii 
mois  qui  suiyront  la  ratification  de  la  präsente  Convention. 

Art  11.  —  Les  juges  et  juges  suppl^ants  sont  nomm^  pour  one 
Periode  de  six  ans,  k  compter  de  la  date  oü  la  notification  de  leor  s<»u- 
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mhüot  tton  «M  t«^  pAr  ie  Oontoil  admiiiiBttmttf  iHMitii^  pw  In  Coiifention 
pmur  le  rtgtanvi«  padffiqiie  das  onajOite  iüleiMtidiiate  d«  S9  jvillet  1899. 
Leiir  aaniat  peitt  «tre  rawtatelö. 

Bn  cis  de  dtete  ml  de  dtefanon  d'in  jmgfe  ea  d'uii  J«ge  rappIMit, 
ü  eftt  pewfu  ä  MB  leAt^lMMiieiit  seloti  le  mode  fit«  pe«r  m  luMdiiuilioii. 
Dans  oe  caä^  I»  noniBatioii  est  faiie  povr  niie  notvelie  pMode  de  feix  «ns. 

Alt.  12.  —  Les  jnges  de  la  Cour  internationale  des  pttes  sotit  CgBttx 
^tre  evx  et  ^fealieii«  raag  d'ayrtfe  la  date  ot  la  Boiifieatien  ^  lenr  nomi- 
nattoa  aara  €U  regie  (article  11  aiiaia  1),  et,  s'ils  sidgent  ä  tomr  de  tdle 
(artfeie  15  allBte  8),  d*apf<te  la  date  de  lear  entrte  ea  foüctioiis.  La  pfdateaoe 
appartient  an  plns  &g6,  an  cas  oü  la  date  est  la  m6me. 

Les  jnges  soppl^ants  sont,  dans  Texercice  de  lenrs  fonctioiis,  assimlMs 
au  jnges  titnlaires.    Tontefois  ils  prennent  rang  apr^  cenz-cL 

Art  1&  —  Les  Jnges  jonissent  des  privil^es  et  iMmilnitös  diplomatiques 
dans  Texercice  de  lenrs  foncüotw  et  en  dAors  de  lenr  pajv* 

Arant  de  p^endre  poesession  de  lenr  si6ge  les  jnges  deiveot»  derant  le 
Oodsefl  adttinistnktif,  prdter  senieat  on  faire  nne  alfirmatioB  solenneUe 
d'exercer  lenrs  fonctions  avec  impartialitC  et  en  tente  conseie&ee. 

Art  14.  —  La  Oonr  fonetiotitie  an  üeinbre  de  qniiiEe  Jnges ;  ne«l  jnges 
constltttent  le  qnorain  niceseaire. 

Le  jage  absent  on  emp^k«  est  ienlpiao6  par  le  snpplöaat. 

Art.  15.  —  Les  jnges  nomm^  pat  les  t^teaiioes  cotittactaates  dont 
les  noms  snivent :  rAUemagne,  les  ^tats-tTnlB  d'Amöriiime,  t*Aiitrielie-fi«iigrie) 
la  France,  la  Oraade-Bretägne,  Tltalie,  le  Japon  et  la  Rnssie  soat  tonjonrs 
appelte  k  Sieger. 

Les  jugee  et  les  jnges  sttppl^aata  neoun^  par  les  aatres  Pnissaaces 
contractantes  si^gent  h  tonr  de  röle  d'apr^s  le  tablean  annex^  k  la  prtente 
Conrention;  lenrs  fonctions  penvent  ^tre  exercöes  sncoessivement  par  la 
m^me  personne.  Le  m£me  jnge  pent  6tre  nonunä  par  plnsienrs  desdites 
Paissancefr 

Art.  16.  —  Si  nne  Pnissance  bellig^rante  n'a  pas,  d'aprte  ie  tonr  de 
fOle,  «a  jage  si^geaat  daas  la  Ooat)  eile  pent  demaader  qae  le  jage  aomm^ 
par  eile  prenne  part  an  jngement  de  tontes  les  affaires  provenant  de  la 
gacrre.  Dans  ce  cas,  le  sort  dötermiae  leqnel  des  jnges  si^geant  en  vertn 
dn  tonr  de  röle  doit  s'aM»nir.  Oette  esolasioD  ae  sanrait  s'appliqner  an 
jage  nomm^  par  l'antre  bellig^rant 

Art.  17.  —  Ne  pent  Sieger  le  jnge  qni,  ä  aa  titte  qnriemqae,  anra 
coneoam  k  la  dreisten  des  trilmiiaax  natioaaax  on  ania  figar«  dans  Tiastance 
Gomme  conseil  on  ayocat  d*nae  {wrtfe. 

Ancdn  jage,  titalaice  ea  snp^öaat,  ae  pent  iaterreair  comnn  agent  on 
ixnaiae  avoeat  deraat  la  Oonr  intemalionale  des  prises  ai  y  agir  poar  nne 
fartie  ea  qaelqne  qaaiiM  qme  oe  seit,  pendaat  tonte  la  dnrte  de  ses 
fonnctions. 
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Art.  18.  —  Le  belUg^rant  capteor  a  le  droit  de  d^gner  an  offider  de 
marine  d'un  grade  öleyö  qui  si^gera  en  qnalit^  d'assessenr  avec  Toix  oon- 
snltative.  La  möme  fakolt^  appartient  k  la  Paissance  nentre,  qui  est  elle- 
m^me  partie  an  litige,  ou  ^  la  Paissance  dont  le  ressortissant  est  partie  aa 
litige ;  s'il  y  a,  par  application  de  cette  derni^re  disposition,  plasienrs  Pais- 
sances  int^ress^s,  elles  doivent  se  concerter,  an  besoin  par  le  sort,  sor 
Tofficier  k  dösigner. 

Art.  19.  —  La  Cour  61it  son  President  et  son  Yice-Pr^dent  k  la 
majorit^  absolue  des  saffrages  exprimös.  Apr^  deax  toors  de  scrutin. 
r^lecüon  se  fait  k  la  majorit^  relative  et,  en  cas  de  partage  des  voix,  le 
sort  döcide. 

Art.  20.  —  Les  joges  de  la  Goar  internationale  des  prises  tonclient 
ane  indemnit^  de  voyage  fix6e  d'apr^s  les  r^glements  de  lear  pays  et  re^ivent, 
en  oatre,  pendant  la  session  oa  pendant  Texercice  de  fonctions  conf6r6es  par 
la  Goar,  one  somme  de  cent  florins  n6erlandais  par  joor. 

Ges  allocations,  comprises  dans  les  frais  g^nöraux  de  la  Goar  pr^Tus 
par  Tarticle  47,  sont  vers^es  par  Tentremise  da  Bareaa  international  instito^ 
par  la  Gonvention  da  29  joillet  1899. 

Les  jages  ne  peavent  recevoir  de  leur  propre  Goavemement  oa  de  celni 
d'ane  aatre  Paissance  aacane  r^anöration  comme  membres  de  la  Goar. 

Art.  21.  —  La  Goar  internationale  des  prises  a  son  si^  k  La  Haye 
et  ne  peat,  sauf  le  cas  de  force  majeare,  le  transporter  aiUeors  qa'arec 
Tassentiment  des  Parties  belligörantes. 

Art.  22.  —  Le  GonseU  administratif,  dans  leqael  ne  figarent  qae  les 
reprösentants  des  Paissances  contractantes,  remplit,  k  T^gard  de  la  Cour 
internationales  des  prises,  les  fonctions  qall  remplit  k  T^ard  de  la  Goar 
permanente  d'arbitrage. 

Art.  23.  —  Le  Bareaa  international  sert  de  greife  k  la  Goar  inter- 
nationale des  prises  et  doit  mettre  ses  locanx  et  son  Organisation  k  la 
disposition  de  la  Goar.  H  a  la  garde  des  archives  et  la  gestion  des  affaires 
administratiTes. 

Le  secr^taire  g^n^ral  du  Bareaa  international  remplit  les  fonctaons  de 
greffier. 

Les  seciMtaires  adjoints  aa  greffier,  les  tradactears  et  les  sttoographes 
nöcessaires  sont  dösignös  et  assermentös  par  la  Goar. 

Art.  24.  —  La  Goar  d^cide  da  choix  de  la  langne  dont  eile  feraasage 
et  des  langaes  dont  Temploi  sera  aatorisö  devant  eile. 

Dans  toas  les  cas,  la  langae  offidelle  des  tribanaax  nationaox,  qai  ont 
conna  de  Taffaire,  peat  6tre  employöe  devant  la  Goar. 

Art  25.  —  Les  Paissances  interess6es  ont  le  droit  de  nommer  des  agenta 
sp4ciaax  ayant  mission  de  servir  d'intermödiaires  entre  elles  et  la  Goar. 
Elles  sont,  en  oatre,  aatorisöes  k  charger  des  conseils  oa  aTocats  de  la 
defense  de  lears  droits  et  int^röts. 
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Art  26.  —  Le  particulier  int^ress^  sera  reprösent^  devant  la  Cour  par 
nn  mandataire  qni  doit  6tre  soit  nn  avocat  antoris^  ä,  plaider  deyant  nne 
Goor  d'appel  ou  nne  Cour  supr^me  de  Fun  des  Pays  contractants,  soit  nn 
avonö  ezer^ant  sa  profession  anprös  d'une  teile  Conr,  soit  enfin  nn  professenr 
de  droit  k  nne  öcole  d'enseignement  sup^rienr  d'nn  de  ces  pays. 

Art.  27.  —  Ponr  tontes  les  notifications  &  faire,  notamment  anx  parties, 
auz  tömoins  et  anx  experts,  la  Cour  pent  s'adresser  directement  an  Gouver- 
nement de  la  Pnissance  snr  le  territoire  de  laquelle  la  notification  doit  etre 
effectn^.  H  en  est  de  m^me  s'il  s'agit  de  faire  proc^der  k  retablissement 
de  tont  moyen  de  preuve. 

Les  reqndtes  adressöes  k  cet  eSet  seront  exöcnt^es  snivant  les  moyens  dont 
la  Pnissance  reqnise  dispose  d'apr^s  sa  lögislation  intörienre.  EUes  ne 
penvent  dtre  refnsöes  que  si  cette  Pnissance  les  juge  de  natnre  k  porter 
atteinte  k  sa  souverainet^  ou  &  sa  söcuritö.  S'il  est  donnö  suite  k  la 
requöte,  les  frais  ne  comprennent  que  les  d^penses  d'exöcution  r6ellement 
^ectu^es. 

La  Cour  a  ^galement  la  facultö  de  recounr  k  Tintermödiaire  de  la 
Pnissance  snr  le  territoire  de  laquelle  eile  a  son  si6ge. 

Les  notifications  k  faire  anx  parties  dans  le  lieu  oü  si^ge  la  Cour  penvent 
6tre  exöcnt^s  par  le  Bureau  international. 

Titre  IIL 
Proc^dure  devant  la  Cour  internationale  des  prises. 

Art.  28.  —  Le  recours  devant  la  Cour  internationale  des  prises  est 
fonn4  an  moyen  d'une  döclaration  ^rite,  faite  devant  le  tribnnal  national 
qni  a  Statut,  ou  adress^  au  Bureau  international;  celni-ci  peut  ßtre  saisi 
m^me  par  töl^gramme. 

Le  dölai  du  recours  est  fix6  k  cent  vingt  jours  k  dater  du  jour  o(i  la 
d^cision  a  6t&  prononc^e  ou  notiföe  (article  2  alin^a  2). 

Art.  29.  —  Si  la  d^laration  de  recours  est  faite  devant  le  tribunal 
national,  celui-ci,  sans  examiner  si  le  d61ai  a  6t^  observ^,  fait,  dans  les 
sept  jours  qni  suivent,  expedier  le  dossier  de  l'affaire  au  Bureau  inter- 
national. 

Si  la  d^laration  de  recours  est  adress^e  au  Bureau  international, 
celni-d  en  pr^vient  directement  le  tribunal  national,  par  töl^gramme  s'il 
est  posdble.  Le  tribnnal  transmettra  le  dossier  comme  11  est  dit  k  Talin^a 
pr^dent. 

Lorsqne  le  recours  est  form^  par  un  particulier  neutre,  le  Burean 
international  en  avise  imm6diatement  par  t6l6gramme  la  Pnissance  dont 
relöve  le  particulier,  ponr  permettre  k  cette  Pnissance  de  faire  valoir  le  droit 
que  Ini  reconnatt  l'article  A—2P, 

Art.  30.  —  Dans  le  cas  pr^vn  k  Tarticle  6  alin^a  2,  le  recours  ne  peut 
etre  adressö  qu'au  Bureau  international.  II  doit  £tre  introduit  dans  les 
trente  jours  qni  suivent  Texpiration  du  dälai  de  deux  ans. 

32* 
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hinzuzufügen,  sondern  sie  werde  im  Gegenteil  die  Wirkung 
haben,  die  bestehenden  Schwierigkeiten  abzuschwächen. 

Barbosa  führte  weiter  aus,  die  Staaten  könnten  allerdings 
keine  Verträge  unterzeichnen,  die  in  Widerspruch  mit  den 
fundamentalen  Prinzipien  der  nationalen  Gesetzgebung  seien, 
der  Schiedshof  dürfe  keine  Revisionsinstanz  für  die  nationalen 
Gerichte  werden ;  man  könne  nicht  zugeben,  daß  die  Entscheide 
der  letzteren  nicht  definitiv  seien.  Auf  der  anderen  Seite  müsse 
man  sich  aber  doch  auch  fragen,  ob  es  überhaupt  zulässig  sei. 
daß  die  Schiedssprüche  für  die  Zukunft  statuieren  sollen.  Bisher 
habe  man  in  der  Schiedssprechung  lediglich  eine  Art  der 
Regelung  für  schwebende  Streitigkeiten  gesehen.  Wenn  ein 
Konflikt  entstanden  sei,  so  hätten  die  Streitteile  im  Schieds- 
spruch ein  Mittel  der  gütlichen  Verständigung  gesucht.  Man 
habe  die  Schiedssprechung  lediglich  als  äußerstes  Mittel  zor 
Lösung  einer  Streitfrage,  nicht  aber  als  Präjudiz  für  künftige 
Fälle  angesehen.  Es  bestehe  eine  unüberbrückbare  Kluft 
zwischen  diesem  gegenwärtig  geltenden  Begriff  und  demjenigen, 
der  solche  neue  Wirkungen  mit  dem  Schiedssprüche  verbinden 
wolle.  Die  Schiedsgerichte  würden  danach  nicht  mehr  Urteile 
fällen,  sondern  eigentliche  Gesetze  für  die  betreffenden  Länder 
erlassen. 

Ebenso  suchte  Renault  in  durchaus  zutreffender  Weise  wie- 
der auf  den  eigentlichen  Schiedsgerichtsbegriff  zurückzukommen, 
indem  er  einen  Vergleich  zwischen  der  nationalen  und  der 
internationalen  Justiz  zog.  So  gut  wie  auf  nationalem,  so  gut 
werde  man  auch  auf  internationalem  Boden  analoge  Mittel 
finden,  um  nötigenfalls  einer  mißbräuchlichen  Interpretation  der 
Verträge  entgegenzutreten.  Auf  höhere  Gewalt  dürfe  man  sich 
bei  Versagen  des  Parlaments  keinesfalls  berufen.  Wenn  ein 
Staat  verurteilt  sei,  dann  liege  eine  internationale  Obligation 
vor  und  diese  laste  auf  der  Totalität  der  staatlichen  Gewalten. 
Im  übrigen  sei  die  Mitwirkung  des  Parlaments  gar  nicht  immer 
nötig,  um  einem  Schiedsspruch  Rechtskraft  zu  verleihen.  Es 
genüge,  daß  die  gesetzgebende  Gewalt  den  obligatorischen 
Schiedsvertrag  genehmigt  habe,  damit  sie  zur  Annahme  der 
Interpretationen  des  Schiedsgerichts  verpflichtet  sei. 


Art  aa.  —  Ins  4^teU  toot  pvliUM  8%iil  le  Aroit  poiir  u^e  Baisance 
en  litige  de  demander  qa'il  y  soit  pfooödö  ä  kate  c^i< 

I|8  nut  consipi^a  claM  die  iHmr^Tvrb»«,  qiie  «ign^t  le  Pröai^tnt  et 
le  gnffits  •(  qmi  seiU  o^t  omm^I^i«  aulteatiqii«. 

Art  40.  —  Bb  caa  de  non-compamlioii  d'niie  det  parliei,  kien  qae 
T^goliörMient  eiUe,  on  iaate  par  eile  d^agir  daas  lea  dölaia  ixte  par  la  Gp«r, 
ü  «Bl  prooM^  sait  elte  et  la  Ccmr  4Mdft  d*apH«  1«9  öl^monta  4'iiPPf4o|atioii 
qa'elle  a  &  sa  disposition. 

Art.  41.  —  La  Cour  nolifie  d'offiee  aox  parUes  tovtoa  ddeiaians  on 
ordonnances  prises  en  lenr  absence. 

Alt.  49*  ~  La  Gonr  mpuMe  UhffiWfipt  Von^entblQ  des  acte,  prenves 
et  d^flMitioat  osales. 

Art  48.  —  Lee  döHMratioBS  de  la  Oov  out  Iton  k  hxak  d(M  «t  Mafciit 
seer^tefl. 

Tonte  d^cision  est  prise  k  la  majoritö  des  jnges  pr6sents.  Si  la  Copr 
si^e  en  nombre  pair  et  qn'il  y  ait  partage  des  yoIx,  la  yoix  du  demier 
des  jnges  dans  Tordre  de  pr^söance  stabil  d^aprös  Tarticle  12  alin^a  L  n'est 
pas  compt^e. 

Art  44.  —  L'arr^t  de  la  Conr  doit  6tre  motivö.  H  mentionne  les 
noms  des  jnges  qni  y  ont  particip4,  ainsi  qne  les  noms  des  assessenrs,  s^il  y 
a  lien;  il  est  slgn^  par  le  President  et  par  le  greffier. 

Art.  45.  —  L'arrßt  est  pronono4  en  s^apce  publique,  les  parties  präsentes 
QU  4üfpent  appel^es;  il  est  qotifiö  d'office  an;^  partieq. 

Gef^t^  notification  upe  fois  faite,  la  Cour  fait  parvenir  »n  tribnnal 
national  des  prises  le  dossier  de  Taffaire  en  y  joignant  nne  ex]^d|tion  des 
diverses  d^dsions  intenr^qnes  ainsi  qn'nne  copie  des  procös-yerba^  de 
Tipstnu^tjon. 

Art  46.  —  Chaqne  partie  sapporte  Ißs  frais  occasioim^  p^r  sa  propie 
d^feyise. 

Jjfk  p^e  qi4  snccombe  snpporte,  en  outre,  les  frais  c«^us^8  p^r  I4 
pnNsMnre.  Slle  doit,  4e  plifs,  verser  nn  centi^me  de  la  yaleur  de  Tobjet 
litigienx  ä  titre  «le  coptributfop  i^u^  frais  g^n^rau^  de  la  Coi^r  internationale. 
Iß  mm^^nt  4e  ces  Terseiy^ents  es^  ^t^\avß^  par  Varr^t  de  \9>  Co^r. 

Si  ]fi  recQUfs  est  ßzercö  par  np  particuUer,  celoi-ci  fon^nft  an  Bure^i^ 
international  nn  cautionnement  dont  le  if^ootapt  est  fix6  par  la  Conr  et  (\x^} 
est  i^fl9t\^&  ^  garaotir  Tex^catioQ  örentneU^  des  denz  obligations  mentionn^es 
d^na  r^into  pröc^deat.  La  Cour  pent  sabordonner  Tqnyertnre  de  la  proc6- 
dnre  an  yersement  du  cautionnement. 

Aft.  47.  —  Les  frais  g^iulranx  de  )a  Conr  internationale  des  pnsoe  sont 
mMWrtife  par  tos  Pnissaai^  coptracU^ntes  4(^98  1&  prqpofctiop  de  lei^  p^- 
cipatioD  aa  foi^etioiinement  de  1«  Coqr  telto  qa'eUe  est  pr^yne  paf  Tarticle  15 
et  PM  le  tablMW)  y  annex^.  La  dßsignation  des  jnges  sq^l^^fits  ne  donne 
pa«  Ue«  ä  contribqtion. 
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Le  Conseil  administrati!  s'adresse  aux  Paissances  pour  obtenii  les  fonds 
n^cessaires  au  fonctionnement  de  la  Cour. 

Art.  48.  —  Quand  la  Cour  n'est  pas  en  Session,  les  fonctions  qni  Ini 
sont  conf^röes  par  Tarticle  32,  Tarticle  34  alin^as  2  et  3,  l'article  35  alin^a 
1  et  Tarticle  46  alin^a  3,  sont  exerc^es  par  une  D^lögation  de  trois  jnges 
dösign^  par  la  Coar.    Gette  Dölägation  döcide  k  la  inajorit6  des  vcix. 

Art.  49.  —  La  Cour  fait  elle-mdme  son  r^glement  d'ordre  intörieor  qui 
doit  6tre  commoniqn^  ans  Paissances  contractantes. 

Dans  rannte  de  la  ratification  de  la  prtoente  Conyention  eile  se  rtoniia 
ponr  ^laborer  ce  r^glement. 

Art.  50.  —  La  Cour  pent  proposer  des  modifications  k  apporter  au 
dispositions  de  la  präsente  Convention  qni  concement  la  procödnre.  Ges 
proposiüons  sont  commnniqn^es,  par  rintermödiaire  du  Qoayemement  des 
Pays-Bas,  aux  Paissances  contractantes  qai  se  concerteront  sor  la  snite 
ä  7  donner. 

Titre  IV. 
Dispositions  finales. 

Art.  51.  —  La  präsente  Convention  ne  s'appliqae  de  plein  droit  qae  si 
les  Paissances  bellig^rantes  sont  toutes  parties  ä  la  Convention. 

n  est  entendu,  en  outre,  qae  le  recours  devant  la  Cour  internationale 
des  prises  ne  peat  6tre  exerc^  qae  par  une  Paissance  contractante  oa  le 
ressortissant  d'ane  Paissance  contractante. 

Dans  les  cas  de  Tarticle  5,  le  recoars  n'est  admis  qae  si  le  propri^taiie 
et  Tayant-droit  sont  ögalement  des  Paissances  contractantes  oa  des  ressor- 
tissants  de  Paissances  contractantes. 

Art.  52.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  et  les  ratifications  en 
seront  d6pos4es  k  La  Haye  d^s  qae  toates  les  Paissances  d^sign^s  h  Tarticle 
15  et  dans  son  annexe  seront  en  mesare  de  le  faire. 

Le  d6pdt  des  ratifications  aara  liea  en  tönt  cas,  le  30  jain  1909,  si  les 
Paissances  pr^tes  ä  ratifier  peavent  foamir  k  la  Coar  neaf  jages  et  neaf 
jages  sappl^ants,  aptes  k  si^ger  effectivement.  Dans  le  cas  contraire,  le  d6pdt 
sera  ajoam^  jasqa'aa  moment  od  cette  condition  sera  remplie. 

II  sera  dress^  da  d^pöt  des  ratifications  an  proc^s-verbal  dont  one 
copie,  certifi^e  conforme^  sera  remise,  par  la  voie  diplomatiqae,  k  cbacone  des 
Paissances  d^sign^es  k  l'alin^a  premier. 

Art.  53.  —  Les  Paissances  d^sign^es  k  Tarticle  15  et  dans  son  anneie 
sont  admises  k  signer  la  präsente  Convention  jasqa'aa  d^pdt  des  ratificatioBS 
pr6va  par  l'alin^  2  de  Tarticle  pr6c6dent. 

Apr^s  ce  d^pdt,  elles  seront  toajoars  admises  ä  y  adb^rer,  parement  et 
simplement.  La  Paissance  qai  d^sire  adb^rer  notifie  par  öcrit  son  intention 
aa  Goavemement  des  Pays-Bas  en  loi  transmettant,  en  m6me  temps,  Tacte 
d'adb^sion  qai  sera  d^pos^  dans  les  archives  dadit  Goavemement.  Celai-ci 
enverra,  par  la  voie  diplomatiqae,  ane  copie  certifi^e  conforme  de  la  notifi- 
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cation  et  de  Tacte  d^adhösion  k  toutes  les  Paissances  dösignöes  k  Talin^a 
pr^c^dent,  en  lenr  faisant  savoir  la  date  oü  il  a  re^n  la  notification. 

Art.  64.  —  La  präsente  Conrention  entrera  en  vignenr  siz  mois  k  partir 
du  döpöt  des  ratifications  pr^vn  par  Tarticle  52  alinöas  1  et  2. 

Les  adhösions  prodniront  effet  soixante  joars  apr^s  que  la  notification 
en  anra  ^t6  re^ne  par  le  Goavemement  des  Pays-Bas  et,  an  plns  tot,  &  Yex- 
piration  du  döla^  pr^vn  par  Falinöa  pröcödent. 

Toutefois,  la  Cour  internationale  aura  qualit^  pour  jager  les  affaires 
de  prises  döcid^es  par  la  jnridiction  nationale  &  partir  du  d^pdt  des  ratifications 
oa  de  la  r^ception  de  la  notification  des  adh^sions.  Ponr  ces  d^cisions,  le 
d61ai  fixö  k  Tarticle  28  alin6a  2,  ne  sera  compt^  que  de  la  date  de  la  mise 
en  Tigneor  de  la  Convention  ponr  les  Puissances  ayant  ratifi6  on  adhör^. 

Art.  55.  —  La  präsente  Convention  anra  nne  dnr^e  de  douze  ans  k 
partir  de  sa  mise  en  vignenr,  teile  qu'elle  est  d^termin^e  par  Tarticle  ö4 
alin^a  1,  mßnie  ponr  les  Paissances  ayant  adh6r^  post^rieurement. 

Elle  sera  renonvel^e  tacitement  de  six  ans  en  six  ans  sauf  d^nonciation. 

La  d^nonciation  devra  6tre,  an  moins  an  an  avant  l'expiration  de 
chacune  des  p^riodes  prävaes  par  les  deux  alin^as  pr^c^dents,  notifi^e  par 
^crit  au  Goavemement  des  Pays-Bas,  qai  en  donnera  connaissance  k  toutes 
les  autres  Parties  contractantes. 

La  d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qu'ä,  T^gard,  de  la  Puissance 
qui  Tanra  notifi^e.  La  Convention  subsistera  pour  les  autres  Puissances 
contractantes,  pourvu  que  leur  participation  k  la  d^signation  des  juges  soit 
anffisante  pour  permettre  le  fonctionnement  de  la  Cour  avec  neuf  juges  et 
neu!  juges  suppl^ants. 

Art  66.  —  Dans  le  cas  oü  la  präsente  Convention  n'est  pas  en  vigueur 
pour  toutes  les  Puissances  d^sign^es  dans  Tarticle  16  et  le  tableau  qui  s'y 
rattache,  le  Conseil  administratif  dresse,  conform^ment  aux  dispositions  de  cet 
article  et  de  ce  tableau,  la  liste  des  juges  et  des  juges  supplöants  pour  lesquels 
les  Puissances  contractantes  participent  au  fonctionnement  de  la  Cour.  Les  juges 
appel6s  k  Sieger  k  tour  de  rdle  seront,  pour  le  temps  qui  leur  est  attribu6 
par  le  tableau  susmentionn^,  r^partis  entre  les  diff^rentes  ann^es  de  la  Periode 
de  six  ans,  de  mani^re  que,  dans  la  mesure  du  possible,  la  Cour  fonctionne 
chaque  ann^e  en  nombre  ^gal.  Si  le  nombre  des  juges  suppl^ants  d^passe 
celui  des  juges,  le  nombre  de  ces  derniers  pourra  6tre  compl^tä  par  des  juges 
suppl^ants  dösign^s  par  le  sort  parmi  Celles  des  Puissances  qui  ne  nomment 
pas  de  juge  titulaire. 

La  liste  ainsi  dress^e  par  le  Conseil  administratif  sera  notifiöe  aux 
Paissances  contractantes.  Elle  sera  rövisöe  quand  le  nombre  de  celles-ci  sera 
modifi^  par  suite  d*adh6sions  ou  de  d^nonciations. 

Le  cbangement  k  op^rer  par  suite  d'une  adb^sion  ne  se  produira  qn'k 
partir  du  1**  janvier  qui  suit  la  date  k  laquelle  Tadh^sion  a  son  effet,  k 
moins  que  la  Puissance  adb^rente  ne  soit  une  Puissance  bellig^rante,   cas 
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aoqiid  eile  pMil  tiMinadg  i'tee  mmsüAI  lepr^Msy«  dana  U  Caur,  la  &- 
Position  da  Fartiola  16  4Unt  da  laata  iq^plicalile,  all  7  *  lian. 

QlMMid  le  nwtea  total  4w  jogaa  aat  iaMfiaar  4  osae,  «eiit  jnges 
constitaent  le  ^aamin  v^fi^a^Mre. 

Alt  67.  —  Paiu  »na  %Tant  ra^^^ln^a  da  ctmiia  p^iiode  vii6e  pv 
le«  ali|i6«i|  1  et  2  da  V^itiala  55,  cbaq«a  Fniaaanoa  oontg»pt»ota  pawr» 
demander  one  modification  des  dufiQaiUona  da  Varticla  15  e^  ^^  tablüMi  j 
annez6,  relatiTemant  &  aa  pairticipation  41;  foncUo^pemeBt  ^e  li^  Ck^nit  La 
demaüd«  eera  ^drasaöe  aa  Conaeil  admioistrati!  qai  Texaipinenk  et  «omnattra 
k  toqtea  lea  Pipasapcea  dea  propoaiüQna  qur  li^  aoite  &  y  donuer.  l^  Pius- 
sances  ferpnt,  dana  le  pli;a  bref  d^lM  po^aibla,  coouallira  laor  x^li^tjan  aa 
Conseil  fMlmimst?atif.  Le  r^aaltat  se^a  imm^diatement,  et  aa  oioiaa  m  aa 
et  trente  joors  avant  Texpiration  dadit  döla}  de  deoz  ans,  commaniqa^  k  la 
Poisaanee  qai  a  fait  la  demande. 

Le  cas  teli6ant,  les  modiflcations  adoptdes  par  les  Poissances  entreront 
en  yigaeor  dös  le  commeneement  de  la  noayelle  pöriode. 

Bn  foi  de  quoi  les  I^önipotentiaires  ont  rey^tn  la  präsente  Conyeption 
de  leara  signatores. 

Fait  k  La  Haye,  le  diz-boit  octobre  mil  neaf  c«it  sept,  en  an  senl 
exemplalre  qai  restera  d^posö  dans  lea  archiyea  da  Goayernement  des  Pajs- 
Baa  et  dont  des  copies,  certifi^s  conformes,  seront  remises  par  la  yoie  diplo- 
mati^e  aax  Poissaneea  döaigaöea  k  Tarticle  15  et  dans  son  anneze. 

(SigBataree) 


Annexe  de  Tarticle  15. 

Distribation  des  jagea  et  jugea  sapplöaata  par  payq  poof  eha^ae 

annöe  de  la  pMode  de  ai^  aaa. 


Jngaa. 

Jages 
sappMants. 

Jagea. 

Jogea 
soppl^ants« 

I'*~  am 

i6e. 

4 

Nonröge 

Sndde 

1 

Argentine 

Paragaay 

5 

Pays-Bas 

Belgiqae 

2 

Golombie 

BoUvie 

6 

Torqaie 

Laxemboarg 

3 

Bspagne 

Espagne 

7 

Uragnay 

Costa  Rica 

4 

Qrfece 

Roamapie 

Iir*-  aj 

iiB6e. 

5 

Norvfege 

Suöde 

1 

Br^BÜ 

Doni^caine 

6 
7 

Pays-Bas 
Torqaie 

Belgiqae 
Perse 

2 
3 

Chiae 
Eapagne 

Toiqoi^ 
Portogal 

ir*-  ai 

in6e. 

4 

P^a-BM 

Soiaaa 

1 

Argentine 

5 

Roomanie 

Oröce 

2 

Espagae 

Eapagne 

6 

Sadde 

Daneokark 

3 

Gr^ce 

Roumanie 

7 

V^n6zu6la 

Uaiti 
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Juges. 

Juges 
suppl^ants. 

JogM. 

snpplej^its. 

IV*-  At^de. 

i 

Dapemark 

Norvfege 

1 

J^m^ 

Qm»t^xp»la 

5 

IJexique 

Ouba 

2 

Chine 

Turquie 

6 

Perse 

Chine 

3 

Espagne 

Portugal 

7 

Portngal 

Espagne 

4 

P6rou 

Honduras 

Yl'*--  W6fj. 

ö 
6 

Ronmanie 
Su^de 

Grfece 
Danemark 

1 
9 

GkiU 

7 

Soisse 

Pay8-:ßa9 

3 

PMMuirk 

NftTvÄgß 

yi*-  ^ 

*le. 

4 

liwöque 

£q«^te^r 

1 

Belg^1l• 

PajFi-Bas 

5 

PorUigia 

ßW«9i9 

2 

Bulgarie 

Montönögro 

6 

Sefbie 

Pvlg^e 

3 

ciim 

Nifi»fag|u^ 

7 

Slam 

Chine 

^m.  QoDvmtioA  ooQp^nwnt  l08  4roit8  et  les  4evpirpi  4e» 
Pnissances  neutres  en  cas  de  guerre  mwitima. 

Sa  Hajdsti^  rSrnpoiew:  d'AUem^gne,  Eoi  4^  Fresse;  le  President  de^ 
Etats-Ünis  d'Amöriqne  etc.  ^) : 

En  yae  de  diminper  les  divergences  d'qpiniQH  qoi,  ep  cas  de  guerre 
maritime,  ezistei^t  encore  au  snjet  des  rappqrts  entre  les  Pnissances  neutres 
et  les  Poissaqces  bellig^rantes,  et  ie  pr^venir  les  dificalt^s  aaxquelles  ces 
divergences  ponrraient  dopner  lien  ; 

Copsid^rai^t  que,  si  Ton  ne  peut  concerter  d^s  maintepant  ^es  stipu- 
lations  s'^tendant  ä  toates  les  circonstances  <|Qi  peavent  se  präsenter  dans 
la  pratique,  il  y  a  ntenmoins  one  ntillt6  incontestable  ä  ^tablir,  dans  la  mesnre 
da  possible,  des  r^gles  commones  poq^  le  cas  oti  maHieareiisement  la  gaerre 
Tiendrait  k  ^clater; 

Considörant  que,  poqr  les  cas  non  pr6yas  par  la  präsente  Convention^ 
il  7  a  lien  de  tenir  compte  des  principes  g6n6rauz  da  droit  des  gens ; 

Consid^rant  qn'il  est  d^sirable  qae  les  Paissances  6dictent  des  prescrip- 
tions  pr^cises  ponr  regier  les  conseqnßnces  de  T^tat  de  neatralit^  qa'elles 
aaraient  adopt^; 

Consid^rant  qae  c'est  pour  les  Paissances  neatres,  an  devoir  reconna 
d'appliquer  impartialement  aux  divers  belligärants  les  r^gles  adoptöes 
par  elles; 

Consid6rant  qae,  dans  cet  ordre  d'id^es,  ces  r^gles  ne  devraient  pas,  en 
principe,  ^tre  chang^es,  an  coara  de  la  gaerre,  par  une  Paissance  neatre 
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sauf  dans  le  cas  oü  Texp^rience  acquise  en  d^montrerait  la  n^cessit^  poark 
sauvegarde  de  ses  droits; 

Sont  convenus  d'obsenrer  les  r^gles  communes  suivantes,  qui  ne  sauraient, 
d'ailleurs,  porter  aucune  atteinte  aux  stipulations  des  trait^  g^n^raux  exis- 
tants,  et  ont  nomm^  pour  Lenrs  Pl^nipotentiaires,  savoir^): 

LesquelSi  apr^s  avoir  d6pos6  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^  en  bonne  et 
due  forme,  sont  conyenus  des  dispositions  suivantes: 

Art.  Premier.  —  Les  bellig^rants  £ont  tenus  de  respecter  les  droits 
souverains  des  Puissances  neutres  et  de  s'abstenir,  dans  le  territoire  ou  les 
eaux  neutres,  de  tous  actes  qui  constitueraient  de  la  part  des  Puissances  qni 
les  tolöreraient  un  manquement  k  leur  neutralit^. 

Art.  2.  —  Tous  actes  d*hostilit^,  y  compris  la  capture  et  Fexerdce  du 
droit  de  visite,  commis  par  des  vaisseaux  de  guerre  bellig6rants  dans  les 
eaux  territoriales  d'une  Puissance  neutre,  constituent  une  ylolation  de  U 
neutralitö  et  sont  strictement  interdits. 

Art.  3.  —  Quand  un  navire  a  6U  captur^  dans  les  eaux  territoriales 
d'une  Puissance  neutre,  cette  Puissance  doit,  si  la  prise  est  encore  dans  sa 
juridiction,  user  des  moyens  dont  eile  dispose  pour  que  la  prise  soit  relftch^ 
avec  [  ses  officiers  et  son  Equipage,  et  pour  que  V^quipage  mis  k  bord  par  le 
capteur  soit  interna. 

Si  la  prise  est  hors  de  la  juridiction  de  la  Puisssance  neutre,  le  Gon- 
vemement  capteur,  sur  la  demande  de  celle-ci,  doit  relftcher  la  prise  aTec 
ses  officiers  et  son  Equipage. 

Art.  4.  —  Aucun  tribunal  des  prises  ne  peut  etre  constitu^  par  un 
bellig^rant  sur  un  territoire  neutre  ou  sur  un  nayire  dans  des  eaux  neutres. 

Art.  5.  —  II  est  interdit  aux  belligörants  de  faire  des  ports  et  des  eani 
neutres  la  base  d'op^rations  navales  contre  leurs  adrersaires,  notamment  d'y 
installer  des  stations  radio-t^l^graphiques  ou  tout  appareil  destin^  &  serrir 
comme  moyen  de  communication  avec  des  forces  bellig^rantes  sur  t^re  oa 
sur  mer. 

Art.  6.  —  La  remise,  k  quelque  titre  que  ce  soit,  faite  directement  oq 
indirectement  par  une  Puissance  neutre  k  une  Puissance  bellig^rante,  de 
vaisseaux  de  guerre,  de  munitions,  ou  d'un  mat^riel  de  guerre  quelconque, 
est  interdite. 

Art.  7.  —  Une  Puissance  neutre  n'est  pas  tenue  d'emp^cber  Texpor- 
tation  ou  le  transit,  pour  le  compte  de  Fun  ou  de  Tautre  des  belligdrants, 
d'armes,  de  munitions,  et,  en  g^n^ral,  de  tout  ce  qui  peut  £tre  utile  k  oiie 
armöe  ou  k  une  flotte. 

Art.  8.  —  Un  Gouvernement  neutre  est  tenu  d'user  des  moyens  dont  il 
dispose  pour  empßcher  dans  sa  juridiction  l'^quipement  ou  Tarmement  de  toat 
navire,  qu'il  a  des  motifs  raisonnables  de  croire  destin^  k  croiser  ou  k  con- 
courir  k  des  Operations  hostiles  contre  une  Puissance  avec  laquelle  il  est  en 


1)  Siehe  oben  S.  416  ff. 
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paix.  n  est  aassi  tenn  d'user  de  la  mßme  snrveillance  pour  empficher  le 
döpart  hors  de  sa  juridiction  de  tont  navire  destinö  h  croiser  oa  ä  concoorir 
4  des  Operations  hostiles,  et  qui  aurait  6t6,  dans  ladite  juridiction)  adaptö 
en  tont  oa  en  partie  &  des  usages  de  gaerre. 

Art.  9.  —  üne  Poissance  neatre  doit  appliquer  ^galement  aox  denz 
belligörants  les  conditions,  restrictions  ou  interdictions,  ödict^es  par  eile  ponr 
ce  qui  conceme  Tadmission  dans  ses  ports,  rades  ou  eaux  territoriales,  des 
navires  de  gnerre  belligörants  ou  de  lenrs  prises. 

Tontefois,  nne  Poissance  neatre  peat  interdire  Tacc^s  de  ses  ports  et 
de  ses  rades  aa  navire  bellig^rant  qai  aurait  n^glig^  de  se  conformer  aax 
ordres  et  prescriptions  ^dict^s  par  eile  oa  qui  aurait  viol^  la  neutralit^. 

Art  10.  —  La  neutralit^  d*une  Puissance  n'est  pas  compromise  par  le 
simple  passage  dans  ses  eaux  territoriales  des  navires  de  guerre  et  des  prises 
des  belligörants. 

Art.  11.  —  Une  Puissance  neutre  peut  laisser  les  navires  de  guerre  des 
belligörants  se  servir  de  ses  pilotes  brevetös. 

Art.  12.  —  A  d^faut  d'aatres  dispositions  speciales  de  la  l^gislation  de 
la  Puissance  neutre,  il  est  interdit  aux'  navires  de  guerre  des  belligörants  de 
demeurer  dans  les  ports  et  rades  ou  dans  les  eaux  territoriales  de  ladite 
Puissance,  pendant  plus  de  24  beures,  sauf  dans  les  cas  pr^vus  par  la  prä- 
sente Convention. 

Art.  13.  —  Si  une  Puissance  avis6e  de  Touverture  des  bostilit^s  apprend 
qu'un  navire  de  guerre  d'un  belligörant  se  trouve  dans  un  de  ses  ports  et 
rades  ou  dans  ses  eaux  territoriales,  eile  doit  notifier  audit  navire  qu'il  devra 
partir  dans  les  24  beures  ou  dans  le  d^lai  prescht  par  la  loi  locale. 

Art.  14.  —  ün  navire  de  guerre  bellig^rant  ne  peut  *prolonger  son 
s^Jour  dans  un  port  neutre  au  deU  de  la  dur^e  legale  que  pour  cause  d'avaries 
ou  ä  raison  de  Tötat  de  la  mer.  II  devra  partir  d^s  que  la  cause  du  retard 
aura  ces86. 

Les  r^gles  sur  la  limitation  du  s^jour  dans  les  ports,  rades  et  eaux 
neutres,  ne  s'appliquent  pas  aux  navires  de  guerre  exclusivement  aSectös  ä 
une  mission  religieuse,  scientifique  ou  pbilantbropique. 

Art.  15.  —  A  d6!aut  d'autres  dispositions  speciales  de  la  Mgislation 
de  la  Puissance  neutre,  le  nombre  maximum  des  navires  de  guerre  d*un  bel- 
lig^rant  qui  pourront  se  trouver  en  m6me  temps  dans  un  de  ses  ports  ou 
rades,  sera  de  trois. 

Art.  16.  ~  Lorsque  des  navires  de  guerre  des  deux  Parties  bellig^rantes 
se  trouvent  simultanöment  dans  un  port  ou  une  rade  neutres,  il  doit  s'^couler 
an  moins  24  beures  entre  le  d^part  du  navire  d'un  bellig^rant  et  le  d^part 
du  navire  de  l'autre. 

L'ordre  des  döparts  est  d^terminö  par  l'ordre  des  arriv^es,  ä  moins  que 
le  navire  arriv^  le  premier  ne  soit  dans  le  cas  oü  la  Prolongation,  de  la 
dur^e  legale  du  s^jour  est  admise. 
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Uq  Bavixtt  de  gatne  Mligteut  ne  peat  qnilter  «n  inii  m  mie  nd» 
nentne  moins  de  84  iMnree  apvfes  le  ddpart  d'sn  nvrire  de  cfimnefoe  pecUpt 
le  yftvillqa  de  eon  ftdvenaira. 

Art.  17.  —  Dans  les  ports  et  rades  neatres,  lea  nawee  de  gwnt 
bdligönuits  Be  peiiTant  idpavair  lenra  aranet  qve  daM  la  «fisnie  indi^eisable 
k  la  sdcnritd  de  lear  navigation  et  »en  paa  aeoiotti«,  d'aae  naiudie  gath 
conqae,  lear  fovce  militaire.  L'aatorit6  aeati«  eonatateia  la  aatore  d« 
röparations  k  eifectaer  qui  deviOBt  Mie  ex^catte  le  p)iu  laptdanant  povIUi. 

Art.  18.  —  Lee  naviree  de  gnerve  belliggrants  ne  peiiTent  pas  se  serrir 
des  ports,  rades  et  eaoz  territoriales  neatres,  poar  renoareler  ea  aagmeiiter 
lenrs  approTislonnements  militaires  oa  lear  armement  ainai  q«e  poar  eeiii- 
pl^ter  leon  öqpipages. 

Art.  19.  —  Les  narires  de  gaerre  belfigftraats  ne  pesTent  le  raritaflltr 
dans  les  ports  et  rades  neatres  qae  poar  compl^ter  lear  appvoTisieaBeneBt 
Boimal  du  temps  de  paiz. 

Ces  navires  ne  peavent,  de  mtee,  pran4re  da  combvstikle  qoe  poer 
gagawF  le  pprt  le  pl|^  proidie  4e  (»or  prqpra  pqy«*  l\%  leaTent^  d'ailleun, 
pieiidr»  le  coinlHistiblp  aöoessaire  ppq^c  cqB^l^  le  pleiB  4e  teof?  f^^ 
pr^fMreniept  ditea,  qqand  p«  se  trqavept  daqa  l^s  pays  neatrop  qi^|  ont  adciU 
ce  ipode  4e  d^temuiatiQii  d^  cqmltf&a^l^la  4  ^i^nur. 

Si,  d'aprös  la  loi  de  la  Puissance  neutre,  les  navires  na  re94tt?en1i  di| 
charbon  qoe  24  lieaires  aK^s  le<|r  arrivöe,  |a  dm^e  l^gf^le  de  lear  söjqnr  est 
proloi^gito  de  24  he^re^. 

Art-  20.  --  liw  ^^Jif9^  dß  goeirfe  Ue)lig^49^,  qui  QUi  pcia  4a  f»«^- 
bastible  dans  le  port  d>i|e  Poiasanoa  seqtre,  j^  paaTfmt  rfn^^yeler  kur 
apprQviaiQimesient  qa'apr^a  trois  mois  di^is  an  pqirt  de  la  menue  Poi^nce. 

Art.  21.  —  Une  prise  ne  peat  61^  IHtteiuto  4]^MI  W^  Pi^  neiftc»  ^ 
poar  cause  d'i^oavigabiUt^,  de  mai^va)«  ^tat  de  1^  nwr,  de  manqae  4e  qobl- 
bastible  oa  de  proyisions. 

mie  doit  repartir  aa8«}|i6t  qge  la  qras^  qui  ^n  a  ja^^fiö  Teiitr^  a  cess£> 
Si  9ih  ttfl  le  faiit  pas,  la  poiasance  n^a^  4oit  lo^  l^qtMler  Yw^re  de  p^ 
immödiatement;  an  cas  oii  e))e  nß  s'y  coofofmer^t  pas,  la  Polssance  n^^Ue 
doit  aser  des  moyen^  dont  eile  dispose  poar  la  re)Mier  ayec  ses  oiiicien  et 
son  öqoipage  et  iptemer  T^qaipagß  qois  ^  hqipd  p^  le  captear. 

A|t.  2^.  —  La  Pois^aace  neatre  doit,  4ß  n^iae,  r^Ucher  la  pnse  9ß 
aarait  6t6  amenöe  en  debors  des  conditions  pr^vaes  par  l'article  2).. 

Art.  28.  —  üne  Paissance  neatre  peat  pennettce  VwAa  de  qm  ports 
et  rades  aox  prisee  escortdes  oa  bod,  lorsqa'elles  y  eent  aiitfatfoe  pom  Itai 
laise^es  soas  sdqaeetre  en  attendant  la  d^cisiop  da  tribfuial  dea  i^ieea  EU« 
peat  faire  condoire  la  prise  dans  an  autre  de  ses  ports. 

8i  la  prise  est  eseort^  par  an  naTire  de  gaerre,  lee  ofliöers  et  les 
bommes  mia  i  bord  par  le  captear  sont  aatoria^  h  passer  siir  le  wri» 
d'escorte. 
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8i  lA  priae  vü]r«ge  wMle,  ie  penbniwl  ^06  h  son  bord  pw  h  caf  teii^ 
<)8t  lalM  eA  iilwrt6. 

Alt.  84.  —  Si,  nAigr^  ia  ndtücstion  ^  l'BatehM  tte«tte,  vn  imTiffe  de 
fnert«  belligötABi  nfe  ti>i^  Pi^  ^n  port  dans  lefilel  il  ii*a  fas  le  dlroit  de 
rester,  la  Poissance  neutre  a  le  droit  de  prendre  les  niMtires  <ia*elle  poorra 
jager  n^oeBsaires  poir  rendre  le  navire  incapable  de  prendre  la  mer  pendant 
la  dur^e  de  la  guerre  et  le  conunandant  du  navire  doit  laciliter  rezöcation 
4e  cea  niesares. 

Lorsqa'an  narire  beiUg^rant'est  retenu  par  ane  Poisaance  nentre,  les 
officiers  et  Töqnipage  sont  ^galement  retenns. 

Les  officiers  et  T^oipage  aiasi  retenas  peuvent  6tre  laiss^  dans  le 
navire  oa  log^,  soit  sor  an  aatre  navire,  soit  k  terre,  et  ils  peavent  6tre 
«ssnjettis  aux  mesores  restrictives  qn'il  parattiait  nteessaire  de  leor  imposer. 
Toatefois,  on  devra  tonjours  laisser  sor  le  navire  les  hommes  nöcessaires  k 
son  entretien. 

Les  officiers  peuvent  6tre  laiss^s  libres  en  ptenani  Tengägement  sur 
parole  de  ne  pas  qaitter  le  territoire  nentte  sans  autorisation. 

Art  25.  —  Une  Paissance  nentre  est  tenne  d'ezercer  la  sorveillance, 
qne  comportent  les  moyens  dont  eile  dispose,  ponr  emp^cher  dans  see  ports 
on  rades  et  dans  ses  eaux  tonte  violation  des  dispositions  qni  pr6c6dent 

Ari.  3(3.  —  L'ezercice  par  nne  Puissancc  neutre  des  droits  d^finis  par 
la  präsente  Convention  ne  peut  Jamals  ßtre  consid^r^  comme  un  acte  pen 
amical  par  Tun  ou  par  Tautre  belllg^rant  qni  a  acceptS  les  articles  qui  s'y 
r6!6renl. 

Art.  27.  —  Les  Puissances  contractantes  se  tommnniqueroht  r6ciproqae- 
ment,  en  temps  utile,  ioutes  les  lois,  ordonnanc^s  et  autres  dispositions 
r^glani  cbez  elles  le  regime  des  navires  de  guerte  bellig^rants  dans  lenrs 
ports  et  lenrs  eaux,  an  moyen  d*une  notification  adress^e  att  Qouvernement 
des  Pays-!&aB  et  trafasthise  imm^diatemetit  par  celui-ci  aux  autres  Puissances 
cbntractanies. 

Ali.  %.  —  Les  dispositions  de  la  pr6Sent&  Convention  ne  sont  applicabtes 
qn'entre  tes  ^issaaces  conttattant^s  et  s^ulement  sl  les  bellig^tants  sont  tons 
parties  k  la  Convention. 

Art.  20.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifi^  anssitdt  qnb  possible. 

Les  ratifications  seront  d^pos^es  k  La  Haye. 

Le  ptelnie^  dl^p^t  de  raüAeatiotis  sera  constatis  par  nn  ptvcta-verbal 
signö  par  les  repr6sentants  des  Puissances  qni  y  prenneHt  piUrt  et  par  le 
WUsU«  Ute  Affaires  fithof  ^res  d«s  P^kys-fias. 

Ltes  dtpMs  alUrieots  de  nttificatidiis  se  feront  an  moyen  d'iiie  nettfieatiiin 
igcritie,  wlreSBöe  an  Q^ttvetnemimt  des  Pays-Bas  et  aooompagnöe  de  riMtnunMit 
de  t^tifiteatien. 

Copie  certifi^e  conforme  du  procds-verbal  relati!  an  premier  d^t  de 
ratifications,  des  notifications  mentionn^es  &  Talin^a  pröc^dent,  ainsi  qne  des 
Instruments  de  ratification,    sera  immödiatement  remise,    par   les  soins  du 
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Oonvemement  des  Pays-Bas  et  par  la  voie  diplomatique,  anx  PaiBsanoes 
convi^es  k  la  Deimdme  Conference  de  la  Paix,  ainsi  qn'aox  aatres  PmasaDOo 
qni  auront  adh4r6  ä  la  Convention.  Dans  les  cas  visös  par  I'alin^  preo^dent, 
ledit  GouTernement  lenr  fera  connaltre  en  möme  temps  la  date  h  laqaelle  ü 
a  regn  la  notification. 

Art  30.  —  Les  Poissances  non  signataires  sont  admises  k  adk^rer  k  la 
präsente  Convention. 

La  Paissance  qni  d^sire  adh^rer  notifie  par  öcrit  son  intention  an 
Gouvernement  des  Pays-Bas  en  lui  transmettant  Facte  d'adh6sion  qui  sera 
d^pos^  dans  les  archives  dudit  Gouvernement. 

Ce  Gouvernement  transmettra  immMiatement  k  toutes  les  autres  Pois- 
sances copie  certifi^e  conforme  de  la  notification  ainsi  que  de  l'acte  d^adh^on. 
en  indiquant  la  date  k  laquelle  il  a  re^n  la  notification. 

Art.  31.  —  La  präsente  Convention  produira  eSet,  pour  les  Puissances 
qui  auront  participö  au  premier  döpöt  de  ratifications,  soixante  jours  aprte 
la  date  du  proc^s-verbal  de  ce  d^pdt  et,  pour  les  Puissances  qui  ratifieront 
ult^rieurement  ou  qui  adh^reront,  soixante  jours  aprös  que  la  notification  de 
lenr  ratification  on  de  leur  adhösion  aura  ^t&  re^ue  par  le  €K>uvemement  des 
PayS'Bas. 

Art  32.  —  Sil  arrivait  qu'une  des  Puissances  contractantes  voolüt 
dönoncer  la  präsente  Convention,  la  dönonciation  sera  notifie  par  ^crit  an 
Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  communiqnera  imm^diatement  copie  certifiöe 
conforme  de  la  notification  k  toutes  les  autres  Puissances  en  leur  faisant  savoir 
la  date  k  laquelle  il  Ta  re^ue. 

La  dönonciation  ne  produira  ses  eSets  qu'ä  Tögard  de  la  Pnissance  qni 
Taura  notifiöe  et  un  an  apr^s  que  la  notification  en  sera  parvenue  au  Gouver- 
nement des  Pays-Bas. 

Art.  33.  —  ün  registre  tenu  par  le  Minist^re  des  Affaires  Etrang^iea 
des  Pays-Bas  indiquera  la  date  du  d^pöt  de  ratifications  effectu^  en  verta  de 
Tarticle  29  alin^as  3  et  4,  ainsi  que  la  date  k  laquelle  auront  4t6  regnes  les 
notifications  d'adhösion  (article  30  alin^a  2)  ou  de  dönonciation  (articie  32 
alinöa  1). 

Chaque  Puissance  contractante  est  admise  k  prendre  connaissance  de  ce 
registre  et  k  en  demander  des  extraits  certifi^s  conformes. 

Bn  foi  de  quoi,  les  Plönipotentiaires  ont  revdtu  la  präsente  Convention 
de  leurs  signatures. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-huit  octobre  mil  neul  oent  sept,  en  un  seol 
exemplaire  qui  restera  d4pos6  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pajs- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplo- 
matique aux  Puissances  qui  ont  6tä  convi^es  k  la  Deuxiöme  Conference  de 
la  Paix. 

(Signatures) 
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XIV.   Dödaration  relative   k  rinterdiction   de  lancer  dea 
projectiles  et  des  explosifs  du  haut  de  ballons. 

Les  Bonssign^s  Pl^nipotentiaires  des  Pulssances  conviöes  k  la  Denxiöme 
Conference  Internationale  de  la  Paiz  k  La  Haye,  dement  aatorisös  k  cet 
effet  par  leurs  Oonyemements, 

s'inspirant   des   sentiments   qui    ont  trony^    lenr  expression    dans   la 

D^laration  de  St-P^tersbourg  du  , r- —  1868,  et   d^sirant  renou- 

veler  la  d^laration  de  La  Haye  du  29  jnillet  1899,  arriv^e  k  expiration, 

D^larent: 

Les  Pnissances  contractantes  consentent,  ponr  an  e 
Periode  allant  jasqa'&  la  fin  de  la  Troisiöme  Conference  de 
la  Paiz,  k  rinterdiction  de  lancer  des  projectiles  et  des 
explosifs  duhaat  deballons  on  par  d'antresmodes  analognes 
nonveaux. 

La  präsente  D^claration  n'est  obligatoire  qne  poor  les  Poissances 
contractantes,  en  cas  de  gaerre  entre  deux  ou  plnsieors  d*entre  elles. 

EUe  cessera  d'dtre  obligatoire  da  moment  oü,  dans  one  gaerre  entre 
des  Poissances  contractantes,  ane  Paissance  non  contractante  se  joindrait  k 
Ton  des  belligörants. 

La  präsente  D^claration  sera  ratifi^e  dans  le  plus  bref  delai  possible. 

Les  ratifications  seront  döposöes  k  La  Haye. 

n  sera  dressö  da  dep6t  des  ratifications  an  proc^s-verbal,  dont  ane  copie, 
oertifiöe  conforme,  sera  remise  par  la  yoie  diplomatique  k  toutes  left 
Paissances  contractantes. 

Les  Poissances  non  signataires  pourront  adhörer  k  la  präsente  Dö- 
claration.  Elles  aoront,  k  cet  eifet,  k  faire  connaitre  leor  adhösion  aox 
Poissances  contractantes,  au  moyen  d*une  notification  öcrite,  adressöe  aa 
Gooyemement  des  Pays-Bas  et  communiqaee  par  celoi-ci  k  toutes  les  autreft 
Paissances  contractantes. 

S*il  arriyait  qu*une  des  Hautes  Parties  contractantes  dönon^&t  la 
präsente  Döclaration,  cette  dönonciation  ne  prodnirait  ses  eSets  qu'un  an 
apr^s  la  notification  faite  par  öcrit  au  Gouyemement  des  Pays-Bas  et 
communiqu6e  immediatement  par  celui-ci  k  toutes  les  autres  Puissances 
contractantes. 

Cette  denonciation  ne  produira  ses  efifets  qu'ä  l'^gard  de  la  Puissanoe 
qui  Taura  notifiöe. 

En  foi  de  quoi,  les  Plönipotentiaires  ont  rey^tu  la  präsente  Döclaration 
de  leurs  signatures. 

Fait  k  La  Haye,  le  dix-buit  octobre  mil  neuf  cent  sept,  en  un  seul 
exemplaire  qui  restera  depos6  dans  les  arebiyes  du  Gouyemement  des  Pays- 
Bas  et  dont  des  copies,  certifiöes  conformes,  seront  remises  par  la  yoie  diplo- 
matique aux  Puissances  contractantes. 

(Signatures) 
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Almute  an  l»r  trUMt  «dUi  f«r  la  DenxMne  Ouiif^raiee  de  la  Püx. 
Projet  iS'UM  Cönt^HttöH  rtläüce  ä  FiHtMieseMfti  tTniU  C^mr  4ib  justice 

arbitrale, 

Titrc  I. 

Organisation  de  la  Cour  de  jnstiee  arlntnie. 

Artide  piemier.  —  Dam  le  bvt  de  faiie  ptofiesser  la  oanse  4e  Tarbi- 
trage,  les  Pnissances  contraetantee  eonviennent  d'organiser,  sans  porter 
aiteinte  ä  la  Coür  permaneDte  dVbitrage,  nli^  Cont  de  Justice  atbithüft, 
d'nn  atmete  libre  et  fädlet  r6«]il8Salit  des  jiq^s  reprösentant  les  diTen 
systömes  juridiqnes  da  monde,  et  capable  d*assnrer  la  contiBaiti  de  U 
Jnriapntdeiioe  arbitrale. 

Art.  B.  —  La  OoUr  de  jtt^tioe  arbitrale  se  oompose  de  jogee  et  de  jage« 
enppl^antB  dioins  {Mirmi  lee  personnes  jcmissaDt  de  la  plas  harnte  consid^catioii 
morale  et  qai  toas  derront  reaiplir  les  caaditioiis  reqnises,  daiis  leon  pear> 
respectifs,  pour  Tadmission  dans  la  haute  magistrature  on  6tre  des  jiiia- 
coBsnltes  d'use  comp^tence  neteire  en  matl^re  de  dieit  InterBatieiial. 

Les  jüges  et  les  jages  suppl^aats  de  la  Oovr  sont  ohoisis,  antut  qae 
pasnble,  parmi  les  aiembres  de  la  Gaur  pemaneBte  d'arbitrage.  Le  dioix 
seta  fait  dans  les  süc  mois  qai  suiTront  la  ratification  de  la  piteeDte 
Oonyention. 

Art.  3.  —  Les  jages  et  les  Jaget  sappläaats  sont  noaimte  poar  une 

Periode   de   douze   ans  k  oom^ter   de   la  date  ok  la  aoHinatk«  aara  ^t^ 

ttotifite  an  Cbnseil  adminietratif  iaatitii«  par  la  CoayeatiMi  pour  k  r^gle 

ment  paid^q^e  des  caaflits  internatioaaax.  Lettr  nandat  peat  6tre  reaoaifel^ 

En  cas  de  d^cds  ou  de  d^mission  d'un  juge  oa  d'aa  jage  euppl^aat,  ä 
est  poarra  i  son  tempiaceaieiit  seioa  le  node  ix6  poar  sa  BominatioB.  Dans 
ce  cas,  la  toominatioB  est  faite  poür  une  tiouvelle  pöriode  de  doize  aaa 

Art.  4.  —  Les  jages  de  la  Gotir  de  jaatioe  arbitrale  soat  ^aox  eatR 
«ui  et  plreüBeBt  rang  d'aprte  la  date  de  la  notifioatioa  de  lear  aemiBatiMi. 
La  pr^s^ance  appartient  au  plus  äg^,  au  cas  oü  la  date  est  ia  mfiflie. 

Les  jages  so^pltents  sont)  dans  rezetcioe  de  leiirs  fotictioBS,  aanmil^ 
a«x  Jogas  titalaiies.    Totatbfois,  il  prean^t  nuig  aprto  oeax-ei. 

Art.  ö.  —  Les  jages  jooiasent  des  priTiHiges  et  ilnmaliit^  di^oHiatitaes 
4lanB  rescercioe  de  lears  fonctionft  et  en  dehon  de  lear  pi^. 

Avant  de  pendre  possession  de  leur  si^ge,  les  juges  et  les  jages  sap- 
ylteBts  doitent,  devatat  le  Oonaei]  adBiinistratti^  pr^ter  aatMeBt  on  faire  ane 
affirmation  solennelle  d*exercer  leurs  fonctions  avec  impartiaüi6  et  ob  toate 
ooBiMsieBee* 

Art.  6.  —  La  Cour  d^signe  annuellement  trois  jugea  ^ni  focmeBt  mie 
D^^gatioB  sp^ale  et  trois  anties  destinte  i  les  remplaoer  en  cas  d'cmp^- 
ehemeit.  Ils  penyent  etre  rMias.  Lfßlectibn  ee  fait  a«  aonitiB  de  liste 
8ont  conndte^  conme  «las  oeux  ^  r^nnisaebt  le  plus  giaiid  Booibre  ^ 
Toix.  La  Döl^ation  ^lit  elle-m^me  aon  Pr6tident,  qai,  k  d6faat  daae 
majoritö,  est  d^sign^  par  le  sort. 
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ün  membre  de  la  D^l^gation  ne  pent  exercer  ses  fonctions  qnand  la 
Pnissance  qni  Ta  nomm6,  on  dont  11  est  le  national,  est  nne  des  Parties. 

Les  membres  de  la  D4l6gation  terminent  les  affaires  qni  lear  ont  ^t^ 
sonmises,  mtoe  an  cas  oü  la  p^riode  pour  laqnelle  ils  ont  4t^  nomm^s  jnges 
serait  expiröe. 

Art  7.  —  L'exercice  des  fonctions  jndiciaires  est  interdit  an  jage  dans 
les  affaires  au  snjet  desqnelles  il  anra,  k  an  titre  qnelconqae,  conconra  k  la 
dödsion  d'nn  Tribunal  national,  d'nn  Tribunal  d'arbitrage  on  d'one  Com- 
mission  d'enqnöte,  on  figar^  dans  Tinstance  comme  conseil  on  avocat  d'ane 
Partie. 

Ancan  jage  ne  peut  interrenir  comme  agent  ou  comme  avocat  devant 
la  Goor  de  justice  arbitrale  ou  la  Cour  permanente  d'arbitrage,  devant  un 
Tribunal  special '  d'arbitrage  ou  une  Commission  d'enqußte,  ni  y  agir  pour 
une  Partie  en  quelque  qualit^  qne  ce  soit,  pendant  tonte  la  dur^e  de  son 
mandat. 

Art.  8.  —  La  Cour  61it  son  President  et  son  Vice-Prösident  ä  la  majo- 
rit6  absolue  des  suffrages  exprim^s.  Apr^s  deux  tours  de  scrutin,  T^lection 
se  fait  h  la  majorit^  relative  et,  en  cas  de  partage  des  voix,  le  sort  d^dde. 

Art.  9.  —  Les  juges  de  la  Cour  de  justice  arbitrale  re^ivent  une 
indemnitö  annueUe  de  six  mille  florins  n^erlandais.  Cette  indemnit6  est  payöe 
k  Texpiration  de  chaque  semestre  k  dater  du  jour  de  la  premi^re  röunion  de 
la  Cour. 

Pendant  Texercice  de  leurs  fonctions  au  cours  des  sessions  ou  dans  les 
cas  spMaux  pr^vus  par  la  präsente  Convention,  ils  touchent  une  somme  de 
Cent  florins  par  jour.  II  leur  est  allou6,  en  outre,  une  indemnitö  de  voyage 
fixte  d'aprds  les  r^lements  de  leur  pays.  Les  dispositions  du  präsent  alin6a 
s'appliquent  aussi  aux  juges  suppl^ants  rempla^nt  les  juges. 

Ces  allocations,  comprises  dans  les  frais  g^nöraux  de  la  Cour,  pr^vus 
par  Tarticle  31,  sont  verstes  par  Tentremise  du  Bureau  international  Institut 
par  la  Convention  pour  le  r^glement  pacifique  des  conflits  intemationaux. 

Art.  10.  —  Les  juges  ne  peuvent  recevoir  de  leur  propre  Gouvernement 
on  de  celui  d'une  autre  Pnissance  aucune  r^mun^ration  pour  des  Services 
rentrant  dans  leurs  devoirs  comme  membres  de  la  Cour. 

Art.  11.  —  La  Cour  de  justice  arbitrale  a  son  si^ge  k  La  Haye  et  ne 
peut,  sauf  le  cas  de  force  majeure,  le  transporter  ailleurs. 

La  D^l^gation  peut,  avec  l'assentiment  des  Parties,  choisir  un  autre 
Heu  pour  ses  r^unions  si  des  circonstances  particuliöres  Texigent. 

Art.  12.  —  Le  Conseil  administratif  remplit  k  T^gard  de  la  Cour  de 
justice  arbitrale  les  fonctions  qu'il  remplit  k  T^gard  de  la  Cour  permanente 
d'arbitrage. 

Art.  13.  —  Le  Bureau  international  sert  de  greffe  k  la  Cour  de  justice 
arbitrale  et  doit  mettre  ses  locaux  et  son  Organisation  k  la  disposition  de  la 
Cour,    n  a  la  garde  des  archives  et  la  gestion  des  affaires  administratives. 

Le  Secr^taire  Q^n^ral  du  Bureau  remplit  les  fonctions  de  greffier. 
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Les  secr^taires  adjoints  an  greffier,  les  tradocteurs  et  les  stönographes 
n^cessaires  sont  d^signös  et  assermentös  par  la  Cour. 

Art.  14.  —  La  Cour  se  r^onit  en  seedon  iine  fois  par  an.  La  sesäoii 
commence  le  troisiöme  mercredi  de  juin  et  dore  tant  qae  l'ordre  da  joor 
n'aora  pas  ^t^  ^puisö. 

La  Cour  ne  se  räunit  pas  en  Session,  si  la  D^I^ataon  estime  qifi  cette 
r<^nion  n'est  pas  n^essaire.  Toatefois,  si  une  Poissance  est  partie  k  nn 
litige  actuellement  pendant  devant  la  Cour  et  dont  Tinstroction  est  terauD^e 
ou  Ta  etre  termin^e,  eile  a  le  droit  diesiger  qae  la  Session  ait  liea. 

En  cas  de  ndcessit^,  la  D^16gation  peut  conyoqner  la  Conr  en  Session 
extraordiuaire. 

Art.  lö.  —  Un  compte  —  renda  des  travaax  de  la  Cour  sera  dress^  ehaqoe 
ann^  par  la  D<^16gation.  Ce  compte  —  rendu  sera  truismis  aax  Paissaaen 
contractantes  par  Tinterm^iaire  du  Bureau  international.  II  sera  comma- 
niqu6  aussi  ä  tous  les  juges  et  juges  suppl^ants  de  la  Cour. 

Axt.  16.  —  Les  juges  et  les  juges  suppl^ants,  membres  de  la  Coor  de 
justice  arbitrale,  peuTent  aussi  ötre  nomm^  aus  fonctions  de  jage  et  de 
juge  suppl^ant  dans  la  Cour  internationale  des  prises. 

Titre  IL 
Comp^tence  et  Proc^dure. 
Art.  17.  —  La  Cour  de  justice  arbitrale  est  comp^tente  pour  toos  les 
cas  qui  sont  port<is  de  van  t  eile,   en  vertu  dune  stipulation  g^n^rale  d'arbi- 
trage  ou  d'un  accord  special. 

Art.  18.  —  La  Di^l^ation  est  comp^tente: 

1.   pour  jnger  les  cas  d'arbitrage  visös  k  Tarticle  pr^c^dent,  si  les 

Parties  sont  d 'accord  pour  r^lamer  Tapplication  de  la  proc^dire 

sommaire,   rögMe  au  Titre  IV  Chapitre  4  de  la  Conventioii  povr 

le  r^glement  pacÜique  des  conflits  intemationaux ; 

3.   pour  proc6der  k  une  enquöte  en  vertu  et  en  conferaiit^  du  Türe  in 

de  ladite  Convention  en  tant  qne  la  D4l6gatioii  en  est  ckargi^e 

par  les  Parties  agissant  d'un  conunun  accord.    Avec  l'assentimeDt 

des  Parties  et  par  d^rogation  k  Tarticle  7  alin^a  1,  les  meoBibieg 

de  la  D^l^gation  ayant  pris  part  k  Tenqu^te  peuTent  si6ger  comne 

juges,  si  le  litige  est  sonmis  k  Tarbitrage  de  la  Cour  ou  de  U 

D6l6gation  elle-m^me. 

Art.  19.  —  La  D^lögation  est,  en  outre,  comp^tente  pour  T^tablisaement 

du  compromis  vis6  par  Farticle  52  de  la  Convention  pour  le  röglement  psd- 

fique  des  conflits  intemationaux,  si  les  Parties  sont  d*accord  pour  s'en  re- 

mettre  k  la  Cour. 

Elle  est  ^galement  comp^tente,  m^me  si  la  demande  est  faite  seoleaieDt 
par  Tune  des  Parties,  aprds  qu'un  accord  par  la  voie  diplomatique  a  ^t^ 
vainement  essayö,  quand  il  s'agit: 

1^  d'un  difi^rend  rentrant  dans  un  trait^  d'arbitrage  g^n^ral  coocla 
ou  renouvel^  apr^s  la  mise  en  vigueur  de  cette  Convention  et  qni 
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pröyeit  ponr  chaqae   difi^rend   van  compromis,    et  n'ezclat  pour 

rötabliBsement  de  ce  dernler  ni  explicitement  ni  implioitement  la 

compötence  de  la  D6l6gation.    Toatefoia,  le  reconrs  ä  la  Gonr  n'a 

paB   Uea   si   Tantre    Partie   d6clare    qu'h  son   aris  le   difförend 

n'appartie&t  pas  &  la  catögorie   des  qaestions  &  soailiettre  k  an 

arbitrage  obligatoire,  k  moins  qua  le  trait^  d'arbitrage  ne  oonftoe 

aa  tribnnal  arbitral  le  poayoir  de  d^der  cette  qnestion  prtalable; 

2^  d'un  diff^reod  provenant  de  dettes  contractneUes  r^lam^s  k  oBe 

Paissance  par  nne  aatre  Poissance  comme  dnes  k  ses  nationanx, 

et  ponr  la  Solution  duquel  Toffre  d'arbitrage  a  6t&  accept^.   Cette 

disposition  n'est  pas  appliqnable  si  l'acceptation  a  6t6  snbordonn^e 

k  la  condition  qne  le  comptomis  seit  stabil  Selon  nn  antre  mode. 

Art.  20.  —  Cbacnne  des  Parties  a  le  droit  de  dösigner  nn  jage  de  la 

Conr  pour  prendre  part,   avec  voix  d^Iib^rative,  k  Tezamen  de  TaSaire  sou- 

mise  k  la  Dälögation. 

Si  la  D616gation  fonctionne  en  qnalit^  de  Commission  d'enqudte,  ce 
mandat  peut  6tre  confi^  k  des  personnes  prises  en  debors  des  jages  de  la 
Coor.  Les  frais  de  d^placement  et  la  r^tribation  k  alloaer  aoxdites  personnes 
sont  fixös  et  snpport^s  par  les  Puissances  qoi  les  ont  nomm^es. 

Art.  21.  —  L'acc^s  de  la  Cour  de  justice  arbitrale,  institu^e  par  la 
pr^ente  Convention,  n'est  ouvert  qu'aux  Puissances  contractantes. 

Art.  22.  —  La  Cour  de  justioe  arbitrale  suit  les  r^gles  de  procödure 
ödict^es  par  la  Convention  pour  le  rdglement  paoifiqae  des  conflits  inter- 
nationanx,  sauf  ce  qui  est  prescrit  par  la  präsente  Convention. 

Art.  23.  —  La  Cour  dödde  da  cboix  de  la  langae  dont  eile  fera  usage, 
et  des  langaes  dont  Temploi  sera  autorisä  devant  eUe. 

Art.  24t.  —  Le  Bufean  international  sert  dHnterm^diaire  poür  toutes 
les  Communications  k  faire  aux  juges  au  conrs  de  rinstructlon  prövue  k 
Tarticle  63  alin^a  2  de  la  Convention  pour  le  rdglement  pacülque  des  conflits 
intemationaux. 

Art.  25.  —  Pour  toutes  les  notifications  k  faire,  notamment  aux  Parties, 
aux  t^moins  et  auz  experts,  la  Conr  peut  s'adresser  directement  au  Gouver- 
nement de  la  Puissance  sur  le  territoire  de  laquelle  la  notiflcation  doit  Stre 
effecta^e.  II  en  est  de  mßme  s'il  s'agit  de  faire  proc^der  k  T^tablissement 
de  tont  moyen  de  preuve. 

Les  requ^tes  adress^es  k  cet  effet  ne  peuvent  6tre  refns^es  qne  si  la 
Paissance  requise  les  juge  de  nature  k  porter  atteinte  k  sa  soaverainet^  ou 
k  sa  s^curit^.  S'il  est  donnö  soite  k  la  reqa^te,  les  frais  ne  comprennent 
qoe  les  döpenses  d'ex6eution  r^Uement  efifecta^es. 

La  Coor  a  ögalement  la  facultö  de  recourir  k  Tintermödiaire  de  la  Pais- 
sance sur  le  territoire  de  laquelle  eile  a  son  si^ge. 

Les  notifications  k  faire  auz  Parties  dans  le  lieu  oU  siöge  la  Cour 
peavent  ßtre  ez^cut^es  par  le  Bureau  international. 
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Axt.  26.  —  Les  d^bats  sont  dirig^  par  le  President  on  le  Vice-Prää- 
dent  et,  en  cas  d'absence,  oa  d'emptehement  de  Ton  et  de  Tantre,  par  le 
plns  ancien  des  jnges  pr6sent8. 

Le  jage  nomm^  par  une  des  Parties  ne  peat  sidger  comme  Pr^dent 

Axt.  27.  —  Les  d^lib^rations  de  la  Cour  ont  lien  II  hnis  clos  et  restent 
Beerbtes. 

Tonte  döcision  est  prise  k  la  majorit^  des  jnges  pr^sents.  Si  la  Conr 
si&ge  en  nombre  pair  et  qn'il  y  ait  partage  des  voiz,  la  yoiz  dn  demier  des 
jnges,  dans  l'ordre  de  pr4s6ance  6tabli  d'apr^s  Tarticle  4  alin6a  1,  ne  sera 
pas  compt^e. 

Axt.  28.  —  Les  arrdts  de  la  Conr  doivent  dtre  motivös.  US  mentionnent 
les  noms  des  jnges  qni  y  ont  partidpö ;  ils  sont  signös  par  le  Pr^dent  et 
par  le  greffier. 

Art.  29.  —  Ohaqne  Partie  snpporte  ses  propres  frais  et  nne  part  ^ale 
des  frais  sp6cianx  de  Tinstance. 

Axt.  30.  —  Les  dispositions  des  articles  21  k  29  sont  appliqnte  par 
analogie  dans  la  proc^nre  devant  la  Döl^ation. 

Lorsqne  le  droit  d'adjoindre  un  membre  k  la  Dd^ation  n'a  6t^  exert^ 
qne  par  nne  senle  Partie,  la  voix  dn  membre  adjoint  n*est  pas  compt^,  s'ü 
y  a  partage  de  voiz. 

Art.  31.  —  Les  frais  gön^ranz  de  la  Conr  sont  snpporte  par  les  Puis- 
sances  contractantes. 

Le  ConseU  administratif  s'adresse  anx  Pnissances  ponr  obtenir  les  fonds 
n^cessaires  an  fonctionnement  de  la  Conr. 

Art.  32.  —  La  Conr  fait  elle-mßme  son  r^lement  d'ordre  intörienr  qni 
doit  6tre  commnniqnö  anx  Pnissances  contractantes. 

Apr^s  la  ratification  de  la  prösente  Convention,  la  Conr  se  r6nnira 
anssit(^t  qne  possible,  ponr  ölaborer  oe  röglement,  ponr  61ire  le  President  et 
le  Yice-Pr^sident  ainsi  qne  ponr  dösigner  les  membres  de  la  D616gation. 

Art.  33.  —  La  Conr  pent  proposer  des  modifications  k  apporter  aux 
dispositions  de  la  präsente  Convention  qni  concement  la  proc^dnre.  Ces 
propositions  sont  commnniqnöes  par  rintermödiaire  dn  Gonvemement  des 
Pays-Bas  anx  Pnissances  contractantes  qni  se  concerteront  snr  la  snite  k  y 
donner. 

Titre  m. 
Dispositions  finales. 

Art.  34.  —  La  präsente  Convention  sera  ratifiöe  dans  le  plns  bref 
dälai  possible. 

Les  ratifications  seront  däposäes  k  La  Haye. 

n  sera  dressä  dn  däpOt  de  chaqne  ratification  nn  proc^verbal,  dont 
nne  copie,  certifiäe  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  k  tootes 
les  Pnissances  signataires. 

Art.  30.  —  La  Convention  entrera  en  vignenr  six  mois  aprte  sa  rati- 
fication. 
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Elle  anra  une  dnr^e  de  donze  ans,  et  sera  renoayel^e  tacitement  de 
donze  ans  en  donze  ans,  sanf  dönonciation. 

La  dönondation  devra  6tre  notüS^,^  an  moins  denx  ans  ayant  l'expira- 
tion  de  chaqne  Periode,  an  Gonyemement  des  Pays-Bas  qni  en  donnera  con- 
naifisance  anz  antres  Pnissances. 

La  dönonciation  ne  prodnira  effet  qn'&  Tögard  de  la  Pnissance  qni 
Tanra  notifiöe.  La  Convention  restera  ex^ntoire  dans  les  rapports  entre  les 
antres  Pnissances. 


Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz.*) 

Von  Prof.  Dr.  Otfried  IVippold,  Bern. 

Erster  Abschnitt 
Kinleitang  und  IJeberbliek. 

Die  zweite  HaÄger  Friedenskonferenz,  die  ui^prünglich, 
einer  Anregung  des  Präsidenten  Roosevelt  folgend,  bereits  zu 
einem  früheren  Termine  zusammentreten  sollte,  jedoch  auf 
Wunsch  Rußlands  zunächst  verschoben  wurde,  ist,  auf  Grund 
einer  Einladung  des  russischen  Kaisers^)  durch  die  Königin 
von  Holland,  auf  den  15.  Juni  1907  nach  dem  Haag  zusammen- 
berufen worden. 

An  der  Konferenz  waren  dieses  Mal  44  Staaten  beteiligt, 
gegenüber  26  Staaten  der  ersten  Konferenz.  Es  waren  dies  in 
der  Reihenfolge  des  französischen  Alphabets:  Deutsches  Reich, 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  Argentinien,  Oesterreich- 
Ungam,  Belgien,  Bolivien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  China, 
Columbien,  Cuba,  Dänemark,  Dominikanische  Republik,  Equator, 
Spanien,  Frankreich,  Groß-Britannien,  Griechenland,  Guatemala, 
Haiti,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro,  Nica- 
ragua, Norwegen,  Panama,  Paraguay,  Niederlande,  Peru,  Persien, 
Portugal,  Rumänien,  Rußland,  Salvador,  Serbien,  Siam,  Schweden, 


*)  Der  folgende  Artikel  bildet  den  Anfang  von  Erörterungen  über  die 
zweite  Konferenz,  welcbe  in  den  nächsten  Heften  fortgesetzt  werden  sollen.  — 
Der  Artikel  wird  unverkürzt  wiedergegeben,  obwohl  sein  Gegenstand 
zum  Teil  mit  der  S.  389  ff.  mitgeteilten  Denkschrift  zusammenfällt  —  Das 
Manuskript  des  Artikels  war  in  den  Händen  der  Redaktion,  bevor  von  der 
Denkschrift  etwas  verlautete.  —  Red. 

^)  Auf  die  Vorgeschichte  der  Konferenz  hier  näher  einzutreten,  dürfte  kaum 
von  großem  Wert  sein.  Das  Meiste  darüber  ist  aus  der  Tagespresse  bekannt, 
so  insbesondere  die  Rundreise  des  Herrn  von  Martens  bei  verschiedenen 
Regierungen  im  Interesse  eines  Zustandekommens  der  Konferenz. 
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Schweiz,  Türkei,  Uruguay,  Venezuela.  In  dieser  Beteiligxing- 
der  gesamten  zivilisierten  Welt  darf  man  nicht  nur  ein  erfreu- 
liches Zeichen  für  die  allgemeine  Teilnahme  an  dem  Haager 
Friedenswerk  erblicken,  für  die  allgemeine  Anerkennung  der 
grundlegenden  Bedeutung,  die  den  Arbeiten  im  Haag  für  das 
Völkerrecht  und  den  Weltfrieden  zukommt,  sondern  gleichzeitig 
auch  einen  Ausdruck  dafür,  daß  das  Geltungsgebiet  des  Völker- 
rechts sich  heute  so  weit  erstreckt,  wie  es  auf  der  Erde 
souveräne  Staaten  gibt,  daß  dieses  letztere  sich  also  endgiltig 
losgemacht  hat  von  den  alten  Schranken,  die  ihm  noch  aus  den 
Zeiten  einer  einseitig  christlich-europäischen  Auffassung  des 
Völkerrechts  angehaftet  hatten. 

Zum  ersten  Mal  waren  die  amerikanischen  Staaten  jetzt 
vertreten,  während  auf  der  ersten  Konferenz  der  amerikanische 
Kontinent  lediglich  durch  die  Vereinigten  Staaten  und  Mexiko 
repräsentiert  wurde.  Es  waren  dies  allein  schon  19  Staaten.^) 
Auch  sonst  wurde  die  Frage  der  Teilnahme  an  der  Konferenz 
dieses  Mal  ziemlich  glatt  gelöst.  Einzig  mit  Bezug  auf  Korea 
bestand  insofern  eine  Schwierigkeit,  als  dieses  Land  seinerseits 
an  der  Konferenz  teilzunehmen  wünschte  und  sogar  Delegierte 
nach  dem  Haag  entsandt  hatte.  Da  die  Souveränität  Koreas 
aber  nicht  allseitig  anerkannt  war  und  die  Konferenz  es  ver- 
meiden mußte,  zu  politischen  Fragen  Stellang  zu  nehmen, 
wurde  den  koreanischen  Delegierten  die  Zulassung  zur  Konferenz 
verweigert.  Die  mit  Bezug  auf  Südafrika  im  Jahre  1899 
bestehenden  Schwierigkeiten  waren  in  der  Zwischenzeit  in 
Wegfall  gekommen;  als  englische  Kolonien  konnten  die  süd- 
afrikanischen früheren  Republiken  ebensowenig  an  der  Konferenz 
besonders  teilnehmen,  wie  Canada,  Kapland,  Australien  oder 
Indien.  Auch  über  die  Beteiligung  des  Papstes  entstanden 
dieses  Mal  keine  Kontroversen.  Man  hat  dieser  Frage  im 
Jahre  1899,  namentlich  in  der  französischen  Literatur,  nur  zu 
viel  Aufmerksamkeit  zugewandt.  Sie  dürfte  nunmehr  wohl  ein 
für  alleraal,  auch  im  Hinblick  auf  die  künftigen  Haager 
Konferenzen,  entschieden   sein.     Der  Papst  mag  als  Friedens- 


^)  HondnraB  war  anfangs  nicht  vertreten.    Ferner  fehlte  Costa-Rica. 
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vermittler  Verdienste  haben  oder  nicht,  in  jedem  Falle  reprä- 
sentiert er  heute  kein  souveränes  Staatswesen.  Aegypten  kam 
als  halbsouveräner  Staat  für  die  Teilnahme  ebenfalls  nicht  in 
Frage.  Dagegen  war  Bulgarien  auch  diesmal  wieder  das  Recht 
der  eigenen  Repräsentation  eingeräumt.  Norwegen  zählte 
dieses  Mal  selbstverständlich  als  besonderes  Staatswesen. 

Unter  den  Delegierten  befand  sich  auch  dieses  Mal  eine 
Reihe  von  Persönlichkeiten,  die  sich  bereits  im  Jahre  1899 
Verdienste  um  das  Haager  Werk  erworben  hatten.  Es  seien 
in  dieser  Beziehung  namentlich  hervorgehoben:  aus  Deutsch- 
land Zorfty  aus  Oesterreich  Merey  von  Kapos-Mere  und 
Lammasch,  aus  Belgien  Beemaert,  aus  Frankreich  Baurffeais, 
d'Estoumelles  de  Constant,  Renault,  aus  Italien  PompUy, 
aus  Luxemburg  Eyschen,  aus  Holland  de  Beaufort,  Asser, 
den  Beer  Poortugael,  aus  Rumänien  Beldiman,  aus  Rußland 
von  Härtens,  Haben  unter  den  Genannten  sich  einige  im 
Jahre  1899  in  ganz  hervorragender  Weise  betätigt,  so  mußte 
man  andererseits  im  Jahre  1907  doch  eine  Reihe  von  Namen 
vermissen,  die  der  ersten  Konferenz  ebenfalls  zur  Zierde  gereicht 
hatten,  deren  Träger  aber  teils  inzwischen  gestorben,  teils  zur 
zweiten  Konferenz  nicht  delegiert  worden  waren.  Es  seien 
nur  hervorgehoben:  der  Chevalier  Descamps  aus  Belgien, 
Paunefote  aus  England,  von  Staat  aus  Rußland,  White, 
Seth-Low  und  Holls  aus  Amerika,  Graf  Nigra  aus  Italien, 
Odier  aus  der  Schweiz.  Daneben  versteht  es  sich  aber 
andererseits  wohl  von  selbst,  daß  unter  den  neuen  Delegierten 
sich  ebenfalls  eine  Reihe  von  Persönlichkeiten  befanden,  die 
sich  große,  ja  zum  Teil  ganz  hervorragende  Verdienste  um  die 
Konferenz  erworben  haben  und  deren  Namen  daher  in  Ver- 
bindung mit  den  aus  dem  Jahre  1899  bereits  geläufigen  wohl 
hervorgehoben  zu  werden  verdienen.  Ich  muß  jedoch  an  £eser 
Stelle  auf  solche  Namensnennungen  verzichten,  da  die  Auswahl 
wohl  etwas  Schwierigkeiten  bereiten  würde,  und  erwähne 
nur  nebenbei,  daß  insbesondere  mehrere  Vertreter  des  amerika- 
nischen Kontinents  sich  rühmlich  hervorgetan  haben,  und 
daß  sodann  namentlich  die  Berichterstatter,  darunter  speziell 
der    Baron   Guillaume   aus   Belgien,   hervorragendes   geleistet 
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haben.  Das  Arbeitspensum,  das  im  Haag  dies  Mal  zu  be- 
wältigen war,  war  ein  ganz  gewaltiges,  und  die  Männer,  die 
dazu  beigetragen  haben,  daß  die  jetzigen  Resultate  erzielt 
werden  konnten,  verdienen  daher  alle  Anerkennung.  Die 
Schlußakte  zählt  dieses  Mal  im  ganzen  174  Delegierte  auf. 
Dazu  kam  aber  noch  das  weitere  Personal  der  Delegationen, 
so  daß  man  im  ganzen  eine  Zahl  von  239  Vertretern  heraus- 
gerechnet hat. 

Nachdem  in  der  Eröffnungssitzung  vom  15.  6.  07  der 
holländische  Minister  des  Aeußeren  van  Tets  van  Goudriaan 
und  der  Präsid^t  der  Konferenz  von  Nelidow  Begrüßungsreden 
gehalten  hatten^),  wurde  zunächst  das  Sekretariat  der  Konferenz 
bestellt.  In  der  zweiten  Plenarsitzung  bestimmte  die  Konferenz 
dann  ihr  Reglement  und  verteilte  ihr  Arbeitsprogramm. 

Während  die  erste  Konferenz  die  Arbeiten  auf  3  Kom- 
missionen verteilt  hatte,  wurden  dieses  Mal  4  Kommissionen 
bestellt,  angesichts  des  viel  umfassenderen  Programms,  das  der 
Erledigung  harrte.    Die  Verteilung  geschah  in  folgender  Weise : 

Die  erste  Kommission  hatte  sich  mit  der  Revision 
der  Konvention  für  die  friedliche  Erledigung  internationaler 
Streitigkeiten,  sowie  mit  dem  Prisenrecht  zu  befassen.  Sie 
verteilte  diese  beiden  Aufgaben  auf  2  Subkommissionen.  Neben 
der  ersten  Subkommission  arbeiteten  aber  noch  3  besondere 
Komitees  A,  B  und  C  an  der  ersten  der  beiden  Aufgaben,  und 
ebenso  bestellte  die  zweite  Subkommission  noch  ein  besonderes 
Comiti  d'examen.  Welche  Arbeit  da  geleistet  worden  ist,  das 
zeigt  folgender  üeberblick: 

Die  erste  Kommission  hielt      ...     10  Sitzungen 


Die  erste  Subkommission  hielt 
Das  Komitee  A  hielt  .... 
Das  Komitee  B  hielt  .... 
Das  Komitee  C  hielt  .... 
Die  zweite  Subkommission  hielt 


11 
17 

8 
11 

3 


Das  Comitä  d'examen  des pris€s\ii^\t      3 


zusammen    63  Sitzungen, 


^)  Fttr  diese  Reden  verweise  ich  aa!  das  Protokoll  der  ersten  Plenar- 
sitzung vom  15.  6.  07.  Dieselben  sind  in  der  Presse  ebenfalls  vielfach  ab- 
gedruckt  worden. 
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die  allein  dem  Gegenstande  der  ersten  Kommission  gewidmet 
waren.  Mit  Recht  sagte  der  Präsident  Bourgeois  in  der 
Schlußsitzung  der  Kommission:  „Ceux  qui  trouvaient  que  h 
Conference  durait  longtemps  ne  pourraient  se  doukf  de 
ViniensiM  d'un  pareü  travaü".  Der  Glaube,  daß  im  Haag 
wenig  gearbeitet  und  nichts  geleistet  worden  sei,  ist  ein  Aber- 
glaube. Aber  auch  die  vielfach  verbreitete  Meinung  ist  falsch, 
daß  im  Haag  die  kriegsrechtlichen  Aufgaben  weitaus  im 
Vordergrunde  gestanden  haben.  Das  Arbeitsgebiet  der  ersten 
Kommission  war  nicht  nur  das  völkerrechtlich  zweifellos 
wichtigste,  sondern  es  war  auch  das  umfangreichste.  Das 
beweisen  allein  schon  die  Akten  der  Konferenz.  Die  Akt^n 
der  ersten  Kommission  haben  für  sich  allein  so  viel  Umfang, 
wie  die  aller  anderen  Kommissionen  zusammen.  Wir  werden 
bei  Behandlung  des  Friedensrechts  noch  näher  sehen,  vor 
welche  Fülle  von  Aufgaben  sich  diese  Kommission  gestellt  sah. 
Hier  sei  nur  noch  betont,  daß  die  Arbeiten  der  ersten  8nb- 
kommission  sich  nach  vier  Hauptrichtungen  verteilten:  die 
Revision  der  Konvention  von  1899,  die  Frage  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts,  die  amerikanische  Motion  betr.  die  Beitreibung 
von  Forderungen,  die  Errichtung  eines  permanenten  Schieds- 
gerichtshofs. Wie  schwierig  sich  die  Bearbeitung  aller  dieser 
Fragen  gestaltete,  darauf  weist  nicht  nur  der  umstand  hin, 
daß  so  viele  Staaten  an  ihrer  Erledigung  mitzuarbeiten  hatten, 
und  zwar  ohne  daß  ein  vorheriges  Einvernehmen  oder  gar 
nähere  Vorberatungen  hätten  vorhergehen  können,  sondern  das 
zeigt  u.  a.  auch  die  Tatsache,  daß  Baron  Guillaume  zum  Kom- 
missionsbericht nicht  weniger  als  67  Beilagen  bringt,  von  denen 
58  Vorschläge  für  die  Abänderung  der  Haager  Konvention 
enthalten.  Es  glaubte  eben  fast  jeder  Staat,  seinerseits  mit 
zur  Lösung  der  der  Konferenz  gestellten  Aufgaben  beitragen 
zu  müssen.  Das  bedeutete  zum  Teil  aber,  da  eine  Verständi- 
gung vorher  nicht  stattgefunden  hatte,  auch  eine  Erschwerung 
dieser  Aufgaben  und  dürfte  für  die  zukünftigen  Konferenzen 
eine  deutliche  Lehre  enthalten,  dahingehend,  daß  das  Haager 
Werk  auch  in  der  zwischen  den  einzelnen  Konferenzen  ge- 
legenen Zeit  durch  gemeinsame  Vorarbeiten  gefördert  werden 
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muß,  um  nicht  nur  eine  Entlastung,  sondern  auch  eine  leichtere 
Verständigung  auf  den  Konferenzen  herbeizuführen.  Ich  werde 
auf  diesen  Punkt  noch  speziell  zurückzukommen  haben^). 

Die  zweite  Kommission  hatte  sich  mit  dem  Landkriegs- 
recht, mit  den  Deklarationen  von  1899,  mit  den  Rechten  und 
Pflichten  der  Neutralen  zu  Lande  und  mit  der  Frage  der  Er- 
öffnung der  Feindseligkeiten  zu  befassen.  Sie  erledigte  diese 
Aufgaben  zum  Teil  ebenfalls  in  zwei  Subkommissionen. 

Diedritte  Kommission  hatte  folgende  Fragen  zu  behandeln: 
Bombardement  von  Häfen  usw.  durch  Seestreitkräfte,  Legung 
von  Minen,  Lage  der  Schiffe  der  Kriegführenden  in  neutralen 
Häfen,  Ergänzung  der  Konvention  von  1899  über  die  An- 
wendung der  Prinzipien  der  Genfer  Konvention  auf  den  See- 
krieg. Sie  arbeitete  ebenfalls  zum  Teil  in  zwei  Subkommissionen. 

Die  vierte  Kommission  hatte  folgende  Aufgaben:  Um- 
wandlung von  Handelsschiff  en  in  Kriegsschiffe,  das  Privateigentum 
zur  See,  die  Vergünstigungsfristen,  die  Kriegskontrebande,  die 
Blokade,  Vernichtung  neutraler  Prisen  durch  höhere  Gewalt, 
Anwendung  von  Landkriegsrechtssätzen  auf  den  Seekrieg. 

Präsident  der  ersten  Kommission  war  Bourgeois,  der 
zweiten  Beernaert,  der  dritten  Graf  Tornielli,  der  vierten 
von  Martens, 

Inwieweit  es  nun  diesen  Kommissionen,  sowie  der  Konferenz 
im  ganzen  gelungen  ist,  die  ihr  gestellten  Aufgaben  zu  lösen 
und  damit  einen  weiteren  Schritt  vorwärts  zu  machen  auf  dem 
Wege  zu  dem  schönen  Ziele  der  Befestigung  der  internationalen 
Rechtsordnung  und  damit  des  Weltfriedens,  mit  dieser  Frage 
gedenke  ich  mich  in  den  folgenden  Abschnitten  noch  etwas 
näher  zu  befassen.  Es  soll  dabei  der  erste  Abschnitt  speziell 
den  Ergebnissen  auf  dem  Gebiet  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens bezw.  des  Friedensrechts  gewidmet  sein.  In  einem 
zweiten  Abschnitt  gedenke  ich  mich  dann  mit  den  kriegsrecht- 
lichen Ergebnissen  zu  beschäftigen.  Und  den  Schlußabschnitt 
soll  ein  Ausblick  auf  die  Aufgaben  bilden,  die  sich  auf  Grund 


^)  Vgl.   dazu  auch  meinen  Aufsatz:    ,Ein   Hauptergebnis  der  zweiten 
Haager  Friedenskonferenz"  in  der  ^Deutschen  Revue"  vom  Dezember  1907. 
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einer  kritischen  Würdigung  der  diesmaligen  Konferenzresultate 
f Ur  die  dritte  und  für  die  später  folgenden  Konferenzen  ergeben. 

Ein  Ueberblick  über  die  oben  zusammengestellten  Au^ben 
der  Konferenz  —  und  lediglich  einen  solchen  Ueberblick  möchte 
ich  hier  in  diesem  einleitenden  Abschnitt  geben  —  lehrt  uns 
nun  zunächst,  daß  diese  Aufgaben  zum  Teil  neue  waren,  also 
Gegenstände  betrafen,  die  auf  der  ersten  Konferenz  noch  gar 
nicht  behandelt  worden  waren,  zum  Teil  aber  solche,  die 
lediglich  eine  Fortbildung,  Ergänzung,  Abänderung  oder  auch 
Bestätigung  der  Konventionen,  Deklarationen,  Resolutionen  und 
Wünsche  der  Konferenz  von  1899  bezweckten.  Es  wird  sich 
zeigen,  daß  nach  beiden  Richtungen  hin  das  Konferenzwerk 
bedeutsame  Fortschritte  zu  verzeichnen  hat.  Wenn  die  Kon- 
ferenz auch  nicht  alles  erreicht  hat,  was  viele  von  ihr  erwartet 
hatten,  ja  was  sie  sich  selbst  zugemutet  hatte,  so  hat  sie  doch 
viel  erreicht,  und  wir  dürfen  daher  die  Ergebnisse,  die  sie 
uns  darbietet,  immerhin  mit  Genugtuung  entgegennehmen,  in 
dem  sicheren  Gefühl,  daß  das  jetzt  Erreichte,  mag  man  es  nun 
mit  skeptischen  oder  mit  freudigen  Blicken  betrachten,  doch 
unter  allen  Umständen  eine  Garantie  dafür  bietet,  daß  die 
Arbeit  an  dem  großen  Werke  des  Völkerrechts  und  des  Völker- 
friedens sich  jetzt  in  vollem  Gange  und  in  guten  Händen  be- 
findet, und  daß  weitere,  größere  Erfolge  sich  mit  der  Zeit  an 
die  jetzt  erzielten  unbedingt  anschließen  werden. 

Die  jetzige  Konferenz  hat  viel  erreicht.  Nehmen  wir  die 
Schlußakte  zur  Hand,  so  zählt  sie  uns  zunächst  die  folgenden 
Konventionen  bezw.  die  folgende  Deklaration  auf: 

I.    Convention  pour  le  reglement  pacifique  des  ConfliU 
internationatix, 

IL  Convention  concernant  la  limitation  de  Vemploi  d^ 
la  force  pour  le  recouvrement  de  dettes  contrachielUs. 

III.  Convention  relative  ä  Vouverture  des  hostilitSs. 

IV.  Convention  concernant  les  lois  et  coutumes  de  la 
guerre  sur  terre. 

V.  Convention  concernant  les  droits  et  les  devoirs  des 
Puissances  et  des  personnes  neutres  en  cos  de 
guerre  sur  terre. 
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VI.  Convention    relative    au    regime    des    navires    de 

commerce  ennemis  au  d4but  des  hostilitSs, 
Vn.  Convention  relative  ä  la  transformation  des  navires 

de  commerce  en  bdtiments  de  guerre, 
Viil.  Convention  relative  ä  la  pose  de  mines  sous-marines 
automatiqties  de  contact 
IX.  Convention   concemant    le  bombardement  par    des 

forces  navales  en  temps  de  guerre, 
X.  Convention  pour  Vadaptation  ä  la  guerre  maritime 

des  principes  de  la  Convention  de  Genive, 
XI.  Convention  relative  ä  certaines  restrictions  ä  Vexer- 
cice  du  droit  de  capture  dans  la  gi4erre  maritime. 
Xn.  Convention   relative    ä    V Etablissement   d'une    Cour 

internationale  des  prises, 
Aiil.  Convention  concernant  les  droits  et  les  devoirs  des 

Puissances  neutres  en  cos  de  guerre  maritime, 
XIV.  DEclaration  relative  ä  Vinterdiction  de  lancer  des 
projectUes  et  des  explosifs  du  haut  de  ballons. 
Wir  sehen  also,  daß  gegenüber  drei  Konventionen  und 
einer  Deklaration  des  Jahres  1899  jetzt  13  Konventionen 
und  eine  Deklaration  stehen.  Das  erscheint  gewiß  als  ein 
reiches  Ergebnis,  selbst  wenn  neben  den  erzielten  Resultaten 
noch  andere,  weitergehende  erhofft  wurden.  Man  darf  gewiß 
um  dieser  letzteren  Projekte  willen  die  Bedeutung  dessen,  was 
uns  die  Konferenz  heute  bereits  an  positiv  greifbaren  Resultaten 
gebracht  hat,  nicht  ohne  weiteres  unterschätzen.  Dreizehn 
Konventionen  über  die  wichtigsten  Materien  des  Völkerrechts 
sind  ein  Ergebnis,  das  noch  vor  16  Jahren  kaum  jemand  für 
möglich  gehalten  hätte.  Immerhin  werden  wir  aber  die  Bedeutung 
dieses  Resultates  im  Folgenden  natürlich  noch  näher  zu  unter- 
suchen haben,  und  wir  werden  uns  dabei  naturgemäß  auch  mit 
dem  zu  befassen  haben,  was  die  Konferenz  zwar  gewollt,  aber 
nicht  erreicht  hat;  denn  nur  an  Hand  der  gesamten  Verhand- 
lungen in  den  Kommissionen,  Subkommissionen  und  Komitees 
lernen  wir  die  Bedeutung  des  im  Haag  Geschaffenen  richtig 
würdigen  und  gewinnen  so  ein  wirklich  objektives  Bild  des 
Konferenzwerkes  in  seiner  heutigen  Gestaltung. 
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Zugeben  muß  man  allerdings  von  vorneherein,  daß  es 
natürlich  auf  die  Zahl  der  Konventionen  nicht  ankommt,  ja 
daß  es  im  Gegenteil  wünschenswerter  gewesen  wäre,  wenn  es 
gelungen  wäre,  die  systematisch  zusammengehörigen  Materien 
auch  redaktionell  in  einzelne  wenige,  größere  Konventionen 
zusammenzufassen.  Wir  werden  auf  die  Gründe,  die  zu  der 
jetzigen  Redaktion  —  die  ja  kein  für  alle  Zukunft  abschließendes 
Ergebnis  darstellt  —  geführt  haben,  später  noch  zurückkommen. 
Genug,  daß  die  Vielzahl  der  Konventionen  zwar  ein  — 
immerhin  verbesserungsfähiger  —  Nachteil  sein  mag,  daß  aber 
wichtiger  als  die  redaktionelle  Form  die  Tatsache  ist,  daß  die 
Großzahl  der  Staaten  heute  über  alle  diese  Materien  zu  einer 
Einigung  gelangt  ist. 

Jede  dieser  14  Konventionen  bezw.  Deklarationen  bildet 
für  sich  einen  besonderen  völkerrechtlichen  Akt.  Jede  maß 
also  noch  besonders  unterzeichnet  und  ratifiziert  werden,  damit 
die  unterzeichnenden  und  ratifizierenden  Staaten  als  Vertrags- 
kontrahenten und  somit  als  rechtlich  gebunden  erscheinen.  Die 
Unterzeichnung  der  Schlußakte  hat  mit  Bezug  auf  diese  l>e- 
sonderen  Abkommen  keinerlei  verbindliche  Wirkungen  zur 
Folge^).  Aus  der  Unterzeichnung  der  Schlußakte,  die  sofort 
von  nahezu  sämtlichen  auf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten 
unterzeichnet  worden  ist^),  folgt  in  keiner  Weise,  daß  alle  diese 
Staaten  nun  auch  alle  Konventionen®)  unterzeichnen  und  rati- 
fizieren werden. 

Die  Schlußakte  bestimmt,  daß  die  14  separaten  Kon- 
ventionen bis  zum  30.  6.  08  gezeichnet  werden  können^).  Die 
einzelnen  Konventionen  enthalten  außerdem  ziemlich  überein- 
stimmend noch  die  weitere  Bestimmung,  daß  die  bis  zu  dem 
genannten  Termin  nicht  zeichnenden  Staaten  der  Konvention 
beitreten  können,  indem  sie  ihre  Absicht  der  holländischen 
Regierung  schriftlich  notifizieren,  unter  Zustellung  einer  Bei- 


^)  Dies  betonte  schon  M eurer,  „Die  Haager  Ifriedenskonferenz^  1, 45. 
^  Bis  zum  26. 10. 07  hatten  sämtliche  Staaten  außer  Paraguay  und  der 
Türkei  unterzeichnet. 

^  Ich  führe  im  Folgenden  die  „Deklaration*  nicht  jedesmal  besonders  ml 
^)  Die  Konventionen  tragen  sämtlich  das  Datum  vom  18. 10. 07. 
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trittsakte,  die  in  den  Archivendieser  Regierung  aufbewahrt  wird. 
Die  holländische  Regierung  stellt  darauf  den  sämtlichen  übrigen 
bei  der  Konferenz  beteiligtenStaaten  unverzüglich  eine  beglau- 
bigte Abschrift  der  Notifikation  und  der  Beitrittsakte  zu,  unter 
Angabe  des  Datums  des  Eingahgs  der  Notifikation. 

Bis  zum  26.  10.  07  waren  bereits  die  folgenden  Zeich- 
nungen, abgesehen  von  der  bereits  erwähnten  Zeichnung  der 
Schlußakte,  erfolgt:  I.  Konvention:  31  Staaten;  II.  Konvention: 
26  Staaten;  III.  Konvention:  31  Staaten;  IV.  Konvention: 
32  Staaten;  V.  Konvention:  32  Staaten;  VI.  Konvention: 
30  Staaten;  VII.  Konvention:  29  Staaten;  VIII.  Konvention: 
25  Staaten;  IX.  Konvention:  29  Staaten;  X.  Konvention: 
32  Staaten;  XI.  Konvention:  29  Staaten;  XII.  Konvention: 
22  Staaten;  XIII.  Konvention:  26  Staaten;  XIV.  Deklaration: 
22  Staaten.  Diese  Zeichnungen  sind  allerdings  zum  Teil  unter 
Vorbehalt  erfolgt^). 

Ueber  die  Ratifikation  der  Konventionen  enthält  die  Schluß- 
akte keine  Bestimmungen.  Die  Konventionen  regeln  diese 
Frage  ziemlich  übereinstimmend  in  der  Weise,  daß  sie  be- 
stimmen, die  Ratifikation  habe  so  bald  als  möglich  zu  erfolgen ; 
die  Ratifikationen  seien  im  Haag  zu  hinterlegen.  Die  erste 
Hinterlegung  von  Ratifikationen  soll  durch  ein  Protokoll 
konstatiert  werden,  das  von  den  Vertretern  der  beteiligten 
Mächte  und  dem  holländischen  Minister  des  Aeußem  unter- 
zeichnet ist.  Die  späteren  Hinterlegungen  von  Ratifikationen 
erfolgen  durch  eine  schriftliche  Notifikation  an  die  holländische 
Regierung,  die  von  der  Ratifikationsurkunde  begleitet  ist.  Be- 
glaubigte übereinstimmende  Abschrift  des  Protokolls  über  die 
erste  Hinterlegung  von  Ratifikationen,  sowie  der  Notifikationen 
und  Ratifikationsurkunden  sind  sofort  durch  die  holländische 
Regierung  auf  diplomatischem  Wege   den  Haager  Konferenz- 


^)  Keine  Konvention  damals  hatten  unterzeichnet:  Deutsches  Reich,  Oester- 
reich-Ungarn,  China,  Equator,  Oroß-Britannien,  Italien,  Japan,  Nicaragua,  Para- 
guays, Schweiz,  Türkei.  Bei  Unterzeichnung  der  Schlußakte  machte  lediglich 
die  Schweiz  einen  Vorbehalt  wegen  des  ,, Wunsches"  auf  Annahme  der 
„Convention  pour  V4tahlissement  cTune  Cour  de  Justice  arbitraW, 
von  dem  noch  die  Rede  sein  wird. 
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Staaten,  sowie  den  Mächten,  die  der  betreffenden  EonYention 
beigetreten  sind,  mitzuteilen,  unter  Angabe  des  Datums  des 
Eingangs  der  Notifikationen.  Die  einzelne  Konvention  tritt  in 
Kraft  für  die  Staaten,  die  an  der  ersten  Hinterlegun  g  von  Ratifi- 
kationen teilgenommen  haben,  60  Tage  nach  dem  Datum  des 
darauf  bezüglichen  Protokolls,  für  die  später  ratifizierenden 
oder  beitretenden  Staaten  60  Tage  nach  dem  Eingang  der 
Notifikation  der  Ratifikation  bezw.  des  Beitritts  bei  der 
holländischen  Regierung.  Das  holländische  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  führt  ein  Register  über  die  Hinter- 
legung der  Ratifikationen  und  die  Notifikationen  von  Beitritts- 
erklärungen, von  dem  alle  Vertragsmächte  Einsicht  nehmen 
und  beglaubigte  Auszüge  verlangen  können. 

Darüber,  wie  sich  die  Ratifikation  der  Haager  Konfereux- 
beschlüsse  nun  gestalten  wird,  läßt  sich  natürlich  zurzeit  noch 
kein  Urteil  fällen.  Zunächst  muß  man  vor  allem  das  Resultat 
der  Zeichnungen  abwarten.  — 

Die  Schlußakte  der  Haager  Konferenz  enthält  nun  aber 
außer  dem  Hinweis  auf  die  schon  erwähnten  Konventionen 
noch  eine  Reihe  von  weiteren  Konferenzbeschlüssen,  für  welche 
eine  besondere  Unterzeichnung  und  Ratifikation  nicht  erforder- 
lich erschien  und  die  daher  gleich  in  der  Schlußakte  wieder- 
gegeben sind. 

Zunächst  begegnen  wir  der  folgenden  prinzipiellen  Er- 
klärung der  Konferenzmächte: 

,yLa  Conf^rencey  se  conformant  ä  Vesprit  d'entente  et 
de  cancessions  r^ciproques  qui  est  Vesprit  mime  de  ses 
dilib^atians,  a  arriU  la  diclaration  suivante  qui,  taut  en 
räservant  ä  chcicune  des  Puissances  represetMes  le  benefict 
de  ses  votes,  leur  permet  ä  toutes  d'affirmer  les  principes 
qu'Mles  considirent  comme  unanimement  reconnus: 

Elle  est  unanime, 

P  ä  reconftaitre  le  principe  de  larbitrage  obligatoire: 

2^  ä  decalrer  que  certains  diff^ends^  et  notamment 
cetix  relatifs  ä  Vinterpretation  et  ä  Vapplication  des  stipu- 
lations  conventionnelles  internationcUes,  sont  susceptibUs 
d'^tre  soumis  ä  Varbitrage  obligatoire  sans  aucune  restriction^ 
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EUe  est  unanime  enfin  ä  proclamer  que,  s'il  n'a  pas 
iti  donni  de  conclure  das  maintenant  une  Convention  en 
ce  sens,  les  divergences  d'opinion  qui  se  sont  manifestees 
n'ont  pas  d^passä  les  limites  d'une  controverse  juridiqtie, 
et  qu'en  travaülant  ici  ensemble  pendant  quatre  mois,  toutes 
les  Puissances  du  monde,  non  seulement  ont  appris  ä  se 
comprendre  et  ä  se  rapprocher  davantage,  mais  ont  su 
digager^  au  cours  de  cette  longue  collaboration,  un  senti- 
tnent  tris  ^levä  du  bien  commun  de  Vhumanit^.^ 

Auf  die  Entstehungsgeschichte  dieser  konferenziellen 
Erklärung  wird  im  folgenden  Abschnitt  näher  einzutreten 
sein.  Hier  möchte  ich  mit  Bezug  auf  den  Inhalt  dieser  Er- 
klärung nur  Folgendes  bemerken.  Wenn  wir  uns  vergegen- 
wärtigen, wie  dann  gesät  die  Anhänger  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts  noch  vor  20  Jahren  waren  und  wenn  wir  dem- 
gegenüber heute  eine  Erklärung  der  sämtlichen  Kulturstaaten 
der  Erde  lesen,  wonach  sie  das  Prinzip  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts,  das  noch  im  Jahre  1899  im  Haag  einer 
Opposition  begegnete,  einstimmig  anerkennen  und  erklären, 
daß  bestimmte  Streitigkeiten  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit ohne  jede  Beschränkung  unterworfen  werden  können, 
so  bedeutet  das  doch  unter  allen  Umständen  einen  geradezu  in 
die  Augen  fallenden  Fortschritt.  Der  Umstand,  daß  man  mehr 
zu  erreichen  hoffte  und  daß  ein  großer  Teil  der  Mächte  sogar 
auch  für  dieses  Mehr  zu  haben  gewesen  wäre,  kann  dem- 
gegenüber keineswegs  abschwächend,  sondern  lediglich  ver- 
stärkend in  Betracht  kommen.  Denn  schon  die  Anerkennung 
des  Prinzips  ist  ein  Fortschritt,  und  die  Bemühungen  der 
Staaten,  diesem  Prinzip  auch  zur  praktischen  Anerkennung 
zu  verhelfen,  weisen  doch  schon  darauf  hin,  daß  dieses  letztere 
Ziel  in  absehbarer  Zeit  erreicht  werden  dürfte.  Wir  haben 
also  einen  bedeutsamen  Schritt  vorwärts  in  der  Schiedsgerichts- 
frage damit  zweifellos  schon  heute  zu  verzeichnen,  selbst 
wenn  manche  weitergehenden  Pläne  noch  gescheitert  sind.  Also 
dürfen  wir  uns  doch  zunächst  einmal  des  Erreichten  freuen  und 
von  der  Zukunft  auf  Weiteres  hoffen.  Die  Konferenzmächte 
selbst  erklären  ja,  wenn  es  nicht  gelungen  sei,  die  Anerken- 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Öflfentl.  Eecht.    XVn.  34 
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nung  des  obligatorischen  Schiedsgerichts  in  einer  Konvention 
zum  Ausdruck  zu  bringen,  so  sei  dies  lediglich  auf  juristische 
Streitfragen  zurückzuführen,  und  die  gemeinsame  Arbeit  an 
dem  Gegenstand  habe  immerhin  schon  jetzt  indirekt  gute 
Früchte  gezeitigt.  Also  liegt  gewiß  keinerlei  Grund  vor,  heute 
an  weiteren  Fortschritten  in  der  Materie  zu  verzweifeln,  sondern 
das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Diejenigen,  die  heute  enttauscht 
sind  oder  die  glauben,  im  Haag  neue  Nahrung  für  ihren 
Skeptizismus  erhalten  zu  haben,  machen  sich  offenbar  gar 
keinen  Begriff  davon,  unter  ^velchen  Schwierigkeiten  man  auf 
einer  solchen  Konferenz  zu  arbeiten  hat.  Nicht  zu  wenig, 
sondern  zu  viel  hatte  man  sich  eben  auf  einmal  zugemutet,  und 
so  mußte  notwendigerweise  ein  Teil  der  zu  leistenden  Arbeit 
an  diesem  Zuviel  scheitern,  so  mußte  man  zu  der  Erkenntnis 
gelangen,  daß  die  ersehnten  Fortschritte  sich  nicht  alle  durch 
eine  Konferenz,  sondern  nur  allmählich,  durch  andauernde,  an- 
gestrengte Arbeit  realisieren  lassen.  — 

Die  Schlußakte  bringt  dann  im  ferneren  eine  —  ebenfalls 
einstimmig  angenommene  —  Resolution,  die  eine  Bestätigung 
der  Resolution  von  1899  über  die  Beschränkung  der  Militar- 
lasten  enthält  und  die  Regierungen  zu  erneutem  ernstlichem 
Studium  dieser  Frage  auffordert.  Daß  die  Konferenz  in  dieser 
Frage  zu  keinem  anderen  Resultat  gelangen  werde,  mußte  man 
vorhersehen.  Auch  in  den  Kreisen  der  „Friedensfreunde''  gab 
man  sich  darüber  keinen  Illusionen  hin,  sondern  wünschte 
lediglich  die  Frage  diskutiert  zu  sehen.  Ein  ernsthafter  Erfolg 
auf  diesem  Gebiet  dürfte  sich  eben  erst  als  die  Folge  von 
anderweitigen  Fortschritten  ergeben  — . 

Im  Weiteren  zählt  die  Schlußakte  dann  vier  „Wünsche**  auf: 
Der  erste  derselben  enthält  eine  Empfehlung  an  die 
Konferenzmächte  zur  Annahme  eines  Entwurfs  einer  Konvention 
für  die  Errichtung  einer  „Cour  de  Justice  arbitrale^^),  und 
zur  Inkraftsetzung  dieser  Konvention,  sobald  eine  Einigung 
über  die  Wahl  der  Richter  und  über  die  Konstitution  dieses 
Gerichtshofs  erfolgt  sein  werde. 

^)  Ich  behalte  absichtlich   die  französischen  Worte  bei,  um  eine  Ver- 
wechslung mit  dem  ständigen  Schiedsgerichtshof  im  Haag  za  verhüten. 
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Auch  auf  dieses  Projekt  werde  ich  im  nächsten  Abschnitt 
noch  näher  zu  sprechen  kommen.  Hier  sei  vorläufig  nur 
bemerkt,  daß  dasselbe  jedenfalls  einen  der  schwächsten  Teile 
unter  den  diesmaligen  Konferenzergebnissen  darstellt,  so  daß 
ernstlich  zu  prüfen  sein  dürfte,  ob  und  inwieweit  eine  solche 
„Cour  de  Justice  arbitrale"  in  der  ihr  in  dem  Entwürfe 
gegebenen  Form  sich  wirklich  zur  Einführung  empfiehlt  und 
ob  und  in  wieweit  sie  auch  wirklich  einen  Fortschritt  für  die 
Schiedsgerichtssache  bedeutet. 

Die  folgenden  „Wünsche"  betreffen  einmal  die  Beziehungen 
zwischen  der  Bevölkerung  der  kriegführenden  und  der  neutralen 
Mächte,  namentlich  die  kommerziellen  und  industriellen  Be- 
ziehungen, und  den  Schutz,  den  Zivil-  und  Militärbehörden  den- 
selben im  Kriegsfalle  angedeihen  lassen  sollen,  sodann  die 
konventionsweise  Regelung  der  Frage,  ob  und  inwieweit  Aus- 
länder zu  den  Militärlasten  heranzuziehen  sind,  und  schließlich 
noch  die  Ausarbeitung  eines  Seekriegsreglements  als  Programm- 
punkt für  die  nächste  Konferenz,  indem  für  die  Zwischenzeit 
empfohlen  wird,  die  Prinzipien  des  Landkriegsrechts,  soweit 
möglich,  auch  für  den  Seekrieg  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Es  wird  an  den  entsprechenden  Stellen  auch  auf  diese 
Wünsche  nochmals  zurückzukommen  sein.  Zu  bemerken  dürfte 
hier  nur  sein,  daß  sich  diese  Wünsche  mit  denjenigen  des 
Jahres  1899  nicht  decken,  indem  diese  letzteren  zum  Teil 
bereits  in  Erfüllung  gegangen  oder  wenigstens  in  Berück- 
sichtigung gezogen  worden,  zum  Teil  aber  aus  anderen  Gründen 
hinfällig  geworden  sind.  Die  Revision  der  Genfer  Konvention 
ist  in  der  Zwischenzeit  erfolgt.  Die  Rechte  und  Pflichten  der 
Neutralen  haben  auf  dem  Programm  der  zweiten  Konferenz 
gestanden ;  endgültig  erledigt  ist  damit  dieses  wichtige  Kapitel 
allerdings  noch  lange  nicht.  Die  Fragen  betr.  Gewehre  und 
Marinekanonen  bilden  keinen  besonderen  Wunsch  mehr.  Ebenso 
hat  man  von  einem  weiteren  Wunsche  mit  Bezug  auf  die  Frage 
der  Einschränkung  der  Land-  und  Seestreitkräfte  sowie  der 
Kriegsbudgets  diesmal  abgesehen.  Die  Frage  des  Privat- 
eigentums im  Seekrieg  hat  ebenfalls  auf  dem  Programm  der 
zweiten    Konferenz    gestanden;    mit    welchem    Erfolge    wird 

34* 
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sich  zeigen.  Und  ebenso  ist  die  Frage  der  Beschießung  von 
Häfen  usw.  durch  Kriegsschiffe  diesmal  im  Haag  erörtert  worden. 
.  Wir  sehen  also,  daß  die  zweite  Haager  Konferenz  die  ihr 
von  ihrer  Vorgängerin  ausgesprochenen  Wünsche  im  ganzen 
berücksichtigt  und,  soweit  dies  möglich  war,  auch  zu  ihrer 
Lösung  beigetragen  hat.  Und  ebenso  hat  sie  das  Arbeits- 
Programm,  das  ihr  von  der  russischen  Regierung,  die  An- 
regungen, die  ihr  von  den  anderen  Konferenzmächten  in  den 
Schoß  gelegt  wurden,  nach  Möglichkeit  zu  realisieren  gesucht. 
Inwieweit  ihr  dies  gelungen  ist,  auf  welchen  Gebieten  sie  einen 
größeren,  auf  welchen  sie  einen  kleineren  Erfolg  zu  verzeichnen 
hat,  das  wird  in  den  folgenden  Abschnitten  zu  erörtern  sein. 
In  jedem  Falle  dürfte  aber  schon  unser  bisheriger  Ueberblick 
zur  Genüge  gezeigt  haben,  vor  welche  Fülle  von  schwierigen 
Aufgaben  sich  die  zweite  Konferenz  gestellt  sah  —  sachliche 
Schwierigkeiten,  die  noch  wesentlich  erhöht  wurden  durch 
manche  Mängel,  die  der  Konferenz  anhafteten. 

Diese  letzteren  Mängel  deutet  indirekt  auch  die  Schlußakte 
an,  wenn  sie  zum  Abschluß  noch  folgenden  Passus  bringt: 
„Enfin^  la  Confärence  recommande  aux  Puissances  la 
reunion  cfune  troisüme  Conference  de  la  Paix  gut  pourraü 
avoir  lieu,  dans  une  Periode  anälogue  ä  celle  qui  s'est  äcoulee 
depuis  la  pr^cädente  Conference,  ä  une  date  ä  fixer  d'un 
commun  accord  entre  les  Puissances,  et  eile  appeUe  leur 
attention  sur  la  n^cessite  de  preparer  les  travatujo  de  ceiie 
troisieme  Conference  assea  longtemps  ä  Vavance  pour  que 
ses  deiib&ations  se  poursuivent  avec  Vautorite  et  la  rapidUe 
indispensables, 

Pour  atteindre  ä  ce  but,  la  Conference  estime  quH 
serait  träs  d^sirable  que  environ  deux  ans  avant  Vipaque 
probable  de  la  reunion,  un  Comitä  priparatoire  füt  charge 
par  les  Gouvernements  de  recueillir  les  diverses  proposiUons 
ä  soumettre  ä  la  Conference,  de  rechercher  les  matieres 
susceptibles  d'un  prochain  reglement  international  et  de 
preparer  un  programme  que  les  Gouvernements  arriteraient 
a^ses  tot  pour  quil  püt  etre  serieusement  etudie  dans  chaque 
pays.     Ce   Comite  serait,  en  outre,   charge  de  proposer  un 
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fnode  d' Organisation  et  de  procädures  pour  la  Conf&rence 
elle-mime." 

Die  Erkenntnis,  von  der  diese  Erklärung  der  Konferenz- 
mächte Zeugnis  ablegt,  habe  ich  an  anderer  Stelle^)  geradezu 
ein  Hauptergebnis  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz 
genannt.  In  dem  Maße,  in  dem  sich  die  Ueberzeugung  von  der 
notwendigen  Kontinuität  des  Haager  Werkes  bei  den  Mächten 
befestigt,  in  demselben  Maße  wachsen  auch  die  Garantien  für 
sein  zukünftiges  Gedeihen.  Diese  Erkenntnis  ist  daher  auch 
mit  einigen  Lehrgeldern  die  man  bei  jedem  neuen  großen 
Werke  mit  in  Kauf  nehmen  muß,  nicht  zu  teuer  bezahlt,  ja 
solche  Lehren  können  heilsamer  sein,  als  manche  anscheinend 
leicht  erzielte  positive  Erfolge.  Die  zweite  Konferenz  hat 
gezeigt,  daß  die  Mächte  zwar  nach  einer  alten  Schablone, 
aber  auch,  daß  sie  nicht  nach  der  richtigen  Methode  arbeiteten. 
Wenn  man  gemeinsame  Resultate  erzielen  will,  muß  man 
dieselben  auch  gemeinsam  vorbereiten.  Je  größer  und  schwieriger 
die  Aufgabe  ist,  um  so  mehr  Vorarbeit  erfordert  sie.  Im  Haag 
glaubte  man  diese  Erfordernisse  übersehen  zu  können.  Man 
ist  eines  Besseren  belehrt  worden.  So  will  man  denn  die 
dritte  Konferenz  —  nur  von  einer  dritten  Konferenz  spricht 
die  Schlußakte;  das  Postulat  der  Periodizität  der  Haager 
Konferenzen  ist  somit  auch  dieses  Mal  nur  teilweise  erfüllt 
worden ;  die  Perioden  für  das  Zusammentreten  sollten  in  Wirk- 
lichkeit ein  für  allemal  festgelegt  werden,  so  wie  dies  bei 
anderen  internationalen  Konferenzen,  namentlich  im  Gebiete 
des  Verkehrswesens,  ja  auch  der  Fall  ist  —  so  will  man  die 
nächste  Konferenz  also  im  voraus  beizeiten  vorbereiten.  Es  sollen 
schon  etwa  zwei  Jahre  vor  dem  Beginn  der  Konferenz  inter- 
nationale Kommissionen  zusammentreten,  um  die  Vorschläge  für 
die  Konferenz  zu  sammeln,  die  für  die  Konferenzberatungen  in 
Betracht  kommenden  Materien  zu  prüfen  und  an  Hand  davon 
ein  Programm  aufzustellen,  das  von  den  Regierungen  beizeiten 
überprüft  werden  kann;  auch  soUen  diese  Kommissionen  Vor- 
schläge für  die  Organisation  und  für  die  Arbeitsweise  der 
Konferenz  machen. 


^)  In  der  ^.Deutschen  Hevue"  a.  a.  0.  (Dezember  1907). 
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Es  sind  das  in  der  Tat  Anregungen,  deren  Bedeutung  die 
Staaten  nach  den  im  Haag  gemachten  Erfahrungen  jedenfalls 
nicht  unterschätzen  werden.  Das  bisherige  System  der  gegen- 
seitigen Überraschungen,  das  bei  den  Diplomaten  der  alten 
Schule  wohl  Gefallen  erwecken  mochte,  das  aber  nicht  für  eine 
Konferenz  paßte,  in  der  man  ernstlich  arbeiten  will,  dürfte 
jetzt  im  Haag  glücklich  ad  absurdum  geführt  sein.  Das 
nächste  Mal  wird  man  dort  leichtere  Arbeit  haben  und  gerade 
dadurch  die  Sache  um  so  mehr  fördern. 

So  dürfte  denn  diese  die  Schlußakte  abschließende  Er- 
klärung keineswegs  der  unwesentlichste  Teil  ihres  Inhaltes 
sein.  Auch  insofern  ist  sie  dies  nicht,  als  sie  für  die  Zukunft 
gleichzeitig  ein  ernstes,  wissenschaftliches  Arbeiten  zu  garantieren 
scheint.  Mehr  und  mehr  werden  die  Konferenzen  auf  der 
Wissenschaft  fußen.  So  wie  durch  die  Konferenzen  das  Völker- 
recht und  die  Völkerrechtswissenschaft  gefördert  werden,  so 
werden  auch  umgekehrt  die  Konferenzen  von  der  Wissenschaft  zu 
zehren  haben.  Sie  kommen  damit  gewiß  in  das  rechte  Fahrwasser. 
Schon  die  Ergebnisse  der  jetzigen  Konferenzen  beweisen  aber  im 
übrigen,  daß  man  sich  im  Haag  auf  dem  rechten  Wege  befindet 
wenn  das  Vorwärtsschreiten  auch  im  Anfange  langsam  von 
statten  geht.  Mag  daher  die  Sensationslust  immerhin  enttäuscht 
sein.  Die  Wissenschaft,  die  weiß,  daß  es  im  Haag  keine 
Sensationen  zu  holen  gibt,  wird  die  dort  gewonnenen  Resultate 
nach  ihrem  Werte  zu  würdigen  wissen.  — 


Zweiter  Abschnitt. 
I>aa  Yerf  ahren  in  völkerredttlichen  (Streitigkeiten. 

§  1.   Einleitung. 

In  erster  Linie  sollen  in  der  folgenden  Darstellung  die 
positivenErgebnisse  der  Konferenz  Berücksichtigung  finden. 
Obschon  also  eine  geschichtliche  Darstellung  der  Konferenz- 
verhandlungen nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit  gehört,  so  wird 
doch  besonders  in  dem  Kapitel  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  hier- 
von stellenweise  abgewichen  werden  müssen,  aus  dem  einfachen 
Grunde,  weil  hier  die  Verhandlungen  selbst  das  weitaus  wichtigste 
sind,  während  die  positiven  Ergebnisse  teilweise  unbedeutend 
erscheinen  mögen,  und  jedenfalls  ohne  Kenntnis  der  vorher- 
gegangenen Verhandlungen  unmöglich  gewürdigt  werden  können. 
Schon  im  Hinblick  auf  eine  künftige  Weiterentwicklung  dieser 
Materien  erscheint  es  daher  von  Wichtigkeit,  sich  auch  die  Ver- 
handlungen selbst  einigermaßen  gegenwärtig  zu  halten. 

Wer  sich  überhaupt  ein  selbständiges,  objektives  Bild  von 
der  durch  die  zweite  Haager  Konferenz  für  das  völkerrechtliche 
Verfahren  geschaffenen  Lage  machen  will,  der  darf  sich  nicht 
auf  das  Studium  der  Schlußakte  nebst  Konventionen  oder  der 
im  deutschen  Weißbuch  enthaltenen  Denkschrift  beschränken. 
Es  gehört  dazu  unbedingt  auch  ein  Studium  der  Konferenz- 
akten, insbesonders  der  Sitzungsprotokolle.  Ohne  Kenntnis 
derselben  wird  man  kaum  in  der  Lage  sein,  sich  von  dem 
heutigen  Stande  und  von  den  Aussichten  des  „Friedensrechtes" 
Bechenschaft  zu  geben  ^). 

^)  Die  Konventionen  selbst  sind  bereits  in  verschiedenen  Zeitschriften 
zum  Abdruck  gelangt,  so  u.  a.  im  „Staatsarchiv",  in  der  „Revtie  de  droit 
international",  in  der  „Revue  gdn^rale"  etc.  Dagegen  fehlt  es  bisher  noch 
an  Bearbeitungen  des  Konferenzmaterials.  Die  Darstellung  von  Fried,  ,Die 
zweite  Haager  Konferenz,  ihre  Arbeiten,  ihre  Ergebnisse  und  ihre  Bedeutung*, 
gibt  eine  kurze  Beleuchtung  speziell  vom  pazifistischen  Standpunkte  aus. 
Interessantes  Material  enthält  auch  der  „Courrier  de  la  Conference"» 
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Im  übrigen  darf  aber  anderseits  auch  betont  werden,  daB 
diese  Lektüre  wohl  zum  Interessantesten  und  Lohnendsten 
gehört,  was  auf  völkerrechtlichem  Gebiete  heute  existiert.  Der 
Präsident  der  ersten  Kommission  Bourgeois  konnte  in  der 
Komiteesitzung  vom  15.  8.  07  mit  Recht  sagen,  er  habe  sich 
Angesichts  der  gehaltenen  Reden  manchmal  nicht  in  einem 
Komitee  zu  befinden  geglaubt,  „mais  plutöt  dans  une  acad^mie 
de  droit  international  oü  les  plus  äminents  jurisconsuües 
et  les  diplotnates  les  pltis  exp4riment^s  se  livraient  ä  un 
toumoi  juridique^.  Möge  der  zweiten  Konferenz  daher  eben- 
falls bald  ein  Historiograph  beschieden  sein,  so  wie  ihn  die 
erste  Konferenz  an  Meurer  gefunden  hat^). 

Als  Wegweiser  durch  die  Konferenzakten  mögen 
hier  die  folgenden  Bemerkungen  dienen.  Im  ersten  Abschnitt 
ist  bereits  hervorgehoben,  daß  das  völkerrechtliche  Prozeßrecht 
Arbeitsgegenstand  der  ersten  Kommission  war,  die  ihre  Arbeiten 
auf  2  Subkommissionen  und  mehrere  Comites  d'examen  verteilte. 

Im  Plenum  wurde  das  Prozeßrecht  nur  kurz  behandelt 
Die  eigentliche  Arbeit  wurde  von  den  Kommissionen  getan, 
Plenarsitzungen  fanden  überhaupt  im  ganzen  nur  11  statt 
Nachdem  in  der  zweiten  Plenarsitzung  vom  19.  6.  07  das  Prozeß- 
recht der  ersten  Kommission  überwiesen  worden  war,  beschäftigte 
es  das  Plenum  nicht  wieder,  bis  dann  in  der  6.  Plenarsitzung 
vom  21.  9.  07  die  Prisengerichtsbarkeit  und  in  der  9.  Plenar- 
sitzung vom  16.  10.  07  die  „Haager  Konvention  für  die  friedliche 
Erledigung  internationaler  Streitigkeiten",  sowie  die  „Konvention 
über  die  Beschränkung  der  Gewaltanwendung  bei  Eintreibung 


1)  Neben  Meurers  zweibändigem  Werk  über  ,Die  Haager  Friedens- 
konferenz*' sind  aus  der  Zeit  vor  der  zweiten  Konferenz  besonders  folgende 
Arbeiten  in  diesem  Znsammenhang  von  Interesse:  MSrignhac,  „La  Con- 
firence  internationale  de  la  paix"^  1900,  femer  neuerdings  «.  Ulimann, 
„Die  Haager  Konferenz  von  1899  und  die  Weiterbildung  des  Völkerrechts' 
im  „Jahrbuch  des  öffentlichen  Rechts",  1907,  sowie  Sir  Thomas 
Barclay f  „Problems  of  international  Practice  and  Diplontticy,  witk 
special  reference  to  the  Hague  Conferences  and  Conventions  and  other 
gener al  international  Agreements" ^  1907.  Femer  darf  hier  erwähnt 
werden  mein  Buch  über  „Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen 
Streitigkeiten«,  1907. 
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von  Kontraktschulden"  auf  Grund  der  Kommissionsarbeiten 
erledigt  werden  konnten. 

In  Betracht  kommen  also  eigentlich  lediglich  die  Arbeiten 
der  ersten  Kommission,  die  am  22.  6.  07  ihre  erste  Sitzung 
abhielt.  In  dieser  Sitzung  gab  Bourgeois  einen  bemerkens- 
werten üeberblick  über  die  Rechtslage,  auf  den  noch  zurück- 
zukommen sein  wird,  und  es  wurden  dann  gleich  zwei  Sub- 
kommissionen  bestellt.  Die  erste  Kommission  selbst  trat  erst 
am  10.  9.  07  wieder  zusammen,  nachdem  die  zweite  Subkommission 
ihre  Arbeit  erledigt  hatte,  und  erst  vom  4.  Oktober  an  konnte 
sie  sich  mit  den  Arbeitsergebnissen  der  ersten  Subkommission 
befassen. 

Die  Subkommission en  begannen  mit  ihren  Sitzungen 
am  25.  6.  07.  Das  „Friedensrecht"  lag  dabei  in  den  Händen 
der  ersten  Subkommission.  Sie  hatte  damit  das  weitaus 
wichtigste  und  umfassendste  Material  zu  bewältigen  und  so 
werden  wir  uns  mit  ihrer  Arbeit  in  diesem  Abschnitt  besonders 
zu  befassen  haben. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  Arbeit  der  ersten  Sub- 
kommission und  der  von  ihr  bestellten  Comitäs  d'examen  war 
von  vornherein  ein  gegebener.  Sie  hatte  den  Text  der  „Haager 
Konvention"  von  1899  als  Basis  für  ihre  Verhandlungen  zu 
nehmen.  Daraus  ergab  sich  von  selbst  auch  die  Eeihenfolge 
für  die  Behandlung  der  zahlreichen  ihr  unterbreiteten  friedens- 
rechtlichen Themata. 

Die  einzelnen  Konferenzmächte  hatten  nämlich  speziell  zu 
dem  Beratungsgegenstande  der  ersten  Subkommission  eine  große 
Anzahl  von  Projekten,  Vorschlägen,  Anregungen  und  Materialien 
eingereicht.  Damit  war  also  auch  das  MaterialzumWeiter- 
bauen  gegeben.  Das  russische  Programm  hatte  lediglich  im 
allgemeinen  die  Richtschnur  aufgestellt.  Die  Einzelheiten  waren 
erst  in  den  besonders  ausgearbeiteten  Propositionen  der  Mächte 
enthalten,  die  zum  Teil  eine  ganz  hervorragende  Bedeutung  zu 
beanspruchen  haben,  und  den  Konferenzverhandlungen  ihren 
Stempel  aufprägten. 

Während  die  erste  Subkommission  nach  dem  Gesagten  so- 
mit das  „Friedensrecht"  zu  behandeln  hatte,  war  die  Aufgabe 
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der  zweiten  Subkommission  die  Regelung  der  Prisen- 
gerichtsbaxkeit.  Von  ihr  wird  am  Schlüsse  dieses  Abschnitts 
die  Rede  sein. 

Erstes  Kapitel. 

Das  Yermittliingsverfahren. 

§2. 

Das  Vermittlungsverfahren  ist  in  Titel  II  der  Haager 
Konvention  geregelt^),  und  zwar  im  ganzen  in  recht  befriedi- 
gender Weise.  Der  Charakter  und  die  Wirkungen  des  Instituts 
sind  darin  genau  umschrieben.  Die  Mächte  verpflichten  sich 
sogar,  die  Vermittlung  anzurufen,  soweit  die  umstände  dies 
gestatten.  Sie  halten  es  auch  für  nützlich,  daß  dritte  Mächte 
ihre  Vermittlung  anbieten,  ohne  daß  dies  etwa  als  unfreundliche 
Handlung  ausgelegt  werden  darf^. 

Die  zweite  Konferenz  hat  an  diesen  Bestimmungen  nichts 
geändert  °).  Daß  auf  amerikanischen  Antrag  hin  im  Art.  3  die 
Worte  j^et  d^rable"  eingefügt  wurden,  so  daß  das  Anerbieten 
der  Vermittlung  jetzt  nicht  nur  „nützlich*",  sondern  auch  „wün- 
schenswert" ist,  kann  man  kaum  als  eine  Neuerung  bezeichnen. 
Höchstens  könnte  man  sich  fragen,  ob  ein  solcher  Antrag 
wirklich  der  Mühe  lohnte,  wenn  man  ihm  nichts  weiter  beizu- 
fügen hatte. 

Es  ist  im  übrigen  durchaus  verständlich,  daß  man  im 
Vermittlungsrecht  vorläufig  noch  auf  der  Entwicklungsstufe  von 
1899  stehen  geblieben  ist.  Es  war  kaum  etwas  anderes  zq 
erwarten^),  und  zwar  gerade,  weil  etwaige  Fortschritte,  die 
dahin  gehen  würden,  auch  das  Vermittlungs  an  erbieten  anf 
eine  obligatorische  Basis  zu  stellen,  von  der  schwerwiegendsten 

^)  Titel  I  enth&lt  lediglich  einen  Artikel,  wonach  die  Mächte  konyenierezt 
alle  Bemflhimgen  anzuwenden,  am  die  friedliche  Beilegung  der  intemationaleD 
Streitigkeiten  zn  sichern  und  die  Qewaltanwendnng  möglichst  anszuschliefien. 

>)  Vgl.  dazu  mein  «Verfahren'  S.  411  !f.,  sowie  Meurer  I  104ff. 

^  Vgl.  dazu  die  Protokolle  der  9.  Plenarsitzung  vom  16.  10.  07,  der 
3.  Sitzung  der  ersten  Kommisaion  vom  4.  10.  07,  der  2.  und  3.  Subkommissions- 
Sitzung  vom  27.  6.  07  und  2.  7.  07  und  der  ersten  Sitzung  des  Comit^ 
d'examen  vom  13.  7.  07. 

^)  Vgl.  dazu  meinen  Aufsatz  „Das  völkerrechtliche  Vermittlungsredit 
nach  der  Haager  Konvention"  in  „Das  Recht''  vom  26.  6.  07. 
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Bedeutung  sein  würden.  Hat  doch  das  Yermittlungsverfahren, 
wenn  nicht  ausschließlich,  so  doch  vorwiegend  diejenigen  Streit- 
fälle im  Auge,  die  sich  nach  der  heute  herrschenden  politischen 
Auffassung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  entziehen  scheinen. 
Wo  Ehre,  Souveränität,  vitale  Interessen  engagiert  sind,  da 
halten  die  Staaten  im  allgemeinen  eine  vorgängige,  obligato- 
rische Unterwerfung  unter  ein  Schiedsgericht  nicht  für  angängig. 
Wohl  aber  kann  selbst  in  diesen  Fällen  noch  ein  Vermittler 
tätig  sein;  denn  dieser  verpflichtet  ja  zu  nichts,  er  macht 
lediglich  einen  Versuch  zur  Streitschlichtung. 

Trotzdem  und  trotz  der  dem  Institut  im  Jahre  1899  ge- 
gebenen genauen  rechtlichen  Umschreibung  hält  man  aber  das 
Anerbieten  einer  Vermittlung  immer  noch  für  eine  delikate 
Sache.  Und  wenn  man  dasselbe  auch  für  nützlich  und  wün- 
schenswert erklärt,  so  glaubt  man  daher  doch  nicht  weiter 
gehen  zu  können.  So  ist  es  denn  erklärlich,  daß  man  von 
keiner  Seite  gewagt  hat,  eine  Verpflichtung  der  neutralen 
Mächte,  vermittelnd  im  Staatenstreite  aufzutreten,  in  Vorschlag 
zu  bringen^). 

Hier  bleiben  also  noch  wichtige  Fortschritte  der  Zukunft 
vorbehalten.  Wenn  das  völkerrechtliche  Postulat,  daß  die  Selbst- 
hilfe, die  Grewaltanwendung  im  Völkerrecht  nur  subsidiär  zu- 
lässig sein  soll,  nachdem  von  einem  der  Rechtsmittel  des 
Völkerrechts  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  einmal  volle  theo- 
retische und  praktische  Anerkennung  gefunden  haben  wird  — 
der  oben  zitierte  Art.  1  der  Haager  Konvention  bringt  dieses 
Postulat  bereits  deutlich  zum  Ausdruck,  sogar  in  der  Form 
einer  „moralischen  Verpflichtung" !  — ,  dann  wird  man  sicherlich 
keine  Bedenken  tragen,  daraus  auch  für  das  Vermittlungsrecht 
die  notwendigen  Konsequenzen  zu  ziehen,  und  auch  das  Ver- 
mittlungsan erbieten  entsprechend  weiter  auszugestalten^). 

^)  Vgl.  in  diesem  Zasammenhang  auch  die  Vorschläge  von  Bryan  auf 
der  Londoner  Interparlamentarischen  Konferenz  von  1906  (in  meinem  0 Ver- 
fahren *  S.  654  ff.). 

^  Erwähnt  sei  noch,  daß  zum  Art.  8,  der  von  der  „Spezialmediation*^ 
handelt,  ein  Abändemngsantrag  von  Haiti  vorlag,  der  aber  nirgends  Gegen- 
liebe fand,  da  er  den  Charakter  dieses  Instituts  nicht  za  dessen  Vorteil  ver- 
ändert haben  wUrde. 
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Zweites  Kapitel. 
Das  Untersuchungsverfallren. 

§3. 

Von  den  Untersuchungskommissionen  handelt  Titel  in  der 
alten  Haager  Konvention  in  den  Artt.  9 — 14.  Die  bisherigen 
Bestimmungen  waren  nicht  gerade  eingehend.  Abgesehen  von 
einer  im  Art.  9  ausgesprochenen  Empfehlung  dieses  Rechts- 
institutes waren  Charakter  und  Wirkungen  dieser  Verfahrensart 
umschrieben,  und  es  waren  ferner  einige  Bestimmungen  über 
die  Bildung  der  Untersuchungskommissionen  getroffen^).  Da- 
gegen war  das  Verfahren  vor  diesen  Kommissionen  noch  nicht 
näher  geregelt. 

Die  zweite  Konferenz  hat  diese  Lücke  ausgefüllt^.  Sie 
hat  den  Charakter  des  Instituts  zwar  in  keiner  Weise  geändert, 
aber  sie  hat  eine  vollständige  Prozeßordnung  für  dasselbe  ge- 
schaffen, und  damit  auf  diesem  Gebiete  einen  entschiedenen 
Fortschritt  zu  verzeichnen. 

Es  lagen  der  Konferenz  eine  ganze  Reihe  von  Propositionen 
mit  Bezug  auf  die  Untersuchungskommissionen  vor.  Insbesondere 
hatten  Frankreich  und  England  vollständige  Entwürfe 
ausgearbeitet,  die  später  zu  einem  einzigen  Projekt  verschmolzen 
wurden.  Ferner  hatte  Rußland  einen  Vorschlag  eingereicht, 
der  prinzipiell  wohl  der  bedeutungsvollste  von  allen  war.  So- 
dann lagen  Anträge  von  Holland,  Haiti,  Italien  vor. 

An  der  Natur  des  Instituts  ist,  wie  gesagt,  nichts  geändert 
worden.  Dasselbe  beschränkt  sich  nach  wie  vor  auf  eine  Tat- 
sachenfeststellung und  auf  einen  Bericht  über  das  Resultat  der- 
selben, der  in  keiner  Weise  bindend  für  die  Parteien  ist.  Man 
hielt  an  diesem  Charakter  so  ängstlich  fest,  daß  man  den 
russischen  Vorschlag,  am  Schluß  des  Art.  9,  wo  von  der  Tat- 
sachenfeststellung die  Rede  ist,  noch  die  Worte  beizufügen  „et  en 
ätablissanty  s'il  y  a  lieu,  les  responsaMlit^s^\  ablehnte,  obschon 

1)  Vgl.  dazu  mein  „Verfahren"  S.  452 ff.,  sowie  M eurer  I  129 ff. 

2)  Vgl.  dazu  die  Protokolle  der  9.  Plenarsitzung  vom  16. 10. 07,  der 
3.  Sitzung  der  ersten  Kommission  vom  4.  10.  07,  der  4.  Snbkommissionssitsiing 
vom  9.  7.  07,  sowie  der  Sitzungen  des  Catniti  cTexamen  vom  13.,  Iß.,  20- 
und  23.  7.  07. 
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V.  Martens  erklärte,  er  wolle  keineswegs  auf  die  klar  abge- 
grenzte Domäne  der  Schiedsgerichtsbarkeit  übergreifen,  sondern 
habe  lediglich  ,yla  constatation  des  faits  poses  par  chacun 
des  Etats  en  canflit  et  constituant  le  germe  de  leurs  respotin 
sctbilitäs''  im  Auge. 

Auch  sonst  gab  der  Art.  9  zu  bemerkenswerten  Verhand- 
lungen Anlaß,  so  daß  ich  dabei  mit  einigen  Worten  verweilea 
muß.  Bekanntlich  hatte  dieser  Artikel  nach  dem  russischen  Vor- 
schlag im  Jahre  1899  dieselbe  Fassung  erhalten  sollen,  wie  der 
Art.  2,  der  von  der  Vermittlungsanrufung  handelt,  d.  h.  die  Mächte 
sollten  „konvenieren",  in  den  dafür  geeigneten  Fällen  Unter- 
suchungskommissionen einzusetzen,  vorausgesetzt,  daß  nicht  Ehre 
oder  vitale  Interessen  in  Frage  kämen.  Diese  Fassung  ent- 
sprach durchaus  dem  Charakter,  der  die  Haager  Konvention 
bis  jetzt  überhaupt  kennzeichnet.  Der  hier  statuierten  Ver- 
pflichtung war  durch  die  üblichen  Vorbehalte  die  gefährliche 
Spitze  abgebrochen.  So  war  man  denn  im  Jahre  1899  auch 
durchaus  geneigt,  diesen  Vorschlag  anzunehmen,  nachdem  man 
ihn  noch  durch  die  Umstandsklausel  „si  les  circonstances  le 
permettent*^  ergänzt  hatte.  Er  scheiterte  jedoch  an  dem  Wider- 
stände einiger  Balkanstaaten,  die  an  dem  Worte  „conviennenf  ^ 
Anstoß  nahmen.  Ihnen  zuliebe  ließ  man  die  obligatorische  Form 
fallen,  trotzdem  von  einer  bindenden  Verpflichtung  eigentlich  kaum 
noch  die  Rede  sein  konnte ;  man  wollte  aber  natürlich  entsprechend 
nunmehr  die  Vorbehaltsklauseln  fallen  lassen,  die  ja  neben  einer 
bloßen  Empfehlung  des  Instituts  wirklich  keinen  Sinn  mehr 
hatten.  Rumänien  sorgte  aber  dafür,  daß  auch  bei  der  jetzigen 
fakultativen  Fassung  die  Klauseln  wieder  Eingang  fanden,  und 
so  gelangte  man  denn  zu  der  geradezu  monströsen  Fassung  des 
Art.  9,  daß  bei  Streitigkeiten,  die  weder  die  Ehre  noch.wesent- 
liche  Interessen  berühren  und  die  einer  verschiedenen  Würdigung 
von  Tatsachen  entspringen,  die  Mächte  es  für  nützlich  erachten, 
daß  die  Parteien,  die  sich  auf  diplomatischem  Wege  nicht  haben 
einigen  können,  soweit  es  die  Umstände  gestatten,  eine  Unter- 
suchungskommission einsetzen.  Angesichts  dieser  Häufung  von 
Vorbehalten  neben  einer  bloßen  Empfehlung  konnte  sicli  nun- 
mehr in  der  Tat  auch  das  ängstlichste  Diplomatenherz  beruhigen  t 
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Auf  der  zweiten  Konferenz  machte  Rußland  nun  neuer- 
dings den  Vorschlag,  an  Stelle  von  Jugent  utile"  das  Wort 
„conviennenf'  zu  setzen  ^).  von  Martens  bestritt,  daß  man  hierbei 
angesichts  des  Vorhandenseins  der  Ehren-,  Interessen-  und  Um- 
standsklausel,  über  die  die  Parteien  selbst  Richter  seien,  an  eine 
wirkliche  rechtliche  Verpflichtung  denken  könne.  Nach  dem  Sprach- 
gebrauch von  1899  involvire  sein  Vorschlag  lediglich  eine  mo- 
ralische Verpflichtung 2).  Die  übrigen  Kommissionsmitglieder 
sprachen  sich  jedoch  für  Beibehaltung  der  bisherigen  Form 
aus.  Der  deutsche  Vertreter  befürchtete,  der  russische  Vor- 
schlag könnte  anders  interpretiert  werden ;  der  Ausdruck  „con- 
viennentf'  bedeute  für  die  rechtliche  Betrachtung  ein  iuris 
vinculum,  eine  formelle  Verpflichtung,  derart,  daß  ein  Staat, 
außer  in  den  vorbehaltenen  Fällen,  die  Anrufung  einer  Kom- 
mission nicht  würde  versagen  können  %  In  der  Komiteesitzung 
vom  13.  7.  1907  wies  von  Martens  noch  insbesondere  darauf 
hin,  daß  nach  der  jetzigen  Fassung  die  Kommissionen  nur  in 
solchen  Fällen  für  nützlich  erklärt  werden,  die  weder  die  Ehre 
noch  die  wesentlichen  Interessen  berühren,  während  doch  der 
Huller  Fall  gerade  diese  berührt  habe.  Im  übrigen  betonte 
er,  daß,  wenn  die  Konferenz  auch  nicht  an  dem  Werk  von 
1899  rütteln  wolle,  sie  doch  auch  die  moralische  Verpflichtung 
habe,  einen  Schritt  nach  vorwärts  zu  tun ;  sie  könne  sich  nicht 
bloß  auf  eine  Reproduktion  der  Texte  von  1899  beschränken. 
Bourgeois  gab   die   mangelhafte  Redaktion  des  Art.  9  eben- 


^)  Auch  von  Holland  war  dieser  Antrag  gestellt. 

^  In  der  Snbkommissionssitziuig  vom  9.  7.  07  betonte  von  Martens: 
„Nous  detnandons  que  les  Fuissances  conviennent  cTu^er  des  Commis- 
sions  d'enquSte,  si  Ihonneur  n'est  pas  en  Jeu,  si  les  circonstances  U 
pertnettentf  etc.  II  ne  s'agit  donc  ici  nullement  d'une  Obligation:  on 
veut  seulement  recommander  avec  force  Vusage  de  ces  commissions 
quand  il  est  reconnu  possible", 

3j  Im  Jahre  1899  hatte  umgekehrt  der  deutsche  Vertreter  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  Umstandsklaasel  das  obUgatorische  Prinzip  tatsachlich 
wieder  aufhebe,  und  hei  der  Diskussion  über  die  obUgatorische  Schiedsgerichts- 
barkeit im  Jahre  1907  war  es  gerade  die  deutsche  Vertretung,  die  den  Stand- 
punkt vertrat,  daß  Angesichts  der  Klauseln  von  einer  wirksamen  Verpflichtung 
nicht  die  Rede  sein  könne. 
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• 
falls  zu,  erinnerte  jedoch  an  die  Umstände,  unter  denen  dieselbe 
im  Jahre  1899  zustande  gekommen  sei.  Diese  Erinnerung  war 
es  denn  auch  liauptsächlich,  welche  die  zweite  Konferenz  dazu 
bestimmte,  an  dem  alten  Wortlaut  des  Art.  9  festzuhalten,  und 
der  Empfehlung  nur  noch  die  Worte  „et  desirahle^^  beizufügen. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  der  rumänische  Vertreter  Beldiman 
es  in  der  Kommissionssitzung  vom  4.  10.  07  für  notwendig  hielt, 
zu  konstatieren,  daß  der  Fakultativcharakter  des  Instituts  dies- 
mal einstimmig  anerkannt  und  nicht  einmal  zum  Gegenstande 
der  Diskussion  gemacht  worden  sei;  das  obligatorische  Prinzip 
habe  also  in  dieser  Materie  keine  Fortschritte  gemacht.  Davon, 
daß  die  Diskussion  hauptsächlich  deshalb  unterblieben  ist,  weil 
man  den  alten,  durch  einige  Balkanstaaten  veranlaßten  Streit 
nicht  nochmals  heraufbeschwören  wollte,  hat  sich  Beldiman 
also  offenbar  keine  Rechenschaft  gegeben.  Es  dürfte  daher  doch 
gut  sein,  daran  zu  erinnern,  daß  die  unglückliche  Fassung  des 
Art.  9  im  Jahre  1899  sich  ausschließlich  auf  die  rumänische 
Vertretung  zurückführt.  Und  von  Martens  war  vollkommen  im 
Recht,  wenn  er  Beldiman  gegenüber  ausführte,  daß  die  „affir- 
mations  solennelles  n'ont  que  fait  ressorti/r  avec  plus  de 
relief  la  rMaction  däfectueuse  de  Varticle  9". 

Ebenso  verdient  aber  der  Hinweis  von  Martens'  auf  den 
Huller  Fall  Beachtung.  „Utile  et  d^sirable^'  sind  die  Kommis- 
sionen stets,  wenn  eine  Tatsachenfeststellung  nötig  ist;  also 
auch  in  Fällen,  wo,  wie  in  dem  soeben  genannten,  die 
nationale  Ehre  in  Frage  steht.  Es  hat  daher  gar  keinen  Sinn, 
bei  der  jetzigen  Fassung  des  Artikels  die  die  Ehre  und  die 
vitalen  Interessen  tangierenden  Fälle  auszuschließen.  Vorbehalte 
kann  es  doch  nur  gegenüber  einer  wirklichen  Verpflichtung 
geben.  Möge  eine  spätere  Konferenz  diesem  ohne  weiteres  in 
die  Augen  springenden  Umstände  Rechnung  tragen,  und  den 
Art.  9  auf  eine  vernünftige  Form  reduzieren,  indem  sie  im 
Sinne  des  russischen  Antrages  entweder  die  Vorbehaltsklauseln 
beseitigt  oder  ein  „conviennenf'  einfügt.  Das  ist  das  Minimum 
dessen,  was  man  von  einer  Revision  des  Art.  9  fordern  muß^). 

1)  Bemerkenswert  ist,  daß  der  russische  Vorschlag  femer  vorsah,  im 
Art.  9  an  Stelle  der  „int^rets  essentiels"  die  „ind^pendance''  zu  setzen. 
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• 
Eine   Verbesserung    bezw.    Ergänzung    des   Art.   9   war 

übrigens  noch  nach  einer  andern  Richtung  in  Vorschlag  ge- 
bracht. Haiti  hatte  beantragt,  entsprechend  wie  beim  Ver- 
mittlungsverfahren  (Art.  3)  und  beim  Schiedsgerichtsverfahren 
(bisheriger  Art.  27,  jetzt  48),  so  auch  beim  üntersuchungsverfahren 
dritten  Mächten  das  Recht  einzuräumen,  gegebenenfalls  die  Eb- 
setzung  einer  Untersuchungskommission  in  Anregung  zu  bringen, 
da  die  Streitteile  selbst  unter  Umständen  nicht  gerne  die  Initiative 
zu  einem  solchen  Schritt  ergreifen  werden  ^).  Dieser  Antrag  wurde 
abgelehnt,  obschon  er  durchaus  im  Rahmen  dessen  gelegen  hätte, 
was  die  Haager  Konvention  anstrebt,  und  sowohl  theoretisch 
wie  praktisch  begrüßenswert  erscheint.  Allerdings  kann  man 
sagen,  daß  das  Recht  zu  einer  solchen  Anregung  sich  schon 
ohne  weiteres  aus  Art.  3  herleiten  läßt,  und  also  eigentlich 
gar  nicht  besonders  konstatiert  zu  werden  braucht.  Aber  da 
die  Konferenz  bei  jeder  Gelegenheit  betonte,  ihr  Ziel  bei  dem 
Institut  sei,  ^,de  rendre  san  application  plus  facile  et  plus 
fr^quente'',  so  hätte  sie  sich  eigentlich  auch  diesen  Weg  zur 
Erreichung  dieses  Zieles  nicht  entgehen  lassen  dürfen. 

So  blieb  der  Art.  9  also  im  wesentlichen  unverändert 
Die  von  der  zweiten  Konferenz  herbeigeführten  Neuerungen  be- 
treffen, wie  schon  angedeutet,  fast  durchwegs  nur  das  Ver- 
fahren vor  den  üntersuchungskommissionen.  An  Stelle  der 
Artt.  10—14  sind  jetzt  die  Artt.  10—36  getreten.  Da  es  sich  hier 
somit  um  zum  Teil  gänzlich  neue  Bestimmungen  handelt,  muß 
ich  bei  diesem  Gegenstande  etwas  verweilen^. 

Zunächst  werden  über  den  Vertrag  wegen  Einsetzung  einer 
Untersuchungskommission  —  der  mit  dem  Kompromiß  über  Unter- 
werfung unter  einen  Schiedsspruch  parallel  läuft   —  nunmehr 

Inwieweit  diese  Fassung  vorzuziehen  gewesen  wäre,  dazu  vgl.  mein  ,  Ver- 
fahren'', insbesondere  S.  217. 

1)  Entsprechend  sollte  ein  Absatz  angefügt  werden:  „Les  FuissoMce^ 
signataires  pourront  egalenient  suggirer  aux  Parties  en  litige  le  rt- 
cours  aux  Commissions  internationales  cTenquSte", 

'^)  Bemerkt  sei,  daß  die  neuen  Bestimmungen  im  wesentlichen  auf  dem 
französisch-englischen  Projekt  fußen,  und  daß  auch  das  Reglement,  das  1904 
für  die  Huller  Kommission  ausgearbeitet  worden  ist,  you  Einfluß  auf  die 
selben  war. 
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nähere  Bestimmungen  getroffen.  Dieses  „Untersuchungskom- 
promiß", um  mich  so  auszudrücken,  soll  von  nun  an  nicht  nur 
die  zu  untersuchenden  Tatsachen  und  den  Umfang  der  Be- 
fugnisse der  Kommissäre,  sondern  auch  die  Art  und  die  Frist, 
in  denen  die  Kommission  gebildet  wird,  bestimmen,  und  ebenso 
den  Sitz  der  Kommission,  die  Verhandlungssprachen,  die  Fristen 
für  die  Einreichung  der  Darstellungen  des  Tatbestandes,  die 
Frage  der  Bestellung  und  der  eventuellen  Befugnisse  von  Bei- 
sitzern^). Für  den  Fall,  daß  das  „Kompromiß"  derartige  Be- 
stimmungen nicht  enthalten  sollte,  sind  sie  subsidiär  in  der 
Konvention  festgelegt.  Insbesondere  ist  bestimmt,  daß  die  Bildung 
der  Kommissionen  dann  in  analoger  Weise  zu  erfolgen  hat, 
wie  diejenige  der  Schiedsgerichte^). 

Auch  die  Bestimmungen,  die  für  das  Verfahren  vor  den 
Untersuchungskommissionen  gelten  sollen,  sind  zum  Teil  analog 
denjenigen,  die  für  das  Schiedsverfahren  gelten.  Doch  ist  der 
besonderen  Natur  der  beiden  Verfahrensarten  überall  Rechnung 
getragen. 

Die  Parteien  können  bei  den  Kommissionen  Agenten  zu 
ihrer  Vertretung  bestellen  und  Advokaten  mit  der  Wahrnehmung 
ihrer  Interessen  beauftragen^).  Das  internationale  Bureau  im 
Haag  dient,  wie  den  Schiedsgerichten,  so  auch  den  Untersuchungs- 
kommissionen, die  im  Haag  ihren  Sitz  haben,  für  die  Bureau- 
geschäfte, und  stellt  ihnen  seine  Lokalitäten  und  seine  Organisation 
zur  Verfügung^).    Für  den  Fall,  daß  die  Kommission  nicht  im 


1)  Art.  10. 

^  Art.  11  nnd  12.  Rußland  hatte  noch  vorgeschlagen  „La  Comtnission 
devra  itre  canstttuäe  dans  le  dilai  de  deux  setnaines  ä  partir  de  la 
date  de  Vincident  qui  aura  provoquS  sa  r&union*'.  Das  Komitee  fand 
jedoch,  so  sehr  eine  Beschleanignng  meist  am  Platze  sein  werde,  so  wichtig 
sei  es  anderseits,  „de  nHnacire  aucune  regle  qui  sott  de  nature  ä  em- 
pScher  les  Parties  d^avoir  recours  aux  Commissions  d^enquSte". 

3)  Art.  14. 

«)  Art.  15.  Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  gemäß  Art.  26,  jetzt  Art.  27 
das  Bnreau  seine  Lokalitäten  und  seine  Organisation  auch  jedem  Schieds- 
gericht der  Vertragsstaaten  zur  Verfügung  stellen  darf,  auch  wenn  nicht  der 
Haager  Schiedshof  angerufen  ist. 
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Haag  ihren  Sitz  hat,  werden  über  ihre  Oi^anisation  ebenfalls 
Bestimmungen  getroffen^). 

Die  Bestimmungen  über  das  Verfahren  vor  den  Unter- 
suchungskommissionen haben,  ebenso  wie  die  Schiedsprozeß- 
Ordnung,  nur  subsidiäre  Geltung  zu  beanspruchen,  für  den  Fall^ 
daß  die  Parteien  im  Vertrag  keine  anderen  Regeln  aufgestellt 
haben^).  Diese  Subsidiarität  des  völkerrechtlichen  Prozeßrechts^ 
gleichviel  ob  man  nun  die  Kommissionen  oder  die  Schiedsgerichte 
im  Auge  hat,  dürfte  entschieden  einen  Vorzug  bedeuten  und 
zweifellos  der  besonderen  Natur  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
am  besten  entsprechen^.  In  erster  Linie  muß  natürlich  den 
Streitteilen  selbst  das  Recht  zustehen,  Bestimmungen  zu  treffen^ 
und  die  Gelegenheit  dazu  bietet  ihnen  der  Abschluß  des 
„Kompromisses".  Haben  sie  von  diesem  Recht  keioen  Gebraach 
gemacht,  dann  kann  es  aber  nur  von  Vorteil  sein,  daß  sie 
fertige  Regeln  vorfinden,  die  sie  ohne  weiteres  zur  Anwendung 
bringen  können.  Sollten  jedoch  trotz  „Kompromisses*'  und 
trotz  Haager  Konvention  doch  noch  Lücken  vorhanden  sein^ 
so  ist  es  Sache  der  Kommission,  dieselben  auszufüllen^). 

Die  subsidiären  Prozeßbestimmungen  sind  im  wesentlichen 
die  folgenden. 

Die  Untersuchung  erfolgt  kontradiktorisch.  Die  Parteien 
haben  der  Kommission  und  der  Gegenpartei  innerhalb  der  fest- 
gesetzten Zeit  die  Darlegung  des  Tatbestandes,  sowie  Akten, 
Schriftstücke,  Dokumente,  die  sie  für  die  Ermittelung  der 
Wahrheit  für  nützlich  halten,  zu  übermitteln,  ebenso  wie  eine 
Liste  der  Zeugen  und  Sachverständigen,  deren  Vernehmung  sie 
wünschen^).  Die  Kommission  kann  sich  zwecks  Augenschein- 
einnahme selbst  an  Ort  und  Stelle  begeben  oder  Mitglieder 
dorthin  abordnen,  unter  Einholung  der  Erlaubnis  des  Staats, 
dessen  Territorium  dabei  in  Frage  kommt^).    Alle  tatsächlicben 


1)  Art.  16. 

2)  Art.  17. 

3)  Vgl.  dazu  mein  .Verfahren'  S.  333.  Anderer  Meinang  s.  B.  UMgnhae. 
*)  Art.  18. 

5)  Art.  19. 

6)  Art.  20. 
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Feststellungen  und  Augenscheinseinnahmen  müssen  in  Gegen- 
wart  oder  nach  gehöriger  Ladung  der  Agenten  und  Rechts- 
beistande der  Parteien  erfolgen^).  Die  Kommission  hat  das 
Recht,  von  den  Parteien  alle  Auskünfte  und  Aufklärungen  zu 
verlangen,  die  sie  für  nützlich  erachtet^). 

Nicht  neu  ist  die  Bestimmung,  daß  die  Parteien  sich  ver- 
pflichten, der  Kommission  im  weitesten  Umfang,  den  sie  für 
möglich  halten,  alle  Mittel  und  Erleichterungen  an  die  Hand 
zu  geben,  die  zur  vollständigen  Kenntnis  und  genauen  Würdi- 
gung der  in  Frage  stehenden  Tatsachen  nötig  sind.  Auch  die 
zweite  Konferenz  hat  nicht  geglaubt,  in  diesem  Punkte  weiter 
gehen  zu  sollen  und  den  Regierungen  eine  absolute  Verpflichtung 
zur  Lieferung  von  Beweismaterial  aufzuerlegen.  Dagegen  wird 
nunmehr  weiter  bestimmt,  daß  die  Streitteile  sich  verpflichten, 
die  Mittel,  über  die  sie  nach  ihrer  internen  Gesetzgebung  ver- 
fügen, anzuwenden,  um  das  Erscheinen  der  vor  die  Kommission 
geladenen  Zeugen  und  Sachverständigen,  die  sich  auf  ihrem 
Gebiete  befinden,  herbeizuführen.  Wenn  diese  nicht  vor  der 
Kommission  erscheinen  köpnen,  so  werden  sie  deren  Vernehmung 
vor  den  zuständigen  Behörden  veranlassen^).  Diese  Bestim- 
mungen sind  gewiß  sehr  beachtenswert,  wenn  man  bedenkt, 
daß  an  sich  die  Kommissionen  natürlich  keinerlei  Zwangs- 
mittel besitzen  würden.  Es  wird  also  hier  den  streitenden 
Staaten  eine  besondere  rechtliche  Verpflichtung  auferlegt. 

Im  weiteren  wird  dann  aber  auch  der  Fall  ins  Auge 
gefaßt,  daß  die  Zeugen  sich  auf  dem  Gebiet  einer  dritten  unbe- 
teiligten Macht  befinden.  Eine  formelle  Verpflichtung  für  diesen 
Staat,  das  Erscheinen  der  Zeugen  herbeizuführen,  ließ  sich 
nicht  wohl  herstellen;  dieser  Staat  steht  dem  Untersuchungs- 
vertrag fem  und  hat  keinerlei  Verpflichtungen  übernommen. 
Man  kann  seine  Beihülfe  für  die  Kommission  daher  nur  in 
beschränkterem  Maße  zu  einer  verpflichtenden  gestalten.  Die 
Konvention  bestimmt,  daß  die  Kommission  sich  zur  Bewirkung 
von  Zustellungen  im  Gebiete  einer  dritten  Vertragsmacht  un- 

^)  Art.  21. 
2)  Art.  22. 
S)  Art  23. 

35* 
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mittelbar  an  die  Regierang  dieser  Macht  wenden  werde. 
Ebenso  wenn  es  sich  um  Herbeiführung  von  Beweisaufnahmen 
an  Ort  und  Stelle  handle.  Die  diesbezüglichen  Ersuchen  sollen 
nach  Maßgabe  der  Mittel  erledigt  werden,  über  die  die  ersuchte 
Macht  nach  ihrer  internen  Gesetzgebung  verfügt,  und  können 
nur  abgelehnt  werden,  wenn  der  Staat  sie  mit  seiner  Souve- 
ränität oder  seiner  Sicherheit  für  unvereinbar  hält^).  Die 
Kommission  kann  im  übrigen  auch  die  Vermittlung  der  Macht 
in  Anspruch  nelimen,  auf  deren  Gebiet  sie  ihren  Sitz  hat. 

Es  wird  dann  weiter  bestimmt,  daß  die  Zeugen  und 
Experten  zwar  durch  die  Kommission  auf  Antrag  der  Parteien 
oder  von  Amtes  wegen  geladen  werden,  daß  dies  aber  in  allen 
Fällen  durch  Vermittlung  der  Regierung  des  Territorialstaats 
zu  geschehen  hat.  Dies  erschien  im  Hinblick  auf  die  oben 
gemachten  Vorbehalte  notwendig;  nur  so  konnte  derSouveranitäts- 
vorbehalt  gewalirt  werden. 

Die  Zeugen  sollen  nacheinander  und  getrennt  in  Gegen- 
wart der  Agenten  und  Rechtsbeistände  vernommen  werden; 
die  Reihenfolge  bestimmt  die  Kommission^.  Die  Vernehmung 
erfolgt  durch  den  Vorsitzenden.  Die  Kommissionsmitglieder 
können  Fragen  an  die  Zeugen  stellen.  Die  Agenten  und 
Rechtsbeistände  dürfen  die  Zeugen  weder  unterbrechen  noch 
unmittelbar  Fragen  an  sie  richten;  dagegen  können  sie  den 
Vorsitzenden  bitten,  Erläuterungsfragen  an  die  Zeugen  zu 
stellen'^).  Die  Zeugen  dürfen  ihre  Aussagen  nicht  ablesen; 
doch  kann  der  Vorsitzende  sie  zur  Benutzung  von  Aufzeich- 
nungen oder  Urkunden  ermächtigen,  wenn  die  Natur  der  be- 
kundenden   Tatsachen    dies   erheischt.      Ueber    die    Aussag-en 


^)  Art.  24.  Der  Kommissionsantrag  lautete  ursprünglich  etwas  anders, 
die  jetzige  Redaktion  des  zweiten  Absatzes  wurde  auf  Veranlassung  des 
schweizerischen  Delegierten  Carlin  vorgenommen. 

^  Art.  25.  RedaktfüneH  wäre  zu  sagen,  daß  aus  diesem  Artikel  eigent- 
lich zwei  Artikel  gemacht  werden  sollten. 

3)  Art.  26.  Englischerseits  hatte  man  das  Kreuzverhör  befürwortet 
gegen  das  sich  speziell  Lammasch  wendete,  indem  er  betonte,  es  sei  dem 
Rechnung  zu  tragen,  daß  es  in  den  verschiedenen  Ländern  zwei  Systeme 
gebe,  und  daß  für  viele  Länder  das  Kreuzverhör  nicht  passen  würde. 
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wird  ein  Protokoll  aufgenommen  und  vorgelesen.    Der  Zeuge 
kann  dasselbe  ergänzen  lassen  und  hat  es  zu  unterzeichnen^). 

Den  Agenten  ist  das  Recht  eingeräumt,  während  oder  am 
Schlüsse  der  Untersuchung  der  Kommission  und  der  Gegen- 
partei schriftliche  Ausführungen,  Anträge  oder  Sachdarstellungen 
einzureichen,  die  sie  für  die  Ermittelung  der  Wahrheit  für 
nützlich  halten.  Man  hat  damit  gewissermaßen  einen  Mittel- 
weg gewählt,  indem  man  zwar  nicht  jedes  Plädieren  im  ünter- 
suchungsverfahren  kurzweg  ausgeschlossen,  andererseits  aber 
doch  konstatiert  hat,  daß  dieses  Verfahren  ein  Plädieren  keines- 
wegs ohne  weiteres  mit  sich  bringt.  Damit  hat  man  die  Grenze 
zwischen  üntersuchungsverfahren  und  schiedsgerichtlichem  Ver- 
fahren zu  wahren  gesucht^). 

Mit  Bezug  auf  die  Beratungen  der  Kommission  hat  die 
Konferenz  beschlossen,  daß  diese  nicht  öffentlich  erfolgen  und 
geheim  bleiben.  Die  Entscheidung  geschieht  durch  Majoritäts- 
beschluß. Weigerungen  von  Mitgliedern,  an  der  Abstimmung 
teilzunehmen,  werden  im  Protokoll  festgestellt^).  Auch  die 
Sitzungen  der  Kommission  sind  nicht  ohne  weiteres  öffentlich, 
sondern  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Kommission  mit 
Zustimmung  der  Parteien.  Dasselbe  gilt  von  einer  Veröffent- 
lichung der  Protokolle  und  Urkunden*).  Man  kann  den  Gründen, 
die  zu  dieser  Fassung  geführt  haben,  seine  Anerkennung  nicht 
versagen.  Es  erschien  mit  Recht  angezeigter,  von  dem  Prinzip 
der  NichtÖffentlichkeit  auszugehen,  da  es  für  eine  Kommission 
zweifellos  leichter  sein  wird,  gegebenenfalls  die  Oeffentlichkeit 
der  Verhandlungen  zu  beschließen,  als  umgekehrt  die  Oeffent- 
lichkeit auszuschließen. 

Nachdem  die  Parteien  alle  Aufklärungen  und  Beweise 
vorgetragen  haben  und  alle  Zeugen  vernommen  worden  sind, 
erklärt  der  Vorsitzende  den  Schluß  der  Untersuchung.  Die 
Kommission  vertagt  sich  darauf,  um  zu  beraten  und  ihren 
Bericht  abzufassen.   Dieser  Bericht  wird  von  allen  Kommissions- 


1)  Artt.  27  und  28. 

2)  Art.  29. 
»)  Art.  30. 
*)  Art.  31. 
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mitgliedern  unterzeichnet.  Verweigerung  der  Unterschrift  wird 
vermerkt,  ist  jedoch  ohne  Einfluß  auf  die  Gültigkeit  des 
Berichts.  Der  Kommissionsbericht  wird  in  öffentlicher  Sitzung 
in  Gegenwart  oder  nach  gehöriger  Ladung  der  Agenten  und 
Rechtsbeistände  der  Parteien  verlesen.  Eine  Ausfertigung 
desselben  wird  jeder  Partei  zugestellt^). 

Zum  Schluß  wird  in  der  Konvention  noch  ausdrücklich 
konstatiert,  daß  der  Kommissionsbericht  sich  auf  die  Fest- 
stellung der  Tatsachen  beschränkt  und  in  keiner  Weise  den 
Charakter  eines  Schiedsspruches  hat.  Er  läßt  entsprechend 
den  Parteien  volle  Freiheit  mit  Bezug  auf  die  Folgen,  die  sie 
dieser  Feststellung  geben  wollen.  Diese  Bestimmung  fand  sich 
bereits  in  der  Konvention  von  1899^.  Sie  kennzeichnet  scharf 
die  besondere  Natur  des  Rechtsinstituts  und  ist  daher  insofern 
gewiß  am  Platze. 

Von  selten  Rußlands  war  beantragt,  diese  Bestimmung 
dahin  abzuändern:  „Les  Puissances  en  litige,  ayant  pris 
connaissance  de  la  constatation  des  faits  et  des  responsa- 
bilit^s  ^noncie  par  la  commission  internationale  d'enqu&e, 
sont  libres  sott  de  conclure  un  arrangement  ä  Vamiable, 
soit  de  recourir  ä  la  Cour  permanente  d'arbitrage  de  la 
Haye'^^).  Dadurch  sollte  die  Möglichkeit  einer  gewaltsamen 
Lösung  des  Streites  außer  Betracht  gestellt  werden.  Der 
Antrag,  der  von  prinzipieller  Tragweite  war,  ging  von  der 
Annahme  aus,  daß,  wenn  die  Streitteile  sich  einmal  über  ein 
Untersuchungsverfahren  haben  einigen  können,  sie  in  der  Be- 
tätigung ihrer  Friedensliebe  auch  noch  einen  Schritt  weiter 
gehen  können.  Das  Komitee  fand  jedoch,  daß  eine  Bestimmung, 
die  ein  obligatorisches  Schiedsgericht  als  notwendige  Folge  der 
Einsetzung  einer  Untersuchungskommission  hinstelle,  geeignet 
sein  könnte,  auf  die  Anrufung  dieses  letzteren  Instituts  unter 
Umständen  einen  ungünstigen  Einfluß  auszuüben.  Eine  solche 
juristische  Bindung  könnte  gegebenenfalls  direkt  ein  Hindernis 

1)  Artt.  32-34. 

2)  Früherer  Art  14,  jetziger  Art.  35. 

3)  Dieser  Antrag  wurde  von  den  Vereinigten  Staaten  unterstfltzt.  Vgl 
Komiteesitzung  vom  23.  7.  07. 
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für  eine  Verständigung  bilden  und  also  de  facto  sich  als  weniger 
stark  erweisen,  als  die  moralische  Verpflichtung,  die  sich  an  die 
Konstituierung  einer  Untersuchungskommission  knüpfe^).  Diese 
praktischen  Erwägungen  mögen  nicht  unzutreffend  sein.  Eine 
wesentliche  Verstärkung  der  Friedensgarantien  würde  aus  dem 
russischen  Vorschlage  wohl  kaum  resultiert  sein.  Und  auch 
prinzipiell  darf  man  vielleicht  sagen,  daß,  wenn  man  sich  die 
besondere  Aufgabe  vergegenwärtigt,  denen  die  Kommissionen, 
im  Gegensatz  zu  den  Schiedsgerichten,  dienen  sollen,  die  jetzige 
Fassung  der  Konvention  ganz  angemessen  erscheint.  Wenn 
die  Streitteile  etwas  anderes  wollen,  als  eine  bloße  Konstatierung 
der  Tatsachen,  dann  werden  sie  und  dann  können  sie  ja  von 
vorneherein  ein  Schiedsgericht  anrufen.  Es  bedarf  dann  nicht 
des  Umweges  über  die  Untersuchungskommissionen. 

Blicken  wir  nun  auf  die  hier  in  Kürze  wiedergegebenen 
neuen  Bestimmungen  über  das  Untersuchungsverfahren  zurück, 
so  werden  wir  zweifellos  zugeben  müssen,  daß  die  zweite 
Konferenz  auf  diesem  Gebiete  einen  ganz  wesentlichen  Fort- 
schritt für  das  Völkerrecht  herbeigeführt  hat.  An  der  Natur, 
an  dem  allgemeinen  Charakter  des  Rechtsinstituts  hat  sie  nichts 
geändert,  prinzipielle  Fragen  hat  sie  nicht  gelöst.  Aber  dafür 
hat  sie  nunmehr  auch  für  das  Untersuchungsverfahren  eine 
vollständige  Prozeßordnung  geschaffen,  die  sich  derjenigen  für 
das  Schiedsverfahren  ebenbürtig  an  die  Seite  stellt. 

Auch  bei  dieser  neuen  Prozeßordnung  galt  es,  eine  Gefahr 
2u  vermeiden :  man  mußte  sie  frei  halten  von  den  Mängeln  der 
innerstaatlichen  Prozeßordnungen  mit  ihrem  manchmal  zu  weit 
getriebenen  Formalismus.  Ob  dies  im  Haag  gelungen  ist? 
Man  war  sich  dort  des  Umstandes  wohl  bewußt,  daß  man  sich 
auch  vor  einem  Zuviel  zu  hüten  habe,  wenn  man  sich  anderseits 
auch  darüber  klar  war,  daß  die  alte  Konvention  ungenügend 
sei,  da  sie  so  gut  wie  keine  Prozeßregeln  enthielt,  und  daß 
diese    Lücke    ausgefüllt   werden    müsse.      Fromageot   betonte 

^)  Bourgeois  betonte,  daß  nach  der  VeröffentUchung  des  Berichts  die 
Parteien  zweifeUos  sich  ohnehin  gezwangen  sehen  würden,  jede  feindliche 
Haltong  aufzugeben  und  sich  gütlich  zu  verständigen.  Der  Zusatz  könne 
also  eher  schaden  als  nützen. 
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gleich  zu  Anfang,  man  dürfe  die  in  der  Konvention  von  1899 
enthaltene  Lücke  nur  mit  großer  Vorsicht  ausfüllen,  indem 
man  sich  darauf  beschränke,  den  Kommissionen  einen  leichteren 
Zugang  und  ein  glattes  Funktionieren  zu  sichern,  von  Martens, 
der  das  Fehlen  von  Frozeßregeln  zwar  ebenfalls  als  Lücke 
empfand,  gab  demgegenüber  der  Befürchtung  Ausdruck,  daß  das 
französisch-englische  Projekt  in  den  entgegengesetzten  Fehler 
verfalle,  indem  es  einen  vollständigen  Codex  bringe ;  das  sei  zu 
viel  für  die  Kommissionen,  die  ja  kein  Gerichtshof  seien. 
Dasselbe  Bedenken  äußerte  Fu^nato^). 

Sollte  man  sich  also  auf  einige  allgemeine  Prozeßgrund- 
sätze beschränken  oder  sollte  man  auch  die  Einzelheiten 
einigermaßen  zu  regeln  suchen?  Da  man  das  Institut  vor 
allem  leicht  zugänglich  und  anwendbar  machen  wollte,  hielt 
man  es  für  zweckdienlich,  ein  Instrument  in  die  Hände  der 
Regierungen  zu  legen,  das  bereits  ausreichend  zurechtgeschnitten 
war,  um  den  sofortigen  Gebrauch  ohne  Zeitverlust  zu  gestatten, 
einen  präzisen  und  praktischen  Führer,  der  ihnen  die  ersten 
Schritte  erleichterte  und  eine  sofortige  Inangriffnahme  der 
Untersuchung  ermöglichte*^). 

Diese  Erwägungen  erscheinen  gewiß  einleuchtend.  Auch 
darf  man  sagen,  daß  es  der  Konferenz  im  ganzen  gelungen 
ist,  bei  der  Regelung  der  Materie  das  durch  die  Natur  des 
Völkerrechts  ganz  besonders  gebotene  ,Juste  müieu"  einzu- 
halten und  prozessuale  Härten  zu  vermeiden.  So  darf  man 
denn  das  auf  diesem  Gebiet  erzielte  Resultat,  wenn  man  von 
dem  Art.  9  absieht,  in  der  Tat  ohne  Vorbehalt  begrüßen.  Es 
darf  gesagt  werden,  daß  die  Schaffung  einer  neuen  ünter- 
suchungsprozeßordnung  eine  Aufgabe  war,  die  schon  für  sich 
allein  die  Einberufung  einer  internationalen  Konferenz  gelohnt 
haben  würde. 


^)  Vgl.  dazu  Sabkommissionsutzang  y.  9. 7. 07,  KomiteeBitzung  v.  16. 7.07. 

.2)  Vgl.  dazu  den  Bericht  von  Baron  Guillaume  S.  11:  „L'expM- 
ence  a  prouvi  combien  il  est  difficile  de  se  tnettre  d'accord  sur  les 
moindres  ddtails  dune  procädure;  plus  les  rägles  que  la  Convention 
mettra  ä  la  disposition  des  Parties^  seront  compUles,  et  plus  Vactum 
hienfaisante  des  Commissions  internationales  d'enquite  sera  prompte, 
efficojce  et  fr^quente" . 
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Drittes  Kapitel. 
Das  Schiedsgerichtsverfahren. 

§  4.    Ueberblick. 

Von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  handelt  Titel  IV  der  Haager 
Konvention,  und  zwar  in  3  Kapiteln,  von  denen  das  erste  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  im  allgemeinen,  das  zweite  den  ständigen 
Schiedsgerichtshof  und  das  dritte  das  schiedsgerichtliche  Ver- 
fahren behandelt^).  Die  Verhandlungen  der  zweiten  Konferenz 
bewegten  sich  in  derselben  Reihenfolge. 

Die  erste  Subkommission,  in  deren  Bereich,  wie  wir 
gesehen  haben,  das  friedensrechtliche  Verfahren  fiel,  wandte 
sich  in  den  Sitzungen  vom  16.,  18.,  23.  und  27.  7.  07  zunächst 
dem  ersten  dieser  3  Kapitel  zu,  indem  sie  über  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit im  allgemeinen  eine  Generaldiskussion  walten 
ließ,  in  der  speziell  die  beiden  Fragen  der  Einführung  der 
obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  in  die  Haager 
Konvention,  sowie  der  Beschränkung  der  Gewalt- 
anwendung bei  Eintreibung  von  Kontraktschulden 
eine  Erörterung  fanden.  Die  Subkommission  überwies  darauf 
diese  Gegenstände  einem  Comiti  d'examen  A,  das  sich  damit 
in  den  Sitzungen  vom  3.,  6.,  10.,  13.,  15.,  19.,  23.,  26.,  29., 
31.  8.  07,  3.  und  4.  9.  07  befaßte.  Hierauf  gelangten  diese  Fragen 
vor  die  erste  Kommission,  die  sich  in  den  Sitzungen  vom 
5.,  7.,  9.,  10.  und  11.  10.  07  damit  beschäftigte,  worauf  sie 
dann  schließlich  am  16.  10.  07  vor  das  Plenum  der  Konferenz 
gelangten  2). 

Das  zweite  Kapitel,  den  permanenten  Schieds- 
gerichtshof, behandelte  die  erste  Subkommission  in 
den  Sitzungen  vom  1.  und  3.  8.  07,  worauf  sie  diesen  Gegen- 

1)  Vgl.  dazu  Meurer  I  166ff.,  sowie  mein  „Verfahren*  S.  168ff. 

^)  Vgl.  dazQ.  sowie  znm  folgenden  die  entsprechenden  Sitznngsprotokolle. 
Ferner  den  Bericht  des  Baron  Guillaume,  der  allein  ein  dickes  Bnch  aas- 
macht, lieber  die  Bedeutung  dieser  Konferenzmaterialien  konnte  der  Präsident 
Nelidoto  in  der  Plenarsitzung  vom  16.  10.  07  mit  Recht  sagen :  „Cette  ätude 
aussi  cansciencieuse  que  savante  dont  lea  ditails  sont  consign^s  dans 
les  procis-verbaux  de  cette  Commiasion  et  des  Comitis  d'examen^ 
fourniront  ä  ceux  qui  s'en  occuperont  plus  tard,  des  matiriaux  fort 
pricieux  qui  ferout  honneur  ä  cette  Conference". 
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stand  einem  Comit^  d'examen  B  überwies,  das  am  13.,  17., 
20.,  24.,  27.  8.  07,  am  2.,  5.  und  18.  9.  07  tagte,  worauf  die 
Schiedshofsfrage  ebenfalls  vor  die  erste  Kommission  kam, 
die  sie  am  9.  und  10.  10.  07  behandelte.  Am  16.  8.  07  gelangte 
die  Frage  ebenfalls  vor  das  Plenum. 

Das  dritte  Kapitel  endlich,  die  Schiedsprozeßordnung, 
wurde  von  der  ersten  Subkommission  am  13.  8.  07  be- 
handelt, worauf  die  darauf  bezüglichen  Einzelfragen  einem 
Comiti  d'examen  C  überwiesen  wurden,  das  sich  damit 
am  16.,  20.,  23.,  27.  8.  08,  am  2.,  6.,  9.,  11.,  14.  und  19.  9.  07 
beschäftigte.  Am  1.  10.  07  fand  dann  noch  eine  Schlußkomitee- 
sitzung statt,  am  7. 10.  07  befaßte  sich  die  erste  Kommission, 
und  am  16.  10.  07  das  Plenum  mit  dem  Gegenstande. 

Aus  diesem  üeberblick  über  die  Arbeiten  im  Haag  ergeben 
sich  uns  nun  von  selbst  auch  die  Gegenstände  für  unsere  Be- 
trachtung.   Wir  werden  zu  handeln  haben: 

A.  Von    der    obligatorischen     Schiedsgerichts- 
barkeit. 

B.  Vom  ständigen  Schiedsgerichtshof. 

C.  Vom  schiedsgerichtlichen  Verfahren, 

Die  Frage  der  Beschränkung  der  Gewaltanwendung  bei 
Eintreibung  von  Kontraktsschulden,  die  von  der  Konferenz  in 
eine  besondere  Konvention  verwiesen  wurde,  werden  wir  eben- 
falls in  einem  besonderen  Kapitel  zu  betrachten  haben. 

Im  ferneren  werden  die  einzelnen  Fragen,  soweit  dies  der 
Eaum  hier  gestattet,  in  3  verschiedenen  Stadien  zu  betrachten  sein: 

a)  vor  der  Subkommission, 

b)  vor  dem  Comiti  d'examen, 

c)  vor  der  Kommission. 

Einen  üeberblick  über  die  von  der  Kommission  zu  leisten- 
den Arbeiten  hatte  vorgreifend  übrigens  schon  der  Präsident 
Bourgeois  gegeben.  In  der  ersten  Kommissionssitzung  vom 
22.  6.  07  hatte  er  insbesondere  ausgeführt^),   daß  die  zweite 


^)  An!  diese  Ansprache  wurde  schon  oben  hingewiesen.  Bourgeois 
verbreitete  sich  zuDächst  über  die  durch  die  erste  Konferenz  geschaffene 
Bechtslage,  und  unternahm  dann  im  Anschluß  daran  einen  Ausblick  auf  die 
zu  leistenden  Arbeiten.  Bemerkenswert  war  sein  Hinweis  darauf,  daß.  w&hieod 
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Konferenz  vor  der  Aufgabe  stehe,  auch  die  Zukunft  ins  Auge 
zu  fassen  und  sich  zu  fragen,  ob  und  wie  man  die  Institute 
von.  1899  vervollkommnen  und  ihre  Anwendung  häufiger,  wirk- 
samer, ausgedehnter  machen  könne.  Verschiedene  vorliegende 
Projekte  tendierten  dahin,  die  Domäne  der  internationalen  Rechts- 
institutionen umfangreicher  zu  gestalten.  Man  könne  unmöglich 
die  interessanten  Verhandlungen  vergessen,  zu  denen  im  Jahre 
1899  die  Frage  geführt  habe,  in  welchen  Fällen,  in  welchem 
Maße  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Verpflichtung  zur 
Anrufung  des  Schiedsgerichtsverfahrens  durch  besondere  oder 
allgemeine  Verträge  annehmbar  sei.  Die  Konferenz  werde  diese 
Frage  von  neuem  zu  prüfen  haben.  Dieselbe  werde  natürlich 
nicht  in  der  Form  gestellt  werden  können,  in  der  sie  z.  B.  in 
den  Schiedsverträgen  zwischen  Italien  und  Dänemark,  Dänemark 
und  Holland,  Chile  und  Argentinien  ihre  Erledigung  gefunden 
habe,  wo  die  Unterwerfung  unter  das  Schiedsgericht  ohne  jede 
Einschränkung  obligatorisch  sei.  Es  sei  natürlich  unmöglich, 
ein  solches,  zwischen  zwei  Staaten  mögliches  Band  einer  so 
absoluten  Verpflichtung  auf  die  Gesamtheit  der  Nationen  aus- 
zudehnen. Aber  man  werde  sich  zu  fragen  haben,  in  welchem 
Umfange  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  für  genau 
umschriebene  Gegenstände  in  der  internationalen  Praxis  durch 
die  zahlreich  abgeschlossenen  partikulären  Verträge  tatsächlich 
Eingang  gefunden  habe.  Die  Mehrzahl  der  Staaten,  wenn  nicht 
alle,  haben  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  für  eine 
gewiße  Kategorie  von  Streitigkeiten  angenommen.  Zorn  habe 
im  Jahre  1899  gesagt,  wenn  der  permanente  Schiedsgerichtshof 
eingerichtet  sein  werde  und  funktioniere,  werde  der  geeignete 
Moment  kommen,  wo  man  an  Hand  von  gemachten  Erfahrungen 

bis  zum  Jahre  1899  die  Völkerstreitigkeiten  nnr  gelegentlich  im  Rechts- 
wege geschlichtet  wurden,  man  jetzt  die  Solidarität  zwischen  den  zivilisierten 
I^ationen  erkannt  und  im  Art.  27  der  Haager  Konvention  die  Pflicht  für 
die  Staaten  statuiert  habe,  den  Rechtsweg  in  Erinnerung  zu  bringen,  wodurch 
man  die  friedliche  Streitbeilegung  zum  notwendigen  und  vornehmsten  Ziel  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  gemacht  habe.  Man  besitze  damit  heute  „la  con- 
sicration  universelle  et  definitive  de  ces  principes  par  le  monde  civilis^.^ 
Diese  Worte  des  spiritus  rector  der  eristen  Kommission  verdienen  alle  Be- 
achtung. 
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die  für  Alle  obligatorischen  Schiedsfälle  werde  aufzählen  können. 
„II  pourra  parattre  interessant  de  se  demander  si  le  moment 
opportun  est  arrivS  et  sHl  ne  serait  pas  d'une  portee  morak 
considerable  de  consolider  par  un  engagement  commun  les 
stipulations  dijä  conchies  säpar^ment  entre  les  diverses 
nations  et  de  consacrer  par  une  signature  commune  des 
clauses  oü  nos  signatures  ä  tous  se  trouvent  dijä,  en  fait, 
pour  la  plupart,  apposies  deux  ä  deux,^ 

Damit  hatte  Bourgeois  nicht  nur  eine  Programmrede 
gehalten,  sondern  er  hatte  die  erste  Kommission  damit  auch 
schon  auf  die  wichtigste  der  von  ihr  zu  lösenden  Aufgaben 
hingewiesen. 

A.  Die  obligatorische  Scliiedsgericlitsbarlceit. 

§  5.    Die  Rechtslage  bei  Beginn  der  Konferenz. 

Bekanntlich  hat  sich  die  erste  Haager  Konferenz  darauf  be- 
schränkt, die  Anrufung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  für  internationale 
Rechtsstreitigkeiten  zu  empfehlen^).  Im  übrigen  aber  hat  das 
Rechtsinstitut  nach  der  Konvention  von  1899  lediglich  fakul- 
tativen Charakter.  Immerhin  behielten  sich  aber  die  Konferenz- 
mächte den  Abschluß  von  permanenten  Schiedsverträgen,  die 
eine  Anerkennung  des  obligatorischen  Schiedsgerichtsprinzips 
involvieren,  ausdrücklich  vor,  „en  vue  d'etendre  Tarbitrage 
obligatoire  ä  tous  les  ca^  qu'elles  jugeront  possible  de  Im 
souniettre^  ^). 

Dieser  Vorbehalt  hat,  wie  man  weiß,  unerwartet  reiche 
Früchte  getragen.  Heute  bereits  umspannt  ein  ganzes  Netz  von 
obligatorischen  Schiedsverträgen  die  zivilisierte  Welt.  Im 
partikulären  Völkerrecht  war  damit  das  obligatorische  Schieds- 
gerichtsprinzip, von  dem  noch  wenige  Jahre  vorher  in  offiziellen 
und  wissenschaftlichen  Kreisen  niemand  etwas  hatte  wissen 
wollen,  zur  unbestrittenen  Herrschaft  gelangt.  In  den  wenigen 
Jahren  seit  seiner  ersten  ofl&ziellen  Anerkennung  konnte  es 
bereits  auf  einen  Siegeszug  zurückblicken,  wie  er  kaum  einer 
anderen  Idee  auf  rechtlichem  Gebiet  in  so  kurzer  Zeit  zuteil 


1)  Art.  16  der  alten  Konvention. 

2)  Art.  19  der  alten  Konvention. 
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geworden  sein  dürfte^).  Man  darf  ohne  Uebertreibung  sagen, 
daß  das  obligatorische  Schiedsgerichtsprinzip  sich  damit  die 
gesamte  Kultnrwelt  erobert  hatte.  Auch  das  Deutsche  Reich, 
der  eijizige  Staat,  der  im  Jahre  1899  der  Einführung  der  obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit  in  die  Haager  Konvention 
widerstrebt  hatte,  war  inzwischen  dem  Beispiel  der  übrigen 
zivilisierten  Welt  gefolgt,  und  hatte  seinerseits  durch  Abschluß 
von  permanenten  Schiedsverträgen  das  obligatorische  Schieds- 
gerichtsprinzip anerkannt. 

Da  sonach  anscheinend  nur  noch  eine  Stimmung  bei  den 
Staaten  und  Völkern  herrschte,  war  die  Frage  an  sich  schon 
naheliegend,  ob  die  im  partikulären  Völkerrecht  anerkannte 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  nunmehr  durch  Einführung 
in  die  Haager  Konvention  ihre  Sanktionierung  seitens  der 
Haager  Konferenz  erhalten  werde,  eine  Sanktionierung,  die 
Rußland  bereits  im  Jahre  1899  in  sehr  geschickter  Weise  in 
Vorschlag  gebracht  hatte.  Damit  wäre  die  obligatorische 
Schiedsgerichtsbarkeit  zu  einem  Bestandteil  des  allgemeinen 
Völkerrechts  geworden,  ein  Fortschritt,  der,  wenn  man  sich  die 
völkerrechtliche  Entwicklung  im  allgemeinen  vergegenwärtigt, 
ja  nur'  als  eine  Frage  der  Zeit  betrachtet  werden  kann. 

Auffallenderweise  enthielt  das  russische  Programm  keinen 
Hinweis  auf  diese  Frage.  Trotzdem  konnte  man  aber  nicht 
wohl  im  Zweifel  darüber  sein,  daß  dieselbe,  die  ja  weitaus  die 
wichtigste  von  allen  zu  erörternden  Fragen  war,  auf  der  Konferenz 
zur  Sprache  kommen  würde.  Denn  sie  stand  zu  sehr  im  Vorder- 
grunde des  öffentlichen  Interesses  der  zivilisierten  Welt,  sie  war 
von  zu  weittragender  prinzipieller  und  praktischer  Bedeutung 
und  bildete  zu  sehr  den  Kernpunkt  aller  derjenigen  Bestrebungen, 
die  in  der  Haager  Konferenz  ihren  hervorragendsten  Ausdruck 
finden,  als  daß  diese  letztere  einfach  an  ihr  hätte  vorübergehen 
können.  Sie  gehörte  ja  gewissermaßen  schon  zum  natürlichen 
Grundstock  eines  Haager  Konferenzprogrammes. 

Man  durfte  also  immerhin  darauf  gefaßt  sein,  daß  die  Frage 
der  Einführung   der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  im 

^)  Vgl.  über  diesen  Entwicklungsgang  mein  .Verfahren''  S.  230  ff., 
245  ff.,  Meurer  1200,  Fried,  ^Handbuch  der  Friedensbewegung''  S.  115 ff. 
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Haag  zur  Erörterung  gelangen  würde.  Aber  auf  etwas  konnte 
man  unmöglich  gefaßt  sein,  nämlich  darauf,  daß  eine  so  große 
Anzahl  von  Staaten,  Großstaaten  und  Kleinstaaten,  europäische 
und  nichteuropäische  Staaten,  darin  wetteifern  würden,  um  dem 
obligatorischen  Schiedsgerichtsprinzip  im  Haag  zur  Anerkennung 
zu  verhelfen.  Die  Zahl  der  der  Konferenz  vorgelegten  Vor- 
schläge und  Projekte  war  gerade  in  dieser  Frage,  dem  russischen 
Programm  zum  Trotz,  eine  ungemein  große,  und  wenn  man  den 
guten  Willen  der  Regierungen  lediglich  hiemach  bemessen  und 
diese  offiziellen  Anregungen  als  Barometer  für  die  Aussichten  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  in  der  nächsten  Zukunft  gelten  lassen 
wollte,  dann  würden  diese  Aussichten  allerdings  ganz  hervor- 
ragende sein.  In  jedem  Falle  aber  darf  im  Hinblick  auf  die 
erwähnte  Tatsache  eines  gesagt  werden:  das  obligatorische 
Schiedsgerichtsprinzip  hatte  damit  schon  bei  Beginn  der  Konferenz 
einen  weiteren  Sieg  errungen!  — 
§  6.  Die  Verhandlungen  in  der  Subkommission. 
Die  Verhandlungen  begannen  damit,  daß  die  Vertreter  der 
einzelnen  Konferenzmächte  deren  grundsätzliche  Anschauungen 
zu  der  Schiedsgerichtsfrage  auseinandersetzten  und  sich  insbe- 
sondere über  die  Art  und  Weise  der  Einführung  der  obligar 
torischen  Schiedsgerichtsbarkeit  in  die  Haager  Konvention  und 
damit  in  das  allgemeine  Völkerrecht  äußerten.  Die  bei  dieser 
Gelegenheit  gehaltenen  Beden  gehören  zweifellos  zu  den  inter- 
essantesten Episoden  der  Konferenz,  so  daß  ich  es  mir  nur 
höchst  ungeme  versage,  wenigstens  deren  wesentlichsten  Inhalt 
hier  wiederzugeben.  Zu  ihrer  Charakterisierung  darf  hier 
gleich  vorweg  genommen  werden,  daß  sie  alle  auf  einen  Grund- 
ton gestimmt  waren:  sämtliche  Redner  waren  einhellig  in  der 
Anerkennung  des  Prinzips  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit. Ich  muß  mich  hier,  wie  gesagt,  auf  Andeutungen 
beschränken. 

Zunächst  entwickelte  der  holländische  Delegierte  Asser 
die  Notwendigkeit  für  die  zweite  Konferenz,  für  die  Aus- 
breitung der  obligatorischen  Schiedsgerichtsidee  zu  arbeiten  \). 

^)  Sitznsg  vom  16.  7.  07.  Asser  yerbreitete  sich  dabei  insbesondere 
anch  über  den  Wert  der    Ehren-   und    Interessenklansel.     Darob    dlesdbe 
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Der  allgemeine  Schiedsvertrag  werde  natürlich  nur  ein 
Minimnm  enthalten  können,  aber  die  einzelnen  Staaten  seien 
nicht  verhindert,  daneben  ein  radikaleres  System  anzunehmen 
oder  zu  behalten. 

In  einer  sehr  bemerkenswerten  Ansprache  begründete  der 
portugiesische  Delegierte  Marquis  de  Soveral  die  Vor- 
schläge seiner  Regierung.  Der  geeignete  Moment,  von  dem 
Bourgeois  gesprochen  habe,  sei  jetzt  gekommen,  um  im  Haag 
eine  Sachlage  zu  sanktionieren,  die  seit  1899  ein  Charakter- 
merkmal der  internationalen  Beziehungen  geworden  sei.  Man 
stehe  heute  angesichts  des  Netzes  von  Schiedsverträgen  einem 
fait  accompU  gegenüber.  Der  jetzige  Art.  16  wirke  geradezu 
retardierend  auf  die  späteren  Abmachungen.  Sein  Text  müsse 
in  Einklang  gebracht  werden  mit  dem  gegenwärtigen  Zustand 
der  internationalen  Beziehungen.  Aber  man  müsse  auch  einen 
Schritt  vorwärts  machen  und  für  bestimmte  Fälle  das  obliga- 
torische Prinzip  unbedingt  annehmen.  Der  Redner  sc&loß  mit 
dem  Hinweis,  daß  eine  große  Sache  es  wert  sei,  auch  einige 
kleine  vorübergehende  Interessenopfer  zu  bringen,  deren  über- 
triebene Verteidigung  die  Erreichung  des  Zieles  verhindern 
könnte.  Bei  der  Sanktionierung  des  obligatorischen  Schieds- 
prinzips  könnten  die  Einen  etwas  zu  gewinnen,  die  Anderen 
etwas  zu  verlieren  haben,  aber  man  dürfe  weder  diese  ephemeren 
Gewinne  noch  diese  vielleicht  minimalen  Verluste  im  Auge 
liaben,  sondern  nur  die  wesentlichen  Interessen.  Wenn  man 
wirklich  vom  Wert  und  Bedeutung  der  Schiedsgerichtsbarkeit 


nehme  man  mit  der  einen  Hand  wieder,  was  man  mit  der  anderen  zu  geben 
scheine,  so  daß  der  Zweifel  berechtigt  sei,  ob  man  Angesichts  dieser  Reserren 
überhaupt  von  einer  wirklichen  Verpflichtung  sprechen  könne.  Waram  wolle 
man  Streitigkeiten,  die  wesentliche  Interessen  berühren,  vom  Schiedswege 
aasschließen  ?  Sei  denn  eine  motivierte  Entseheidong  von  onparteüschen  and 
gewissenhaften  Richtern  nach  gerichtUcher  Verhandlang  and  Prüfung  nicht 
der  blinden  Gewalt  vorzuziehen,  um  so  mehr,  als  die  vitalen  Interessen  heute 
vorwiegend  ökonomische  seien  und  durch  einen  Krieg  Millionen  und  MilUarden 
zerstört  werden?  In  WirkUchkeit  wüßten  die  Staaten  dies  auch  sehr  wohU 
sie  wollten  mit  den  Reserven  nur  sagen,  daß  sie  bei  gewissen  Streitigkeiten 
frei  bleiben  wollen,  obschon  sie  dieselben  tatsächlich  vielleicht  sehr  gerne- 
im  Rechtswege  regeln  werden. 
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für  die  Gerechtigkeit  und  den  Weltfrieden  überzeugt  sei,  dann 
dürfe  man  nicht  zögern,  einer  so  schönen  Sache  dasjenige  zu 
opfern,  was  unsere  Interessen  und  persönlichen  Gesichtspunkte 
untergeordnet  erscheinen  lasse,  sobald  man  sie  von  oben  her 
aus  einiger  Entfernung  betrachte. 

Auch  der  schwedische  Delegierte  von  Hammarskjöld 
führte  aus,  daß  jetzt  der  Moment  gekommen  sei,  um  einen 
Schritt  vorwärts  zu  machen.  Man  brauche  Etappen  auf  diesem 
Wege,  üebereilung  und  Uebertreibung  seien,  zusammen  mit 
dem  falschen  Idealismus,  der  sich  in  Phrasen  gefalle,  die 
schlimmsten  Feinde  des  gesunden  Fortschritts.  Das  Wesent- 
liche sei,  durch  ein  gemeinsames  Abkommen  das  obligatorische 
Prinzip  für  bestimmte  Fälle  von  praktischer  Bedeutung  anzu- 
erkennen, selbst  wenn  diese  Fälle  anfangs  wenig  zahlreich  seien. 
Keinesfalls  dürfe  man  den  Bogen  zu  straff  spannen.  Anderseits 
könne  Widerspruch  gegen  die  so  begrenzten  Fälle  nur  von  solchen 
Seiten  kommen,  die  die  Idee  überhaupt  bekämpfen  wollten,  die 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  universell  zu  gestalten. 

Die  Rede  des  serbischen  Delegierten  Milovanovikh 
ging  davon  aus,  daß  die  Hauptaufgabe  der  Konferenz  sei,  eine 
möglichst  große  Zahl  von  Konflikten  der  gewaltsamen  Lösung 
zu  entziehen,  indem  man  Wege  eröffne,  die  deren  friedliche 
Lösung  sichern.  Die  jetzt  zu  erreichende  Etappe  müsse  die 
sein,  dem  Schiedshof  bestimmte  Kompetenzen  zu  erteilen,  also 
die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  einzuführen.  Wollte 
man  diesen  Schritt  nicht  tun,  dann  wäre  die  Konferenz  ver- 
früht; sie  würde  dann  den  Vorwurf  verdienen,  nicht  nur 
keinen  Fortschritt  in  der  Entwicklung  des  internationalen 
Eechts  gebracht,  sondern  auch  den  bereits  allenthalben  offen  zu 
Tage  getretenen  Tendenzen,  den  tatsächlich  bereits  erreichten 
Fortschritten  nicht  genügend  Rechnung  getragen  zu  haben. 
Der  serbische  Vertreter  befürwortete  dann  eine  ausschließlich 
positive  und  limitative  Aufzählung  der  Fälle  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit,  während  er  die  negative  Formulierung 
durch  Reserven  verwarf.  Dadurch  werde  man  das  Gefühl  für 
Gerechtigkeit  in  den  internationalen  Beziehungen  entwickeln 
und  ein  größeres  Zutrauen  in  die  Prinzipien  und  Institutionen 
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des  internationalen  Rechts  einflößen.     Erst  dann  werden   die 
Staaten  sagen  können:  „Es  gibt  Richter  im  Haag''. 

Skeptisch  war  der  griechische  Delegierte  Streit^  ob- 
schon  er  erklärte,  sich  aufrichtig  allem  anzuschließen,  was 
gesagt  worden  sei  ^).  Er  erinnerte  vor  allem  an  die  russischen 
Vorschläge  von  1899,  die  er  für  besonders  geeignet  hielt,  um 
mit  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  einen  Anfang  zu 
machen.  Streit  betonte  insbesondere  auch  die  Unentbehrlichkeit 
dfer  üblichen  Klauseln. 

Der  norwegische  Delegierte  Lange  erklärte,  jeden 
Vorschlag  zu  unterstützen,  um  die  Schiedssprechung  ausge- 
dehnter und  obligatorischer  zu  gestalten.  Das  Werk  von  1899 
verlange  eine  Fortsetzung,  die  zweite  Konferenz  müsse  die 
Lücken  in  der  Haager  Konvention  ausfüllen.  Die  offen- 
kundigste derselben  sei  das  Fehlen  jeder  Verpflichtung  für  die 
Staaten  zur  Anrufung  des  Schiedshofs.  Zwar  habe  die  Kon- 
vention ihre  Bedeutung  bewiesen,  indem  sie  der  Ausgangspunkt 
einer  neuen  Entwicklung  geworden  sei,  aber  die  seither  abge- 
schlossenen Verträge  können  nicht  den  Abschluß  dieser  Ent- 
wicklung bedeuten.  Diese  Schaffung  lediglich  partikulären 
Rechts,  diese  Unmenge  von  diplomatischen  Instrumenten  sei 
auch  keineswegs  praktisch.  Ein  einziges  universelles  oder 
wenigstens  allgemeines  Vertragsinstrument  wäre  bei  weitem 
vorzuziehen.  Der  geeignete  Moment,  von  dem  Zorn  gesprochen 
habe,  scheine  jetzt  gekommen  zu  sein.  Im  übrigen  sei  klar, 
daß  die  in  der  Schiedsfrage  fortschrittlich  gesinnten  Staaten 
voraussichtlich,  im  Interesse  der  Einstimmigkeit  beim  Abschluß  des 
universellen  Schiedsvertrags,  einen  Teil  ihrer  Hoffnungen  würden 
opfern  müssen,  aber  sie  seien  nichtsdestoweniger  frei,  unter 
sich  einen  gemeinsamen  obligatorischen  Schiedsvertrag  abzu- 
schließen und  so  eine  Schiedsunion  zu  bilden  mit  einem  aus- 
gedehnteren Anwendungsgebiet,  als  dem  in  der  universellen 
Konvention  sanktionierten.  Vorläufig  handle  es  sich  darum, 
eine  mittlere  Form  zu  finden,  die  das  Minimum  von  Be- 
schränkungen   mit    dem    Maximum    von    beitretenden    Staaten 

^)  Sitzung  vom  18.  7.  07.  Die  logische  Argamentation  Streits  war 
teilweise  etwas  anfechtbar. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  n.  ÖffenÜ.  Recht.    XVII.  36 
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vereinige.  Die  Schaffung  einer  solchen  Schiedsunion  würde 
einen  wichtigen  Fortschritt  gegenüber  dem  jetzigen  Zustand 
bedeuten.  Zusammen  mit  den  zahlreichen  Spezialverträgen 
würde  sie  durch  die  fortschrittlichen  Prinzipien,  auf  die  sie 
gegründet  wäre,  den  Weg  der  Zukunft  weisen. 

Auch  der  Delegierte  der  Vereinigten  Staaten  ChoaU 
betonte,  daß  bei  aller  grundlegenden  Bedeutung  der  Konferenz- 
ergebnisse von  1899  doch  die  seither  verflossenen  Jahre  deutlich 
die  Notwendigkeit  gezeigt  haben,  noch  einen  weiteren  Schritt 
vorwärts  zu  machen,  um,  so  weit  die  menschliche  Intelligenz 
dazu  fähig  sei,  den  Krieg  durch  das  Schiedsgericht  zu  ersetzen. 
Seine  Hoffnung  auf  das  Zustandekommen  des  von  den  amerika- 
nischen Staaten  gewünschten,  möglichst  wirksamen  und 
vollendeten  allgemeinen  Schiedsvertrags  werde  unterstützt  durch 
den  Hinweis  von  Bourgeois,  daß  die  vielen  Separatschieds- 
verträge  es  wünschenswert  und  möglich  erscheinen  lassen,  sich 
zur  Unterzeichnung  eines  gemeinsamen  Vertrags  zusammen- 
zutun, der  einen  Fortschritt  bedeute,  indem  er  gleichzeitig  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  auf  eine  universelle  Basis  stellen  würde. 
Es  scheine  keine  Vernunftgründe  zu  geben,  weshalb  die 
Staaten  die  Wahrung  ihrer  Interessen  nicht  dem  Schiedshöfe 
sollten  anvertrauen  können,  nachdem  sie  einzeln  bereits  dahin- 
gehende Verträge  abgeschlossen  haben.  Es  erscheine  nicht 
logisch,  daß  die  Staaten,  die  zu  diesem  Zwecke  Einzelvertrage 
abgeschlossen  haben,  sich  nicht  auch  gemeinsam  sollten  ins  Ein- 
vernehmen setzen  können,  um  gemeinschaftlich  denselben  Schritt 
zu  tun.  Das  Projekt  der  Vereinigten  Staaten  enthalte  einen  da- 
hingehenden Vorschlag,  durch  den  der  Wunsch,  der  in  der  ganzen 
Welt  nach  einem  solchen  Vertrage  bestehe,  befriedigt  werde. 
Man  werde  auf  diese  Weise  viel  dazu  beitragen,  um  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit zu  befestigen,  die  an  die  Stelle  des  fürchterlichen 
Schiedsrichters  Krieg  zu  setzen  die  Völker  von  Jahr  zu  Jahr 
eifriger  bemüht  seien. 

Ich  übergehe  einige  weitere  Redner,  die  sich  sämtlich 
warm  befürwortend  aussprachen  —  so  insbesondere  der  Ver- 
treter  Uruguays    Castro^\    der  sich   den    am   weitesten 

1)  Die  Rede  Castros  enthält  verschiedene  bemerkenswerte  Oesichtspnnkte« 
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gehenden  Vorschlägen  anschloß,  und  der  Vertreter  Ecuadors 
Rendon,  der  hervorhob,  daß,  wenn  der  Friede  der  Normal- 
zustand zwischen  den  Staaten  sei,  das  Schiedsgericht  auch  die 
normale  Lösung  der  vorkommenden  Konflikte  darstellen  müsse  ~, 
um  mich  der  Rede  des  deutschen  Delegierten  Freiherm 
Marschall  von  Bieberstein  zuzuwenden,  die  hier  besonderes 
Interesse  beanspruchen  darf  und  auf  die  ich  daher  etwas  näher 
eintreten  möchte,  indem  ich  sie  zum  größten  Teil  wörtlich 
wiedergfebe  ^) : 

,Die  Kommisaion  ist  mit  einer  ganzen  Beihe  von  Vorschlägen  befaßt, 
die  in  mehr  oder  minder  großem  Umfange  die  Schiedsgerichtsbarkeit  obUga- 
torisch  zu  machen  bezwecken.  Auf  der  ersten  Konferenz  hat  der  deutsche 
Vertreter  im  Namen  seiner  Regierang  erklärt,  daß  die  bisherigen  Erfahrungen 
in  dieser  Frage  nicht  ausreichten,  um  die  Verpflichtung  eines  obUgatorischen 
Schiedsgerichts  zu  übernehmen.  Acht  Jahre  sind  seitdem  vergangen,  und  die 
Erfahrung  auf  diesem  Gebiete  ist  in  erhebUchem  Maße  gewachsen.  Die  Frage 
ist  andererseits  im  Schöße  der  deutschen  Regierung  Gegenstand  eingehender  und 
fortgesetzter  Studien  gewesen.  Auf  Qrund  dieser  Arbeiten  und  infolge  des 
günstigen  praktischen  Ergebnisses  in  EinzelfäUen  ist  die  deutsche  Regierung 
im  Prinzip  dem  Gedanken  der  obligatorischen  Schiedssprechung  heute 
günstig.  Sie  hat  die  Aufrichtigkeit  dieser  Ueberzeugung  bekräftigt  durch 
den  Abschluß  zweier  permanenter  Schiedsverträge,  mit  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten,  die  sich  auf  alle  Streitfragen  juristischer  Art  oder  über  die 
Auslegung  von  Staatsverträgen  beziehen.  Wir  haben  außerdem  in  allen  in 
letzter  Zeit  abgeschlossenen  Handelsverträgen  die  obligatorische  Schiedsklausel 
für  gewisse  Fragen  aufgenommen,  und  wir  haben  die  feste  Absicht,  den  mit 
Abschluß  dieser  Verträge  einmal  beschrittenen  Weg  weiter  zu  verfolgen. 
Im  Laufe  unserer  Debatten  hat  man  auf  die  erfreuliche  Tatsache  hingewiesen, 
daß  eine  Reihe  von  anderen  allgemeinen  und  obligatorischen  Schiedsverträgen 
zwischen  verschiedenen  Staaten  abgeschlossen  ist  Es  ist  dies  unzweifel- 
haft ein  wahrer  Fortschritt,  dessen  Verdienst  der  ersten  Friedenskonferenz 
zukommt  Es  wäre  aber  doch  ein  Irrtum,  zu  glauben,  daß  eine  allgemeine 
Schiedsklausel,  die  von  zwei  Staaten  festgestellt  wurde,  ohne  weiteres 
als  Modell  oder  sozusagen  als  Formular  für  einen  Weltvertrag  dienen 
könnte.  Die  Lage  ist  doch  in  beiden  Fällen  eine  verschiedene.  Zwischen 
zwei  Staaten,  die  einen  allgemeinen  obligatorischen  Schiedsvertrag  abschließen, 
ist  das  Gebiet  der  möglichen  Streitfragen  für  die  beiden  Kontrahenten  über- 
sehbar. Es  ist  umschrieben  durch  eine  Reihe  konkreter  Momente,  die  sich 
aus  der  geographischen  Lage  der  Staaten,  aus  ihren  finanziellen  und  ökono- 
mischen Verhältnissen,  sowie  aus  den  historischen  Traditionen,  die  sich  zwischen 
ihnen  gestaltet  haben,   ergeben.    In  einem  Vertrage,  der  alle  Staaten  der 

1)  Sitzung  vom  23.  7.  07. 
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Welt  umfassen  würde,  fehlen  diese  konkreten  Momente,  lud  infolgedessen  ist, 
selbst  auf  dem  beschränkten  Gebiete  der  juristischen  Fragen,  die  Mdglidikeit 
von  Streitfragen  jeder  Art  hier  unbegrenzt.  Daraus  folgt,  daß  eine  allgemeine 
Schiedsklausel,  die  zwischen  zwei  Staaten  die  gegenseitigen  Rechte  und 
Pflichten  mit  genügender  Klarheit  feststellt,  in  einem  Weltyertrag  zu  allgemein 
und  elastisch  und  infolgedessen  unanwendbar  sein  kann. 

Wenn  wir  aber  vor  der  Welt  die  Flagge  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit hissen,  so  bedarf  es  einer  Schiedsklausel,  die  dieser  Flagge 
Ehre  macht  und  klar  und  zweifelsfrei  den  obligatorischen  Charakter  feststellt. 
Ohne  dies  würden  wir  uns  dem  Vorwurf  aussetzen,  daß  wir  Versprechungen 
machen,  die  wir  nicht  halten  können,  und  daß  wir  eine  Formel  an  Stelle 
einer  Wirklichkeit  bieten,  üeberdies  bestände  die  Oefahr,  daß  man,  statt 
eine  Streitfrage  zu  schlichten,  vielmehr  dadurch  noch  neue  Streitfragen 
über  Umfang  und  Anwendung  des  Vertrages  schaffen  würde.  Das  wäre  ein 
wenig  erwünschtes  Ergebnis  bei  einer  Einrichtung,  die  den  Zweck  hat,  inter- 
nationale Streitfälle  beizulegen.  Um  dieser  Gefahr  zu  entgehen,  ist  es 
notwendig,  zuvor  von  Grund  aus  die  Frage  zu  prüfen,  ob  die  Kategorien 
von  Streitfällen,  die  man  der  allgemeinen  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit unterwerfen  will,  auch  wirklich  auf  diesem  Wege  geregelt  werden 
können. 

Man  ist  darüber  einverstanden,  daß  Streitfragen,  die  ihren  Grund  in 
politischen  Interessen  haben  und  der  juristischen  Basis  ermangeln,  nicht  ins 
Gebiet  der  Schiedsgerichtsbarkeit  fallen,  deren  Grundlage  die  Regelung  iDte^ 
nationaler  Streitfälle  auf  dem  Rechtswege  ist  Derartige  Streitfälle  gehören 
vielmehr  in  das  Gebiet  der  Vermittlung.  Die  Berufung  an  das  Schieds- 
gericht kann  regelmäßig  erfolgen  für  einen  bereits  entstandenen  Streit, 
und  die  Schiedsrichter  müssen  geleitet  sein  von  den  Gesichtspunkten  der 
Billigkeit  und  des  allgemeinen  Wohls.  Es  verbleiben  also  nur  die  Streitfragen 
rein  juristischer  Natur.  Hier  muß  man  wieder  unterscheiden  zwischen  d&k 
Streitfällen  außerhalb  des  Vertragsrechts  und  denjenigen  über  Auslegung  und 
Anwendung  der  internationalen  Verträge.  Wir  haben  keine  grundsätzlicben 
Bedenken  gegen  das  Prinzip  der  obligatorischen  Schiedssprechung  in  diesen 
Fällen,  weder  nach  der  einen  noch  nach  der  anderen  Seite.  Aber  einige  all- 
gemeine Einschränkungen  müssen  gemacht  werden.  In  zweifacher  Richtung 
muß  das  Prinzip  eine  Einschränkung  finden.  Einmal  vertragen  geringfügige 
Sachen  den  Weg  der  Schiedsgerichtsbarkeit  nicht.  In  den  Beziehung^  der 
Staaten,  besonders  von  Nachbarstaaten,  tauchen  fast  täglich  zahlreiche  Strei^ 
fragen  über  die  Würdigung  tatsächlicher  und  rechtlicher  Fragen  auf,  die  eine 
verschiedene  Beurteilung  finden.  Heute  werden  alle  diese  kleinen  Streitfragen 
freundschaftlich  in  gegenseitigem  Einverständnis  geregelt.  Es  erscheint  in 
keiner  Weise  wünschenswert,  daß  dieser  Stand  der  Dinge  ersetzt  werde  durd 
ein  System,  das  jedem  Staat  gestatten  würde,  den  anderen  auf  Grund  einer 
formellen  Vereinbarung  wegen  solcher  Streitigkeiten  vor  einen  Schiedsgericbts- 
hof  mit  seinem  langen  und  kostspieligen  Verfahren  zu  schleppen.  Das  hieße 
eine  kleine  Differenz  groß  machen,  statt  sie  zu  schlichten. 
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Andererseits  gibt  es  jaristische  Streitfragen,  die  gerade  wegen  ihrer 
großen  Bedentang  sich  ffir  die  obligatorische  Schiedssprechnng  nicht  eignen. 
Selbst  die  begeistertsten  Anhänger  der  Schiedsgerichtsbarkeit  geben  zn,  daß 
eine  Streitfrage  der  Schiedssprechnng  dann  nicht  nnterworfen  werden  kann, 
wenn  Ehre,  Lebensinteressen,  Unabhängigkeit  des  Staates  in  Frage  stehen. 
Ein  Antrag  der  brasilianischen  Delegation  fügt  noch  hinzu:  , Streitfragen,  die 
die  Einrichtungen  des  Staates  oder  dessen  innere  Gesetzgebung  betreffen*. 
Was  alle  diese  Formeln  charakterisiert,  ist  ihre  Elastizität.  Diese  ist  so 
groß,  daß  sie  in  einem  Staatsvertrag,  der  ftir  eine  größere  Anzahl  von 
Staaten  gilt,  nnyermeidlich  zu  einer  yerschiedenen  Interpretation  und  zu 
zahlreichen  Zweifeln  Anlaß  bieten  müßte.  Offenbar  um  diese  Schwierigkeiten 
zu  überwinden,  enthalten  die  meisten  der  der  Konferenz  vorgelegten  Vorschläge 
die  Bestimmung,  daß  die  Entscheidung  über  diesen  Punkt  ausschließlich  dem 
Staate  gehört,  der  diese  Einwendung  erhebt.  Und  in  der  Tat  könnte  man 
niemals  von  einem  Staate  das  Zugeständnis  verlangen,  daß  ein  Dritter  über 
seine  Ehre  und  seine  Lebensinteressen  entscheide.  Indem  ich  völlig  aner- 
kenne, daß  diese  Vorbehalte  einen  unerläßlichen  Bestandteil  einer  allgemeinen 
Schiedsklausel  bilden,  kann  ich  mir  doch  nicht  verhehlen,  daß  sie  mit  der 
Idee  eines  obligatorischen  Schiedsgerichts  wenig  in  Einklang  stehen.  Im 
übrigen  verschwindet  aber  selbst  der  Anschein  einer  zweiseitigen  Verpflichtung, 
wenn  nach  Maßgabe  der  Verfassung  die  Entscheidung  über  die  Anwendung 
der  Schiedsklausel  im  einzelnen  Fall  nicht  Sache  der  Regierung,  sondern 
eines  gesetzgebenden  Körpers  ist.  Man  hat  zugunsten  der  erwähnten  Vorschläge 
geltend  gemacht,  daß  sie  die  Schiedssprechnng  noch  „mehr  obligatorisch '^ 
machen.  Ich  will  die  interessante  Frage  nicht  untersuchen,  ob  in  juristischen 
Dingen  das  Wort  , obligatorisch'  noch  einen  Komparativ  verträgt  Schon  das 
römische  Becht  betrachtet  als  unversöhnliche  Feinde  die  „obligatio"  und  die 
.yfnera  facultas".  Aber  selbst  wenn  ich  diese  juristischen  Bedenken  beiseite 
lasse,  könnte  ich  doch  in  keinem  Falle  zugeben,  daß  die  neue  uns  vorge- 
schlagene Fassung  zwingender  wäre,  als  die  bestehende.  Im  Gegenteil.  Die 
feierliche  Erklärung  der  Mächte  in  der  Konvention  von  1899,  daß  die  Schieds- 
sprechnng das  wirksamste  und  zugleich  billigste  Mittel  ist,  Streitigkeiten  zu 
ordnen,  hat  nach  meiner  Meinung  eine  viel  stärkere  moralische  Kraft  zu- 
gunsten der  Schiedssprechung,  als  eine  die  ganze  Welt  umfassende  Vorschrift, 
die  zwar  dem  Scheine  nach,  aber  nicht  in  Wirklichkeit  obligatorisch  ist,  und 
die  infolgedessen  nicht  die  allgemeine  Kraft  und  Achtung  finden  würde,  um 
den  großen  Gedanken  der  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten 
zu  verwirklichen. 

Die  Bemerkungen,  die  ich  Ihnen  zu  machen  die  Ehre  hatte,  haben  uns 
zu  der  üeberzeugung  geführt,  daß  es  am  besten  gewesen  wäre,  den  gegen- 
wärtigen Art.  16  der  Konvention  von  1899  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Frage, 
ob  es  ein  beschränktes  Gebiet  von  Fragen  gibt,  für  die  man  ohne  jeden  Vor- 
behalt die  obligatorische  Schiedssprechung  einführen  könnte,  wird  zu  prüfen 
sein.     Auf  dem  weiten   Gebiete   der  internationalen  Beziehungen,  die   den 
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Gegenstand  von  Verträgen  unter  den  Staaten  bilden,  gibt  es  ohne  Zweifel 
solche,  die  in  keiner  Weise  die  Ehre  oder  die  wesentlichen  Interessen  berühren 
und  für  die  demgemäß  die  obligatorische  Schiedssprechnng  ohne  jede  Ein- 
schränknng  eingeführt  werden  könnte.  Es  handelt  sich  hier  also  lediglich 
dämm,  die  Frage  zu  klären,  ob  für  dieses  Gebiet  vielleicht  die  obligatorische 
und  allgemeine  Schiedssprechnng  eingeführt  werden  könnte.  Man  hätte 
dabei  in  erster  Linie  an  die  sogenannten  Weltverträge  zu  denken,  die  für 
alle  Staaten  oder  wenigstens  für  eine  große  Anzahl  von  solchen  verpflichtend 
sind.  Dahin  gehören  z.  B.  die  Post-  und  Telegraphenverträge,  die  Verträge 
zum  Schutze  der  unterseeischen  Kabel,  zur  Verhütung  des  Zusammenstoßes 
von  Schiffen  auf  See,  die  Vertigo  zum  Schutze  des  literarischen,  künstle- 
rischen und  gewerblichen  Eigentums  und  die  Haager  Verträge  über  das 
internationale  Privatrecht. 

Einer    dieser    Verträge,     der    Weltpostvertrag,     enthält  bereits     die 
obligatorische   Schiedsklausel.      Wenn   man  die  Frage  der  Einführung  der 
Schiedsgerichtsbarkeit   für  diese  Weltverträge   prüfen  wird,   wird  man  im 
Auge  behalten   müssen,    daß   die   Gleichmäßigkeit   ihrer  Anwendung   durch 
widersprechende  Schiedssprüche  gefährdet  werden  könnte.     Ein  solches  Er- 
gebnis wäre  zweifellos  im  Widerspruch  mit  dem  Gedanken,  der  beim  Abschluß 
dieser  Verträge  maßgebend  war.    Man  müßte  also  auf  Mittel  bedacht  sein« 
um  diese  Eventualitäten  zu  vermeiden.    Man  muß  femer  im  Auge  behalten  den 
Unterschied   zwischen  denjenigen  Verträgen,   die  ausschließlich  Rechte  und 
Pflichten  der  Regierungen  feststellen,  und  solchen  Verträgen,  die  rechtlidie 
Beziehungen  der  Untertanen  regeln  und  deren  Anwendung  in  die  Zuständig- 
keit der  ordentlichen  Gerichte  fällt.    Dazu  gehören  besonders  die  Verträge 
über  das  gewerbliche  Eigentum  und  über  das  internationale  Privatrecht    In 
bezug  auf  die  allgemeinen  Verträge  und  ebenso  auf  diejenigen  zwischen  zwei 
Staaten,  die  technische  Fragen  betreffen,  wäre  zu  prüfen,  ob  es  möglich  ist 
die  Lösung  von  Streitfällen,  die  aus  ihnen  hervorgehen,  einem  Schiedsgericht 
zu  überlassen,  und  ob  es  sich  empfiehlt,  immer  dasselbe  Verfahren  einzuhalten. 
Nach  unserer  Meinung  könnte  man   damit  kaum  in  allgemeiner  Weise  den 
Haager  Schiedshof  befassen,   da  er  ja  unter  seinen  Mitgliedem  keine  Tech- 
niker hat  von  hinreichender  Zuständigkeit  zur  Erledigung   der  technischen 
Fragen,   deren  Entscheidung   notwendig  wäre.     Es   wird   schwer   sein,  die 
Probleme,  die  sich  nach  dieser  Richtung  ergeben,  zu  entscheiden  ohne  Zu- 
ziehung von  Spezialisten  und   ohne   eine  aufmerksame  Prüfung  von  seilen 
derjenigen  Regiemngen,  die  an  den  einschlägigen  Konventionen  beteiligt  sind. 
In  bezug  auf  diejenigen  Verträge,   die  nur  zwischen   zwei  Staaten  abge- 
schlossen sind,  wird  man  vielleicht  schließlich  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß 
man  es  den  beteiligten  Regiemngen  überlassen  muß,  zu  entscheiden,  ob  die 
aus  solchen  Verträgen  herrührenden  Streitigkeiten  der  Schiedssprechnng  zu 
unterwerfen  sind  und  in  welcher  Weise  diese  Schiedssprechnng  zu  organi- 
sieren ist. 

Ich  habe  mir  erlaubt,   Ihnen  die  Punkte  zu  bezeichnen,  die  die  Anf- 
merksamkeit    der   Kommission   und    insbesondere    des   Redaktions-Komitees 
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gebieterisch  erheischen.  Aber  ich  lege  Wert  darauf,  zu  erklären,  daß  wir 
bereit  sind,  gewissenhaft  und  unparteiisch  alle  Vorschläge  zu  prüfen,  die 
schon  gemacht  sind  and  etwa  noch  gemacht  werden.  Man  wird  mir  ohne 
Zweifel  einwenden,  man  erwarte  yon  der  Konferenz  nicht  juristische  Debatten, 
sondern  einen  wirklichen  Fortschritt.  Das  ist  auch  meine  Meinung.  Aber 
was  die  obligatorische  Schiedssprechung  betrifft,  so  gentigt  es  nicht,  ein 
Prinzip  aufzustellen,  sondern  man  muß  auch  die  Einzelheiten  regeln,  um  die 
Anwendung  zu  sichern.  Um  eine  Metapher  anzuwenden,  es  genügt  nicht,  eine 
„tnaison  mondiale^  mit  einer  schönen  Fassade  herzustellen,  sondern  man 
muß  auch  dafür  sorgen,  daß  die  Länder  der  Welt  darin  gut  und  in  Eintracht 
wohnen  können.  Die  Konferenz  wird  dafür  yerantwortlich  sein.  Und  wenn 
unsere  gewissenhaften  Erwägungen  über  das  Prinzip  der  obligatorischen 
Schiedssprechung  nicht  dazu  gelangen  sollten,  ein  Ergebnis  zu  finden,  das 
ganz  den  durch  die  Berufung  der  Konferenz  erweckten  Hoffnungen  entspricht, 
so  könnten  wir  doch  jedenfalls  in  dieser  schwierigen  Frage  einen  erheblichen 
Schritt  nach  vorwärts  tun." 

Von  den  nachfolgenden  Rednern  sei  noch  der  schweize- 
rische Delegierte  Carlin  hervorgehoben^),  der  erklärte,  keine 
prinzipiellen  Bedenken  gegen  die  eingelangten  Projekte  zu 
haben,  unter  denen  er  dem  amerikanischen  den  Vorzug  geben 
würde,  sowie  der  englische  Delegierte  Sir  Edward  Fry,  der 
betonte,  daß  er  die  Schwierigkeiten  keineswegs  übersehe,  die 
sich  in  den  Weg  stellen,  wenn  man  der  Diskussion  der  univer^ 
seilen  Schiedsgerichtsbarkeit  näher  trete,  aber  in  aller  Er- 
kenntnis dieser  Schwierigkeiten  sei  er  doch  glücklieh,  mitteilen 
zu  können,  daß  England  dem  Prinzip  der  universellen  Schieds- 
gerichtsbarkeit, das  die  Projekte  Portugals  und  der  Vereinigten 
Staaten  hervorgerufen  habe,  vollkommen  beipflichte.  Englands 
Erfahrungen  auf  diesem  Gebiet  gehörten  zu  den  größten,  und 
es  finde,  daß  die  Zeit  gekommen  sei,  um  einen  Schritt  vorwärts 
zu  tun  auf  dem  Wege  zum  Abschluß  eines  allgemeinen  Vertrags. 
Man  werde  sagen,  daß  ein  solcher  Vertrag  bedeutungslos  sei, 
da  das  dadurch  geschaffene  „vinculum  juris'^  schwach  und 
unbestimmt  sei.  Aber  die  Nationen  werden  nicht  allein  durch 
juristische  Konklusionen  geleitet,  noch  auch  lediglich  durch 
„vincula  juris''  geeinigt.  Nach  seiner  Meinung  werde  ein 
solcher  Vertrag  eine  große  Bedeutung  in  der  Geschichte  haben 
als  der  Kollektivausdruck  des  Gewissens  der  zivilisierten  Welt.. 


1)  Sitzung  vom  27.  7.  07. 
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Auch  der  österreichisch-ungarische  Delegierte  von 
Merey  sprach  sich  zugunsten  des  obligatorischen  Prinzips 
aus.  Wenn  auch  die  Verpflichtung  angesichts  der  Vorbehalts- 
klauseln keine  streng  juristische,  sondern  eher  eine  moralische 
sei,  so  wolle  er  doch  den  Wert  dieser  moralischen  Verpflichtung 
durch  Konstatierung  dieses  Unterschiedes  nicht  herabsetzen.  Er 
werde  dem  Abschluß  eines  Weltvertrags  beistimmen  und  sei 
auch  bereit,  die  Reserven  für  einzelne  Kategorien  fallen  zu  lassen. 

§  7.    Die  Verhandlungen  im  Comite  d'examen. 

Wenn  die  Kundgebungen  in  der  Subkommission  quasi  ein 
Vorspiel  gewesen  waren,  das  den  Vertretern  der  einzelnen  Mächten 
Gelegenheit  gab,  zu  unserer  Frage  prinzipielle  Stellung  ein- 
zunehmen, so  begannen  nun  im  Comite  d'examen  die  eigentlichen 
Arbeiten.  Vorerst  mußten  zu  diesem  Zwecke  die  zahlreichen 
eingelangten  Propositionen  gesichtet  und  für  die  Beratungen  in 
eine  gewisse  Reihenfolge  gebracht  werden.  Das  Komitee  be- 
schloß, mit  denjenigen  Vorschlägen  zu  beginnen,  die  am  weitesten 
gingen,  die  das  Anwendungsgebiet  für  die  obligatorische  Schieds- 
gerichtsbarkeit am  weitesten  ausdehnen  wollten^). 

Für  alle  Streitigkeiten  ohne  Einschränkung  wollten  insbe- 
sondere Dänemark  und  die  Dominikanische  Republik  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  anerkennen.  Man  trat  jedoch  in  eine  Dis- 
kussion dieser  Frage  gar  nicht  ein,  da  diese  von  keiner  Seite  ge- 
wünscht wurde  und  auch  aussichtslos  gewesen  wäre.  Nach  Lage 
der  Dinge  mußte  es  vielmehr  ohne  weiteres  als  selbstverständlich 
erscheinen,  daß  die  Konferenz  das  Prinzip  der  allgemeinen  obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit  ohne  Reserven  nicht  akzeptieren 
werde.  Darüber  waren  sich  auch  diejenigen  Staaten  im  klaren, 
die  ihrerseits  gerne  bereit  gewesen  wären,  weiter  zu  gehen. 

Auch  ein  nach  einzelnen  Richtungen  zwar  einerseits  ziemlich 
weitgehender,  anderseits  aber  sehr  viele  Reserven  aufzählender 


^)  Bemerkenswert  ist  die  FeststeUung  des  Komitee,  daß  die  Tatsacbe 
der  Unterwerfung  unter  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  an  sich  noch 
in  keiner  Weise  die  Unterwerfung  unter  ein  bestimmtes  Schiedsgericht  inTol- 
yirc,  also  auch  nicht  unter  den  permanenten  Schiedshof. 


Die  zweite  Haager  Friedenskonferenz.  555 

Vorschlag  Brasiliens  wurde«  vom  Komitee  als  unpraktisch 
verworfen^). 

Damit  kam  man  zu  den  Projekten,  die  von  Portugal, 
Serbien  und  Schweden  eingereicht  waren,  und  die  eine 
gewiße  Verwandtschaft  miteinander  aufwiesen,  insofern  als  sie 
nicht  nur  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  prinzipiell 
unter  Vorbehalt  gewisser  Reserven  einführen  wollten,  sondern 
als  sie  daneben  auch  eine  Liste  von  Fällen  aufzählten,  in  denen 
die  Unterwerfung  unter  die  Schiedsgerichtsbarkeit  eine  unbedingte 
sein  sollte. 

Der  Vorschlag  Portugals  ging  mittelbar  auf  die  russischen 
Vorschläge  vom  Jahre  1899  zurück,  die  damals  vom  Komitee 
in  etwas  abgeänderter  Form  genehmigt  und  später  von  der 
Londoner  Interparlamentarischen  Konferenz  im  Jahre  1906  in 
etwas  modifizierter  Form  wieder  aufgenommen  worden  waren 2). 
Diese  Vorschläge  hatten  sich  seiner  Zeit  durch  ihre  besondere 
Zweckmäßigkeit  ausgezeichnet.  Ihre  Annahme  war  bekanntlich 
im  Jahre  1899  einzig  an  dem  Widerstände  Deutschlands  gescheitert. 

Es  sei  gleich  erwähnt,  daß  sich  an  die  Vorschläge  der  drei 
gedachten  Staaten,  die  zum  Teil  während  der  Beratungen  noch 
Umarbeitungen  erfuhren,  später  insbesondere  noch  eingehende 
Vorschläge  der  Vereinigten  Staaten  und  Englands  ge- 
sellten, die  dann  im  Laufe  der  Verhandlungen  ihrerseits  auch 
noch  mehrfach  Abänderungen  erlitten.  Die  späteren  Projekte 
lehnten  sich  jeweilen  an  die  früheren  an  und  suchten  nur  den 
in  der  Diskussion  hervorgetretenen  Meinungen  gerecht  zu  werden. 
Wir  können  uns  natürlich  hier  nicht  bei  diesen  einzelnen  Zwischen- 
projekten aufhalten.  Vielmehr  müssen  wir  im  wesentlichen  dahin 
streben,  uns  die  Ergebnisse  aller  dieser  sehr  weitschichtigen 
Verhandlungen  vor  Augen  zu  halten. 

Ich  muß  daher  auch  davon  absehen,  die  Einwendungen,  die 
gegen  diese  verschiedenen  Vorschläge  erhoben  wurden,  sowie 
die  Widerlegungen,  die  diese  Einwendungen  erfuhren,  hier  im 
einzelnen  wiederzugeben,  weil  dies  ein  Eintreten  auf  alle  die 

^)  Alle  diese  Projekte  sind  den  Sitznngsprotokollen  als  Beilagen  bei- 
gegeben.   Sie  können  hier  natürlich  nicht  wiedergegeben  werden. 

3)  Dieselben  sind  abgedruckt  in  meinem  „Verfahren''  S.  628,  641  n.  552. 
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einzelnen,  zum  Teil  recht  weit  hergeholten,  Streitfragen  bedingen 
würde-,  das  zwar  juristisch  vom  höchsten  Interesse  wäre, 
anderseits  aber  in  diesem  Zusammenhange  einen  zu  bedeutenden 
Raum  in  Anspruch  nehmen  würde.  Vielmehr  kann  ich  aus  der 
Debatte  nur  einzelne  Episoden  herausgreifen.  Im  ganzen,  das 
sei  vorweggenommen,  waren  die  geäußerten  Bedenken  mehr 
theoretischer  und  juristisch-formaler  Natur.  lieber  das  Prinzip 
schien  man  sich  ja  auf  der  Konferenz  ebenso  einig  zu  sein,  w^ie 
über  die  hauptsächlichsten  Richtungen,  in  denen  dasselbe  in  die 
Praxis  übertragen  werden  könne.  Aber  in  demselben  Maße,  in 
dem  man  begann,  auf  Einzelfragen  einzutreten,  fing  die  Diskussion 
an,  sich  auf  einer  immer  breiteren  Basis  zu  bewegen,  sodaß 
man  zeitweise  von  einer  Diskussion  der  vorliegenden  Projekte 
ganz  abkam,  und  sich  in  mehr  akademischen  Erörterungen  er- 
ging, die  die  gerade  zu  lösenden  praktischen  Fragen  eigentlich 
kaum  noch  berührten. 

Die  Bedenken  gingen  hauptsächlich  von  Deutschland 
aus.  Bereits  in  der  Sitzung  vom  6.  8.  07,  also  so  ziemlich  im 
Anfang  der  Verhandlungen,  gab  der  deutsche  Vertreter  Kriege 
die  Erklärung  ab,  daß  Deutschland  keinem  der  vorliegenden 
Projekte,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  für  Rechtsstreitigkeiten  auf 
universeller  Basis  obligatorisch  zu  gestalten,  seine  Zustimmung 
geben  könne.  Es  herrsche  darüber  Einstimmigkeit,  daß  es  auch 
unter  den  Rechtsstreitigkeiten  solche  gebe,  die  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit entzogen  werden  müssen,  nämlich  diejenigen,  die 
Ehre,  Unabhängigkeit  und  vitale  Interessen  der  Staatei^  betreffen. 
Die  Frage,  ob  ein  Streit  unter  diese  Kategorie  gehöre,  müsse 
jeder  Staat  in  der  vollen  Unabhängigkeit  seiner  Souveränität 
beantworten.  Dadurch  werde  aber  der  obligatorische  Charakter 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  kompromittiert,  und  die^se  Kom- 
promittierung müsse. sich  notwendigerweise  in  demselben  Maße 
verschärfen,  in  dem  die  Zahl  der  kontrahierenden  Staaten  zu- 
nehme. Bei  einem  von  der  Gesamtheit  der  Staaten  abgeschlossenen 
Vertrage  würden  die  in  den  Vorbehaltsklauseln  enthaltenen  Ele- 
mente der  Ungewißheit  derartige  sein,  daß  nur  der  Name  einer 
Obligation  übrig  bleiben  würde.  Auch  könnten  die  Verfassungs- 
bestimmungen gewisser  Staaten  jedem  obligatorischen  Schieds- 
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vertrag  den  nach  beiden  Seiten  bindenden  Charakter  nehmen 
und  nur  gewisse  Kontrahenten  binden.  Die  Annahme  der  der 
Konferenz  unterbreiteten  Vorschläge  würde  daher  nur  einen 
scheinbaren  Fortschritt  ergeben.  Die  Anrufung  des  Schieds- 
gerichts würde  nur  der  Form,  aber  nicht  dem  Wesen  nach 
obligatorisch  sein. 

Von  österreichischer  Seite  wurde  angesichts  der  her- 
vorgetretenen Schwierigkeiten  der  Vorschlag  gemacht,  eventuell 
den  bisherigen  Art.  16  aufrecht  zu  erhalten,  aber  ihn  noch  durch 
eine  besondere  Empfehlung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  er- 
gänzen. Im  übrigen  war  aber  die  österreichische  Vertretung 
einem  obligatorischen  Schiedsvertrag  nicht  abgeneigt,  falls  sich 
einigermaßen  Einstimmigkeit  darüber  herstellen  ließ. 

Von  russischer  Seite  wurde  an  die  Vorschläge  des 
Jahres  1899  erinnert.  Es  müsse  zunächst  das  allgemeine  Prinzip 
zum  Ausdruck  gelangen  und  dann  müßten  die  Staaten  die  Fälle 
bezeichnen,  in  denen  die  üblichen  Reserven  in  Wegfall  kommen 
könnten.  Uebereinstimmend  äußerte  Bourgeois^  die  wesentliche 
Frage  sei  1907  wie  1899  die,  ob  es  Fälle  gebe,  für  die  die 
Staaten  im  voraus  feststellen  können,  daß  sie  weder  Ehre  noch 
vitale  Interessen  berühren. 

Die  von  deutscher  Seite  erhobenen  Bedenken,  die  sich  im 
übrigen  teilweise  schon  aus  der  oben  wiedergegebenen  Rede  des 
Freiherm  Marschall  von  Bieberstein  ergeben  und  auf  die  seitens 
der  deutschen  Vertretung  wiederholt  zurückgekommen  wurde, 
wurden  im  Komitee  sehr  eingehend  geprüft. 

So  verlor  man  zunächst  sehr  viel  Zeit  mit  der  Frage,  welche 
Wirkung  und  Tragweite  man  dem  Schiedssprüche  geben  solle, 
wenn  der  Streit  die  Auslegung  eines  von  mehreren  Staaten  ab- 
geschlossenen Vertrags,  z.  B.  eines  Weltvertrags,  zum  Gegen- 
stande habe.  Für  die  Streitteile  sei  er  natürlich  bindend.  Ob 
aber  auch  für  die  •  übrigen  Vertragskontrahenten  ?  Man  dürfe 
die  Möglichkeit  nicht  zugeben,  daß  ein  und  derselbe  Vertrag 
verschiedene  Auslegungen  erhalte,  da  dies  notwendigerweise  zu 
einer  Auflösung  der  Weltunionen  führen  müsse  (!).  Es  sei  nicht 
richtig,  daß  ähnliche  Schwierigkeiten  schon  heute  bei  der  fakul- 
tativen Schiedsgerichtsbarkeit  existierten,  weil  hier  die  Anrufung 
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derselben  vom  Willen  der  Staaten  abhänge  (?).  Sie  handelten 
hier  in  der  Freiheit  ihrer  Souveränität  und  seien  einzig  Richter 
über  die  Opportunität  ihrer  Handlungen,  während  bei  Einführung 
der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  die  Konferenz  sich 
selbst  für  die  fatalen  Folgen  verantwortlich  machen  würde, 
die  sich  an  diese  knüpfen  könnten.  Daher  müsse  sie  ein  Mittel 
finden,  um  die  Schwierigkeiten  zu  heben,  zu  denen  dieses  Prinzip 
Veranlassung  geben  könne. 

Um  diesem  Bedenken  zu  begegnen,  wurden  verschiedene, 
zum  Teil  nicht  gerade  besonders  glückliche  Lösungen  vor- 
geschlagen. Daneben  wurde  dasselbe  von  verschiedenen  Seiten 
aber  auch  kritisch  beleuchtet.  Fusinato  schlug  vor,  ein  Schieds- 
spruch über  Gültigkeit  oder  Auslegung  eines  Vertrags  solle 
dieselbe  Wirkung  haben,  wie  dieser  Vertrag  selbst  und  müsse 
ebenso  beachtet  werden,  vorbehaltlich  der  wohlerworbenen 
Rechte.  Die  Streitteile  sollten  den  Entscheid  sofort  den  übrigen 
Vertragsmächten  zur  Kenntnis  bringen,  die  sich  über  die  An- 
nahme dieser  Interpretation  schlüssig  zu  machen  hätten.  Mangels 
Annahme  sollten  nur  die  Streitteile  gebunden  sein.  Asser  be- 
tonte gegenüber  verschiedenen,  zweifellos  ungeeigneten  Lösungs- 
versuchen mit  Recht,  daß  der  Gegenstand  bereits  im  Art.  56 
der  alten  Konvention  eine  Regelung  gefunden  habe,  von  Martens 
hob  mit  Recht  hervor,  daß  ein  Schiedsspruch  stets  nur  die 
Parteien  binden  könne.  Ebenso  wurde  von  österreichischer 
Seite  verlangt,  man  solle  feststellen,  daß  ein  Schiedsspruch  nur 
für  die  Streitteile  Wirkungen  habe  und  keinerlei  interpretativen 
Charakter  besitze,  sondern  lediglich  den  konkreten  Streitfall 
schlichte.  Von  verschiedenen  Seiten  wurde  mit  Recht  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  angebliche  Schwierigkeit  keineswegs  nur  beim 
obligatorischen  Schiedsgericht  vorhanden  sei,  sondern  daß  genau 
dieselben  Fragen  bei  der  fakultativen  Schiedsßprechung  auf- 
tauchen können.  Der  Weltpostvertrag  enthalte  die  obligatorische 
Schiedsklausel,  ohne  jemals  zu  Schwierigkeiten  Veranlassung 
gegeben  zu  haben.  Sogar  der  bisherige  Art.  16  könnte  im 
Grunde  dieselben  Befürchtungen  hervorrufen.  In  Wirklichkeit 
werde  die  Einführung  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit 
gerade  im  Gegenteil  die  Wirkung  haben,   eine  neue  Garantie 
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für  Gerechtigkeit  und  gleichmäßige  Interpretation  zu  schaffen. 
An  Stelle  der  vielen  Mittel  trete  dann  das  eine  Mittel  der 
Schiedssprechung.  Im  übrigen  stehe  ja  aber  auch  gar  nichts 
im  Wege,  daß  die  Signatarmächte  eines  Weltvertrages  die 
Wirkungen  desselben  im  voraus  festlegen.  In  diesem  Sinne 
äußerten  sich  u.  a.  Renault,  d*Oliveira,  Hammarskjöld, 
Schließlich  wurde  sogar  ein  besonderes  Subkomitee  eingesetzt, 
das  nach  einer  Formel  zur  Lösung  dieser  Frage  suchen  sollte  ^). 

Auch  mit  dem  weiteren  deutschen  Einwand,  daß  die  Ver- 
träge oft  Stipulationen  enthalten,  die  die  Parteien  zur  Ergreifung 
bestimmter  administrativer  oder  gesetzgeberischer  Maßregeln 
verpflichten,  und  daß  sich  insbesondere  im  letzteren  Falle 
Schwierigkeiten  ergeben  könnten,  befaßte  sich  das  Komitee 
längere  Zeit.  Danach  würden  die  Staaten  in  eine  delikate 
Lage  kommen,  wenn  der  Schiedsspruch  ihnen  eine  gesetzgeberische 
Reform  auferlege,  die  durch  Opposition  des  Parlaments  unmöglich 
gemacht  werde.  Die  Verantwortlichkeit  der  Konferenz  wäre 
groß,  wenn  sie  so  unlösbare  Schwierigkeiten  schaffen  würde. 
Sie  könne  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  nicht  ein- 
führen, ohne  vorher  die  Probleme  zu  lösen,  zu  denen  sie  Ver- 
anlassung gebe. 

Hiergegen  wurde  namentlich  von  Bourgeois,  de  Beaufort, 
Benault  richtig  eingewendet,  daß  dieselben  Schwierigkeiten  sich 
ja  bei  jedem  fakultativen  Schiedsgericht  ergeben  könnten.  Im 
Augenblick,  wo  das  Kompromiß  gezeichnet  sei,  werde  jedes 
Schiedsgericht  obligatorisch,  obschon  keiner  der  beteiligten 
Staaten  die  Entschließungen  der  gesetzgebenden  Faktoren  im 
voraus  kennen  und  die  Ratifikationen  versprechen  könne. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  u.  a.  auch  die  Frage  auf- 
geworfen, ob  die  Weigerung  eines  Parlaments,  eine  Gesetzes- 
vorlage, in  Uebereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  eines 
Schiedsspruches,  anzunehmen,  als  ein  Fall  von  force  majeure 
betrachtet  werden  könne.  Dieser  Auffassung  neigten  von  Martens 
und  Lammasch  zu;  der  Staat  könne  so  wenig  wie  das  Indi- 

^)  Das  dort  erzielte  Resultat  entspricht  mit  einigen  Modifikationen 
dem  Art.  16f.  des  Projektes,  das  yon  der  Kommission  später  angenommen 
wurde  and  das  unten  abgedruckt  ist. 
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viduum  zu  Unmöglichem  verpflichtet  sein.  Sie  wurde  aber, 
meines  Erachtens  mit  Recht,  bekämpft  von  Renault,  welcher 
keinen  Fall  von  force  majeure  zulassen  wollte,  der  es  einem 
Staate  gestatten  würde,  sich  seiner  internationalen  Verpflich- 
tungen zu  entledigen.  Die  Unterscheidungen,  die  die  einzelnen 
Regierungen  zwischen  den  verschiedenen  Organen  machen,  ans 
denen  sich  die  Regierung  eines  Landes  zusammensetzt,  be- 
treffen die  innere  Organisation  des  Staates,  aber  sie  ver- 
schwinden nach  außen.  Dritten  gegenüber.  Bei  der  gegen- 
teiligen Auffassung  könnten  die  Regierungen  unter  Umstanden 
zu  Komplizen  der  gesetzgebenden  Faktoren  werden,  indem  sie 
diese  zur  Verwerfung  der  Bestimmungen  veranlassen  könnten, 
deren  £rlaß  der  Schiedsspruch  ihnen  auferlege.  Dieser  Meinung 
pflichteten  auch  Freiherr  Marschall  von  Bieberstein,  Drago, 
Fusinato  bei.  Ein  Staat  dürfe  sich  einer  internationalen  Ver- 
pflichtung nicht  entziehen,  indem  er  sich  auf  ein  internes 
Hindernis  berufe. 

Italienischersei ts  wurde  gegenüber  dem  deutschen 
Einwand  insbesondere  noch  darauf  hingewiesen,  daß  das  Gegen- 
mittel eben  in  der  vertragsmäßigen  Beschränkung  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit gelegen  sei,  da  die  Staaten  sich  ja  die  Zu- 
stimmung der  gesetzgebenden  Faktoren  schon  vor  der  Ratifikation 
der  Schiedsverträge  sichern  könnten. 

Ein  ferneres  vorgebrachtes  Bedenken  war  das  folgende.  Man 
müßte  die  Fälle,  wo  administrative  und  gesetzgeberische  Maßregeln 
zu  ergreifen  seien,  von  dem  weiteren  Falle  auseinanderhalten, 
wo  die  Interpretation  der  Verträge  zu  Fragen  führe,  die  in  die 
Kompetenz  der  nationalen  Gerichte  fallen.  Welches  sei  in 
diesem  Falle  das  Verhältnis  zwischen  den  Entscheiden  dieser 
Gerichte  und  den  Schiedssprüchen?  Das  Schiedsgericht  stelle 
keine  Appellationsinstanz  gegenüber  der  nationalen  Gerichts- 
barkeit dar.  Werde  es  also  nicht  auch  hier  der  Intervention 
der  Parlamente  bedürfen,  um  dem  Schiedsspruch  Rechtskraft  zu 
verleihen?  Freiherr  Marschall  von  Bieberstein  fand,  daß 
auch  hier  eine  große  Schwierigkeit  bestehe.  Man  könne  nicht 
erwarten,  daß  ein  Parlament  eine  Bestimmung  annehmen  werde, 
derzufolge   einem   Schiedssprüche  gesetzliche  Kraft  im  Lande 
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zukomme.  Das  wäre  gewissermaßen  eine  Abdankung.  Die 
Frage  bleibe  daher  bestehen,  ob  der  Staat  sich  angesichts  einer 
parlamentarischen  Opposition  auf  force  majeure  berufen  und 
sich  seinen  Verpflichtungen,  der  Erfüllung  des  Schiedsspruchs, 
entziehen  könne.  Er  glaube  dies  nicht;  denn  das  würde  sonst 
zu  großen  Verwicklungen  in  den  internationalen  Beziehungen 
führen.  Wenn  man  aber  stipuliere,  daß  die  Schiedsgerichts- 
barkeit ausgeschlossen  sei  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  darum 
handle,  über  die  von  der  nationalen  Gerichtsbarkeit  getroffenen 
Entscheide  zu  urteilen,  so  statuiere  man  eine  neue  Reserve 
gegenüber  dem  obligatorischen  Schiedsgerichtsprinzip. 

Lammasch  bemerkte  demgegenüber,  das  Problem  sei  in 
Wirklichkeit  nicht  so  schwer  zu  lösen,  wie  es  auf  den  ersten 
Blick  vielleicht  den  Anschein  habe.  Der  Schiedsspruch  habe 
keine  rückwirkende  Kraft,  sondern  gebe  nur  für  die  Zukunft 
eine  Auslegung  des  Vertrags.  Er  habe  Rechtskraft  infolge  der 
Unterzeichnung  des  Kompromisses.  So  lange  der  Vertrag  nicht 
gekündigt  sei,  werde  daher  eine  Parlamentsintervention  nicht 
nötig  sein.  Auch  könnte  man  ja  in  den  Verträgen  stipulieren, 
daß  die  Staaten  im  voraus  den  authentischen  Charakter  der 
durch  die  Schiedssprüche  gegebenen  Interpretationen  anerkennen. 
Im  übrigen  werde  es  wohl  selten  vorkommen,  daß  Schiedssprüche 
eine  Modifikation  der  internen  Gesetzgebung  nach  sich  ziehen 
würden.  Dieser  Ansicht  waren  auch  Fu^inato  und  Milo- 
vanovitch.  Letzterer  betonte,  daß,  wenn  wirklich  einmal  Konflikte 
zwischen  Exekutive  und  Legislative  entstehen  sollten,  man  ja 
den  dazu  Anlaß  gebenden  Vertrag  schlimmstenfalls  immer  noch 
künden  könnte.  Im  übrigen  sei  aber  die  öffentliche  Meinung, 
der  oberste  Richter  in  dieser  Materie,  der  Schiedsidee  keineswegs 
so  ungünstig,  um  die  Befürchtung  zu  rechtfertigen,  daß  diese 
Notwendigkeit  so  leicht  eintreten  werde.  Hämmarskjöld  und 
d'OUveira  bemerkten,  offenbar  mit  vollem  Recht,  daß  die  hier 
hervorgehobenen  Schwierigkeiten  überhaupt  beim  gesamten 
Völkerrecht  vorhanden  seien.  Die  Normen  desselben  seien  eben 
nun  einmal  in  Ermangelung  äußerer  Sanktionen  unvollkommene. 
Aber  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  sei  nicht  nur 
weit  davon  entfernt,  neue  Schwierigkeiten  zu  den  vorhandenen 
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hinzuzufügen,   sondern   sie  werde   im  Gegenteil   die  Wirkung 
haben,  die  bestehenden  Schwierigkeiten  abzuschwächen. 

Barbosa  führte  weiter  aus,  die  Staaten  könnten  allerdings 
keine  Verträge  unterzeichnen,  die  in  Widerspruch  mit  den 
fundamentalen  Prinzipien  der  nationalen  Gesetzgebung  seien, 
der  Schiedshof  dürfe  keine  Revisionsinstanz  für  die  nationalen 
Gerichte  werden ;  man  könne  nicht  zugeben,  daß  die  Entscheide 
der  letzteren  nicht  definitiv  seien.  Auf  der  anderen  Seite  müsse 
man  sich  aber  doch  auch  fragen,  ob  es  äberhaupt  zulässig  sei^ 
daß  die  Schiedssprüche  für  die  Zukunft  statuieren  sollen.  Bisher 
habe  man  in  der  Schiedssprechung  lediglich  eine  Art  der 
Regelung  für  schwebende  Streitigkeiten  gesehen.  Wenn  ein 
Konflikt  entstanden  sei,  so  hätten  die  Streitteile  im  Schieds- 
spruch ein  Mittel  der  gütlichen  Verständigung  gesucht.  Man 
habe  die  Schiedssprechung  lediglich  als  äußerstes  Mittel  zur 
Lösung  einer  Streitfrage,  nicht  aber  als  Präjudiz  für  künftige 
Fälle  angesehen.  Es  bestehe  eine  unüberbrückbare  Kluft 
zwischen  diesem  gegenwärtig  geltenden  Begriff  und  demjenigen, 
der  solche  neue  Wirkungen  mit  dem  Schiedssprüche  verbinden 
wolle.  Die  Schiedsgerichte  würden  danach  nicht  mehr  Urteile 
fällen,  sondern  eigentliche  Gesetze  für  die  betreffenden  Länder 
erlassen. 

Ebenso  suchte  Renault  in  durchaus  zutreffender  Weise  wie- 
der auf  den  eigentlichen  Schiedsgerichtsbegriff  zurückzukommen, 
indem  er  einen  Vergleich  zwischen  der  nationalen  und  der 
internationalen  Justiz  zog.  So  gut  wie  auf  nationalem,  so  gut 
werde  man  auch  auf  internationalem  Boden  analoge  Mittel 
finden,  um  nötigenfalls  einer  mißbräuchlichen  Interpretation  der 
Verträge  entgegenzutreten.  Auf  höhere  Gewalt  dürfe  man  sich 
bei  Versagen  des  Parlaments  keinesfalls  berufen.  Wenn  ein 
Staat  verurteilt  sei,  dann  liege  eine  internationale  Obligation 
vor  und  diese  laste  auf  der  Totalität  der  staatlichen  Gewalten. 
Im  übrigen  sei  die  Mitwirkung  des  Parlaments  gar  nicht  immer 
nötig,  um  einem  Schiedsspruch  Rechtskraft  zu  verleihen.  Es 
genüge,  daß  die  gesetzgebende  Gewalt  den  obligatorischen 
Schiedsvertrag  genehmigt  habe,  damit  sie  zur  Annahme  der 
Interpretationen  des  Schiedsgerichts  verpflichtet  sei. 
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Die  Frage  wurde  dann  noch  in  einem  besonderen  Sub- 
komitee  erörtert,  das  die  zutage  getretenen  Bedenken  dadurch 
zu  beschwichtigen  suchte,  daß  es  die  obligatorische  Schieds- 
gerichtsbarkeit auf  die  die  Interpretation  oder  Anwendung  von 
Verträgen  betreffenden  Streitfragen  limitierte,  „en  tant  qu'elles 
se  rifh'ent  ä  des  engagements  gut  doivent  £tre  directement 
ex^cut^s  par  les  Gouvernements  ou  par  ses  organes  admir 
nistratifs^.  Diese  Lösung  erweckte  ihrerseits  Bedenken. 
Drago  wandte  ein,  wenn  man  stipuliere,  daß  Verträge,  die  der 
richterlichen  Interpretation  unterliegen,  der  Schiedsgerichts- 
barkeit entzogen  werden,  man  ihr  nur  die  administrativen 
Fragen  unterwerfe,  die  meist  politischer  Natur  seien.  Hammar- 
skjöld  wiederholte:  „ün  Etat  qui  a  assum^  des  obligations 
contraciuelles  est  responsable  dans  la  totaJit^  de  ses  pouvoirs 
et  dait  a^ssurer  Vex^cution  du  Tratte  par  Vinterm^diaire  de 
tous  ses  organes^.  Auch  Milovanomtch  machte  eine  Reihe 
von  nicht  ungegründeten  Einwendungen  gegen  diese  neue  Ein- 
schränkung der  Schiedsgerichtsbarkeit,  die  weder  aus  juristischen 
noch  aus  praktischen  Gründen  geboten  sei.  Man  gelange  auf 
diesem  Wege  dazu,  die  Justizgewalt,  die  doch  nur  eine  der 
3  Hauptfunktionen  der  Souveränität  sei,  über  die  Souveränität  zu 
stellen,  der  sie  entstamme.  Auch  sei  zu  bedenken,  daß  der 
Schiedsspruch  sich  weder  über  die  Gültigkeit  noch  über  die 
Gegründetheit  des  nationalen  Bichterspruchs  äußere,  sondern 
einzig  und  allein  über  Sinn,  Tragweite,  Ausführung  oder  Ver- 
letzung der  gegenseitigen  Verpflichtungen.  Die  nationalen 
Urteile  würden  in  keiner  Weise  und  in  keinem  Falle  durch  die 
Schiedssprüche  berührt.  Und  was  die  Zukunft  anlange,  so 
hätten  sich  die  nationalen  Gerichte  nicht  dem  Schiedssprüche 
zu  fügen,  sondern  dem  Gesetz,  Dekret,  oder  der  Verordnung, 
durch  die  der  verurteilte  Staat  den  Schiedsspruch  ausführt  und 
ihm  nachkommt. 

Asser  suchte  den  Standpunkt  des  Subkomitees  in  einer 
besonderen  Denkschrift^)  zu  stützen,  die  hier  deshalb  Interesse 
bieten  dürfte,  weil  sie  einige  allgemeine  Bemerkungen  über  die 

^)  Dieselbe  ist  als  Beilage  7  den  SitzongsprotokoUen  beigegeben  und 
aoßerdem  n.  a.  im  Bericht  des  Baron  Guillaume  S.  44  abgedruckt. 
Zeitachritt  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Recht.    XVII.  37 
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Natur  des  internationalen  Schiedsgerichts  enthält,  über  die, 
wie  aus  der  Diskussion  hervorging,  unter  den  Delegierten 
Meinungsverschiedenheiten  herrschten.  Dem  Einen  zufolge  sei, 
so  führte  Asser  aus,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  dazu  bestimmt, 
für  die  Staatenstreitigkeiten  das  zu  sein,  was  die  gewöhnlichen 
Gerichte  für  die  Streitigkeiten  zwischen  Privaten  seien.  Danach 
hätte  sie  also  lediglich  die  Mission^  das  Recht  auf  einen  kon- 
kreten Fall  anzuwenden,  der  Veranlassung  zu  einem  Streit 
zwischen  2  oder  mehreren  Staaten  gegeben  habe.  Der  Schieds- 
spruch könne  also  die  Verurteilung  des  Beklagten  zur  Folge 
haben,  eine  gewisse  Handlung  zu  begehen  oder  zu  dulden,  eine 
Summe  Geld  zu  zahlen  etc.,  oder  aber  eine  Bestimmung  über 
die  Landesgrenzen  oder  eine  sonstige  konkrete  Regelung,  mit 
Bezug  auf  die  eine  Meinungsverschiedenheit  entstanden  sei. 
Wenn  die  Auslegung  eines  Vertrags  in  Frage  sei,  so  werde  sie 
mit  Bezug  auf  einen  konkreten  Fall  gegeben.  Wenn  der  gleiche 
Streit  später  in  einem  andern  Fall  entstehe,  so  seien  die  neuen 
Schiedsrichter  frei,  nach  ihrer  juristischen  Ueberzeugung  zn 
entscheiden,  der  Präzedenzfall  binde  sie  nicht,  vorausgesetzt 
daß  nicht  die  exceptio  rei  iudicatae  gegeben  sei.  Mit  anderen 
Worten:  das  Schiedsgericht  fälle  so  wenig  ein  Urteil,  das 
Gesetzeskraft  für  die  Zukunft  habe,  wie  die  nationalen  Gerichte 
dies  tun.  Nach  dieser  Auffassung  könne  das  Schiedsgericht 
nur  in  solchen  Fällen  zur  Anwendung  kommen,  wo  die  Staaten 
selbst  Streitteile  seien  und  wo  es  sich  darum  handle,  ein  Urteil 
mit  Bezug  auf  ihre  gegenseitigen  Verpflichtungen  zu  erhalten 
oder  mit  Bezug  auf  ihre  staatlichen  Rechte,  die  entweder  ans 
Verträgen  oder  aus  sonstigen  völkerrechtlichen  Quellen  herrühren. 
Man  müsse  also  unterscheiden  zwischen  den  vertragsmäßigen 
Abmachungen,  durch  die  ein  Staat  sich  zu  unmittelbaren 
Leistungen  gegenüber  einem  andern  Staat  oder  seinen  Ange- 
hörigen verpflichte,  und  den  andern  Fällen,  wo  er  sich 
lediglich  verpflichte,  bestimmten,  in  einem  Vertrage  enthaltenen 
Bestimmungen  Gesetzeskraft  zu  verleihen.  Mit  Bezug  auf  diese 
letzteren  Fälle  habe  der  Staat  die  ihm  vertragsmäßig  obliegende 
Pflicht  erfüllt,  sobald  die  betreffende  Bestimmung  in  der  ver- 
fassungsmäßig  vorgeschriebenen    Form    Gesetzeskraft   erlangt 
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habe  (sei  es  nun  durch  die  Ratifikation  des  Vertrages  selbst, 
nach  Genehmigung  durch  das  Parlament,  wo  diese  erforderlich 
sei,  oder  sei  es  durch  Einfügung  der  Bestimmungen  in  ein  Landes- 
gesetz). Die  Auslegung  dieser  Bestimmungen,  die  ein  Bestand- 
teil der  Landesgesetzgebung  geworden  seien,  falle  dann  in  die 
Kompetenz  der  nationalen  Gerichte;  für  ein  Schiedsgericht  sei 
hier  kein  Raum.  Ein  Schiedsspruch  würde  einem  Urteil  des 
nationalen  Richters  die  Kraft  nicht  nehmen  können.  Ein  Schieds- 
gericht würde  nicht  angerufen  werden  können,  um  einer  solchen 
Bestimmung  eine  offizielle  Auslegung  mit  Gesetzeskraft  für  die 
Zukunft  zu  geben.  —  Nach  der  andern  zutage  getretenen 
Auffassung  habe  das  Schiedsgericht  gerade  umgekehrt  die  Auf- 
gabe, für  die  Zukunft  zu  legifei  leren  in  dem  Sinne,  daß  seine 
Urteile  als  Ergänzungen  der  Verträge  zu  betrachten  seien.  Bei 
dieser  Auffassung  stehe  nichts  im  Wege,  ein  Schiedsgericht 
auch  über  einen  Streit  anzurufen,  der  zu  einem  Urteil  der 
nationalen  Gerichte  geführt  habe.  Die  Schiedsrichter  ständen, 
bei  aller  Rücksicht  auf  das  für  den  konkreten  Fall  ergangene 
nationale  Urteil,  in  diesem  Falle  an  Stelle  der  Kontrahenten 
selbst  und  ergänzten  den  Vertrag  durch  ihren  Schiedsspruch, 
der  die  Kraft  eines  Zusatzprotokolls  besitze.  —  Asser  führte 
nun  aus,  daß  man  sich  bei  Einführung  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  in  das  aUgemeine  Völkerrecht  selbstver- 
ständlich mit  der  ersteren  beschränkteren  Auffassung  über  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  begnügen  müsse.  — 

Ich  habe  gerade  diese  Episode  aus  den  Verhandlungen 
herausgegriffen,  weil  sie  vom  allgemein  juristischen  Standpunkte 
aus  zweifellos  die  interessanteste  ist,  wenn  schon  man  darüber 
streiten  könnte,  ob  diese  Diskussion  gerade  für  die  Verhand- 
lungen im  Haag  sehr  förderlich  gewesen  sei,  bezw.  ob  sie 
überhaupt  zum  vorliegenden  Verhanalungsgegenstande  gehörte 
und  sich  zur  Behandlung  durch  eine  internationale  Konferenz 
eignete.  Doch  ich  möchte  hier  zunächst  noch  nicht  in  eine 
Kritik  eintreten,  mir  dieselbe  vielmehr  für  den  Schlußabschnitt 
versparen. 

Zu  den  ursprünglichen  Projekten  waren,  wie  ich  schon 
angedeutet   habe,    im  Verlaufe   der  Verhandlungen    noch   ver- 
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schiedene  neue  gekommen,  so  daß  das  Komitee,  abgesehen  von 
Einzelvorschlägen,  fünf  eigentlichen  Entwürfen  bezw.  einem 
Pänfervorschlag  gegenüberstand,  der  sich  auf  Portugal, 
England,  Vereinigte  Staaten,  Serbien  und  Schweden 
zurückführte^).  Man  suchte  nun,  nachdem  man  den  erhobenen 
allgemeinen  Bedenken  glaubte  Rechnung  getragen  zu  haben,  zu 
einer  Abstimmung  über  diesen  Vorschlag  zu  gelangen,  indem 
man  artikelweise  vorging!  Das  Resultat  dieser  Abstimmungen 
war  jedoch  kein  sehr  ermutigendes,  indem  sich  auch  bei  den 
Einzelheiten  eine  große  Anzahl  von  Meinungsverschiedenheiten 
ergaben. 

Deutscherseits  wurde  daher  die  Erklärung  abgegeben, 
aus  der  Diskussion  gehe  hervor,  daß  die  Frage  noch  nicht 
reif  sei  und  daß  es  unklug  wäre,  sie  vorzeitig  lösen  zu  wollen; 
man  würde  dadurch  nur  Zwietracht  unter  den  Nationen  säen. 
Es  sei  dem  Komitee  nicht  möglich  gewesen,  die  einzelnen  in 
der  Liste  enthaltenen  Fälle  genau  zu  prüfen  und  doch  sei  eine 
solche  Prüfung  unumgänglich.  Deutschland  habe  auf  gewisse 
Schwierigkeiten  hingewiesen,  die  die  Einführung  der  obliga- 
torischen Schiedssprechung  unzweifelhaft  im  Gfefolge  haben 
werde  ^).     Keine   dieser   Fragen   sei   in  befriedigender  Weise 

^)  England  und  die  Vereinigten  Staaten  hatten  ursprOnglicb 
keine  eigenen  Vorschläge  eingereicht.  Die  letzteren  hatten  sogar  zueist 
erklären  lassen,  daß  sie  die  Schwierigkeiten  bei  einer  Uebertragung  der  Frage 
in  die  Praxis  sehr  wohl  kennen  nnd  befürchten,  daß  jeder  Vorschlag,  der 
eine  Liste  mit  anbedingten  Schiedsfällen  aufzähle,  statt  die  Sache  *zn  yerein- 
fachen,  sie  nur  komplizieren  würde.  Trotzdem  reichten  sie  am  26.  8.  07 
ebenfalls  einen  solchen  Vorschlag  ein,  der  sich,  ebenso  wie  der  englische,  eng 
an  den  portugiesischen  anschloß. 

^  Damit  wurde  auf  die  drei  oben  erörterten  Bedenken  hingewiesen: 

„1^  Des  sentences  arhitralea  contradictoires  concemant  Finter' 
prätation  des  trait^s  universels  metMcerant  Vexistence  mime  de  ces 
trait4s; 

2^  Des  sentences  arbitrales  qui  sont  en  contradictum  iwee  les 
arrSts  Judiciaires  des  tribunaux  natianaux  appeUs  ä  interpriter  et 
appliquer  les  traitäs  internationaux  crSeraient  une  Situation  impossibU: 

3^  Des  sentences  arbitrales,  portant  qu'un  Etat  doit  modifier  sa 
Ugislation  en  vertu  cTun  traitä  international,  pourraient  pravoquer 
des  conflits  serieux  avec  les  facteurs  Ugislatifs".  Vgl.  dazu  die  Komitee- 
Sitzungen  vom  19.  und  23.  8.  07. 
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gelöst  worden.  Die  deutsche  Regierung  sei  nach  wie  vor 
bereit,  Verträge  mit  der  Kompromißklausel  abzuschließen,  da 
wo  diese  geeignet  erscheine^  aber  sie  könne  nicht  in  einem 
Weltvertrage  Verpflichtungen  äbernehmeu,  deren  Tragweite  und 
Wirkungen  sich  unmöglich  übersehen  lassen. 

Die  Mehrheit  der  Delegationen  war  jedoch  für  Abstimmung. 
Portugal  verlangte,  ebenso  wie  England,  daß  das  Komitee 
sich  sofort  darüber  ausspreche,  welche  Streitfragen  weder  die 
Ehre  noch  die  vitalen  Interessen  der  Staaten  berühren  und  der 
obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  werden  können. 
Auch  der  französische  Vertreter  forderte,  daß  das  Komitee 
nicht  vor  jeder  Schwierigkeit  Halt  mache.  Die  Schwierigkeiten 
seien  groß,  aber  nicht  unüberwindlich.  Dafür  liefere  das  Ver- 
halten Englands  den  besten  Beweis.  Man  dürfe  jetzt  nicht 
mitten  in  der  Arbeit  anhalten  und  die  Früchte  der  Bemühungen 
preisgeben.  Die  geleistete,  beträchtliche  Arbeit  könne  nicht 
ohne  Früchte  bleiben.  Eine  Verständigung  sei  möglich,  die 
öffentliche  Meinung  fordere  sie.  Der  italienische  Vertreter 
machte  darauf  aufmerksam,  daß  die  Frage  der  Annahme  des 
vorgeschlagenen  Listensystems  durch  Annahme  oder  Ablehnung 
der  einzelnen  zur  Abstimmung  gelangenden  Punkte  nicht  berührt 
werden  dürfe.  Der  schweizerische  Vertreter,  der  ebenfalls 
noch  nicht  alle  einzelnen  Punkte  für  genügend  aufgeklärt  hielt, 
reichte  einen  Vermittlungsvorschlag  ein,  der  den  doppelten 
Vorzug  haben  sollte:  „i^  de  diposer  Vidie  de  Varhiirage 
obligatoire  dans  la  Convention;  20  de  pouvoir  rallier  Vunor 
nimitädes  suffrages".  Die  Regierungen  hätten  sich  nach  diesem 
Vorschlage  sukzessive  über  die  einzelnen  Punkte  einigen  können 
und  brauchten  nicht  alle  gleich  weit  zu  gehen  ^).  Der  öster- 
reichische  Vertreter   machte    sein   Votum    davon    abhängig, 


^)  Der  schweizerische  Vorschlag  ging  im  wesentlichen  dahin,  daß 
die  Mächte  eine  Anzahl  von  Streitfragen  für  besonders  geeignet  erklären, 
der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  zu  werden,  und  daß 
diejenigen  Mächte,  die  geneigt  sind,  diese  Streitfragen  oder  einen  Teil  der- 
selben dieser  Gerichtsbarkeit  zu  unterwerfen,  dies  den  andern  Mächten  durch 
Vermittlung  des  Haager  Bureaus  notifizieren.  Dieser  Vorschlag  wurde  später 
bei  der  Abstimmung  verworfen. 
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daß  wenigstens  annähernde  Einstimmigkeit  erzielt  werde.  Für 
den  Fall,  daß  das  Ergebnis  danach  negativ  oder  minimal  sein 
sollte,  behielt  er  sich  vor,  im  gegebenen  Moment  eine  Resolntion 
vorzuschlagen  :  „1^  Que  nous  sommes  d'accord  sur  le  principe, 
ä  savoir  que  VarMtrage  obligatoire  peut  itre  applique  ä 
certains  trait^s;  2^  Que  les  difficulUs  existent  dans  la 
discussion  de  certains  cos  sur  lesquels  Vaecord  n'a  pas 
encore  pu  s'etablir.  En  consäquence  la  Confirence  inviteraü 
les  Gouvernements  ä  faire  studier  la  question,  et  les  räsultats 
de  cette  ätude  seraient  ensuite  soumis  ä  un  Comite  inter- 
national restreinV^. 

Der  Präsident  Bourgeois  machte  vor  der  Abstimmung  drei 
Feststellungen.  Einmal  habe  sich  ein  gemeinsames  Gefühl 
gezeigt,  das  alle  verbinde.  Man  könne  in  der  Tat  sagen,  daß 
es  der  einstimmige  Wille  der  Mitglieder  des  Komitees  sei,  daß 
die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  .  siegreich  aus  der 
Konferenz  hervorgehe.  Alle  haben  dem  Ausdruck  verliehen 
und  Baron  Marschall  habe  dies  in  besonders  glücklicher  Weise 
getan.  Ueber  das  Prinzip  sei  man  also  einig  und  das  müsse 
man  laut  verkünden.  Zweitens  habe  die  Diskussion  die 
Schwierigkeiten  hervortreten  lassen,  die  man  von  Anfang  an 
gefühlt  habe.  Insbesondere  sei  das  System  kritisiert  worden, 
ganze  Gruppen  von  Verträgen  der  Schiedsgerichtsbarkeit  za 
unterwerfen.  Es  sei  aber  nunmehr  gelungen,  die  Gegenstände 
genau  zu  bezeichnen,  die  der  Prüfung  unterbreitet  werden 
sollen.  Man  sei  also  auch  über  den  zweiten  Punkt  einig: 
das  Problem  aufklären  und  nicht  mehr  Vertragsgruppen, 
sondern  bestimmte  Fälle  ins  Auge  fassen.  Endlich  sei  man 
auch  darüber  einig,  daß  die  obligatorische  Schiedsgerichts^ 
barkeit  mehr  und  mehr  in  die  internationale  Praxis  übertragen 
werden  müsse ;  das  ergebe  sich  heute  als  eine  moralische  Pflicht 
für  das  Verhalten  der  internationalen  Gemeinschaft.  Daher 
stelle  sich  jetzt  die  Frage  an  die  Konferenz,  ob  es  möglich 
sei,  von  nun  an  ein  Rechtsband  zwischen  den  Konferenzmächten 
für  bestimmte  Schiedsfälle  zu  schlingen. 

Die  Abstimmung  über  die  in  den  Listen  enthaltenen 
einzelnen  Schiedsfälle  ergab,  daß  in  dieser  Beziehung  keinerlei 
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Einigkeit  herrschte.  Einig  war  man  über  das  Prinzip,  üeber 
die  zwei  ersten  Artikel,  in  denen  das  obligatorische  Prinzip 
niedergelegt  ist,  in  denen  die  Reserven  aufgezählt  werden  und 
wo  bestimmt  wird,  daß  die  Staaten  selbst  über  das  Vorhanden- 
sein derselben  zu  entscheiden  haben,  hatte  man  sich  ohne  Mühe 
geeinigt.  Aber  über  die  einzelnen  Kategorien,  die  unbedingt 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterstehen  sollten,  herrschte  die 
größte  Meinungsverschiedenheit.  Das  Schicksal  des  Listen- 
systems schien  damit  besiegelt  zu  sein. 

Nunmehr  trat  die  österreichische  Delegation  mit  ihrem 
schon  angekündigten  Antrage  auf  Annahme  einer  Resolution 
auf,  wonach  die  Konferenz  erklären  sollte,  daß  sie  nach  ge- 
wissenhaftem Studium^)  sich  überzeugt  habe,  daß  gewisse, 
genau  festzusetzende  Materien  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit ohne  jede  Beschränkung  unterworfen  werden 
können,  insbesondere  diejenigen,  die  sich  auf  Auslegung  oder 
Anwendung  gewisser  Verträge  beziehen,  die  mit  in  der  portu- 
giesischen Liste  enthalten  seien.  Der  Charakter  dieser  Materien 
sei  mehr  oder  weniger  ein  technischer  (?).  Die  Frage  des 
Umfanges  und  der  Bedingungen,  unter  denen  die  obligatorische 
Schiedssprechung  einzuführen  sei,  bedürfe  daher  eines  vor- 
gängigen Studiums.  Die  Konferenz  lade  daher  die  Regierungen 
ein,  die  Frage  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  einer 
ernsthaften  Prüfung  und  einem  eingehenden  Studium  zu  unter- 
ziehen. Dieses  Studium  solle  bis  zu  einem  gewissen  Zeit- 
punkte beendet  sein,  in  dem  sich  die  Konferenzmächte  durch 
Vermittlung  der  holländischen  Regierung  gegenseitig  notifizieren 
sollten,  welche  Materien  sie  zum  Gegenstande  einer  obligatorischen 
Schiedsstipulation  zu  machen  geneigt  seien. 

Auch  die  englische  Delegation  trat  nunmehr  mit  einem 
neuen  Vorschlage  hervor,  wonach  die  für  die  obligatorische 
Schiedssprechung  geeigneten  Streitfragen   in   zwei  Kategorien 


1)  Herr  von  Merey  betonte  mit  Hecht:  „Si  nous  avons  consacri 
et  8i  nau8  consacrons  encore  un  tetnps  conaicUrable  ä  la  discussion 
de  la  question  de  Varbitrage  obligatoire,  cette  dSlibdratian  si  inter- 
essante et  approfondie  n'^tait  aucunement  stirile  et  ne  restera  pas 
Sans  räsultats." 


570  Nippold, 

zerlegt  werden  sollten.  Die  erste  Kategorie  sollte  eine  Auf- 
zählung derjenigen  Fälle  enthalten,  über  die  Einstimmigkeit 
erzielt  wäre.  Für  diese  sollte  eine  gegenseitige  Verpflichtung 
statuiert  werden^).  Die  andere  Kategorie  sollte  die  übrigen 
Materien  aufzählen,  die  zwar  an  sich  ebenfalls  geeignet  er- 
schienen wären,  aber  über  die  keine  Einstimmigkeit  zustande 
gekommen  wäre.  Ein  der  Konvention  beigefügtes  Protokoll 
mit  Liste  sollte  diese  Materien  aufzählen,  ebenso  wie  die 
Staaten,  die  die  Konvention  gezeichnet  hätten  und  die  Be- 
dingungen, unter  denen  neue  Materien  in  die  Liste  aufgenommen 
werden  könnten  2). 

Dieser  Vorschlag  ging  wesentlich  weiter  als  der  öster- 
reichische. Man  wäre  dabei  einerseits  sofort  zum  Abschluß 
eines  allgemeinen  Schiedsvertrags  gelangt,  anderseits  aber 
hätten  die  Mächte  doch  freie  Hand  behalten,  sich  entweder 
jetzt  oder  später  diejenigen  Materien  selbst  auszusuchen,  die 
sie  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterwerfen  wollten.  Jeder 
Staat  konnte  dabei  gerade  so  weit  gehen,  wie  er  wollte.  Damit 
war  der  Situation  vorzüglich  Rechnung  getragen'). 

Bevor  man  zur  Abstimmung  schritt,  wurde  von  der 
italienischen  Delegation  noch  die  Frage  angeregt,  ob  es, 
angesichts  der  zwei  verschiedenen  Systeme,  nicht  richtiger  sei, 
den  Gegenstand  nunmehr  vor  die  gesamte  Kommission  zu 
bringen.  Dem  widersprachen  aber  Bourgeois,  Fry  und  non 
MartenSy  die  darin  ein  Zugeständnis  von  Schwäche  und 
Inkompetenz  erblickten.  Das  Komitee  solle  die  Arbeit  fort- 
setzen. Die  vorhandene  Majorität  könne  ihre  Auffassung  später 
vor  der  Kommission  ebenso  verteidigen,  wie  die  Minorität  und 
dann  könne  die  Kommission  ihrerseits  entscheiden. 

Bei  der  Abstimmung  erzielte  der  österreichische  Vorschlag 
nur   8   Stimmen*),  während  die  englisch-amerikanischen  Vor- 

^)  Vgl.  dazu  den  jetzigen  Art.  16  d  des  unten  abgedruckten  Projekts. 

2)  Vgl.  dazu  Art.  16  e  des  unten  abgedruckten  Projekts,  sowie  das 
demselben  folgende  Protokoll  nebst  Liste. 

3)  Dasselbe  muß  übrigens  auch  von  dem  schweizerischen  Vorschlage 
gesagt  werden. 

^)  Die  deutsche  Delegation  sprach  sich  zugunsten  des  österreichischen 
Vorschlags  aus,  der  die  Mächte  zu  einer  ernsten  Prüftmg  dieser  schwierigen 
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schlage  immerhin  10  Stimmen  auf  sich  vereinigt  hatten.  Dieses 
wenig  befriedigende  Resultat  —  im  Komitee  waren  18  Staaten 
vertreten  —  veranlaßte  nunmehr  den  italienischen  Ver- 
treter Grafen  TomielU  seinerseits  einen  Vermittlungsantrag  zu 
stellen  und  zwar  in  Form  einer  Resolution,  die  sich  im  ganzen 
an  die  von  österreichischer  Seite  vorgeschlagene  ziemlich  an- 
geschlossen hätte.  Die  Beschlußfassung  über  diesen  Antrag 
sollte  jedoch  der  Kommission  vorbehalten  bleiben. 

Der  englisch-amerikanische  Vorschlag  gelangte  darauf  zur 
zweiten  Lesung,  wobei  er  mit  13  Stimmen  gegen  4  ange- 
nommen wurde. 

Das  Ergebnis  der  Komitee- Verhandlungen  war  also,  daß 
zwei  Vorschläge  der  Kommission  unterbreitet  werden  konnten: 
Einmal  eine  Resolution,  von  der  österreichischen  Delegation 
beantragt  und  mit  8  Stimmen  angenommen,  und  sodann  ein 
Vertragsentwurf,  von  den  Delegationen  der  Vereinigten  Staaten, 
Englands,  Portugals,  Serbiens  und  Schwedens  herrührend,  und 
mit  13  Stimmen  angenommen.  Es  war  nunmehr  Sache  der 
Kommission,  zwischen  diesen  beiden  Möglichkeiten  zu  wählen. 

§  8.   Die  Verhandlungen  in  der  ersten  Kommission. 

Ich  kann  den  Bericht  über  die  Kommissionsverhandlungen 
auch  meinerseits  mit  keinen  passenderen  Worten  beginnen,  als 
mit  denen,  die  Baron  Guillaume  an  der  Spitze  seines  Berichts 
bringt:  „La  question  de  Varbitrage  ohligatoire  ,  .  ,aiti reprise 
par  la  Premiere  Commission  avec  une  hauteur  de  vties,  une 
^loquence  et  une  science  juridique  atixqtieUes  il  m'est  un 
devoir  de  rendre  ici  un  4clatant  hommage,  Cest  avec  un 
vMiable  sentiment  de  regret  que  je  me  vois  prive'  ,  ,  .  de  la 
Satisfaktion  de  reproduire  ici  in  extenso  les  discours  .  .  .". 
Die  beiden  Sitzungen  vom  5.  10.  07  insbesondere  gehörten  zu 
den  hervorragendsten  der  ganzen  Konferenz. 


Frage  auffordere.  „Le  Gouvernetnent  Alletnand  non  seulement  est  tout 
disposä  ä  procdder  de  sou  c6t4  ä  cette  ätude,  mais  il  aime  ä  croire 
que  dans  un  href  delai  il  sera  en  mesure  de  presenter  des  propoaitians 
praHques  ä  ce  sujet  au  Gouvernement  des  Fays-Bas".  Vgl.  Bericht  des 
Baron  Guillaume  S.  66. 
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Den  Anfang  unter  den  Rednern  machte  der  rumänische 
Vertreter  Beldiman,  der  davon  ausging,  daß  trotz  aller  üeber- 
einstimmung  über  den  Wert  der  obligatorischen  Schiedssprechong 
man  doch  auf  zum  Teil  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stoße, 
sobald  es  sich  darum  handle,  das  Prinzip  in  die  Praxis  zu 
übertragen.  Er  rekapitulierte  die  vorgebrachten  Bedenken  und 
betonte,  man  befinde  sich  einem  völkerrechtlichen  Projekt  von 
der  größten  Wichtigkeit  gegenüber,  das  drei  schwierige  Probleme 
ungelöst  lasse.  Alle  diese  unüberwindlichen  Schwierigkeiten 
hätten  ihre  Ursache  in  einer  falschen  Auffassung  über  die  Natur 
des  internationalen  Schiedsgerichts,  von  dem  man  Resultate  ver- 
lange, die  seinem  Wesen  zuwiderlaufen.  Das  fakultative  Prinzip 
sei  eine  der  wesentlichen  Bedingungen  der  Schiedsgerichtsbarkeit, 
und  deshalb  könne  das  obligatorische  Schiedsgericht  nur  auf 
einem  sehr  beschränkten  Gebiet  Anwendung  finden. 

Der  portugiesische  Vertreter  Marquis  de  Soveral 
konstatierte  im  Gegensatz  hierzu,  daß  das  obligatorische  Prinzip 
vom  Komitee  einstimmig  anerkannt  worden  sei,  und  daß  die 
Meinungsverschiedenheiten  sich  nur  auf  die  Bedingungen  seiner 
unmittelbaren  Anwendung  bezogen.  Niemand  habe  die  Liste 
unannehmbar  gefunden.  Nur  wollten  einige  Staaten  die  Zeit 
haben,  sie  genauer  zu  studieren,  indem  sie  versprachen,  uns 
bald  das  positive  und  günstige  Ergebnis  dieses  Studiums  zu  über- 
mitteln. Das  Komitee  sei  also  nur  über  eine  Frage  der  Oppor- 
tunität und  nicht  des  Grundsatzes  geteilt  gewesen.  Und  selbst 
auf  diesem  Terrain  habe  sich  eine  interessante  Entwicklung 
vollzogen.  Beim  Beginn  der  Diskussion  seien  zunächst  alle 
Schwierigkeiten  des  Problems  hervorgetreten,  und  einige  große 
Staaten,  deren  vielfältige  und  beträchtliche  Interessen  sich  über 
alle  Teile  der  Welt  erstrecken,  hätten  einen  Augenblick  ge- 
zögert über  den  zu  verfolgenden  Weg.  Aber  in  dem  Maße,  in 
dem  die  Diskussion  fortgeschritten  sei^  und  in  dem  man  sich 
davon  Rechenschaft  gegeben  habe,  daß  diese  Schwierigkeiten, 
die  allen  völkerrechtlichen  Problemen  gemeinsam 
seien,  und  sich  keineswegs  nur  bei  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit finden,  keineswegs  die  Bedeutung  haben, 
die  man  ihnen  beilegen  wollte,  sei  ein  Gefühl  des  Vertrauens 
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auf  die  ersten  Regungen  der  berechtigten  Vorsicht  gefolgt,  und 
man  habe  England  und  die  Vereinigten  Staaten  ihre  volle  Zu- 
stimmung zu  dem  portugiesischen  Entwurf  geben  sehen.  Er 
hoffe,  dieses  große  Beispiel  werde  die  Einstimmigkeit  der 
Kommission  zur  Folge  haben.  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  gehe 
unschuldig  und  freigesprochen  aus  der  strengen  Beurteilung  her- 
vor, der  sie  das  Komitee  unterzogen  habe.  Man  möge  nicht 
sagen,  nur  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit,  nicht  aber 
die  allgemeine,  universelle  Schiedsgerichtsbarkeit  gehe  siegreich 
aus  der  Debatte  hervor.  Denn  die  gegen  diese  vorgebrachten 
Schwierigkeiten  finden  sich  auf  dem  gesamten  Gebiet 
des  Völkerrechts.  Wären  sie  begründet,  so  müßte  man 
den  Schluß  ziehen,  daß  überhaupt  keine  allgemeinen 
Verträge  in  irgend  einer  Materie  möglich  wären; 
man  müßte  die  Konferenz  schließen,  um  sie  niemals 
wieder  aüfzutun.  Aber  statt  dessen  arbeite  die  Konferenz 
seit  Monaten  an  allgemeinen  Verträgen  über  die  schwierigsten 
Fragen  des  Völkerrechts,  über  Prisengerichtsbarkeit  etc.  Sie 
engagiere  in  diesen  Verträgen  die  vitalen  Interessen  der  Mächte 
und  könne  sich  daher  doch  unmöglich  davor  scheuen,  ebenso  zu 
handeln  in  Fragen,  die  weder  die  vitalen  Interessen  noch  die 
Ehre  berühren.  Die  Schiedsverträge  seien  nichts  anderes,  als 
Versicherungen,  die  auf  der  natürlichen  Billigkeit  beruhen.  Die 
Kleinstaaten  finden  darin  dieselbe  Sicherheit,  welche  die  Groß- 
mächte vor  allem  im  Gleichgewicht  der  Kräfte  suchen  müssen. 
Deshalb  hoffe  er,  daß  insbesondere  die  kleineren  Staaten  sich 
diese  Gelegenheit  nicht  entgehen  lassen  werden,  sich  mit  den 
großen  zu  binden,  die  mit  ihnen  einen  Pakt  schließen  wollen! 
Und  diejenigen,  die  das  Ergebnis  unbedeutend  finden,  sollten 
dann  doch  wenigstens  k^ine  Hindemisse  für  seine  Bewilligung  in 
den  Weg  legen.  Die  Verantwortlichkeit  wäre  groß,  wenn  so 
viele  Anstrengungen  vergeblich  blieben. 

Der  deutsche  Vertreter  Freiherr  Marschall  von  Bieber- 
stein  erklärte  darauf  folgendes: 

«Indem  ich  das  Wort  ergreife,  um  die  Beschlüsse  des  Prüfnngsans- 
Schusses  zu  bekämpfen,  bin  ich  mir  dessen  bewußt,  daß  ich  gegen  eine  ziemlich 
starke  Strömung  schwimme. ...  Ich  spreche  nicht  von  der  Strömung,  welche 
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diese  Beschlasse  trägt,  denn  ihre  Stärke  scheint  mir  eine  mäßige  zn  sein. 
Allein  ich  befinde  mich  gegenüber  dem  im  Schöße  der  Konferenz  und  aoßerh&Ib 
mehr  oder  weniger  verbreiteten  Qedanken,  daß  die  Konferenz,  nachdem  sie 
sich  mit  einer  Reihe  von  Kriegsfragen  beschäftigt  hat,  „etwas  tan  maß''  for 
den  Frieden.  Die  Worte:  ,,man  maß  etwas  tan"  sind  mir  stets  in  Qesetz- 
gebangsangelegenheiten  höchst  antipathisch  gewesen.  ...  Ich  fürchte  ihren  Ein- 
floß noch  mehr,  wenn  es  sich  daram  handelt,  das  Völkerrecht  za  ändern,  unsere 
ebenso  interessanten  als  arbeitsreichen  Erörterungen  haben  eine  Reihe  Ton 
Problemen  and  Fragen  ohne  Lösang  gelassen,  die  meiner  Ansicht  nach 
yon  wesentlicher  Bedeatang  sind.  Die  Mehrheit  der  Kommission  hat  die 
Materie  trotzdem  für  reif  gehalten.  Ich  bin  entgegengesetzter  Meinung,  ich 
bin  in  der  Minderheit  geblieben.  Und  jetzt  will  ich  in  voller  Freiheit  das 
anverletzliche  Recht  der  Minorität  aasüben  —  die  Kritik.  Ich  werde  es 
tan  mit  am  so  größerer  Festigkeit  in  der  wohlerwogenen  Üeberzeagang. 
daß  das  Projekt,  welches  sich  in  unseren  Händen  befindet,  weder  der  Sache 
des  Friedens  noch  der  Institution  des  Schiedsgerichts  nützlich  ist. 

Die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  hat  ein  zweifaches  Aussehen. 
Sie  ist  eine  große  und  edle  Idee,  welche  mit  Eifer  von  denjenigen  vertreten 
wird,  die  sich  in  den  Dienst  des  Friedens,  der  Humanität  und  der  Zivilisation 
gestellt  haben  und  andererseits  ist  sie  ein  ziemlich  verwickeltes  Problem  für 
die  Staatsmänner  und  Juristen,  die  berufen  sind,  diese  Idee  in  die  Praxis  zn 
übertragen  und  in  Paragraphen  zu  fassen,  und  die  für  die  Wirkung  dieser 
Arbeit  verantwortlich  sind.  Das  ist  für  uns  eine  etwas  belastende  Einteilung 
der  Arbeit,  aber  man  mnß  sie  wohl  gerne  übernehmen. 

Die  Grundlage  des  Problems  ist  sehr  einfach.  Es  handelt  sich  am  die 
Stipulation,  durch  welche  die  Staaten  sich  gegenseitig  versprechen,  sich  im 
Falle  eintretender  Streitigkeiten  an  das  Schiedsgericht  zu  wenden.  Man  fragt 
sich:  welche  Nuance  will  man  durch  das  Wort  , obligatorisch'  hinzufügen? 
Alle  Verträge  sind  obligatorisch  auf  Grund  des  fast  banalen  Grundsatzes, 
daß  mäJi  seine  vertraglichen  Verpflichtungen  erfüllen  muß.  Das  Wort  .obli- 
gatorisch' muß  daher  in  Schiedssachen  eine  ganz  besondere  Stellung  haben. 
Das  ist  in  der  Tat  der  Fall.  Dieses  Wort  knüpft  sich  an  das  Geschichtliche 
der  Schiedsgerichtsbarkeit,  es  soll  eine  neue  Etappe  kennzeichnen  in  dem  von  der 
ersten  Konferenz  begonnenen  Werke  und  einen  wirklichen  Fortschritt  in  der 
friedlichen  Regelung  internationaler  Streitigkeiten.  Außerhalb  der  Konferenz 
ist  das  Wort  , obligatorisch'  eine  Art  Schibboleth  des  wirklich  von  großen, 
humanitären  und  zivilisatorischen  Ideen  durchdrungenen  Geistes  geworden. 
Auf  der  Konferenz  sind  wir  gewöhnt,  die  Fragen  in  einer  mehr  nüchternen 
Weise  zu  behandeln,  aber  ich  kann  feststellen,  daß  das  Prinzip  der  obliga- 
torischen Schiedsgerichtsbarkeit  im  angegebenen  Sinne  einstimmig  anerkannt 
ist.  Als  Anhänger  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  spende  ich  leb- 
haft Beifall  dem  jüngst  zwischen  dem  Königreiche  Italien  und  der  argentini- 
schen Republik  geschlossenen  Schiedsvertrag  und  in  demselben  Gedankengange 
möchte  ich  Ihnen  die  Gründe  auseinandersetzen,  welche  unserer  Ansicht  nach 
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das  Projekt  der  Kommission  unannehmbar  machen.  Es  ist  das  kein  rheto. 
risches  Paradoxon^  sondern  eine  Antithese,  welche  einer  grundlegenden  Mei- 
nungsverschiedenheit mit  Bezug  au!  die  Anwendung  des  Prinzips  entspringt. 

Die  Frage  ist  lange  im  Komitee  beraten  worden Um  die 

obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  in  die  Praxis  -zu  übertragen,  gibt  es 
zwei  Systeme.  Ich  kennzeichne  sie  als  das  individuelle  System  und  al» 
das  Weltsystem. 

Nach  dem  ersteren  behält  sich  jeder  Staat  die  individuelle  Freiheit  vor, 
sich  seine  Vertragskontrahenten  zu  wählen,  um  sich  mit  ihnen,  sei  es  all- 
gemein, sei  es  für  bestimmte  Fälle,  Über  die  Kompromißklausel  zu  ver- 
ständigen. Man  präzisiert  und  spezifiziert.  Man  wählt  die  Materien,  die 
für  das  Schiedsverfahren  geeignet  scheinen,  man  paßt  die  Einzelheiten  der 
Kompromißklausel  und  des  Kompromisses  der  Natur  der  gewählten  Materien 
an.  Und  mit  Bezug  auf  Streitigkeiten,  die  sich  auf  die  Auslegung  der 
Verträge  beziehen,  sind  es  die  Staaten,  die  diese  Verträge  geschlossen  haben, 
die  die  Schiedsstipulation  einfügen.  Das  kann  zwischen  zwei  Staaten  geschehen, 
zwischen  mehreren  Vertragschließenden  und  selbst  zwischen  den  Staaten  der 
Welt,  wenn  der  Vertrag,  wie  z.  B.  die  Postunion,  einen  Weltcharakter  hat. 

Nach  diesem  System  beginnt  man  den  Bau  auf  dem  Boden^ 

man  wählt  bekannte  und  gut  abgeräumte  Terrains,  man  setzt  Stein  auf  Stein 
und  entsprechend  dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  erweitert  und  ver- 
größert man  den  Bau  in  organischer  und  solider  Weise. 

Das  Weltsystem,  das  vom  Komitee  angenommen  worden  ist,  verfolgt 
einen  entgegengesetzten  Weg.  Man  gelangt  nicht  von  den  Materien  zum 
Rahmen ;  )m  Gegenteil,  man  beginnt  mit  der  Herstellung  des  größten  Rahmens, 
den  man  bilden  kann,  d.  h.  der  ganzen  Welt,  und  dann  erst  sucht  man  die 
Materien,  um  ihn  zu  füllen.  Man  sammelt  sie  einigermaßen  zufällig,  wo  man 
sie  findet  und  numeriert  sie.  Das  ist  die  Liste.  Da  die  Liste  zu  klein 
erscheint,  hat  man  das.  Tableau  erfunden.  Das  ist  ein  Apparat,  der  die 
Verträge  auf  mechanischem  Wege  abschließt.  Ein  jeder  Staat  setzt  seinen 
Namen  in  eine  Rubrik  von  Materien,  um  später  nach  der  Entzifferung  dea 
Tableaus  zu  erfahren,  mit  welchen  Staaten  er  für  die  Schiedsgerichtsbarkeit 
verbunden  ist.  Die  Wahl  der  Materien  ist  ^ei,  aber  die  Wahl  der  Vertrags- 
kontrahenten ist  ausgeschlossen.  Die  Urheber  des  Entwurfes  haben  dies  aus- 
drücklich festgestellt. 

Nachdem  die  beiden  Systeme  so  definiert  sind,  stelle  ich  zwei  Thesen 
auf  und  ich  bin  bereit,  sie  gegen  jedermann  zu  verteidigen: 

1.  Der  Abschluß  eines  obligatorischen  Schiedsvertrages  ist  nur 
unter  dem  individuellen  System  möglich,  während  in  dem  Weltsystem  das 
Wort  , obligatorisch''  nur  ein  Ehrentitel  wäre,  dessen  Anwendung  die  in 
dem  System  enthaltenen  zahlreichen  Mängel  des  juristischen  Bandes  nicht 
ersetzen  würde. 

2.  Ein  Fortschritt  zur  friedlichen  Lösung  der  internationalen  Streitig- 
keiten kann  nur  durch  individuelle  Verträge  erreicht  werden,  während  ein 
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Weltyertrag  mit  notwendigerweise  unbestimmten,  elastischen  und  allgemeinen 
Bedingungen  im  eintretenden  Falle  eher  zu  neuem  Streite  als  zur  Losung  des 
alten  beitragen  würde. 


Die  Wahl  der  Vertragskontrahenten  auszuschließen  und  Verträge  durch  ein 
straffes  und  lebloses  Tableau  zu  schließen,  hieße  den  idealen  Kern  yemichten, 
der  im  Schiedsverfahren  steckt 

Ich  wende  mich  nunmehr  den  ersten  Qrundartikeln  des  obliga- 
torischen Weltschiedsvertrags  zu.  Das  Schiedsgericht  ist  obligatorisch 
mit  Bezug  auf  juristische  Fragen.  Welches  ist  die  Bedeutung  dieses 
Wortes?  Man  hat  mir  geantwortet,  daß  es  .politische'  Materien  aus- 
schließen müßte.  Nun,  es  ist  absolut  unmöglich,  in  einem  Weltvertrage 
eine  Grenzlinie  zwischen  diesen  beiden  Begriffen  zu  ziehen.  Eine  Frage  kann 
in  einem  Lande  eine  juristische,  in  einem  anderen  eine  politische  sein.  Es 
gibt  sogar  rein  juristische  Materien,  die  im  Augenblicke  eines  Streites  politische 
werden.  Einer  unserer  hervorragendsten  Kollegen  hat  uns  neulich  bei  einer 
anderen  Gelegenheit  gesagt,  „daß  die  Politik  die  Region  des  internationalen 
Rechtes''  sei.  Will  man  die  „juristischen''  Fragen  von  den  technischen  und 
Ökonomischen  Fragen  unterscheiden  ?  Das  wäre  ebenfalls  unmöglich.  Es  geht 
daraus  hervor,  daß  das  Wort  „juristisch"  alles  und  nichts  besagt.  .... 
Man  hat  die  Frage  gestellt :  Wer  entscheidet  im  Falle  einer  Differenz,  ob  eine 
Frage  eine  juristische  ist  oder  nicht?  Keine  Antwort.  Und  dennoch  ist 
dieses  Wort  „juristisch"  der  Nagel,  an  dem  man  das  ganze  obligatorische 
Schiedsgerichtssystem,  einschließlich  der  Liste  und  des  Tableaus,  angehängt 
hat.    Wenn  dieser  Nagel  nicht  solid  befestigt  ist,  fällt  alles  auf  die  Erde. 

Was  die  Ausnahmen  anbetrifft,  nämlich  „die  Ehre,  Unabhängigkeit 
und  vitalen  Interessen",  so  habe  ich schon  aus- 
einandergesetzt, daß  sie  in  einem  Weltvertrage  keine  Bedeutung  haben.  Dem 
üebelstand  ist  freilich  durch  die  Klausel  vorgebeugt,  daß  jeder  Teil  selbst 
entscheidet  über  die  Ausnahme,  auf  die  er  sich  berufen  will.  Dann  entsteht 
der  andere  üebelstand,  daß  keine  Verpflichtung  mehr  da  ist.  Diese  beiden 
Artikel  beginnen  mit  den  imperativen  Worten  „Du  mußt'  und  enden  mit 
den  beruhigenden  Worten  „Wenn  Du  willst".  Aber  es  gibt  noch  einen 
ernsteren  Einwand.  Zu  allen  Zeiten  sind  eine  der  Hauptquellen  internationaler 
Konflikte  zweideutige  Stipulationen  und  schlecht  redigierte  Paragraphen  ge- 
wesen. Nun,  man  arbeitet  jetzt  zwei  Artikel  aus,  die  nicht  eine  einzige 
Bestimmung  enthalten,  welche  klar  und  deutlich  die  daraus  entspringenden 
Pflichten  und  Rechte  definiert,  zwei  Artikel,  welche  zwischen  den  beiden 
extremen  Polen  der  Verpflichtung  und  der  Freiwilligkeit  schwanken,  und  man 
will  diese  Bestimmungen  der  Welt  empfehlen  als  „das  wirksamste  Mittel 
internationale  Streitigkeiten  zu  regeln".  Dies  ist  die  Definition  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit, wie  sie  in  der  Konvention  von  1899  enthalten  ist 

An  dieser  Klippe  wird  das  Weltsystem  sch|eitern,  denn  die  Divergenzen 
ober  die  Interpretation  eines  Schiedsvertrags,  die  zu  der  Ablehnung  des  auf 
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Gnind  eines  Vertrages  verlangten  Schiedsverfahrens  fuhren,  werden  die  Be- 
siehungen der  Staaten  ernstlicher  kompromittieren  als  der  ursprüngliche  Streit, 
um  den  es  sich  handelt.  Im  Vergleich  damit  ist  in  dem  italienisch-argen- 
tinischen Vertrage  alles  klar,  präzis  und  obligatorisch 

Ich  komme  jetzt  auf  die  Liste,  und  auf  die  Aufzählung  der  Punkte  zu 
sprechen,  in  denen  das  Schiedsverfahren  obligatorisch  ohne  Vorbehalt  ist, 
ausgenommen  natürlich  den  Vorbehalt,  der  in  dem  Worte  „juristisch''  steckt, 

den  Vorbehalt  des  Kompromisses  und  der  Konstitution 

Bei  Durchsicht  dieser  Liste  fällt  einem  der  unschuldige  Charakter  fast  aller 
Punkte  in  die  Augen.  Das  ist  kein  Vorwurf.  Selbst  Streitigkeiten  unter- 
geordneter Art  können  die  Beziehungen  unter  den  Staaten  ändern.  Aber  ich 
frage  mich,  ob  es  nützlich  sei,  in  die  Liste  Verträge  aufzunehmen,  die  nach 
ihrer  Natur  jeden  Streit  ausschließen.  (Zum  Beispiel  solche  über  Ausmessungen 
der  Schiffe,  über  Maße  und  Gewichte,  über  Hinterlassenschaften  verstorbener 
Seelente) 

Aber  es  gibt  noch  andere  Paukte,  welche  die  ernsteste  Beachtung  er- 
fordern. Es  gibt  Verträge,  welche  die  vertragschließenden  Staaten  zur  Gesetz- 
gebung in  gewissem  Sinn  nötigen,  z.  B.  der  über  den  Arbeiterschutz.  Es 
entsteht  ein  Streit  über  die  Frage,  ob  ein  Staat  diese  Verpflichtung  erfüllt 
habe.  Schiedsgericht.  Der  Schiedsspruch  verlangt  Aenderung  des  Gesetzes. 
Wie  diesen  Spruch  ausführen?  Man  hat  gesagt,  daß  die  Billigung  dieser  Kon- 
vention durch  die  gesetzgebenden  Stellen  allen  künftigen  Schiedssprüchen  Ge- 
setzeskraft geben  würde.  Wenn  das  der  Fall  ist,  so  wird  es  sehr  schwer  sein, 
die  Zustimmung  der  Parlamente  zu  erlangen,  die  kaum  geneigt  sein  werden, 
unbekannte  künftige  Schiedsrichter,  deren  Auswahl  der  vollziehenden  Gewalt 
vorbehalten  bleibt,  als  Konkurrenten  in  der  Gesetzgebung  anzuerkennen.  An- 
dererseits hat  man  gesagt,  daß  eine  durch  den  Schiedsspruch  verlangte 
Aenderung  des  Gesetzes  der  Zustimmung  der  Parlamente  unterworfen  werden 
müsse.  Würde  aber  im  Falle  der  Verwerfung  „force  majeure"  vorliegen? 
Die  einen  haben  ja,  die  andern  nein  gesagt.  Die  Frage  hat  im  Komitee  keine 
Lösung  gefunden. 

In  der  Liste  sind  noch  schwierigere  Probleme.  Man  findet  darin  eine  Serie 
von  Verträgen,  deren  Interpretation  und  Anwendung  allein  der  nationalen 
Jurisdiktion  zusteht.  Es  sind  die  Verträge  über  internationales  Privatrecht, 
literarisches  Eigentum,  industrielles  Eigentum,  Zivilprozeß  und  internationales 
Privatrecht  im  eigentlichen  Sinn. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  bildet  das  Kompromiß 

Das  Projekt  hat  einen  Fehler,  der  nach  meiner  Erfahrung  in  der  Materie 
der  Gesetzgebung  und  des  Vertragschließens  der  schlimmste  ist:  es  macht  Ver- 
sprechungen, die  es  nicht  erfüllen  kann.  Es  nennt  sich  obligatorisch,  ist  es 
aber  nicht.  Es  rühmt  sich  einen  Fortschritt  darzustellen,  macht  aber  durchaus 
keinen.  Es  will  ein  wirksames  Mittel  zur  Regelung  internationaler  Streit- 
fragen sein,  und  in  Wirklichkeit  bereichert  es  unser  internationales  Recht  um 
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eine  Reihe  von  Problemen  der  Auslegung,  die  sehr  oft  viel  schwieriger  zn  lö«& 
sein  werden,  als  die  alten  Streitfragen,  ja  die  sogar  geeignet  sind,  die  letzteren 
zu  yerschlimmem.  Man  hat  gesagt,  daß  das  Projekt  der  Welt  den  Grundsats 
des  obligatorischen  Schiedsgerichts  bringt.  Nein,  denn  theoretisch  ist  dieser 
Grundsatz  bereits  durch  die  einmütigen  Gefühle  der  Völker  gesichert  und 
praktisch  durch  eine  lange  und  st^ts  wachsende  •  Reihe  von  Einzel Tertragen. 
Deutschland,  das  vor  acht  Jahren  noch  zögerte,  hat  seitdem  au!  der  Baas 
des  Einzelsystems  obligatorische  Schiedsgerichtsverträge  allgemeinen  und  be- 
sonderen Charakters  geschlossen;  es  wird  auf  dieser  Bahn  fortfahren.  Die 
heutige  Abstimmung  wird  also  nicht  Über  die  Frage  entscheiden,  ob  man  die 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  in  der  Welt  einführen  soll  oder  nicht, 
sondern  die  Abstimmung  hat  den  Sinn :  Soll  man  sich  an  das  Einzelsystem  halten, 
das  schon  Proben  abgelegt  hat,  oder  soll  man  das  Weltqrstem  einführen,  dessen 
Lebensfähigkeit  noch  nicht  erprobt  ist  ?  Ich  werde  gegen  das  letztere  stimmen« 
aus  den  Gründen,  die  ich  eben  dargelegt  habe  und  noch  aus  einer  anderen 
Erwägung.  . . .  Die  großen  Ideen,  die  bestimmt  sind,  die  Welt  zu  beherrschen, 
bahnen  sich  ihren  Weg  durch  ihre  eigene  Kn^ft,  sie  gedeihen  und  verbreiten 
sich  in  der  Sonne  der  individuellen  Freiheit  und  ertragen  kaum  den  Schatten 
der  allgemeinen  Prinzipien,  der  Listen  und  der  Tableaux.  Dieser  Gedanke  ist 
wie  es  scheint,  in  unserer  Zeit  altmodisch  und  überlebt.  Aber  die  Erfahrung 
spricht  zu  seinen  Gunsten.  Die  Artt.  16  und  19  der  Konvention  von  1899, 
die  man  damals  für  einen  Mißerfolg  hielt,  haben  einen  lauten  Erfolg  davon- 
getragen. Das  obligatorische  Schiedsgericht,  damals  ein  kleines  schwächliches 
Kind,  ist  groß  geworden.  Dank  den  ausgezeichneten  Ratschlägen,  die  die 
erste  Konferenz  hinsichtlich  seiner  Behandlung  und  Erziehung  gegeben  hat, 
ist  das  Kind  ein  sehr  robuster  Junge  geworden,  der  ohne  Wegweiser  und 
Reiseführer  seinen  Weg  in  der  Welt  macht.  Unsere  Sache  ist  es,  die  Hindere 
nisse  zu  entfernen,  die  seinen  Weg  versperren  könnten,  ihm  die  geschlossenen 
Türen  zu  öffnen  und  für  dauernde  Einrichtungen  zu  sorgen,  die  ihm  überall 
eine  gute  Aufnahme  sichern.  Dies  ist  das  Programm,  das  ich  dem  der 
Majorität  im  Komitee  entgegenstelle. 

Die  lange  und  andauernde  Arbeit,  die  wir  der  Schiedsgerichtsfrage  ge- 
widmet haben,  hat  nur  einen  teilweisen  Erfolg  gehabt  Aber  wir  haben  da» 
Gebiet  des  obligatorischen  Schiedsgerichts  erkundet,  wir  haben  es  in  seiner 
ganzen  Ausdehnung  erforscht  und  uns  Rechenschaft  über  die  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  abgelegt.  Und  wenn*  wir  aus  dem  Haag  auch  nicht  da» 
Dokument  einer  Weltkonvention  forttragen,  so  können  wir  doch  unseren 
Regierungen  eine  Arbeit  vorlegen,  die  ihnen  helfen  wird,  mit  voller  Sach- 
kenntnis ihren  Weg  zu  dem  edlen  Ideale  des.  allgemeinen  und  universellen 
Schiedsgerichts  fortzusetzen.  Es  ist  wahr,  daß  die  Methode,  die  ich  ver- 
trete, weniger  glänzend  ist,  aber  wir  können  uns  darüber  trösten,  stark  in 
dem  Bewußtsein,  daß  wir  auf  einem  sicheren  Wege  gehen  und  daß  unsere 
uneigennützige  Arbeit  der  großen  Sache  dienen  wird,  die  uns  allen  gemeinsam 
teuer  ist". 
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Der  argentinische  Vertreter  Drago  betonte,  daß  die 
Materien,  die  in  der  Liste  stehen,  für  sich  isoliert  betrachtet 
vielleicht  wenig  bedeuts£^m  erscheinen  mögen,  aber  daß  sie  eine 
große  Bedeutung  haben,  wenn  man  sie  in  ihrer  Gesamtheit  be- 
trachte als  die  erste  Lebensäußerung  des  Prinzips  der  allgemeinen 
obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit.  Die  Unabhängigkeit  der 
nationalen  Gerichte  könne  durch  die  allgemeine  Schiedsgerichts- 
barkeit nicht  beeinträchtigt  werden,  wie  der  Redner  des  näheren 
ausführte.  Das  Projekt  habe  im  übrigen  eine  sehr  praktische 
Seite,  indem  es  den  Weg  vorzeichne  und  das  Terrain  ebne,  ohAe 
sich  im  übrigen  dem  Abschluß  partikulärer  Verträge  zu  wider- 
setzen. Es  handle  sich  hier  nicht  um  sich  ausschließende  Systeme, 
sondern  eher  um  konzentrische  Kreise.  Man  könne  eine  uni- 
verselle Schiedsgerichtsbarkeit  für  die  Gesamtlveit  der  Nationen 
und  eine  andere  beschränktere  haben,  die  durch  die  partikulären 
Verträge  geschaffen  werde.  Aber  mit  der  Zeit  würden  sicherlich 
die  partikulären  Klauseln  ebenfalls  mehr  und  mehr  einen 
allgemeinen  Charakter  annehmen. 

Der  belgische  Vertreter  Baron  Guülaume  wies  ins- 
besondere darauf  hin,  daß  die  in  den  Vorbehaltsklauseln  vor- 
gesehenen Reserven  auch  in  den  in  der  Liste  enthaltenen 
Materien  berührt  werden  könnten,  und  daß  das  Listensystem 
außerdem  keinen  wahrhaft  obligatorischen  Charakter  habe,  da 
die  Parteien  den  juristischen  Charakter  des  Streits  immer  be- 
streiten könnten.  ^A  la  värite  Varbitrage  obligatoire  que  Van 
voudrait  opposer  ä  la  conception  de  la  guerre,  cet  arbiträre 
portant  sur  des  faits  graves,  politigues,  de  nature  ä  troubler 
la  paix  du  monde,  parce  quHls  touchent  ä  Vhonneur  et  atix 
int^6ts  vitatix  des  nations,  ce  n'est  ni  la  D^^gation  de 
Belgiqt4£,  ni  teile  autre  Düigation  qui  y  sont  opposies^  c'est 
la  Conference  .  .  ." 

Der  portugiesische  Vertreter  d'Oliveira  wies  nochmals 
auf  die  Vorgänge  im  Komitee  hin,  wo  niemand  sich  gegen  das 
Prinzip  gewandt  habe,  sondern  die  Gegner  des  englisch-portu- 
giesischen Vorschlages  sich  wenigstens  auf  den  österreichischen 
oder  schweizerischen  Vorschlag  geeinigt  hätten,  die  beide  den 
Abschluß  eines  allgemeinen  Schiedsvertrags  vorgesehen  hätten. 
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Er  ging  sodann  auf  die  zutage  getretenen  juristischen  Be- 
denken ein.  Die  angebliche  Gefahr,  die  in  der  verschieden- 
artigen Interpretation  der  Weltverträge  durch  Schiedssprüche 
gelegen  sei,  existiere  schon  heute,  da  die  Staaten  diese 
Konventionen  so  auslegen,  wie  sie  wollen.  Gerade  die  obli- 
gatorische Schiedsgerichtsbarkeit  werde  da  wie  ein  Regulator 
wirken,  sie  werde  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  an  Stelle  von 
Willkür  und  Laune  setzen.  Die  Gefahr,  von  der  man  rede,  werde 
durch  die  Schiedsgerichte  also  nicht  geschaffen,  sondern 
im  Gegenteil  allmählich  beseitigt.  Auch  sei  diese  Gefahr 
großenteils  illusorisch.  Die  Weltverträge  beruhen  auf 
kongruenten  Interessen  der  Staaten,  die  alle  darauf  halten, 
ihnen  eine  gleichmäßige  Auslegung  zu  sichern.  Der  Weltpost- 
vertrag z.  B.,  in  dem  die  obligatorische  Schiedssprechung  längst 
eingeführt  sei,  habe  noch  nie  zu  ünzuträglichkeiten  Veranlassung 
gegeben.  Was  sodann  die  angebliche  Gefahr  von  Widersprüchen 
mit  den  urteilen  der  nationalen  Gerichte  anlange,  so  sei  auch 
diese  kleiner,  als  man  sich  vorgestellt  habe,  denn  es  sei  ja 
nirgends  behauptet  worden,  daß  sich  die  Schiedssprüche  auf 
Konventionen  erstrecken  sollen,  die  der  Kompetenz  der  nationalen 
Gerichte  unterstehen  und  die  infolgedessen  jede  andere  Kompetenz 
ausschließen.  Und  was  schließlich  das  Bedenken  anlange,  daß 
die  Ausführung  von  Schiedssprüchen  Konflikte  mit  den  Parla- 
menten erzeugen  könne,  so  sei  diese  Schwierigkeit  der  gesamten 
Schiedsgerichtsbarkeit  gemeinsam.  Wenn  die  Regierungen  vor 
dem  Dazwischentreten  der  Parlamente  Furcht  hätten,  dann 
könnten  nur  die  autokratischen  Staaten  Schieds- 
verträge schließen.  Weshalb  solle  man  sich  hier  mit  der 
Aufnahme  beschäftigen,  welche  die  Parlamente  der  Konvention 
zuteil  werden  lassen?  Diese  werden  dieselbe  ja  zu  ratifizieren 
haben  und  werden  dann  ja  sehen,  zu  was  sie  sich  verpflichten. 
Es  sei  schwer  zu  glauben,  daß  sie  einen  Entwurf  verwerfen 
würden,  der  auf  die  interparlamentarische  Konferenz  zurück- 
ginge. Im  übrigen  würde  die  Weigerung  eines  Parlaments, 
einen  Schiedsspruch  auszuführen,  ihm  ernste  üngelegenheiten 
bereiten.  Man  habe  ganz  aus  den  Augen  verloren,  daß  alle  diese 
Einwände  sich  mit  ebensoviel  Recht  mit  Bezug  auf  die  zahl- 
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reichen  zurzeit  in  Kraft  befindlichen  allgemeinen  Schiedsverträge 
machen  ließen.  „Laloi  internationale  sera  toujours 
lex  imperfecta  parce  qu'elle  n'a  pas  de  sanction 
sup^rieure  ä  la  bonne  foi  des  Parties  sur 
laquelle  eile  repose.  Si  naus  notis  laissons  effrayer par 
des  dangers  thSoriqties  nous  ne  ferons  point  de  progres  et 
nous  nous  mettrons  dans  la  position  de  celui  qui  ferait  son 
chemin  ä  pied  au  lieu  de  prendre  le  train,  sous  pr^texte 
gu'ü  n'encourrait  pas  ainsi  les  risgues  d'un  d^aülement." 

Der  schweizerische  Vertreter  Buber  machte  nochmals 
auf  die  Vorzüge  des  von  der  schweizerischen  Delegation  ein- 
gebrachten Vermittlungsvorschlags  aufmerksam,  der  hauptsächlich 
bezweckte,  jede  Macht  in  die  Lage  zu  versetzen,  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit ohne  Reserven  anzubieten  oder  anzunehmen,  in 
dem  Augenblick  und  dem  Umfang,  die  ihr  geeignet  erscheinen 
würden ;  durch  dieses  Notifikationssystem  werde  das  juristische 
Band  gewissermaßen  automatisch  geschaffen.  Ein  Weltschieds- 
vertrag  dagegen  würde  sich  notgedrungen  auf  eine  geringere 
Anzahl  von  Materien  beschränken  müssen.  Immerhin  würde 
die  Schweiz  das  vorgeschlagene  englische  Protokoll  ebenfalls 
annehmen,  wenn  auf  dieser  Grundlage  eine  allgemeine  Ver- 
ständigung erzielt  werden  könnte. 

Der  französische  Vertreter  Renault  prüfte  die  gegen 
den  obligatorischen  Schiedsvertrag  vorgebrachten  Bedenken 
speziell  vom  juristischen  Standpunkt  aus.  Einige  derselben 
würden  einfach  darauf  hinauslaufen,  jeden  Schiedsvertrag 
über  künftige  Streitigkeiten  unmöglich  zu  machen.  Wenn 
man  einen  solchen  Vertrag  für  annehmbar  und  sogar  wünschens- 
wert halte,  sobald  er  mit  einem  bestimmten  Staat  abgeschlossen 
sei,  so  müsse  man  fragen,  weshalb  er  dann  nicht  auch  mit  der 
Gesamtheit  der  Staaten  möglich  sein  sollte.  Gebe  es  denn 
unübersteigbare  Grenzen  zwischen  diesen  beiden  Fällen?  Es 
handle  sich  nicht  darum,  die  vorhandenen  Unterschiede  zu 
leugnen,  sondern  sich  zu  fragen,  ob  jeder  Vertrag  im  letzteren 
Falle  unmöglich  sei.  Die  vorgeschlagene  Schiedsgerichtsbarkeit 
betreffe  Länder,  mit  denen  man  bereits  Verträge  geschlossen 
habe,  deren  Auslegung  man  der  Schiedsjustiz  unterwerfen  wolle. 

38* 
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Die  Verpflichtungen  werden  nur  unter  Reserven  eingegangen, 
da  man  sich  nur  binden  wolle,  ohne  seine  wesentlichen  Inter- 
essen zu  kompromittieren,  und  wenn  also  die  Yerpflichtuug 
daher  notwendig  nur  eine  beschränkte  sei,  so  existiere  sie  doch 
nichtsdestoweniger  und  ein  Staat  werde  sich  zweimal  besinnen, 
bevor  er  ein  angebliches  vitales  Interesse  vorschiebe,  um  sich 
seinem  Versprechen  zu  entziehen.  Soviel,  was  die  allgemeine 
Formel,  die  zwei  ersten  Artikel,  anlange.  Man  habe  sodann 
Fälle  vorgesehen,  in  denen  die  Schiedsgerichtsbarkeit  ohne 
Reserven  eingeführt  werden  könnte.  Diese  seien  als  unbedeutend 
bezeichnet  worden,  aber  dies  sei  doch  keineswegs  sicher.  Und 
hätten  denn  im  übrigen  die  Anhänger  des  Entwurfs 
etwa  die  Idee  gehabt,  daß  mit  ihrer  Formel  der 
Krieg  vermieden  werden  könne?  Doch  sicherlich 
nicht.  Sie  wollten  lediglich,  daß  die  Völker  sich 
daran  gewöhnen,  ihre  normalen  Beziehungen  be- 
stimmten Regeln  zu  unterwerfen  und  die  Streitig- 
keiten des  täglichen  Lebens  juristisch  beizulegen. 
Diese  Gewohnheit  werde  sich  entwickeln,  die  Anwendungen  der 
Schiedsgerichte  werden  häufiger  und  bedeutender  werden,  und 
so  werde  das  Recht  die  internationalen  Beziehungen  voll- 
ständiger beherrschen.  Renault  wandte  sich  dann  gegen  die 
drei  speziellen  deutschen  Einwendungen.  Bei  den  Weltverträgen 
solle  danach  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  eine  wahr- 
hafte Konfusion  zur  Folge  haben  durch  die  abweichenden 
Urteile,  die  sie  mit  sich  bringen  werde.  Die  logische 
Konsequenz  aus  diesem  Bedenken  müßte  die  sein, 
daß  man  auch  die  fakultative  Schiedssprechung 
bei  diesen  Verträgen  ausschließen  müßte.  Warum 
müsse  man  denn  aber  voraussetzen,  daß  die  Schiedssprüche 
notwendigerweise  widersprechende  sein  werden?  Die  Schieds- 
gerichtsbarkeit habe  ja  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Unionen 
gerade  im  Gegenteil  den  Zweck,  zu  verhindern,  daß  die  Einig- 
keit, die  sie  herstellen  wollen,  durch  widersprechende  Urteile 
zerstört  werde.  Der  Art.  56  der  Haager  Konvention  habe  j» 
auch  schon  eine  rationelle  Lösung  für  solche  Fälle  gegeben. 
Was   das   fernere  Bedenken   anlange,   daß  Schiedsgerichte  in 
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Fragen  tätig  werden  könnten,  in  denen  nationale  Gerichte  ge- 
nrteilt  haben,  so  könne  die  Frage,  ob  der  Schiedsspruch  die 
gerichtlichen  Entscheide  aufhebe,  doch  wohl  nur  negativ  be- 
antwortet werden.  Die  nationalen  Entscheide  bleiben  intakt, 
der  Schiedsspruch  könne  höchstens  interpretativen  Wert  für  die 
Zukunft  haben.  Die  Würde  der  Gerichte  werde  daher  durch  diesen 
nicht  mehr  berührt,  als  durch  die  Veröffentlichung  eines  inter- 
pretativen Gesetzes,  und  ihr  Prestige  würde  jedenfalls  weit  eher 
unter  der  Einrichtung  eines  internationalen  Gerichts- 
hofes leiden,  an  die  man  zu  denken  scheine,  und  der  ihre 
Entscheide  annullieren  könnte.  Was  schließlich  die  aus  den 
konstitutionellen  Bestimmungen  gewisser  Länder  sich  ergebenden 
Schwierigkeiten  anlange,  die  den  Abschluß  des  Kompromisses 
oder  die  Ausführung  des  Schiedsspruches  hindern  sollen,  so  sei 
es  unmöglich,  die  Prätention  zu  haben,  die  Gleichheit  der 
Institutionen  der  Yertragsmächte  zu  verlangen.  Ein  Staat 
verpflichtet  sich  gemäß  seinen  Verfassungsbestim- 
mungen und  er  muß  seine  Verpflichtungen  halten. 
Das  sei  alles  wesentliche.  Es  sei  Sache  der  Regie- 
rung, dafür  zu  sorgen,  daß  sie  ihr  Wort  halten 
könne;  das  sei  eine  interne  Angelegenheit.  Es  gebe 
immer  Momente,  wo  eine  Partei  sich  auf  den  guten 
Glauben  der  andern  verlassen  müsse,  trotz  aller 
Vorsichtsmaßregeln  und  Formalitäten.  Alle  diese  Bedenken 
können  daher  in  keiner  Weise  ausschlaggebend  sein. 

Der  griechische  Vertreter  Bangabä  würde  mehr  für 
SpezialVerträge  sein.  Doch  könnte  er  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen auch  den  Bestrebungen  auf  Abschluß  eines  Welt- 
schiedsvertrages  zustimmen. 

Der  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  Choate  wies 
darauf  hin,  daß  der  amerikanische  Vorschlag  im  Komitee  warme 
Zustimmung  gefunden  habe,  trotz  aller  Bemühungen,  die  nament- 
lich von  der  deutschen  Delegation  gemacht  worden  seien,  um 
ihn  zu  bekämpfen.  Er  bedaure  diese  unversöhnliche  Opposition, 
ohne  die  der-amerikanische  Vorschlag  hätte  angenommen  werden 
können.  Er  begreife  nicht,  warum  man  sich  weigere,  einen 
allgemeinen  Schiedsvertrag  abzuschließen,  wenn  man  bereit  sei. 
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mit  jedem  Staat  im  besonderen  Einzelverträge  abzuschließen. 
Warum  könne  eine  Nation,  die  sich  mit  20  anderen  Staaten 
verständigen  könne,  sich  nicht  auch  mit  45  Staaten  einigen, 
wenn  dies  der  gebieterische  Wunsch  aller  Völker  sei?  Er  hofie, 
daß,  wenn  die  deutsche  Regierung  jetzt  einen  solchen  Vertrag 
nicht  zeichnen  wolle,  sie  doch  in  der  Folge  demselben  beitreten 
werde.  Jede  Macht,  ob  groß  oder  klein,  müsse  sich  vor  dem 
Willen  der  öffentlichen  Meinung  beugen,  die  mehr  und  mehr 
verlange,  daß  jeder  unnötige  Krieg  verschwinde.  Und  jeder 
Krieg  sei  unnötig,  wenn  die  Anrufung  eines  Schiedsgerichts 
möglich  sei.  Was  die  Schwierigkeit  einer  Unterscheidung 
zwischen  juristischen  und  politischen  Streitfragen  anlange,  so 
sei  diese  dieselbe,  ob  es  sich  nun  um  Einzelverträge  oder  um 
einen  allgemeinen  Vertrag  handle.  Die  Grundlage  aller  Kon- 
ventionen, die  die  Konferenz  auszuarbeiten  habe,  sei  zunächst 
das  gegenseitige  Vertrauen.  Dieses  Vertrauen  wolle,  daß  man 
sich  verpflichte,  zunächst  zu  den  friedlichen  Lösungsmitteln, 
und  zwar  bei  allen  Streitigkeiten  zu  greifen.  Es  gebe  keine, 
die  man  einzig  der  gewaltsamen  Lösung  überlassen  müsse. 
Dieses  Vertrauen  wolle  weiter,  daß  ein  Staat  sich  durch  einen 
Schiedsvertrag  gebunden  erachte,  welches  auch  immer  die  kon- 
stitutionellen Besonderheiten  sein  mögen,  die  ihn  auszeichnen. 
Die  Vereinigten  Staaten  insbesondere  hätten  die  Unterzeichnung 
eines  Kompromisses  noch  nie  verweigert. 

Der  serbische  Vertreter  Müovanovitch  erklärte  die 
Organisation  der  Schiedsgerichtsbarkeit  für  die  wichtigste  Auf- 
gabe der  Konferenz.  Wenn  es  zurzeit  auch  noch  unmöglich 
sei,  dieselbe  auf  die  politischen  Konflikte  auszudehnen,  die  die 
wahren  Kriegsursachen  seien,  so  gebe  es  doch  andere  Streit- 
fragen, auf  die  diese  Ausdehnung  möglich  sei.  Wenn  man 
diese  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterwerfe,  so  bedeute  das 
immerhin  eine  Reinigung,  eine  Desinfektion  der  internationalen 
politischen  Atmosphäre. 

Der  englische  Vertreter  Fry  wies  zunächst  darauf  hin, 
daß  der  Art.  1  des  vom  Komitee  ausgearbeiteten,  heute  so  leb- 
haft kritisierten  Projekts  an  der  Spitze  des  Vertrags  zwischen 
Deutschland   und   Großbritannien    stehe  (!).      Im    übrigen    be- 
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fichränkte  er  sich  auf  2  Feststellungen.  Die  Schieds- 
gerichtsbarkeit in  allen  ihren  Formen  schöpfe 
ihren  Ursprung  aus  der  freien  Zustimmung  der 
Streitteile,  und  der  einzige  Unterschied  zwischen 
der  sogenannten  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit und  der  nichtobligatorischen  bestehe  darin, 
daß  im  ersten  Fall  die  Zustimmung  im  voraus  ge- 
geben werde,  im  zweiten  Fall  nachträglich  nach 
dem  Existentwerden  des  Streits.  In  beiden  Fällen 
handle  es  sich  also  um  einen  souveränen  Akt  der 
fitreitenden  Mächte,  der  in  keiner  Weise  ihreUnab- 
hängigkeit  beschränke,  nicht  mehr  als  dies  ein  Vertrag 
zwischen  Privatpersonen  mit  Bezug  auf  deren  Unabhängigkeit 
tue.  Warum  sollte  das  internationale  Recht  nicht  auch  den 
Entwicklungsgang  des  nationalen  Kechts  befolgen' können? 
Zuzugeben  sei,  daß  man  sagen  könne,  daß  angesichts  der 
Reserven  und  der  Kündigungsmöglichkeiten  der  obligatorische 
Charakter  der  Konvention  kein  sehr  ausgesprochener  wäre,  und 
daß  das  „vinculum  iuris''  ohne  Schwierigkeit  gebrochen  werden 
könne.  Aber  die  Nationen  der  Welt  lassen  sich  nicht 
lediglich  von  juristischen  Begriffen  lenken  oder 
durch  „vincula  iuris^  binden,  und  die  Konvention,  wie 
schwach  sie  auch  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  sein  möge, 
würde  nichtsdestoweniger  einen  sehr  großen  moralischen  Wert 
haben  als  Ausdruck  des  Gewissens  der  zivilisierten  Welt. 

Der  russische  Vertreter  von  Martens  betonte,  man  habe 
die  juristische  Seite  des  Projekts  oft  und  manchmal  mit  Recht 
angegriffen.  Aber  man  dürfe  nicht  vergessen,  daß  die  Frage 
der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  vor  allem  eine  uni- 
verselle Frage  sei,  eine  Frage  der  Kultur  und  der  Zivilisation. 
Sie  sei  der  strahlende  Leuchtturm  geworden,  zu  dem  sich  die 
Augen  aller  Völker  erheben.  Eine  von  der  Konferenz  gefaßte 
günstige  Entschließung  werde  vor  allem  einen  mächtigen  morali- 
schen Einfluß  auf  die  internationalen  Beziehungen  ausüben. 
Die  russische  Delegation  sei  1907  bescheidener,  als  sie  es  1899 
gewesen  sei.  Sie  begnüge  sich  mit  wenigem,  in  der  Voraus- 
setzung, daß  die  erste  große  Etappe  endlich  erreicht  und  das 
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obligatorische  Prinzip  proklamiert  werde.  Damit  dasselbe  aber 
Realität  habe,  gehöre  dazu  auch  die  Schaffung  eines  wirklichen 
Schiedshofs.  Die  beiden  Fragen  gehören  eng  zusammen.  Man 
könne  die  eine  nicht  ohne  die  andere  lösen  (!) 

Ich  übergehe  die  Reden  der  Vertreter  Persiens^i, 
Chinas,  Japans,  Dänemarks,  Slams,  Bulgariensund 
Oesterreichs,  die  sich  im  ganzen  zustimmmend  aussprachen, 
bezw.  von  denen  der  letztgenannte  nochmals  die  von  ihm  ein- 
gebrachte Resolution  erläuterte. 

Zum  Schluß  gab  der  Präsident  Bourgeois  noch  einen 
üeberblick  über  die  Lage.    „Que  demandons-nous  >'  fragte  er. 

„L'affirmation  du  principe  de  Varbitrage  obligatoire  pour  les 
conflits  6^ ordre  juridique^  avec  le  droit  ä  la  reserve  des  intirets  vitomx 
des  Etats.  L' affirtnation  quHl  y  a  pour  les  peuples  citnlisSs  certains 
ordres  de  questions,  sott  de  nature  purement  financiere,  sott  se  ratta- 
chant  pröcisöment  aux  intirits  intemationaux  communs  ä  tous  les 
peuples,  pour  lesquels  on  veut  däfinitivement  que  le  droit  soit  la  seule 
rägle  entre  les  nations.  Enfin  nous  demandons  que  ceux  qui  dijä  ont 
leur  volonte  arrStde  en  ce  sens  puissent  constater  ici  cette  volonte. 
Mais  ce  qui  nous  importe  surtout  &est  la  signification  que  prendront 
nos  actes  suivant  que  nos  signatures  seront  donndes  ou  nan  au  has 
d'une  Convention  ä  La  Haye.  II  y  a,  disait  en  1899  le  Rapporteut 
de  la  Convention  du  29  ßiillet,  une  sociStä  des  nations,  et  le  reglement 
paciflque  des  conflits  entre  elles  est  le  premier  objet  de  cette  sociite. 
Or,  Messieurs,  c'est  ä  La  Haye  que  cette  sociätS  a  pris  v4ritablement 
conscience  cTelle-ntSme;  c'est  Vinstitution  internationale  de  La  Haye 
qui  la  repräsente  aux  yeux  du  monde;  c'est  lä  que  s'älaborent,  ausH 
bien  dans  la  l4gislation  de  la  guerre  que  dans  celle  de  la  paix,  les 
rdgles  de  Vorganisation  et  du  däveloppement  de  cette  sociätS,  et  comme 
le  code  de  ses  actes  organiques,  Tout  ce  qui  se  fait  ici  prend  haiUi 
signification  cPitre  le  fruit  du  consentement  commun  de  Vhumaniti  . . . 
Est'il  d'ailleurs  possible  d^esp4rer  que  par  la  voie  d^accords  isoles.  on 
arrive  jamais  ä  des  formules  d'entente  propre  ä  concilier  tous  les 
Etats  ?  Les  ndgociations  isolees  risquent  naturellement  d^aboutir  ä  des 
redactions  diffirentes,  non  seulement  parce  qu'elles  reflitent  fätat 
d/esprit  particulier  ä  teile  ou  teile  nation,  mais  encore  parce  quune 
Puissance  peut  refuser  ä  teile  autre  Puissance  teile  concessitm  parti- 

^)  Der  Vertreter  Fersiens  erklärte,  die  Vorteile  eines  WeltschicdsTcr- 
träges  seien  so  groß  and  die  dadurch  für  die  ganze  Welt  gebotenen  Oarantien 
so  beträchtlich,  daß  es  Pflicht  der  Konferenz  sei,  die  verhältnismäßig  minimalen 
Hindernisse  zu  besiegen. 
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culiire  qui  la  placerait  peut  *Stre  vis-ä-vis  de  celle-ci  dans  une  Situation 
€Finfirioriii  pour  Favenir,  alors  qu'elle  consentir.a  ä  prendre  le  mime 
engagement  envers  Vensemble  des  Etats  du  monde  en  vue  du  hien 
immense  que  lui  assure  en  retour  la  garantie  supirieure  de  Ventente 
universelle" 

Es  wurde  hierauf  zur  Abstimmung  über  den  portu- 
giesisch-englisch-amerikanischen Vertragsentwurf  ge- 
schritten. Derselbe  wurde  mit  der  bedeutenden  Mehrheit  von 
32  gegen  9  Stimmen,  bei  3  Enthaltungen,  angenommen^). 

So  konnte  also  der  Berichterstatter  der  Kommission,  Baron 
Guülaume  in  der  Tat  konstatieren:  „11  est  un  devoir  du 
Bapparteur,  de  constater  ici  qti'un  projet  defini  et  complet 
sur  Varbitrage  obligatoire  a  iti  ainsi  vot^,  au  sein  de  la 
Commission,  par  une  large  majorüe,  qui  s'est  fidilement  et 
constamment  maintenue  sur  chacun  des  articles  et  sur  le 
vote  d'ensemble  de  ce  projet  Le  fait  est  indiscutable ;  ü 
nous  appartient  de  Vaf firmer." 

Das  von  der  ersten  Kommission  somit  angenommene  Projekt 
hat  folgenden  Wortlaut: 

Art.  16  a.  —  Les  diffirends  d^ ordre  juridique  et^  en  premier  lieu 
ceux  relatifs  ä  Vinterprätation  des  Traitäs  existant  entre  deux  ou 
plusieurs  des  Etats  contractants,  qui  viendraient  dSsormais  ä  seproduire 
entre  eux,  et  qui  n'auraient  pu  itre  riglis  par  la  voie  diplomatique, 
seront  soumis  ä  Varbitrage,  ä  la  condition  toutefois  quHls  ne  mettent 
en  cause  ni  les  intirits  vitaux,  ni  VindSpendance  ou  Vhonneur  de  Vun 
ou  lautre  des  dits  Etats^  et  quHls  ne  touchent  pas  aux  intirits  d'autres 
Etats  ne  participant  pas  au  litige. 

Art.  16b.  —  //  appartiendra  ä  chacune  des  Puissances  signataires 
dapprecier  si  le  diffirend  qui  se  seraproduit  met  en  cause  ses  intirits 
eitaux,  son  independance,  ou  son  honneur,  et,  par  consiquent,  est  de 
naiure  ä  itre  compris  parmi  ceux  qui,  d'apris  Tarticle  pricident,  sofU 
exceptis  de  Varbitrage  obligatoire. 


^)  Dagegen  stimmten  Deutschland,  Oesterreich-Ungam,  Belgien,  Bulgarien, 
Griechenland,  Montenegro,  Rumänien,  Schweiz,  Tttrkei.  Es  enthielten  sich 
Italien,  Japan,  Luxemburg.  Bei  der  Abstimmung  wurde  auch  die  Frage  er- 
örtert, ob  der  Entwurf,  bestehend  aus  den  Artt.  16  a  bis  161,  in  die  Haager 
Konvention  aufzunehmen  sei,  oder  den  Gegenstand  einer  besonderen  Konvention 
bilden  solle.  Man  entschied  sich  für  letzteres,  im  Hinblick  darauf,  daß  der 
Entwurf  keine  Einstimmigkeit  erzielt  habe  und  man  die  Existenz  der  Kon- 
vention selbst  nicht  in  Gefahr  bringen  dttrfe. 
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Art.  16  c.  —  Lea  Hautes  Parties  contrtictantes  recannaissent  que 
certains  des  di ff  Trends  visis  ä  Varticle  16  a  sont  de  nature  ä  Stre 
soumis  ä  Varbitrage  sans  rSserve. 

Art.  16  d.  —  Dans  cet  ordre  d'id^es  Elles  canviennent  de  soumettre 
ä  Varbitrage  sans  riserve  les  diffirends  suivants: 

I,  Contestatians  concemant  VinterprStation  et  Vapplication  des 
stipulations  conventionnelles  relatives  aux  tnatiires  suivantes: 

1.  Assistance  gratuite  rSciproque  des  malades  indigents, 

2.  Protection  ouvriire  internationale  des  travailleurs. 

3.  Moyens  de  prövenir  les  collisions  en  tner. 

4.  Poids  et  messures. 

6.  Jaugeage  des  navires. 

6.  Salaires  et  successions  des  marins  dic4d4s. 

7.  Protection  des  oeuvres  littiraires  et  artistiques, 

IL  EMamations  pScuniaires  du  chef  de  dommages,  lorsque  U 
principe  de  VindemnitS  est  reconnu  par  les  Parties. 

Art  16  e,  —  Les  Hautes  Parties  contractantes  d4cident  en  outre 
d" annexer  ä  la  präsente  Convention  un  Protocole  änunUrant: 

1^.  les  autres  mcUidres  qui  leur  paraissent  ctctuellement  suscep- 
tibles  de  faire  Vobjet  d'une  stipulation  d'arbitrage  sans  räserve; 

2^.  les  Puissances  qui  dSs  ä  präsent  contractent  entre  elles  et 
sous  condition  de  rädprocitä  cet  engagement  pour  toutes  ou  unepariie 
de  ces  ma4iires, 

Le  Protocole  fixera  ägalement  les  conditions  dans  lesquelUs 
pourront  Stre  ajoutäes  les  autres  matUres  reconnues  par  la  suiU 
comme  pouvant  faire  Vobjet  de  stipulations  d'arbitrage  sans  rSserw, 
ainsi  que  les  conditions  dans  lesquelles  les  Puissances  nonsignaUUres 
seront  admises  ä  adhärer  au  präsent  accord, 

Art.  16 f.  —  Si  tous  les  Etats  signataires  d'une  des  Conventions 
visies  par  les  artt.  16c  et  16 d  sont  Parties  dans  un  litige  concemant 
Vinterpritation  de  la  Convention^  le  jugement  arbitral  aura  la  mhne 
valeur  que  la  Convention  elle-mSme  et  devra  Stre  Sgalement  obserre. 

Sij  au  contraire,  le  litige  surgit  entre  quelques-uns  seulement  des 
Etats  signataires,  les  Parties  en  litige  doivent  avertir  en  temps  utile 
les  Puissances  signataires,  qui  ont  le  droit  d'intervenir  au  proces. 

Le  jugement  arbitral  sera  communiquS  aux  Etats  signataires 
qui  n'ont  pas  pris  part  au  procis.  Si  ceux-ci  dSclarent  ä  Vunanimite 
accepter  VinterprStation  du  point  en  litige  adoptee  par  la  sentence 
arbitrale,  c^tte  interprStation  sera  obligatoire  pour  tous  et  aura  la 
mSme  valeur  que  la  Convention  elle-mSme.  Dans  le  cos  contraire,  le 
jugement  n'aura  de  valeur  qu'entre  les  Parties  en  litige,  ou  pour  les 
Puissances  qui  auront  form.ellement  accepte  la  dScision  des  arbitres. 
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Art.  16g.  —  La  proc4dure  ä  suivre  pour  constater  Vadhision  au 
principe  4tabli  par  la  seutence  arbitrale  dans  le  ca^  tyisi  par  VcUinea  3 
de  Varticle  precident,  aera  la  suivante: 

S*il  s'agit  cTune  Convention  itabUssant  une  Union  avec  un  bureau 
special,  les  Parties  qui  ont  pris  pari  au  procäe  transmettront  le  texte 
de  la  sentence  au  bureau  special  par  Vintermädiaire  de  VEtat  dans 
le  territoire  duquel  le  bureau  a  son  siige.  Le  bureau  r4digera  le  texte 
de  Varticle  de  la  Convention  conformdment  ä  la  sentence  arbitrale  et 
le  communiquera  par  la  mime  voie  aux  Puissances  signataires  qui 
n^ont  pas  pris  part  au  procSs.  Si  celles-ci  acceptent  ä  Vunanimiti  le 
texte  de  Varticle^  le  bureau  constatera  Vassentiment  au  moyen  d*un 
protocole  qui  sera  transmis  en  copie  conforme  ä  tous  les  Etats  signataires. 

S*il  ne  s'agit  pas  d'une  Convention  Jtablissant  une  Union  avec  un 
bureau  special,  les  dites  fonctUms  du  bureau  special ,  seront  exercies 
ä  cet  igardpar  le  Bureau  international  de  La  Haye  par  Vintermddiaire 
du  Gouvernement  des  Fays-Bas. 

II  est  bien  entendu  que  la  präsente  stipulation  ne  porte  aucune 
atteinte  aux  clauses  d'arbitrage  d4jä  contenues  dans  les  Traitis  existants. 

Art.  16  h.  —  Dans  chaque  cas  particulier,  les  Puissances  signa- 
taires itabliront  un  acte  special  (compromis)  conform^ment  aux 
constitutione  ou  aux  lois  respectives  des  Puissances  signataires, 
d^terminant  nettement  Vobjet  du  litige,  Vitendue  des  pouvoirs  des 
arbitres,  la  procMure  et  les  dätails  ä  observer,  en  ce  qui  conceme  la 
Constitution  du  Tribunal  arbitral. 

Art.  16  i.  —  II  est  entendu,  que  les  stipulations  visant  un  arbi- 
trage  qui  figurent  dans  des  Traitis  d4Jä  conclus  ou  ä  conclure,  reste- 
ront  en  vigueur. 

Art.  16  k.  —  La  prdsente  Convention  sera  ratiflde  dans  le  plus 
bref  dilai  possible. 

Les  ratifications  seront  d^posees  ä  La  Haye. 

La  ratification  de  chaque  Puissance  Signataire  spicifiera  les  cas 
änumirSs  dans  Varticle  16  d  dans  lesquels  la  Puissance  ratifiante  ne 
se  pr4vaudra  pas  des  provisions  de  Varticle  16  a. 

n  sera  dressi  du  d^pöt  de  chaque  ratification  un  procds-verbal 
dont  une  copie,  certiflee  conforme,  sera  remisepar  la  voie  diplomatique 
ä  toutes  les  Puissances,  qui  ont  Sti  repr^sentöes  ä  la  Conference  inter- 
nationale de  la  Paix  ä  La  Haye. 

Une '  Puissance  Signataire  pourra  ä  nHmporte  quel  moment 
diposer  des  ratifications  nouvelles  coniprenant  des  cas  additionnels 
inclus  dans  Varticle  16  d. 

Art,  16 1,  —  Chacune  des  Puissances  Signataires  aura  la  facultS 
de  d^noncer  la  Convention.  Cette  dSnonciation  pourra  itre  faite,  soit 
de  fagon  ä  impliquer  le   retrait  total  de  la  Puissance  dänonciatrice 
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de  la  Convention,  soit  de  fagon  ä  ne  produire  ses  effets  qu'  ä  V^gard 
d*une  Puissance  dSsignde  par  la  Puissance  dSnoncialrice, 

Cette  d&nonciation  pourra  igalement  Stre  faite  relativement  ä 
Vun  ou  plusieurs  des  cos  4num4r48  dans  Varticle  16d  ou  dans  le 
protocole  visi  ä  Varticle  16  e. 

La  Convention  continuera  ä  stibsister  pour  autant  quelle  n'aura 
pas  Ste  dinancee. 

La  dSnoncicUionf  soit  totale  soit  particulierey  ne  produira  ses 
effets  que  six  mois  apris  que  notification  en  aura  4t4  faite  par  ecrit 
au  Gouvernement  des  Fays-Bas,  et  communiquSe  immidiatement  par 
celui-ci  ä  toutes  les  autres  Puissances  contractantes. 

Protocole  vi$^  ä  Varticle  16e  de  la  proposition  britannique 
relativement  ä  Varbitrage  obligatoire. 

Art.  1.  —  Chaque  Puissance  signataire  du  prisent  Protocole 
accepte  Varbitrage  sans  rdserve  pour  les  contestations  concemant 
Vinterpritation  et  Vapplication  des  stipulations  conventionnelles  rela- 
tives ä  Celles  des'  matiires  inumiries  au  tableau  ci-annexe  qui  sont 
indiqu4es  par  la  lettre  A  dans  la  colonne  portant  son  nofn,  Elle 
diclare  contracter  cet  engagement  vis-ä-vis  de  chacune  des  autres 
Puissances  signataires  dont  la  r4ciprociti  ä  cet  igard  est  de  la  nUme 
nuiniire  signaUe  au  tableau. 

Art.  2.  —  Chaque  Puissance  aura  toujours  la  facultd  de  notifier 
son  acceptation  des  matiSres  qui  sont  enumärdes  au  tableau,  et  pour 
lesquelles  eile  n'aura  pas  pr4alablement  cu:ceptö  Varbitrage  sans  rdserve 
dans  les  termes  de  Varticle  precedent.  A  cette  fin  eile  s'adressera  au 
Gouvernement  des  Pays-Bas  qui  signalera  cette  ctcceptation  au  Bureau 
International  de  La  Haye.  Aprds  Vavoir  inscrite  au  tableau  visS  a 
Varticle  prdcddent,  le  Bureau  International  communiquera  aussitöt  la 
notification  et  le  tableau  ainsi  complötd,  en  copies  conformes,  aujr 
Gouvernements  de  toutes  les  Puissances  signataires. 

Art.  3.  —  Deux  ou  plusieurs  des  Puissances  signataires,  agissanU 
d'un  commun  cu:cordj  pourront  en  outre  s'adresser  au  Gouvernement 
des  PayS'Bas  pour  lui  demander  d'ajouter  au  tableau  des  nuiiieres 
additionnelles  pour  lesquelles  elles  sont  prStes  ä  accepter  Varbitrage 
sans  rdserve  dans  les  termett  de  Varticle  1. 

L*inscription  de  ces  matiires  additionelles  et  la  communicatUm 
aux  Gouvernements  des  Puissances  signataires  de  la  notification  ainsi 
que  du  texte  corrige  du  tableau  se  feront  de  la  maniire  pr^vue  ä 
Varticle  prdcddent. 

Art.  4.  —  Les  Puissances  non  signataires  sont  admises  ä  adkdrer 
au  prSsent  Protocole  en  notiflant  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  les 
matteres  inscrites  au  tableau  pour  lesquelles  elles  sont  prdtes  ä  accepter 
Varbitrage  sans  rdserve  dans  les  termes  de  Varticle  1. 
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Modele  de  Tableau  ä  anneocer  au  protocole  de  la 
Proposition  BHtannique. 


1.  Beciamations  pAunimres  du  chef  tte  dorn- 

»lages  lorsque  le  principe  de  Vindemniti 
est  reconnu  par  les  parties. 

2.  Assiaiance  gratuite  reciproque  des  malades 

indigents. 

3.  Protection  ouvriere  internationale. 

4.  Moyens  de  privenir  les  collisions  en  mer. 

5.  Poids  et  mesures. 

6.  Jaugeage  des  navires. 

7.  Salaire  et  succession  des  marins  däcSdes. 

8.  Protection  des  oeuvres  litter aires  et  artis- 

tiques. 

9.  Rigime  des  sociites  commerciales  et  in- 

dustrielles. 
XO.  Contestations  pecuniaires  ä  cause  d'actes 

de  guerre,  de  guerre  civile,  de  Varres- 

tation  des  Hrangers  ou  de  la  saisie  de 

leurs  biens. 
XI.  Reglements  sanitaires. 
12.  Assimilation  des  4trangers  aux  nationaua 

quant  aux  taxes  et  impöts. 
X3.  Tarifs  de  douane, 
X4,  Reglements  concernant    les    ipizooties,  le 

phylloxira  et  autres  fldaux  similaires, 
tö.  Systimes  monitaires, 

16.  Droits  des  etrangers  cfacquSrir  et  de  pos- 

seder  des  biens, 

17.  Procedure  civile  et  commerciale. 

18.  Contestations  pecuniaires   lorsquHl  s'agit 

de  Vinterprä tation  ou  de  Vapplication 
des  Conventions  de  toute  espice  entre  les 
parties  en  litige. 

19.  Conventions  de  rapatriement. 

20.  Conventions    postales,     t^Ugraphiques    et 

telephoniques. 

21.  Taxes  exig^es  des  navires y  droits  de  quai, 

de  pharCy  de  pilotage,  charges  et  taxes 
de  sauvetage  impos^es  en  cas  d^avarie 
ou  de  naufrage. 

22.  Droit  international  privi. 
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Da  der  Entwurf  zwar  eine  große  Majorität,  aber  keine 
Einstimmigkeit  erzielt  hatte,  entstand  nun  aber  die  weitere 
Frage,  ob  er  vor  das  Plenum  der  Konferenz  zu  gelangen  hsbe. 
Da  als  Regel  für  die  Konferenzbeschlüsse  Einstimmigkeit  er- 
fordert wird,  so  erschien  dies  von  vornherein  fraglich.  In 
dieser  Voraussicht  stellte  daher  der  russische  Vertreter 
von  Martens  einen  neuerlichen  Vermittlungsantrag,  der  darauf 
hinausging,  das  Projekt  womöglich  doch  noch  zu  retten,  indem 
er  denjenigen  Mächten,  die  für  dasselbe  gestimmt  hatten,  die 
Möglichkeit  gab,  in  einer  Zusatzakte  zu  der  Haager  Konvention 
die  Fälle  zu  bezeichnen,  in  denen  sie  sich  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  unterwerfen  wollten.  Diese  Zusatzakte 
hätte  nur  für  diejenigen  verbindliche  Kraft  gehabt,  die  sie  ge- 
zeichnet hätten  oder  ihr  beigetreten  wären.  So  hätte  niemand 
ein  Opfer  seiner  Meinung  zu  bringen  gehabt.  Da  jedoch  aach 
dieser  Vorschlag  nur  eine  Majorität  von  29  Stimmen  erzielte, 
zog  von  Martens  seinen  Antrag  zurück,  den  er  lediglich  in 
der  Hoffnung  gestellt  hatte,  daß  er  alle  Stimmen  auf  sich  ver- 
einigen werde. 

Damit  kam  man  nun  zur  Abstimmung  über  die  von  der 
österreichisch-ungarischen  Delegation  vorgeschlagene 
Resolution.  Herr  von  Merey  meinte,  es  bliebe  nur  die 
Alternative,  sich  zu  trennen,  ohne  zu  einer  Verständigung  ge- 
langt zu  sein,  oder  den  österreichischen  Vorschlag  anzunehmen. 
Dieser  letztere  habe  jetzt  keinen  subsidiären  Charakter  mehr. 
Er  könne  von  allen  einstimmig  angenommen  werden. 

Von  selten  des  Präsidenten  der  Konferenz  von  NeUdow 
wurde  noch  daran  erinnert,  daß  Einstimmigkeit  das  erste 
Prinzip  jeder  Konferenz  sei.  Sie  sei  keine  leere  Form,  sondern 
die  Basis  jeder  politischen  Verständigung.  In  den  Parlamenten 
könnten  Majoritäten  den  Minoritäten  ihren  Willen  auferlegen, 
weil  die  Mitglieder  nur  ein  und  dieselbe  Nation  vertreten. 
Aber  auf  einer  internationalen  Konferenz  vertrete  jede  Dele- 
gation einen  anderen  souveränen  Staat.  Niemand  habe  das 
Recht,  einen  Beschluß  der  Majorität  anzunehmen,  der  dem 
Willen  seiner  Regierung  zuwiderlaufe.  Es  könne  daher  von 
Konferenzbeschlüssen   nur   die  Rede  sein  bei   den  einstimmig 
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gefaßten  Entscheidungen.  Dem  schloß  sich  auch  der  deutsche 
Vertreter  Freiherr  Marschall  von  Bieberstein  an.  Seine 
Regierung  werde  sich  an  die  zu  allen  Zeiten  für  die  inter- 
nationalen Konferenzen  üblichen  Bräuche  halten  und  das 
Prinzip,  daß  die  Majorität  entscheide  und  die  Minorität  sich 
zu  fügen  habe,  nicht  annehmen.  Eine  solche  Auffassung 
würde  die  Zukunft  der  internationalen  Konferenzen  in  Gefahr 
bringen. 

Verschiedene  Vertreter,  wie  z.  B.  Sir  Edward  Fry,  sprachen 
sich  jedoch  im  entgegengesetzten  Sinne  aus.  Eine  große  Mehr- 
heit habe  den  vorliegenden  Entwurf  angenommen.  Man  könne 
auf  die  erzielten  Ergebnisse  nicht  einfach  verzichten  und  die 
Frage  für  eine  erneute  Prüfung  nochmals  zurücklegen.  Das 
Projekt  beweise,  daß  eine  bestimmte  Anzahl  von  Nationen 
existiere,  die  die  Frage  genügend  studiert  haben,  um  sofort 
einen  allgemeinen  Schiedsvertrag  abzuschließen.  Choate  kon- 
statierte, daß  nach  mehrmonatlichen  Verhandlungen  die  Kom- 
mission ihren  Willen  durch  eine  erdrückende  Mehrheit  kund- 
gegeben habe.  Sie  habe  sich  zu  gunsten  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  erklärt.  Es  sei  nicht  möglich,  daß  die 
Minorität  die  Majorität  am  Handeln  hindern  und  sie  veranlassen 
könne,  das  im  Stich  zu  lassen,  was  bis  jetzt  erreicht  sei.  Diese 
Frage  zu  entscheiden  gehöre  zur  Kompetenz  der  Konferenz 
und  müsse  dieser  unterbreitet  werden.  „Nous  avans  a^ccepte 
la  declaration  du  principe  de  Varbitrage  obligatoire;  nous 
avons  admis  que  Von  eoccepterait  les  cos  oii  les  intärSts  vitauar 
des  nations  seraient  en  jeu,  laissant  aux  Puissances  elles- 
memes  la  faculU  d'appricier  la  legitvmiti  de  ces  rSserves. 
Nous  avons  voti  une  liste  de  cas  dans  lesquels  Varbitrage  serait 
obligatoire  dans  le  sens  le  plus  strict  du  mot;  not$s  avons 
adopt^  le  Protocole  proposi  par  la  Dälägaüon  de  la  Grande- 
Bretagne:  ilne  nous  resteplt^s  que  quelques  d4tails  ä  regier  — 
nou^  ne  pouvons  subordonner  tous  ces  r^sultats  ä  de  nour- 
velles  Stades  des  Gouvernements.  La  majorite  ne  doit  pas 
imposer  sa  volonte  ä  la  minorit^;  mais  eile  doit  pouvoir, 
sous  le  drapeau  de  la  Conference,  mettre  ä  execution  ce 
qu'elle  a  d^cid^/' 
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Bei  der  Abstimmung  wurde  der  österreichisch- 
ungarische Antrag  mit  24  Stimmen  gegen  14,  bei  7  Ent- 
haltungen, verworfen. 

Nunmehr  trat  Graf  Tornielli^  der  bereits  im  ComiU 
d'examen  einen  Antrag  angekündigt  hatte,  den  er  aber  erst 
nach  erfolgter  Abstimmung  über  die  anderen  Vorschläge  zur 
Abstimmung  vorlegen  werde,  neuerdings  auf,  indem  er  erklärte, 
er  könne  seinen  früheren  Antrag  jetzt  nicht  mehr  aufrecht- 
erhalten, da  es  zwecklos  sein  dürfte,  jet«t  noch  nach  weiteren 
Formeln  zu  suchen^).  Aber  es  seien  drei  Konstatierungen 
notwendig.  Einmal,  daß  die  Konferenz  einstimmig  gewesen 
sei  in  der  Anerkennung  des  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
prinzipes.  Sodann,  daß  man  ohne  Widerspruch  zugestanden 
habe,  daß  es  auf  dem  weiten  Gebiete  des  internationalen  Ver- 
tragsrechts Materien  gebe,  die  Gegenstand  der  obligatorischen 
Schiedssprechung  sein  können.  Und  ferner,  daß  nur  ein  Geist 
der  Verständigung  in  der  Konferenz  geherrscht  habe  und  daß 
die  Meinungsverschiedenheiten  lediglich  in  juristischen  Kontro- 
versen und  Detailfragen  bestanden  haben.  ^^Arretons-nous  lä 
sagement  Notis  avons  parcouru  un  bon  chemin.  Cantentowh 
nous  de  Voeuvre  accompUe.  Laissons  lui  le  tetnps  de  porter 
ses  fruits,  Si,  en  regardant  derriere  nous,  qaelqu'un  de 
nous  eprouve  quelque  regtet  en  voyant  certaines  oeuvres 
inachevees,  en  tournant  notre  regard  vers  Vavenir,  nous 
sommes  tous  remplis  de  confiance,  et  aucun  decouragement 
n^envahit  nos  ämes'^. 

Dieser  Vorschlag  fand  ungeteilten  Beifall.  Der  Bericht- 
erstatter Baron  Guillaume  bemerkt  dazu:  „Personne  ne  peut 
contester  les  resultats  acquis  par  ceux  qui  ont  propose, 
difendu  et  vote  la  proposition  anglo-^imMcaine.  Une  majorüi 
homoghte  et  forte  a  ilahori  une  Convention,  apris  un  travaü 


^)  „Je  me  suis  convaincu  qu' apres  le  travail  intense  d^analyse 
juridique  et  de  criiique  profonde  des  textes  qui  nous  a  permis  d'afneli- 
orer  et  de  cotnpUter  considärablemeni  et  irds  s^rieusement  Voeuvre  du 
reglement  pacifique  des  Conflits  intemationaux,  nos  esprits  ne  sont 
plus  prdpares  ä  renoncer  aux  objections  que  toute  nouvelle  formule 
ne  manquerait  pas  de  rencontrer". 
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opinidtre.  Les  itudes  äuxquelles  la  premiere  Commission 
et  les  Condtes  gu'elle  a  formes  se  sont  livries,  constitueront 
une  source  pr^cieuse  pour  Vavenir,  S.  Exe,  le  dornte 
TomielU  s'en  est  montre  convaincu:  Mais  il  a  engage  la 
majorite  de  la  Commission  ä  ne  pas  meconnaitre  les 
convictions  eoopos^es  par  une  minoritä  convai/ncue  et  loyale, 
et  ä  remettre  au  lendeinain  la  r^alisation  de  projets  dont 
Vexecution  primaturie  pourrait  compromettre  le  principe 
de  Vunanimit^  placi  ä  la  base  de  toute  Conference  inter- 
nationale''. Das  Wort  von  Bourgeois  habe  sich  also  bewahr- 
heitet: „Notre  but  ne  doit  pas  Stre  de  nous  compter,  mais 
de  nous  unir". 

Es  wurde  ein  Komitee  bestellt,  daß,  entsprechend  dem  Vor- 
schlage Tomiellfs,  die  Deklaration^)  ausarbeitete,  der  wir  in 
der  Schlußakte  begegnen  und  in  der  die  positiven  Ergebnisse 
der  Beratungen  der  zweiten  Haager  Konferenz  über  die  obliga- 
torische Schiedsgerichtsbarkeit  zusammengefaßt  sind^). 

In  die  Haager  Konvention  selbst  ist  also  von  diesen  Be- 
ratungen nichts  übergegangen.  Das  erste  Kapitel  des  vierten 
Titels,  das  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  im  allgemeinen 
handelt,  ist  somit  im  wesentlichen  unverändert  geblieben. 
Die  jetzigen  Artt.  37—40  entsprechen  im  ganzen  den  bisherigen 
Artt.  15 — 19.  Die  einzige  Veränderung  ist,  daß  man  dem 
bisherigen  Art.  16,  jetzigen  Art.  38,  der  die  Schiedsgerichts- 
barkeit bei  gewissen  Streitfragen  für  das  wirksamste  und 
gerechteste    Streiterledigungsmittel    erklärt^),    einen    zweiten 


^)  Dieselbe  wurde  einstimmig  angenommen,  bei  vier  Enthaltungen. 

^)  Die  Delegation  der  Vereinigten  Staaten  hielt  dieser  Deklaration 
gegenüber  an  ihrer  Fordemng  fest,  daß  das  von  der  Majorität  angenommene 
Projekt  der  Konferenz  vorgelegt  und  der  Schlußakte  einverleibt  werde.  Die 
Deklaration  würde  einen  Rückzug  von  einer  gewonnenen  Position  bedeuten. 
Die  englische  Delegation  dagegen  faßte  die  Deklaration  lediglich  als  eine 
Konstatierung  von  Tatsachen,  nicht  aber  als  eine  Preisgabe  der  gewonnenen 
Resultate  auf. 

^  Sir  Edward  Fry  erklärte,  „que  cet  article  16  formait  la  pierre 
angülaire  de  la  Convention  du  29  juillet  et  quHl  setnblait  d^sirable 
d'en  respecter  et  Vexistence  et  la  teneur*'.  Ich  komme  hierauf  im  Schluß- 
abschnitt  zurück. 
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Absatz  beigefügt  hat,  der  es  als  wünschenswert  bezeichnet, 
daß  die  Staaten  in  den  bezeichneten  Fällen  von  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit auch  Gebrauch  machen,  aber  natürlich  nur, 
wenn  die  Umstände  es  gestatten! 

Das  ist  alles,  was  die  Konvention  in  diesem  Kapitel  an 
Neuerungen  aufweist!  Aber  so  wenig  es  auch  ist,  man  muß 
sich  doch,  bei  aller  Erwünschtheit  weiterer  Fortschritte,  die 
Frage  vorlegen,  ob  es  nicht  vielleicht  besser  war,  daß  man 
vorläufig  bei  diesem  Resultat  stehen  geblieben  ist.  Ich  werde 
diese  Frage  im  Schlußabschnitt  noch  näher  zu  prüfen  haben. 
Nur  soviel  möchte  ich  hier  vorwegnehmen:  je  mehr  man  sich 
in  das  Studium  der  Konferenzakten  vertieft,  umsomehr  wird 
man  vielleicht  Bedenken  tragen,  die  obere  Frage  ohne  weiteres 
zu  verneinen.  — 


Das  internationale  Eherecht  nach  den  Haager 
Konventionen*). 

Von  Dr.  Ernst  BetteUtelni  in  Wien. 

Vorbemerkungen. 

Die  Wissenschaft  vom  internationalen  Privatrecht  hat  eine 
doppelte  Aufgabe  zu  erfüllen;  sie  hat  zunächst  die  Gesichts- 
punkte zu  suchen,  unter  welchen  die  Lösung  von  Kollisionen 
der  Gesetze  anzustreben  ist,  welche  auf  ein  Rechtsverhältnis 
Einfluß  nehmen;  über  diesem  ihren  höheren  Zwecke  kann  sie 
weiters  aber  nicht  unterlassen,  die  Grundsätze  festzustellen,  nach 
welchen  die  geltenden  Gesetze  der  verschiedenen  Staaten  derlei 
Konflikte  wirklich  zu  lösen  unternommen  haben.  Bei  dieser 
ihrer  zweiten  Aufgabe  zeigt  sich  nicht  nur  häufig  ein  weit- 
gehendes Abweichen  dieser  Grundsätze  untereinander,  je  nach- 
dem zum  Beispiel  die  Gesetzgebung  eines  einzelnen  Staates 
mehr  dem  Territorialitätsprinzip  zuneigt  wie  die  anglo-nord- 
amerikanischen  Staaten  oder  dem  Nationalitätsprinzip  wie  die 
Mehrzahl  der  Staaten  romanischen  Stammes,  sondern  die  positiven 
internationalen  Privatrechtsgrundsätze  sind  noch  weit  von  dem- 
jenigen entfernt,  was  der  Wissenschaft  aus  dem  Wesen  der 
einzelnen  Rechtsinstitute  heraus  als  die  richtige  Lösung  in 
langen  Bemühen  zu  erkennen  gelang  oder  ihr  zu  gelingen  schien. 
Die  Folgen  dieses  Zustandes  sind  durchaus  nicht  blos  theoretisch 
unbefriedigend,  sondern  praktisch  höchst  gefährlich. 

Die  Rechtsunsicherheit  ist  keine  geringe,  wenn  etwa  ein 
Rechtsgeschäft  in  einem  Staate  nach  der  dort  herrschenden 
Maxime  von  der  lex  loci  actus  gültig  geschlossen,  im  Heimat^ 
staate   der  vertragschließenden  Teile   aber  vermöge   des   dort 


*)  Vom  Gesichtspunkte  der  Rückwirkung  auf  das  österreichische  Recht 
betrachtet. 

39* 
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herrschenden  Personalitätsprinzips  als  ungültig  angesehen  wird; 
sie  wird  stets  dann  zu  beklagen  sein,  wenn  infolge  der  be- 
stehenden Divergenzen  ein  Rechtsgeschäft  für  den  Bereich  eines 
Staates  als  gültig,  eines  anderen  als  ungültig  erkannt  wird^). 
Welche  Folgen  ein  solcher  Zustand  für  das  Institut  der  Ehe 
nach  sich  zieht,  Wirkungen,  die  namentlich  auch  auf  die  per- 
sönlichen Verhältnisse  der  aus  dieser  Ehe  entsprungenen  Kinder 
sich  äußern,  bedarf  keiner  besonderen  Ausführung.  Daraus  er- 
gibt sich  die  doppelte  Punktion  der  das  internationale  Privat- 
recht  regelnden  Staatsverträge  von  selbst:  einerseits  Schaffung 
möglichst  gleicher  Grundsätze  über  die  Statutenkollisionen  in 
den  verschiedenen  Staaten,  andererseits  möglichste  Garantie  für 
die  Gleichförmigkeit  der  Beurteilung  von  Gültigkeit  und  Wirk- 
samkeit internationaler  Rechtsverhältnisse  seitens  der  Gerichte 
der  Einzelstaaten. 

Mehrere  Vereinigungen  sind  seit  Jahren  bemüht,  für  einzelne 
Rechtszweige  Vorschläge  und  Entwürfe  auszuarbeiten,  die  als 
Grundlage  dienen  sollen  zur  Regelung  internationaler  Verhältnisse 
durch  Einzelgesetzgebungen  und  Staatenkonventionen,  so  die 
„Association  for  the  reform  and  codification  of  the  latc  of 
nations''  (seit  1873)  und  das  „Institut  de  droit  international' 
(seit  1873).  Ihre  Vorarbeiten  waren  bisher  nicht  ohne  Erfolg 
bei  Abfassung  der  modernsten  Zivilgesetzbücher,  dagegen  sind  die 
Konventionen  über  privatrechtliche  Fragen  bisher  nur  in  relativ  be- 
scheidenen Grenzen  geblieben,  wie  die  Pariser  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentumes  vom  Jahre  1883  betreffend  Schutz 
und  Gebrauch  von  Erfindungen,  Marken,  Mustern,  Modellen  und 
Handelsfirmen,  und  die  Berner  Konvention  zum  Schutze  des 
liter.-artist.  Eigentums  vom  Jahre  1886^.  Daran  reihen  sich  nun 
die  von  den  Staatenkonferenzen  im  Haag  seit  dem  Jahre  1894 

1)  Far  die  Notwendigkeit  einheitlicher  Lösung  der  KoHisionsnormeQ  und 
gegen  einseitige  Lösnng  durch  die  Einzelstaaten  namentlich  Mancini* 
J.  I  221 S.  Literarische  Versuche  solcher  Lösungen  Domin-Petrushetfes 
(1861),  Bluntschli  (1872),  Dudley-Field  (1872). 

^  Sonst  befaßten  sich  die  Staatsverträge  nur  mit  einzelnen  Spezialfrageo 
wie:  Anerkennj^ng  der  Rechtsfähigkeit  ausländischer  AktiengesellschafteiL 
Wirkung  des  Eonkurses,  hierüber  Franz  Kahn,  Die  einheitliche  Kodifika- 
tion des  Internationalen  Privatrechts  durch  Staatsverträge,  Leipzig  1904  S.  2. 
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geleisteten  Arbeiten,  deren  erster,  die  prozeßrechtlichen  Fragen 
betreffend  das  Armenrecht  und  die  aktorische  Kaution  von  Aus- 
ländern, dann  die  Mitteilung  von  Urkunden  sowie  die  Erledigung 
von  Rogatorien  betreffender  Teil  seit  1899  als  österreichisches 
Gesetz  in  Geltung  steht.  Nach  mannigfachen  Fährlichkeiten  ist 
auch  ein  Teil  des  privatrechtlichen  Programmes  der  Staaten- 
konferenzen im  Jahre  1902  zu  einem  gemeinsamen  Beschlüsse 
gediehen;  er  umfaßt:  1.  Gesetzeskollisionen  in  Ehesachen, 
2.  Gesetzes-  und  Gerichtsbarkeitskollisionen  in  Angelegenheiten 
der  Ehetrennung  und  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  3. -inter- 
nationale Regelung  der  Vormundschaft  über  Minderjährige.  Alle 
diese  Fragen  sind  von  größter  Bedeutung;  namentlich  der 
Komplex  der  beiden  ersten  betrifft  eine  Materie,  unter  deren 
ungleicher  Behandlung  die  Rechtssicherheit  schwer  gelitten  hat. 
Bezüglich  der  internationalen  Regelung  des  ehelichen  Güterrechts 
steht,  ebenso  wie  hinsichtlich  der  gleichfalls  i;i  Beratung  ge- 
standenen erbrechtlichen  Fragen  (Testierfähigkeit,  Form,  Inhalt 
und  Wirkung  letztwilliger  Erklärungen,  Erbfähigkeit,  Erwerb 
der  Erbschaft,  Kaduzität)  ein  endgültiger  Konferenzbeschluß  noch 
aus.  Dagegen  ist  es  nunmehr  Aufgabe  der  österreichischen 
Gesetzgebung,  den  Konferenzbeschlüssen  hinsichtlich  der  er- 
wähnten drei  Materien  Geltung  zu  verschaffen,  an  deren  Zu- 
standekommen Oesterreich,  wie  es  sich  zeigt,  in  einschneidender 
Weise  teilgenommen  "hat,  und  zwar  einerseits  durch  die  erforder- 
liche verfassungsmäßige  Zustimmung,  andererseits  durch  Er- 
lassung eines  Durchführungsgesetzes,  welches  dort  einzugreifen 
hat,  wo  die  Konvention  den  Einzelstaaten  zugestanden  hat, 
unbeschadet  des  sonstigen  Vertragsinhaltes  partikularistische 
Sonderbestimmungen  zu  erlassen.  Dieses  Durchführungsgesetz 
liegt  bereits  im  Entwürfe  und  im  Ausschußberichte  vor  und 
harrt  der  Erledigung  des  Abgeordnetenhausplenums  und  des 
Herrenhauses,  sowie  der  Sanktion.  Sowohl  die  Entstehungs- 
akte der  Konferenzbeschlüsse  wie  auch  deren  endgültig  fest- 
gestellter Inhalt  zeigen  nun,  um  einer  möglichst  großen  Anzahl 
von  Staaten  den  Beitritt  zu  ermöglichen,  eine  deutliche  Tendenz, 
partikularistischen  Rücksichten  der  Einzelstaaten  Rechnung  zu 
tragen.    Liegt  nun  schon  in  der  Absentierung  der  Staaten  anglo- 
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amerikanischen  Rechts  aus  dieser  Konvention  eine  Schwäche  der- 
selben, die  nicht  leicht  zu  vermeiden  war,  weil  der  starre,  nur  im 
britischen  Königreiche  zuletzt  etwas  gemilderte  Territorialitats- 
standpunkt  mit  den  prinzipiellen  Anschauungen  des  europäischen 
Kontinents  nicht  vereinbar  erschien,  so  ist  jedenfalls  in  den 
über  das  Maß  unbedingter  Notwendigkeit  hinausgehenden  Vor- 
behalten zu  Gunsten  der  positiven  nationalen  Gesetzgebungen 
ein  bedenklicher  Mangel  derselben  gelegen. 

Aufgabe  der  folgenden  Ausführungen  will  es  nun  sein,  zu 
untersuchen,  inwieweit  die  Konvention  speziell  im  Gebiete  des 
Eherechts  den  allgemeinen  Prinzipien  des  internationalen  Privat- 
rechts gerecht  wird  ^)  und  hinsichtlich  der  Konzessionen  an  die 
Einzelstaaten  im  Rahmen  desjenigen  bleibt,  was  diese  Prinzipien 
gestatten  und  die  Einzelstaaten  zu  beanspruchen  befugt  sind. 

I.  Aufgabe  der  ersten  Konvention  und  deren  Lösung. 
Die  Konvention  betreffend  Gesetzeskollisionen  in  Ehesachen 
behandelt  im  großen  und  ganzen  bloß  zwei  Seiten  dieses 
Problems,  nämlich  die  Fähigkeit  zur  Eheschließung  und  die 
Form  derselben.  Hierin  drückt  sich  aus,  daß  alle  anderen 
Fragen  außerhalb  der  Konvention  bleiben  und  somit  nach  dem 
speziellen  internationalen  Privatrechte  jedes  einzelnen  Staates 
zu  beurteilen  bleiben.  Hierzu  gehören  u.  a.  die  Wirkungen  im 
Verhältnisse  der  Ehegatten  untereinander  und  zu  den  Kindern 
und  alle  jene  Fragen  der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit,  die 
nicht  von  den  beiden  Gesichtspunkten  zu  betrachten  sind. 
Allerdings  ist  der  Begriff  der  Fähigkeit  (oder,  wie  Art.  I  sagt: 
das  Recht)  zur  Eheschließung  (le  droit  de  contracter  fnaria^) 
ein  weitumfassender,  er  umschließt  nicht  bloß  die  Rechtsfähig- 
keit, und  allgemeine  Handlungsfähigkeit,  sondern  jene  besondere 
Fähigkeit  zum  Abschlüsse  des  Eheyertrags,  die  in  den  Ehe- 
hindernissen ihre  Begrenzung  findet.  Gedacht  ist  an  die  Ehe- 
hindernisse, welche  aus  besonderen,  in  der  Person  des  Bhe- 
werbers  in  seiner  Beziehung  zum  anderen  Eheteile  gegründeten 
Verhältnissen  sich   ergeben,   somit   die  Unfähigkeit  zur  Ein- 


^)  üeber  die  Wirknog  der  QesetzeskoUisionen  in  Ehesachen  bei  Kahn 
a.  u.  0.  S.  19. 
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gehung  einer  Ehe  überhaupt,  oder  mit  einer  bestimmten  Person : 
also  z.  B.  Minderjährigkeit,  höhere  Weihen  einerseits,  Ver- 
wandtschaft, Ehebruch  andererseits.  Daraus  ergibt  sich,  daß 
die  Vorschrift  des  Art.  1  zugleich  die  Ehehindernisse,  die  aus 
solchen  Verhältnissen  entspringen,  und  die  durch  Umgehung 
solcher  Ehehindernisse  hervorgehenden  Ehenichtigkeitsfragen 
regelt.  Dagegen  bleiben  die  aus  Mängeln  der  Willenserklärung 
entstehenden  Hindemisse,  z.  B.  des  Zwanges,  Irrtums,  aus  der 
Konvention  ausgeschaltet  und  kommen  nach  den  sonst  für  die 
Bechtsgültigkeit  und  Wirksamkeit  von  Geschäften  maßgebenden 
Grundsätzen  zu  beurteilen,  z.  B.  Sitz  des  Rechtsverhältnisses, 
Ort  der  Abschließung  (§  37  a.  b.  GB),  gewillkürte  Partei- 
autonomie ^). 

Die  Bestimmungen  der  Konvention  haben  zwingende  Greltung; 
doch  ist  das  Anwendungsfeld  insofern  beschränkt,  als  nur  jene 
Ehen  nach  der  Konvention  beurteilt  werden,  die  1.  innerhalb 
des  Gebietes  eines  der  Vertragsstaaten,  2.  zwischen  Personen 
geschlossen  werden,  von  denen  mindestens  eine  in  einem  der 
Vertragsstaaten  heimatsberechtigt  ist  (Art.  8  Abs.  1).  Tritt 
einer  der  Staaten  erst  nachträglich  bei,  so  sind  vorher  dort 
geschlossene  Ehen  der  Konvention  zu  unterwerfen,  da  es  nach 
der  Fassung  der  Vorschrift  auf  den  Zeitpunkt  ankommt,  in 
welchem  die  Konvention  auf  die  einzelne  Ehe  angewendet  wird. 

Bezüglich  der  Ehefähigkeit  erklärt  nun  Art.  1  das  National- 
gesetz als  maßgebend.  Hierin  liegt  das  Grundprinzip,  nach 
welchem  die  Lösung  der  Kollisionen  geboten  wird;  d.  h.  es  gilt 
das  Personalstatut,  das  sich  nach  dem  Heimatlande  des  Ehe- 
werbers richtet,  nicht  etwa  das  Domizilgesetz,  wie  dies  z.  B. 
m  Oesterreich  für  hierlands  wohnhafte  Ausländer  (§  34  a.  b.  GB), 
allgemein  u.  a.  in  Dänemark,  Norwegen  gilt,  auch  nicbt  das  Ge- 
setz des  Eheschließungsortes,  wie  in  der  Schweiz^),  oder  das  des 
Ehemanns  (Sachs.  BGB).  Dieses  Grundprinzip  wird  nach  einer 
Richtung   näher   bestimmt,   nach   einer   andern  eingeschränkt. 

1)  Kahn,  Ztsch.  XII  208  will  anch  diese  Mängel  nach  Art.  1  beorteilt 
wissen  wegen  der  Terminologie  „droit  de  contr acter  mariage" ;  allein  anoh 
dieser  Terminus  umschließt  nicht  Willensm&ngel. 

2)  M.  J.  C.  Buzzati,  Ret),  d.  droit  intern,    Bd.  1901,  S.  273. 
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Die  Einschränkung  betrifft  den  Fall  der  sog.  Verweisung  und 
Rückverweisung.  Diese  ist  ein  bekanntes  Korrektiv  gegen  die 
schrankenlose  Anwendung  der  lex  patriae  namentlich  auf 
Personen,  welche  infolge  dauernden  Aufenthalts  im  Auslande 
den  innigen  Zusammenhang  mit  dem  Mutterlande  eingebüßt 
haben. 

Wenn  nämlich  der  Heimatstaat  SciDst  die  Ehefähigkeit 
nicht  nach  dem  Nationalgesetz,  sondern  etwa  nach  dem  Gesetze 
des  Domizils  beurteilt,  so  soll  auch  nach  der  Konvention  nicht 
das  Nationalgesetz  aufgedrängt,  sondern  das  internationale  Recht 
des  Heimatstaats  angewendet  werden.  Wir  finden  diesen 
Gedanken  bereits  im  Art.  27  des  EG  z.  BGB  sanktioniert,  aber 
nur  zu  Gunsten  der  eigenen  Untertanen  und  der  deutschen 
Gesetze.  So  sehr  nun  auch  theoretisch  befremdet,  daß  die  Ver- 
tragsstaaten danach  statt  des  eigenen  oder  des  konventions- 
mäßigen internationalen  Privatrechtes  sich  dem  internationalen 
Privatrechte  eines  einzelnen  Fremdstaates  unterwerfen,  so 
erscheint  diese  Lösung  dennoch  praktisch  durchaus  annehmbar  0. 

Im  Effekte  wird  es  dadurch  möglich  werden,  in  gewissen 
Fällen  die  Ehen  von  Ausländem,  die  im  Inlande  wohnen,  oder 
auch  nur  im  Inlande  die  Ehe  schließen,  durchaus  nach  inlän- 
dischem Rechte  zu  beurteilen  2),  ohne  dadurch  in  Widerspruch 
mit  den  heimatlichen  Gesetzen  zu  geraten  und  eine  länder^  eise 
Gültigkeit  und  Ungültigkeit  von  Ehen  zu  provozieren.  In 
Oesterreich  war  das  Institut  der  Verweisung  bisher  nicht 
bekannt,  kann  aber  nunmehr  hier  gleichfalls  praktisch  werden; 
es  ist  Verweisung  bisher  nicht  bloß  auf  die  Gesetze  des  Domizils 
oder  Eheschließungsortes  statthaft,  wie  der  Entwurf  plante, 
sondern  auf  irgend  ein  fremdes  Gesetz,  bloß  daß  kein  Staat 
zur  Anwendung  eines  Gesetzes  verhalten  ist,  das  in  keinem 
Vertragsstaate  in  Geltung  steht  (Art.  8  Abs.  2). 


^)  Das  Gesetz  der  Verweisung  kommt  nicht  etwa  bloß  dann  zur  Ad- 
wendong,  wenn  es  der  Ehe  günstiger  ist,  sondern  absolut. 

2)  Z.  B.  Ehen  von  Schweizer  Bürgern  n.  d.  Ges.  v.  1874.  Verweist 
aber  das  einheimische  Recht  an!  das  Gesetz  eines  jener  Staaten,  die  nidtt 
Vertragsstaaten  sind,  so  hat  dieses  keinesfalls  zur  Anwendung  za  kommen. 
Art.  8  Abs.  2. 
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Jene  andere  Seite  der  Konvention,  welche  das  Personalitäts- 
prinzip verschärft,  liegt  darin,  daß  bei  Beurteilung  der  Ehe- 
fähigkeit nach  dem  Personalstatut  jedes  der  beiden  Ehe- 
gatten gefragt  >yird,  und  wenn  auch  nur  auf  Seite  der  Braut 
ein  Mangel  des  Rechts  zur  Eheschließung  vorlag,  dieselbe  nicht 
geschlossen  werden  darf,  und,  wenn  geschlossen,  mit  dem 
Stigma  der  Anfechtbarkeit  oder  Ungültigkeit  behaftet  ist.  Die 
Bedeutung  dieser  Verschärfung  ergibt  sich  klar,  sobald  erwogen 
wird,  welch  weiten  Umfang  der  Begriff  der  Ehefähigkeit  in 
diesem  Zusammenhange  besitzt.  Abgesehen  von  der  allgemeinen 
Rechtsfähigkeit,  welche  weniger  ins  Gewicht  fällt,  weil  in  den 
modernen  Kulturstaaten  Fremden  und  Einheimischen  in  gleicher 
Weise  Rechtsfähigkeit  zugebilligt  zu  werden  pflegt,  umfaßt  er 
ebenso  die  allgemeine  Handlungsfähigkeit  (das  Alter,  die  Ver- 
standesreife, Dispositionsfähigkeit)  wie  die  besondere  Ehefähig- 
keit (Erfordernis  des  elterlichen,  vormundschaftlichen,  gericht- 
lichen oder  verwaltungsbehördlichen  Ehekonsenses,  Weihen, 
Gelübde,  Religionsverschiedenheit,  Verwandtschaft,  Schwäger- 
schaft, Unterworfenheit  unter  gewisse  Eheverbote,  z.  B.  für 
Militärpersonen,  Unvermögen  usw.).  Alle  diese  Voraussetzungen 
sollen  nicht  bloß  auf  Seite  des  Ehemanns  nach  seinem,  sondern 
auch  auf  Seiten  der  Ehegattin  nach  ihrem  Rechte  gegeben  sein^). 
Umgekehrt  muß  auch  der  Mangel  dieser  subjektiven  Erfordernisse 
auch  nur  auf  Seite  der  Ehegattin,  wenn  das  heimatliche  Recht 
daran  Nullitätsfolgen  knüpft,  zu  einer  Nichtigkeit  der  mit 
Umgehung  derselben  geschlossenen  Ehe  fähren.  So  sehr  nun 
der  Grundsatz  von  der  Geltung  der  lex  patriae  im  allgemeinen 
der  Zustimmung  sicher  sein  kann,  weil  bei  einem  so  wichtigen 
Akte,  wie  die  Eheschließung,  keiner  der  Ehegatten  befugterweise 
ßich  auf  Unkenntnis  der  Nationalität  des  andern  Teiles  wird 
berufen  dürfen,  um  welche  sich  zu  erkundigen  es  vielmehr  seine 
Pflicht  gewesen  wäre  \  so  sehr  hätten  jene  Stimmen  gehört  zu 


1)  Das  eigene  Gesetz  ist  nicht  immer  dasjenige,  mit  dessen  Person  das 
Hindernis  äußerlich  verknüpft  ist,  z.  B.  Unvermögenheit,  Mangel  des  christ- 
lichen Bekenntnisses,  Kahn^  Ztsch.  XII  203. 

2)  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  Int.  Privatrechtes.    I,  S.  442. 
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werden  verdient^),  welche  es  bekämpfen,  daß  Ehehindemisse 
aus  dem  heimatlichen  Rechte  der  Gattin,  —  insofern  sie  nicht 
deren  Schutz  bezwecken,  wie  Jugend,  elterlicher  Konsens,  körper- 
liche oder  geistige  Unreife  —  zur  üngültigerklärung  der  ge- 
schlossenen Ehe  dienen  sollen,  weil,  sobald  die  Braut,  von  ihrer 
Auswanderungsfreiheit  Gebrauch  machend,  einen  Ausländer 
heiratet,  und  dadurch  naturalisiert  ist,  es  für  den  Heimatstaat 
keinerlei  Interesse  hat,  die  nach  dem  Personalstatut  des  Mannes 
gültig  geschlossene  Ehe  wegen  des  vormaligen  Nationalgesetzes 
der  Gattin  anzufechten.  Für  diese  Fälle  hätte  das  Personal- 
statut des  Gatten  genügt  und  zwar  konsequenterweise  für  die 
Gestattung  der  Eingehung  der  Ehe  ebensogut  wie  für  die 
Validität  der  geschlossenen  Heirat.  Nach  der  abgeschlossenen 
Konvention  werden  aber  Eheunfähigkeitsgründe  auf  Seite  der 
Ehegattin  allein  zur  Anfechtung  der  Ehe  vor  jedem  zuständigen 
Forum  eines  der  Vertragsstaaten  dienen.  Dagegen  kann  nicht 
gefordert  werden,  daß  Ehefähigkeit  nach  beiden  heimatlichen 
Gesetzen  gegeben  sei,  z.  B.  vollendetes  24.  Lebensjahr  einer 
deutschen  Braut,  die  mit  einem  Oesterreicher  die  Ehe  eingeht. 

Hiebei  mag  aber  daran  erinnert  sein,  daß  trotz  der  Kon- 
vention die  Staaten  des  Orts  der  Eheschließung  die  nach  dem 
dort  gültigen  inländischen  Eherechte  vorgesehene  Supplierung 
des  Konsenses  erteilen  und  danach  die  Ergänzung  der  Ehefähig- 
keit vornehmen  können  (§  51  a.  b.  GB,  Art.  176  des  mexi- 
kanischen GB). 

Eine  bloße  Ausffihrungsvorschrift  enthält  Art.  4,  welcher 
den  Ehewerbern  den  vor  der  Eheschließung  zu  erbringenden 
Nachweis  auferlegt,  daß  die  vom  heimatlichen  Gesetze  auf- 
gestellten Erfordernisse  erfüllt  sind.  Dieser  Nachweis  gilt  unter 
allen  Umständen  als  erbracht,  wenn  eine  Urkunde  der  im  Lande 
der  Eheschließung  bestellten  diplomatischen  Funktionäre  des 
Heimatstaates  vorliegt.  Sonst  gilt  dies  nur  dann,  wenn  die  Be- 
hörden des  Eheschließungsortes  den  Beweis  als  erbracht  gelten 
lassen ;  eine  Pflicht,  Urkunden,  die  von  den  Behörden  des  fremden 
Staates  herrühren,  als  vollbeweisend  anzunehmen,  besteht  nur 

^)  Ungarischer  Vorschlag,  Actes  de  la  3.  Convention  de  la  Haye, 
S.  169. 
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Bach  Maßgabe  besonderer  mit  diesem  Fremdstaate  getroffener  Ab- 
machungen. Charakteristisch  ist,  daß  die  Konvention  den  Stand- 
punkt verlassen  hat,  den  der  Entwurf  enthalten  hatte,  den 
Nachweis  durch  Vorlage  von  Zeugnissen  des  Heiraatstaates  als 
erbracht  anzusehen;  die  Tragweite  der  Neuerung  ist  jedoch 
keine  allzugroße,  wenn  erwogen  wird,  daß  man  in  der  Praxis 
sich  mit  einer  Legalisierung  des  heimatlichen  Zeugnisses  durch 
die  diplomatische  Station  behelfen  wird. 

II.  Ausnahmen  von  dem  Grundprinzip. 

Mehr  noch  als  durch  das  Grundprinzip,  das  den  überwiegend 
herrschenden  Anschauungen  entspricht,  charakterisiert  sich  die 
Konvention  durch  jene  Ausnahmen,  die  sie  davon  zu  Gunsten 
der  Gesetze  des  Eheschließungsortes  statuiert.  Gerade  in 
letzterem  Gebiete  lag  der  große  Streitpunkt  der  Meinungen,  die 
es  auszugleichen  galt.  Der  Ausweg,  den  die  Konvention  ein- 
schlug, läßt  sich  in  kurzem  dahin  zusammenfassen :  Die  absolute 
Wirksamkeit  inländischer  Ehehindernisse  allgemein  sittlichen 
Ursprungs  darf  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Mitwirkung 
der  Organe  des  eigenen  Staates  in  Betracht  kommen,  nicht  auch 
gegenüber  geschlossenen  Ehen,  dagegen  bleibt  es  den  Vertrags- 
staaten vorbehalten,  je  nach  ihrer  Beurteilung  der  religiösen 
Seite  der  Ehe  Hindernisse  aufzutürmen  oder  wegzuräumen; 
danach  können  sie  trotz  der  durch  das  heimatliche  Gesetz  ein- 
geräumten Freiheit  aus  religiösen  Gründen  Ehen  selbst  von 
Ausländem  verbieten,  aber  auch  trotz  des  nach  heimatlichem 
Rechte  bestehenden  Ehehindernisses  solcher  Natur,  wenn  dasselbe 
nach  dem  eigenen  Rechte  nicht  gilt,  Ehen  gestatten ;  die  Gültig- 
keit oder  Ungültigkeit  soll  aber  grundsätzlich  nur  für  den  Bereich 
des  Staates  des  Eheschließungsortes  bestehen,  nicht  auch  für  den 
Bereich  der  anderen  Vertragsstaaten,  namentlich  des  Heimat- 
staates. Nur  in  einem  später  zu  erörternden  Falle,  dem  der 
Notkonsularehe,  sollen  die  religiösen  Bedenken  des  Orts  der 
Eheschließung  nicht  Raum  finden  dürfen. 

Bei  diesem  ganzen  Fragenkomplexe  von  der  Berücksichti- 
gung der  Gesetze  des  Eheschließungsortes  im  allgemeinen  und 
der  Hindernisse   religiöser  Natur   im   besonderen   gelangt   die 


606  Bettelheim, 

Konvention  an  jenes  Gebiet,  wo  sich  bisher  die '  stärksten 
Kollisionen  ergeben  haben,  wo  daher  die  größten  Gegensätze 
zu  überwinden  waren.  Im  Wesen  sind,  soll  anders  die  An- 
erkennung eines  internationalen,  d.  h.  eines  solchen  Privatrechtes 
nicht  in  Frage  gestellt  werden,  welches  auf  das  Einschlagen 
fremder  Verhältnisse  in  das  einzelne  internationale  Rechts- 
geschäft Rücksicht  nimmt,  nur  solche  Ausnahmen  von  seiner 
Anwendung  zuzulassen,  welche  dem  sog.  ordre  public  ange- 
hören.^) Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  das  Wesen  solcher  Rechts- 
sätze zu  analysieren;  sicherlich  sind  sie  nicht  auf  die  Verhältnisse 
des  ordre piiblicintemationaP)  einzuschränken,  welche  Gemein- 
gut aller  Kulturstaaten  sind,  z.  B.  Negation  der  Rechtsunfähig- 
keit infolge  Sklaverei,  Vielweiberei,  deren  Anerkennung  allseitig 
verworfen  wird,  sondern  es  ist  auch  dem  ordre  ptiblic  interne 
des  einzelnen  Staates  Rechnung  zu  tragen.  Da  aber  dem  Wesen 
solcher  Rechtssätze  die  Wirkung  innewohnt,  daß  der  inländische 
Richter  sie  bei  jeder  Beurteilung  fremder  juristischer  Handlungen 
und  Geschäfte  zugrunde  zu  legen  hat,  so  ist  es  klar,  daß  es 
nicht  der  Willkür  der  Einzelstaaten  überlassen  bleiben  kann, 
einzelne  Normen  als  absolut  gebietend  und  zwingend  auch  außer- 
halb der  Grenzen  der  innerstaatlichen  Geschäfte  zu  statuieren 
und  dadurch  das  fremde  Recht  für  fremdstaatliche  Geschäfte  zu 
eludieren,  dessen  Anwendung  ja  längst  als  etwas  ganz  anderes 
denn  bloße  Komitas  oder  Courtoisie  anerkannt  ist.  Daß  etwa 
gar  alle  jene  Grundsätze,  welche  Verhältnisse  regeln,  die  nicht 
durch  Privatautonomie  dem  Rechte  eines  fremden  Staates  unter- 
worfen werden  können  (§  36  Schlußsatz  a.  b.  GB,  §  37  Schluß- 
satz a.  b.  GB,  §  6  Badisches  Landrecht,  §  18  Sachs,  bgl.  GB, 
§  11  der  Gebhard'schen  Entwürfe  z.  EG  des  BGB^),  zu  Sätzen 
des  ordre  public  zu  zählen  sind,  dürfte  heute  keinem  Zweifel 
mehr  begegnen.  Wir  dürfen  daher  das  Ergebnis  akzeptieren, 
daß   nur  jede  Grundsätze  als  absolute  Vorschriften  des  ordre 


^)  Regienrngsmotive.  Beil.  3  zn  den  stenogr.  ProtokoUen  des  Herren- 
hauses  XVIII.  Session  1907,  S.  32. 

2)  lieber  diese  Unterscheidung  vergl.  Bar  I,  S.  127. 

^  Nieyneyer j  Vorschläge  n.  Materialien  zur  Kodifikation  des  inten« 
Privatrechts.    S.  7, 
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public  über  das  internationale  Privatrecht  hinweg  Geltung 
besitzen  sollen,  welche  das  inländische  Recht  aus  den  heimischen 
Ansichten  der  Sittlichkeit  und  Erlaubtheit  mit  dieser  Absicht 
aufstellt,  und  jene  Vorschriften  des  fremden  Rechtes  keinesfalls 
hier  angewendet  werden  dürfen,  die  inländischen  Vorschriften, 
die  aus  Gründen  der  Sittlichkeit  und  Zulässigkeit  erlassen  sind^ 
zuwiderlaufen.  Nur  muß  hinsichtlich  des  letzteren  eine  Aus- 
nahme beobachtet  werden:  zur  Verwirklichung  des  vom  Aus- 
lande gebilligten,  vom  Inlande  verworfenen  Rechtsinstitutes 
darf  das  inländische  Gesetz  aus  Gründen  des  ordre  public 
wohl  nicht  die  Hand  bieten,  dagegen  kann  die  Ablehnung  des 
ausländischen  Rechtsinstitutes  nicht  soweit  gehen,  daß,  wenn 
es  im  Auslande  gesetzlich  entstanden  ist,  alle  davon  abgeleiteten 
Rechtsverhältnisse  verworfen  werden,  z.  B.  die  Ehelichkeit  von 
Kindern  polygamischer  Ehen. 

Suchen  wir  nach  den  geltenden  Vorschriften  des  österreichischen 
Rechtes  über  diese  Frage,  so  finden  wir,  obzwar  es  der  durch- 
greifenden Regelung  mangelt,  im  §  81  EO  den  Gedanken  der 
Einschränkung  der  absoluten  Gesetze  auf  die  Gesichtspunkte 
der  Erlaubtheit  und  Sittlichkeit  mit  größerer  Deutlichkeit  ge- 
kennzeichnet als  in  dem  BGB  (Art.  30  EG)  und  in  den 
französischen  und  italienischen  Gesetzen  (CG.  Art.  6,  G.G.  Art.  14). 

Auf  das  Eherecht  angewendet  ist  einerseits  nicht  zu  ver- 
kennen, daß  dasselbe  mehr  von  den  Anschauungen  jedes  einzelnen 
Staates  von  den  Grundsätzen  der  Sittlichkeit  beherrscht  ist  als 
ein  anderes  Rechtsgebiet,  andererseits  aber  eine  allzu  weite 
Interpretation  der  Rechtssätze  des  ordre  public  eine  Rechts- 
unsicherheit zu  erzeugen  geeignet  ist,  die  sich  in  ihren  personen- 
rechtlichen und  vermögensrechtlichen  Folgen  gleich  empfindlich 
fühlbar  machen  müßte,  weil  jede  üngültigerklärung  einer  Ehe 
entgegen  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  internationalen 
Privatrechtes  bloß  auf  Basis  der  absoluten  Vorschriften  des  In- 
lands außerhalb  des  eigenen  Staatsgebietes  auf  Anerkennung 
nicht  rechnen  kann. 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  nun  muß  zwischen  der 
Beurteilung  einer  geschlossenen  Ehe  als  nichtig  und  der  G^- 
stattung  der  Schließung  im  Inlande,  d.  i.   der  Mitwirkung  der 
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Organe  des  eigenen  Staates  unterschieden  werden.  In  ersterer 
Hinsicht  darf  von  dem  Grundsatze  der  Beurteilung  der  Ehe- 
hindernisse nach  dem  Nationalgesetze  der  Ehegatten  zur  Zeit 
der  Heirat  gar  keine  Ausnahme.gemacht  werden,  weil  die  Tat- 
sache, daß  eine  Ehe  von  Ausländern  im  Inlande  geschlossen 
worden  war,  ebensowenig  wie  der  Umstand,  daß  sich  für  die 
im  Auslande  geschlossene  Ausländerehe  nachträglich  im  Inland 
ein  Korapetenzgrund  ergeben  hat,  eine  innerliche  Rechtfertigung 
für  eine  unterscheidende  Behandlung  ergibt;  es  mangelt  jedes 
ethische  oder  in  höherem  Sinne  rechtliche  Motiv  zu  dieser 
Differenzierung. 

In  der  zweiten  Frage,  jener  der  Mitwirkung  der  Organe 
des  eigenen  Staates  an  Eheschließungen  von  Ausländern,  mögen 
diese  Organe  auch  wie  in  Oesterreich  zunächst  Religionsdiener 
und  erst  dann  Zivilbeamte  sein,  kommen  allerdings  gewisse 
Rücksichten  in  Betracht,  die  beobachtet  werden  müssen,  selbst 
wenn  vom  Standpunkte  des  Nationalgesetzes  der  Ehewerber 
kein  Hindernis  obwaltet;  nach  der  herrschenden  Ansicht  darf 
trotz  der  Toleranz  des  Nationalgesetzes  der  Ausländer  aus 
Rücksichten  des  ordre  public  die  Mitwirkung  zu  solchen  Ehe- 
schließungen verweigert  werden,  die  eine  Verletzung  eines 
Strafgesetzes,  als  zweifache  Ehe,  Blutschande,  Unzucht  unter 
Seitenverwandten,  Geschlechtsverkehr  mit  Unmündigen  bezwecken 
oder  die  von  im  Inlande  allgemein  herrschenden  Anstandst 
pflichten,  als  Beobachtung  der  Trauerzeit  der  Witwe  oder  Ehe 
mit  dem  Anstifter  einer  vorangegangenen  Trennung  (§  llOa.b.GB) 
bedeuten.  Es  bedarf  keines  näheren  Nachweises,  daß  die  bisherige 
Judikatur  des  obersten  Gerichtshofes  bei  Entscheidung  von 
Eheungültigkeitsprozessen  die  Grundsätze  des  ordre  public  in 
sehr  beträchtlichem  Umfange  auf  Ausländerehen  angewendet 
hat.  Hierbei  ist  noch  keineswegs  an  die  Judikate,  betreffend 
die  vormaligen  sog.  Siebenbürgischen  und  andere  Ehen  gedacht, 
bei  welchen  die  Ausländereigenschaft  oder  der  Wohnsitz  im 
Auslande  gewöhnlich  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Umgehung 
des  heimischen  Gesetzes  in  Betracht  kamen.  Wohl  aber  sei 
z.  B.  an  die  Entscheidung  vom  3.  XI.  04  Z.  13493  G.  U. 
No.  2817  u.  a.  erinnert,  wonach  die  von  einem  Ungarn  mosaischer 
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Konfession  mit  einer  Britin  anglikanischer  Konfession  in  Ungarn 
geschlossenen  Ehe  mit  der  Begründnng  als  ungültig  erkannt 
wnrde,  daß  sie  dem  aus  ethischen  Gründen  erlassenen  Verbots- 
gesetze von  Ehen  zwischen  Christen  und  NichtChristen  wider- 
spreche. Umgekehrt  legt  der  Oberste  Gerichtshof  in  vielfachen 
Entscheidungen  auf  den  zwingenden  Charakter  inländischer 
Ehevorschriften  Nachdruck,  wo  die  bloße  Gebundenheit  des 
Inländers  an  die  seine  Ehefähigkeit  beschränkenden  inländischen 
Vorschriften  auch  im  Auslande  zur  Begründung  der  Ehe- 
ungültigkeit  voll  ausreichend  erschien,  z.  B.  E.  v.  2.  IV.  02 
G.  U.  1832  N.  R  u.  v.  24.  VI.  02  G.  U.  1957  N.  F.  Das  be- 
sondere Gewicht,  welches  auf  die  Einschränkung  der  Nichtig- 
keit auf  den  Bereich  des  Inlands  in  den  neueren  Judikaten 
gelegt  wird,  ist  eine  schwache  Beruhigung  über  die  herrschende 
Bechtsungleichheit ;  denn  im  Grunde  genommen,  waren  Fest- 
stellungs-  und  Rechtsgestaltungserkenntnisse,  zumal  über  den 
Personenstand,  zu  denen  Eheungültigkeitserkenntnisse  zu  zählen 
sind,  an  sich  bisher  kaum  über  den  Bereich  des  Inlands  hinaus 
wirksam^). 

Für  den  Ausspruch,  daß  eine  Eheschließung  den  Grund- 
sätzen des  ordre  public  widerspreche,  ist  es  allerdings  in  der 
Regel  schwer,  positive  gesetzliche  Merkmale  zu  finden,  da  die 
Kriterien  durchaus  innerliche  sind ;  vielfach  hat  der  ÖGH  aber 
in  dem  Wortlaute  des  a.  b.  GB  die  nötigen  Anhaltspunkte  zu 
finden  geglaubt  und  sich  auf  die  Marginalrubrik  zu  §  61 
berufen,  welche  die  Hindemisse  der  §§  62 — 68  a.  b.  GB  als 
solche  des  „sittlichen  Vermögens"  kennzeichnet;  gerade  dies 
scheint  aber  zu  einer  außerordentlichen  Ueberspannung  des 
Begriffes  der  absolut  wirksamen  Verbotsgesetze  verleitet  zu  haben. 

Hierin  nun  wird  die  Konvention  Wandel  zu  schaffen 
berufen  sein,  indem  Rücksichten  des  ordre  ptiblic  ein  Abweichen 
von  den  Grundsätzen  der  Konvention  nicht  mehr  rechtfertigen 
dürfen*-^),   wenn   auch   nicht  zu   verkennen   ist,  daß   sie   noch 

1)  E.  Pollak,  Syst.  S.  öst.  ZPR  I  26. 

^)  Art  2  will  dem  freien  Ermessen  der  Sinzelstaaten,  was  gegen  den 
ordre  public  verstoße,  ein  Ende  machen,  Kahn,  a.  a.  0.  S.  21.  Eine  feste 
Schranke  gegen  die  Übermäßige  Ausbreitung  des  ordre  public  war  notwendig: 
ders.  Ztsch.  XII  219. 
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immer  weitgehende  Konzessionen  an  das  Gesetz  des  Ehe- 
schließungsortes gewährt,  die  über  den  Rahmen  dessen  hinaus- 
gehen, was  die  herrschende  Theorie  zubilligt.  Sie  erhebt 
gewisse  Hindernisse  zu  solchen,  denen  allein  zwingender 
Charakter  zukommt  und  unterscheidet  davon  Hindernisse 
religiöser  Natur.  Hierüber  trifft  Art.  2  die  nötigen  Verfügungen ; 
er  enthält  in  seinem  ersten,  von  den  Hindernissen  zwingenden 
Charakters  handelnden  Teile  zwei  Gedanken:  1.  Ist  die  Ehe 
bereits,  sei  es  im  Heimatlande,  sei  es  sonst  im  Auslande,  sei 
es  im  Lande,  dessen  Judikatur  angerufen  wurde,  geschlossen 
worden  —  in  letzterem  in  Unkenntnis  der  entgegenstehenden 
Hindernisse  —  so  darf  sie  nicht  als  ungültig  erkannt  werden, 
sofern  sie  nur  dem  heimatlichen  Rechte  der  Ehewerber  ent- 
spricht (Abs.  2).  2.  Ist  die  Ehe  erst  zu  schließen,  so  bleibt 
es  in  Ermangelung  entgegenstehender  Ausführungsbestimmungen 
gleichfalls  bei  der  Grundregel  des  Art.  1,  allein  die  Konvention 
gestattet^)  den  Vertragsmächten,  bestimmten  Hindernissen  den 
Charakter  absolut,  d.  h.  trotz  der  Toleranz  des  heimatlichen 
Rechtes  wirksamer  Hindernisse  einzuräumen  und  zwar  1.  Ver- 
wandtschaft und  Schwägerschaft,  2.  Ehebruch  und  3.  Gatten- 
mord. Diese  haben  somit  für  den  Bereich  des  Staates  des  Ehe- 
schließungsortes den  Charakter  von  impedimenta  impedientia. 
Hier  setzt  der  österreichische  Entwurf  eines  Durchführungsgesetzes 
ein,  welches  im  §  1,  Abs.  1  allen  drei  Gruppen  von  Ehe- 
hindemissen  diesen  absoluten  Charakter  beimißt  ^ ;  das  inländische 
Trauungsorgan  darf  sie  nicht  vornehmen,  geschieht  es  doch,  so 
machen  sich  die  Beteiligten  unter  Umständen  strafbar  (§  507  StG), 
die  Ehe  ist  aber  nicht  ungültig. 


^)  Art.  2  ist,  wie  eine  Anzahl  anderer  SteUen  der  Konvention,  keine 
perfekte,  sondern  eine  Blankettnorm,  Kahn,  a.  a.  0.  S.  21. 

2)  Bemerkenswert  ist  aber,  daß  insofern  eine  Inkongmenz  besteht,  als 
die  Ehehindernisse  des  Gattenmordes  und  des  Ehebmches  nach  der  Konyention 
sich  mit  den  korrespondierenden  Begriffen  des  österreichischen  Rechts  (§§  67 
nnd  68  a.  b.  GB)  nicht  decken,  sondern  in  der  Konyention  an  einen  viel  engeren 
Tatbestand  geknüpft  sind,  das  Durchführungsgesetz  somit  eigentlich  über 
den  Rahmen,  den  ihm  die  Konvention  steckt,  hinausgeht,  v,  CeyhlarZf 
Die  Haager  Eherechtskonvention  und  das  österreichische  Recht,  Wien  1907  S.  16« 
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Man  mag  es  dem  Durchführungsgesetze  zubilligen,  daß  es 
die  beiden  letzteren,  auf  Anstandspflicbten  beruhenden  Hinder- 
nissen die  absolute  Geltung  beimißt;  bezüglich  der  Verwandt- 
schaft und  Schwägerschaft  hätte  es  bei  der  allgemeinen  Regel 
sein  Bewenden  haben  sollen,  da  kein  sittliches  Interesse  es 
erfordert,  daß  Ehewerber  aus  dem  Deutschen  Reiche  in  Oester- 
reich  von  der  Verbindung  deshalb  ausgeschlossen  bleiben  sollen, 
weil  sie  im  Verhältnisse  zwischen  Großtante  und  Großneffe 
stehen  (§  125  a.  b,  GB)A). 

Allerdings  sollen  die  Ehehindemisse  (im  Unterschiede  vom 
holländischen  Konventionsentwurfe)  nur  durchgreifen,  wenn  sie 
absolute,  d.  h.  durch  Dispensation  nicht  zu  beseitigen  sind.  Hier- 
durch ergibt  sich  aber  eine  eigentümliche  Kompetenzverschiebung. 
Während  nämlich  in  der  Regel  die  kompetente  Autorität  des 
Heimatstaates  zur  Dispensation  berufen  ist,  muß  hier,  da  letztere 
nichts  zu  dispensieren  finden  wird,  die  dem  Trauungsorgan 
vorgesetzte  Behörde  über  die  Dispensation  erkennen.  Für  das  öster- 
reichische Gesetz  hat  die  Unterscheidung  zwischen  dispensabeln 
und  indispensabeln  Hindernissen  keine  Bedeutung,  es  wird 
daher  auf  das  Faktum  der  wirklich  erteilten  Dispens  ankommen. 

Noch  immer  bleibt  die  Frage  offen,  ob  es  Hindernisse  gibt, 
die  auch  ohne  obige  Voraussetzungen  und  über  den  Rahmen 
des  Durchführungsgesetzes  hinaus  wirksam  bleiben ;  anscheinend 
kann  die  Antwort  nicht  anders  als  verneinend  ausfallen.  Indes 
dürfte  dies  nicht  richtig  sein;  zwar  darf  kein  Trauungsorgan 
Ehen  von  Ausländem  wegen  Verletzung  anderer  hierlands 
geltender  Anstandspflicbten  2)  ablehnen  als  den  in  obigen  Be- 
stimmungen ausgedrückten ;  allein  auch  so  ist  jede  Mitwirkuag 
an  Eheschließungen  verboten,  wodurch  sich  die  Brautleute 
straffällig  machen,  z.  B.  wegen  Bigamie,  Blutschande,  Unzucht, 
Verbrechen  nach  §  127  StG  an  Unmündigen,  weil  die  Straf- 
gesetze alle  im  Inlande  weilenden  Personen  einbinden  (§  37, 
234  StG). 


^)  Nach  dem  Kommissionsberichte  der  Konferenz  umfaßt  die  Blankett- 
norm  auch  das  Ehehindemis  der  Wahlkindschaft;  dieses  ist  dem  österreichi- 
schen Rechte  fremd. 

2)  z.B.  wegen  Verletzung  der  Trauerzeit  der  Witwe,  Ka  h  n ,  Ztsch.  Xu  222. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Recht.    XVII.  40 
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Die  Konsequenz,   daß   andernfalls   aaf   die  Erschleichnng 

von  Ehen  eine  Prämie  gesetzt  würde,  gebietet  es,  trotz  Abs.  i 

solche  Ehen  auch  nach  deren  Schließung  für  ungültig  zu  erklären. 

ni.   Besondere  Behandlung  von  Hindernissen 

religiöser  Natur. 

Der  niederländische  Vertragsentwurf  hatte  keinen  Anlaß  ge- 
funden, die  Hindemisse  religiöser  Natur  in  die  Reihe  jener  zu  stellen, 
welche  einzelne  Vertragsstaaten  mit  absoluter  Kraft  zu  umgeben 
befugt  sein  sollen.  Er  war  von  jenem  Staxidpunkte  ausgegangen, 
der  Holland  selbst  beherrscht,  Bedenken  religiöser  Natur  den 
kirchlichen  Organen  zur  Prüfung  zu  überlassen,  wenn  die  Ehe- 
werber sich  von  ihrem  Gewissen  gedrängt  fühlen,  ihre  Ehe 
einer  religiösen  Einsegnung  zu  unterziehen,  im  übrigen  aber 
hat  jeder  Hindemisse,  die  nach  dem  Glauben  des  Einzelnen 
gegen  die  beabsichtigte  Ehe  obwalten,  mit  seinem  Gewissen 
auszumachen.  Dieser  Standpunkt  konnte  insolange  in  der 
Konvention  auf  Annahme  einzelner  Staaten,  namentlich  Oester- 
Teichs,  nicht  rechnen,  als  nicht  deren  nationales  Eherecht  auf 
ganz  neue  Gmndlagen  gestellt  wurde.  Es  kam  daher  zu  den 
oben  angedeuteten  Konzessionen  im  Art.  2  Abs.  3  und  Art.  3; 
sie  lassen  sich  auf  folgende  Sätze  zusammenfassen: 

1.  Hindemisse  religiöser  Natur  berechtigen  im  allgemeinen 
nicht,  von  dem  Grundsatze  des  Art.  1  abzuweichen,  weder  in 
der  Richtung  der  Eheschließung,  noch  in  der  Richtung  der  Be- 
urteilung geschlossener  Ehen. 

2.  Die  Vertragsstaaten  sind  ermächtigt,  solchen  Hinder- 
nissen auch  gegenüber  Ausländem  mittelst  Durchfühmngsgesetzes 
Wirksamkeit  beizulegen. 

3.  Die  Wirksamkeit  solcher  religiöser  Hindemisse  kann 
keinesfalls  soweit  gehen,  daß  Ehen  von  Ausländem  für  ungültig 
erklärt  werden,  welche  im  Auslande  konform  Art.  1  geschlossen 
werden,  sondem  es  können  bloß  im  Inlande  beabsichtigte  Ehen 
verboten  und  trotzdem  geschlossene  für  nichtig  erklärt  werden 
(impedimenta  dirimentia),  allerdings  unter  Einschränkung  des 
Ausspruchs  auf  den  Bereich  des  Inlands^). 

^)  Dagegen  sind  die  anderen  Staaten  nicht  gehindert,  solche  Ehen  »k 
galtig  anzuerkennen.  (Vorschlag  des  deatschen  Vertreters,  Actes  de  le 
Conference  de  la  Haye,  S.  11.) 
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4.  Die  Vertragstaaten,  deren  JBherecht  nicht  auf  kirch- 
licher Grundlage  basiert,  dürfen  Ehen  von  Ausländern,  die 
nach  Art.  1  an  ihr  heimatliches  kirchliches  Eherecht  gebunden 
wären,  gleichwohl  gestatten,  insoweit  das  entgegenstehende 
Hindernis  bloß  religiöser  Natur  ist^),  und  müssen  dann  solche 
Ehen  als  gültig  anerkennen. 

5.  Der  Heimatstaat,  aber  auch  jeder  andere  Yertragstaat 
bleibt  berechtigt,  solche  Ehen  wegen  Verletzung  des  Art.  1  der 
Konvention  für  ungültig  zu  erklären. 

6.  Den  Hindernissen  religiöser  Natur  werden  Rücksichten 
auf  eine  frühere  Ehe  rechtlich  gleichgestellt. 

Das  österreichische  Durchführungsgesetz  macht  sich  im  §  1 
die  Sätze  2, 3  u.  6  zu  eigen,  spricht  das  Verbot  der  Eheschließung 
von  Ausländem  entgegen  inländischen  religiösen  Hindernissen 
aus  und  verhängt  über  Ehen,  die  unter  Verletzung  solcher 
Eindernisse  geschlossen  wurden,  den  Makel  der  für  den  Bereich 
des  Inlands  wirksamen  Ungültigkeit. 

Daß  Satz  4  nicht  rezipiert  wurde,  erscheint  nach  dem 
Stande  des  österreichischen  Eherechtes  selbstverständlich. 

Daß  aber  auch  Satz  5  nicht  rezipiert  wurde,  wie  man  hätte 
erwarten  dürfen,  ergibt  sich  aus  dem  vqm  Ausschüsse  des 
Abgeordnetenhauses  gemachten  Zusätze  zu  §  1  des  Durch- 
f  ührungsgesetzes ;  denn  darin  erscheint  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, daß  die  nach  Satz  4  im  Auslande  geschlossenen 
Ehen  ohne  Rücksicht  auf  die  Gesetze  des  Eheschließungsortes 
nach  inländischem  gesetzlichen  Bechte  zu  beurteilen  kommen, 
d.  h.  Oesterreich  will  solche  Ehen  durchaus  nicht  generell  wegen 
Verletzung  des  Art.  1  für  nichtig  erklären,  wie  es  nach  Art.  3 
Abs.  2  der  Konvention  zu  tun  befugt  wäre,  vielmehr  werden 
solche  Ehen  nach  §  37  Abs.  1  a.  b.  GB  in  der  Begel  gültig 
sein,  ungültig  dagegen  bloß  gegenüber  österreichischen  Staats- 
angehörigen wegen  Verletzung  der  Vorschriften  des  §  4  über  die 


^)  Art.  3,  der  diese  Ausnahme  statuiert,  nnterläßt  es,  im  Gegensatz  za 
Art.  2  Abs.  3,  neben  den  Hindernissen  religiöser  Natur  solche  ans  Rücksichten 
an!  eine  frühere  Ehe  zu  nennen ;  Ehen,  welchen  dieses  Hindernis  nach  heimat- 
lichem Rechte  entgegensteht,  werden  daher  im  Aaslande  die  Begünstigong 
des  Art.  3  nicht  genießen,  Kahn,  Ztoch.  XII  252. 

40* 
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persönliche  Fähigkeit  (§  37  Abs.  2  a.  b.  GB)^)  oder  wegen 
beabsichtigter  Umgehung  des  inländischen  Rechtes. 

Zur  vollen  Würdigung  der  Beurteilung  dieser  Vorschriften 
gehört  es,  festzustellen,  welche  Hindernisse  als  solche  religiöser 
Natur  zu  bezeichnen  sind.  Da  die  Konvention  solche  nicht 
aufgestellt,  kommt  es  auf  die  inländischen  Vorschriften  an.  Für 
Oesterreich  sind  diese  die  Hindernisse  des  §  63  (Weihe  und 
Gelübde)  und  §  64  a.  b.  GB  (Religionsverschiedenheit)  und 
§  119  a.  b.  GB  (Katholizismus),  und  zwar  sowohl  das  absolute 
Ehehindemis  geschiedener  Katholiken  (Hofd.  v.  1835)  als  auch 
das  relative  Ehehindemis  getrennter  Akatholiken  (Hofd.  v.  1814). 

Zweifel  könnten  die  Worte  des  Gesetzes  erwecken,  welche 
den  Hindernissen  religiöser  Natur  ausdrücklich  an  die  Seite 
stellen:  ^Die  Rücksicht  auf  eine  frühere  Ehe".  Daß  damit 
nicht  das  Verbot  der  Polygamie  gemeint  ist,  ergibt  sich  aus  der 
Entstehungsgeschichte,  welche  lehrt,  daß  selbst  die  Fassung  des 
niederländischen  Entwurfs,  der  das  Ehehindernis  der  Poly- 
gamie zu  einem  der  absolut  wirksamen  gestalten  wollte  (Art.  2 
Abs.  1  Z.  1  verb. :  „weil  die  Notwendigkeit  der  Auflösung 
einer  früheren  Ehe  vorliegt"),  nicht  in  den  Konferenzbeschluü 
herübergenommen  wurde,  weil  schon  nach  dem  Nationalgesetze 
aller  Vertragstaaten  Polygamie  verboten  erscheint.  {Actes  de 
la  Conference  de  la  Haye.  S.  169.)  Es  könnte  dagegen  nach 
dem  Wortlaute  ganz  gut  angenommen  werden,  das  damit  etw* 
durch  eine .  frühere  Ehe  auferlegte  sogenannte  Anstandspflichten 
gemeint  seien,  z.  B.  Einhaltung  der  Trauerzeit,  Ehe  eines 
Getrennten  mit  jenem,  der  die  Trauung  sträflich  verschuldet 
hat  (§  119  a.  b.  GB).  Allein  auch  diesbezüglich  geben  die 
Akten  der  Konferenz  Aufschluß,  daß  nicht  diese  sog.  Anstands- 
pflichten, sondern  die  Rücksicht  auf  die  vom  heimischen 'Rechte  ab- 
gelehnte Gültigkeit  von  ausländischen  Ehetrennungserkenntnissen 
katholischer  Ehen  vorgeschwebt  haben  (Actes  S.  172)^).  Hier 
haben  wir  somit  bereits  jene  Komplikation,  welche  in  der 
Praxis  (vgl.  die  sog.  ungarischen  oder  transsylvanischen  Ehen) 


1)  Reg.  Mot.  S.  31. 

^)  Ebenso  Kahn,  Ztsch.  XII  238. 
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die  Prozesse  wegen  Ungültigkeit  infolge  von  Verletzungen  des 
impedimentum  catholicismi  charakterisiert.  Dies  in  Ver- 
bindung mit  der  Tatsache,  daß  das  ganze  Alinea  einem  öster- 
reichischen Vorschlage  seine  Entstehung  verdankt,  beweist,  daß 
gerade  dieses  Hindernis  es  ist,  welches  hier  geregelt  ist. 

Daß  der  Entwurf  eines  Durchführungsgesetzes  zu  Art.  2 
weit  über  den  Zweck  hinausgeht,  den  die  Rücksicht  auf  in- 
ländische Gesetze  vorschreibt,  dürfte  klar  sein;  denn  wenn 
selbst  das  impedimentum  ligaminis  (§  62)  zweifellos  nicht 
mehr  in  jeder  Anwendung  als  auf  öffentlichrechtlichen  oder 
ethischen  Grundsätzen  beruhend  erkannt  wird  (vgl.  E.  d.  OGH 
vom  18.  6.  07  Z.  7373,  Jur.  Bh  Nr.  29  ex  1907),  so  ist  dies 
sicherlich  umsomehr  bei  den  Hindernissen  der  §§  63,  64  a.  b.  GB 
der  Fall.  Oesterreich,  das  eine  Notzivilehe  kennt,  durfte  solche 
Hindernisse  bei  Ausländern  beruhigt  dem  kirchlichen  Forum 
fiberlassen.  Und  nachdem  selbst  die  Hindernisse  des  Gatten- 
mordes, Ehebruchs,  der  Verwandtschaft  nicht  mehr  die  Nichtig- 
keit der  einmal  geschlossenen  Ehe  herbeizuführen  geeignet 
sind  (Art.  2  Abs.  2)^),  konnte  es  sich  beruhigt  ersparen,  die 
im  Inlande  religiösen  Hindernissen  zuwider  geschlossenen 
Ehen  von  Ausländern  mit  dem  Makel  der  lokalen  Nichtigkeit 
zu  belegen.  Indes  kann  in  dieser  Richtung  dem  Durchführungs- 
gesetze kein  Vorwurf  gemacht  werden,  da  sich  diese  Frage 
von  der  ganzen  Regelung  des  inländischen  Eherechts  nicht 
trennen  läßt;  denn  ist  einmal  Abs.  3  ein  Bestandteil  des  Ver- 
trags geworden,  so  hätte  auch  ein  Stillschweigen  des  Durch- 
führungsgesetzes praktisch  das  gleiche  Resultat;  auch  dann 
müßten  derlei  im  Inlande  geschlossenen  Ehen  gemäß  §  36 
a.  b.  GB  verboten  und  nichtig  sein.  Immerhin  ist  ein  Fort- 
schritt durch  die  Konvention  darin  gelegen,  daß  Oesterreich 
derlei  im  Auslande  geschlossene  Ehen  keinesfalls  mehr  aus 
irgendwelchen  öffentlichrechtlichen  oder  ethischen  Rücksichten 
wird  nichtig  erklären  dürfen. 

Die  weitaus  häufigeren  Fälle  sind  jene,  wo  die  Hindernisse 
religiöser  Natur  im  Auslande  zu  überwinden  gesucht  werden ; 

^)  AUerdings  gegen  den  Widersprach  des  österreichischen  Justiz- 
ministeriums in  seinem  Gutachten  in  den  zitierten  Actes, 
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hier  kommt  den  Ehewerbern  die  Ausnahmsbegünstignng  des 
Art.  3  zu  statten,  welche  den  Grundsatz  des  Art.  1  durchbricht; 
doch  wird  die  Frage  der  Gültigkeit  solcher  Ehen  in  der  Regel 
durch  die  Beurteilung  der  Gültigkeit  des  Trennungserkenntnisses 
kompliziert,  welches  der  Ueberwindung  des  Ehehindemisses  des 
Katholizismus  dient.  Die  Gebundenheit  an  die  frühere  Ehe 
fällt  zwar  unter  Art.  2  Abs.  3,  nicht  aber  die  Gültigkeit  des 
Trennungserkenntnisses.  Dieses  wird  an  späterer  Stelle  erörtert 
werden. 

IV.  Form  der  Eheschließung. 

Hierüber  handeln  die  Artt.  5—7  der  ersten  Konvention. 

Als  Grundregel  wird  aufgestellt,  daß  die  Beobachtung  der 
Formen  der  lex  loci  actus  die  Gültigkeit  der  Ehe  begründe 
(Art.  5).  Der  Fortschritt  dieser  Regelung  liegt  darin,  daß 
niemand  gezwungen  wird,  im  Auslande  die  Formen  des 
heimischen  Rechtes  zu  beobachten,  was  nicht  selten  mit 
Schwierigkeiten  verbunden  ist.  Eine  innerstaatliche  Bestim- 
mung, daß  eine  im  Auslande  unter  Beobachtung  der  dort 
gültigen  Vorschriften  geschlossene  Ehe  ungültig  sei,  wäre 
unwirksam.  In  der  Regel  macht  hier  auch  der  Gegensatz 
zwischen  Zivilehe  und  religiöser  Eheschließung  keinen  Unter- 
schied; es  muß  insbesondere  ein  Staat  mit  obligater  religiöser 
Eheschließung  die  selbst  von  seinen  eigenen  Untertanen  im 
Auslande  geschlossenen  Zivilehen  und  umgekehrt  ein  Slast  mit 
obligatorischer  Zivilehe  eine  im  Auslande  kraft  der  dort  fakul- 
tativ oder  obligatorisch  gültigen  kirchlichen  Ehe  seiner  eigenen 
Staatsangehörigen,  als  formell  gültig  anerkennen.  Im  ersteren 
Falle  auf  der  kirchlichen  Eheschließung  bestehen  zu  mässeB^ 
weil  dieses  Postulat  keine  bloße  Form,  sondern  ein  inneres 
Erfordernis  des  Aktes  ausmache,  wäre  eine  unhaltbare  üeber- 
spannung  der  Vorschriften  religiös-sittlicher  Natur,  ist  daher  anch 
von  der  österreichischen  Judikatur  nicht  angenommen  worden^). 
Mit  Recht,  denn  die  kirchlich  geschlossene  Ehe  als  sittUche 


^)  Aufgestellt  wurde  dies  aber  von  Unger,  System  I,  S.  210, 
Savigny,  System  YIII,  S.  357,  Thöl,  Einleitung  in  d.  d.  PriTatrecht, 
§  80,  §  83  Note  6,  Gerber,  d.  Pr.  Recht,  §  32  Note  16. 
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Forderung  vorausgesetzt,  dürfte  auch  Ausländern  gegenüber 
die  bloß  vor  dem  Standesamte  geschlossene  Ehe  auf  Aner- 
kennung keinen  Anspruch  erheben;  auch  praktisch  entstünden 
die  größten  Schwierigkeiten,  weil  Geistliche  unter  Umständen 
ohne  vorgängige  Ziviltrauung  die  Ehe  nicht  solennisieren 
dürfen.  Umgekehrt  würde  im  zweiten  Falle  eine  Ueber- 
spannung  der  Bedeutung  der  Zivilehe^)  vielfach  zur  Ver- 
hinderung von  Eheschließungen  führen,  wenn  z.  B.  der  Staat 
des  Wohnsitzes  von  Ausländern  Einrichtungen  solcher  Art 
nicht  kennt;  es  dürfen  daher  auch  Staaten  mit  obligater  Zivil- 
trauung keinei^falls  von  ihren  Angehörigen  verlangen,  daß  sie 
auch  im  Auslande  nur  vor  dem  Standesamte  zur  Ehe  schreiten. 

Gleichwohl  fand  sich  die  Konferenz  veranlaßt,  den  Staaten 
mit  obligatorischer  religiöser  Trauung  die  Verweigerung  der 
Anerkennung  von  Zivilehen,  welche  ihre  Angehörigen  im  Aus- 
lande geschlossen  haben,  —  mit  Wirkung  für  den  Bereich  des 
eigenen  Staates  —  zu  gestatten.  Diese  Bestimmung  ist  aber 
nicht  für  die  katholischen  Staaten  mit  obligater  religiöser 
Trauung  (Oesterreich,  Spanien  usw.)  beschlossen  worden,  sondern 
für  Rußland,  dessen  nationales  Gesetz  die  konfessionelle  Trauung 
absolut  gebietet  2)  (Art.  5,  Abs.  2).  Der  Entwurf  eines  öster- 
reichischen Durchführungsgesetzes  hat  mit  Recht  von  diesem 
Vorbehalte  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Was  als  Formvorschrift  anzusehen,  daher  bloß  nach  der 
lex  loci  actus  beobachtet  zu  werden  hat,  darüber  dürfte  im 
allgemeinen  kein  Zweifel  herrschen. 


1)  Laurent,  droit  international  civil,  Bd.  4,  Nofe  126  ff. 
Niemeyer,  Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodifikation  des  internatio- 
nalen Privatrechtes,  S.  197. 

^  Dagegen  wurde  die  weiters  aufgestellte  russische  Forderung,  daß 
Ehen  russischer  Staatsangehöriger  vor  dem  russischen  Kleriker  des  Auf- 
enthaltsortes, selbst  wenn  er  nicht  der  ordentUche  Seelsorger  ist,  allseits 
anerkannt  werden,  nicht  akzeptiert  {Actes  S.  180).  Die  allgemeine  Klausel 
des  Art.  7  wurde  mit  Fug  für  hinreichend  befunden,  wonach  eine  den 
Formen  des  Ebeschließungsortes  nach  nichtige  Ehe  sonst  als  gtlHig  anerkannt 
werden  darf,  wenn  sie  den  Formvorschriften  der  heimatlichen  Gesetze 
entspricht.  Rußland  hat  daher  auch  schließlich  die  Konvention  nicht  mit- 
gefertigt. 
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Gleichwohl  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  z.  B. 
die  sog.  actes  respectuetioo  des  C.  C.  151,  welche  die  elterliche 
Zustimmung  zur  Eheschließung  großjähriger  Kinder  bezwecken, 
bloß  ein  Formalakt  sind,  nicht  aber  eine  Ergänzung  der  Ehe- 
fähigkeit. 

Femer  kann  kein  Zweifel  obwalten,  daß  die  Erfüllung  der 
Förmlichkeiten  des  Aufgebots  zu  den  nach  gleichen  Grundsätzen 
zu  beobachtenden  Formvorschriften  gehört.  Allein  das  Aufgebot 
fand  bisher  eine  vielfach  eigentümliche  Berücksichtigung,  selbst 
jene  Staaten,  die  auch  bisher  den  Grundsatz  locus  regit  actum 
hochgehalten  haben,  wie  Frankreich  (Art.  170  C^  C.)^),  forderten 
für  selbst  im  Auslande  die  Ehe  schließende  Staatsangehörige 
die  Erfüllung  der  durch  das  eigene  Gesetz  vorgeschriebenen 
Aufgebotsförmlichkeiten ;  andere,  wie  Oesterreich,  verlangten  den 
Angehörigen  einzelner  Auslandsstaaten  gegenüber  für  den  Fall 
einer  Eheschließung  im  Inlande  die  Erfüllung  der  vom  heimat- 
lichen Rechte  geforderten  Vorschriften. 

Daraus  hat  die  Konvention  nun  eine  allgemein  verbindliche 
Norm  gemacht,  daß  unbeschadet  der  vorgeschriebenen  Beobachtung 
der  Formen  des  Eheschließungsortes  die  Vorschriften  des 
heimatlichen  Gesetzes  über  das  Aufgebot  beobachtet  werden 
müssen.  Häufig  werden  sich  die  Bestimmungen  des  heimatlichen 
Rechtes  mit  denen  des  Eheschließungsortes  decken,  so  enthält 
das  österreichische  Gesetz  für  im  Auslande  wohnhafte  Inländer  keine 
inländische  Aufgebotspflicht;  dann  entsteht  daraus  keine  Be- 
sonderheit, anders  wo  sie  auseinanderfallen,  z.  B.  beim  Franzosen 
im  Auslande,  welche  das  Aufgebot  in  der  Heimat  brauchen'-). 

Auf  deutschen  Antragt)  ist  dieses  Hindernis  zwar  ein 
trennendes  geblieben,  jedoch  nur  für  den  Heimatstaat,  dessen 

1)  Ebenso  Holland  (Art.  138),  ItaUen  (Art.  100),  Ungarn  (g  113,  Ges. 
von  1894). 

^  Unter  heimatlichen  Vorschriften  über  das  Aalgebot  ist  offenbar  das 
Aufgebot  in  der  Heimat  gemeint,  weil  der  Staat  des  Eheschließnngsortes  nicht 
gehalten  ist,  beim  Aufgebot  die  Vorschriften  eines  fremden  Gesetzes  in  hand- 
haben. Ob  das  Aufgebot  in  der  Heimatsgemeinde  oder  am  letzten  Wohnsitze 
erfordert  wird,  richtet  sich  nach  der  Bestimmung  des  heimatlichen  Rechtes. 
Reg.  Motive  S.  32. 

^)  Actes  de  la  Confirence  S.  11. 
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Recht  verletzt  wurde,  somit  Nichtigkeit  mit  Beschränkung  auf 
das  eigene  Staatsgebiet  des  Eheschließungsortes  (Art.  5  Abs.  3)  ^j. 

Die  große  Streitfrage,  ob  die  Regel  locus  regit  actum 
obligatorische  oder  fakultative  Geltung  habe,  wurde  von  der 
Konvention  in  Übereinstimmung  mit  der  herrschenden  modernen 
Lehre  mit  einer  Einschränkung  in  letzterem  Sinne  beantwortet^. 

Dies  sagt  Art.  7  mit  den  Worten,  daß  eine  Ehe,  die  im 
Lande  des  Eheschließungsortes  der  Form  nach  nichtig  ist, 
nichtsdestoweniger  in  den  anderen  Staaten  als  gültig  anerkannt 
werden  kann,  wenn  sie  der  vom  heimatlichen  Gesetze  eines 
jeden  der  Ehegatten  geforderten  Form  entspricht.  Es  besteht 
somit  eine  Art  Wahlrecht  mit  dem  Nationalgesetze,  allein  bloß 
mit  der  Maßgabe,  daß  es  der  Einzelgesetzgebung  überlassen 
bleibt,  sich  damit  zufrieden  zu  geben,  daß  nicht  das  Gesetz  des 
Eheschließungsortes,  sondern  das  heimatliche  Gesetz  angewendet 
wurde.  Dies  setzt  somit  voraus,  daß  die  Einzelgesetzgebungen 
selbst  die  Beobachtung  des  heimatlichen  Gesetzes  für  die 
formelle  Gültigkeit  der  Ehe  als  genügend  erachten,  sonst  gilt 
die  Rechtsregel  obligatorisch^. 

Danach  ist  die  Frage  zu  beantworten,  ob  Art.  7  für 
Oesterreich  Gültigkeit  besitzt. 

Daß  unserem  Rechte  der  Grundsatz  „locus  regit  actum^, 
wenn  auch  unausgesprochenermaßen  eigen  ist,  ist  unbestritten. 
Daß  aber  diese  Regel  absolute  Geltung  haben  soll,  dafür  besteh£ 
keine  zwingende  Annahme.  Im  Gegenteile  müßte  nach  §  37 
a.  b.  GB  angenommen  werden,  daß  die  Parteien  auch  bezüglich 


^)  Demnach  ist  auch  die  Frage,  oh  die  Staaten  des  Eheschließongsortes 
gehnnden  sind,  die  Erfilllang  der  heimatlichen  Vorschriften  üher  das  Aufgebot 
zn  fordern,  oder  ob  sich  die  Ehewerber  um  deren  Erfüllung  zu  kümmern 
haben,  in  letzterem  Sinne  zu  beantworten. 

^  Vgl.  BGB  EG  Art.  11,  italienische  Praktiminarartikel  zum  BGB, 
Art.  9,  Japanisches  GB  Art.  9. 

^)  Kahn,  Ztsch.  XII  387:  „Jeder  Staat  bleibt  berechtigt,  mit  obli- 
gatorischer Wirkung  für  den  Bereich  seines  Gebietes  die  Beobachtung  der 
inländischen  Form  zu  gebieten."  Man  wird  noch  weiter  gehen  dürfen  und 
sagen :  Wenn  ein  Staat  die  Wahl  mit  dem  heimatlichen  Hecht  nicht  besonders 
gestattet,  so  gilt  der  Satz  locus  regit  actum  obligatorisch.  Diese  Regelung 
bezweckt  den  Schutz  der  Zivilehe  gegenüber  Ländern  mit  kirchlicher  Trauung. 
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der  formellen  Gültigkeit  sich  dem  heimischen  Rechte  zu  unteiy 
werfen  berechtigt  sind,  und  wird  man  zugeben  dürfen,  daß  dies 
der  Fall  ist,  wenn  sich  z.  B.  Oesterreicher  im  Auslande  der  in 
Oesterreich  herrschenden  kirchlichen  Form  bedienen  und  die 
Trauung  vor  dem  Standesamte  unterlassen.  In  einem  Falle 
hat  der  Oberste  Gerichtshof  die  von  einem  Oesterreicher  in 
Italien  unter  Verletzung  des  C.  C.  Art.  93  bloß  vor  dem 
Pfarrer  und  zwei  Zeugen  geschlossene  Ehe  für  gültig  erklärt  ^. 
Allein  auch  in  diesem  Falle  mußte  das  urteil  zugeben,  daß  d& 
ausländische  Pfarrer  kein  ordentlicher  Seelsorger  im  Sinne  des 
a.  b.  GB  ist,  als  welcher  nur  ein  innerstaatlicher  Funktionär 
gedacht  ist.  Wegen  Fehlens  der  dem  österreichischen  Rechte 
eigenen  Einrichtungen  im  Auslande  kann  Art.  7  für  öster- 
reichische Staatsbürger  nicht  praktisch  werden,  wohl  aber  kann 
dies  für  fremde  Staatsangehörige  eintreten,  w^enn  dieselben 
später  nach  Oesterreich  übersiedeln  und  dadurch  gegen  sich  ein 
Forum  zur  Eheungültigkeitsklage  eröfinen.    (§  76  J.  N.)'^). 

Eine  Ergänzung  der  Vorschriften  über  die  formale  Gültig- 
keit einer  Ehe  bildet  die  Eheschließung  vor  dem  Konsul  odo* 
Gesandten  des  heimatlichen  Staates,  vor  welchem  der  Ausländer 
die  Ehe  statt  nach  den  Gesetzen  des  Eheschließungsortes  nadi 
denen  des  Heimatstaates  zu  schließen  befähigt  ist. 

Die  Konsularehe  ist  in  den  meisten  Staaten  anerkannt, 
sie  ist  dem  G.  C.  (Art.  48)  eigen,  meist  nur  für  Konnationale 
des  vertretenen  Staates  ^),  oft  auch  schon  dann,  wenn  auch  nar 
ein  Eheteil  diesem  Staate  angehört  (England,  Deutsches  Reich)*). 
Voraussetzung  für  die  Gültigkeit  solcher  Ehen  ist,  daß  die 
diplomatischen  Personen  von  dem  heimatlichen  Staate  zur  Vor- 
nahme solcher  Zivilstandesakte  ermächtigt  sind,  und  daß  der 
Staat,  woselbst  der  Konsul  akkreditiert  ist,  solche  Akte  auf 


1)  PL  E.  V.  12.  7.  04  G.  U.  Nr.  2747  N.  F.  mit  einer  nicht  prinaipiclkD 
Begründung.  Mit  Erl.  des  Min.  d.  Innern  v.  16.  4.  1897  Z.  11422  wurde  die 
Delegierung  ausländischer  Seelsorger  zur  Eheschließung  verboten. 

^  Erwerbung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  ist  keine  VorMB' 
Setzung;  &.  A.  Cztfhlarz  S.  23, 

^)  Bar  11  466,  E.  d.  OGH  vom  17.  8.  1880  G.  ü.  8066. 

*)  Bar  I  465.    Ebenso  Ungarn,  Dänemark,  Schweiz. 
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seinem  Territorium  nicht  verbietet.  Die  Koni^ention  macht  nun 
den  Vertragstaaten  zur  Pflicht,  solche  vor  diplomatischen  Per- 
sonen nach  den  Formen  des  für  sie  maßgebenden  Gesetzes  zu 
schließende  Ehen  zu  gestatten,  wenn  gewisse  Voraussetzungen 
vorliegen.  Diese  sind,  abgesehen  von  der  allgemeinen  Voraus- 
setzung für  die  Anwendbarkeit  der  Konvention,  daß  mindestens 
ein  Teil  Angehöriger  eines  Vertragsstaates  ist, 

1.  daß  keiner  der  Ehewerber  Angehöriger  des  eigenen 
Staates  sei  (Art.  6), 

2.  daß  der  Eheschließung  nach  den  Gesetzen  des  Ehe- 
schließungsortes ein  Hindernis  religiöser  Natur  oder  aus  Rück- 
sicht auf  eine  frühere  Ehe  entgegensteht,  welche  die  Eingehung 
der  Ehe  vor  den  staatlichen  Organen  unmöglich  macht. 

Es  steht  jedem  Staate  frei,  in  der  Gestattung  der  Konsular- 
ehen  auf  eigenem  Gebiete  weiter  zu  gehen;  das,  was  die  Kon- 
vention gebietet,  ist  das  Minimum^).  Wenn  es  sich  also  nicht 
um  eigene  Untertanen  handelt,  kann  durch  die  Konsularehe  der 
Nichtigkeit  des  Art.  2  Abs.  2  entgangen  werden,  welche  für 
den  Bereich  des  Staates  des  Eheschließungsortes  jenen  Ehen 
anhaftet,  die  unter  Verletzung  der  Vorschriften  über  Ehehinder- 
nisse religiöser  Natur,  namentlich  Katholizismus,  geschlossen 
wurden  2). 

Oesterreich  war  der  Begriff  der  Konsularehe  bisher  in  jeder 
Richtung  fremd,  weder  hatten  die  österreichisch -ungarischen 
diplomatischen  Personen  im  Auslande  das  Recht,  die  Funktionen 

^)  Dagegen  dar!  ein  Staat  auch  nicht  mit  Wirksamkeit  für  das  eigene 
Staatsgebiet  fortan  kraft  inländischer  Gesetzgebung  IJhen  seiner  Untertanen 
vor  seinen  Konsuln  im  Auslande  als  gültig  anerkennen,  wenn  es  an  den 
Voranssetzungen  des  Art.  6  Abs.  1  mangelt;  sonst  h&tte  diese  Stelle  keinen 
Sinn.  Anderer  Ansicht  seheint  Kahn,  Ztsch.  XII  415  zu  sein  verb.:  Die 
Gültigkeit  einer  diplomatischen  Ehe  bleibt  trotz  Art.  6  für  den  yertrctenen 
Staat  immer  noch  nach  seiner  eigenen  inländischen  Gesetzgebung  zu  beurteilen, 
und  S.  421  verb. :  Normaler  Weise  und  dem  Rechte  der  romanischen  Staaten 
entsprechend  muß  jede  diplomatische  Ehe  im  Auslande  gestattet  sein,  wenn 
nur  der  diplomatische  Vertreter  kompetent  ist.  Dann  wäre  aber  der  Wider- 
sprach des  Staates  des  Eheschliefiungsoftes  höchst  platonisch. 

^  Dagegen  bleibt  auch  der  Konsul  des  fremden  Staates  an  die  Hinder- 
nisse des  ordt^e  public  gebunden,  die  nach  Art.  2  Abs.  1  an  seinem  Amts- 
sitze gelten. 
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einer  politischen«  Behörde  in  Ehesachen  auszuüben  ^),  noch  ge- 
stattete es  auf  seinem  Gebiete  solche  Ehen  vor  fremden  Konsuln. 

Der  Entwurf  eines  Durchführungsgesetzes  (§  2)  will  nun- 
mehr die  Konsularehe  auf  österreichischem  Gebiete  gestatten, 
wenn  das  Bestehen  eines  derartigen  Hindernisses  urkundlich 
vom  staatlichen  Organ  (politische  Behörde  I.  Instanz)  bescheinigt 
ist.  Nur  stellt  er  das  weitere  Erfordernis  auf,  daß  es  sich  um 
Ehen  zwischen  Personen  „dieser  Staaten^  handeln  müsse.  Dies 
ließe  die  Auffassung  zu,  daß  es  sich  um  Konnationale,  aber 
mindestens  um  Personen  handeln  müsse,  die  beide  einem  der 
Yertragsstaaten  angehören,  während  die  Konvention  nur  den 
Fall  ausschließt,  wo  ein  Angehöriger  des  eigenen  Staates  in 
Betracht  kommt. 

Dementsprechend  wird  Oesterreich  die  von  eigenen  Unter- 
tanen mit  fremden  Staatsbürgern  im  Auslande  rite  geschlossenen 
Ehen  vor  dem  fremden  Konsul  als  gültig  anerkennen,  nur  solchen 
Staaten,  die  für  die  eigenen  Untertanen  ausnahmslos  die  religiöse 
Trauung  fordern  (Rußland)  und  daher  auch  die  Rechtsregel 
locus  regit  actum  ablehnen,  steht  es  frei,  auch  die  Konsularehe 
ihrer  Angehörigen  im  Auslande  nicht  anzuerkennen  (Art.  6  Abs.  2). 

y.  Zulässigkeit  und  Bedingungen  der  Ehetrennung 
und  Ehescheidung  nach  der  zweiten  Konvention. 

Der  Staatsvertrag,  welcher  die  Gerichtsbarkeitskollisionen 
in  Angelegenheit  der  Trennung  oder  Scheidung  regelt,  be- 
handelt ein  Gebiet,  in  welchem  bisher  die  größten  Gegensätze 
aufeinandergestoßen  sind.  Heimatliches  Recht  des  Ehegatten 
oder  beider  Ehegatten,  Recht  des  Eheschließungsortes  (englischer 
Standpunkt),  Recht  des  erkennenden  Gerichtes  und  Recht  des 
Ortes,  wo  der  Ehescheidungsgrund  gesetzt  wurde,  kommen  in 
verschiedenster  Weise  in  Betracht.  Weiters  wurde  unterschieden 
zwischen  der  Trennbarkeit  der  Ehe  überhaupt,  welche  vorzugs- 
weise nach  heimatlichem  Rechte  beurteilt  wurde,  und  den 
Trennungsgründen,  welche  auf  ihre  Relevanz  in  der  Regel  nach 
dem  Rechte  des  erkennenden  Richters  zu  prüfen  sind,  auch 
kam  die  Frage  zu  lösen,  ob  das  heimatliche  Gesetz  im  Zeit- 

1)  Mayerhofer,  Handbuch  I  8.  928,  Jettel,  Intern.  Privatrecht  S.  41. 
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punkte  der  Eheschließung  oder  jenes  zur  Zeit  der  Ueberreichung 
der  Klage  maßgebend  sei. 

Der  Vertrag  regelt  das  gestellte  Problem  bloß  für  solche 
Ehen,  bei  denen  mindestens  ein  Eheteil  im  Zeitpunkt  des  ge- 
stellten Begehrens  Angehöriger  eines  der  Vertragstaaten  ist 
und  das  Begehren  innerhalb  des  Gebietes  eines  der  Vertrag- 
staaten erhoben  wird  (Art.  9  II.  Konv.). 

Er  beantwortet  die  Zulässigkeit  der  Ehetrennung  und  der 
Scheidung  von  Tisch  und  Bett  in  der  Weise,  daß  sie  sowohl 
nach  dem  heimatlichen  Gesetze  beider  Ehegatten,  als  auch  nach 
der  lex  fori  gegeben  sein  müsse  ^). 

Ob  im  einzelnen  Falle  Ehescheidung  oder  Trennung  in 
beiden  Staaten  statthaft  ist,  darf  nicht  nach  bloßen  Bezeich- 
nungen der  Rechtsinstitute,  sondern  nur  nach  deren  Wesen 
beurteilt  werden  2).  Die  französische  Separation  de  corps  ent- 
spricht unserer  Scheidung,  die  deutsche  Scheidung  unserer 
Trennung,  zweifelhaft,  aber  eher  zu  bejahen,  die  Identität 
der  deutschen  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  mit 
unserer  Ehescheidung^). 

Ob  die  einzelnen  vorgebrachten  Ehescheidungs-  oder 
Trennungsgründe  in  jedem  Falle  das  gestellte  Begehren 
rechtfertigen,  soll  gleichfalls  nur  nach  beiderlei  Gesetzen  be- 
antwortet  werden.      Unzulänglich   wäre   das   Begehren   daher 


1)  Ist  nach  der  lex  patriae  Ehetrennung,  nach  der  lex  fori  aber  blo& 
Scheidung  zulässig,  so  kann  daher  in  der  Kegel  (Ausnahme  Art.  3)  nicht 
Trennung  begehrt  werden.  Der  Art.  3  des  Entwurfes  hatte  eine  solche 
Bestimmung  mit  Rücksicht  auf  das  italienische  Recht  vorgesehen,  welchea 
bloß  Trennung  dem  Bande  nach  nicht  kennt,  sie  wurde  aber  nicht  rezipiert. 
Auch  das  Umgekehrte  trifft  nicht  zu,  weil  nicht  etwa  die  Scheidung  als  das 
minus  angesehen  werden  kann,  das  in  dem  maius  der  Trennung  enthalten 
ist.  Ebenso  Czyhlarz,  S.  33,  Note  1;  desgl.  Pl.-E.  d.  RG  vom  12.  10.  03, 
doch  liegen  auch  entgegengesetzte  deutsche  RG-Entsch.  vor. 

2)  Gänzliche  Scheidung  („Trennung"  nach  österreichischer  Terminologie) 
ist  außer  für  österreichische  Katholiken  weiters  unbekannt  in  Spanien,  Por- 
tugal, Italien;  bloße  Trennung  von  Tisch  und  Bett  („Scheidung"  nach  öster- 
reichischer Terminologie)  ist  unbekannt  in  Rußland,  Rumänien,  Schweiz.  Die 
Schweiz  kennt  bloß  zeitweilige  Scheidung  und  gänzliche  Ehetrennung;  auch 
erstere  ist  nach  Art.  1  zu  beurteilen,  Kahn,  Ztsch.  XV  182. 

3)  a.  A.  Czyhlarz,  S.  33.    Mit  dem  Texte  Kahn,  Ztsch.  XV  175. 
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begründet,  wenn,  die  Zulässigkeit  vorausgesetzt,  ein  vorge- 
brachter Grund  zwar  nach  der  lex  fori  Trennung,  nach  der 
lex  patriae  aber  bloß  Scheidung  rechtfertigte^).  Von  Wichtig- 
keit wird  es  hierbei  sein,  das  einzelne  Faktum  nicht  bloß  nach 
der  Type  zu  beurteilen,  sondern  nach  allen  dem  gesetzlichen 
Ehescheidungsgrunde  anhaftenden  Merkmalen;  so  hat  der  Ehe- 
trennungsgrund  des  boshaften  Verlassens  nach  §  115  a.  b.  GB 
und  §  1567  DBGB  einen  anderen  Inhalt,  desgleichen  jener  der 
schweren  Mißhandlung  nach  §  115  a.  b.  GB  und  Art.  231  C.  C. 
Das  ist  es,  was  die  Anhänger  der  bisher  herrschend 
gewesenen  Lehre,  welche  bloß  die  Lösbarkeit  der  Ehe  nach 
der  lex  patriae  zu  beurteilen  empfiehlt  und  nur  die  Gewichtig- 
keit der  Ehescheidungsgründe  der  lex  fori  unterwarft),  ver- 
anlaßt hatte,  vor  der  Schwierigkeit  zu  warnen,  welche  die 
Konkordanz  der  Gesetze  in  der  Anwendung  auf  die  einzelnen 
Fälle  bereiten  würde.  Diesem  üebel  trachtet  nun  Art.  2 
dadurch  zu  begegnen,  daß  als  genügend  erklärt  wird,  wenn 
nach  der  lex  patriae  und  nach  der  lex  fori  ein  Ehetrennungs- 
oder  Ehescheidungsgrund  vorliege,  mag  dies  auch  ein  anders 
gearteter  Grund  sein.  Wenn  daher  der  Grund  A  nach  dem 
Eechte  des  Heimatstaates,  welcher  nicht  auch  nach  dem  Bechte 
des  erkennenden  Gerichtes  ein  Trennungsgrund  ist,  dagegen 
aber  auch  der  Grund  B  vorliegt,  welcher  nur  nach  letzterem, 
nicht  auch  noch  ersterem  Rechte  diese  Eigenschaft  besitzt,  so 
kann  auf  Grund  dieser  beideji  die  Trennung  erwirkt  werden  % 


^)  Z.  B.  die  Klage  einer  österreichischen  IsraeUtin  wegen  Ehebruchs 
vor  dem  deutschen  Forum.  Daß  wenigstens  Scheidung  bewilligt  werde,  w&re 
sicherlich  billig;  Kahn,  Ztsch.  XV  160. 

2)  Stobbe,  D.  Pr.  R.,  §  34,  Anm.  11,  Savigny  VIU  337,  Bar  I  337. 
Meili,  a.  a.  0.  S.  49  u.  Derselbe,  Gegenstand  und  Tragweite  der  4  euro- 
päischen Staatenkonferenzen  über  internationales  Privatrecht,  BerUn  1905  S.  20. 

3)  Z.  B.  Verurteilung  zu  wenigstens  5  jähriger  Haft  (§  115  a.  b.  GB) 
und  darauffolgendes  Verfallen  in  dauernde  Geisteskrankheit  (§  1&69  BGB) 
müßte  auch  bei  deutschen  Staatsangehörigen  nicht  katholischen  Bekenntnisses 
vor  einem  österreichischen  Richter  zu  einer  Ehetrennung  führen.  Ist  nach 
einem  der  beiden  Gesetze  einverständliche  Aufhebung  statthaft,  so  ist  das 
Einverständnis  geeignet,  als  Aufhebungsgrund  nach  Artt.  1  und  2  zu  dienen. 
Kahn,  Ztsch.  XV  200. 
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Praktisch  wird  sich  die  Sache  vereinfachen,  wenn  Heimat- 
recht und  lex  fori  zusammenfallen ;  dies  wird  aber  gerade  auf 
dem  Gebiete  des  Eherechtes  meist  der  Fall  sein,  weil  die 
meisten  Staaten  die  Judikatur  in  Ehesachen  auf  ihre  eigenen 
Untertanen  beschränken,  dagegen  über  fremde  Staatsangehörige 
ablehnen  und  dem  Ausspruche  eines  fremden  Staates  über  die 
Ehen  von  Ausländern  in  der  Regel  keine  res  iudicata  außer- 
halb des  eigenen  Staates  zubilligen. 

Indes  ist  auch  nach  der  Konvention  ein  Zwang  zur  aus- 
schließlichen Kompetenz  der  heimatlichen  Gerichte  nicht  auf- 
erlegt, die  Zwiespältigkeit  der  Voraussetzung  der  Lösbarkeit 
der  Ehe  wird  ihre  Bedeutung  behalten. 

Ein  weiterer  Fall  der  Vereinfachung,  den  die  Konvention 
in  Art.  3  ausdrücklich  anerkennt,  ist  darin  gelegen,  daß  die 
Beobachtung  des  heimatlichen  Ehescheidungsrechtes  allein  hin- 
reichend ist,  wenn  die  lex  fori  es  für  allein  maßgebend  erklärt 
oder  dessen  Anwendung  auch  nur  gestattet.  Ein  solcher  Staat 
ist  Italien.  Hier  wurde,  obwohl  Italien  die  gänzliche  Ehe- 
trennung nicht  kennt,  wiederholt  (und  zwar  u.  a.  Tribunal  von 
Ancona  1884  und  Tribunal  von  Mailand  1897)  ^)  ausgesprochen, 
daß  zufolge  Art.  6  EG  zum  C.  C.  Ausländern,  deren  heimatliches 
Recht  die  Trennung  kennt,  aus  Gründen  dieses  heimatlichen 
Bechtes  die  Ehetrennung  zu  bewilligen  ist.  Wo  also  ein  Vertrag- 
fitaat  nach  seinem  innerstaatlichen  Rechte  auf  Anwendung  seiner 
eigenen  Gesetze  verzichtet,  sich  dem  Ausspruche  über  die 
Trennung  oder  Scheidung  der  Ehe  gleichwohl  unterzieht  (z.  B. 
Art.  3  EG  z.  C.  C),  soll  auch  nach  der  Konvention  das  heimatliche 
Recht  sowohl  in  der  Richtung  der  Zulässigkeit  der  Scheidung 
wie  auch  der  Wirksamkeit  der  Gründe  allein  maßgebend  sein^. 

Die  Frage,  ob  das  Gesetz  aus  der  Zeit  der  Eheschließung 
oder  aus  jener  der  Ehescheidung  zur  Anwendung  kommt,  kann 


^)  Letztere  Entscheidung  wurde  aUerdings  vom  Kassationshofe  in  Tarin 
anigehoben  nnd  das  Trennnngsbegebren  nach  Art.  148  C.  G.  abgewiesen,  wo- 
nach die  Ehe  nur  durch  den  Tod  getrennt  werden  kann. 

^  Die  zitierten  italienischen  Entscheidungen  wurden  vielfach  in  der 
Literatur  aufs  schärfste  bekämpft,  so  namentlich  von  P,  Fiore'm  der  III.  Auf- 
lage seines  Diritto  internazionale  privato  Nr.  688  und  689  und  von  Meili^ 
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bloß  hinsichtlich  des  heimatlichen  Rechtes  gestellt  werden;  denn 
insoweit  die  lex  fori  in  Rücksicht  zu  ziehen  geboten  wird,  hätte 
ein  anderes  als  das  zur  Zeit  der  Klage  geltende  Recht  keinen 
Sinn.  Aber  auch  für  die  Geltung  des  heimatlichen  Rechtes  kann 
nach  der  herrschenden  Ansicht  stets  nur  das  neueste  Gesetz  an- 
gewendet werden,  weil  das  neue  Eherecht  nicht  bloß  für  die 
künftig  zu  schließenden  Ehen  gegeben  wird  und  von  einem  wohl- 
erworbenen Rechte  auf  Scheidbarkeit  oder  ünscheidbarkeit  einer 
Ehe  nicht  gesprochen  werden  kann.  Dasselbe  gilt  von  dem  aus 
einer  einzelnen  Scheidungstatsache  abgeleiteten  Ansprüche  auf 
Scheidung  oder  Trennung  insofeme,  als  ein  aus  einer  Tatsache 
abgeleites  Begehren  nicht  mehr  gestellt  werden  kann,  wenn  das 
neue  Recht  ihr  diese  Bedeutung  nicht  zumißt,  weil  dem  neuen 
Eherechte  absolute  Geltung  zukommt  und  durch  Unterlassung 
der  Scheidungsklage  der  Anspruch  verwirkt  wird.  Dagegen 
kann  trotz  Änderung  der  Gesetzgebung  eine  vorher  vorgekommene 
Tatsache  noch  immer  geltend  gemacht  werden,  wenn  das  neue 
Recht  an  diesen  Sachverhalt  eine  solche  Wirkung  knüpft.  , 

Auch  für  die  Konvention  kann  die  Antwort,  ob  das  zur       i 
Zeit  der  Klage  geltende  heimatliche  Gesetz  anzuwenden  ist,  nicht       | 
anders  als  bejahend  ausfallen^).    Daß    der  Satz,  wonach  das       | 
letzte  heimatliche  Recht  maßgebend  sei,  ein  Pundamentalsatz 
der  Konvention  ist,  ist  als  Regel  zwar  nicht  ausgesprochen,  er- 
gibt sich  jedoch  aus  zwei  Bestimmungen,  welche  praktisch  von 
der  größten  Wichtigkeit  sind  und  im  Folgenden  eingehend  und       . 
besonders  zu  behandeln  sein  werden.    Die  eine  ist  Art.  8,  welcher      | 
ausspricht,  daß  bei  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  bei-      | 
der  Ehegatten,  die  letzte  gemeinsame  Staatsangehörigkeit  maß- 
gebend ist,  und  aus  Art.  4,  einem  über  deutschen  Antrag  dem 
Entwurf  beigefügten  neuen  Artikel.    Danach  können  Ehegatten 


die  Staatenkonferenzen  im  Haag  S.  52  mit  Hinweis  auf  die  darin  gelegene 
Verletzung  von  Vorschriften  des  oidre  public  {Kit,  12  EG  z.  C.  C),  welche 
aber  von  den  angefochtenen  Judikaten  als  nicht  anwendbar  erkannt  wurden. 
Nach  Art.  3  der  II.  Konvention  wird  der  Hinweis  darauf,  daß  eine  Ehe- 
trennung die  Gesetze  des  ordre  public  verletze,  unstatthaft  sein,  sobald  der 
Staat  auf  das  Eherecht  von  Ausländern  deren  heimatliches  Gesetz  anwendet 
1)  Ebenso  Kahn,  Ztsch.  XV  238. 
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nicht  die  Staatsangehörigkeit  mit  der  Wirkung  wechseln,  daß 
eine  Tatsache,  die  sich  ereignet  hatte,  bevor  dieser  Wechsel  ein- 
trat, die  aber  unter  der  Herrschaft  des  alten  heimatlichen  Ge- 
setzes nicht  die  Kraft  eines  Scheidungsgrundes  hatte,  diese 
Wirkung  zukomme,  weil  sie  nach  dem  Gesetze  der  neuen  Staats- 
bürgerschaft diese  Kraft  besitzt.  Hier  legt  die  Konvention 
ausnahmsweise  dem  heimatlichen  Rechte  nicht  die  maßgebende 
Stellung  bei,  weil  in  solchen  Fällen  die  Vermutung  für  einen 
Staatsangehörigkeitswechsel  in  fraudem  des  bisherigen  Rechtes 
streitet.  Diese  Ausnahme  bestätigt  die  Regel,  daß  das  zur  Zeit 
der  Ehescheidung  geltende  heimatliche  Recht  maßgebend  sei; 
auch  ergibt  sich  von  selbst,  daß  sonst  eine  Änderung  der  in- 
ländischen Ehegesetzgebung  des  Heimatlandes  nicht  hindert,  eine 
vordem  eingetretene  Scheidungs-  oder  Trennungstatsache  vor- 
zubringen. 

VI.  Einfluß  des  Wechsels  der  Staatsbürgerschaft. 

Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  die  größten  Komplikationen 
in  Ehescheidungssachen  sich  durch  den  Wechsel  des  Domizils 
und  der  Staatsbürgerschaft  der  Ehegatten  ergaben  und  gerade 
dieser  Fragenkomplex  hätte  von  der  Konvention  eine  endgültige 
Lösung  zu  erwarten. 

Der  Domizilwechsel  an  sich  kann  schwerlich  mehr  für  die 
Beurteilung  einer  Ehescheidung  oder  Trennung  in  Betracht 
kommen,  weil  der  das  Gebiet  des  anglo-amerikanischen  Rechtes 
beherrschende  Standpunkt  von  der  maßgebenden  Bedeutung  des 
Domizilrechtes  von  der  Konvention  nicht  rezipiert  wurde.  Der 
Domizilwechsel  kann  vielmehr  bloß  als  Merkmal  der  Naturalisation 
Wichtigkeit  erlangen.  Dagegen  muß  der  Wechsel  der  Staats- 
bürgerschaft sowohl  auf  das  Recht  zur  Eheschließung  wie  auch 
auf  die  Ehescheidung  und  Trennung  Einfluß  haben. 

Die  Fragen  auf  die  es  ankommt,  gruppieren  sich  in  folgen- 
der Weise: 

1.  Einfluß  des  Erwerbs  fremder  Staatsangehörigkeit  auf  die 
Fähigkeit  zur  Schließung  einer  bestimmten  Ehe. 

2.  Einfluß  des  Erwerbs  fremder  Staatsangehörigkeit  durch 
einen  der  Ehegatten  auf  das  Recht  zur  Scheidung  und  Trennung 
der  Ehe. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  Recht.    XVII.  41 
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3.  Naturalisation  in  einem  fremden  Staate  znm  Zwecke  der 
Ehescheidung  in  fraudem  des  heimatlichen  Rechtes. 

ad  1.  Diese  Frage  läßt  sich  von  zwei  Gesichtspunkten  be- 
handeln. Der  erste  ist  der,  welches  Recht  für  die  Beurteilung 
der  Ehefähigkeit  maßgebend  sei,  wenn  einer  der  Ehewerber 
seine  Staatsangehörigkeit  wechselt,  aus  dem  zweiten  wird  die 
Ehe  von  Ausländern,  die  nach  Schließung  der  Ehe  Inländer 
werden,  auf  ihre  Gültigkeit  geprüft. 

Zunächst  ist  festzuhalten,  daß  die  Erwerbung  einer  fremden 
Staatsangehörigkeit  seitens  eines  Ehewerbers,  um  sich  dadurch 
von  einem  Ehehindemisse  zu  befreien,  das  ihm  nach  seinem 
bisherigen  heimatlichen  Rechte  anhaftet,  keineswegs  als  in 
fraudem  des  inländischen  Eherechtes  geschehen  ignoriert  werden 
dürfte.  Es  wäre  Sache  jedes  Einzelstaates,  nach  Maßgabe  der 
eigenen  Gesetze  solchen  Ausländem,  die  es  geworden  sind,  um 
die  heimischen  Gesetze  zu  verhöhnen,  die  Wiedergewinnung  der 
etwa  verlorenen  inländischen  Staatsbürgerschaft  abzuschlagen, 
sofern  dies  vom  Ermessen  abhängt^),  keineswegs  kann  dies  auf 
die  Gültigkeit  der  Ehe  Einfluß  haben.  Dagegen  kommt  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  erwägen,  ob  mit  dem  Erwerbe  der  fremden 
Staatsbürgerschaft  der  Verlust  der  bisherigen  inländischen  ver- 
bunden ist;  denn  sowohl  nach  allgemein  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen'-^j  wie  auch  nach  österreichischem  Rechte  (§  32  a.  b.  GB 
und  §  7  Auswand.-Pat.)  bildet  erst  die  Verlegung  des  Wohnsitzes 
in  den  Staat  der  Naturalisation  die  Voraussetzung  der  Naturali- 
sation. Dies  führte  vielfach  dazu,  trotz  Erwerbs  der  fremden 
Staatsbürgerschaft  die  Fortdauer  der  bisherigen  anzunehmen, 
wenn  die  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande  nicht  zuvor  er- 
wirkt und  auch  eine  Auswanderung  nicht  hinzugetreten  ist. 
Allein  sollen  nicht  unlösbare  Konflikte  entstehen,  so  muß  das 
Erfordernis  der  Auswanderung  bloß  als  Voraussetzung  der 
Naturalisation,  nicht  aber  als  Bedingung  des  Verlustes  der 
Staatsbürgerschaft  betrachtet  werden.  Dann  kann  jeder  Staat, 
auch  Oesterreich,  trotz  §  32  a.  b.  GB  beruhigt  auch  die  Ehe- 

1)  So  in  Oesterreich  nach  §  30  a.  t.  GB  und  Dof-Dekr.  v.  30.  1.  1824, 
Pol.  Ge8.-Sammlg.  LH  25. 
^)  Bar  l  226. 
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fähigkeit  nach  dem  Rechte  der  neuen  Heimat  beurteilen  und 
seine  Bedenken  gegen  den  Vorgang  bei  der  Repatriierung  zum 
Ausdrucke  bringen.  Auf  diese  Weise  wird  das  staatsrechtliche 
Zwitterding  des  sujet  mioote  nur  mehr  als  Ausnahmserscheinung 
auftauchen^).  Von  dieser  modernen  Anschauung  ausgehend,  daß 
Naturalisation  Aufenthalt  bedinge,  geht  die  überwiegende  An- 
sicht dahin,  daß  auch  für  den  Oesterreicher  die  Erwerbung 
einer  fremden  Staatsbürgerschaft  Verlust  der  alten  bedeute^). 
Jede  andere  Auffassung  würde  zu  bedeutenden  Komplikationen 
führen,  so  müßte  nach  Art.  1  die  Ehefähigkeit  nach  den  Ge- 
setzen zweier  Heimatstaaten  geprüft  werden^).  Nur  wird  kein 
Staat  gezwungen  sein,  die  Ehefähigkeit  nach  einer  neuerworbenen 
Staatsbürgerschaft  zu  beurteilen,  wenn  die  Naturalisation  unter 
Verletzung  seiner  eigenen  Gesetze  über  die  Wehrpflicht  erfolgte. 
Sonst  muß  in  der  Regel  unter  Kulturstaaten  als  Grundsatz  an- 
erkannt werden*),  daß  der  Erwerb  der  neuen  Staatsbürgerschaft 
den  Verlust  der  alten  zur  Folge  habe.  Es  wird  daher  in  der 
Regel  Oesterreich  einem  22  jährigen  ehemaligen  Staatsangehörigen, 
der  mit  dem  Hindernisse  der  Minderjährigkeit  behaftet  war  und 
nach  erfolgter  Naturalisation  im  Deutschen  Reiche  nach  Oester- 
reich zurückkehrt,  —  Erfüllung  der  Wehrpflicht  vorausgesetzt  — 
die  Ehefähigkeit  nicht  versagen  können,  wenn  Art.  1  der  Kon- 
vention redlich  gehandhabt  wird. 

Dagegen  kann  es  keinem  begründeten  Zweifel  unterliegen, 
daß  eine  im  Ausland  geschlossene  Ehe  von  Ausländem  gültig 

1)  2.  B.  §  36  ungarischer  Ges.  Art.  L  vom  Jahre  1879.  Für  die  not- 
wendig Mnheitliche  Staatsangehörigkeit  Kahn,  D.  e.  Kod.  S.  29. 

2)  Mayerhofer,  Handbuch  II  942,  Stubenrauch  VIII.  Aufl.  I  81. 

3)  Dies  ist  tatsächlich  die  Ansicht  von  Czyhlare,  S.  20.  Daß  die 
Naturalisation  im  Auslande  an  sich  den  Verlust  der  bisherigen  Staats- 
angehörigkeit nach  sich  zieht,  ist  ausdrücklich  verordnet  im  G.  G.  Art.  17, 
0.  G.  Italiens  Art.  11,  ebenso  in  Spanien,  Portugal,  Türkei,  Griechenland, 
Bulgarien ;  daß  ihr  dagegen  diese  Wirkung  fehle,  wird  im  §  20  des  deutschen 
Gesetzes  vom  1.  6.  1870  ausgesprochen.  Kahn,  Ztsch.  XV  248  hält  dafür, 
daß  das  Gericht  der  Staatsangehörigkeit  des  eigenen  Gebiets  den  Vorzug 
geben  und  nach  dieser  judizieren  müsse. 

*)  Bar,  Theorie  und  Praxis  I  200,  Derselbe,  Handbuch,  S.  42.  Zur 
Hinanhaltung  dieser  Konflikte  dienen  einzelne  bestehende  Staatsverträge,  da- 
runter die  sog.  Bancroft- Verträge  Nordamerikas  (mit  Oesterreich  v.  20. 9. 1870). 
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bleibt,  auch  wenn  die  Ehegatten  oder  einer  derselben  die  öster- 
reichische Staatsangehörigkeit  hinterher  erlangen,  weil  eine  gültig 
geschlossene  Ehe  auch  unter  geänderten  Verhältnissen  aufrecht 
steht.  Wenn  österreichische  Staatsbürger  nach  Erwerbung 
fremder  Staatsangehörigkeit  im  Auslande  die  Ehe  eingeben  und 
dann  nach  Oesterreich  zurückkehren,  so  wird  grundsätzlich  die 
fremde  Staatsbürgerschaft,  wie  oben  angeführt,  allein  zu  be- 
rücksichtigen sein;  dasselbe  muß,  von  Verletzungen  der  Wehr- 
pflicht abgesehen,  für  den  Fall  einer  Naturalisation  ohne 
wirkliche  Verlegung  des  Wohnsitzes  z.  B.  durch  Adoption  oder 
Erwerbung  von  Grund  und  Boden  gelten,  weil  unter  Kultur- 
staaten die  Auswanderung  beruhigt  als  interne  Voraussetzung 
für  die  Erwerbung  der  Staatsbürgerschaft  betrachtet  werden  kann. 

Keinesfalls  kann  dem  Staate,  der  die  Naturalisation  ohne 
Nachweis  der  Ausbürgerung  in  der  früheren  Heimat  gestattet, 
zugemutet  werden,  bei  Beurteilung  der  Ehefähigkeit  auch  auf 
das  Eherecht  der  früheren  Heimat  Bedacht  zu  nehmen^).  Ist 
dies  nicht  der  Fall,  so  bleibt  die  Möglichkeit  einer  wider- 
sprechenden Beurteilung  derselben  Ehe  seitens  verschiedener 
Staaten  insolange  gegeben,  als  die  frühere  Heimat  an  der  Staats- 
angehörigkeit trotz  Naturalisation  festhält;  nur  verringert  sich 
diese  Gefahr  durch  Vereinheitlichung  der  internationalen  Kompe- 
tenzen. 

Nur  wenn  dem  Wechsel  der  Staatsbürgerschaft  diese  Be- 
deutung uneingeschränkt  konzediert  wird,  kann  in  der  Kon- 
vention ein  Fortschritt  erblickt  werden,  weil  dann  die  Be- 
deutung der  Naturalisation  weder  durch  den  Argwohn  eines  m 
fraudem  legis  agere  herabgedrückt  noch  auch  auf  Umwegen 
statt  des  Nationalgesetzes  das  Domizilgesetz  zur  Geltung  ge- 
bracht wird. 

ad.  2.  Wechseln  beide  Ehegatten  die  Staatsangehörigkeit,  so 
richtet  sich  ihr  Recht  auf  Scheidung  und  Trennung  nach  dem 
neuen  Gesetze,  und  zwar  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  aus- 
nahmslos, hinsichtlich  der  Ursachen  mit  der  Ausnahme,  daß 
unter   der   Herrschaft    der   früheren   Staatsangehörigkeit   vor- 


1)  So  Czyhlarz,  8. 
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gefallene  Trennungs-  oder  Scheidungstatsachen  nicht  mehr 
unbedingt  wirksam  bleiben  (Art.  4).  Wenn  dagegen  nur  einer 
der  Ehegatten  die  Staatsangehörigkeit  wechselt,  so  ergeben 
sich  hinsichtlich  der  uneinverständlichen  Scheidung  und  Trennung 
Schwierigkeiten.  Diese  Schwierigkeiten  betrafen  folgende  zwei 
Hauptfragen:  Hatte  die  durch  Naturalisation  eines  Eheteiles 
bewirkte  Lösbarkeit  der  Ehe  für  den  andern  nicht  naturalisierten 
Eheteil  Wirksamkeit  oder  nicht?  Und  wirkt  die  Naturalisation 
des  Ehemannes  auch  für  die  Ehefrau  mit  der  Rechtsfolge,  daß 
auch  ihr  Recht  auf  Scheidung  oder  Trennung  nun  nach  dem 
neuen  Gesetze  zu  beurteilen  komme?  Die  erste  Frage  wurde 
oft  in  bejahendem  Sinne  beantwortet,  weil  jedermann  für  seinen 
Teil  berechtigt  sei,  ein  Scheidungsurteil  herbeizuführen  und  ein 
durch  das  bisherige  Gesetz  garantiertes  Recht  des  andern 
Ehegatten  nicht  geschieden  zu  werden,  nicht  anzuerkennen  ist, 
sie  wurde  aber  verneint,  so  oft  die  Erwägung  Platz  griff,  daß 
das  Gesetz  der  bisherigen  Heimat,  welches  gegen  Trennung 
schätzt  und  dem  nicht  naturalisierten  Eheteil  den  Fortbestand 
der  Ehe  garantiert,  durch  einseitige  Naturalisation  nicht  ver- 
letzt werden  dürfe,  daß  somit  eine  solche  Scheidung  unstatthaft 
sei.  Nach  der  Konvention  dürfte  kein  Zweifel  mehr  darüber 
obwalten^  daß  es  eine  einseitige  Lösbarkeit  der  Ehe,  sei  es 
mit,  sei  es  ohne  Rückwirkung  auf  den  andern  Teil  nicht  mehr 
geben  darf.  Hierfür  spricht  schon  die  allgemeine  Bestimmung 
des  Art.  1  (II.  Konv.),  daß  das  heimatliche  Recht  der  Ehegatten, 
d.  i.  beider,  maßgebend  sei.  Es  kann  daher  schon  aus  diesem 
Grunde  dem  nicht  naturalisierten  Ehegatten  eine  Scheidung 
oder  Trennung  nicht  aufgedrungen  werden,  die  nach  dem 
Gesetze  der  neuen  Heimat  des  einen  Ehegatten  allein  zu- 
lässig wäre. 

Art.  1  denkt  aber  bloß  an  den  Normalfall,  daß  beide  Ehe- 
gatten gleiche  Staatsangehörigkeit  besitzen  und  zieht  daher  im 
Unterschiede  zu  den  Vorschriften  über  die  Ehefähigkeit  nicht 
das  heimatliche  Recht  jedes  der  beiden  Ehegatten  heran. 
Mindestens  im  Beginne  der  Ehe  muß  die  Nationalität  und 
daher  das  heimatliche  Recht  gemeinsam  sein,  dies  kann  sich 
aber    durch    nachträgliche    einseitige    Naturalisation    ändern. 
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Hier  tritt  Art.  8  (11.  Konv.)  mit  der  Bestimmung  ein,  daß  als 
das  heimatliche  Recht  der  Ehegatten  dann,  wenn  sie  nicht  die 
gleiche  Staatsangehörigkeit  haben,  ihr  letztes  gemeinsames 
Recht  anzusehen  ist.  Daraus  folgt,  daß  weder  dem  nicht 
naturalisierten  Ehegatten  eine  Scheidung  oder  Trennung  aus 
Gründen  des  neuen  heimatlichen  Rechtes  des  andern  Teiles 
aufgenötigt,  noch  dem  zurückgebliebenen  Ehegatten  durch  ein- 
seitige Naturalisation  des  andern  Eheteils  sein  Recht  aaf 
Scheidung  oder  Trennung  verkümmert  werden  darf. 

Dieser  Punkt  gehört  zu  den  am  härtesten  bekämpften  in 
der  ganzen  Konvention.  Kompliziert  wird  die  Frage  noch 
durch  die  Ungleichheit,  welche  dadurch  entsteht,  daß  die  ein- 
seitige Naturalisation  des  Mannes  bisher  in  der  Regel  die 
gleiche  Wirkung  für  die  Frau  hatte,  während  umgekehrt  die 
gleiche  Folge  nicht  eintrifft,  der  Mann  daher  das  Schicksal 
der  Ehetrennung  in  der  Hand  hatte,  so  daß  wohl  die  Natura- 
lisation des  Gatten  neues  gemeinsames  Recht  schuf,  nicht  auch 
die  seiner  Gattin.  Wie  die  Verhandlungen  der  Konferenz  lehren, 
bereitete  im  Schöße  derselben  Art.  8  keine  besonderen  Diffe- 
renzen, erst  nachträglich  wurden  Angriffe  erhoben. 

Der  Gedanke,  welcher  die  Konvention  bei  Art.  8  leitete, 
war  offenbar  die  gleichmäßige  Wahrung  des  heimatlichen 
Rechtes  beider  Ehegatten;  würde  nun  beiden  verschiedenen 
heimatlichen  Gesetzen  zugleich  Rechnung  getragen,  so  kämen 
unhaltbare  Konsequenzen  zum  Vorschein;  die  Ehe  kann  nicht 
für  einen  Teil  lösbar,  für  den  andern  unlösbar  sein,  eine  Tat- 
sache würde  für  den  einen  Teil  die  Klage  rechtfertigen,  für 
den  andern  nicht.  Im  Effekte  könnte  eine  Scheidung  oder 
Trennung  nur  hel'beigeführt  werden,  wenn  sie  nach  beiderlei 
Gesetzen  gerechtfertigt  wäre,  sie  wäre  daher  praktisch  nahezu 
undurchführbar.  Umgekehrt  würde  dadurch,  daß  es  jedem 
Bheteil  gestattet  würde,  nach  seinem  neuen  Rechte  die  Auf- 
lösung einer  unlösbar  eingegangenen  Ehe  herbeizuführen,  der 
andere  Teil  durch  den  einseitigen  Willensakt  einer  Trennung 
ojhne  sein  Einverständnis  unterworfen.  Der  Heimatstaat  des 
zurückgebliebenen  Ehegatten  könnte  einerseits  der  von  der 
neuen    Heimat    des    andern    Eheteils    gewährten   Ehetrennung 
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kaum  seine  Anerkennung  zugestehen,  ohne  die  Rechte  und 
Interessen  des  zurückgebliebenen  Ehegatten  zu  verletzen ;  andrer- 
seits wäre  den  internationalen  Verhältnissen  nicht  genügend 
Rechnung  getragen,  wenn  die  einseitige  Ehetrennung  mittels 
bloßer  Reflexwirkung  für  den  andern  Eheteil  wirksam  würde. 
Sonst  kommt  es  wieder  darauf  hinaus,  was  die  Konvention 
vermieden  wissen  will,  auf  den  Ausspruch  von  Ehetrennung 
und  Scheidung  lediglich  für  den  Bereich  eines  einzelnen  Staats- 
gebietes. Für  den  von  der  Konvention  beschriebenen  Weg  und 
gegen  die  zweiseitige  Wirkung  einer  einseitig  erwirkten  Lösung 
der  Ehe  spricht  zunächst,  daß  nunmehr  auf  vollkommen  gesetz- 
lichem und  erfolgreichem  Wege  die  Trennung  einer  als  unlöslich 
eingegangenen,  aber  unhaltbar  gewordenen  Ehe  mit  Hülfe 
einverständlicher  Naturalisation  möglich  sein  wird,  denn  die 
Unlösbarkeit  einer  solchen  Ehe  trotz  beiderseitiger  unüber- 
windlicher Abneigung  wurde  beiderseits  als  die.  härteste  Fessel 
empfunden.  Wenn  aber  die  Lösung  einseitig  angestrebt  wird, 
so  ist  es  nicht  Aufgabe  der  Konvention,  die  von  beiden  Teilen 
als  unlöslich  eingegangene  Ehe  dem  einen  Teil  zuliebe  trenn- 
bar zu  gestalten  und  das  innerstaatliche  Eherecht  zu  korrigieren. 
Die  einseitige  Lösung  zu  Gunsten  des  naturalisierten  Klägers 
gegen  den  nicht  naturalisierten  Beklagten  wäre  eine  unzulässige 
einseitige  Begünstigung  des  ersteren  und  Benachteiligung  des 
letzteren;  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  hätte  eher  noch 
das  umgekehrte  Verhältnis  zu  Gunsten  des  Beklagten  ange- 
nommen werden  können.  Auch  noch  eine  weitere  Erwägung 
spricht  für  Art.  8;  so  wenig  der  Ehegatte  durch  einseitige 
Verlegung  des  Wohnsitzes  dem  andern  Eheteile  die  Kompetenz 
entziehen  kann  und  es  immer  auf  den  letzten  gemeinsamen 
Wohnsitz  ankommt  (§  76  J.  N.),  ebensowenig  soll  dies  für  die 
Schaffung  der  Ehetrennbarkeit  einseitig  statthaft  sein. 

Die  Gegner  des  Art.  8  stützen  sich  darauf,  daß  durch 
ihn  selbst  gegenüber  dem  jetzigen  gesetzlichen  Zustande  eine 
Erschwernis  der  Lösung  unhaltbarer  Ehen  gelegen  sei  und  die 
Notwendigkeit  geschaffen  werde,  die  Zustimmung  des  andern 
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Eheteils  zur  Naturalisation  mit  schweren  Opfern  zu  erkaufen^). 
Sie  argumentieren,  daß  durch  die  Naturalisation  das  heimat- 
liche Recht  nicht  umgangen,  sondern  demselben  entgangen 
werde,  und  reklamieren  dem  von  dem  neuen  heimatlichen 
Rechte  geschöpften  Erkenntnisse  absolute  Wirkung.  Für  ihre 
Ansicht  wird  die  Entsch.  des  OGH  vom  18.  6.  07  No.  7373  ins 
Treffen  geführt,  welche  aussprach,  die  von  einem  geschiedenen 
Katholiken  nach  Erwerbung  einer  fremden  Staatsbürgerschaft 
und  Trennung  der  Ehe  durch  das  dortige  Gericht  eingegangene 
Ehe  sei  auch  im  Inlande  gültig,  weil  derselbe  als  Ausländer 
nun  einmal  an  die  heimischen  Gesetze  (somit  §  62  a.  b.  GB) 
nicht  gebunden  sei.  Dieses  ganz  vereinzelte  Judikat  ist  von 
größter  Bedeutung,  weil  es  das  impedimentia  catholidsmi 
nicht  mehr  als  absolut  wirksames,  weil  auf  ethischer  Grund- 
lage beruhendes  gelten  läßt,  allein  zur  Richtschnur  für  die 
Gestaltung  des  internationalen  Eherechts  ist  es  deshalb  nicht 
geeignet,  weil  es  die  Rechtsgültigkeit  des  Trennungserkenntnisses 
nicht  weiterer  Erwägung  unterzieht;  überdies  schöpft  seine 
Begründung  schon  aus  dem  auf  dem  Wege  befindlichen  Haager 
Eherecht;  es  ist  daher  nicht  zu  fürchten,  daß  letzteres  den 
neuen  Zug  der  Judikatur  hemmen  werde.  Die  Vorschläge  der 
Gegner  laufen  darauf  hinaus,  daß  für  die  Eheauflösung  stets 
das  neue  Recht  des  naturalisierten  Klägers  maßgebend  sein 
mußte,  dies  könnte  aber  auf  internationale  Anerkennung  nicht 
rechnen.  Könnte  nicht  gleichwohl,  wird  vielleicht  eingewendet 
werden,  beruhigt  der  Judikatur  der  neuen  Heimat  die  Ent^ 
Scheidung  überlassen  werden,  weil  ein  Urteil  auf  Trennung 
oder  Scheidung  unter  Kulturstaaten,  wie  es  'die  Konventions- 
staaten sind,  nur  nach  ordnungsmäßigen  Verfahren  ans 
wichtigen  Gründen  erfließen  kann?  Die  Antwort  kann  nur 
verneinend  ausfallen;  denn  nach  Art.  11  steht  allen  Staaten 
der  Beitritt  frei  und  die  einseitige  Abstellung  des  Schicksals 
internationaler  Verhältnisse  auf  die  innere  Gesetzgebung  jedes 
beteiligten  Staates  widerspricht  den  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Privatrechts.    Die  Angriffe  auf  Art.  8  laufen  daher 

1)  „Das  Eecht",  6.  Jg.  No.  1  und  2,  Dr.  Emil  Wolf,  die  ungarischai 
Ehen  und  die  Haager  Konvention  in  N.  Fr,  Pr.  vom  19.7.07. 


Das  internationale  Eherecht  nach  den  Haager  Konventionen.       ß35 

eigentlich  auf  Bekämpfung  des  Art.  1  hinaus,  sie  richten  sich 
gegen  die  Grundlage  der  ganzen  Konvention. 

Wenn  nun  der  naturalisierte  Teil  der  Gatte  und  nicht  die 
Gattin^)  ist  —  und  hiermit  wäre  die  zweite  eingangs  gestellte 
Frage  in  Erörterung  gezogen  —  so  entsteht  die  Komplikation 
dadurch,  daß  die  Gattin  der  Staatsangehörigkeit  ihres  Mannes 
in  der  Regel  zu  folgen  hat,  hierdurch  ein  neues  gemeinsames 
heimatliches  Recht  geschaffen  wird  und  somit  der  Mann  einseitig 
das  Schicksal  der  Ehe,  ob  lösbar  oder  nicht,  gestalten  kann. 
So  könnte  der  katholische  Gatte  durch  Erwerb  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  die  Trennung  der  Ehe  mittelst  ürteiles  her- 
beiführen, wenn  angenommen  wurde,  daß  die  Naturalisation  auch 
für  die  Gattip  wirksam  sei.  Dies  war  bisher  auch  die  über- 
wiegende Ansicht^);  selbst  wer  die  tatsächliche  Wohnsitzverlegung 
als  Voraussetzung  des  Verlustes  der  Staatsbürgerschaft  im  Falle 
der  Ausbürgerung  angenommen  hat,  müßte  die  Erwerbung  der 
Staatsbürgerschaft  durch  den  Ehegatten  für  die  Gattin  wirksam 
erklären;  denn  der  Wohnsitz  des  Gatten  schafft  auch  für  die 
nicht  geschiedene  Gattin  den  abgeleiteten  Wohnsitz,  selbst  wenn 
sie  faktisch  nicht  folgt.  Für  die  österreichische  Staatsbürger- 
schaft müßte  dies  als  feststehend  angenommen  werden,  keines- 
falls darf  verlangt  werden,  daß  auch  die  Frau  an  den  Wohnsitz 
ihres  Gatten  folge,  um  seine  neue  Staatsangehörigkeit  zu  teilen®). 
Tatsächlich  lag  den  bisher  ergangenen  und  veröffentlichten  Er- 
kenntnissen, ob  die  von  einem  einseitig  naturalisierten  Ehegatten 
in  der  neuen  Heimat  erwirkte  Trennung  dem  andern  Eheteile 
gegenüber  von  Wirkung  sei,  der  Sachverhalt  zugrunde,  daß  nur 
die  Gattin  einseitig  naturalisiert  wurde;  in  jenen  Fällen  wo  eine 
einseitige  Naturalisation  des  Ehegatten  für  die  Rechtswirksamkeit 

^)  Auch  diese  kann  allein  naturalisiert  werden,  mindestens  wenn  sie 
schon  geschieden  ist;  Mayerhof  er,  II  942,  Note  2. 

^  Nur  die  französische  Praxis  besteht  an!  einem  abweichenden  Stand- 
punkte; Weiss,  TraiU  elementaire  de  droit  international privi,  S.  149, 
löO;  Laurent y  droit  international  III  Nr.  ö26.  Anders  in  Deutschland, 
•  Oesterreich,  Schweiz,  Ungarn. 

3)  §  92  a.  b.  GB,  §  11  Heimat-Gesetz  vom  3.  12.  1863,  Hofkanzlei- 
Dekret  vom  10.  6.  1835,  J.  G.  S.  Nr.  31,  Mayerhof  er,  II  942.  Ebenso 
das  deutsche  Gesetz  über  die  Staatsangehörigkeit  §  11. 
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des  Trennungserkenntnisses  gegenüber  der  nicht  naturalisierten 
Gattin  als  bedeutungslos  erklärt  wurde,  war  entweder  eine  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  im  Inlande  vorausgegangen  oder  die 
Naturalisation  war  der  Erwirkung  des  Trennungserkenntnisses 
nachgefolgt  ^).  Sind  aber  beide  Ehegatten  durch  die  Naturalisation 
des  Ehemannes  als  naturalisiert  anzusehen,  so  ist  der  letztere 
in  der  Lage,  die  Trennbarkeit  der  Ehe  einseitig  herbeizuführen, 
weil  auch  die  Ehefrau  diesen  Gesetzen  unterworfen  wird.  Dann 
würde  auch  Art.  8  nicht  mehr  entgegenstehen,  weil  das  neue 
heimatliche  Recht  das  letzte  gemeinsame  Recht  beider  Ehegatten 
ist.  Allein  da  soll  nun  §  4  des  Durchführungsgesetzes  durch 
die  Bestimmung  dazwischentreten,  daß  die  Naturalisation  des 
Mannes  nur  dann  für  die  Frau  von  Wirksamkeit  sein  solle, 
wenn  sie  seinem  Begehren  um  Erlangung  einer  österreichischen 
Staatsbürgerschaft  beigetreten  ist.  lieber  Art.  8  der  Konvention 
dürfte  §  4  des  Durchführungsgesetzes  keiner  besonderen  An- 
fechtung begegnen.  Sein  Schicksal  ist  an  Art.  8  geknüpft;  so- 
bald der  darin  gelegene  Gedanke  rezipiert  ist,  stellt  §  4  bloß  mehr 
eine  rein  heimatrechtliche  Ergänzung  dar.  Denn  ohne  §  4  bliebe 
noch  immer  der  Mann  allein  Herr  des  Schicksals  der  Ehe  und 
die  Gattin  könnte  ihn  nicht  hindern,  es  zu  gestalten.  §  4  ist 
daher  zunächst  der  Gleichstellung  des  Einflusses  beider  zu  dienen 
bestimmt  und  will  verhindern,  daß  auf  einem  Umwege  eingeführt 
werde,  was  Art.  8  vermieden  wissen  will.  Der  Gedanke  de« 
§  4  ist  ein  ganz  richtiger.  Auch  hier  bietet  §  76  J.  N.  die 
richtige  Analogie;  denn  auch  für  die  Kompetenz  zur  Ehe- 
trennungsklage  vermag  der  Gatte  nicht,  durch  einseitige  Aenderung 
seines  Wohnsitzes  der  Frau  den  abgeleiteten  Wohnsitz  zu  be- 
gründen; es  kommt  auf  den  letzten  tatsächlich  gemeinsamen 
Wohnsitz  an.  Bloß  der  technischen  Durchführung  des  Gedankens 
wird  zum  Vorwurfe  gemacht,  daß  der  Nachdruck  auf  den  Beitritt 
zum  Ansuchen  um  Naturalisation  gelegt  wird,  während  es 
wesentlich  auf  die  Mitauswanderung  ankomme^).  Dieser  Einwand 
dürfte  sich  durch  dasjenige  beilegen  lassen,  was  oben  über  die 
Auswanderung  als  Voraussetzung  der  Naturalisation  gesagt  wurde. 

1)  E.  d.  OGH  vom  9.  12.  1885  Z.  12038  G.  ü.  10821. 

2)  Czyhlarz,  a.  a.  0.  S.  36. 
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Wenn  §  4  in  dieser  Form  Gesetz  wird,  dürfte  die  Auswanderung 
neben  der  Expatriierung  in  Fragen  der  Naturalisation  endgültig 
in  den  Hintergrund  treten^). 

Man  kann  resümieren,  daß  die  Konvention  dadurch,  daß 
sie  den  Weg  zur  Lösung  der  Ehe  mit  Wirkung  internationaler 
Anerkennung  weist,  einen  Fortschritt  bedeutet,  daß  sie  aber  die 
Härten  des  innerstaatlichen  Eherechtes  wohl  nicht  verschärft, 
aber  auch  weder  behebt  noch  zu  beheben  vermag. 

ad  3.  Wie  stellt  sich  nun  die  Konvention  zu  solchen 
Naturalisationen,  welche  nur  zu  dem  Zwecke  eingegangen 
werden,  um  eine  Scheidung  der  in  der  früheren  Heimat  un- 
scheidbaren  Ehe  herbeizuführen,  somit  in  fraudem  des  bis- 
herigen heimatlichen  Eherechts?  Es  ist  ja  nicht  zu  leugnen, 
daß  bei  Aufeinanderfolge  von  Naturalisation  und  Scheidung 
bezw.  Trennung  erstere  in  aller  Regel  nur  Mittel  zum  Zwecke 
ist.  Allein  es  hieße  wirklich  der  Konvention  Gewalt  antun, 
wenn  die  grundsätzliche  Wirkung  des  Wechsels  der  Nationalität 
im  Hinblicke  auf  dabei  unterlaufende  Motive  abgeschwächt 
würde.  Die  bekannteste  Type  derartiger  Naturalisation  ist 
jene  zu  dem  Zwecke,  eine  in  der  alten  Heimat  ausgesprochene 
Scheidung  in  Trennung  umzuwandeln,  der  Fall  der  sog.  trans- 
sylvanischen  Ehen.  Bei  Beurteilung  solcher  Ehen  sind  zwei 
Gedanken  als  Grundprinzipien  des  neuen  Rechts  festzuhalten: 
eine  einseitige  Lösung  der  geschiedenen  Ehe  zu  Gunsten  des 
naturalisierten  Eheteils  ist  unstatthaft  und  darf  die  Folgerung, 
daß  die  Lösung  der  Ehe  für  den  einen  Eheteil  notwendig  auch 
die  Lösung  für  den  andern  Teil  herbeiführe,  nicht  gezogen 
werden;  Tatsachen,  welche  der  Naturalisation  vorausgingen, 
aber  nur  nach  dem  neuen,  nicht  nach  dem  früheren  heimat- 
lichen Rechte  die  Trennung  der  Ehe  rechtfertigen,  können 
nicht  dazu  dienen,  die  Trennung  der  geschiedenen  Ehe  herbei- 
zuführen (Art.  4,  IL  Konv.).  In  der  letzteren  Vorschrift  soll 
das  Korrektiv  dagegen  liegen,  daß  die  Naturalisation  wirksam 
bleibt,  selbst  wenn  sie  mit  der  Absicht  erfolgte,  die  Vor- 
schriften der  bisherigen  Heimat  über  die  Ehescheidung  zu  um- 

^)  Für  die  Ehescheidang  mnä  die  Naturalisation  des  Mannes  die  gleiche 
Wirkang  haben  wie  jene  der  Frau,  Kahtij  Ztsch.  XV  247, 
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gehen.  Diese  Bestimmung  hatte  die  Aufgabe,  die  Frau  gegen 
die  Wirkung  einer  wider  ihren  Willen  unternommenen  Natura- 
lisation des  Gatten  zu  schützen  und  zu  verhindern,  daß  sie  der 
Ehetrennung  nach  dessen  neuen  Gesetzen  preisgegeben  werde, 
während  sie  nach  ihrem  bisherigen  Rechte  dazu  keinen  Anlaß 
gegeben  hatte  ^).  Die  Erwägungen  des  Gesetzgebers  gingen 
davon  aus,  daß  das  Merkmal  des  Handelns  in  fraudem  des 
heimatlichen  Eherechts  objektiv  in  der  Regel  nicht  feststellbar 
ist  und  daß  daher  in  allen  Fällen,  die  Art.  4  umfaßt,  eine 
gesetzliche  Vermutung  für  ein  solches  Motiv  vorliege.  Indes 
geht  die  geltende  Fassung  der  Konvention  über  den  Entwurf 
und  über  diese  Absicht  hinaus,  da  ein  Gegenbeweis  gegen  diese 
Vermutung  nicht  statthaft  ist  und  der  Fall  nicht  auf  die 
Naturalisation  des  Mannes  gegen  oder  ohne  den  Willen  der 
Gattin  beschränkt  bleiben  soll.  Es  kann  nicht  geleugnet 
werden,  daß  derzeit,  wo  genügende  Kautelen  gegen  einseitige 
Naturalisation  geschaffen  sind,  diese  Vorschrift  nicht  bloß  als 
überflüssige,  sondern  auch  lästige  Fessel  empfunden  werden 
wird.  Nach  Art.  4  wird  die  Tatsache,  auf  welche  sich  das 
Begehren  stützt,  wenn  sie  vor  der  Naturalisation  sich  ereignet«, 
nach  dem  früheren  und  nach  dem  späteren  heimatlichen  Rechte 
eine  Ehescheidungstatsache  ergeben  müssen.  Dann  wird  der 
erkennende  Richter  unter  Umständen  einschließlich  der  lex  fori 
nach  dreierlei  Recht  zu  fragen  haben.  Große  Schwierigkeiten 
werden  sich  ergeben,  wenn  z.  B.  der  Ehebruch  nach  früherem 
Rechte  bloß  Scheidung,  nach  dem  neuen  auch  Trennung  recht- 
fertigt ;  wenn  es  sich  darum  handelt,  zu  ermitteln,  ob  die  drei- 
jährige Dauer  der  Geisteskrankheit  als  Ehescheidungsgrund 
(§  1569  BGB)  nach  früherem  Rechte  vollstreckt  war,  ob  das 
boshafte  Verlassen  schon  vor  der  Naturalisation  die  gesetzliche 
zur  Scheidung  geforderte  Zeit   angedauert  hat^).     Maßgebend 


1)  Buggati  in  Bevue  1901  S.  273. 

^  Kahn,  Ztsch.  XV  257  wiU  diese  Schwierigkeit  mit  folgender  These 
überwinden :  Ein  nach  dem  neuen  heimatlichen  Bechte  scheidnngsbegründendes 
Verhalten  muß  in  jedem  Falle  mit  Bezug  auf  denjenigen  Teil  des  Tatbestandes, 
welcher  unter  dem  alten  heimatlichen  Rechte  abgelaufen  ist,  den  Charakter 
eines  im  weiteren  Verlaufe  scheidungsbegründenden  Ereignisses  auch  nach 
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waren  die  gesetzlichen  Vorbilder  im  Art.  17  ^)  des  EG  z.  BGB 
und  §  115  des  ungarischen  Gesetzes  Art.  XXXI  ex  1894.  Allein 
die  bei  Schaffung  des  Art.  17  maßgebenden  Erwägungen,  daß 
die  nachträgliche  Aenderung  der  Staatsbürgerschaft  einer 
bereits  eingetretenen  Schädigung  der  Ehe  diesen  Charakter 
weder  verleihen  noch  entziehen  kann,  können  nicht  mehr  den 
Ausschlag  geben  2).  Denn  daß  die  einverständliche  Natura- 
lisation ihr  diesen  Charakter  entzieht,  kann  nach  Art.  17  Abs.  1 
und  nach  der  Konvention  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen, 
und  daß  die  Voraussetzung  zur  Geltendmachung  von  Rechten, 
die  ein  neues  Gesetz  gewährt,  erst  unter  der  Herrschaft 
desselben  geschaffen  worden  sein  müssen,  soferne  sie  nicht 
schon  unter  der  Herrschaft  des  früheren  dieselbe  Wirkung 
hatten,  widerspricht  allen  Rechtsgrundsätzen;  denn  stets  ist  es 
erst  das  Urteil,  nicht  der  Scheidungsgrund,  welcher  den  rechts- 
gestaltenden Charakter  für  die  Ehe  besitzt;  man  kann  daher  durch- 
aus nicht  verneinen,  daß  die  Aenderung  der  Staatsangehörigkeit 
einer  Tatsache  die  Eigenschaft  '^'nes  Scheidungsgrundes  ver- 
leihen könne.  In  richtigerer  Weise  war  der  in  Art.  4  enthaltene 
Gedanke  von  den  dänischen  Vorschlägen  zur  Konvention  bei 
Art.  8  verwertet,  welche  dahin  gingen,  auszusprechen,  daß  die 
einseitige  Naturalisation  früher  gesetzten  Tatsachen  den  Effekt 
einer  Ehetrennung  zu  entziehen  nicht  geeignet  sei.  Nachdem 
aber  nun  einmal  die  Konvention  stets  das  letzte  gemeinsame  Ehe- 
recht zugrunde  legt,  waren  die  Bedenken,  welche  Art.  4  zeitigten, 
überflüssig,  denn  niemand  kann  mehr  einseitig  eine  Trennung 
im  Wege  der  Naturalisation  aufnötigen;  daß  sie  aber  versagt 


dem  früheren  Rechte  gehabt  haben.  Weder  braucht  der  Scheidungsgmnd 
imter  dem  alten  Rechte  perfekt  and  klagbar  geworden  zu  sein,  noch  braucht 
der  erst  nach  dem  Staatsangehörigkeitswechsel  perfekt  gewordene  Scheidnngs- 
gmnd  als  solcher  auch  dem  alten  heimatlichen  Rechte  zu  genügen. 

Darin  liegt  das  Einbekenntnis,  daß  Art.  4  buchstäblich  nicht  zu  hand- 
haben sein  wird. 

^)  „Eine  Tatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungsgrand  nur  geltend  gemacht 
werden,  wenn  die  Tatsache  auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  ein 
Scheidungs-  oder  Trennungsgrund  ist' 

2)  Begelsberger,  Pandekten  S.  179,  Niemeyer,  a.  a.  0.  S.  220. 


640  Bettelheim, 

sein  solle,  wenn  zwei  österreichische  Katholiken  Deutsche  werden, 
um  einverständlich  wegen  eines  zur  Zeit  der  österreichischen 
Staatsangehörigkeit  begangenen  Ehebruchs  die  Trennung  be- 
gehren, bleibt  nicht  zu  rechtfertigen^).  Art.  4  kann  nur  als  ein 
Mißgriff  beklagt  werden;  statt  daß  gegen  Naturalisation  t» 
fraudem  legis  durch  Hindemisse  gegen  Repatriierung,  ja  selbst 
Ausweisung  nach  Wiederaufnahme  des  früheren  Wohnsitzes  in 
krassen  Fällen^  vorgegangen  wird,  wird  das  Kind  mit  dem 
Bade  verschüttet  und  von  der  natürlichen  Wirkung  der  Natu- 
ralisation eine  grundsätzliche  Ausnahme  gemacht.  In  der  Praxis 
wird  es  sich  empfehlen,  die  Wirkung  des  Art.  4  dadurch  n 
lindern,  daß  er  milde  gehandhabt  wird,  indem  es  genügt,  wenn 
Trennung  auf  Grund  einer  Tatsache  begehrt  wird,  die  vordem 
wenigstens  Scheidung  begründete,  oder  indem  man  es  genügen 
läßt,  daß  die  vordem  auch  nur  begonnenen  Tatsachen  unter 
dem  neuen  Recht  vollendet  werden^). 

VII.  Internationale  Kompetenzen  in  Ehesachen. 

Der  Zweck  der  Konvention,  für  das  ganze  Gebiet  der 
Vertragsstaaten  verbindliches  Recht  zu  sichern,  setzt  voraus, 
daß  international  anerkannte  Kompetenzen  geschaffen  werden, 
um  widersprechende  Urteile  zu  verhindern  und  die  Vollstreckung 
der  Urteile  im  ganzen  Gebiete  zu  sichern.  Solche  Vorschriften 
wurden  bloß  für  Scheidungs-  und  Trennungsklagen  im  Art.  5—7 
der  II.  Konvention  statuiert,  für  Nullitätsklagen  wurden  keine 
besonderen  Normen  aufgestellt,  offenbar  eine  Konzession  an  jene 
Staaten,  zu  deren  Gunsten  der  Ausspruch  der  Ungültigkeit  bloß 
für  den  Bereich  des  eigenen  Staates  zugelassen  wurde  (vgl. 
Art.  2,  3,  5  und  7  der  I.  Konvention).  Es  kommen  daher  die 
prozessualen  Grundsätze  jedes  einzelnen  Vertragstaates  zur  An- 
w^endung. 


1)  Czyhlare  S.  34. 

a)  Bar  I  490,  Jettel,  I.  P.  R.  S.  50. 

')  Dagegen  kann  die  Vorschrift  des  Art.  4  bezw.  8  nicht  durch  Ver- 
weisung an!  ein  anderes  z.  B.  das  frühere  heimatliche  Recht,  unter  dem  die 
Tatsache  sich  ereignete,  umgangen  werden,  es  ist  eine  „überstaatUche'  Norm, 
d.  h.  eine  solche,  welche  der  Disposition  der  Einzelstaaten  entrückt  ist. 
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Bezüglich  der  Scheidungs-  und  Trennungsklage  waren 
Kompetenzvorschriften  desto  notwendiger  als  in  dieser  Richtung 
die  weitestgehenden  Verschiedenheiten  bestehen.  Zwar  die  Mehr- 
zahl der  Staaten  erklärt  sich  in  diesen  Belangen  nur  für  die 
eigenen  Staatsangehörigen  kompetent,  so  grundsätzlich  Frank- 
reich, Deutschland^),  indes  wird  vielfach  auch  das  Domizil  als 
maßgebend  erklärt^),  zuweilen  selbst  der  Ort  des  bloßen  Aufent- 
haltes, des  Scheinwohnsitzes,  so  in  Nordamerika  (z.  B.  Dakota 
„Ehescheidungsfabrik").  Nach  der  Konvention  wird  die  Wahl 
zwischen  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  und  dem  nach  dem 
heimatlichen  Gesetze  zuständigen  Gerichte  gestellt,  wobei  die 
Bestimmungen  der  Einzelstaaten,  wonach  die  nationalen  Gerichte 
ausschließlich  kompetent  sein  sollen,  für  alle  Vertragstaaten 
bindend  sind,  so  daß  die  Zuständigkeit  des  Domizils  zessiert^). 
Dieser  Vorbehalt,  im  Entwürfe  bloß  für  religiöse  Ehen  zu- 
gedacht, ist  durch  die  Konvention  auf  alle  Ehen  anwendbar  er- 
klärt worden.  Solche  Vorbehalte  sind  in  den  Gesetzen  einzelner 
Staaten  enthalten  und  an  die  Adresse  der  eigenen  Staats- 
angehörigen gerichtet,  da  dafür  kein  Interesse  besteht,  daß 
fremde  Staatsangehörige  nur  von  deren  heimatlichen  Gesetzen 
in  Scheidungssachen  Recht  finden  sollen*).  Der  Entwurf  eines 
österreichischen  Durchführungsgesetzes  macht  in  §  3  von  diesem 
Vorbehalte  den  Gebrauch,  daß  die  österreichischen  Gerichte  aus- 
schließlich zuständig  sind,  um  über  ein  Begehren  österreichischer 
Staatsangehöriger  um  Ehetrennung  oder  Scheidung  zu  erkennen. 
Danach  kann  im  Falle,  daß  beide  Ehegatten  Oesterreicher  sind, 
kein  Zweifel  herrschen  über  die  exklusive  Kompetenz  der  in- 
ländischen Gerichte;  fraglich  ist  es,  wie  es  mit  dem  Falle  be- 
schaffen ist,  wenn  nur  ein  Teil  österreichischer  Staatsbürger  ist; 
nach  dem  Wortlaute  scheint  es,  als  genüge  die  Staatsangehörigkeit 

1)  §  606  ZPO  letzter  Absatz. 

4  u.  a.  in  Oesterreich  §  76  J.  N. 

3)  Die  Prorogation  eines  andern  Forums  ist  unstatthaft,  Bar  I  483. 

^)  Ein  Ansatz  zur  internationalen  Kompetenz  in  Ehesachen  findet  sich  schon 
im  §  606  R.  ZPO;  aber  auch  im  §  100  österr.J.  N.,  wonach  die  österreichischen 
Gerichte  zuständig  sind,  selbst  wenn  keiner  der  Ehegatten  seinen  Wohnsitz 
im  Inlande  hat  und  hier  auch  nicht  der  letzte  gemeinsame  Wohnsitz  war,  %o- 
fern  nur  der  Geklagte  österreichischer  Staatsangehöriger  ist. 
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des  Klägers.  Allein  auch  auf  diese  Frage  ist  im  Art.  8  die 
Antwort  zu  suchen,  es  kommt  auf  die  letzte  gemeinsame  Staats- 
angehörigkeit an,  ist  diese  in  Oesterreich,  so  ist  das  österreichisclie 
Gericht  ausschließlich  kompetent.  Nur  für  den  Fall,  als  keiner 
von  beiden  mehr  Oesterreicher  ist,  greift  diese  Norm  nicht  durch. 
wenngleich  als  heimatliches  Recht  betreffend  die  Durchführung: 
der  Scheidung  das  österreichische  in  Geltung  bleibt,  eben  weil 
der  Wortlaut  des  Durchführungsgesetzes  darauf  in  keiner  Weise 
Anwendung  findet  und  es  auch  an  einem  Interesse  an  dieser 
ausschließlichen  Kompetenz  gebricht^). 

Danach  wird  sich  die  Kompetenz  in  Ehesachen  in  folgender 
Weise  gestalten: 

1.  mit  Wirkung  für  den  Bereich  der  ganzen  Konventioi 
wird  ein  österreichisches  Gericht  in  Ehescheidungs-  und 
Trennungsklagen  zu  judizieren  berufen  sein,  in  desseB 
Sprengel  die  Ehegatten  oder  bei  Verschiedenheit  des  Wohn- 
sitzes der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  hat,  mögen  die  Ehe- 
gatten In-  oder  Ausländer  sein.  Der  dem  österreichischei. 
Rechte  eigentümliche  Gerichtsstand  des  letzten  gemeinsamen 
Wohnsitzes  wird  als  internationaler  nur  mehr  anerkannt 
im  Falle  boshaften  Verlassens  oder  Wohnsitzwechsels  nach 
Eintritt  der  Scheidungsursache.  Alle  diese  fora  fallen 
weg,  wenn  die  Trennungs-  oder  Scheidungswerber  oder 
einer  derselben  Ausländer  sind  und  das  heimatliche  R^ht 
diesen  Vorbehalt  gemacht  hat  2); 

^)  Czyhlarz,  S.  30,  unterwirft  anch  diesen  FaH  dem  §  3  des 
Dnrchfühmngsgesetzes.  Indes  würde  dieses  auf  §  81  Z.  3  £0  gar  nicht  passeo. 
welche  nur  solchen  Urteilen  Vollstreckbarkeit  versagt,  die  den  Personenstand 
österreichischer  Staatsbürger  treffen,  und,  wie  zum  Durchlührnngsgesetz  §  3  in 
den  Reg.-Motiven  S.  38  bemerkt  wird,  will  §  3  D.  G.  den  Gedanken  des 
§  81  Z.  3  £0  anfrechtbalten. 

2)  Nach  dem  neueren  Judikate  des  OGH  vom  16.  5.  07,  Jur.  Bl.  No.  « 
ex  1908  sind  die  österreichischen  Gerichte  auch  ohne  diese  Yoraassetzong  zur 
£ntscheidung  über  die  Trennung  und  Scheidung  von  Ausländerehen  unznstäDdig- 
Entgegengesetzt  E.  vom  17.  12.  07,  Jur.  Bl.  ebenda.  Für  die  Ablehnung 
der  Zuständigkeit  wird  sich  auf  Art.  IX  EG  z.  JN  (völkerrechtliche  Grund- 
sätze) berufen ;  da  in  diesem  Rechtsfalle  der  Beklagte  im  Auslände  wohnte 
und  dieser  Umstand  verwertet  wird,  dürfte  der  Entscheidung  keine  prinzipielle 
Bedeutung  zukommen. 
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2.  mit  Wirkung  für  den  Bereich  des  Inlands  bleiben  alle 
inländischen  fora,  z.  B.  der  letzte  gemeinsame  Wohnsitz 
(§  76  J.  N.)  oder  der  allgemeine  Gerichtsstand  des  Ehe- 
mannes (§  114  J.  N.)  in  Geltung;  solche  Urteile  sind  dann 
im  Auslande  nicht  immer  vollstreckbar.  Nur  wenn  der 
Vorbehalt  seitens  des  Heimatstaates  gemacht  ist,  wird  die 
Kompetenz  auch  mit  dieser  beschränkten  Wirksamkeit 
aufhören,  weil  darauf  durch  den  Staatsvertrag  ohne  Ein- 
schränkung verzichtet  wird.  Solche  Klagen  wären  wegen 
Inkompetenz  abzuweisen. 

Eine  Ausnahme  von  der  absoluten  Wirkung  des  Vorbehaltes 
der  heimatlichen  Kompetenz  mußte  für  jene  Ehen  geschaffen 
werden,  welche  mit  Nichtigkeit  für  den  Bereich  der  Heimat  ge- 
schlossen sind®),  denn  diese  können  in  der  Heimat  nicht  Gegen- 
stand eines  Trennungs-  oder  Scheidungsprozesses  bilden.  Für 
diese  ist  unter  allen  Umständen  die  Gerichtsbarkeit  des  Landes 
zuständig,  worin  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  haben. 

Sehr  zweckmäßigerweise  ist  selbst  dort,  wo  nur  das  heimatliche 
Gesetz  kompetent  ist,  doch  das  Gericht  des  Wohnsitzes  zur  Er- 
lassung von  einstweiligen  Verfügungen  bezüglich  der  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  kompetent  (Art.  6);  doch  bleiben  sie 
nur  aufrecht,  wenn  sie  innerhalb  eines  Jahres  vom  heimatlichen 
Gericht  bestätigt  werden  und  keinesfalls  für  länger,  als  das 
Gesetz  des  Wohnsitzes  gestattet. 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  die  Sicherung  der  Anerkennung 
der  Ehescheidungs-  und  Trennungsurteile  innerhalb  der  Vertrag- 
staaten, weil  hierdurch  die  Absicht  der  Konvention  allein  er- 
reicht wird.    Es  ist  klar,  daß  es  sich  um  kein  reines  Fest- 


3)  z.  B.  Art.  3  (I.  Konvention)  EheschUeßong  im  Aaslande  ungeachtet 
religiöser  Hindernisse  der  Heimat,  oder  Art.  ö  Abs.  2  (I.  Konvention)  Ehe- 
schließung in  zivilen  Formen  trotz  obligatorischer  religiöser  Trauung  in  der 
Heimat,  oder  Art.  ö  Abs.  3  (I.  Konvention)  Verletzung  der  heimatlichen 
Vorschrift  über  das  Aufgebot,  Art.  7  Eheschließung  in  den  Formen  des 
heimatlichen  Rechts  und  mit  Verletzung  des  Rechts  der  lex  loci  actus,  Art.  7 
Abs.  2  (I.  Konvention). 
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Stellung«-,  sondern  um  ein  Rechtsgestaltungserkenntnis  handelt, 
dessen  Rechtsfolgen  weitester  Anerkennung  bedürftig  sind^). 

Durch  Art.  7  ist  in  zweckmäßigster  Weise  gesichert,  daß 
die  gemäß  vom  Art.  5  kompetenten  Gerichte  ausgesprochene 
Scheidung  oder  Trennung  innerhalb  des  ganzen  Vertragsgebietes 
anzuerkennen  ist  und  res  iudicata  schafft.  Die  Fassung  der 
Stelle  erledigt  zugleich  die  Streitfrage,  ob  auch  ein  abweisendes 
Urteil  res  iudicata  macht,  in  verneinendem  Sinne  ^.  Eine 
ITeberprüfung  des  Urteils  in  einem  anderen  Staate  ist,  von  der 
Zuständigkeitsfrage  abgesehen,  auch  nicht  in  formali,  statthaft; 
die  innerstaatlichen,  die  Vollstreckbarkeit  fremder  Urteile  be- 
schränkenden Vorschriften  (z.  B.  §  81  Z,  4  EO  betreffend  die 
Nichtexequierbarkeit  von  Erkenntnissen  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  Sittlichkeit)  fallen  weg.  Nur  bei  Versiam- 
nisurteilen  geht  die  Ueberprüfung  so  weit,  ob  die  Ladung  xum 
Prozesse  in  jener  Weise  erfolgte,  wie  sonst  die  VoUsta^ckbar- 
keit  fremder  Urteile  sie  erfordert. 

Aus  dem  Gesagten  folgt,  daß  es  Sch^^idung  oder  Trennung 
bloß  für  den  Bereich  einzelner  Staaten  in  Hinkunft  nur  in 
seltenen  Fällen  geben  wird ;  lag  aber  dem  Erkenntnisse  eine  der 
internationalen  Kompetenzen  zu  gründe,  so  ist  die  Vollstreckungs- 
kraft eine  uneingeschränkte.  Dieser  Grundsatz  geht  so  weit,  daß 
auch  Staaten,  die  eine  Auflösung  der  Ehe  nicht  kennen,  ein 
Trennungserkenntnis  zu  respektieren  und  zu  befolgen  haben. 
Dort,  wo  ein  administratives  Erkenntnis  das  Scheidungsurteil 
ersetzt  (z.  B.  in  gewissen  Fällen  in  Schweden,  Norw^egen  und 
Dänemark),  soll  dasselbe  auch  überall  res  iudicata  machen, 
wenn  nur  das  heimatliche  Recht  beider  Ehegatten  diese  Ein- 
richtung kennt;    das  Erkenntnis   wirkt   dann  wie   das  Urteil 

^)  So  fordert  Georg  Fl ai schien  die  ausschließliche  Kompetenz  der 
heimatlichen  Gerichte,  um  die  Durchführung  der  Scheidung  in  den  heimat- 
lichen Registern  zu  sichern.     Hevue  1895  S.  260. 

2)  Meili,  Die  Staatenkonferenzen  im  Haag  S.  51.  Ebendaselhst  S.  55 
ist  zu  ersehen,  wie  ahlehnend  sich  hisher  die  Staaten  gegen  die  Vollstreckmi^ 
ausländischer  Scheidungsurteile  verhalten  hatten,  was  besonders  wegen  Art  56 
des  schweizerischen  Zivilstandesgesetzes  von  Bedeutung  war,  wonach  aach 
Ausländer  durch  Schweizer  Gerichte  Scheidungsurteile  erlangten,  wenn  nach- 
gewiesen wurde,  daß  der  Heimatstaat  dieselben  anerkennt. 
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eines   kompetenten    Gerichtes    über   die   Grenzen   des   eigenen 
Staates. 


Der  Inhalt  der  Verträge  greift  der  späteren  innerstaatlichen 
Regelung  der  betreffenden  Partien  des  internationalen  Privat- 
rechts nicht  vor^).  Er  läßt  auch  das  innerstaatliche  Eherecht 
unberührt;  allein  die  großen  Grundprinzipien  beginnen  bereits 
die  Gesetzesanwendung  zu  beeinflußen,  namentlich  in  dem  Sinne, 
daß  fremden  Ehen  die  heimischen  Vorschriften  nicht  aufgezwungen 
werden.  Daß  sich  der  inneren  Rechtsübung  große  und  neue 
Gesichtspunkte  eröffnen,  ist  ein  nicht  gering  zu  achtender  Erfolg. 
Aber  wer  sich  von  der  Konvention  für  das  innerstaatliche  Ehe- 
recht einen  Wandel  erwartete,  kommt  naturgemäß  nicht  auf 
seine  Kosten,  nur  läuft  er  Gefahr,  die  wirklich  gebotenen  Port- 
schritte zu  übersehen.  Ob  die  praktische  Handhabung  der 
Konventionen  der  Eherechtsreform  neue  Impulse  geben  wird, 
bleibt  abzuwarten;  sollte  es  der  Fall  sein,  so  werden  Freunde 
und  Gegner  derselben  es  den  Konventionen  danken  oder  zugute 
halten,  wenn  sie  wie  ein  frischer  Wind  im  Bau  des  Eherechts 
fegen,  zerstören,  was  morsch  und  brüchig,  und  unversehrt  lassen, 
was  festgefügt  im  Rechtsbewußtsein  haftet. 


1)  Reg.  Motive  S.  28. 
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